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Vorrede. 


Eine Geſchichte ber deutſchen Bunbesverfammlung 
ift bisher nicht verfucht worden. Eine große Lücke in ber 
Geſchichte des deutſchen Volkes ift daher unausgefüllt ge 
"blieben. Was über die Thätigkeit ber Bundesverſammlung 
gefchrieben, entbehrt aller derjenigen Erforderniſſe, welche 
eben nur durch zugängliche Benutzung ber Bunbesprotocolle 
ſelbſt zu erreichen waren. Diefes große Material für die 
Geſchichte der Bunbesverfammlung war entweber nicht zu⸗ 
gänglih oder wenn zugänglich, den Schriftjtellern über diefen 
Gegenftand zur öffentlihen Benutzung verſagt. Ohne bie 
vollftändige Einficht der Bunbesprotocolle kann ſelbſtredend 
auch eine Geſchichte berfelben nicht gefchrieben werden. 
Diefe Einficht ſchien für einen Gelehrten ſehr weit entjernt 
zu liegen und nod v. Mohl*) meinte deßhalb, es bürfe 
eine ſolche Geſchichte noch Lange auf fih warten laſſen. 

Seit einer Reihe von Jahren Tiegen dem Verfaſſer bie 
Bunbesprotocolle volljtändig vor und zwar fo, daß ihm 


°) v. Mohl, Geſchichte der Staatöwifieniaft. IL. 262. 
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jelbft eine große Anzahl ber gefchriebenen Protocolle, ſowie 
ber Verhandlungen in vertraulihen Situngen nidt un⸗ 
befannt geblieben find. Daß von biefem ſehr großen, bis 
babin ganz unbewältigt gebliebenen Material von bem Ver⸗ 
faffer dasjenige aus ben Protocollen zc. nicht veröffentlicht 
wird, was im Intereſſe bes beutfchen Volkes ſelbſt ver: 
heimlicht bleiben muß, wie 3. B. vielerlei in Bezug auf bie 
Militairverhältniffe des deutſchen Bundes, verſteht ſich von 
felöft, und hierbei wird man eine Vollſtändigkeit gewiß nicht 
erwarten können. Dem Kenner biefer Verhältniffe wird es 
beffen ungeachtet offenbar fein, daß dem Verfaſſer auch die 
Protocolle der Militair-Commiffion zu Gebote ftanden. 
Dabei muß er aber zugleich hiermit entjchieden erklären, 
daß er bie Kenntniß ber in dem vorliegenden Werke be: 
nutzten Actenjtüde keiner Indiscretion verdankt; das Nähere 
in biefer Beziehung fol am Schluſſe des Werkes an: 
gegeben werden. 

Was die Behandlung ber Sache im Allgemeinen an- 
geht, fo Hat ber Berfaffer geglaubt, fi auf diejenigen 
Gegenstände, welche Bezug auf bie Nationalinterefjen haben, 
befchränfen zu müflen. Die Bunbeöverfanmlung hat, be- 
ſonders in ber erften Zeit ihrer Thätigkeit, ſich mit vielerlei 
Sachen beihäftiget, die zwar ihren guten Willen Gerehtig: 
keit gegen Sebermann, foviel an den Wejandten Tag, zu 
üben, beweiſen, aber bennoch für das allgemeine Intereſſe 
einen zu untergeorbneten Werth beſitzen, um noch jetzt 
eine befonbere Beachtung zu verdienen. Es iſt hierbei z. B. 
an bie überrheiniſche Suftentationsjahe, an das ehemalige 
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Neichslammergericht, an ben deutſchen Orden ac. zu erinnern. 
Wichtig allerdings war es, Gerechtigkeit in dieſen Ange 
legenbeiten zu üben, aber bem Berfafler wird man erlafien, 
auf bie Details ber umfangreichen Arbeiten bierüber ein- 
zugeben. Auch bas, was in rein ftaatärechtlichen Fragen 
allgemein befannt unb in ben Handbüchern über Staats: 
und Bundesrecht genügend anerfannt ift, wird nur über: 
fihtlih behandelt werben, 3. B. Austrägalinftanz, ſtandes⸗ 
herrliche! Berhältniffe und bergl. Der Plan des nachfolgen⸗ 
ben Werkes gebt allein bahin: bie Geſchichte ber 
Bundesverfammlung mit vorzugsmeifer Berüd- 
fiätigung ihres Berhaltens zu ben großen deut: 
fen Rationalfragen, zu ben bleibenden Inte 
reffen bes deutſchen Volles zu ſchreiben. 

Was bie Behandlung ber einzelnen Gegenftänbe, welche 
hier in Betracht gezogen werben fjollen, betrifft, fo konnte 
ber Berfaffer nicht eine chronologifhe Ordnung feithalten, 
fondern fand es angemeſſen fie in befonderen Kapiteln nad) 
mehr ober weniger genau abgegrängten Zeitperiden bat: 
zuftellen; fo 3. 3. die politifden Unterfuchungen der Central⸗ 
Unterfudungscommilfton zu Mainz, bie weftphälifhe Do: 
mainenangelegenbeit, bie Streitigfeiten zwifchen Frankfurt 
und den bortigen Juden, benen bie freie Stabt bie erlangte 
gefeßlich begründete Emancipation, an ſich ſchon von ber 
Humanität unferes Jahrhunderts gefordert, mit Unrecht 
verfümmern wollte Auch biejenigen Gegenitänbe, welche 
nach ben Bundesgrundgeſetzen von der Bunbesverfammlung 
hätten erledigt werben müſſen, aber neben und außer ihr 
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‚verhandelt find, werben bier berüdficytigt werben, fo 3. ®. 
die. Verhandlungen über bie Verhältniffe der katholiſchen 
Kirche, welche 1818 in Frankfurt geführt unb ber Bundes⸗ 
verfammlung mitgetheilt wurben, vieles aus ben Zoll⸗ 
verhanblungen bei ben wiener Conferenzen von 1820 unb 
Anderes. Der Verfaſſer bat e8 für nothwendig erachtet, 
auch die Verhandlungen in Wien zur DBegrünbung ber 
Bunbesacte, von feinem Stanbpuncte aus, kurz barzuftellen. 
Hierbei kam es ihm darauf an, ben Vordergrund für feine 
Beurtheilung ber XThätigkeit ber Bunbesverfammlung zu 
gewinnen; außerbem waren bisher biefe Verhandlungen zu 
Wien von dem in biefem Buche maßgebenden Stanbpuncte 
nicht erörtert. Es war auf fie bejondere Rüdficht zu neb- 
men, weil nur die Verbindung derfelben mit ber nachfolgen⸗ 
den Politik der deutſchen Regierungen Alles in bas rechte 
Licht ftellen wirb. 

Sonft wird bei allen befannten Gegenftänden ber 
Berfaffer ſich Furz faffen, was aljo insbefondere für bie 
Zeit von 1816 — 1820 gilt. Die befannten Sachen ganz 
auszuschließen ging aber eben fo wenig, als etwa in einer 
neuen Darftellung ber Gedichte des 18. Jahrhunderts 
Tängft und unzählige Male vorgeführte hiſtoriſche That⸗ 
fachen ausgelaffen werben koͤnnen. Vieles Bekannte hat 
buch die Benutzung ber loco dictaturae gebrudten Be- 
richte auch wohl eine wejentlih andere Geftalt gewonnen. 
Damit aud ber Anfhein vermieden werbe, daß 
bie Fehler ber Bundesverſammlung zu ſtark be- 
tont feien, fo find diejenigen Verhandlungen, 
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bei welden ein Berbienft um Nationalinterefjen 
bervorleudtet, mit befonderer Ausführlichkeit 
gegeben. Dahin gehören z. B. die Verhandlungen über 
die freie Auswanderung, bie der PBräfidialgefanbte als ein 
wahres allgemeines deutſches Bürgerrecht bezeichnete. Weber: 
haupt wird der Berfaffer bie Urkunden in allen wichtigen 
allen fprecden laſſen. Wo das Material allgemein zu- 
gaͤnglich ift, kann man fich befien freilich überheben. 

Bas ben Stanbpunct bes Verfaſſers betrifft, von 
welchem aus er die Geichichte ber Bundesverſammlung ge- 
ſchrieben bat, fühlt er fi) gebrungen in biefer Vorrede 
einige nähere Erläuterungen zu geben; je offener fie find, 
je mehr hofft er auf Billigkeit ber Beurtheilung. 

Die politifche Anficht des Verfafferd wirb denjenigen, 
welche den politifchen Ereigniffen in ben Fleineren beutfchen 
Staaten gefolgt find, im Ganzen nit unbefannt fein. 
Bon dem erften Beginn feiner afabemifchen Laufbahn an 
hat er dem monarchiſchen Princip, der landſtändiſchen 
Berfaffung angehangen, freilich nicht jener Yanbftänbifchen 
Berfafjung, welche mit mittelalterlichen Ständen in ihrer 
überwunbdenen unmöglich gewordenen Abgefchloffenheit bie 
Fortſchritte der modernen Entwidlung des Staats ignoriren 
wollte, aber immer einer Verfaſſung mit den vorhandenen, 
gefchichtlich berechtigten Ständen in derjenigen Fort: und 
Ausbilbung, welche bie fortgefchrittene Kultur des Jahr⸗ 
hunderts mit unverwerflicher Berechtigung verlangen Tann. 

Die Geſchichte der lebten Decennien hat dem Verfaſſer 
bie Weberzeugung gegeben, baß biefer Standpunet that: 
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ſaäch lich nit mehr aufrecht erhalten werben kann. Es 
geſchahen ber Fehler zu viele, welche bie Urfache find, daß 
das monarchiſche Princip mit einer landſtändiſchen 
Berfaffung in jener Anwendung, bie durch die Bundes⸗ 
octe und Bundesgeſetze feitgehalten werben ſollte, nidt 
mehr aufrecht zu erhalten ift. Denn ſtatt ber Aufrecht⸗ 
haltung des monarchiſchen Princips ift man von 
den einflußreichften Seiten beſtrebt geweien, Principien ber 
abfoluten Regierungsform feftzuhalten und felbft, 
wo fie fon vor dem Fortſchritte der Zeit gefallen waren, 
wieder einzuführen. Man ift weiter gegangen. Man hat 
die landſtaͤndiſche Verfaſſung zu ber Durchführung biefer 
Tendenzen benubt und bamit ihr das Bertrauen genommen, 
ohne weldhes Feine Verfaffung der Welt dem Volke gegen- 
über Beftand haben kann. Man bat bie landſtändiſche 
Berfaffung untergraben, indem man bie Stüßen ber: 
jelben wegnahm, mit Liſt oder Gewalt, die Stützen, welche 
ihr Anſehn verfchaffen konnten, welche zwar bie abfolute 
Herrſchaft, aber im Intereſſe des monarchiſchen Princips 
ſelbſt beſchränkten. Die Blicke und die Neigung ber Nation 
wendeten ſich daher jenen Inſtitutionen zu, welche mehr 
Bürgschaft zu leiſten ſchienen, als bie landſtändiſche Ber: 
fafjung, — bem franzöfifhen Kammerfyitem, insbefonbere 
wie e8 von der Oppofition in der Kammer feit 1816 und 
feit 1830 in ber fogenannten Qulimenardie verjtanden 
wurde. Es war biefe Richtung tief zu beffagen; denn fie 
binderte die wahrhaft nationale Entwidlung ber beutjchen 
Terfaffungsverhältniffe, aber fie war die Schuld ber Ge- 


walthaber jener Zeit, die fih dann nicht wundern durften, 
daß das Jahr 1830 und das fchlimmere Jahr 1848 ihre 
Throne erfhütterten. Man hätte nun aus ben traurigen 
Erfahrungen von 1848 bie Erkenntniß gereift glauben 
follen, daß nur in weifer Beſchränkung ber Regierungs⸗ 
gewalt, in voller Ehrlichkeit der Einführung landſtändiſcher 
Berfoffung Haltpunct und Heil für die Megierungen zu 
finden feien, weldye die Revolution befiegt und benen das 
Jahr 1850 die Gewalt wieber in bie Hände gab. Allein 
auch biefe Iehte Gelegenheit das monarchiſche Prineip auf- 
recht zu erhalten, ift unbenußt geblieben von benen, welchen 
fie reichlich geboten wurde. Es iſt gefallen durch bie 
eigene Schuld derjenigen, welche bie Hauptvertreter befjelben 
zu fein ſchienen. Es ijt noch als eine befonbere glückliche 
Fügung anzufehen, daß die franzdfifchen Berfahrungstbeorieen 
nicht durdgängig in den Gemüthern ber Deutfchen feiten 
Boden gewonnen, fonbern daß ſich auch die Blicke nad 
dem ſtammverwandten England richteten. So iſt an bie 
Stelle des monarchiſchen Princips entweder ausdrücklich 
durch neue Verfaſſungsbeſtimmungen oder wenigſtens in den 
Geſinnungen ber überaus großen Mehrzahl bes deutſchen 
Volles da8 parlamentarifche getreten. Es wirb feit 
1850 hauptfächlich durch einen großen Staat geftüht, ohne 
deſſen Kraft, Macht und Intelligenz Deutfchland politifch 
wenig bedeutete: Preußen. In biefem Staate ift nicht 
nur thatfächlich dad monarchifche Princip aufgegeben, fondern 
die Verfaſſung deſſelben bat mit bürren deutlichen Worten 
das monarchiſche Princip durch das parlamentarifde 


x 


erſetzt. Art. 62 Abſ. 1 der preußifhen Verfaffung vom 
31. Januar 1850 fagt einfah: „Die gefeßgebenbe 
Gewalt wirb gemeinfhaftlid burd den König 
und zwei Kammern ausgeübt,” — Art. 64: „dem 
Könige, fowic jeder Kammer, fteht das Recht zu, 
Geſetze vorzuſchlagen *).“ 

Nachdem die preußiſche Verfaſſung den Sturm von 
1850 überlebte, ſowie den verjuchten Revifionen von 1851 
und 1852 getrogt hat, ift für ben unbefangenen Beob⸗ 
achter der politiſchen Zuſtände jede Ausſicht verſchwunden, 
daß das preußiſche Volk ſich dieſe beiden Art. (62 und 64) 
jemals wieder nehmen laſſen werde. Dieſe beiden Art. 
ſtehen aber im entſchiedenſten Gegenſatz zu den Beftim- 
mungen ber deutſchen Bunbesgrundgefehe, in weldyen „bie 
Vereinigung der gefammten Staatögewalt in bem 
Oberhaupte des Staates” vorgefchrieben ift *). Noch ift 
zwar in Preußen ein großes Uebergewicht der Krone gegen 
die Kammern vorhanden, wozu insbeſondere Art. 46 der 
Verfaſſungsurkunde dient: „ber König führt ben Ober— 
befehl über das Heer;“ allein in ber Hauptſache ändert 


©) Hiermit vergl. man die Beftimmungen über bie Zufammenfegung ber 
zweiten Sammer und bie Rechte, melde fon ben Kammern bei ber Geſetz⸗ 
gebung unb ben Finanzen zuftehen. 


°*) Art. 67 ber wiener Schlußacte von 1820: „Da ber beutfche Bunb 
mit Ausnahme ber freien Stäbte, aus fonverainen Fürſten beſteht, fo muß 
bem bierburch gegebenen Grundbegriffe zufolge, bie gefammte Stuatögewalt 
in dem Oberhaupte bed Staates vereinigt bleiben und ber Souverain kann 
durch eine landſtändiſche Verfaſſung nur in der Ausübung beſtimmter Necte 
an bie Mitwirkung ber Stände gebunden werben.” Vergl. B.⸗Beſchl. vom 
16. Aug. 1824. B. ⸗Beſchl. vom 28. Juni 1832, Urt, 1. 
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auch biefe Beitimmung für bie Zukunft des parlamentari- 
ſchen Princips nichts. Die nenefte Zeit hat bewieſen, wie 
weit fich baffelbe in Preußen ſchon eingelebt Hat. Wie 
wollte fi) wohl Deutfchland ber Wucht und dem Beilpiel 
anes Staates von der Bebeutung Preußens entziehen? 
Die überaus große Mehrheit in Deutfchland ift überdem für 
da8 parlamentarifche Princip, wenn fie nicht etwa noch weiter 
bringt: auf bie Volksſouverainetät, von welcher bie Fürſten 
ihr Amt und ihre Gewalt ableiten follen. Es ift baber jeht 
nur noch die Didglichkeit gegeben, bie übergroße Macht der 
Kammern zu verhindern, insbeſondere in jenem Staate, ben 
Gottes Fügung zum Führer Deutſchlands auserlefen, bis 
Deutſchland zu ber feiten Berfaffung und zu der Achtung 
gebietenben Stellung dem Auslande gegenüber gelangt ift, 
welche ihm gebühren und das Ziel und das Streben aller 
Bernünftigen fein müflen; vorab aller Confervativen. 

Der Sieg bes parlamentarifchen Princips ift alfo in 
nächster Zukunft für Deutfchland unzweifelhaft; der Sieg iſt 
gewonnen zumeift burch die Fehler, — man mag nicht jagen 
böfen Willen — berjenigen, bie das monarchiſche Princip 
mit abgenutzten Beamtenkniffen aufrecht zu erhalten glaubten ; 
weil fie Einzelne damit zu verberben vermochten, fo meinten 
fie au den Gang ber Kreigniffe aufhalten zu Tünnen. 
Eine große und ſchwere Schuld tragen auch Diejenigen, 
welche nach ihrer Stellung hätten Staatsmänner fein 
follen und müſſen, aber aus Furcht vor dem Namen von 
Barteimännern, der unter Umftänden ein großer Ehren⸗ 
titel if, Hofmänner geworben find; je ehrenwerther 


jonft in ihren Bürgerlichen Verhältniffen, je fchlimmer und 
trauriger haben fie gewirkt. Es foll hiermit nicht gefagt 
fein, daß die Parteifucht, melde um jeden Preis felbft bie 
Wahrheit und Sittlichkeit Necht behalten will, gelobt werben 
müffe, denn biefe ift allerdings Urſache fittlichen Verfalls 
geworden. Mber in Zeiten, wie bie bes letzten Decenniums, 
muß jeber Patriot Partei nehmen, weil nur in der Ber: 
einigung die erfolgreiche Kraft des fittlihen Wirkens ge 
geben war. Glüdllicher Weiſe bat bie Einficht aller politi- 
ſchen Parteien, bie diefen Namen verdienen, in Deutfchlandb 
feit 1848 bedeutend zugenommen und man-muß auch von 
eonfervativer Seite zugeftehen, daß das Hauptorgan ber 
eigentlich vepublicanifhen Partei in Deutjchlanb, bie ber: 
liner Nationalgeitung, eine fehr bemerkenswerthe unb an- 
erfennenswerthe patriotiihe Haltung bewahrt, bie gegen 
bie Beftrebungen ber Democraten von 1848 bebeutenb ab- 
ftiht. Dieſe vermehrte Einfiht aller Parteien fcheint eine 
Hoffnung zu geben, daß Deutſchland die drohenden politi= 
fhen Stürme mit Ehren beitehen werde. 

Es würbe einem Lehrer ber politifchen Wiffenfchaften 
ſchlecht anftehen, diefen Gang ber Dinge zu ignoriren. 
Der Lehrer ber politifchen Wiflenfchaften bat vor allen 
Dingen bie DVerpflihtung den thatfächlicden Verhältniſſen 
diejenige Aufmerkfamkeit zu widmen, welche fie verdienen 
und verlangen, und felbft principielle Bedenken fallen 
zu lafjen, wenn bie, welche zunächſt und entfcheibenb 
bie Träger zu fein verpflichtet waren, ihre Principien ent- 
weber verleugneten oder in verblenbeter Weiſe jelbft ver⸗ 


wichten halfen. In Glaubensfuhen, in fütliden Berhäit- 
nifien Tann man unbedingt fefthalten, und wenn man 
allein ftebt, in politifchen Dingen ift e8 anders, Da beißt 
e8 oft zwifchen zwei Uebeln wählen, wie ſchon Macchiavelli 
fagte. Der Berfaffer Hat fich fehr lange gefträubt, bie Noth⸗ 
wenbigfeit des parlamentarifhen Princips für Deutſchland 
zugugefteben. Denn es ijt überaus traurig, ein Decennien 
lang vertheidigtes Prineip, für welches manches ſchmerzliche 
Opfer gebracht ift, der Nothwendigkeit thatfächlicher 
Berhältnifje gegenüber fallen laffen zu müflen. Seit Jahren 
Bat ſich aber ber Berfafjer biefer Ueberzeugung nicht ver 
ſchloſſen und fih zum dfteren dahin entfchieben äffentlich, 
wenn auch nicht in Druckwerken ausgeſprochen *). 

Wenn aber ber Berfaffer für jetzige Zuftände biefen 
Mapftab zugeſtehen muß, fo will er bamit nicht gefagt 
Haben, daß das parlamentarifche Princip für die Beurtheilung 
ber Zeit von 1816 bis 1848 das berechtigte geweſen fei. 

Bei Beurtheilung der Xhätigleit der Bunbesverfanmme 
lung barf es in biefer Zeit zur Grunblage nicht bienen. 
In ſolchen Fehler find Diele gefallen; fo v. Mohl und 
Servinus. Das kann nur ſchiefe Urtheile geben, In 
jener Zeit war das monardifche Princip mit einer Ianb- 
ſtaͤndiſchen Verfafjung der Maßftab für bie Hanblungsweife 
ber deutſchen Regierungen. Leider wird auch mit dieſem 

®) Der Berfaffer fügte fi fogear gebrungen, freili nur in Bezug 
auf Localverhältniffe, Hier hinzuzufügen, wie mancher ängfiiden Seele fein 
Mened Ausſprechen politiſcher Grundſähe an öffentlichen Orten eine fehr uns 


Gequeme Rädfiägtlofigfeit ſchien. Man wird jept die Urlache beffelben ber 
greifen. Ber 6 Jahren konnte dieſes Buch noch nicht erſcheinen. 
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Mafftab das Urtheil oft fehr Kart Iauten und bie Ber- 
banblungen bes Bundes werben einem ftrengen Tadel unter- 
Viegen müſſen. Die Seit des Schweigens, ber Zurück⸗ 
haltung im Urtbeil iſt endlich für den Conſervativen ab- 
gelaufen. So lange bie Hoffnung vorhanden war, baß ber 
beutfche Bunb bie einzelnen beutfchen Regierungen ihrer 
erften Verpflichtung nachkommen würben, „bie Grundgeſetze 
bes beutjchen Bundes aufrecht zu erhalten, ben National: 
interefien Deutſchlands gerecht zu werben,” modte ein 
Schweigen von confervativer Seite gerechtfertigt ſcheinen. 
Eine Art Pietät hatte bis dahin ben Mund verfchloffen. 
Die letztverfloſſenen ſechs Jahre haben aber nur allzufehr 
gezeigt, daß Bier jede Hoffnung eine vergebliche ift und 
fein wird, daß mur eine vollftändige Reform ber Bundes: 
grundgefeße, der Regierungsformen in Deutſchland unter 
ber Aegide Preußens helfen Tann. Sieht wird es endlich 
und die hoͤchſte Zeit, daß auch confervative Stimmen ſich 
ohne Rückhalt äußern, wie fie bie Thätigkeit ber beutjchen 
Bundesverſammlung, der beutfchen Regierungen von ihrem 
Stanbpuncte beurtheilen, damit e8 nicht fcheine, als billigten 
fie alles das, was unter bem Namen von conjervativen 
Intereſſen vorgefchoben mwurbe, was aber bäufig nichts 
anderes war, — und biejes Urtheil wird bem Verfaffer jehr 
ſchwer auszufprehen — als ber blankſte baarſte Abſolutis⸗ 
mus. Es ift wahrlih Fein Grund vorhanden, daß bie 
Conſervativen fih zum Schilb von Beitrebungen machen 
follen, welche ihr Princip ſelbſt untergraben und vernichten, 
bie fociale Revolution befchleunigen, ja mit Nothwendigkeit 
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herbeiziehen. Nur zu lange haben ſie geſchwiegen und ge⸗ 
ſchont, ſo daß ſie den Argwohn auf ſich laden werden, 
ſie verließen, wie die Ratten das ſinkende Schiff, erſt 
dann die Reihen des Abſolutismus, wenn der Untergang 
deſſelben gewiß ſei. Aber ſo liegt das Verhältniß den⸗ 
noch nicht, inſofern man die Conſervativen nicht mit den 
Perſonen verwechſelt, die jedem Miniſter, ſei er wer er wolle, 
in Gehorſam und Demuth dienen, auch wo ſie nicht durch 
ihre Stellung dazu amtlich verpflichtet ſind. Noch iſt immer 
mancher Vortheil von dem Abſolutismus zu hoffen! 

Freilich das letzte nicht zu ferne Ergebniß wird der 
Sieg des parlamentariſchen Princips in allen Theilen 
Deutſchlands ſein; das germaniſche Europa iſt einig in 
dieſem Puncte. Die Gegner dieſes Prineips ſind ohne 
Hoffnung. 

Es hat in dieſem Buche ſich oft Gelegenheit gefunden 
die öſterreichiſche Politik in Bezug auf Deutſchland am 
Bundestage zu beleuchten. Verderblich wie fie von jeher 
gewirkt bat, Tonnte fie bem Tadel nicht entgehen, ben fie 
wirklich verdiente. Moge man dem Berfaffer nicht Partei: 
lichkeit vorwerfen, — überall follen bie Actenjtüde ſelbſt 
ſprechen. Es ift möglich, daß Oeſterreich jebt, wo bie Ber: 
widelungen in S$talien vielleicht bald die Hülfe Deutſchlands 
erfordern, geneigt ſcheint, ben Riß zwifchen ſich und Deutſch⸗ 
land zu befeitigen, wie es feit 1850 verfuchte, wenigſtens 
in Zollfachen fih zu nähern Allen es ift für biefe 
Hoffnung, welche jeit 1850 fo leicht zu erfüllen war, bisher 
noch ſehr wenig gefchehen. Faſt zehn Jahre find feitbem un: 
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benugt verſchwunden; — Defterreich hatte bie Gewalt, viel 
für Deutſchland zu thun, — es hat fie gebraucht nicht um bie 
Schranken zwiſchen fih und Dentſchland nieberzureißen, 
jondern zu erhöhen. Denn Deutfchland bulbet, fo lange es be⸗ 
ſtehen wirb, feine abfolute Herrfchaft mehr. Einzelne dfters 
veihijhe Staatsmänner, und vielleicht gerabe bie conferba- 
tioften, ſtreben nach einer Bereinigung mit Deutfchland. 
Sie werden aber durch wie es jheint, nit zu überwäl- 
tigende Einflüſſe von anderer Seite in ihren Beftrebungen 
gehindert, Defterreich ift gegen bie Erwartung Eonferbativer 
in allen benjenigen ragen, bie von Bundeswegen ge 
ordnet werben mußten, das Ginbernig bei Erledigung ber: 
felben an ber Bundesverfammlung geblieben. Der Ber 
faffer gehörte nicht zu denjenigen, welche diefe Erledigung 
im radicalen Sinne wünfchten, aber bie lange unabfehbare 
Dinzögerung dieſer Fragen Hat ihn, wie viele Conſervative, 
mit Zrauer erfüllt. Wenn irgend etwas, fo ift es biefe 
Dinzögerung geweſen, welche ben Eonfervativen, bie auf 
Deſterreich hofften, allen Boden unter den Füßen ge 
nommen, welche ihnen alles Vertrauen geraubt, welche ihre 
Wirkſamkeit für lange Zeit, vielleicht für immer, unm” lie 
macht. Was hat cd genüßt, denen, weldhe eine der That 
nach abjolute Herrjhaft wünfchen, eine kurze Freude und 
Hoffnung für einige Jahre zu verfchaffen? — Daß Deutfch- 
Iand ber Gefahr einer Revolution entgegengeht, wenn Gottes 
Fügung nit etwa große Männer auf den Thronen erweckt, 
wie ſie nicht oft in der Geſchichte erſcheinen, die mit kraf⸗ 
tiger, weiſer und gerechter Hand die Zügel der Regierung 
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faſſen. Deßhalb muß die Entrüſtung über dieſe verfehlte 
Politik Deſterreichs am Bundestage auch einen Conſer⸗ 
vativen das Verlangen ſtellen laſſen: „Deutſchland will die 
verbärgten Thaten einer nationalen Politik Deſterreichs 
für Deutſchland ſehen, wenn es Sympathie für Oeſter⸗ 
reich, Hülfe für deſſen Intereſſen haben fol. Der Worte 
find genug gemacht; es find Bürgſchaften erforderlich.“ 
— Man ſage nicht, daß es ungerechtfertigt wäre, wenn 
Deutſchland an ſeine Hülfe Bedingungen knüpfe, — wenn 
ein Feind Oeſterreich angreife, ſo ſei die Pflicht der Hülfe 
Deutſchlands von ſelbſt gegeben, und im eigenen Intereſſe 
erforderlich. So ſchlimm ftchen im Augenblide bie Sadyen 
für Defterreih noch nicht. Aber ftänden fie auch ſchlimm, 
jo läßt fich doch wohl mit großem Nechte bie Frage anf: 
werfen: „Warum will Defterreich die geforderte 
Bürgſchaft, d. h. durch Thaten, nicht geben, wenn 
feine Lage fo ſchlimm iſt?“ Das Tönnte doch wohl 
nichts anderes heißen, ala Dejterreich wolle die Hülfe Deutſch⸗ 
lands, um fpäter durch Fein PVerfprechen gebunden, bie alte 
Politik fortzufeben; es koͤnnte doch wohl nichts anderes 
beißen, als Oeſterreich halte eine felbft in der Noth gewiß 
wilffommene Hülfe Deutſchlands noch nicht jo hoch, als 
bad Beharren auf dem Wege ber alten, Deutfchland ver: 
derblichen Politik. Man bedenke wohl: Defterreich giebt im 
Slüde nichts an Deutichland, ja es ift zu fürdten, cs 
giebt niemals, ſelbſt nicht im Unglüd. — 

Die Geſchichte der Bundesverſammlung wirb beivei: 
fen, tie nothwenbig obige Forderung ift. Ein richtiges 
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Gefühl Hat bie Nation geleitet, wenn fie von Anfang an 
auf Verbeſſerung unb Ergänzung ber Bundesgrundgefehe 
drang, unb die Forderungen, welche fie fpäter bis zum 
Sabre 1848 ftellte, waren gevechtfertigt durch bie zu ihrer 
Kenntniß gelangten Thaten ber Bunbesverfammlung. Die 
pollftändige Vorführung aller Verhandlungen wird ihren For: 
berungen eine weitere unverwerfliche feite Grundlage geben. 

Ueber einen Gegenftand fühlt ſich ber Verfaſſer ge: 
brungen, bier noch einige Worte zu ſagen. Es iſt feine 
bisher nicht aufgegebene Mbficht gemefen, in einem bejon- 
been Buche über bie DVerfaffungsangelegenheit Kurheſſens 
zu ſchreiben, ſobald die Verhandlungen zwiſchen ber Staats: 
regierung und ben Ständen zu einem Reſultate gebiehen fein 
werben; hierin follte auch das Verhalten des Verfaffers als 
Abgeordneter ber zweiten Kammer im Jahre 1852/53 eine 
kurze Darlegung finden. Da aber eine Vereinigung zwijchen 
ber Staatsregierung und ben Ständen ſich noch weiter 
hinauszuſchieben fcheint, fo mag der Verfaffer ber Oeffentlich⸗ 
feit gegenüber wenigftens über cinen Punct nicht länger 
ſchweigen. Unverftand und Böswilligkeit haben nämlich dem 
Berfaffer die Nieberlegung feines Mandats ala Abgeorbneten 
der Stabt Marburg (im Jahre 1853) zum Borwurf ge 
macht. Sie haben behauptet, da wenn Jemand ein Man⸗ 
bat biefer Art annehme, fo müſſe er daſſelbe auch unter 
allen Umftänben behalten und feine Intereſſen bintenanfeken, 
dies um fo mehr, wenn durch bie Wieberlegung feines 
Manbats bie von ihm vertretene Stadt obne ‘Deputirten 
für die Iaufenbe Lanbtagsperiode bleibe. Der Verfaſſer ift 
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weit entfernt, bie großen Verpflichtungen eines Abgeorbneten 
gegen feine Mandanten zu läugnen, aber ex glaubt, daß er 
benjelben in jeber Beziehung nachgekommen fi. Nur muß 
er von Anfang an bemerken, daß Opfer ohne allen Nuten 
für Stadt und Land nicht zu bringen feien, noch Weniger 
aber wenn das, was ala Opfer von Einigen angejehen wird, 
gerabe zum Nachtheil der vertretenen Stabt ausfallen muß. 

Seine Ueberzeugung bat der Verfaſſer auch als 
Abgeordneter nie verläugnet unb fie unter fehr fchiwierigen 
Berbältniffen geltend zu machen gefuht. Es ift unendlich 
leicht mit Unterftügung einer Staatsregierung, wenn dieſe 
ba3 Uebergewicht in einer Kammer befigt, ober mit Unter. 
flügung einer rabicalen Preffe in Zeiten wie 1848 feine 
Ueberzeugung auszufprechen, aber jehr ſchwer, fie gegen eine 
Staatsregierung geltend zu machen, wenn fajt jedes Mittel 
in ber Preſſe und Deffentlichkeit, was zur Rechtfertigung 
dienen Tann, abgejchnitten iſt. Noch jchwieriger wird aber 
bie Stellung eines confervativen Deputirten, wenn er mit 
ber Mißgunft und Abneigung einer gefchloffenen politischen 
Partei zu fchaffen bat, die aus Parteiſucht in verblen- 
betem Kaffe diejenigen verfolgt, welche nicht zu ihr gehören, 
wenn fie felbft ihre Anfichten billigen muß, wenn er mit ber 
Thorheit und bem lUnverftand berjenigen zu kämpfen bat, 
welche glauben, daß fie in einer kurheſſiſchen Sammer fich 
geberben koͤnnten, wie eine Dppolition im englifchen 
Parlament, ohne doch nur im Entfernteften Bildung und 
Kenntniß einer foldden zu befigen. Schwierigkeiten ſolcher 
Urt ftellten fih dem Verfaſſer ald Mbgeorbneten entgegen. 
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Es war Pflicht eine Bermittelung zwiſchen Regierung und 
Ständen in jener ſchwierigen Zeit zu cerftreben, fo weit 
bieß in ber Hand eines Referenten liegen konnte unb bie 
milbefte Form, welche bie Sache irgend zuließ, zu wählen 
und es durfte an Vorficht deßhalb nicht mangeln. Deffen- 
ungeachtet hat ber Verfaffer als Deputirter in feinem Referat 
über Die proviforifche Verfaſſung von 1852, wie fonft, ftets 
die Anficht geltend gemacht und im Einzelnen durchgeführt, 
daß bie in der Berfaffung von 1831 garantirten 
ftändifhen Rechte unantaftbar feien, infofern 
fie nit den Bundesgeſetzen entgegenftänben. 
Dies geichah zu einer Zeit, wo biefe Anficht noch Niemand 
in den Kammern ausgefprochen hatte. Einzelne hatten wohl 
die Unficht aufgeftellt, daß die Verfaffung von 1831 zu 
Recht beftände und nur auf dem in dieſer Verfaſſung 
angegebenen Wege, aljo durch Stände auf Grunb bes 
Wahlgeſetzes von 1849 abgeändert werben könne. Es 
Toftete Mũhe diefe von ihrer höchſt unpractifhen Anſicht, 
welche unfehlbar bie fofortige definitive Einführung der 
proviforifchen Verfaffung durch ben Bundestag zur Folge 
gehabt hätte, abzubringen ). Andere behielten ſich vor 
nah Umftänden ihre Anſprüche fpäter zu erheben, ohne 
einftweilen Damit vorzutreten. Des Verfaſſers Bericht batirt 


®) Bericht des Irhrn. v. Derpen über bie Lurhefflihe Verfaſſungsan⸗ 
gelegenheiten. B.⸗Pr. 1852. — jagt ausbrädiih: „wenn bie zujammen« 
berufenen Rammern bad Verfahren ber Bundesverſammlung felbf angreifen 
wollten, fo x.” 
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auch weit früher als ber ber erften Kammer *), bie ſich 
ũberdem fpeciell auf einem Standpuncte ftellte, ben nur 
eine nach der Berfaffung von 1831 gewählte Kammer hätte 
einnehmen können, — den eines mit ber Regierung auf 
gleiher Stufe ſtehenden Factors ber Geſetzgebung. Die 
Kammern konnten mit Rüdfiht auf die wiener Schlußacte, 
Art. 55, auf die Unverlelichkeit ber in ber Berfaffung von 
1831 garantirten Iandftändifchen Rechte dringen, was auch 
Unfiht ber Bundesverfammlung war, aber fie 
fonnten nit neue zorderungen, 3. B. neue Bevor: 
zugungen ber Mitterfchaft mit gleihem echte von ber 
Regierung verlangen, fie Eonnten alfo nicht die Bedingung 
ftellen, daß alle ihre Forderungen von ber Regierung erfüllt 
werden müßten, baß fie nur dann bie vorgelegte neue Ver— 
fafjung genehmigen würden, wenn die Regierung bie alten 
verbrieften Rechte und die neuen Zufäte garantire und be- 
willige »). Die kurheſſiſche Staatsregierung hat nur bie 





*) Des Verfaſſers Vericht war wohl einflußreihen Mitgliebern der 
erften Kammer befannt, aber ihm find Berichte berielben über bie Verfaſſung 
bis zu feinem gezwungenen Abgang von Gaffel nicht bekannt geweſen. 

*.) Tie Verfafſung von 1531 iſt vom Lanbesheren und den Etänden 
gleihmäßig beihworen; von dieſen beiden fann daher nur auf ver- 
faffungsmäßigem Wege etwad an berielben geändert werten. Der 
Art. 56 der wiener Schlußacte iſt darin beutlih. Gine andere Frage aber 
iR, ob bie Bunbesverfammlung an den Inhalt dieſes Artikels fi 
halten müffe, wenn es fih um Vefeitigung bundeswidriger Veſtimmungen 
einer Verfaſſung handelt; tie Möglidskeit liegt nicht fen, daß foldhe Ber 
Almmungen auf verfaflungemäßigen Wege nicht zu befeitigen find! Geſteht 
man aber der Bundesverſammlung aud) zu, baß fie die Berfafjungsurfunte 
von 1831 in vielen Hauptbeſtimmungen vorläufig abäntern durfte, io mus 
doch auf ber anderen Eeite fejtgehalten werben, baß Fürſt und Etände bes 
Landes nad ihrem Gid verbunden fine, an benjenigen Bekimmungen ver 
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Berpflihtung, die alten ſtändiſchen Nechte aufrecht zu er- 
halten, mit Ausſcheidung befjen, was politifcher Unverftand 
gerade als Handhabe ausmwärtiger Einmifhungen und bes 
Abfolutismus in bie Verfafjung von 1831 gebracht, was 
alfo Direct gegen bie Bundesgefege verftich. Die Confe: 
quenzen ergeben ich fehr Teicht hieraus, was wohl von 
Wichtigkeit ift in Rückſicht auf das wieder einzuführenbe 
Wahlgeſetz von 1831, welches, wie jetzt bie Verhält— 
niffe liegen, ſich als beſſer herausſtellen möchte, als 
das jeßige Zweikammerſyſtem. 

Seinen Bericht über die Verfaffung in ber Kammer 
zu vertheidigen, war dem Verfaffer nicht gegdnnt; er mußte 
aus der Kammer ausſcheiden *). 


Berfaffung von 1831 feftzubalten, welche nicht gegen die Bunbeögrundgeiege 
anftoßen, und baß fie zufammengenommen ober einzeln hiernach ſich in un- 
bezweifeltem Rechte befinden, In welhem die Bunbesverfammlung 
felbn fie gu ſchüßen verbunden if, wenn fie gegen bie biefen in 
anerkannter Wirkfamkeit fih befindenden landſtändiſchen Wechten zumiber: 
laufenden Artifel ber neuen Verfafſung protefiiren. 

e) Ontereffant wirb es auswärts ericheinen, — benn Bier ift man an 
Mancherlei gewöhnt, — baß Gere Abgeordneter Baumann aus Melfungen 
den Bericht bes Verfaſſers über das Verhältniß der proviſoriſchen Verfaſſung 
von 1852 zu ber Berfaffung von 1831 fpäter als feinen (Baumann’E) Bericht 
zu ben landſtändiſchen Aeten gab, indem er das erfte Vlatt des ſchon ges 
erndten und zur Verteilung beſtimmten Berichts wegſchnitt, e8 neu bruden 
ließ aber in ber Ueberſchrift des Werfaffers Namen als Berichterſtatter 
ausfirich, an dem Echluffe einige Aenberungen In der von Ihm (Baumann) 
vertretenen Arfiht vornabm und bann bie fpäteren Anträge ber Majorität 
bed Verfaſſungsausſchuſſes hinzufügte, endli feinen Ramen ald Bericht: 
erftatter unterzeichnete, obne auch nur mit einem orte der Arbeit bes 
Verfaſſers zu erwähnen. Die Anträge des Verfaſſers zu den einzelnen SS. 
per Verfaifung, forgfältig ausgearbeitet, Famen gar nicht mehr zum Vorſchein, 
wurden, obwohl im Ausſchuſſe bereits vorgetragen, nad Ausſcheidung ber 
vier Deputirten dort nicht einmal zur Abſtimmung gebracht. 
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Was aber ben Vorwurf wegen der Manbatsnieber- 
legung betrifft, fo biene als Mechtfertigung Folgendes: 

Es ift wohl zu unterfcheiben zwifchen bem Stanbpuncte 
eines Profefjors ber politifchen Wiffenfchaften, dem eines 
Deputirten und bem eines im Auftrage mit vorgejchriebenen 
Materialien arbeitenden Staatödieners. Der letzte ergiebt 
fih von ſelbſt. Der Stanbpunct bes Profeſſors der poli⸗ 
tiihen Wiffenfchaften wird aus dieſem Buche hervorgehen. 
Der bes Deputirten hängt zum großen Theil von den vor: 
gefunbenen Umjtänden ab. Es Tann ber Fall fein, daß, 
um größere Uebel zu vermeiden, bie fonjt unabmwenbbar 
fheinen, ber Deputirte von der Ueberzeugung bes Profeſſors, 
wie überhaupt bes unabhängigen Mannes etwas zum Opfer 
Bringt. Der Abgeordnete eines Landes hat nicht zunächſt 
und unter allen Umftänden feine politifhen Ueberzeugungen 
zur Richtſchnur feiner Handlungen zu machen, fondern 
zuerft die Intereſſen derjenigen, bie ihn zum Vertreter 
gewählt haben, ind Auge faflen; denn fie haben ihn wohl 
ſchwerlich gewählt, damit er Gelegenheit babe, feine politis 
ſche Meinungen bis zu dem fiat justitia pereat mundus 
durchzuſetzen, ſondern fie haben ihn erwählt, bamit er ihre 
Intereſſen aufrecht erhalte, alfo den Untergang ber: 
felben verbindere. Dieferhalb kann ein Mbgeorbneter 
nach gewiſſenhafter Prüfung fehr wohl zu ber Veberzeugung 
gelangen, daß er gerade im Intereſſe feiner Man: 
banten fein Mandat als Abgeordneter nieberzulegen habe. 
In biefem Falle befand fich der Verfaffer im Jahre 1853, 
als er Vertreter der Stabt Marburg in ber zweiten Kam⸗ 
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mer zu Caſſel war. Eine lange und reiflihe Prüfung 
hatte ihn bewogen, ber Kammer anzuzeigen, daß er fein 
Mandat bis zu einem beftinnnten, bamals aber noch nicht 
eingetretenem Zeitpunkt, nieberlegen würde, bis wohin er 
noch alle ihm obliegenden Referate zu erledigen gebenfe. 
ALS aber die Anficht auftauchte, daß die Stabt Marburg 
feine Neuwahl vornehmen bürfe, mußte ed bem Berfaffer 
Pflicht erjcheinen, fein Mandat um fo mehr aufrecht zu 
erhalten, als ber Zeitpunkt, welchen er für bie Nieberlegung 
befjelben beftimmt hatte, noch nicht eingetreten war und bie 
Kammer jelbjt noch Teinen Beſchluß bierüber gefaßt hatte. 
Er wurbe zunächſt durch das kurfürſtliche Miniſterium 
baran verhindert, dann aber, und bies ift bas wahrhaft 
Traurige, durch einen Beſchluß der Kammer ſelbſt. 

Die jet von ber Turheffifchen Staatsregierung auf- 
gegebene Meinung, dag wenn ein Abgeordneter ftürbe, ober 
fein Mandat nieberlege, der von ihm vertretene Wahlbezirk 
in der laufenden Landtagsperiode nicht wieder wählen bürfe, 
ſollte nach Anficht des damaligen Minifteriums in der pro: 
viforifchen Verfaſſung begründet fein, weil in berfelben nicht 
eine ausdrückliche Beſtimmung ſich finde, daß bei Nieber- 
legung eins Mandats ber davon betroffene Wahlbezirk 
wieder wählen bürfe Es ijt begreiflih, daß ein Mint: 
fterium fi) eine Unbeſtimmtheit in einer Verfaſſungsurkunde 
zu Nutze macht, wenn es einen unbequemen Deputirten 
entfernen will und einen oppolitionellen in neuer Ausficht 
bat; das ift in vielen großen und kleinen Ländern feine 
Neuigkeit. Wenn aber Deputirte ſelbſt ſich zu Verthei⸗ 


XV 


bigern einer Meinung bergeben, ‚welche eine ganze Berfaffung 
illuſoriſch machen könnte, jo weiß man in ber That nicht, 
was man fagen foll. Die proviſoriſche Berfaflung von 1852 
bat aber nicht einmal biefe Unbeftimmtheit. Denn fie jagt, 
daß die zweite Kammer aus 48 Abgeordneten beftchen felle 
und zählt (6. 46) die einzelnen Wahlbezirke, welche in den⸗ 
ſelben vertreten jein follen, namentlich auf, darunter bie 
Stabt Marburg. 

Feſt jteht alſo das Recht jedes Wahlbezirkes in ber 
Kammer vertreten zu fein, es ift bie natürliche Baſis ber 
landftändifchen Vertretung felbft. Was gefchehen folle, wenn 
ein Manbat aus irgend einer Urfache während ber Lanb- 
tagsperiode erlofchen, hat bie Berfaffung uicht angegeben, 
gerade ebenſo wie bie preußifche und and deutſche Ber 
faffungen. Wem, von welcher Partei er auch fein möge, 
ift e8 in Preußen oder anderen deutſchen Ländern wohl 
eingefallen, deßhalb einen Wahlbezirk um feine Vertretung 
in ber Kammer zu bringen, weil nicht ausdrücklich in ber 
Berfafjung ftehe, bag nach Niederlegung eines Manbats 
oder nad dem Tode eines Abgeordneten eine Neuwahl vor- 
genommen werben folle?_ Denn darnach müßte, wenn ein 
Abgeordneter gleich nach feiner Wahl verftürbe, ber davon 
betroffene Wahlbezirk drei Sabre (in Kurheſſen) ohne Ver⸗ 
tretung fein! Die Möglichkeit einer folden Anſicht ift 
allerdings dem Denkvermoͤgen des Berfaffers, als er fein 
Mandat nieberlegen wollte, fern geblieben. Aber das als 
unmöglih Gedachte Bat eine Partei in ber Turbeffifchen 
zweiten Sammer von 1853 wirflih ausgeführt. Zwei 
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orbneter im ganzen Umfange nachgelonmen zu fein, wahr: 
lich nicht zu perſonlichem Vortheile — Die Berlehung ber 
Sfntereffen bes Landes ift in diefem Falle von jenen Abge⸗ 
orbneten begangen, welche durch ihre Anträge und Abſtim⸗ 
mungen die Stadt Marburg um ihre Vertretung in ber 
bamaligen Landtagsperiobe braten *). Gewiß ift, daß von 
ihnen fpäter Niemand wieber gewählt wurde. Daß unter 
folden Umſtänden bie confervative Partei, wenn fie anders 
ſchon diefen Namen Partei verdiente, nicht zu Kraft, An⸗ 
fehen und Einfluß gelangen Tonnte, ja bas mühſam gewon- 
nene Terrain wieder verlieren mußte, iſt Teicht begreiflich, 
daß bei ſolchen Zuftänden eine Bereinigung mit ben Ständen 
damals nicht zu Stande Fam, nicht zu verwunbern. Ein: 
ſchüchterungen halten heutzutage nicht Tange vor. 

Der genaueren Darjtellung muß das Einzelne vor- 
behalten bleiben. Der Verfaſſer bittet um Nachſicht, daß 
er in biefer Vorrede eine dem Gegenftande frembe Sache 
berührt hat. Er fand aber Feine andere Gelegenheit dazu 
und durfte doch nicht Länger ſchweigen. 





*) Aber warum beſchwerten fi) denn Etabtrath und Ausſchuß der Stadt 
Marburg nicht bei der Kammer und dem Kurfürſtl. Minifterium, baf ihnen 
feine Neuwahl geftattet werde ſollte? — Der Verfaſſer weiß es nicht, allein 
wohl weiß er, daß tiefe Beſchwerde, auch wenn fie von Gingelnen gefcheben 
wäre, wahrfceinlich Grfolg gehabt Hätte. War biefe Fflihterfüllung nicht 
leichter als bie des Verfaſſers ? — Einb und waren einzelne Tabelfüchtige fo 
tapfer In ber Vehauptung, daß fi ber Abgeordnete und feine Familie ohne 
Runen aufopfern müffe, und dennoch fo feig zu einer für fie fo unſchaͤd⸗ 
tichen Beſchwerde?! — 


Marburg, 
den 3. April 1859. 8. 3. Ilſe. 


Einleitung. 


Die ber Bunbesacte vorausgehenden Berhaublungen zur Feſtſtellung 
der Berfaffungsverhältnifie bes dentſchen Bundes. 
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hatte das Beſtehende zerftört unb war babei ohne Maaß und Ziel 
weit das hinandgegangen, was fie Anfangs erſtrebte. Sie 
hatte nicht nur die traurigen Mißbraͤuche einer tief herabgekom⸗ 
menen Zeit und Generation befeitigt, fondern fie hatte felbft dort, 
wo fie bie Throne verfchonte, die Sitten verändert, zwar in einer 


die franzoſiſche Revolution Hatte ihre Aufgabe vollendet, fie 
bas 
über 


ſten entgangen; auf feinem Boden follten bie Grundſätze der Re 
volution ihren hauptfächlihften Kampf kaͤmpfen. Hier follte ſich 
das fcheiben, was gegen bie ewigen Geſetze der Sittlichleit von ber 
. Revolution gejünbigt, von dem, was durch fie an wahrer freiheit 
gewonnen, aber auch wur zu fchnell in das Gegentheil verkehrt war. 
Das Hauptwerkgeug der Revolution, in welchem fie gleichfam alle 
ihre bewegende Kraft concentrit hatte, Napoleon, von Gottes Gericht 
in Rußland, durch die Aufopferung bed ruffifchen Volkes tief ge 
bemäthigt, war nochmals zum Kampf um bie Weltberrichaft, auf 
deutſchem Boden bereit. Aber jene neuen Ideen ber Freiheit, deren 
Träger er fo oft heuchlerifch fi genannt, in Frankreich zum Zerr- 
bild andgeartet, hatten auch die Bölfer Deutſchlands geweckt, unb was 
fie allein vielleicht nicht vermochten, weil fie erft erſtarken mußten, 
bevor die Nation von den unrichligen Bahnen ihrer amſiſchen 
Erßer Tpeli. 
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vehrmeifter abgelenkt werben Eonnte, vollenbeie Napoleons Uebermuth, 

Grauſamkeit und Härte, fein unerträglicher Drud, feine rohe Plün- 

derung, welche, wie früher in Italien auf Befehl des Directoriums, 

fi) fpäter aus eigenen Beweggründen bis auf den Raub ber wif- 

ſenſchaftlichen und Kunftihäge, und ber Wittwenfaffen fremder 

Länder mitten im Frieden eritredte %). Preußen das tief gefalfene, 

tiefgedemüthigte hatte fi wie ein Mann erhoben, feine erften 

Siege wieder erlämpft und felbft in dem anfänglichen Unglüd 

einen fittlihen Muth nnd eine Aufopferung ohne Gleichen bewie⸗ 

fen, welche einem ber fchlaueften Diplomaten es für gerathen er- 

icheinen ließ, nach vergeblihem Bemühen eine jchiebsrichterliche 

Stellung einzunehmen, fih an Preußen und Rußland zu fchließen. 
Jene großen Helbenthaten, welche bei Großbeeren, Dennewit, 

‘an ber Katzbach, bei Wartenburg und Culm, und felbft in den 
unglüdlichen Schlachten bei Großgörfchen und Bauen wie die Sterne 
einer neuen bejjeren Zeit glängten, hatten bie Gefahr einer Herr- 
ſchaft Napoleons in Deutſchland fo gut als befeitigt, ven drohen⸗ 
ben von Metternich vorgejchlagenen Frieden, nad) welchem bie Elbe 
Napoleons Grenze geblieben wäre, endlich unmöglich gemacht, und 
zu feſten Verträgen zwilchen den Großmächten geführt. Das beut- 
ſche Bolt durfte nach ſchwerſten Prüfungen den Preis feiner An⸗ 
ftrengungen erwarten; — jenen hohen Preis, nach welchem- bie 
civilifirten Voͤlter der alten wie der neuen Welt von jeher, wenn 
auch oft auf falſchem Wege, gerungen: — bie wahre Freiheit, bie 
Freiheit von äußerer Knechtichaft, von innerer XTyrannei, bem 
Chriſtenthum wie der Sittlichleit gleich gemäß. — Das beutfche 
Bolt kämpfte und fiegte nicht für die falfchen Götter ber Ruhm⸗ 
ſucht, ber Beutegier und Herrſchaft, es kämpfte und ſiegte für bie 
höchiten Güter, ſittliche und religiäfe, für welche ein Volt zu kam⸗ 


®) Gonvention von Bayonne von 1808. Darin auch Beſtimmungen über 
die Kapitalien ber Wittwenkaffen im Großherzogthum Warſchan, welche gegen 
die ausdrücklichen Beſtimmungen bes Tilfiter Friedens weggenommen, 
und gegen Zahlung bes halben Werthes an ben König von Sachſen über- 
Ioffen wurden. Dafielve Schickſal traf die Rapitalien ber preußiſchen See⸗ 
handlung und Bank. 





3 


pfen vermag. Es legte dabei vertrauend die Ordnung ber fo biutig 
erfämpften neuen Berhältniffe in die Hand feiner Fürſten, bauend 
auf das fchöne Wort, durch welches es zum Kampf und zu Opfern 
aufgerufen war. Traurig, daß das Vertrauen nur zu fo Meinem 
Theile in Erfüllung gehen follte, daß es erft weiterer trüber Ex: 
fahrungen in fpäterer Zeit bedurfte, um das zu erreichen, was 
jene Zeit fo ſchwer und wohl verbient hatte! 

Es geht weit über das uns vorgeftedte Ziel hinaus bie Ur: 
fachen, aus weichen die Ereignifie fo verſchieden von den Hoffmungen 
des beutichen Volls fich entwidelten, bier ausführlich darzulegen. 
Ws hauptſächlichſte Urfache iſt aber feitzuhalten, daß neben 
dem erhebenben Aufichwung bed preußiichen Volles, die lauernde Po⸗ 
litit des Fürften Metternich fand, welcher im Sinne feines Kaiſers, 
uimmer bulben wollte, daß bie Bölfer Deutichlandd neben dem 
Fürften ein Verdienſt der Befreiung, einen Anſpruch auf 
dieſes Verdienſt befigen follten. Das Beſtreben diefer Politik ging 
dahin, bie Intereſſen des Volks in den Hintergrund zu fchieben, 
und allein die der alten Kabinette an beren Stelle zu fegen, in 
welchen die Voͤller nur beachtet wurben, fo weit fie zur Durdfüh- 
rung jener Kabinetözwede dienen Tonnten *). Metternich war weit 
entjernt zu begreifen, was fo oft früher und v. Bethmann⸗Hollweg *) 
fo treffend neuerbings gefagt: „Bon Gottes Gnaden fchreiben ſich 
unfere Zürften mit Recht, weil ihr Amt nicht von menjchlicher 
Willkur, jondern von einer göttlichen Ordnung und Schickſalslei⸗ 
tung ſtammt. Aber ein Titel uneingefchräntter Macht, die keinem 
Erdgebornem zulommt, ift es nicht; wer fie daraus ableitet, begeht 
diefelbe Sünde, wie jene, die abfolute Freiheit im Namen der Men- 
ſchenrechte forberten, bie Sünde der Vermengung deſſen, was Gott 
geſchieden hat.“ . 

Der Berlauf aller Unterhandlungen vom Yrühjahr 1813 bis 
zum zweiten Barifer Frieden, dann weiter alle Verhandlungen am 


©) Hauſer, deutſche Geſchichte, vom Tode Friedrichs des Großen bis 
zur Gränbung des deutſchen Bundes. Th. IV. 237 u. a. a. O. 

*o) v. Bethmann⸗ Hollweg in ben proteftant. MonatsbL 1868. Febr. 
Heft. ©. 119. 
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Bundestag geben Zeugniß vom Beitreben Metternichs für die Her- 
ftellung einer abfoluten Macht. 

Nachdem der Vertrag zu Täplig (9. Septbr. 1813) bahin ges 
fchlofien war, daß mit Wieberheritellung ber öfterreichifchen und 
preußifchen Monarchie, in möglift gleichem Maaßſtabe wie im 
Jahre 1805, und bed Hauſes Braunichweig- Lüneburg in feine 
ſaͤmmtlichen deuiſchen Beſitzungen, ſo wie daß mit der Aufloͤſung 
des Rheinbundes auch die völlige und gaͤnzliche Unabhängigkeit der 
zwifchen Oeſtereich, Preußen, dem Rheine und ben Alpen liegen- 
den Staaten eintreten follte, wäre es bringenb geboten geweien, 
bie zufünftige Geftaltung ber deutſchen Angelegenheiten hinſichtlich 
ber Berfaffung fogleich zu ordnen. Denn die einflußreichften Staats⸗ 
männer, wie Freiherr v. Stein und Graf Münfter wünfchten nach 
des Letzteren Ausdruck nicht, daß Fleine Duodez⸗Souveraͤne für 
ſich handeln ſollten. Aber bie oͤſterreichiſche Politik wollte hiervou 
Nichts wiſſen, und Stein, W. v. Humboldt und der Staaislanzler 
Hardenberg unterlagen mit ihren durchgreifenden Plaͤnen der wohl 
überlegten zaudernden Politik des Fuͤrſten Metternich, welcher, da 
er die verbindungsloſe Zerſtückelung Deutſchlands in etwa zwanzig 
unabhängige Fürftenthümer neben den beiden Groß: Staaten ſeinen 
energiichen Gegnern gegenüber nicht burchfegen Tonnte, in den ſich 
brängenben unb überitürzenben Sriegöbegebenheiten ben Vorwand 
fand, die Angelegenheit unerlebigt zu Lafien. 

Aus dem Briefmechfel Steind mit Münfter geht mit umım- 
ſtoͤßlicher Gewißheit hervor, daß das Wiener Kabinet den Rhein⸗ 
bundsfürſten damals (Herbft 1813) ihre unbefchränkte Souveraͤ⸗ 
netät belaffen wollte, um fie für fi zu gewinnen, und was 
Münfter nicht einfah, und Stein nicht berührte, um bei ihnen ber 
That nad) die Stellung einzunehmen, weldye Napoleon durch den 
Rheinbund vertragsmäßig eingenommen, unb nachher gewaltthätig 
zu einer rückſichtsloſen Ommipotenz außgebeutet hatte. Die Rhein- 
bundsfürſten, gefchreckt durch die Proflamation von Kaliſch (25. März 
1813) unb die Einrichtung der Central: Verwaltung unter Stein 
hatten nicht die geringfte Neigung zu Preußen, wie auch) Gagern 

es beflätigt. Konnte Metternich die Auflöfung des Rheinbundes 
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derch Berträge mit Napoleon erreichen, ohne den Kerieg fortzufähren, 
fo waren allerdings bie iſolirten ſüddeutſchen und mitteldeutſchen 
Heinen Staaten, ſelbſt das große Baiern dem Einfluſſe Oeſterreichs 
um fo mehr unterworfen, als Preußen damals an die Erwerbung 
der Rheinprovingen d. 5. aljo der Pofition, welche ihm ein Gegen- 
gewicht verlieh, nicht denlen konnte. 

Metternich weitichauende Politit mißbilligte fchon im März 
des Jahres 1813 die preußiichen Reclamationen auf jenſeits rhei⸗ 
niſche Provinzen, bie früher zu Preußen 'gehört, und wünfchte, 
daß ed nur von ber perfönlichen Befeindung Napoleon? geiprochen 
hätte *). Daß Metternich fo ſprechen durfte, war an ſich eine Be 
leidigung der preußiichen und felbft deutſchen Jutereſſen und bewies 
die Schwaͤche der preußifchen Politik. Ja jelbit nach den großen 
Erfolgen der preußtfchen Heere von 1813, 1814 und 1815 wollte 
Metternich auf ste Uebertragung der doch fo wohl in.ihrer firate 
atfchen Wichtigkeit erfannten ) Miofel- und Saurgegenden an 
Preußen kaum eingehen. Nicht nur Dünfter, welcher in der Sou- 
veränetät ber Rheinbundsfürſten die größte Gefahr für ihre Unter 
thanen ſah, und ihr Schickſal fo beflagenawerth hielt, daß er, 
ſollte fie beliebt werben, fich auf bie Seite des Revolutionairs zu 
fchlagen fich bereit erklärte **), ſondern auch Stein, welder in 
Metternich Unterhanblungen mit Napoleon nur das Beftreben ſah, 
die Sache auf die fürzefte und bequemfte Art anszuflicken, unter- 
ſchaͤtzten damals Metternich. Diejer, welcher Oefterreichd Bortheil 
ohne Rückſicht auf Deutſchland im Auge hatte, befolgte 
eine tief angelegte Politik, die nur durch Napoleon? Trotz und 
Berblendung in eigener Sache für den Augenblid bed Zieles ver- 
fehlte. Sing Metternichs Plan damals durch, erfolgte damals 


) Gagern aus einer Unterrebung mit Metternich, Antheil an ber Po⸗ 
Rtil, IV. ©. 19. 

9 In ben vertranlihen Gigungen ber Bunbeöverfammlung in ben 
Jahren 1818 und 1819 über das Bunbes - Dillitairwefen weitläuflg aus: 
zefüͤhrt. 

“.., Berg, Steins Leben. III. 419. 420 
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ein Frieden mit Napoleon, fo war Preußens Stellung als Groß⸗ 
macht unmöglich. 

Ein nothwendiger Ausfluß diefer Politi! war der Vertrag von 
Ried (8. October 1813); denn er ficherte ohne Krieg Oeſterreich 
diejenigen Länder bis zum Bodenſee, welche fein Uebergavicht im 
Süden Deutſchlands allein möglich machen, wie 1850 von Neuem 
bewieſen, (Vorarlbergiſches Corps!). Metternich hatte mit biefem 
. Bertrage, wie Pers ) ganz richtig bemerkt, die gewaltſame Zer⸗ 
flörung des deutſchen Reichs ohne Vorbehalt beftätigt und einen 
Zuftand völliger Auflöfung der verjchtebenen Beftanbtheile deſſelden, 
wobei die Rechte der Nation dem Vortheil Defterreichd gegenüber, 
wie er ihn verftand, für Nichts zählten, fo viel irgenb an ihm Tag, 
erreicht. Es war hiermit, Tann man Hinzufügen, der Proclama- 
tion von Kaliſch, den Verſprechungen der beiven Herrſcher von 
Preußen und Rußland faft jeder Inhalt zum Voraus genommen. 

Wenn auch janguinifche Staatömänner wie Gagern **) noch 
Ende 1813 von einer Einheit Deutſchlands unter einem Kaifer 
fprechen, wenn aud) Arndt ») noch in demielben Jahre ein kräf- 
tiges Kaiſerthum für Deutichland forderte, und Görres ****) auch 
unmittelbar nad der Eröffnung des Wiener Congreſſes erbliche 
Mebertragung des Kaiſerthums an Defterreich, befchräntt durch eine 
jelbftitändige Stellung Preußens, verlangte, fo hatte doch Stein 
(unbeirrt durch die Nachrichten über das fiegreiche Voreilen Napoleon 
nad) Modcau), dieſe monarchiiche Einheit jchon in einer Denk 
jhrift vom 18. Sept. 1812 wenigftend für den damaligen Zeit 
punkt }) als unerreichbar angefehen, wie zugleich die Herftellung 


°%) L 0. II. 429. 
oo) Bagern, Antheil an ber Bolitil. IV. 82 ff. 
») Armbt, Geiſt ber Zeit. U. 431. f. ff. iI. 308 ff. 
eo) Gorres, Rheinifcher Mercur, 31. Dectbr. 1814 . — Klüpfel, 
bie beutfchen reipeitöbeftrebungen in ihrem geſchichtlichen Yufammenhange. 
Lpzg. 1863. S. 352. ff. 
1) Berg u. 149. Etwas fpäter fchreibt er allerbings an Münfer: 
„Mir find bie Dynaftieen In dieſem Augenblick großer Entwidelung vollkom⸗ 
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ber alten auch mobifizirten Reichs-Verfafſung unmäglich erflärt, 
„ſeitdem bad Volk in den (Rheinbund) Yürften nur ihre unwür⸗ 
dige Berräther, welde flatt für es zu fterben, bad Blut ihres 
Boll verkauften, um ihr ſchamwolles Dafein zu verlängern, be: 
trachte.” Stein wollte damals die Mainlinie zwiſchen Oeſterreich 
und Preußen, und, wenn unvermeiblich unter ben beiven Staaten 
einige abhängige Bundesftaaten. Daß er, wie v. Kaltenborn *) ver: 
muthet, noch am 8. November 1814 in den Brockhauſiſchen deut⸗ 
ſchen Blättern den rabilalen (1) Gedanken ausgeſprochen haben 
fol: „Oejterreich ſei eigentlich ala nicht beutfch auszufchließen, und 
Preußen an die Spige allein zu ſtellen,“ ift fiherlich durch nichts 
bewiefen und angedeutet. Stein nannte Gagerns Pläne Ichon am 
16. Sept. 1813 phantaftiih *). 

Aber mit der Erfüllung des Vertrages von Rieb mußten audı 
andere Pläne für das Wohl Deutſchlands fallen, keinesweges fchon 
durch die geheimen Artikel von Reichenbach (14. Juni 1813) und 
Xöplig (9. Septbr. 1813). Diefe Verträge erlaubten noch immer einc 
Beſchraͤnkung der den Verbündeten im Verfolg ihrer Siege beige: 
tretenen Rheinbunbftaaten, wie fih das am Bellen aus Graf 
Münfters Brief vom 8. November 1813 ergibt, der in Bezug auf 
bie oͤſterreichiſche Politik mit Aberdeen gemeinſchaftlich den Glau⸗ 
ben hegte, daß Defterreich bie deutſchen Fürften zu gewinnen trachte, 
indem es ihnen ihre von Bonaparte gegebenen Berorzugungen und 
beſonders ihre Souverainetät zu laſſen verfpradh. Er verhehlte hier- 


men gleichgültig, es find blos Werkzeuge, mein Wunſch if, daß Deutſchland 
groß unb flarf werbe ze.” 

Berg II. 228. 

°) 9. Raltenborn, beutihe Bundes⸗-Verhältuifſe. Th. L 94. 

) Perg. III 418. v. Rabowig, Denkſchrift. Ende Febr. 1848 nnd 
v. Wangenheim, Defterreih, Preußen und das reine Deutfchland sc. Wei- 
mar 1849. ©. 12 beflätigen, daß man fih ſchon in ber erften Hälfte 
bes Jahres 1813 über bie Nichtwieberherfiellung ber beutichen Kaiferwürbe 
verfönbigte. Bergl. W. v. Humbolbt’S Heußerung im ber Denkſchrift über 
bie Raiferwürbe vom 3. März 1813. 

Berg. IV. 6,753, 6. 3. Schluß. 
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bei nicht feine Indignation: „Tan es einen vernünftigen Fürſten 
geben, ber nicht bie limitirten Hoheitsrechte der beutfchen Eonfö- 
beration dem nichtigen Titel einer unter Bonaparted XTyrannei 
fiehenben fogenannten Sowmerainetät vorzieht *)?7" — 

Defterreih hatte fi burdy den Vertrag von Nieb fo weit 
gebunden, daß eine Beſchränkung Baiernd, wie fie eine Träftige 
Bunbesverfaffung verlangte, fehr jchwierig wurde; aber jo wollte 
es Metternich. Denn er wußte fehr wohl, daß Stein im Au- 
guft 1813 den Vorſchlag zur Errichtung eines deutfchen Bundes, 
welcher die Kleinen Yürftenthümer mit Oeſterreich und Preußen 
vereinigen follte, gemacht hatte *%). ber gerade daB wollte 
er verhindern, weil er fid, jagen mußte, daß mit fo vergrößer- 
tem Einfluffe, welchen Preußen verfafjungsmäßig ohne Defter- 
reich auf Nord⸗ und Mittel: Deutjchland auszuüben gehabt Hätte, 
Preußen eine wahrhaft gefährliche Macht gegen feine Pläne ge- 
worden wäre. Dieſe gingen eben dahin, überall in Deutichland 
verfaffungsmäßigen oder thatfächlichen Einfluß zu befigen, ihn zu 
eigenem aber niemals zu Deutſchlands Bortheil anzuwenden. Mit 
einer gefunden Politik Oeſterreichs ſtimmte dies nicht überein, aber 
bie Pläne Metternich waren auch fein Ergebniß einer gefunden 
Politik. Das deutfche Volt konnte bis auf die wenigen Einge- 
weihten freilich das Spiel der dfterreichifchen Diplomatie nicht über- 
fehen, und ſelbſt diefe Wenigen ahnten damals noch nicht, daß 
fo wenig von ben Hoffnungen des deutichen Bold in Erfüllung 
gehen follte. 

Durch den Gang der Begebenheiten, welche dem Sturze Na- 
poleond vorangingen und bis zum Beginn des Wiener Congreſſes 
nachfolgten, ſchien bei den einzelnen beutichen Volksſtäͤmmen vie 
Stammeßeiferfucht verfchwunben, und bei ben verfchtedenen Stän- 
den eine Gleichförmigkeit der Gefühle in Bezug auf ihre Intereſſen 
einzutreten, wie ed Deutichland Jahrhunderte nicht geſehen; Regie⸗ 


*) Berk. II. 449. 
*) Schauman in Raumers biitorifchem Taſchenbuch. 1850. ©. 167 
übereinftimmenb mit Berg. III 427. 
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rungen und Zölter handelten ſcheinbar aus einem Antrieb, und 
wo Regierungen zauberten dem Enthuſiasmus nachzugeben, wurben 
fie durch die Haltung der Benölkerung und felbft der Heere mit 
fortgerifien. — Aber e3 ſchien nur fo. Nicht überall war 
Aufrichtigleit für die deutſche Erhebung geweien, und im Stillen 
wirkten die alten unvergeſſenen Künfte einer verberblichen Kabinet3- 
politif fort‘, alleg das im Voraus unterwühlenn, was Opferfreu- 
digkeit des dentichen Volks fo theuer zu erfaufen hatte. 

Fürst Metternich in der Schule Napoleons, de Meiſters der 
Verftellung und der Lüge, wie ihn Fr. Chr. Schlofjer nennt, ge 
bildet, ariftocratifch gegen das Bürgertum abgeichlofien, jeinvfelig 
gegen die Voll: Erhebung geftimmt, fie im eigenen Lande, wie 
Hormayr *) und Gagern **) berichten, nieverbrüdtend und bämpfeud, 
fie in Preußen, wie Bignon **) erzählt, an Napoleon verrathend, 
hatte mit biplomatifcher Feinheit von feiner erften ernften Unterhand- 
lung mit Preußen und Rußland im Yrühjahr 1813 an fid, be 
müht, an die Stelle der Intereſſen des deutſchen Volles die alte 
voll3feindliche Politik bes öfterreichiichen Kahinets zu ſetzen. 

AL nun die verbünbeten Mächte genöthigt waren, ein allgemei- 
ned Prinzip für die Reorganifation Deutfchlands in dad Auge zu 
faffen, geftatteten die genannten Vorgänge kaum eine Wahl Man 
mußte entweder bie felbititändig gebliebenen Staaten unabhängig 
nebeneinander beftehen laſſen, oder das alte Reich heritellen, oder 
endlich ein neued Syſtem aufitellen, was, wenn die Souverainetät 
der einzelnen Staaten aufrecht erhalten werben follte, ſehr ſchwierig 
aber doch der einzig mögliche Weg war. Die volle Souverainetät 
der einzelnen beutichen Staaten war leider anerkannt, die Verträge 


*) v. Sormayr, Lebenöbilver. II. 422. Sery. III. 339. 

*) 9, Bagern, Antheil an der Bolitil. I. 211. ff. 

oe) Bignon. XL 194: „Der böfe Geiſt ter in Preußen berriche, fünne 
leicht eine Grfchüätterung ober einen Aufftand bewirken, welcher hunderttauſend 
Wenfchen zum Vortheil Rußland in die Wagfchale werfen würde,“ fagte 
Metternich zum franzoͤſiſchen Geſandten Otto in Wien, ald er 1812 aus ben 
Bapieren des von ihm gefangen genommenen Gtaatärath v. Gruner bie Plänt 
der nationalen Partei in Preußen erfannt hatte! 
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zu Ried, Fulda und Frankfurt beftätigten fie. Mag fein, daß bie 
Nachricht *), welche Graf Hardenberg in einem Briefe v. 12. Octbr. 
1813 gegen Graf Münfter ausfpricht, richtig ift, daß nämlich Baiern 
gebroht habe, mit 40,000 Mann gegen Defterreich nach Böhmen zu 
rüden, wenn Defterreich die Beftimmung des Art. IV. im Rieber Ver⸗ 
trage nicht eingehen wolle. Gewiß aber ift, daß für Metternich eine 
Nothwendigleit vorlag, den Vertrag zu Fulda in höchfter Eile zu ſchlie⸗ 
Ben. Blieb Bayern mit feinen Anfprühen auf unbefchräntte Sou- 
verainetät allein, fo würde es diefe Anfprüche fpäter wenigſtens mög- 
ficher Weife fo wenig burchgefegt Haben, ald bie begehrten, unb von 
Defterreich zugeficherten Territorialenticjäbigungen, ben Beſitz von 
Franffurt, Mainz und des Saarthald. Wie anders wäre es ge 
fommen, wenn Stein nicht den großen Fehler gemacht hätte, daß 
er, ala er an bie Spige ber Gentral: Verwaltung ber eroberten 
Länder getreten war, in Leipzig zurüdblieb, während faft alle 
Diplomaten von Bedeutung mit dem Hauptquartier der Berbünbe: 
ten vorwärtd nad Frankfurt gezogen. Franz I. und Yürft Metter⸗ 
nid, welche jehr wohl wußten, was fie wollten, weit befler ala 
ber zaubernde und bevenkliche Friedrich Wilhelm II. und Yürft 
Hardenberg, benußten dieſen Fehler nur zu fchnell. Die Siege ber 
Berbünbeten hatten den Verträgen von Reichenbach und Töpliß, 
damit den Grundlagen ver neuen Ordnung ber Dinge Adytung ver- 
ſchaft. Woran bie Preußen, mit ihnen Rufen und Oefterreicher 
zogen von Erfolg zu Erfolg. Aber diefe theuer erfauften Erfolge 
ftellte der in Abweſenheit Steind gejchlofiene Bertrag zu Fulda 
zum großen Theil in Frage. Wenn auch die Bemühungen Met- 
ternichs, dem Schwiegerfohne feine Kaiſers, ven franzöftichen 
Thron zu bewahren, und damit für deutſche Einigkeit die hoͤchſte 
Gefahr zu erregen, bie in Weimar nnd Frankfurt fchon fo weit 
mit Erfolg gekrönt waren, daß die Ruffen und Engländer ſchwankten, 
an ber glüdlichen Zögerung Napoleons zerbradhen, und mit ber 
Ankunft des energifchen Freiherrn v. Stein in Frankfurt (13. Nobr. 
1813) in Nichts verſchwanden, jo hatte des Letzteren Abweſenheit 


®) Castiereagh Mcmoirs and Correspondence. Xi. p. 140. 
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dennoch web Uebels genug geftiftet, fie hatte ber ſchlauen Politilk 
Metternich Zeit und Raum zu verberblidiem Handeln gegeben. 
Der Berixag Oeſterreichs mit Würtemberg zu Fulda (3. Roobr. 
41813) eben jo günftig für Iekteres, ald der Wertrag von Ried vor 
ber Schlacht von Leipzig mit Baiern, war ber traurige Wendepunkt 
für die Rational= Interefien Deutſchlands. Nur ben Kortichritt 
anf der Bahn bed völligen Berberbens Tante Stein noch hindern. 
Die energiſchen Pläne, welche feine vom Kaiſer Alexander gench⸗ 
migte Denkſchrift vom 30. Octbr. 1813 enthielt: „daß die Verwal⸗ 
tung ber Länber der biö dahin ben Verbündeten nicht beigeiretenen 
Rheinbundsfürften dur Gouverneurs gehandhabt werben folle, 
wonach bie ſaͤmmtlichen ſaäͤchſiſchen Länder, Reuß, Schwarzburg, 
Erfurt, Fulda, Frankfurt, Darmftabt, Raflau von ruſſiſchen, 
VBraunſchweig, Anhalt, Hefien-Eaffel, Waldeck, Lippe, Berg und Weſt⸗ 
phalen von preußifhen, Würzburg, Würtemberg, Baben und 
Stalien von öfterreihifchen General: Gounerneurs verwaltet wer 
ben follten;” waren burd ben Vertrag von Fulda gänzlich befeitigt. — 
Stein Tonnte nur erreichen, daß bie fpäteren Berträge mit ben 
Rheinbundsfürſten die beichräntenne Elaufel enthielten: daß Rup- 
land, Preußen und Oeſterreich ihre Unabhängigfeit und Souverat- 
nität garantirten, wenn jever Fürft fidh verbindlich mache „se con- 
former a cos &gards et en general aux engagemens qu’exigera 
Tordre des choses qui sera definitivement 6tabli pour le main- 
tien de l’independance de l’Allemagne.* (Art. 4. des Bertrags 
mit Baden vom 20. Noobr. 1813). Für Kurheſſen wurbe neben 
diefem allgemeinen Vorbehalte noch in einem Separat- und gehel- 
men Urtifel die Verpflichtung auferlegt: 8. A. 5. Electorale s’en- 
gage & relablir les étaote de son pays dans les constiluiions 
et privilöges, dont ils jowissaieni en 1805, sans que powr cela, 
aucun individe puisse se soustraire aux‘ charges communes 
(Art. II. ver Art. sep. et secr. du 2. Decbr. 1813). Früher 
hatte Stein fogar vorgefchlagen, Kurheſſen einftweilen bejonbers 
verwalten zu laſſen, und unter befondern Bebingungen dem Kur 
fürften fein Land zurüdgugeben, was inbeilen durch die Einwirkung 
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Gagernd verhindert wurde. *). — Nachdem dem Hauptverbünbeten 
Napoleons, dem ftarren König von Würtemberg, fo günftige 
Bedingungen geftattet waren, Tonnte Niemand mehr daran benten, 
ja es nur wagen, Hannover, Braunſchweig und Kurhefien, welche 
von Napoleon bis auf? Aeuperfte verfolgt und gebrüdt waren, in 
eine ungünftigere Lage zu bringen als Würtemberg **). 

Der Sieg Metternich’3 über Stein war freilich kein ehren- 
voller; denn erfterer hatte noch am 30. November fich in Meinin⸗ 
gen für die ruffifchen Vorfchläge ausgeſprochen, und nun ſchloß ex 
hinter dem Rüden der Verbündeten einfeitig einen Frieden, ber 
von allen biäherigen Verhandlungen das Gegentheil war. Er hatte 
wohl ben Zeitpunct gut gewählt; Stein war abweiend, Preußen. 
und Rußland, ungern in dieſem Augenblid mit Oeſterreich bre⸗ 
hend, waren nothgebrungen, dem Vertrage beizutreten. Aber ber 
für feine Politik errungene Vortheil war ein doppelt unebler, weil 
er dad Bündniß der öftlichen Mächte, wenn diefe eben jo unebel 
dachten als Metternich, zur Auflöfung bringen konnte, und damit 
einen großen Theil der Hoffnungen, für welche daß beutiche Volt 
fein Blut eingefeßt hatte und noch einzufehen im Begriff ſtand, 
vernichten mußte. Es lag in der Handlungsweiſe Metternich's bei 
Weiten am meiften die Abficht zu Grunde, Preußens vergrößerten 
Einfluß zu verhindern. Der Bruch früherer Verabrebungen (zu 
Meiningen) war eben fo auffallend, und wie fpätere Zeiten als 
bie unferigen zeigen werben, eben fo thöricht und verberblich für 
Defterreich als der durch Kranz II. 1792 erfolgte Bruch bes ſechs⸗ 
ten geheimen Artitel3 ver Pöllniger Webereinkunft vom 27. Aug. 
1791 **), welchen ber einfichtige Leopold II. mit Friedrich Wil⸗ 
beim II. geichloffen, für die orientalifche Verhältniffe Oeſterreichs 
geworben ift ****). Metternich hatte im Fortgange der Begeben- 


*) Gagern's Antheil an ber Politik. I. 221 — 222. 

**) Vergl. darüber insbefondere Häuffer'8 deutſche Gefchichte, vom Tode 
Friedrichs bes Großen bis zur Brünbung bes beutfchen Bundes. TE. IV. S. 541. 

ss.) Martens. V. 37. 

....) v. Sybel, Geſchichte der Revolutiondzeit. II. 160, 161 ff., vergl 
©. Sugenheim, Rußlands Einfluß auf Deutſchand. 1856. II. 116 ff. 
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beiten ſtets mm bie Abrundung Oeſterreichs in Italien und bie 
feſten Pofitionen am Po im Auge, niemalö eine fichere Graͤnze 
Deutſchlands gegen Frankreich, und ſuchte deshalb ben Trieben 
ftets im günftigftien Augenblide für Oeſterreich, niemald aber im 
günftigften Argenblid für Deutfchland, welches er mit großem 
Gleichmuthe in den Franffurter Unterhandlungen mit St. Aignan 
auf bie Rheingränze beichränft haben würde. Nur der feite Ent- 
ſchluß des Kaiſers Alerander zwang zur Fortſetgzung des Krieges, 
und biefer Entſchluß wurde burch Stein herbeigeführt. Im Haupt. 
quartier zu Langred wiederholte ſich dad Spiel ver Politik des 
Kaiſers Franz und Metternich's, fie wollten wiederum Frieden mit 
ber Rheingränge gegen Frankreich, behielten ſich babei Italien nach 
ihrer erſten Beiprehung mit St. Aignan vor, und gewannen 
leider für ihr Beginnen Hardenberg, Knejenbe und die Engländer 
Caſhcart, Aberdeen und Caſtlereagh. Es ift dies zum Deftern 
genügend bargeftellt, jo wie, daß man in Chatillon bie Gränzen 
von 1792 für Deutſchland feftftellen wollte, und daß bie fiegrei- 
hen Schlachten Blücher’3 bei Brienne und la Rothiere, Napoleon 
zwar nachgiebiger, aber daß ihm die Verhandlungen unb bie 
Nacläffigleit Schwarzenberg’3 es möglich machten, das fchlefifche 
Heer in einzelnen Theilen bei Ehampaubert, Montmirail unb 
Etoges zu Ichlagen, daß bie Politik Metternich's daburch eine be 
beutende Unterftügung fand unb zum Frieden geneigt machte ). — 
Ein verberblicher Triebe wäre auch damals noch zu Stande gekom⸗ 
men, wenn nicht die thörichte Erhöhung der Anſprüche Napoleons 
Metternich endlich gezwungen hätte wider Willen dem Cinflufie 
Weranderd und Steins nachzugeben. Es mußte aber doch erſt fo 
weit kommen, daß Metternich nur die Wahl blieb, entweder die 
Tochter bed Kaiſers Franz auf dem franzöjiichen Thron zu fehen, 
oder auf Stalien zu verzichten. SDiefe Alternative veranlaßte ihn, 
ſich für Italien zu entſcheiden uub ben Krieg fortzuſetzen. 

Man muß geftehen, daß Metternich vom erften Augenblid 


*) Bergl. neben Perg bie vorzügliche Darftellung dieſer Begebenheiten 
Sei Häuffer. 572 f. 608 ff. 640. 
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ber Entwickelung bed großen Dramas, welches den Fall Napoleons 
andmachte, confequent unb Flug bie von ihm vertretenen Intereſſen 
bed abfoluten Defterreih3 zu wahren verftanb, wenn man von den 
angewenbeten Mitteln felbit abfehen, und bie Richtigkeit feines 
Prinzipd anerlennen will. Sein fteted Ringen ging von Anfang 
an, auf die Vernichtung ber Beitrebungen, welche auf Deutſch⸗ 
lands Erhebung zu einer wahrhaften Nationalität gerichtet waren, 
mit der er feine politifchen Grundfäge unvereinbar erfennen mußte. 
Der Steg feiner diplomatiſchen Gewanbtheit ift Deutſchland theuer 
zu ftehen gelommen. 

Es ift ſchon erwähnt worben, daß mit ber einmal vertrag 
wäßig anerfannten vollen Souveratnetät ber ſüd⸗ unb mtttelbeut: 
ſchen Staaten die Schwierigleit einer wefentlih neuen Orbnung 
in Deutſchland, welche das Volks⸗Intereſſe befrienigen konnte 
gegeben war. Aber bennoc wäre bad Beitreben wahrhafter Staats- 
männer nad, biefer Richtung, wenn auch von Anfang an mißlich, 
nicht unmöglic, geweien, wenn Metternich's Politit nur als eine 
zuverläffige fich herausgeſtellt hätte. Es verbient inbeffen keinen . 
Tadel, daß fie nicht fogleich erkannten, wie fehr fie ihre Erwartungen 
berabzuftimmen hatten; edle Gemüter fträuben fich eine Zeit Lang, ihre 
patriotifchen, fo wenig felbftfüchtigen Hoffnungen fahren zu laſſen )! 

Die Geſchichte der Niederlande und der vereinigten Staaten 
von Norbamerica in den eriten Decenien ihre Beſtandes beweifen 
binlänglich, daß ein Bundesſyſtem, welches bloß auf die ſouverai⸗ 
nen Staaten wirkt, aus welchen es befteht, und feine unmittelbare 
Beziehung auf die einzelnen Individuen in biefen Staaten hat, in 
der Erfahrung nicht bloß unnüß, fondern fogar fchlecht befunben 
it. Der einzige Weg um zu einer neuen feften Orbnung, welcher 
gleichmäßig die Nation befriebigen Tonnte, in Deutfchland zu ge 
langen, wäre eine feite und ftarfe Regierung gewefen, welche 
unmittelbaren Einfluß auf die Staatsbürger beſitzend, ausſchließlich 


*) Die Sahre 1848 unb 1849 ließen eine anbere Erfahrung machen; 
. Voffnungen und Anſtrengungen ſchwanden ſchnell, — weil ihre Träger nicht 
die Unelgennügigfeit biefer Staatömänner von 1813 unb 18414 befaßen. 
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die Functionen der Souverainetät auögelibt hätte, wobei den ein 
einen Staaten nur jo ziel Macht geblieben wäre, als jie zur Auf: 
rechthaltung ihrer bejonderen Stellung durchaus nothweudig hatteı. 
Ein ſolches Syſtem, damals im Genirum von Europa bejelgt, 
würde die Bürgfchaft der allgemeinen Ruhe uud der vernünftigen 
Reform geworden fein; denn es wäre friedlich und ohne Ehrgeitz und 
Eroberungsjudht, wie ftarf für alles Nationale geweien. Allein 
die Hindernifje, welche einem Bundesſtaate folder Art entgegen⸗ 
ftanden, jchienen damals fo groß, daß eigentlich nur ein einziger 
Staatsmann in einem practiih durhführbaren Eutwurf 
feine Gedanken darüber den großen Mächten vorlegte: Stein in 
feiner Denfichrift von Chaumont vom 10. März 1814. — Was 
Arndt, Görres und Andere zu Tage fürberten, hatte nicht bei 
Anſpruch auf Durchführbarkeit; — fie hatten wächtig beigetragen 
zur Erhebung und Begeifterung des Volles, zu dem Entwurf einer 
neuen Reichsverfaſſung waren fie nicht geeignet, und nicht in ber 
erforkerlichen Stellung. Sie waren ınit den entſcheideuden gehei⸗ 
men Artileln der Berträge von Reichenbach und Töplig *) nicht 
befannt, und ſelbſt mit den fi) daran fchliekenden Verhandlungen 
überhaupt nicht vertraut genug; vollftändig find heute noch nicht 
einmal bie geheimen Artikel des Rieder Vertrages befaunt **). 
Bill man fi wundern, daß Stein nicht durchdrang? Man denke 
an die Gründung ber Berfafjung der Bereinigten Staaten von Nord» 
america und an den Widerſtand und den Stolz der einzelnen dortigen 
Staaten bei diefer Gründung ***), und richte dann den Bli auf dei 
Widerſtand, den Kaifer, Könige, Herzöge und Fürſten gegen einen 
Bundesftaat in Deutjchland erhoben haben; „von ihnen glaubte 


*) Berg. IIL 114, 

“.) Kombſt, Aetenſtücke. ©. 14. Hiernach wies weunemich 1819 auf 
gewiſſe geheime Artikel bed Vertrags von Rieb, um Balern, welches heftig 
wiberftrebte, zu feinen Borfchlägen am Bundestage zu beſtimmen. 

es.) Washington Writing. IX. 169. 187 — 189. 284 — 238. Bergl. 
Reimann, die vereinigten Staaten von NRorbamerica im Webergange vom 
Staatenbund zum Bunbeöftoate- 1865. ©. 43. 82 ff. und insbeſondere bie 
fchäne Darfiellung. ©. 190 ff. 183 fi. S. 213 ff. 
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boch ber Kleinſte, daß die Ordnung der Welt ohne ſeine Souve- 
tainetät nicht beftehen Time *)"! Stein fpricht fi über den Geiſt 
vieler damaliger Yürften ehr derb aus, ja er benennt fie fogar 
mit kaum wieerzugebenden Ausvrüden **). 

Es war ber Politik Metternich’3 ganz gemäß, daf bie gleich dar⸗ 
auf beginnenden Verhandlungen des erften Pariſer Friedens nicht zu 
den Grundlagen einer neuen Orbnung Deutfchlands führten, ſondern 
nur zu ber Stipulation, daß ein Bund errichtet werben follte. Die 
Entidyeivung über die Berfajfung des Bundes wurde an ben Wiener 
Eongreß verwiefen. Daß tn den Berhanblungen des erften Pariſer 
Friedens von diefer Berfaffung bie Rebe war, ift gewiß, aber lei- 
ber find dieſe Berhandblungen bisher unbelannt geblieben; v. Sagern 
Tannte fie genau und beabfichtigte diefelben zu veröffentlichen, ſtand 
aber nad einer Anfrage an Wellington davon ab ***). 

Bei diefen Verhandlungen machte Preußen den größten Feh⸗ 
ler, welchen es unter damaligen Umfländen nur machen Tonnte, 
und welder benn auch nicht nur für Preußen, fonbern für 
Deutſchland traurige Folgen nach fi zog. Statt die preußifchen 
Angelegenheiten dort, wo bie kleineren Mächte gar nicht gehört 
wurden, in ungeichwächten Andenken an die Leiftungen bed preußi- 
ſchen Volkes und Heeres zur Entfcheidung zu bringen, die Ent 
fchädigungen feftzufeben, unterzeichnete Hardenberg ohne Vorbehalt 
AUS, was zum Vortheil der anderen Mächte dienen Tonnte, ins⸗ 
befondere ihre beanfpruchte Entjchäbigungen, ſetzte fi bamit frei- 
willig in die Stellung der Mächte zweiten Range, welche in ber 
Hauptfache ihre Entfcheidung erft vom Eongrefie zu Wien zu 


*) Urtheil eines amerikaniſchen Staatsmannes: Goerett Norbamerif. 
Geſchaͤftstraͤger im Haag 1821. Sein Werk iſt auch in's Deutſche überfekt: 
Europa ober Ueberficht der Lage ber europaͤiſchen KHauptmächte im Jahre 1821. 
2 Bde., doch fehlt darin bie Charakteriſtik ber- Fürften ſelbſt; das englifche 
Original iſt Hierin fehr bitter! 

ee) Eie Lönnten, aud wörtlich abgeichrieben, in Bweibräden auf bie 
Unflagebanf führen. 

) Berg, Leben Gtein’s. VL S. 622, — Wa aber jept bie Söhne 
Gagern's von biefer Veröffentlichung abhalten kann, ift nit wohl erklaͤrlich. 
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erwarten hatten. Berk *) behauptet, daß Hardenberg leichtſinnig 
und blinblingd gehandelt Habe, aber Arndt ) bemerkt dagegen mit 
größerem Rechte, daß Friedrich Wilhelm M. ſchwer, oft gar wicht 
zu einem beftimmten Entichluffe zu bringen geweien, und daß dies 
für die Unterhanblungen zu Paris ber Freiherr von Stein mit 
einer anertennenben Bemerkung über Sarbenberg’3 guten Willen und 
richtige Einficht beftätigt habe. 

Wenn bamald zu Part? die preußiichen Entichäbigungen 
feſtgeſeht worben wären, wie anberd hätten ſich auch die nach 
Wien gewiefenen beutichen Berhältniffe geftaltet; dann wären 
Stein, Harvenberg und W. v. Humboldt in der nationalen Sache 
Deutſchlands in Wien burchgebrungen. Preußen? Staatämänner 
hätten nicht noͤthig gehabt ihre befte Kunft der Unterhanblungen 
auf die wenigftend bürftigfte Wiebererftattung ber ungemeffenften 
Anftrengungen unb Opfer zu verwenden, fie hätten eine eben fo 
freie Stellung als Defterreih, Rußland und England gehabt; fo 
hatte der nievergemorfene und gebemüthigte Feind Frankreich eine 
beffere Stellung ala Preußen! — Der geheime Bertrag Oeſter⸗ 
reich? mit Baiern vom 3. Juni 1814 war ebenfalla nur möglich, 
weil die preußiſche Entichädigungöfrage nicht zu Paris georbnet war. 

Es klingt wie diplomatifcher Hohn des Siegerd, wenn Met- 
ternich bei Eröffnung der Sonferenzen ſaͤmmtlichen deutſchen Staaten 
zu Wien am 23 Mat nach unendlich langem unnügem Hin⸗ unb 
Herhandeln troden erlärte: „Bevor auf dem Wiener Congreſſe die 
Territortalfragen nicht geordnet geweſen, hätte man an Aufrichtung 
der neuen beutichen Berfaffung nicht denken Tönnen.” — Harden⸗ 
berg hätte Biel erreichen Finnen, wenn er von Anfang an, flatt 
auf Sachen auf die Länder am Rhein fein Augenmerk gerichtet; 


°) Beben Giein’s. IV. 18. 

=) Arnbt, meine Wanberungen und WBanbelungen mit bem Beichöfrei- 
herra v. Stein. 1868. ©. 242 ff. und ſchon früher. Erinnerungen au bem 
äußeren Leben. 1842. ©. 239. Anderer Meinung finb Haym. W. v. Hunt 
belt, ein Lebensbild. 18656. &. 317. und Haͤuſſer IV. 658, nach ihnen 
fol ſich Humbolbt und ſelbſt ber König der leichtfinnigen Art bes Staats⸗ 
tangler6 vergeblich wiberjeht Gaben. 
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wenn ex eine befiere Grenze gegen Holland in's Auge gefaßt Hätte, 
wozu umfichtige preußiſche Generale geraten; es ift hierin gegen 
bie Stein ſche Anſchauung, den mohlbegründeten Anfichten Arnbt’3 *) 
und Häuffer’3 **) unbedingt beizuftimmen. Preußens Ausbehmung 
nach dieſer Seite lag im wahrhaften deutichen Vollsinterefie. 

Die verzögerte Eröffnung bes Wiener Congreſſes war weiter 
für Deutichland nachtheilig, weil die Eintracht der großen Mächte 
fih während biefer Verzögerung Ioderte Die vertraulichen Vor⸗ 
verhandlungen bis zur wirklichen Eröffnung des Congreſſes (1. Nov. 
1814), welde zur vorläufigen Einigung oder wenigftend reifen 
Vorbereitung der Haupifragen dienen jollten, fürberte bad Gegen- 
theil zu Tage und waren insbeſondere ben beutichen Bollsinterefien 
durchaus ungũnſtig. Es würbe von einer betaillirten Vorfüh⸗ 
rung der Verhandlungen bier wohl abgejehen werben Finnen, ba 
Berk, Gervinus, Häuffer, Schaumann, jeder nad feinem Theil, 
biefen Gegenftand in ausgezeichneter und ausführlicher Darftel- 
Iung behandelt haben; eine Verweifung auf dieſe allbefannten 
Schriften würbe hier genügen; fie haben in Bezug auf bie ein- 
zelnen beutichen Nationalinterefien bei ihren Darftellungen ftets 
ein Auge. Und will man einen ziemlich erfchöpfenden Auszug aus 
den Protocolien des Wiener Congreſſes mit Rüdficht auf bie neuefte 
Literatur haben, fo genügt v. Kaltenborn's Geſchichte der beutichen 
Bundesverhältniffe und Einheitsbeftrebungen von 1806 bis 1866 
(2 Bde. Berlin 1857), Pos. I. ©. 106 ff. volllommen. 

Aber überall ift doch in ben eritgenannten Schriften auf 
Vieles für unferen vorgefeßten Zweck weientlihe Einzelne nicht 
eingegangen, ober auch, wie bei Gervinus, von einer Anſchauung 
getragen, welche wir nicht zur unferigen machen Tönnen; bei 
v. Raltenborn, ber gerade am ausführlichiten bie Verhandlungen 
bearbeitet hat, tritt fogar eine Anficht auf, welche gegen bie jet 
allgemein herrſchende Anficht über die Verberblichkeit der Metter- 
nich'ſchen Politik durchaus ſich ausſpricht, unb flatt deren eine 
unverblümte Lobrebe auf biefelbe zu halten ſich veranlagt fieht. 


*) Ambt, Erinnerungen. & Ai — 322. 
°°) Haͤuffer. IV. ©. 719. 
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Er nennt die Beitrebungen Stein’3 an einzelnen Stellen 
„phantaftiichen Schwung” (I. S. 100), er fpricht von ben ibenli- 
ftiichen Plänen defielben, er nennt ihn „ben guten Stein” (5.113), 
wenn gleich er fi an anderen Orten gegen die großartige ſtaats⸗ 
maͤnniſche Thätigkeit deſſelben nicht verſchließt. Er findet (S. 110) 
den damaligen Anfpruch Preußen? auf Parität mit Oefterreich 
nicht gerechtfertigt in den Augen der Nichtpreußen, er meint, 
Preußen babe die Bereitelung feiner Pläne erlebt, weil es nicht 
dur die Macht der Thatfachen in feinem Thun getragen und 
erhoben wurbe, weil biefelben nicht im vollen Weien des bama- 
Ligen deutſchen Lebens begründet waren, nnb weil Preußen 
nicht die Macht Hatte, dieſes deutſche Weſen zu feinen Gunſten 
umzuwandeln „Und die 1815 gegebenen Berhältuiffe in 
Dentichlanb fcheinen auch jest noch diefelben zu ſein!“ (S. 113). 
Es fei abgejhmalt, fagt er an anderer Stelle (S. 132), wenn 
Leute, die ſich Hiſtoriler nennen, nun das Miflingen ver Bun- 
desſtaatsprojecte auf Defterreich und Metternich wälzten. Zugleich 
rechtfertigt er den Widerſtand von Würtemberg und Baiern 
(S. 139), wie er ſchon früher (S. 112) gefagt: „Wer ben 
öfterreichiichen Staatslenten (d. 5. aljo Metternich, der damals 
allein entſchied) wegen biefen ihrer Ziele und Erfolge einen Bor: 
wurf macht, verfteht die Bebeutung und das Weſen des öfterreichi- 
ſchen Kaiſerſtaats nicht zu beuriheilen, und ba dieſe Erfolge füg- 
GG nicht bloß ben einzelnen Perfonen zuzufchrieben find, fondern 
weſentlich als dad Ergebniß der Wirklichkeit ver deutſchen Verhält⸗ 
niffe als ein Product der geſchichtlichen Entwickelung ſelbſt anzu⸗ 
ſehen find, fo iſt es lächerlich, dagegen gleich viel, an welcher Seite 
zu eifern, ober nun gar zu lamentiren. Oeſterreich fiegte, weil es 
durch die Macht ber Thatfachen in feinem Thun getragen und ge 
hoben wurde. 

Man braucht wahrlich nicht für die politiichen Grunbfäße der 
franzöfifchen Resolution, für das Prinzip des allgemeinen politi- 
ſchen actwen unb paffiven Wahlrecht? mit feinen furchtbaren 
Eonfequenzen eingenommen zu fein, um dieſe Beurtheilung ber 
Berhandlungen ded Wiener Congreſſes und der dabei entwickelten 
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biplomatifchen Thätigleit Metternich? zu wiberfprehen. Gerade 
vom confervativen Stanbpuncte aud muß bier Wiber- 
fpruch gegen die Anſicht v. Kaltenborn’s erhoben 
werden;— ber confervative Stanbpunct muß fi am 
entf&hiedenften gegen Anfihten verwahren, welde 
eine vom fittlihen und ſtaatsmänniſchen Principe 
gleihmäßtg verwerflihe Politik auch nur entſchul— 
digen will 

Wer wird leugnen, daß Metternich vog feinem Stanbpuncte 
Necht gehabt habe zu handeln, wie er hanbelte? Aber der Stanb- 
punct ift es, den man nicht nur für Deutſchland, fondern für 
Deiterreich als verberblich anzufehen bat, die Mittel, welche er zur 
Erreichung feines Zweckes angewenbet, find es, welche fich in 
moralifcher und ftaatsmännijcher Beziehung nicht rechtfertigen laſſen. 
Metternich handelte als ein guter Diplomat aus jener traurigen 
Schule, als deren Haupt lange Zeit Talleyrand gegolten; aber bie 
Eigenihaften eines guten Staatsmannes lagen Niemanben ferner 
als ihm. — Er übte nicht einmal die Klugheit bepotiicher Mi- 
nifter, wie eines Richelieu, welche das an nationalen SIntereflen 
ihres Landes fchonten und pflegten, was ihrem beöpotifchen Schal- 
ten und Walten nicht hindernd entgegenftand. Er war es, um bier 
nur ein Beifpiel anzuführen, welcher kurz vor dem Schluffe der 
Verhandlungen (am 7. Mai 1815) die bis dahin feftgehaltene 
Beitimmung bed erjten aller ſtaatsbürgerlichen Rechte außmärzte, 
bie Beitimmung, daß es Feine Leibeigenen mehr in Deutichland geben 
ſelle. — Es hat darnach noch lange gewährt, bis die legten Reſte 
der Leibeigenſchaft beſeitigt werden konnten, und in Oeſterreich war 
er es, welcher die Abgaben, die drückenden Laſten aus der Unfrei⸗ 
heit, welche jeden Aufſchwung in ber Landwirihſchaft verhinderten, 
bis 1848 beftehen ließ. Exit dem jebigen Regierungsfgften in 
Defterreich ift es zu danken, baß alle diefe traurigen Hemmniſſe 
verichwunden find, daß eine Gleichberechtigung aller Staatsbürger 
eintrat, (Gefet vom 7. Septbr. 1848). Wer ſich überzeugen will, 
welch” traurige Reſte aus ber freilich ſchon von Joſeph II. aufge: 
hobenen Leibeigenſchaft bis dahin in Defterreich geblieben waren, 
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vergleiche bie Darlegung dieſer Berhältniffe bei Ezörnig *). — 
Es beburfte der angeltrengten Maͤtigkeit ber jebt an der Spike 
der einfchlagenden Berwaltungdzweige ftehenden Staatömänner, um 
die Iangen Liften jener Verpflichtungen in ben einzelnen Ländern 
zu befeitigen. — Was der Minifter Bach in fo kurzer Zeit, frei- 
lich mit großer Anjtrengung, durchführen konnte, ließ Metternich, 
dem bied 1815 leichter geworben wäre, faft ein Menſchenalter hin- 
durch beftehen. — Wenn man alfo felbft zugehen wollte, daß ge 
wifje bunbesftaatlihe Einrichtungen durch Metternich 1815 nicht 
zu erreichen geweſen wären, jo gab es denn doch Fein Hinderniß 
gegen Einführung der allgemein bürgerlichen Rechte, welche bie 
Grundlage der menſchlichen Freiheit ausmadyen. Denn wo noch 
Jahrzehnte lang gefrohnbet wird, wo für unfer Zeitalter entwür- 
digende, aus ber Leibeigenichaft als folcher beſtehende Abgaben 
und Leiſtungen bis zum Jahr 1848, namentlich in Oefterreich fort- 
dauern konnten, kann und darf gewiß Niemand von ben ftaats- 
männijchen Eigenjchaften deſſen fprechen, welcher die Haupturſache 
des Beſtandes folder Uebelſtaͤnde geblieben. Welch’ eine traurige 
Quelle der empfinvlichften Webelftände wäre von Anfang des neuen 
Bunbed an verftopft, wenn mit der Freizügigkeit am Bunbestage 
zugleich bie Beleitigung jener Weberreite ver Leibeigenſchaft Statt 
gefunden hätte. Mit Ruhe und Unbefangenheit, vom allgemeinen 
deutichen Standpunct aus, mit Rückſicht auf bie Intereſſen der 
Berechtigten wie Verpflichteten hätte man binnen weit fürzerer Zeit 
und mit weit weniger umfangreichen Verhandlungen, als etwa bie 
rheiniſche Suftentationdfahe in Anfpruch genommen bat, dieje 
erite Forderung bed Rechts und der Humanität, bie unabweißliche 
Pflicht einer hriftlichen Staatsordnung erfüllen können. — Oefter: 
reich wie Mecklenburg haben 1848, wie fchon früher, wenn aud) 
im minderen Maaße 1830 andere Staaten, traurige Erfahrungen 
in den überjtürzenden revolutionären Ereignifjen machen müfjen. 
Man muß bedenken, daß erft durch das Geſetz vom 7. Septbr. 
1848 in Salzburg bie Leibfteuer, der Gehorſamsheller, der Aur- 


) v. Eyörmig, Oeſterreichs Neugefaltung. 1858. ©. 186 fi. 
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ruhrſchilling, das Suͤnhen, in Kärnthen bie Vogigaben, und an 
verſchiedenen Orten das Freigeld von bem beweglichen Vermögen 
der Auszügler aufgehoben wurbe *)! 

Gegen den lebhaften Widerſpruch ber fübbbeutichen Staaten 
vermochte Metternich feine traurigen Preßbeichränkungen und poli- 
tiſchen Verfolgungen im Jahre 1818 und 1819 durchzuſetzen, aber 
bie Leibeigenfchaft und deren traurige Meberrefte begte er, obwohl 
fein namenswerther Wiberftanb gegen den preußifchen Borichlag 
geweien war. Um biefe Sachen kümmerte jich wahrlich das Aus⸗ 
land nicht. In andern Dingen wurde Metternich freilich durch bie 
auswärtigen Diplomaten bejchräntt, aber auch bei reiflicher Erwä- 
gung der Verhältniffe, zu feiner großen Befriedigung. — Dieſes 
eine Beilpiel würde zum Beweiſe ver frivolen, eines Staatömannes 
fo wenig wiürbigen Denkungsart Metternich genügen. Aber ber 
ganze Gang der Verhandlungen beweißt auch auf jedem andern 
Gebiete den gänzlichen Mangel feiner ſtaatsmaͤnniſchen Eigenſchaf⸗ 
ten, denn feine biplomatifche Gewanbtheit, die Kunft bed Intri⸗ 
guirens war bei jeder Unterhandlung ſtets auf das Gegentheil ber 
nationalen Intereſſen gerichtet, und was für biefe am Congreſſe 
burchgefeßt wurde, lag wahrlich nicht in feinem Willen, ſondern 
in der Macht der Verhältniffe und ber zäben Außbauer anderer 
beuticher Staatsmaͤnner. Er verfolgte nur die felbftfüchtigen Zwecke 
eine? abjoluten Oeſterreichs; Deutſchland lag ihm nur am Herzen 
als Fußſchemel der Größe bes von ihm in jenem Sinne regier- 
ten Deiterreihd. Es wirb oft genug Gelegenheit fein, dieſes Stre- 
ben Metternich’? im Berlaufe diefer Darftellung zu würdigen; vor: 
erſt mag es am Hauptüberblide ver Verhandlungen am Wiener 
Congreſſe dargelegt werben. 

Nachdem der erfte Parifer Frieden bie deutfchen Angelegen- 
heiten auf den Wiener Congreß verwielen hatte, nahmen befannt- 
li DOefterreih und Preußen die Sache zuerft in die Hand. Har⸗ 
denberg theilte bei einer vertraulichen Beiprechung zu Baden bei 
Wien am 13. Septbr. 1814 den Plan einer auf Stein? Veran⸗ 


*) Gzömig lc. ©. 508, Aum. 1. 
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laſſeng entworfenen Berfaffung Metternich mit. Bu gleler Zeit 
wirkte Stein dahin, daß ber frembe, namentlich frangöfliche Ein 
fnß bei diefen Verhaudlungen autgejqchloffen blieb. Der dahin gie 
lende Beichluß der vier Großmaͤchte, datirt vom 22. Septbr. An⸗ 
fangs fchienen bie Angelegenheiten einen guten Fortgang nehmen 
zu wollen. Die despotiſchen Eingriffe des Königs von Würtem- 
berg verfchonten jelbft die hoͤchſtſtehenden des Adels nicht, unb Met: 
teruich ſah feinen eigenen Baer bem Reſidenzzwange dieſes eigen- 
willigen König unterliegen, bie allgemeinen Beichwerben von 
allen Seiten gegen die unbeſchraͤnkte Herrichaft der Rheinbunds- 
fürften, welche jet. der Gtühe ihres Herrn und Meifterd Rapoleon 
entbehrten , machten bedenklich, und Mande wollten fogar Unrußen 


‚Dem von Hardenberg an Metternich übergebenen Verfafſungs⸗ 
entwurfe*) lag bie Denkfchrift Steins vom 10. März 1814 zu Grunde; 
ex war von Stein unb Graf Solmä entwerfen, dann Humboldt zur 
Begutachtung gegeben: Die Siein ſche Denkſchrift vom 10. März 1814 
enthielt an der Spitze die Bemerkung, daß die Staaten Deutſchlands 
ſich den Mobificationen ihrer Sowwerainetät, welche die beutfdhe 
Berfaffung verlangen würbe, zu unterwerfen hätten, weil fie ent- 
weber mur unter biefer Bebingung zu dem Bünbniffe der Alliirten 
zugelaffen jeien, oder weil fie nur unter biefer Bebingung ihre 
Länber von den Allürten zurhd erhalten hätten. An ber Spige 
ber Bundesverfaſſung follte ein Divectorium ftehen, (Oefterreich, 
Preußen, Hamover und Baiern). Diefes Directorium follte bie 
Leitung der Bunbeßverfammlung übernehmen, vie Ausführung ber 
von derſelben erlafienen Geſetze haben, die auswärtigen Verhält- 
nifle leiten, über Krieg und Frieden beichließen und bie Verfaflung 
umb Rechtöpflege, jo wie die Verbältniffe der einzelnen Staaten zu 
ihren Unterifanen beauffichtigen. Die hierzu nöthigen Mittel 
follten aus dem zur Dispofition des Directoriums ftehenden Rhein- 
octroy, den Gränzzöllen des Red, unb aus außerorbentlichen 
Auflagen fließen. Binnenzölle und Einfuhrverbote zwiſchen den 
einzelnen deutſchen Staten follten dagegen ganz aufhören. 

*) Berg. IL ©. 718 fi. 
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Die Bundesverfammlung follte aus Abgeordneten ber Yürften 
and Hanfeftäbte beftehen, zu ihnen follten jeboch auch Abgeordnete 
ber Provinzialftänbe Hinzugefügt werben. Die nur ſechs Wochen 
jährlich verfammelte Bunbesverfammlung follte über folgende Ge 
genftänbe beichließen: bie Bundesgeſezgebung, bie nöthigen Steuern, 
bie Streitigleiten zwiſchen Fürſten uub Unterthanen ver einzelnen 
Bundesſtaaten, unb zwar vermittelft eines von ihr zu ernennenben 
Ausſchuſſes, der die Ausführung beforgt. Die beftehenven Kriegs 
einrichtungen bleiben. 

In jedem Bunbesftaate follten aber Landftände gebilbet werben, 
um über bie Lanbeögefeke, und die für die Verwaltung nöthigen 
Steuern zu ftimmen. 

An allgemeinen Rechten für bie Unterthanen fanden fich bie 
Beitimmungen, daß Jedermann dad Recht der Auswanderung be 
fige, Civil: ober Kriegsdienſte in jedem beutfchen Lande nehmen 
koͤnne; Preßfreiheit follte beftehen, das Eigenthum der wiſſenſchaft⸗ 
fihen und Kunſtwerke follte den Eigentümern gewährt, die 
Nachbildung verboten und beitraft werden. Jeder Deutfche follte 
nur von feinen natürlichen Richtern verurtheilt werben können, 
und nicht länger ald 48 Stunden verhaftet fein, ohne von ihnen 
gehört zu werben, bamit über feine Verhaftung von ihnen entichie: 
den würbe. 

Mit Recht Spricht ſich Vers DU. 561 ff. in rühmenbfter Weife 
über biefe VBorjchläge au. Mag fein, daß an dem Directorium Eini- 
ges auszuſetzen geweſen, aber die gefammte Grundlage war ben 
deutſchen Zuftänden vollftändig gemäß, und hätte bamald einge 
führt, der deutſchen Entwidelung eine andere und beffere Richtung 
gegeben, ala es fpäter die Bundesacte vermochte. 

Harbenberg ließ nun im Sommer 1814 einen Entwurf einer 
deutfchen Verfaſſung ausarbeiten, welchen er im Juli 1814 Stein 
zur Beurtheilung vorlegte *.) Zu biefem Entwurf war allerbings 
Stein? Denkichrijt benußt, aber doch auch viel Neues von anberer 
Richtung hinzugefügt. Stein gab darüber fein Gutachten ſogleich 


*) Berk. IV. S. 43 ff. 
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ab, in einer Eonjerenz zwifchen Harbenberg, Stein und Graf 
Solms⸗Laubach wurden die Stein’Ichen Bemerkungen weiter be 
ſprochen und darnach ein verbeflerter Entwurf abgefaßt, welcher 
nochmal3 Stein zur Durchficht gegeben wurbe, wobei aber Letzterer 
wiederum auf die Chaumoner Denkſchrift zurückwies. 

Diefer Entwurf hat vielen Tadel gefunden und v. Kaltenborn 
nennt benjelben, welcher am 13. Sptbr. an Metternich mitgetheilt 
wurbe, ein ziemlich abentheuerliches Gebilde der Staatskunſt, und 
bezeichnet ihn als ein wahres Ungeheuer von Bundes⸗ und Staats- 
gemiſch *). 

Diefem letzteren Urtheil ift jeboch durchaus nicht beizuftimmen ; 
der Zabel überhaupt fehr zu modificiren. 

An fi war es geboten in einem deutjchen Verfaffungsentwurf 
neben den Beftimmungen über ben Bund felbft, eine Reihe von 
Deitimmungen zu Sunften ber Unterthanen ber einzel 
nen Bundesſtaaten aufzunehmen. Denn die Feftftellungen in 
den Verträgen zu Frankfurt reichten nicht bin, und haben ſpäter 
nit Hingereicht einer abjoluten Regierungsgewalt in einzelnen 
Ländern hindernd entgegen zu treten, und für Baiern und Wür- 
temberg waren fie nicht maaßgebend. Haben bie preußifchen Be⸗ 
mühungen, vereinigt mit benen von Hannover, wie fpäter ber klei⸗ 
neren yürften auch nichts genußt zu einer guten Bundesverfafjung, 
fo verurjachten fie doch neben fonftigen Einwirkungen einen heil- 
jamen Schreden, welcher die Könige von Baiern und Würtemberg 
zu dem Befehle an ihre Minifter, Verfaſſungen für ihre Länder 
audzuarbeiten, und fie dvemnächft den Stäuben vorzulegen, veran- 
laßte. So ift vieler Verfafjungsentwurf und was fi unmittel- 
bar daran Mnüpfte, dennoch indirect die Veranlaſſung, zu 
den erften ernfthaften Schritten von Verfaſſungen 
in Süddeutſchland geworden *). 


*®») l.c ©. 119. 

**) v. Lang, Memoiren. Bb. II. S. 382 ff. — Biedermann, bie Ent» 
widelung bes parlamentariſchen Lebens in Deutflanb in Arndt's Germania. 
Th. 1 ©. 135 f. 
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Auch die Erflärung ber Bexollmächtigten von 29 Fürften umd 
freien Stäbten, an beren Spitze die von Naſſau und Kur⸗ 
heſſen, in welcher fie (am 14. Novbr. 1814) ihre Bereitwillig⸗ 
feit aubgeſprochen, „zum Beften des Ganzen benjenigen Einſchraͤn- 
tungen ihrer Souverainetät fowohl im Innern ihrer Staaten, ala 
gegen Außwärtige beizupflichten, welche als allgemein verbindlich 
für alle befchloffen worben,“ jo wie, „vaß nach ihrer gemeinfamen 
Meberzeugung bie beutiche Verfaſſung ihren fefteften Beſtand ald- 
dann erſt werbe behaupten Tännen, wenn ein gemeinſames Ober- 
haupt an der Spibe der beutichen Verbindung dem von den Stän- 
ben ded Bundes gemeinfam Bejchloffenen die unverbrücliche Voll⸗ 
ziehung fichere, die Säumigen oder Weigernden ohne Unterſchied 
mit erforderlichen Nachdruck zur Erfüllung des Bundesvertrags 
anhaltender Bunbesjuftiz ſchnelle und volllommene Folge verichaffe, 
die Kriegsmacht des Bundes leite, und jo im Innern unb nad 
Außen, allen Staaten befjelben, auch den Maͤchtigſten als Be 
fhüßer, erften Repraͤſentant der beutichen Nation und als Gegen- 
ftand allgemeiner Ehrfurcht, der Verfaſſung aber als Träftigfter 
Garant, als deutſcher Freiheit Aegide fich barftelle,“ — auch bieje 
Erflärung wäre wohl nicht erfolgt, wenn Preußen nicht mit dem 
Entwurf, welchen v. Kaltenborn ein abentheuerliches Gebilbe ber 
Staatöfunft nennt, vortrat. Noch weit weniger aber hätten fich 
ohne folhen Entwurf diefe 25 Fürften und 4 freien Stäbte verei- 
nigt zu ber Erflärung: „Namentlich find fie damit einverftanben, 
daß aller unb jeder Willlür, wie im Ganzen durch bie Bundes 
verfaffung, jo im Einzelnen in allen deutichen Staaten, durch Ein- 
führung landftänbifcher Verfaflungen, wo diejelben noch nicht be- 
jtehen, vorgebeugt, und ben Ständen folgenbe Rechte gegeben 
werden: 

1. Das Recht der Vermilligung und Regulirung jämmtlicher 
zur Staatöverwaltung nothmwenbiger Abgaben. 

2. Das Recht der Einwilligung bei neu zu erlaffenden allge- 
meinen Landesgeſetzen. 

3. Das Recht der Mitaufficht über die Verwenbnng zu allge 
meinen Staatözweden. 
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4 Das Recht der Beichwerbeführung, insbeſondere in Fällen 
der Malverjation der Staatspiener und bei ſich ergebenben 
Mißbraͤuchen jeder Art.“ 

Daß fpäter bie Verhandlungen ein fo traurige Ende nahmen, 
war alfo weber Schuld des preußifchen Entwurfs, noch lag e8 in 
ben Berbältnifien des beutichen Volle ſelbſt. Nur die Politik 
Metternich's in Verbindung mit der des perfiven Talleyrand, 
welche die fübdeutichen Staaten zu feinen Plänen benupte, die 
Gelüfte diefer Napoleoniſchen neu gefchaffenen Souveraine waren 
es, die den preußiſchen Entwurf faft in allen ben Beftimmungen, 
welche den National= Interefien des Deutfchen gerecht werben ſollten, 
befeitigten. An dem preußifchen Entwurf war allerdings zu beflern, 
inäbefonbere, was die Spiten der Berfafluug und die in den Bund 
zum Eintritt beftimmten öfterreichiigen und preußifchen Länder 
betraf. Aber die anderen Beftimmungen enthielten nur bad, was 
die Ration mit Recht für ihre dargebrachten Opfern fordern konnte. 
v. Gagern's Note vom 16. Novbr. 1814 vermochte wohl einzelne 
ſchwache Seiten in bitterer und einfchneibenber aber auch ſehr 
cafuiftifcher Kritik zu treffen, aber jeine Vorſchlaͤge ſelbſt find nichts 
weniger al3 im beutfchen, ſondern nur im fpeciell nieverlänbifchen 
Intereſſe geweſen. Die. einheitliche Spike, welche Gagern in 
Gemeinſchaft mit den minder mächtigen Fürſten verlangte, war 
wahrlich den Interefien ber oranifchen Herrſcher noch weit weniger 
angemefjen und deßhalb Tann mar fich bei der Lefung diefer Note 
nicht wohl bes Gedankens ermehren, daß, was Gagern betrifft, er 
zu denjenigen Bevollmächtigten gehört habe, welche die Kaijeribee 
nach Angabe Schaumann’3 *) nur befihalb aufgeftellt hätten, um 
das drohende Directorium der fünf größeren deutſchen Mächte zu 
befeitigen ꝰ). Auch v. Wangenheims Kritif ***) dieſes Entwurfs 


*) Ehaumann, über bie Bildung des »eutichen Bundes in Raumer # 
Hier. Taſchenbuch. 1850. 
ee) Stein ſchloß daher auch Gagern von ber Unterhandlung mit ben 
mindermädtigen Fürſten aus, als er durch Marſchall mit ihnen Aufangs 
November verhandelte. Perß. IV. 45 ff. 
»ee) v. Wangenheim, das Dreilönigsbänbniß sc. II. S. 32 5. 1 fi. 
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ging von der Voraudſetzung aus, daß bie beuffchen Staaten neben 
den beiben Großftaaten einen beftänbigen, unter richterliche Gewähr 
geitellten Bund ftiften müßten, in welchem fie fi) dem Koͤnigs⸗ 
bünbniffe gegenüber, zu einer Stimme vereinigten; biefer Bund 
müffe als integrirender Theil des ganzen Bundes fo conftituirt 
fein, daß er fich nad) gejelichen, fchon eriftirenden und anerfann- 
ten Normen durch Stimmenmehrheiten zu Einer Abftimmung ver 
einigte, und fomit auch die dritte Stimme im Bunde führte, und 
mit diefer zu allen und jeden Beichlüffen entwidelte Auch in 
feiner Kritik Hat v. Wangenheim weientlih nur an dem Direo 
torium felbft Ausfegungen zu machen. 

Laflen wir nun diefen Entwurf felbjt im Anhange unter Nr. 1. 
folgen *). Wir find aus mehr als einem Grunde veranlaßt, ihn 
volftändig aufzunehmen, insbeſondere aber, weil wir in fpäteren 
Abtheilungen viefes Werkes ausführlich darauf zurückkommen müſ⸗ 
fen, wo dann eine einfache Zurückweiſung zahlreiche Wieberholun- 
gen eripart. 

Die über diefen Entwurf gepflogenen Unterhanblungen zwiſchen 
Preußen und Defterreich,, welche zu Baden Statt fanben, find leider 
bisher fo unbefannt geblieben, als die des erften Pariſer Friedens. 
Als Refultat ift nur zu bemerken, daß Metternich dem unentfchie: 
denen wechfelvollen Hardenberg zuerft das Zugeſtaͤndniß abzwang, 
bie Beitimmung über die Führung bed Directoriums Preußens bei 
dem Bunbestage einftweilen in dem zu vereinigenden Entwurf weg: 
zulafien, wahrjcheinlich gegen die mündliche Zuficherung der ſpä⸗ 
teren Anerkennung *). Dann aber brang Metternich auf ben Aus⸗ 
fall vieler Beftimmungen, weldye auf die Intereſſen des deutjchen 
Volks unmittelbaren Bezug hatten. Es fielen die Angaben ber al? 
Minimum einzuräumenden ftändifchen Rechte, das Recht der Un- 
terthanen zu Beſchwerden, die Zuficherung ber Preffreiheit, über 
ben freien Beſuch der beutfchen Univerfitäten, über dad Kriegs: 


°) Perg. IV. 49 hat ihn vollkänbig bei v. Wangenheim 1. c. S. 22 
bat (er wie bei Klüber, Aeten des Wiener Congreſſes. I. ©. 46 fi.) eine 
Lüde im ©. 6. 

) Berg. IV. ©. 128. 
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weien. Will Hierbei v. Kaltenborn auch verfichern, daß Metternich 
burch bie beſtehenden beutichen Verhaͤltnifſe getragen, biefe Beſtim⸗ 
mungen ausmärzte? Bei biefer Verhandlung lag es doch wohl 
allein in feiner Hand, den preußiſchen Anforberungen in Bezug 
auf die Wahrung ber echte des deutſchen Volks beizutreten. — 
Weder Würtemberg noch Baiern binberten ihn damals, Freilich 
hätte au Hardenberg feſter auftreten follen; wahrſcheinlich Hat 
aber auch damals die ſchon berührte Unentfchievenheit Friedrich 
Wilhelm II. ihn daran wieberum gehindert. 

Andere Beitimmungen des Entwurf flelen mit echt; fie 
waren bem beutfchen Intereſſe gerabezu zuwider. Dahin gehörte 
die Beſtimmung über dad Bündniß mit den Niederlanden und ber 
Schweiz. Hinzugefügt wurde aber eine Beitimmung über den Hin- 
zutritt der fämmtlichen ehemals zum beutichen Weiche gehörigen 
Gebiete von Defterreih und Preußen. — Wie v. Wangenheim *) 
dazu gelangt in bem fo abgeaͤnderten Entwurfe nur eine im Ganzen 
unmwelentliche Aenberung zu finden, ift nicht einzufehen. 


Die zwiichen Deftereich und Preußen vereinigten zwölf Artikel 
lauteten nun fo ): 

1. Die Staaten Deutfchlandd (mit Inbegriff Oeſterreichs und 
Preußens für ihre deutfchen Länder) vereinigen fich zu einem Bunde, 
welcher den Namen des Deutichen führen wird. Jeder Eintretende 
leiftet Verzicht auf das Recht, ſich ohne Zuftimmung der übrigen 
davon zu trennen. 

2. Der Zweck dieſes Bundes iſt die Erhaltung ber äußeren 
Ruhe und Unabhängigkeit und bie innere Schonung ber verfaflungs- 
mäßigen Rechte jeder Caſſe der Nation. 

3. Indem die Bunbesglieber zu Erreichung dieſes auf dad Wohl 
des gemeinjamen Baterlandes gerichteten Endzwecks zufammentreten, 
behalten fie, alle und jeber, den vollen unb freien Genuß ihrer 
Regierungsrechte in fo weit biefelben nicht durch ben tm vorigen 


°%)ı.c. S. 32 
“*) KHüber. 16. 51 ff. — Wangenheim, .c. © 9 ff. 
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Artickel beftiimmten Zweck eingeichräntt, und biefe Eiufchränkungen 
in der Bundesurkunde namentlich ausgedrückt find. 
4. Der Zweck des Bundes wirb erreicht: 

a) durch die, mit einer Eintdeilung Deutſchlands in eine An- 
zahl von Kreifen verbundene Anorbnung einer Bundesverſamm⸗ 
Tung, welche aus einem Rathe ber Kreißoberiten und einem 
Rath der übrigen Stände beiteht. 

b) durch den Einfluß, welcher jedem Kreis⸗Oberſten nach bem 
Inhalte Bunbesurfunde unb unter ber Aufjicht der Bundes⸗ 
verfjammlung über bie Stänbe feines Kreiſes anvertraut wird. 

5. Im Rathe der Kreisoberſten ericheinen: 
Deiterreih mit ... 2, 


Preußen [4 ° 2, 
Baiern .1, 
Hannover „ 1, 


Würtemberg „ .. . 1 Stimme, 
Er iſt ununterbroden in berfelben Stabt verfammelt, entfcheibet 
nach der Mehrheit der Stimmen, unb es werben jo viele Kreiſe 
gebilvet, ala Stimmen in deſſen Rathe find. Ihm gebührt 

a) ausſchließlich und allein: bie Leitung der ausübenden Gewalt 
des Bundes, die Vertretung befjelben, ba er ala ein Ganzes 
gegen auswärtige Mächte erjcheinen muß, die Entjcheibung 
über Krieg und Trieben; 

b) zugleich mit dem Fürften und Ständerath, die Bejorgung 
derjenigen Segenftände, welche ven Wirkungskreis dieſes letz⸗ 
ten ausmachen. 

6. Der Rath der Stände beiteht: 

a) aus einer Anzahl fürftliher Häufer, ben Kreißoberften 
mit eingerechnet, mit Virilſtimmen. Diefe Häufer würde 
man, nad dem Alter ber Fürſtenwürde, dem Glanz ber 
Gejchlechter und ber Vollsmenge bergeftalt auswählen, daß 
außer allen altfürftlihen Häufern einige neufürftliche darin 
wären, jedoch nur ſolche, deren Länder in ihren verfchledenen 
Zweigen eine Bevölkerung von mehr ala 200,000 Seelen in 
ſich faſſen. 
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b) ans ben übrigen fürftlichen Häujern und ben freien Stäbten 
mit Euriatftimmen. 

Ihm gebührt aber nur zugleich mit dem Rath der Kreisober⸗ 
ften, jeboch fo, baß beide in abgefonderten Kammern rathſchlagen, 
bie gefeßgebende Gewalt ded Bundes, und er beichäftigt fich daher 
bauptfächlih mit allgemeinen, auf die innere Wohlfahrt gerichteten 
Anorbuungen. — Er verfammelt ih nur alljährli einmal und 
bleibt nur bis zur Abmachung der jebesmal vorliegenben Gefchäfte 
zulammen. 

7. Die Kreidoberfien find in ihren Rechten vollkommen gleich; 
mr führt Deſterreich in beiben Raͤthen der Bundesverſammlung 
bad Geſchaͤfts⸗ Directorium, worunter jeboch blos eine formelle Lei- 
tung der Seichäfte zu verftehen if. 

8. Den Kreißoberften fieht das Geichäft zu: 

a) bie Bundesvertretung und bie Bunbesbeichläffe aufrecht zu 


erhalten; 

b) bie Kreisverfammlungen zu leiten; | 

c) die böchfte Aufficht über das Kriegsweſen des Kreiſes aus- 
zuüben ; 

d) mit ihren Gerichten bie legte Inſtanz für diejenigen Kreis⸗ 
flände zu bilden, welche nach dem Bunbeövertrage nicht jelbft 
eine häcfie Inſianz Haben follen. | 

Ihr Verhaͤltniß zu den einzelnen Kreisftänden wird verfchieben, 
nach -ber größeren ober geringeren Beträchtlichleit berfelben, be⸗ 
fiimmt; wozu bie obige Eintheilung der mit Viril⸗ und Curial⸗ 
flimmen begabten, zur Anleitung bienen kann. Die Rechte, welche 
den Kreisoberfien nach dem Bunbeövertrage zuftehen, üben biefel- 
ben nicht vermöge einer eigenen, mit ihrer Eigenfchaft ald Landes⸗ 
bern verbundenen Gewalt, da vielmehr in biefer Hinficht alle 
übrigen deutſchen Stände gleiche Rechte mit ihnen haben, fonbern 
als Beauftragte des Bundes und vermöge des ihnen von bemielben 
übertragenen Amtes aus. 

9. Um zu verhindern, baß nicht ein einzelner Bunbesftaat die 
äußere Sicherheit Deutſchlands in Gefahr bringen Tinne, ver- 
pflichtet ſich jeher weicher feine Länder außerhalb Deutichland be⸗ 
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fist, keine Kriege für fi mit auswärtigen Mächten zu führen, 
noch an benfelben Theil zu nehmen, auch ohne Vorbehalt der Zu⸗ 
ftimmung des Bundes keine darauf Bezug habende VBünbniffe noch 
Subſidien, oder andere bie Weberlafjung von Truppen betreffende 
Verträge einzugehen. — Wenn erftere Staaten, welche auch außer: 
halb Deutſchland Länder beftken in Kriege mit anderen Mächten 
verwidelt worden, ſo bleibt es der Berathung des Bundes über- 
laſſen, auf den Vorſchlag de kriegführenden Theils daran Theil 
zu nehmen oder nid. 

10. Die deutſchen Yürften begeben fi) gleichfalls des Rechts 
der Belriegung unter einander, und unterwerfen ihre Streitigkeiten 
(nur fo fern fie fich nicht duch Austrägal- Inftangen abmachen 
laſſen) nach feftzufeßender Beſtimmung, der zugleich von dem Rath 
ber Kreizoberften und einem Bundesgericht zu überlafienden richter- 
lichen Entſcheidung. Dieſes, zu biefem Behufe anzuorbnende, Bun- 
beögericht fpricht auch über Klagen bie über Verlegung bes Bunbes- 
vertragd in einzelnen Rändern bei bemjelben erhoben werben. 

411. Der Bundesvertrag ſetzt die Nothwendigkeit einer (land⸗) 
ſtaͤndiſchen Berfaffung in jedem einzelnen Bunbesftaate feit, und 
beitimmt ein Minimum ber ftänbifchen Rechte, überläßt es aber 
übrigend den einzelnen Ständen, ihren (Land⸗) Ständen nicht nur 
ein Mehrere einzuräumen, jondern auch ihnen eine ber Landesart, 
dem Character der Einwohner und dem Herkommen angemeflene 
Einrichtung zu geben. 

12. Der Bunbesvertrag beftimmt gewiſſe Rechte, welcher jeder 
Deutfche, wie 3. B. das ber Auswanberung unter gavifien Be 
fchränfungen, der Annahme Kriegs⸗ oder bürgerlicher Dienfte in 
andern beutfchen Staaten u. ſ. w. in jebem deutſchen Staaten un⸗ 
gekränkt genießen fol. — Bei ven letzten Paragraphen bleibt Defter- 
reich und Preußen die Berücfichtigung ihrer befondern Verhältniſſe, 
in Hinfiht ihres größeren Umfangs und ihrer Zujammenfegung 
aus Ländern, die nicht zum Bunde gehören, unbenommen. 


Nachdem fich Preußen und Defterreich fiber diefe 12 Artikel 
geeinigt hatten, wurden zu ber beufichen Eonferenz die Bevollmaͤch⸗ 
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tigten ber Könige von Baiern, Würtemberg und Hannover einge 
laden. — Die erfte Situng dei deutſchen Ausſchuſſes war am 
14. Octbr., unb in ber zweiten Sitzung am 16. Ocibr. Iegten 
Defterreich und Preußen bie 12 Artikel vor. — Was nad dem 
Vertrage von Rieb zu erwarten ſtand, trat mını fogleich ein. Baiern 
wie Würtemberg kamen mit ihren Proteften gegen bie bevorzugte 
Stellung der beiden Großmachte im Rathe der Kreisoberften, wollten 
gleiche Stellung und Wechjel des Vorſitzes, Hatten aber auf ber 
anbern Seite bie größte Neigung die minbermächtigen Staaten in 
die Kategorie der Kreisſtaͤnde binabzubrüden. Baiern wollte bie 
freien Städte verfchwinden lajien, um Frankfurt für fih zu ge 
winnen. Die Juden mußten dem baieriſchen Bevollmächtigten, 
Fürften Wrebe, zum Vorwand dienen, bie Zuficherung ber Rechte 
für jede Klaffe der Nation anzufechten. v. Linden, ber Würtem⸗ 
berger, fand ben Ausdruck Regierungsrechte“ nicht hinreichend, 
fondern wollte dafür „Souverainetätsrechte” gebraucht wiflen; bie 
Feitftellung eine Minimums der Ianbftänbiichen Rechte Kirme, als 
die Rechte eines jeden Landesherrn kraͤnlend, unmöglich zugelaflen 
werben; in einem Staatöverirage Tönne auch niemals von Verhält⸗ 
niffen einzelner Unterthanen gegen ihre reſp. Staaten, zu benen fie 
gehörten, die Rebe fein, und deßhalb müfle alles dahin abzielende 
nothwendig wegbleiben. — Beide Staaten wollten fich feine bundes⸗ 
gerichtlichen Sprüche gefallen Iafien, ebenfowenig eine allgemeine 
Gejehgebung gur Herftellung gemeinnüßiger Einrichtungen. — Enb- 
lich behielten fie ſich ihr Gefanhfafte-, Kriegs- und ‘Friedensrecht, 
daß Reqht, beliebig Verträge zu jchlehen, vor. 

So weit waren bie Sachen bis zur dritten Conferenz (20. Octbr.) 
gediehen. 

Da erkannte Stein bie Nothwendigkeit einer entſcheidenden 
Eimwirfung. Er hatte eine Unterrebung mit bem Kronprinzen von 
Würtemberg, ber fih für Stein's Pläne ausſprach, fchrieb an 
Münfter, der ihm am 19. October in mancher Beziehung ablehnend 
antwortete. v. Kaltenborn *) bewundert auch hier wieber die ſtaats⸗ 


®) L. 132 ff. 
She TA. 3 
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mãnniſche Weiheit Metternichs, welcher ſchon damals eingefehen, 
daß etwas Anderes als ein principieller vollkerrechtlicher Bund nach 
Maaßgabe der politiſchen Verhaͤltniſſe ſich nicht einrichten laſſe, und 
daß dazu gerade ein ſolcher dem öfterreichifchen Staatsbedürfniſſe 
völlig genüge. „Und fürwahr,“ ſagt er weiter, „dem practiſchen 
Staatsmann wird überall bie Erfüllung des eigentlichen Bebürf- 
niſſes, nicht die Erfüllung unbeftimmter idealer Wünfche bie Richt 
ſchnur für feine politiſche Chätigkeit, insbeſondere für politifche 
Neubildungen fein!” 

„Abgeihmadt iſt es,“ fährt er fort; „wem Leute, bie fich 
Hiftoriler nennen, nun das Mißlingen der Bundesſtaatsprojecte 
auf Oefterreih und Metternich wälgen. Stein, erbittert über ge 
täufchte Hoffnungen war freilich vielfach dazu geneigt. Er unb 
viele Andere auf dem Eongrefie überfaben in patriotifcher Leiden⸗ 
ſchaftlichkeit bet ihren Plänen vie gegebenen, num einmal nicht auf- 
hebbaren Grundbeftände ber deutfchen Zuftänbe, und vergaßen bie 
daburch beichränkte Möglichkeit der practiichen Ausführung zu er» 
wägen. Der praciihe Graf Münjter, welcher boch bei anberen 
Gelegenheiten feine beiten Wünfche für Aufrichtung reichsſtaatlicher 
Zuftände in Deutfchland bargelegt hatte, aber feine individuellen 
Ideale und Neigungen als ein ächter Staatsmann fehr wohl von 
bem, was patriotifch möglich, und demnach allein zu erftreben ift, 
zu unterſcheiden wußte, ſprach bei einer Erörterung über Land⸗ 
fände dies bereit? am 19. October grabe gegenüber bem guten 
Stein unverholen aus, indem er fagte: Ich hätte gerne die Wiener 
Eongreßangelegenheiten Anderen überlaffen, weil ich vorher ſehe, 
daß man, was geichehen kann, al unzulänglich Fritifiren unb auf 
bie zu überwindenben Schwierigleiten feine Rüdficht nehmen wird. — 
Sollten wir das Kind mit dem Babe ausfchütten, und weil Preußen, 
Deiterreih, Baiern und Würtemberg nicht fo weit gehen wollen, 
als Em. Ercellenz es wünfchen, lieber Nichts thun? Diefer Mei 
nung Tann ich nicht beipflichten. — Die deutſche Gejchichte wirb 
mit dem Wiener Congreß nicht endigen. Laffen Sie es der Belt 
folge, das Angefangene weiter auszubilden.“ — Unb fehr bezeich 
nend ſetzt Münfter hinzu: „„Unjere Nation ift noch zu wenig an 
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parlamentariſche Discuffion gewöhnt, verfteht Regierungs- und poli- 
tiſche Gegenſtaͤnde zu wenig. Der Hang ſich auszuzeichnen wirb 
Demagogen hervorbringen, und ſtatt Freiheit werden wir Streit 
und Schwierigkeiten hervorrufen.““ — Und doch war gerade Mün- 
ſter ein Freund von Sicherung der Unterthanenrechte durch Land⸗ 
fände und ähnliche Einrichtungen.” 

Aber was Kaltenborn an Münfter bewundert, iſt gerade 
von biefem felbft zwei Tage nach feinem Briefe an 
Stein zurüdgenommen. 83 ift diefe Kritik von Kalten- 
born’3 um fo auffallenver, weil er felbft auf ver folgenben Seite 
(S. 134) von biefem Schreiben und befien Folgen Notiz nimmt. — 
Für Stein war es fehr leicht, das oberflächliche Raiſonnement 
Münfter’3 zurüdzumweilen. Er erwiberte (am 20. October), in 
allen Puncten Münſter fiegreich wiberlegend, und fügte hinzu: 

„Ew. Excellenz kennen Deutichland nicht wegen Ihrer langen 
Abweſenheit aus bemjelben, — daher kam es, daß Sie anno 
1812 u. 1813 wenig auf die Energie der Deutſchen vertrauten, 
und daher Emmi es, daß Sie jetzt an Democraten glauben. — 
Mir ſcheint ferner, man ſetzt zu viel Werth auf das Schidfal ver 
Mediatifirtin und zu wenig auf das der Nation.“ u. ſ. w. 

„Sollten die Stände nur das Recht haben Gravamina einzurei- 
en, zu doliren ? dann ift das ganze Inſtitut ein geiftlofes Machwerk, 
an dem kein verfländiger Menſch Theil nehmen mag, und ftatt 
auf ben Geiſt ber Nation zu wirken, ihn nur noch mehr herab- 
würbigt.” 

Roh mehr aber muß mar fich über bie leichtfertige Kritik 
v. Raltenborn’3 gerabe bei dieſer Gelegenheit wundern, wenn man 
bevenlt, daß Münfter in Folge ber verbienten Zurechtweiſung 
Stein’3 ſchon am 24. October gemeinfam mit dem zweiten han- 
növerjchen Bexollmächtigten, und in vollftändiger Uebereinſtimmung 
mit Oefterreih und Preußen den von Würtemberg und Baiern 
geäuperten Wiberfprücen gegenüber ein ſchriftliches Votum abgab, 
welches am 22. Schober überreicht, beſonders bie ftänbifchen und 
inbieibuellen oder perfönlichen Rechte der deutſchen Unterthanen 
überhaupt betraf, und diejenigen Grundſaͤtze barlegte, welche 

3* 
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Hannover für eine heilige Pflicht gegen das deutſche Vaterlanb 
anfah. Es war ganz im Stein’fchen Sinne, und tft zu oft ab 
gedruckt, um bier nochmals vorgeführt zu werben. Es follte nur 
feitgeftellt werben, daß das Votum auf Veranlaſſung Stein’ 
durch den von ihm wiberlegten „practifchen” Münfter gegeben 
wurde. Die bewunderte „ftaatömännifche Weisheit” Metternich's 
beichräntte ſich damals darauf, diefer hannoͤverſchen Erflärung 
feige volle Beiftimmung zu geben; ja ſelbſt Baiern konnte ich nicht 
ven „Bundesſtaatsprojecten,“ was bie Unterthanen anging, ganz 
entziehen und mußte feine allgemeine Beiflimmung in ber vierten 
Situng vom 22. October geben. 

Die folgenden Situngen, fünfte (24. October) und ſechste 
(26. October) handelten vorzugsweiſe über bag Friedens⸗Kriegs⸗ 
recht und über ben Rath der Kreißoberften, und zeigte ben Wider⸗ 
ſtand der ſüddeutſchen Regierungen, irgend etwas von ihrer Sou⸗ 
verainetät dem allgemeinen Intereſſe zu opfern, von Neuem — 
boch ſchien es fait ala wolle fich der König von Würtemberg von 
feinem Sohne, dem Kronprinzen, zu Sonceffionen bewegen laſſen, 
aber Wrebe heite von Neuem und wie auf franzöfifche Unter 
ftügung, und Metternich Tieß nach Art jener Diplomaten, benen 
bie Sittlichleit ihrer Mittel gleichgültig ift, im geraden Wider⸗ 
ſpruch mit feinen offiziellen Verſicherungen durch 
Gent eine Denkichrift ausarbeiten, in welcher er ein Bünbnif von 
Defterreih, Süddeutſchland und Frankreich gegen Preußen unb 
Rupland anrieth. Wohl gelang ed Stein nochmals Würtemberg 
von Baiern zu trennen und letzteres zu iſoliren; allein bie gehei- 
men Pläne Metternich’3 vereitelten, was fonft zu einem definitiven 
Ende, nämlich zur völligen Ausfchliegung Baierns, für den Augen- 
bit führen mußte. Stein gab bie Hoffnung noch nicht auf. Er 
trat mit den Benolimächtigten ber mindermächtigten Fürſten durch 
den Minifter v. Marfchall in Verbindung, und zwar unter Auge 
ſchluß von v. Gagern *), und bereitete eine Einwirkung Rußlands 
auf den Gang der Berhanblungen vor, weil inzwifchen Würten- 


0) Siebe oben. 
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berg und Baiern neue Schwierigkeiten erhoben hatten. Würtem⸗ 
berg hatte in der 7. Situng (29. Octbr.) einen neuen Berfaf- 
fungsentwurf „Borfchläge zur Rebaction der zwölf Deliberationz- 
puncte, die beutfche Bundesverfaſſung betreffend,” überreicht *); 
eö beharrte darin in feinem Wiberfpruche gegen bie Propofi: 
tionen Preußen? und Deſterreichs. — v. Kaltenborn ſieht aud) 
hierbei die Schwierigleit einer Einigung faft nur „in der Diplo 
matie und Delicatefje, dem verlegten Ehrgeize und Stolze ber 
Großmaͤchte und nicht in ven reellen Unterfchieben zwiſchen ben 
einzelnen Propofittonen.” Aber es fiel in diefem Entwurf Alles, 
was dem Intereſſe bed deutſchen Volkes Genüge leiften konnte, bie 
Beſtimmung des Minimums ftänbifcher Rechte, Bundesgericht ꝛc. 
Daß dieſer Standpunct aber, vertreten von Preußen und Hanno 
ver, ein wirklich berechtigter war, wird wohl ſchwerlich Jemand 
leugnen innen. Unb dennoch fpricht v. Kaltenborm von einer 
eben jo großen Berechtigung der würtemhergifchen Propofitionen, 
und daß Preußen und Hannover, welche durch ihre Hartnädigfeit 
den Bunbesftaat einzig unb allein nach ihren Schablonen fabriciren 
gewollt, eine gleich große Schuld an dem Miplingen der dama- 
ligen Einigung getragen hätten! 

Es ift bei der Vergleichung ber würtembergifchen Propofitionen 
mit den preußtichen Vorſchlaͤgen aber ferner nicht zu überfehen, daß 
die Kreisverfaſſung, die Befugniffe ber Kreisoberften, die gefammte 
Thätigleit der Bundesverſammlung eine wefentlich verſchiedene Folge 
gehabt hätten, wenn die Nechte der Stände und Unterthanen nicht 
zugleich feitgeftellt wurden. Unb war es denn keine Anmaßung, 
daß Länder, welche fo weſentlich zur napoleonifchen Unterjochung 
Deutichlands beigetragen hatten, jetzt dem größten Theile Deutich- 
lands, welches fich mit den ungeheuerften Opfern dieſer Unter: 
jochung entzogen hatte, die Bebingungen ber neuen Verfaſſung 
vorjchreiben wollten? Indeſſen geht aus dem nächſten Protocolle 
hervor **), daß ſowohl Preußen und Hannover, ald auch Oeſter⸗ 


) Kläber. 11. 148 — 156. Beil. A. 
**) Aũber. II. 178 fi. 
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reich und ſelbſt Baiern, fo viel als irgend thunlich auf bie würtent: 
bergifchen Propofittonen eingingen; ber Borwurf, welcher v. Kal 
tenborn *) gegen Humboldt's Thätigleit erhebt, ift deshalb auch 
nicht im Geringften gerechtfertigt. — Der Verlauf der nächften 
Sitzungen bis zur Schlußfigung (der 13.) am 16. November bewies 
immer mehr, daß von Baiern und Würtemberg auf alled das nicht 
eingegangen werben follte, was das deutjche Volk zum allerwenigften 
zu erwarten berechtigt war. Bundesgericht, ftänbifche und Unter: 
thanenrechte wurben verweigert, von einer Bunbeögejeßgebung über 
Zölle, Münzen, Poſten wollten fie gar nichts willen. Die ver 
ſchiedenen conciliatorifchen Vorſchlaͤge Defterreihd und Preußens 
über Krieg und Yrieven und Bünbniffe führten überall zu keinem 
Rejultate. Stein hatte mit Beſorgniß den Gang biefer Berhanb- 
lungen beobachtet, und verfuchte in einer Denkfchrift vom 4. Novbr. 
1814 den ruffiihen Kaifer in das Intereſſe zu ziehen, und nad 
feiner Angabe eine Note an bie Mächte des beutfchen Ausfchuffes 
des Wiener Congreſſes zu richten **). Alerander ging auf Stein’s 
Pläne ein, und ſprach fih (11. Novbr.) ganz zu Gunften ber 
deutſchen Nationalinterefien aus, bamit beutfche Diplomaten auf 
das Xieffte beichämenb. 

Aber die Note hatte doch nur vorübergehenden Erfolg und 
bald verlor fich diefe in der Eomplication der großen europätfchen 


®) 1. ce. 141. 

*e) Man hat diefen Schritt Stein's hart getabelt, und in bem Wider⸗ 
ſtand Metternich's gegen bie von Rußland unterftügten Borfchläge In ber 
deutſchen Angelegenheit eine Berechtigung gefunden, weil es eine Shmad für 
Deutſchland fel, fremde Ginmifchungen in folgen Angelegenheiten zu bulben. 
Allen man muß wohl erwägen, daß Kaiſer Hleganber damals für bie 
deutſchen Berfaffungsverhältniffe ein fo edles und ſelbſtloſes Intereſſe zeigte 
und bewährte, wie es bei verfchiebenen deutſchen Kürften zu wünjchen geweſen 
wäre. Daß fpäter Alexander von biefen Anfichten zurückkam, fie wenigſtens 
fegr mobificirte, Tag in fettbem gänzlich veränderten Berhältnifien, und in ben 
traurigen Grfahrungen, welche er bei feinen Verhandlungen in Wien gemacht 
Batte, fo wie endlich in dem Gange der orientalifchen Angelegenheiten. Niemals 
wird wieder ein Kaiſer auf bem ruffifchen Throne figen, der, wie Alexander 
für Deutſchland ein fo edles Intereſſe fühlt. 
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SIntereffen. Die Territortalfragen der großen Mächte, infonberheit 
NRNußlands unb Preußens traten in ben Borbergrund; bie preußi- 
ſchen Entichädigungen, im Pariſer Frieden nicht georbnet, wurben 
Gegenſtand des Zwiſtes. 

Die ſich den preußiſchen und ruſſiſchen Intereſſen entgegen⸗ 
ſtellenden Forderungen Englands und Deſterreichs verurſachten 
allerdings zunaͤchſt die Schwierigkeiten, aber der Hauptgrund ber 
Berwirrung ber Angelegenheiten lag doch in ber myſtificirenden 
finaffirenden Politik Metternich's, geftügt durch die Intriguen 
Frankreichs und die Hetzereien Baierns und Würtembergs. 

Die polniſche Angelegenheit wurde die erſte Veranlaffung 
ber Eiferſucht der großen Mächte, und als Alexander nachgiebiger 
wurbe, war bie ſaͤchſiſche Frage ſchon bie Urſache ber weiteren 
Disharmonie geworben. Diele Zwiftigkeiten hatten vorerft Baiern 
und Würtemberg ſtoͤrriſcher gemacht. Nicht allein wiefen fie in 
ben lebten Eonferenzen des beutichen Comitoͤs alle Yorberungen 
eined Bundesftaat? und mit ihm die Garantie ber Rechte be? 
beutichen Volld zurüd, ſondern Würtemberg ſchickte jogar in ber 
legten Sitzung (16. Novbr.) eine Note, in welcher es erflärte, daß 
es zweimäßig fei, die deutſche Verfaſſung erft nad, Regulirung 
der Gebietsfrage zu erörtern. „Nicht einmal bie Glieder des 
Bundes fein befannt, nicht der Umfang ihrer Be: 
figungen, nicht bie phyſiſchen und politifchen Gränzen 
bed Bundes und bie dadurch allein zu entnehmende Streit- 
Träfte befielben; unb doch würden in ben partiell vorgelegten 
Forderungen die Lebernahme an Verbindlichleiten, bie 
Berzictleiftung und Entfagungen auf unbeftrittene 
Rechte verlangt, zu benen wohl nichts vermögen koͤnne, als die 
wohlüberlegte Erwägung ber dadurch andererſeits zu erhaltenden 
Vortheile ... ver König fei in der volllommenften Unwiſſenheit 
über den Zwed bed Bundes, über die Beſtandtheile, bie Verhält- 
niffe diefer unter einander, und wifle nicht mit wem man ab- 
fliege, mit wem man fidh verbindlich machen ſolle. Deshalb 
befinde er fih außer Stande und fähe ald unvereinbar mit feinen 
Pflichten gegen Staat und Haus an, ſich fernerhin immer 
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nur über einzelne Gegenftände zu erflären, ober 
angefonnene Berbindlichteiten zu übernehmen, ehe 
der Plan des Ganzen und bie nody mangelnden Er⸗ 
dörterungen mitgetheilt feten *).” 

Das war fo gut als ein vollftänbige® Zurücktreten von allen 
Verhandlungen, unb bie von Defterreich hierauf beliebte Gegen- 
note vom 22. Noobr. *) Hatte keinen Erfolg ), wenn gleich 


” Küber. L 1. 6.101 — 104. 
*.) über. I 4. ©. 104 — 108. 

“or, Selbſt die Dichtkunſt wurbe nit verfhmäht, um gegen bie „ver- 
einigten äfterreich = preußifchen Borfchläge zu wirken. Friedrich Schlegel 
gab fih zu diefer traurigen Beichäftigung ber, und ließ in unzähligen 
Ggemplaren, aber alle handſchriftlich, gegen bie zwölf Artikel bes 
öfterreich » preußifchen Werfaffungsentwurfs, 14 66. Knittelverſe verbreiten ; 
bier einige Proben davon. 

$ 1. 
Wir dentfchen Kön’ge thun Hier fund, 
Daß wir nad langem Zweifelſcheißen 
Beichloffen haben einen Bund, 
Und fol der Bund der beutfche heißen 
Wir wollen das eentrale Eine; 
Wer irgenb norb» und morbbeuti IR 
Der ftehet mit in dem Vereine, 
Demnähft auch ber fübbentihe Chriſt, 
Do meinen wir vorzäglih Preußen. 
6. 2 
Die Furſten, Gtäbte, arm unb reich, 
Des Bundes Glieber find fich gleich, 
Dog foll dem Rathe ber Vollziehung, 
Was jeber bat, fo Land ald Leute, 
Zum Dank ber leitenden Bemähung, 
Stets offen fiehn zu Rup und Beute. 
$ 3. 
Daß Jeder auch im feften Gleiſe 
Sich jeber fortbewegen kann. 
So theilen Deutſchland wir im Kreije 
Und Directoren fiehn voran, 


beutf 
für der Paciöcenten in dem Maaße Ieviglich abbängenb angefehen 
werben konne, daß ed einem: beutichen Fürſten freiftehen fellte, 
dem Bunde beizutreten oder nicht, ober daß es anderer als ber 


Bortheile, die für das Ganze der beutfchen Nation aus bem Bunde 
entfpringen würben, bebürfe, um bie Entfagungen zu leiften ober bie 
Opfer zu bringen, bie bad Wohl des Ganzen beförbern. Wur⸗ 
temberg hatte hierfür, wie für die Wenferung, daß man feinem 
beutichen Staate geflatten wolle, fi durch Ausſchließung vom 
Bunde mit dem Wohl des Ganzen gerabezu in Wiberfpruch zu 


Die jeben Kreis fo wohl regieren, 

Daß es mit Dank die Untern fpären. 
54 

Die Einheit ewig feR zu Flammern 

So tHellt ber Bunb fi in zwei Rammern 

Es werben bie ber minbern Stufen 

Bufammen dann unb wann berufen, 

Damit fie dort vernehmen Pünnen, 

Was jene oben ihnen gönnen, 

Die weh im Rreif’ er fie Beidäftigt, 

Daun als Bollziehungsrath befräftigt. 
5 5. 

Die Kriegesmacht, bie in das Felb 

Ein jeder für bie Freiheit ſtellt 

Soll um des Vortheils zu geniehen, 

Sich an das Heer der Starken ließen, 

Wie glaͤcklich IR der Pleine Staat, 

Der ih fo angeſchloſſen Hat! 

68 folgt ihm Preis und Hoher Segen 

Er barf das ganze Heer verpflegen. 
g 14. 

Wenn bie bie Deutſchen rat’fleiren 

VWolln Wir fo fürber practietren. 


Ban fieht wohl, daß unb wie Metternich neben ber officielen Berhand⸗ 
Iung burd feine Werkzeuge zu agiren wußte! — 
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ftellen, ober bie Mittel zu verwerfen, bie allein zum Zweck bienen 
tönnten, Tein Gehör. Ausweichend auf birecte wohlverbiente Be⸗ 
ſchuldigungen antwortend, erklärte e8 in ber Erwiberungänote vom 
2. Noobr. *) auf feinen Abſichten beharren zu wollen. Dieſer 
Widerſtand war erflärlich auß der ganzen Sachlage am Wiener 
Congreß, aus der Haltung Metternichs gegen Preußen und aus 
dem Intereſſe Frankreich an der zerriffenen Geftaltung Deutich- 
lands. Der deutſche Ausſchuß Töfte fich in Folge biefer Zwiſtigkeit 
auf und trat nicht wieber zufammen. 

Eine nicht wieder gut zu machenbe Ungeſchicklichleit Harden⸗ 
berg’3 verurfachte dann bie entſcheidende Nieberlage Preußens in 
allen Plänen, welche im Nationalintereffe Deutſchlands aufgeftellt 
waren. Der enticheidenbe Tag, an welchem Hardenberg dieſes Unge⸗ 
ſchick entwidelte, war ber 2. December. Er warf fi, durch bie 
damals nicht von ihm geahnte Faljchheit ber Metternich’ichen Poli 
tik getrieben, gleichjam bedingungslos in bie Arme Oeſterreichs. 
Freilich waren bie nächſten Schritte Metternich’3 in der Jächfifchen 
Angelegenheit, dad Zurüctnehmen feiner frühern Zufagen Binrei- 
hend, Hardenberg bie Augen zu Öffnen und zu einem engern An- 
einanderſchließen Rußlands und Preußens zu brängen; ſie führten 
zu einer offenen feinblichen Stellung ber beiben Mächte gegen 
Defterreih, aber auch zu bem traurigen Bündniß Oeſterreichs, 
Frankreichs und Englands am 3. Januar 1815, dem ſich auch 
Baiern anſchloß, und zu dem ſelbſt Darmftabt herangezogen 
wurde, wie bie der neulich von Neumann veröffentlichte geheime 
Bertrag vom 14. Jannar 1815 zwiſchen Defterreich und Darm- 
ftabt beweift *). Zwar blieb einftweilen der Vertrag vom 3. Jar. 
1815 ohne weitere Folge, aber das Vertrauen auf die Ehrlichkeit 
der Metternich’ichen Politik war vollftändig geſchwunden, und feine 
Aweibeutigleit jo offenfundig geworben, dag Rußland nicht mehr 
mit ihm verhandeln mochte. Unter ſolchen Umftänden rubten bie 


°) Klüber. 1. 1. ©. 109 — 119. 
°*) Neumann, Recaeil des traites et onventions oconclus par l’Autriche. 
1855. II. 8. 490 29. 
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deutſchen Angelegenheiten ganz, und für die Rationalintereffen war 
alles grünblich verborben. 

Die vertraulihe Note Rußlands vom 11. Noobr. wie das 
enge Aneinanberfchließen Preußen? mit Rußland war allerdings 
für die Heineren Staaten ein bedenkliches Anzeichen, denn fie konn⸗ 
ten fich nicht verhehlen, daß bei ausbrechendem Kriege zwifchen ben 
fünf größeren Mächten ihre Stellung unbaltbar wurde, daß am 
Ende die Bayonette der beiden großen Militairmächte Rußland 
und Preußen ein lebte Argument für ihre Mebtatifirung abge- 
geben hätte. War doch ſchon beim Beginn des Congreſſes durch 
Boiern eine Mebtatifirung Würtembergd und Badens, wenigkens 
eine Hinausſchiebung derſelben nach Italien beabſichtigt *), 
und von Deſterreich im Verein mit ben großen Mächten ſelbſt 
ein Antrag an Baiern gelommen, fih in Stalien abfinden zu 
lafien 9. 

Stein’3 Eorrefpodenz aus bamaliger Zeit, die Art und Weiſe, 
in welcher er felbft über die größeren Fürften Süddeutſchlands an 
die Mitglieber der Taiferlich ruſſiſchen Familie, die noch dazu mit 
derſelven nahe verwanbt waren, ſich äußert, beweilt, daß bie Situa⸗ 
tion für die mittleren nnd Pleineren Fürften in ben Augen der Ein- 
geweihten ſehr bebenktich erichien. Es ſchient faſt, ala wollten bie 
Großmähte Preußen und Rußland nicht befonbere Rüdfjicht auf 
bie beanfpruchte Souwerainetät ber mittleren unb kleineren beut- 
ſchen Stasten nehmen. Mon erinnere fih an ben Schreien, 


) Zulle Zerzog, Briefe an Montgelas. 1853. ©. XI. 


°°) Ritter v. Bang, Memoiren. Th. II. S. 201. „Der erfte Antrag, 
welcher bem in Wien yerfönlich anweſenden Könige, einverkanden mit allen 
großen Mächten geſchah, war gegen das Königreih Italien, Balern an 
Deſterreich abzutreten. — E war natürlich, daß ber Gedanke in feiner Neu⸗ 
heit ben König überrafchte;, die balerſchen Großen, benen in italien keine 
ofen zu blühen fchienen, heulten und wehflagten; eine ruhige Mbwägung 
unb Veberlegung, inwiefern ein euzopälfches Königreih am Ende wohl einer 
Ößerreihiichen Markgrafſchaft vorzuziehen wäre, konnte nicht zur Reife kom» 
men, fo daß ber König den Vorſchlag mit einer Art Brbitterung beftimmt 
son fich wies.” 
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weichen ein dahin ſich ausdrückender Artikel des Rheiniſchen Mer⸗ 
curs vom 31. October 1814 bei Baiern und Würtemberg erregten, 
weil man ihm preußifch=ruffiichen Einflüffen zuſchrieb. Es ſchien 
ala wollte Preußen fi) dem beengenden Einflufie der alten öfter 
reichifchen Kabinetspolitik — felbft unter dem Preife eines neuen 
Kriegs entziehen. Dahin hatte e8 Metternich getrieben. Die eng- 
lichen Staatsmaänner fahen aber fehr wohl ein, daß ein fo auf 
bie Spitze getriebenes frevelhaftes Spiel nicht in Englands, nicht 
im europäifchen Intereſſe lag, und Ienkten vorfichtig ein, und Met 
ternich lernte mit Talleyranb bald begreifen, daß bie Unterftügung 
Frankreichs in einem Kriege gegen Rußland und Preußen eine 
leere Redensart gemejen; bie Ohnmacht und Unfähigfeit der Bour- 
bon blieb nach den bebenklichen Nachrichten aus Frankreich feinem 
Zweifel unterworfen. Die Kleinen Heber, wie Wrede, mußten 
ſich am meiften bemütbigen. 

Bon Neuem begannen bie Unterhandlungen. Man kam bis 
zum Anfang Februar 1815 enblih zum Abſchluß in den Terri⸗ 
torialfragen. Während der Zeit, vom 16. Novbr. bis zum 16. 
Febr., hatten bie deutjchen Angelegenheiten ganz geruht. Man bat 
von verſchiedenen Seiten in bem Schritte ber mindermädhtigen Fürſten, 
welche in einer gemeinfchaftlichen Note vom 6. Novbr. 1814 gegen 
bie ausſchließliche Berathung der deutſchen Berfaffungs - Angelegen- 
beiten durch die fünf größeren beutfchen Höfe gerichtet war, ein 
bedeutende Moment für die fchließliche Erledigung der Angelegen- 
beit fehen wollen, und Aigidi *) meint fogar, baß bie Vorjchläge 
der Heinen Staaten, im bunflen Drange ber waltenben Verhält- 
niffe zuerft fich ergebendb, dad Fundament bed deutſchen Bundes 
geworben wäre, welcher überhaupt nur im eigentlichen Sinne bes 
1 Wortd eine Ausgeburt der Umjtände, eine vollenbete Watſache 
fei. Dielen Behauptungen läßt fich nicht beipflichten. 

Bon Einzelnen, wie von Gagern, war bie Erklärung ber 
29 Fürften und freien Stäbte nur ein Mittel gegen bad Direc- 
torium der fünf größeren beutfchen Mächte, wenngleich fie babe 


2) Aegidi in Bluntſchli's und Brater's Staatélexicon. III. 5. 
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mit rũhmenswerther Sefinmung den Intereſſen des deutſchen Volks 
gerecht werben wollten. Bon Anberen läßt ſich nur jagen, daß fie 
ihre Selbftftänbigkeit nur unter der Bebingung zu erhalten glauben 
Tonnten, daß ſie fich Beichränkungen gefallen ließen, welche 
Preußen und Defterreih in den vorgelegten 12 Artikeln gemein- 
ſchaftlich betont und als ber beutjchen Nation gebübrende echte 
bezeichnet hatten. Erwägt man weiter bie burch die Vermittelung 
von Marſchall auf die Schritte ber 29 Fürften und freien Städte 
einwirtende Thatigkeit Stein's, welcher darin eine Unterftügung 
für die preußifchen Anfichten fuchte, um wo möglich die beiden 
fübdeutfchen Regierungen zu ifoliren, weil er den Glauben an bie 
Aufrichtigleit Metternich’3 wohl noch immer nicht ganz hatte finfen 
laſſen, jo muß man wohl zu dem Refultate gelangen, daß bie Er- 
Härungen der kleineren Staaten bi zur Einigung in den Xer- 
ritgrialfragen an ſich ganz unerheblich für bie deutſchen Verfaſ⸗ 
fungs- Angelegenheiten waren. So lange Gagern allein fi an 
die Spike der Tleinen Staaten ftellte, wurde nichts ausgerichtet; 
mit der Einwirkung Stein’3 aber, welcher bekanntlich Gagern bei 
dieſer Verhandlung ausſchloß, wurde bie Note vom 16. Novbr. 
181431 Stande gebracht. Dennoch bleibt es ſehr anerkennungs⸗ 
werth, daß bie überaus große Mehrzahl biefer Kleinen Staaten in 
Zukunft an dem Inhalt ihrer Note fefthielten und Staaten wie 
Preußen fpäter beichämten. Da die Note zu oft abgebrudt und 
ausgezogen ift, jo wirb es bier genügen, barauf hinzuweilen, daß 
in berfelben alles das gleihfam zur Dispofition ber neu zu ſchaf⸗ 
fenden Bundesgewalt geftelli war, was einem wahrbaften Bundes⸗ 
ſtaat mit Berüdfichtigung derjenigen Forderungen der Vollsintereſ⸗ 
fen, welche die damalige Entwidelungaftufe des deutfchen Voll zu 
befriedigen vermochten, fchaffen konnte. Die Note ging fogar fo 
weit in der Beſchraͤnkung der einzelnen Regierungen, daß fie al 
legte Spike des Bundesſtaats den deutichen Kaifer verlangte; eine 
Ser, von welcher wenigftend Gagern recht wohl wußte, daß fie 
unausführbar war, daß frühere Verträge und zulegt die Verhand⸗ 
Tungen des Parifer Friedens hierin bie Anficht der ſaͤmmtlichen 
europäifchen Gropmächte unbedingt feftgeftellt Hatten. Was Hum⸗ 
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bolbt in feiner Denkichrift vom 3. März 1815 ausſprach, wußte 
Gagern ebenſowohl *). 

Es bleibt daher ein ſchwer zu erklaͤrendes Mäthjel, wie Mün- 
fir, Stein und Anbere auf die Kaiſeridee zurückkommen Tonnten. 
Daß Münfter’3 Anficht über die Kaiferwürbe nicht die Abſicht der 
engliſchen Mintfter war, ift nad) der Eorrefponbenz Caſtlereagh's 
gewiß, daß fle die Anficht des preußiſchen Gouvernements nicht 
fein Tonnte, tft eben fo gewiß und auch ausdrücklich durch Hum⸗ 
bolot außgeiprochen,, daß Talleyrand bafür am wenigften ſchwaͤrmte, 
braucht nicht erft verfichert zu werben; Rußland mußte zwar ein 
ſtarkes Bollwerk in Deutſchland gegen Frankreich wünfichen, aber 
ſicherlich tft es durch nichts bewieſen, daß es einen deutſchen Katfer 
an der Spitze eines Bundesſtaats wuͤnſchte. So blieb nur Met⸗ 
ternich übrig. Nun, von ihm wird Niemand glauben, daß er 
einer Idee hold war, welche ihn beſeitigt haben wuͤrde Wenn 
Franz von Defterreich deutſcher Kaiſer geworben wäre, fo hätte 
fein gefammtes Syſtem geändert werben müflen; ein Bunbesftaat, 
wie er dann in’ Leben getreten wäre, hätte Metternich nicht an 
ber Spike der Angelegenheiten gebulbet **). 

Es bleibt daher unerlärt, weshalb Stein bie Katferwürbe, 
für deren Realifirung auch gar nichts ſprechen konnte, mit fo 
großem Eifer aufgriff. Bei manchen Anberen koͤnnte man baran 
denken, daß die ganze Verbanblung nur zum Schein geführt wäre, 
daß fie nur beftimmte andere Pläne durchkreuzen follte, um dann 
bei Seite geworfen zu werten. Man Eönnte bie zum Beifpiel 
vom Stanbpunct der hannoverſchen Adelspartei, ober von dem der 
begehrlichen Gelüfte der Holländer annehmen; aber bei einem 


) Gagem, Antheil H. ©. 1985 — 197. 

*°) Hauſſer. IV. 807 - 810 wärbigt bie Ralferfrage mit ſehr treffenden 
Worten und fagt unzweifelhaft richtig; „Die kalſerliche Einheit und zwei 
Sroßmaͤchte von gleigem Range, das waren unnereinbare Gegenfäge; es 
müßte, wenn man bie erſte wollte, eine der Ichteren aus bem Bunbeöftaat 
außfelben. Daß Wreußen jept und in Zukunft biefer ausſcheidende Theil 
nicht mehr fein konnte, baflz forgte bie neue Territorial⸗ Geſtaltung, bie 
oben unter eifriger Mitwirfung Metterni'S gu Stande gelommer war.“ 
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Staatömanne, wie Stein e8 war, bei jeinem eblen und umeigen- 
nüßigen Character läßt ſich biefe Erſcheinung ſchwer erklären. 
Died Springen von Project zu Project lag wahrlich nicht in fei- 
nem Eharacter, wie dies die ſchwierigſten Situationen feines Lebens 
beweilen. Es müfjen daher Mittelgliever in den Verhandlungen 
ſelbſt noch fehlen, welche bie Veurtheilung erſchweren. Ob fie 
Pertz nicht gekannt haben ſollte? — Da die Verhandlungen über 
die Kaiferwürbe zu dieſer Zeit jo ohne allen weiteren Erfolg für 
die Rationalinterefien Deutſchlands geblieben find, Lafien wir fie 
ganz auf ſich berufen *) Die Bevollmächtigten Defterreih und 
Preußens antworteten gar nicht einmal auf bie Rote der 29 Fürften 
und freien Stäbte! 

Aber einen großen Vorteil Hatten diefe Verhandlungen nach 
einer andern Seite. Die 235 Fürften und 4 freien Städte, bie 
durch Hinzutritt von Baden und ObDenburg auf 31 gewachlen 
waren, hatten von ihrer erften gemeinichaftlichen Note, vom 16. 
Noobr. 1814 an, bis zum Wieberbeginn der Unterhanblungen 
über die beutichen Angelegenheiten die Nothwendigkeit und ihrerfeits 
die Verpflichtung anerlannt, den gerechten Forderungen bed 
dentſchen Volles nachzulommen. Sie hatten, an der Spike 
Kurheifen, geäußert "): 

„Namentlich find fie damit einverftanden, daß aller und jeber 
Willtur, wie im Ganzen durch die Bunbesverfaffung, jo im Ein- 
zelnen in allen beutichen Staaten, durch Einführung landſtaͤndiſcher 
Berfafjungen, wo biefelben noch nicht beftehen, vorgebeugt, und 
den Ständen folgenbe Rechte gegeben werben: 

1. Das Recht der Verwilligung und Regulirung ſaͤmmtlicher 
zur Staatöverwaltung nothwenbiger Abgaben; 

2. dad Recht der Einwilligung bei nen zu erlaffenden allgemei- 
nen Lanbägefehen; 

3. das Recht der Mitaufficht über bie Verwendung ber Steuern 
zu allgemeinen Staatszwecken; 

®) Man vergl. darüber: Perh. 1. c. — Raltenborm. L 1. e. — Bieber: 
mann in ber Germania. IL 1. c. — Schaumann. 1. c ©. 196 ff. 

“*) Aiaber. 1.1. ©. 74. 
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4. das Recht der Beichwerbeführung, insbeſondere in Fällen ber 
Malverjation der Staatsbiener, und bei fi ergebenden Miß⸗ 
bräuchen jeder Art; 

wobei übrigend ben einzelnen Staaten bie angemefjene Einrich- 
tung der ftänbifchen Verfaſſung nach dem Character der Ein- 
wohner, den Localitäten und bem Herfommen überlafien bleibt. 
Ebenſo ift es ihr Wunſch, daß ber Juftiggang, in jever Beziehung 
unabhängig von Willfür erfcheine, und insbeſondere jede Glaffe 
unter ihren ordentlichen Richter geftellt bleibe und werbe.“ 

Als Münfter unter dem 25. Novbr. darauf erwiderte, auf 
die Unmöglichkeit der Wieverherftellung der Kaiferwürbe aufmerffam 
machenb, ſprachen fie, jegt durch den Hinzutritt der beiden Yürften 
von Hohenzollern, 31 Fürften und Stäbte, nochmals die Ueber 
zeugung von ber Nothwendigkeit der echte de deutſchen Volks in 
einer Note vom 20. Dechr. aus, und Baben, wenngleich fie nicht 
unterzeichnend, wohnte ver Berathung der 31 bei, und erließ fogar 
felbftftändig eine Noto vom 1. Dechr, 1814 an Oeſterreich und 
Preußen, worin es fich zur Einführung einer landſtändiſchen Ber 
faffung bereit erffärte, und in Abſicht auf die weientlichen echte 
ber Lanbftänbe, wörtlich dieſelben Beftimmungen zu Grunde 
legte, welche ber Fürften- unb Stäbteverein in ber Note vom 16. 
Noobr. feierlich ausgeſprochen hatte *). Als die polniiche und 
fächfifche Frage beigelegt ſchien, traten bie Bevollmächtigten von 
32 Fürften und freien Stäbten (einjchließlich Badens unb Olden⸗ 
burgs — Gagern für Oranien war audgeichieben) in einer Note 
vom 2. Februar 1815 **) wiederum mit benjelben Anfichten ber: 
vor. Sie baten zuvörberft, daß ber beutiche Kongreß, unter Zu- 
ziehung aller Theile des Tünftigen Ganzen, nunmehr balbigft möge 
eröffnet und auf demſelben bie Gegenftänbe der Tünftigen beutfchen 
Berfoffung mittelft freier Beratung und Veſchlußnahme verhan⸗ 
beit werben möchten; fie fuhren dann aber folgenbermaßen fort: 


*) Kläber. L 1. 6. 96 — 100. 
°.. über. 1. 3. ©. 177 ff. 
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„Die Unterzeichneten glauben zuwerfichtlich, daß nur anf biefe 
Weite ein den Erwartungen Deutſchlands entſprechendes Refultat, 
fo wie überhaupt eine wahre innige NRationalverbinbung herbeige- 
führt werben inne. Wie jebe einjeitige Behanblung der Gegen- 
fände an umb für ſich ſchon weſentlich nachtheilig werben muß, fo 
gilt & vor allen Dingen die Einwirkung allgemeinen Vertrauens 
zur Gade, damit fie gebeihen, und zugleich auch ben ficherften 
DBürgen ihres Beſtandes in der eigenen Gefinnung aller Theil⸗ 


durch Wahl aus ſelbigem hervorgehen, keinesweges aus. 


daß das Gemeinwohl, durch ein vielſeitiges, allerdings nach ange⸗ 
meſſenen Formen geregeltes Zuſammenwirken beſſer gefoͤrdert werbe, 
als durch das abgeſonderte Streben von Einzelnen, und daß bei 
Gute und Rechte die Mehrheit allezeit am umwiderſtehlichſten in 
Anſfpruch nehme, wo Alles an Gemeinſamkeit erinnert. 

Endlich hoffen bie Unterzeichneten, durch ihre biäherigen Er- 
Härungen bargeihan zu haben, wie bei ihnen bereit® über bie 
weientlichften Puncte völlige Einigung flattfinde, und daß von 
Seiten ihrer heben Eommittenten gewiß freudig die Hanb zu Allen 
werbe geboten werben, was in dem Bunde beutfcher Staaten, Ein- 
beit, Selbftftänbigfeit und veutfche Freiheit begründen Tan. Zuver⸗ 
ſichtlich dürfen fie, dem zu Folge, ber vollen Gewährung ihrer 
gerechten und billigen Anträge entgegenfehen.” 

gwar correfponbirte jet Preußen (am 4. Febr.) ) mit 
Defterreid, über dad Verlangen der Heineren Staaten, unb ſprach 
die Ueberzeugung aus, daß es jeht Zeit fei, bie beutiche Verfaf- 
fungsangelegenheiten zu erledigen, nachdem fich die Sefinnungen 
beuificher und in vieler Mückficht erfreulicher außgefprochen hätten, 


e) Kläber. I. 3. 132. 
Erer Vei. 4 
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und Harbenberg und Humboldt meinten, daß jet alle ürften zur 
Berathung hinzugezogen werben müßten. Deſterreich antwortete 
beiſtimmend, 9. Febr. *). Aber noch immer autworteten bie Groß 
mächte den Bevollmächtigten der kleineren Fuͤrſten nicht, ſondern 
ſuchten zuvor vorläufig ſich zu einigen, von Preußens Seite ein 
aufrichtiger Verſuch, von Deſterreichs Seite aber nicht exnftlich 
gemeint. 

Preußen gab in Folge feiner Rote vom 4. Febr. ſchon unter 
dem 10. Febr. zwei neue Entwürfe zu einer beutfchen Verfaſſung, 
beharrte darin im Weſentlichen auf ben früheren Worichlägen, 
und begleitete diefelben durch eine ausführliche Note won bemjelben 
Datum. Der eine Entwurf enthielt eine Kreiseintheilung, ter 
anbere bagegen nicht, Preußen Iieß ſich zuerſt über ben. Nachteil 
eine? Mangeld einer Kreiseintheilung aus, indem es biefe Kreid- 
verfaſſung ala eine Mittelftufe der Verbinbung zwifchen ben einzel- 
nen Staaten und ber Eentralgavalt, dann aber auch insbeſondere 
als die innere Sicherung ber Rechte und bie allgemeine Wohlfahrt 
ber Nation, ein in allen Theilen verbinbenbe® Ganze ausmachend, 
hinſtellte. Es verfehlte ferner nicht auf die Vortheile der Kreis⸗ 
birectoren bei der Aufrechthaltung dev Bunbesbeichlüffe hinzuweiſen. 

„yür die Militairverfaffung ändere aber,” fährt bie Note fort, 
„die Verſchiedenheit der beiden Entwürfe nichts ab, weil Bezirlt« - 
abtheilungen in dieſer Abſicht immer nothwendig bleiben wäürben. 
In Abſicht der Mechtöpflege hätten aber die Gefammigerichte bet 
großen Sprengeln Immer ben Nachtheil, daß bie zu ihnen gehöri- 
gen Staaten zu entfernt, und in ihren Geſetzen und Berfaffungen 
zu verfchiebenartig feten, bei Tleineren Staaten bingegen fei eine 
gehörige Organifation kaum zu erreichen, auch blieben die Richter 
den yerfönlichen Verhaͤltniſſen ber ftreitenben Theile zu nahe. Die 
Kreisverfammlungen feien aber bejonberö nühlich, wegen 
des gegenfeitigen Erwägens ber Srünbe, bei den Beratbfchlagungen 
und wegen ber Regelmaͤßigleit der Wieberlehr der Verſammlungen, 
weiche fi mit der Sorge für bad Wohl des beutfchen Volls bes 


*) Räber. 1. 3. 134. 
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ſchaftigten; die Regierungen wärben ein Iebenbigeß, und ein folches 
Intereſſe daran gewinnen, in welchen bie einfettigen und eigenfüch⸗ 
tigen Anfichten, die fich faft bei Großen und Kleinen nur zı leicht 
einfänden, gegen einander abgefchliffen würben. Die Berathfchla- 
gungen im zweiten Bundesrath würden ficherlih gewinnen, wenn 
mehrere Fürften ſchon gemeinichaftlihe Meinungen, als wenn fie 
jeder feine einzelnen dazu mitbringen. Preußen verfenne zwar baß 
Gewicht der Gründe gegen bie Kreisverfaſſung nicht, insbeſondere 
nicht die Gefahr, daß dad Verhältniß der Kreisdirectoren eine zu 
große Ungleichheit unter den beutfchen Yürften begründe, zum Miß- 
brauch führen Tonne, und dadurch ein Zerfallen Deutſchlands in 
wenige große Theile vorbereite, unb im Ganzen wenig Spmpathieen 
bei den Heinen Fürften für fi Habe. Allein es äußert auch mit 
echt, daß bie Gleichheit der veutſchen Furſten nicht durch bie 
Wreißnerfafiung an ſich leibe; dad Gefühl der Gleichheit ſei in ber 
chemaligen beutichen Berfaffung gar nicht fo bei den gürften ge 
weien, umb fet auch in der Oumbeßverfaflung daburch nicht aufge 
hoben, daß die Ausubung einzelner Rechte auch ausſchließlich ges 
wifien Mitgliebern als ein Amt übertragen werbe. Es müſſe dies 
notwendig bei allen Gegenfländen der Fall fein, bie ihrer Natur 
nad) nur Wenigen angehören Tinnten, und es würbe unmoͤglich 
werben, darum auf alle ſolche Einrichtungen Verzicht zu leiſten.“ 

Diefe Ausführung war gewiß nicht zu verwerfen, fo Tange 
man noch im Geringften an bunbesftaatliche Einrichtungen dachte, 
die doch damals von Feiner deutſchen Regierung, mit Ausſnahme 
Baierns nnd Würteınbergs, verworfen, fonbern tm Gegentheil in 
allen Noten und Eorrefpondenzen feftgehalten wurben. Die preußi- 
ſche Note ging aber noch tiefer auf den Gegenſtand ein und zeigte 
vielleicht mit einer zu großen Offenheit und Gerabheit bie wahren 
Gefahren für ven Beſtand der Pleineren Staaten in Deutichland. 
Man follte, wenn man biefe Ausführung Tieft, faft meinen, Hum⸗ 
bolbt, der Verfaffer jener Note, habe ven Gang ber Berhanblungen 
der beutfchen Regierungen bei jeder nur irgend bebeutenben Bes 
ſchlußnahme bed fpäteren Bundestags im Voraus hier ſchildern 
wollen | 
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Humbobt fagt: 

„Die Gefahr, daß Deutſchland in einige große Thelle gerfolle, 
rührt nicht von der Eintheilung in Kreiſe ber, und dies ift ein jo 
überauß wichtiger Punct, daß er, wie auch bie Angelegenheit ber 
Kreife entſchieden werden mag, immer eine eigene Beleuchtung ver- 
bient. Diefe Gefahr entfteht aus ber überwiegenden Macht einiger 
Staaten, ber großen durch die Säculartjationen und Mebiatifa- 
tionen entjtandenen Verringerung der Zahl ber übrigen, unb ber 
natürlich durch die Zerftörung des beutichen Reichs herbeigeführten 
Entwöhnung von aller, aud noch fo billigen gemeinfchaftlichen 
Verfaffung. Gegen alle diefe Urſachen, und mithin auch gegen 
ihr Refultat ift aber das Kräftigfte und ficherfte Gegenmittel gerabe 
bie Wieberherftellung einer Verfaffung, unb bie SKreißeintheilung 
vermehrt jo wenig bie oben erwähnte Gefahr, daß man vielmehr 
zweifelhajt bleiben kann, ob fie biefelbe nicht gerabe im Gegentheil 
vermindert. 

Da einmal mehr ober minder mächtige Staaten in Deutſch⸗ 
land neben einander vorhanben find, fo Tann es nicht fehlen, wenn 
es Teine Kreißverbinbung gibt, daß biefelben nicht auf dem Wege 
biplomatifcher Verhandlungen übereinlommenb mit einanber über 
Gegenftände gegenfeitiger Eonvenienz Verträge ſchließen ſollten. 

Nun frage man fich, ob, wenn man bei den größeren Staaten 
die Abſicht vorausſetzt, die Heineren in Nachtheil zu bringen, ein 
Abgeordneter eines Leinen Fürſten mit einem mächtigen Hofe 
unter dem Geheimnig eines Cabinets vwortheilhafter unterhanbelt 
wird, als in einer offenen Kreißverfammlung, wo dem Mächtigern 
fein Begehren vor allen Kreisftänben rechtfertigen muß, und bieje 
den Schwächern von ſelbſt unterftügen *) Wan frage fich weiter, 
ob, da es viele Arten, einen Nachbar zu beläftigen gibt, bie nicht 
leicht eine Erfolg veriprechende Beſchwerde erlauben, ein Minder⸗ 
mächtiger ſich eines Unrechts, das ein größerer Staat einem Pleinen 
zufügt, eben jo annehmen wird, wenn er nicht in biefem Unrecht 


®) Diefes Urtheil Haben die Bunbeöyerhanblungen bis zum Jahre 1840 
nur zu fchr beflätigt. 
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eine Wilſtar eines Kregbivectorß findet, die ſchon an fich fein 
eigened Berhältnig beleibigt ? 

Man frage ſich enblih, ob, wenn ein größerer Staat wirt 
lich einen kleineren beeinträchtigt, ber noch größere biefen eben fo 
bereitwillig fehüßen würde, wenn er nicht eine Verbindlichkeit dazu 
in feiner Eigenſchaft als Kreisdirector fände? 

Man jagt wohl, daß man der fon beträchtlichen phyſiſchen 
Macht noch durch die Berfaflung ein Gewicht zulegen muß, allein 
dies ift aufs Mindefte unrichtig ausgebrüdt. Gerade dadurch, daß 
man bei Staaten, deren phyſiſche Macht, richtig geleitet, eine 
Wohlthat für den Schwaͤchern wirb, berfelben auch ihren Platz in 
ber Berfaffung einräumt und fie zu eier verfaflungsmäßigen 
macht, verwanbelt man ſie in eine moraliiche, bilbet Geſetzmaͤßig⸗ 
Zeit und Berantwortlichleit und mindert auf diefe Weile den Nach⸗ 
theil des blos phyſiſchen Uebergewichts. 

Gerade fo find ſpäter die Verhandlungen am 
Bunde geführt worden. Bei jeder bedeutenden Ans 
gelegenhbeit wurde zwiſchen den Kabinetten lange 
vorher verhandelt und fte erfi dann an die Ausſchüſſe 
ber Bunbesverfammlung gebradt. Daß bie hier ange 
gebenen Nachtheile fpäter nicht in dem Maße eintraten, Iag in 
der fchüchternen, vorfichtigen unb bei nicht zu vechtfertigenber 
Schwäde, dennoch gerechten Gefinnung Friedrich Wilhelm M. 
und in der aufrichtigen Froͤmmigkeit des eblen Friedrich Wilhelm IV. 
Trat 3. B. Preußen 1818 — 1819, fo wie fpäter 1822 auf bie 
Seite derjenigen, welche um eine Berfaflung kämpften, auf bie 
Seite der damals im Großen und Ganzen fo befcheivenen Wünfche 
für die Freiheiten des deutichen Volles; fo wäre ber Ausgang ber 
beutichen Angelegenheiten nicht zweifelhaft geweſen und ſowohl bie 
kleineren Staaten ala jelbft Defterreih würben bie Früchte des 
Widerſtrebens gegen eine annähernb — benn weiter waren bie 
preußiſchen Vorjchläge damals nichts — bundesſtaatliche Berfaffung 
Deutſchlands geerntet haben. Wollten wir ein Beifpiel aus ber 
neueften Zeit annehmen, fo möchte bad Jahr 1849 gewiß bazu 
dienen Dunen. Wie, wenn Friebrich Wilhelm IV. ben Durchgang 
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der ruffiichen Armee durch Oberfchlefien nur einige Wochen aufge 
halten, wenn bie preußifchen Heere, aber freilich zuvor in beflerer 
Rüftung und Vollſtaͤndigkeit beifammen, nur vierzehn Tage fpäter, 
als es gefchehen, in Baden einrückten, fich etwa bis Wetzlar und 
Bach zurüdgezogen hätten? Wären Preußens Beberricher 1814, 
wie fpäter wirflih von der Sucht nah unbilligem Einfluffe, 
nach ungerehter Herrichaft in Deutſchland befeelt geweſen, als 
damals ſüddentſche Stimmen im Chor mit den eben gereiteten Bose 
bons *) fi äußerten, fo würbe heute Deutſchland eine andere 
Geftalt haben. 

Gegen diefe Stimmen gehen die Ausführungen der Hardenberg⸗ 
Humboldt'ſchen Note; fie find bemüht die Einwendungen in Bezug 
auf den möglichen Mißbrauch der Kreißbirectoren zu wiberlegen; 
ja fie äußern fogar, daß wenn die Sorgfalt, ben möglichen Mik- 
brauch aus bem vorgelegten Entwurf zu entfernen, nicht genügend 
ericheine, jo würde man das in biefer Art noch etwa Berfäumte 
feinen Anftanb finden, fogleich nachzuholen. Die preußiſche Note 
weift dann weiter nach, daß die Gefahr des Mißbrauchs bei ein- 
geführten Militairbezirten, welche boch nun einmal mit Ober 
häuptern eingerichtet fein müßten, bei ber Kreisverfaſſung gerabe 
vermindert, aber in Beinem alle vermehrt werde. Die preußifche 
Note ftellt nun aber auch noch Betrachtungen über die eigentlichen 
Grundlagen ber beutichen Berfafjung an, insbeſondere über bie 
Aufammenfügung bed Ganzen, über bie eigentliche Gentralgewalt 
des Bundes. Sie fpricht ſich darüber folgendermaßen aus **), 

„Diele Tiegt, nach den biherigen Entwürfen in dem erſten 
Rath der Bunbesverfammlung, weicher allein beftänbig zufammen- 
bleibt und bie ganze vollziehende Gewalt in fich vereinigt. Gerade 
aber, weil die fo ift und weil ber erite Rath nur aus wenigen 
und den mächtigften Fürften beiteht, fo tft es unumgänglich noth⸗ 
wenbig, zugleich für ein feites Verbinbungsmittel zwilchen beiben 
Räthen Sorge zu tragen, um zu verhüten, daß ſich nicht im 


) Selbſt der Monitenr. 
ee) Käber. II. 13 — 16. 
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HZweiten ein Geiſt des Mißtrauens und bei Würerſpruchs gegen 
ben Erſten bilde und bie zu biefem nicht gehörenden Fuͤrſten nicht 
allen, für ihren eigenen und den gemeinfamen Schu fo nothwen⸗ 
digen Einrichtungen, auf denen bie Kraft und das Anſehen bes 
Ganzen beruht, darum abgemeigt werben, well fie von jeder Bes 
rathung über Vollgiefungsmaßregeln ausgeichlofien find. Als ein 
ſolches Verbindungsmittel ift bereitd die Zuziehung eined Aus⸗ 
ſchuſſes des zweiten Raths, welcher aus zwei befländigen Mitglie 
bern und brei vom zweiten Rath zu wählenben wechſelnden beftehen, 
und mil zwei Stimmen im erſten erfcheinen foll, in mehreren 
Fallen beftimmt worben; allein bie Unterzeichneten find der Mei⸗ 
nung, daß man nur noch einen Schritt weiter gehen unb biejen 
Ausſchuß ein für allemal in ven erſten Rath aufnehmen müffe. 

Wenn dies geichieht, jo bleiben bie Gegenftände ber Boll- 
Achung und Geſetgebung gehörig gefonbert und jeder einer feiner 
Natur angemeilenen Verſammlung anvertraut, und es ift baburdh 
der Sache vollkommen Gerrüge geleiftet; zugleich aber werben auch 
die billigen Forberungen der Bundesmitglieder burch Erhaltung ber 
Gleichheit befriebigt, die nicht darin beftehen kann, baß jeder in 
jedem Augenblick alle Rechte wirklich ausübt, ſondern nur darin, 
daß jeder zur Ausübung aller gelangen Tann, und in ber Zeit 
wirklich gelangt; fo ift bem zweiten Rath fo viel Antheil an ben 
Arbeiten bed erften gegeben, als ohne Nachtheil an ber, bei Gegen⸗ 
fländen der Vollziehung nothwendigen Schnelle und Bewahrung 
des Geheimniſſes (woran jedem einzelnen Bunbesmiigliebe für feine 
eigene Sicherheit gelegen fein muß) moͤglich ift, unb fo wirb der 
jeber vaterlaͤndiſchen Geſinnung fo fehr entiprechende Zweck erfüllt, 
alle Mitglieder des Bunbes enger unb allgemeiner mit einander 
zu vereinen. 

Der Ausſchuß verändert übrigens darum keinesweges die ihm 
angewieſene Beftimmung. Er bleibt urſprunglich nnd weſentlich 
immer ber Stellvertreter des zweiten Bundesraths für bie Zeit, 
wo biefer nicht verfammelt iſt, zugleich aber ſtimmt er im erften 
Bunbebraiä mit. 
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Er hat daher eine doppelte Natur: 

1. als Vertreter des zweiten Bundesraths in der Zeit ber Abs 
weienheit biejeß; 
2. ala Xheilhaber im erften. 

In den eriten Verhaͤltniß Handelt er ganz eigentlich als Aus 
ſchuß, verſammelt fich für fich und bringt ferne Beichlüffe, als bie 
Stelle eined Schluffes des zweiten Raths erfegenb in ben erften. 

In dem zweiten Verhältnig ratbichlagen die ihn bildenden 
Bevollmächtigten gemeinfchaftlich mit denjenigen, welche im erften 
Nath ihren Sit haben. 

Die Zahl der Kreife bürfte nicht vermehrt werden, allein bie 
beftänbigen Mitglieder des Ausſchuſſes würben Mitdirectoren der 
übrigen. 

Es gibt bei der deutſchen Verfafiung nur brei Puncte, von 
denen man, nach ber innerjten Ueberzeugung ber Unterzeichneten, 
nicht abgehen Tann, ohne der Erreichung bed gemeinichaftlichen 
Endzwecks den wejentlichiten Nachtheil zugufügen: 

eine kraftvolle Kriegsgewalt, 

ein Bundesgericht und 

landſtaändiſche, durch den Bundesvertrag geſicherte Verfaf- 
fungen. 

Die Unterzeichneten konnen ſich ſchmeicheln, daß auch ber 
oͤſterreichiſche Hof die Anſicht theilt, daß die Erreichung einer deut⸗ 
ſchen Verfaſſung nicht blos in Abſicht auf die Verhaͤltniſſe der Höfe, 
fondern eben jo fehr zur Befriebigung ber gerechten Anſprüche ber 
Nation nothwendig fei, bie in der Erinnerung an bie alte, nur 
durch bie unglüdlichiten Ereignifje untergegangene Reichsverbindung, 
von dem Gefühle durchdrungen ift, daß ihre Sicherheit und Wohl⸗ 
fahrt, und das Yortblühen ächt vaterlänbifcher Bilbung größten 
theild von ihrer Bereinigung in einen feiten Staatälörper abhängt, 
bie nicht in einzelne Theile zerfallen will, fonbern überzeugt if, 
daß bie treiflihe Mannigfaltigkeit ber dentſchen Vollsſtaͤmme nur 
dann wohlthätig wirken kann, wenn fich biefelbe in einer allge⸗ 
meinen Verbindung wieder ausgleicht. Geht man aber von biefer 
Betrachtung, dem allgemeinen Verlangen nach einer nationalen 
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Verbindung aus, fo erhalten die drei erwähnten Puncte eine vers 
ſtaͤrkte Wichtigleit. So ift es z. B. unläugbar, daß wenn es ber 
ünftigen Berfaflung an einem Bundesgericht fehlt, man nie wirb 
die Ueberzeugung aufheben Lönnen, daß dem Mechtögebäube in 
Deutichlanb ber legte unb nothwendigfte Schlußftein mangele und 
die Unterzeichneten theilen felbft volllommen biefe Ueberzeugung.“ 

Es ift hier auf den Inhalt diefer Note fo fpeciel eingegangen, 
weil die gewöhnliche Meinung in den Vorlagen Preußens unprac- 
tifhe und Einzelne *) ſogar unpolitifche Hanblungsweife 
fehen wolle. Man fragt nun aber doch Billig, worin bad Unprac- 
tiſche und Unpolitifche Tiegen foll; fo bald man bie vorausgeſetzte 
Grundlage feſthaͤlt, nämlih bie, daß Defterreich, Preußen und 
ſaͤmmtliche andere deutſche Staaten, mit Ausnahme von Würtems 
berg und Baiern, in allen officiellen Verhandlungen wenigftens 
annähernd einen Bunbesftaat berftellen wollten? Daß Metternich 
mit Baiern, Frankreich, England ein geheime Bundniß (3. Jar. 
1815) abgefchlofien, zu dem ſelbſt Heſſen⸗Darmſtadt gezogen war **), 
Eonnten freilih die preußiſchen Staatömänner nicht wiffen, und 
wenn man es genau betrachtet, nicht einmal ahnen. Wenn 
v. Kaltenborn mit auffallender Parteinahme Humbolbt’3 Propofi- 
tionen in ihrer Formultrung fogar jehr mangelhaft ***), bagegen 
bie wiberftrebenben äfterreichiichen Stantömänner, an ber Spike 
Metternich, practiſch nennt, jo vergißt er gänzlich dabei, baß bie 
Berhanblungen von dem Octbr. 1813 in Bezug auf bie beutfchen 
BVerfaflungiverhältniffe, nachdem einmal Defterreich und Preußen 
fich zu gemeinfchaftlihen bundes ſtaatliche n Vorlagen im Jahr 
1814 geeinigt Hatten, nicht mehr in die Wagſchale fallen Tonnten. 
Die Foee eined audgebehnten Syſtems von Verträgen und Bünbs 
nifſen zwiſchen ben beutichen Yürften, war mit bem Beginn ber 
Verhandlungen zu Wien befeltigt. Wer in aller Welt kann ver 
handeln, wenn es einem Theile der Unterhandelnden zuftehen ſoll, 


*) v. Raltenbom. IL 172. 
”) 6. Seite 42. 
0.) ©, 173. Anmerk. 82. — G. 177. 


68 


von einmal gemeinfchaftlich anerfannten Grunblagen abzugehen ? 
Man möchte ein ſolches Abſpringen mit einem anderen Namen 
benennen, als mit dem Ausdruck „praciich.” 

Wohl ließ fich fireiten über bie Kreiseinrichtung, wohl auch 
über bie Zufammenfegung ber Bundesverſammlung, das Berhält 
niß ber Kreisvorſteher ($. 26 — 44. 40 — 44 des preußiſchen Ent- 
wurfß), aber was war, nach ber öfterreichiichen, preußiſchen, badi⸗ 
chen, bannöverfchen und den von 29 Fürften und freien Stäbten 
officiell gegebenen Noten, gegen bie Wbftimmungen über die Voll: 
ſtreckung der Bundesbeſchluͤſſe, des Kriegsweſens, der Rechtspflege, 
des Verhaͤltniſſes der Staaten zu ihren Unterthanen, des Bundes⸗ 
gerichts ($. 31 — 39, 46 — 54, 82 — N, 98 — 1%0 de preußi⸗ 
ſchen Entwurfs) einzuwenden, ſofern man überhaupt den Stand⸗ 
punct des deut ſchen Nationalintereſſes im Auge hatte? 
Dieſen Standpunct hatte aber Metternich nicht im Auge, und 
eben deßhalb, und um ber Eiferfucht Defterreichd gegen Preußen, 
um bed Gelüftes willen abfolut zu berrichen, wurbe ber preu- 
giihe Entwurf zurückgewieſen. 

Es wirb ſich im Verfolg diefer Schrift leider mehr als genug 
Gelegenheit bieten, bie Fehler der preußifchen Politik zu beleuchten, 
aber in dieſen Vorlagen wiffen wir mwenigftend, was bie darin 
gewährten Nationalinterefien betrifft, nichts Wejentliches einzuwen⸗ 
ben. In einem anderen weſentlichen Puncte, nämlich in der Frage 
ber Geftaltung ber sberften Bunbesbehörbe, ber Bundesverſamm⸗ 
lung, der Spige des Bundes, gaben die preußiſchen Borfchläge 
Raum genug zu weitern Verhandlungen. Mag man den ſchwan⸗ 
kenden Ausdruck in der Arbeit Humboldt's auch nicht angemeffen 
finden; Zeit genug zur Verbeſſerung ſolcher Mängel, wäre im 
Laufe der Monate Februar, März und April gewiß geweien. Bei 
anbern Gelegenheiten wußte man mit ſolchen Mängeln bald fertig 
zu werben. ber e8 war eben nicht Metternich’3 Wille, auf ber 
früher von ihm felbft anerkannten Grundlage fort zu verhandeln. 
v. Raltenborn führt *) die Gründe aus, warum Defterreich über- 


*) &. 176. 177. 


tenen abſoluten Herrſchaft mit dem wahren Intereſſe Oeſterreichs 
weiches jebe mögliche Urſache gehabt hätte, fich beutichen Einrich⸗ 
tungen fo weit wie thunlich anzufchliehen, die traurige Scheibe 
wand zwifchen fid; und Deutſchland, feit zwei Jahrhunderten auf- 
gerichtet, nieber zu reißen. Das haben die heutigen Staatsmaͤnner 
Deſterreichs anders und beſſer erkannt! Sie fühlen alle mit ein 


Bunbeßoerj 

Gersinus *) foricht, "wie fo oft, mit wenigen Worten vornehm ab, 
hängt fih an einen VBorfchlag, welcher ſich am Ende, wenn nicht 
haltbar, ſehr leicht befeitigen ließ, um feine Kritik mit einer glän- 
genden Tirabe zu ſchließen *). 


©) Gersians. L ©, 297. 298. 


“) m. L 6, 208. Was [ol man zu felgenbem Gape wohl fagen? 
„in bie Säge über bas Bunbeögeriät, iR bie wunberlich Heinmeiftesliche Be⸗ 
PBimmung aufgenommen, bie auch bie [päter dauernden niebrigen Begriffe bes 
preufifchen Beamtenthums von menſchlichen, bürgerlichen unb amtlichen Würde 
Garacterifirt, baf bie In bas Bundesgericht Gewählten, d. h. bie Männer, 
die, wie in Norbamerica bie größten Stellen im Staate eingenommen Gaben 
wärben, jebeömal einer Prüfung unterworfen merben follten I” 

Die Beſtimmung lautet: 

Das Bunbeögeriht beſteht aus Beifipern und alle mit Biriimmen 
begabten Ditglieber des Bundes nehmen nach folgender Bekimmung an ber 
Defegung ber Stellen barin Theil. 

(Stier iR die namentliche Bekimmung einzufchalten). 
Dos erfiemal ernennen bie Bunbeöglieber ſelbſt, können jedoch uns 
ſolche Berionen erwählen, welche fhen Wichterfiellen in höheren Berihtähbfen 
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Andere, ſelbſt bie unbefangenften ber bisherigen Schrififteller 
über biefen Gegenftand, gehen von einer politifchen abftracten Idee 
aus, nach welcher fie möglicher Weife heutige aber nicht bamalige 


oder in Zurifienfacultäten wirklich bekleidet Gaben, ober bei angeſtellten Kra⸗ 
fungen zu benfelben tauglich befunden worben find. Ir ber Folge aber 
wechſelt, bei Erledigung von Beiſigerſtellen bie Ernennung durch bie Bun» 
desmitglieder mit der Wahl des Gerichts, zu welcher jedoch die Bundesmit⸗ 
glieber ben Vorſchlag machen, ab. 

Bei der Ernennung wirb der Ernannte bem Gericht angezeigt, und von 
demfelben zur Prüfung zugelaffen. 

Bei der eigenen Wabl bes Gerichts werben bemfelben zwei Perſonen 
von bem, ober den zum Borichlage bei ber erlebigten Stelle Berechtigten 
präfentirt, 

Diefeß entfcheibet ſich nach Mehrheit ber Stimmen für einen von beiben, 
unterwirft den alſo Gewählten einer Prüfung und nimmt ibn, wenn berjelbe 
bie Prüfung beſteht, in die Zahl feiner Mitglieder auf, Faͤllt die Prüfung 
ungünftig aus, fo tritt ber anbere ber beiben Borgefchlagenen an bie Gtelle 
des untächtig Befundenen. Beſteht auch diefer die Prüfung nit, fo vers 
langt das Bericht neue Vorſchlaͤge von bem, ober ben zur Beſehzung Berech⸗ 
tigten, muß jeboch bie Untauglichleit ber abgewiefenen Perſonen durch Mit» 
theilung bed Prufungsprotocolls darthun. Daſſelbe findet Statt, wenn bie 
Prüfung gegen einen, von einem Bunbeögliebe Ernannten ausfällt ($. 99). 

Benn man aud mit biefer Einrichtung bei dem Bundesgericht nicht 
einverftanden iR, fo muß man boch wohl bebenfen, daß, wo nicht befonbere, 
ohne Ginwilligung ber Landſtände nicht abzuänbernbe Befege es nicht ſchon 
fefiftellten, bie Verfaſſungen ber einzelnen dentſchen Länder feit 1816 umb 
meiſtens auf Antrag der Landſtände ſelbſt, die Beſtimmungen 
in fi haben, daß nur diejenigen ein richterliches Amt befleiben koͤnnen, 
welche bie vorfehriftemäßigen Prüfungen befanden haben. Ein Blick in bie 
dentfchen Verfafjungen Hätte demnach Gervinus beichren können, wie noth⸗ 
wendig eine Garantie biefer Art bei dem Bundesgericht war. Sie iſt gerabe 
nothwendig im Intereſſe der bürgerlichen und polttifhen Freiheit. Die kur⸗ 
heſfiſche Verfaſſung von 1891, welche doch fonft bie ganze Sympathie Gervinus 
befigt, verlangt ebenfalls dieſen Beweis ber Befähigung eines Richters. 
Gervinus ſcheint nicht gewußt zu haben, daß in mehreren beutfchen Ländern 
der Abel noch fpäter als 1815 eine Art Privileglum beſaß, ohne feine Qua⸗ 
Ification nachzuweiſen, beziehungsweiſe ohne Gzamen jebe Stelle einzunehmen! 
Wenn eine Bebenklichfeit bei der vorgeſchlagenen Einrichtung beftand, fo lag 
biefe weit mehr in bem Prufungkrecht bed Bundetgerichts ſelbſt, welches 
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Auftände beleuchten dirrften. Wer für bie damalige Zeit fchon 
eine Einheit Deutſchlands unter einem Oberhaupte, wie dies 1848 
erftrebt wurbe, verlangt, muß freilich alle Berfuche die nicht nach 
diefer Richtung gemacht wurden, tadeln. Yür eine ſolche Einheit 
fehlten aber damals alle Vorbedingungen in der Entwidelung bes 
deutichen Volkes. 

Der preußische Vorfchlag vom 10. Febr. 1815 enthält an ber 
Spike die Beſtimmung, daß bie gemeinfchaftlichen Angelegenheiten 
bes Bundes durch eine Bunbesverfammlung, aus zwei Räthen 
beſtehend, beforgt werben follen. In dem erften Rathe follen nur 
die fünf mächtigeren Fürften ſihen ($. 8), aber Defterreih und 
Preußen führen jeber zwei Stimmen, während ben übrigen nur 
eine Stimme zufteht ($. 3. &); der erfte Rath ift beftänbig ver 
ſanmelt ($. 5) und entfcheivet durch Mehrheit ber Stimmen; 
find aber Defterreih und Preußen zufammengenommen anderer 
Meinung als bie übrigen drei Stimmen, fo entjcheivet die Mehr⸗ 


bamit eine Urt Gooptation ausübte Auch wir Haben Bebenken gegen bie 
Pröfung in dem vorliegenden Falle, weil fie andere Uebelſtände, melde 
bier nicht gu erörtern find, herbeigeführt haben würde; zu einem foldden Aus⸗ 
fall auf das preußiſche BeamtentGum, deſſen damaligen Auswählen wir 
font das Wort nicht reben wollen, gibt aber biefer Borfchlag wahrlich feinen 
Grunb ab. Gervinus Bat ſchon bei anberen Gelegenheiten gezeigt, wie wenig 
er in ſaatsrechtlicher Beziehung über dentſche Zuſtände zu urtheilen 
verſteht. Wer benlt nicht an bie entfegliche Leichtfertigkeit, mit welcher er 
1847 über preußtfche Zuſtaͤnde gefchrieben, wo ihm die allergemöhn« 
1ichſte Kenntniß des preußiſchen Gtantörechtd ganz abging. Jeder Unbe⸗ 
fangene Sat damals bie wohlverdiente, nur weit zu milde Kritik Stuhr's 
über dieſen traurigen Verſuch gelefen. Diefer Verſuch IR nur etwa durch 
die Broſchtre über bie Zulunftöreligion, worunter bamald Gervinus bie 
dentſch⸗ Fatholifche verſtanden wiffen wollte, übertroffen. 

Dan vergleihe einmal v. Roͤnne's preußiſches Staatsrecht, bie dortige 
Schilderung preußiſcher Berfaffungszuftände, unb fehe dann Gervinus Bro» 
ſchure an; Abnne gehört doch wahrlich au nicht zu ben Weactionairen, 
Gervinus Hat unzweifelhaft ſehr große und anerkennenswerthe Verdienſte ald 
Schriftſteller, aber auf ſtaatsrechtlichem und ſtaatswifſſenſchaftlichem Gebiete 
liegen fle wahrlich nicht; auf dieſem Bebiete ift der glänzendſte Stil an fd, 
bei bem Mangel an pofitiven Kenntniffen yon geringer Bedeutung. 


mit dem Stimmrecht bei ven Berathungen begabt find; biefe üben 
entweber Viril⸗ oder Guriatfiimmen aud. Die Aufzählung ber 
Stimmen wird vorbehalten bis zur Erledigung der Xerritorial- 
fragen. Der zweite Rath verfammelt fich jährlich in ber Bundes⸗ 
ftabt ($. 18. 19). Der Wirkungskreis des zweiten Raths behnt 
fih auf alle Gegenftände aus, welche Stoff zu einem allgemeinen 
für ganz Deutfchland geltenden Geſetze abgeben Eönnen ($. 20) 
Die Gegenftände werben durch ben erften Rath in Borfchlag ge 
bracht, indeſſen fteht es auch jedem Mitglieve des zweiten Rathes 
zu, einen Borfchlag in Berathung zu bringen, infofern er wirklich 
auf Bundedangelegenheiten Bezug hat ($. 21). Auch beim zweiten 
Rathe entſcheidet Stimmenmehrheit. 

In den 65. 26 — 44 werben bie Befugniſſe der Kreidvor⸗ 
fteher näher beftimmt; infofern fie als Fürften im Namen bed 
Bundes handeln und infofern fie als Kreisſtaͤnde, welche ald Direc- 
toren ben Kreiöverfammlungen mit ihren Mitftänben für das Wohl 
ihrer Kreife thätig find. Ihnen find beſonders zugewieſen bie Auf- 
vechthaltung des Bundesvertrags und bie Vollſtreckung ber einzelnen 
Bundesbefchlüffe in ihrem Kreiſe; dann bie oberfte Aufſicht über 
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bad Kriegäweien aller Stände veffelben und enblich die Bildung 
eineß gemeinſchaftlichen Gerichtshofes für diejenigen Gegenftänbe 
bed Kreiſes, welchen das echt der britten Juſtanz nicht zuſteht. 
Dies findet fih, was den erften Punct betrifft, etwas näher nach 
einfachen Modus außgeführt; der zweite Punch, Kriegsweſen 
wurbe weiterer Berathung einftweilen ganz offen gelaffen; für ben 
britten Punct, die Mechtäpflege, wurden zwedmäßige Vorjchläge 
gemacht, die fpäter, wenn and in veränderter Faſſung, in bie 
Bunbeßacte, der Hanptjache nach übergegangen find. 

Die Kreisverſammlungen beftehen aus allen Kreiöftänben, unter 
Borfig bed Kreißvorficherd. Zu den Kreisſtaͤnden gehören außer 
ben Bunbesfürften auch bie mebiatifirten Neichftände,. welche ehe 
mald auf dem Reichstage eine Viril⸗ oder Euriatftimme führten; 
bie Iehteren üben aber nur Sefammiftimmen aus (F. 40) Be 
fchlüffe werden durch Stimmenmehrheit gefaßt unb der Kreisvor⸗ 
Reber bat nur eine Stimme ($. 43). Die Kreiöverfammlungen 
finden zwei Monate vor der Zuſammenkunft bes zweiten Bundes⸗ 
rathes ftatt (F. 41). Ihr Wirkungskreis dehnt fich daher auf 
diejenigen Gegenſtaͤnde aus, welche, als blos den einzelnen Kreis 
betreffend, zur Wohlfahrt deſſelben dienen koͤnnen, und auch auf 
folche, über die man für gut hält, fich unter einander zu vereint- 
gen, um ihre Ausführung in ganz Deutſchland in Vorichlag zu 
bringen ($. 42). 

Die Beitimmungen über bie Standesherrn find ebenfalls fehr 
ausführlich; zum Theil gingen fie in die Bunbesacte über, zum 
Theil fanden fie fich fchon in dem zur Richtſchnur bed Bundes⸗ 
tages dienenden baierifchen Edict von 1807 vor. 

Ueber Borfig in der Bundesverfanmlung war nichts befini- 
tives feftgefebt. Nach dem Entwurfe jtanden im Wejentlichen bie 
beiden Großmaͤchte ganz auf einer Linie. 

Ausführlich ift aber insbeſondere der Abſchnitt über das Ber- 
haͤltniß der einzelnen deutſchen Staaten zu ihren Untertbanen. An 
der Spitze der Beftimmungen fteht bie Verpflichtung aller deut⸗ 
fen Staaten, bie vorhandene ftänbifche Verfaſſung zu erhalten, 
ober eine neue einzuführen, wobei Localverhaͤltniſſe zwar mit ent- 
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Wirisen, der dech vhlk dahin wirken fllen, Ya im Wiinht her 
version Perisuntungen ver Eriste, vad Reit ber Segierung 
fe mer zuseranmer gehen zu laflen, zu Mad im Pen auf bie 
xxiſchen sen Stimmen mn ver Regierung metimentisen Werthei- 
langen tinzetährten Schhäftsganges, Beitmumcıgen geisie werben 
jellen, wide ven Seh ber Einrichtung gan; aber grügeeniheil 
wertdn wären. Lie eingerichteten Berfaiiungen müjen Dem 
Vunde vorgelegt werben und befinden fih hiermit unter bem 
Cape veſſelben, werben von ihm vertreten uud Eonmen nicht elme 
Buftimmung der Etänbe uud mene Dittheilungen an Yen Bunb 
abgeänbert ober aufgehoben werben. Daſſelbe gilt vom allen, gui- 
ſchen dem Lanbeöherrn und ben Gtänben abgeichlofienen Berträgen. 

Aber unabhängig von ber Berfhicenheit Tanbftänbifcher Ber: 
faffungen in ben einzelnen Ländern follen alle dentſchen Gtänbe 
folgende echte befigen: 

0) bab ber Mitberatfung, bei Ertheilung neuer, allgemeiner, 
vie ‚yerfönlichen und Eigenthumsrechte ver Stantöbürger be 
treffenben Weiche ($. 86); 

b) das der Bewilligung bei Einführung neuer Steuern, ober 
bei Erhöhung ber ſchon vorhandenen (6. 86); 

0) das ber Beichwerbeführung über Mißbraͤuche ober Mängel 
In ber Landesverwaltung, worauf. ihnen die Regierung bie 
nötyige Prflärung barüber nicht verweigern barf ($. 87); 

d) das der Schühung und Vertretung ber eingeführten Ver 
faflung nnd der durch biefelbe unb durch ben Bunbeövertrag 
geſicherten echte ber Einzelnen bei den Lanbesberen und 
bel dem Bunde ($. 88). 

Mlle Wiltglleder bes Bundes machen fich verbindlich, jebem 
Idrer Untertanen folgende Rechte, als ſolche davon jeder Deutfche 
aentehen muß, unverbrüchlich einzuräumen: 

u) die ‚freldeit ungebindert und ohne Entrichtung irgend einer 
Udoade in jeden andern zum Bunde gehörenden Staat aus 
uwandern, 

Diewon wird Nos ber Austritt in aufrübrerifchen Wbfichten, 
wie der Zuſammturottirumgen won Handwerkern, der um der Unter 
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juchung eined Verbrechens zu entgehen und ber um fldh ber Kriegs⸗ 
pflicht zu entziehen, aubgenommen. 

In vieler letztern Ruͤckſicht iſt jedoch jever zum Kriegedienſt, 
ſei es im ſtehenden Heere oder in der Landwehr Verpflichtete, nur 
vor ſeinem 18. bis 35. Jahre, ohne erhaltenen Abſchied, in feinem 
Baterlande zu bleiben, verbunden, Während eined Krieges hört 
alles Auswanderungsrecht Tür jeden zu irgend einer Art ber 
Baterlanböwertheibigung Verpflichteten auf ($. 89). 

b) Die Freiheit in Evil» oder Kriegäbienfte eines anbern Vun⸗ 
desſtaates zu treten. Bet biefem $, gelten dieſelben Ein- 
fränfungen, welde bei $. 89 bemerit find ($. 90). 
Sole, welche Unterthanen mehrerer Staaten zugleich find, 

bleiben zwar für ihre Beſthungen unb bie barauf haftenben Real: 
rechte Unterthanen jedes ber Staaten, in welchen biefe Befigungen 
Regen. Allein für ihre Berfon möüffen fie ſich erflären, wen fie 
für ihren Lambeöheren anerfennen wollen und die Umänberung 
ihrer Erklaͤrung fteht ihnen nachher nur unter benfelben Beftim- 
mungen frei, weldhe nad F. 89. das Recht der Außwanberung 
beichränten. 

c) Die Freiheit, ſich auf jeber deutſchen Lehranftalt zu bilden. 
Da das Stubium auf fremben Univerfitäten nicht einer Aus; 

wanberung gleich zu ftellen ift, fo finben bei dieſem $. auch nicht 
bie $. 89 bemerkten Einfchräntungen ftatt, fonbern auch die zum 
Krtegävienft verpflichteten jungen Leute, brauchen Erlaubniß auf 
fremden Univerfitäten zu ſtudieren nur in fo ferm nachzufuchen, 
ala fie, den in ihren Ländern über ben Kriegsdienſt beftehenben 
Gefegen nach, einer ſolchen Erlaubniß zu jeder weientlichen Ent- 
fermung von ihrem Wohnorte bebürfen. 

Uebrigend iſt es genug, wenn fie fi auf bie am ſie ergehen- 
ben Aufrufe unverzüglich ftellen. In Abficht jener Erlaubniß, 
machen ſich die Mitgliever des Bundes gegen einander verbindlich, 
diefelbe nicht zu erichweren, und nicht anders als in denjenigen 
Fallen zu verweigern, wo das Gleiche auch bei ber Nachſuchung 
ber Erlaubniß, eine gleich weite entfernte inlänbifche Univerfität 
zu udn, geſchehen würbe ($. 91). 

Lei 
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d) Die gefegmäßige Freihelt und Sicherheit ber Perſon, fo daß 
feine biefelbe kraͤnkende Verfügung getroffen werben kann, 
welche nicht genau mit den Lanbesgefeßen übereinftimmt und 
durch den ordentlichen Richter verfügt wirb (6. 92). 

e) Die Sicherheit des Eigenthums gegen jede Beeinträchtigung 
und mithin auch gegen ben Nachdruck (6. 93). 

Ueber den Testen Gegenſtand fol zwar ein eigenes organi- 
ſches Geſetz gegeben werben; indeß wirb hier ſchon beftimmt, daß 
feine mit dem Privilegium eines beutfchen Bundesſtaats gedruckte 
‚ Schrift während der Lebenszeit des Verfaſſers und während breißig 
Jahre nach feinem Tode innerhalb der Grängen Deutſchlands folle 
nachgedruckt werben Können ($. 94). 

f) Die Freiheit, Beeinträchtigungen ber perjönlichen oder Eigen- 
thungrechte gegen Jedermann nad den Geſetzen vor dem 
ordentlichen Richter verfolgen, unb wegen verweigerter, ver» 
aögerter ober geſetzwidrig geübter Rechtspflege Beſchwerde bei 
den Bunde führen zu können ($. 95). 

g) Auf die Verantwortlichleit ber Schriftiteller oder, falls dieſe 
nicht genannt find, ber YBuchhänbler oder Druder gegrün- 
dete und mit der nöthigen polizeilichen Aufſicht auf bie 
Herausgeber periodiſcher Schriften vereinbarte Preßfreiheit 
($. 86). 

h) Gänzliche Aufhebung der Leibeigenfchaft (worunter jedoch 
nicht bloße, an dem Beſitz gewiſſer Grunbftüde haftende 
Leiſtungen zu verftehen find), wo foldhe noch vorhanden ift, 
mit allen aus berfelben herfließenden Rechten ($. 97). 

Um diefe Rechte zu fichern, follte ein beftänbiges Bundes⸗ 
gericht in? Leben treten, und um dieſes von jeder Willlür und 
jedem perfönlichen Einfluß zu bewahren, wurde im $. 99 die Be 
ftimmung vorgefchlagen, welche oben ©. 59 f. angeführt wurbe. 
Abgeſehen von den Streitigleiten zwifchen ben Bundesgliedern 
jelbit, die auf dem Wege ber Austräge ober bed eriten Bundes⸗ 
raths und des Bundesgericht? jedes einzelnen ober beider verbun- 
den, erledigt werben follten, war wichtig die Feſtſtellung bes Rech⸗ 
tc3 der Klagen der Unterthanen gegen bie Regierungen nicht blos 
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Seitend der Lanbftänbe ober ber unmittelbar geworbenen ehema⸗ 
ligen Neichäftänbe, fonbern auch Seitens der einzelnen Unter: 
thanen, wenn in dem einzelnen Staate, gegen welchen geflagt 
wurbe, bad Recht verweigert, verzögert ober in feinen ge 
fegmäßigen wefentliden Formen verleßt worben war. Die 
hierfür vorgefchlagenen vorläufigen Formen bed Verfahrens innen 
nur gebilligt werben, wenn auch bald ein genaueres und befieres 
an bie Stelle geireten fein würde. Dad Recht war wenigſtens 
feftgeftellt. 

Deutſchland entbehrt einer Menge folcher Beflimmungen no‘, 
heute, und würbe fie mit Freuden als einen Fortſchritt zum Beſ⸗ 
fern begrüßen. Wenn man biefe Reihe von Zuficherungen betrach⸗ 
tet, wirb man ber Meinung, al? feien bie preußifchen Vorjchläge 
unpraciich geweſen, ficherlich nicht beiftimmen. Füur Metternich 
waren fie freilich unpractiſch, benn damit konnten Verordnungen, 
wie fle und Hormay'r *) mittheilt, nicht beftehen, aber fie wären 
auch befier zum Glücke Oeſterreichs und Deutſchlands gefallen. 

Auf ber SKreizeintheilung wollte Preußen nicht beftehen, und 
da hätte ſich gewiß ein Auskunftsmittel finden laſſen, auf Grund 
biefer preußiſchen Vorſchlage ſich zu einigen. 

Die Kreiöverfaffung Hatte unzweifelhaft in der von Preußen 
vorgefchlagenen Form ſehr viele und bebeutende Mängel, aber biefe 
wären nicht allzuſchwer abzuändern gewelen. Daneben aber gab 
fie die Bürgfchaft, daß die fo dringend nothwenbigen allgemeinen 


*) (Hormay’r) Kalfer Franz und Metternid. 1848. ©. 40. — „Ratfer 
Franz hatte in dem Hauptquartier von Rotha (bei Leipzig) und von Brienne 
(Detober 18413 — März 1814) dem Fürften Metternich carte blanche für bie 
Staatögelber ausgeftellt; zum Untjegen und ver Todesangſt des geheimen 
Dberzahlmeifterd Meyer waren bis zu Franzens Tode (1. März 1835) ohne 
eine Zelle Metternich ſcher Quittung ober Empfangſcheines nur allein auf bie 
geheime Kabinetscaſſe 13 Millionen Gulden angewadfen — bis endlich nadı 
beharrlichem Widerftande der Yürftin, und feines nähften Innern und äußern 
Unhanges bie Zurücknahme jenes orientalifhen Unfugs durch bie allgemeine 
Empörung bed Publieums, durch ben Unwillen ver Erzherzoͤge, vor allem 
durch Käbe’E Mannhaftigkeit Statt hatte.” 

5 * 
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Betkonmamgen über ſtaatswirthſchaftliche Gegenftände 
in ben Kreiöverfammlungen zur; Erörterung und Erlebigung ges 
fommen wären. Die traurige Zerrifienheit der Gefeßgebung wäre 
auf dieſem Gebiete in Deutichlanb gefallen, würbe einer überein- 
ftimmenvenÖunbeögefeßgebung haben Platz machen muͤſſen, ohne 
zu ben Bertrrungen des Frankfurter Parlaments von 1848 in Bezug 
auf die fogenannten Grundrechte zu führen. 

Wenn man bie Einheit unter deutſchem Kaiſer nicht will, 
oder unmöglich Hält, wird man immer zu einer Art von Kreide 
verfafjung ſchreiten müffen, infofern man nicht etwa ganz bie 
Hoffnung einer weiteren Einigung in Deutfchland aufgeben will 
Daß der Verſuch Hierzu auch in Dresden 1861 mißlang, ift kein 
Beweis ber Unausführbarkett. 

Metternich jeboch Tieß bie Angelegenheiten ruhen. Freiherr 
v. Stein dagegen griff nun von Neuem bie Kaiferfrage auf, und 
ließ in der Prefie durch ben Rheiniſchen Merkur dafür wirken. 
Er that noch mehr, er fuchte ven Kaiſer Alexander für feine Pläne 
zu gewinnen, und veranlaßte eine Denkſchrift von dem rufftichen 
Minifter Capo dIſtria, welche am 9. Febr. an die großen deut⸗ 
Höfe mitgetheilt wurde ). Capo dIſtria, bie Schwierigleit ber 
Aufrichtung eines Kaiſerthrones in Deutichland wohl fühlend, 
unging zwar dieſe Seite in feiner Drudichrift ganz, obgleich feinem 
feinen Getfte gerabe diefe Schwierigkeit am wenigften entgehen 
konnte. Was aber von Wichtigkeit war, er faßte die beutichen 
Zuftände mit wahrhaft ſtaatsmänniſchem unbefangenem Blick auf 
und drang im Reſultate feiner Betrachtung auf eine feite politifche 
Drganifation Deutſchlands. Er zeigte die Erbärmlichkeit der Ans 
ſchauungen derer, die in einem Iofen Staatenbündnig das Heil 
Deutichlands fahen, in ihrer ganzen Bloͤße, zeigte ald nothwen⸗ 
dige Folge die Einmifchung auswärtiger Mächte, bie beim beften 
Willen auch Rußland nicht dulden dürfte und daher auch zu In⸗ 
terventionen führen müßten. Das fünflöpfige Directorium bezeich⸗ 
nete er als verberblich und Eonflicte noihwenbig herbeiziehend, es 


°) Perh. IV. 735 -- 738. 
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EDnne weber die Grundlage ber Ruhe, des Glückes noch der Unab⸗ 
Hängigkeit Deutſchlands fein. Die deutſchen Bölfer, welche bie 
Eiferſucht und Zwiſtigkeiten des Directoriums als die Urſache 
ihrer Unterbrüdung anſehen würben, kaͤmen in eine feindliche 
Stellung zu ihrem Landesherrn. Nur wenn man Deutfchland eine 
Verfaffung gebe, welche der Nation eine ihren moraliſchen Eigen 
ſchaften, welde Capo d'Iſtria fehr hoch anſchlug, ent- 
fprechenbe Tätigkeit zuſichere, kͤnne man bie großen Gefahren 
vermeiden, die auch in Zukunft Deutichland bebrobten. Dabei 
machte er den Vorſchlag, Jtalien durch einen öfterreicht- 
hen Prinzen ald abgejonderted Königreich regie- 
ren zu lafien und, wie es fcheint, als eine Art Nothwendigkeit, 
wenn die Habsburgiſche Dynaſtie den beutfchen Kaiſerthron beftei- 
gen wolle *). Satten bied eiwa Franz und Metternich heraus⸗ 
gefühlt, oder find in biefer Beziehung vielleicht noch nähere Winte 
von ruſſiſcher Seite gegeben, jo begreift ſich auch weit mehr als 
fonft ſchon durch die übrigen Umftände erklärt ift, daß Franz dem 
Zürften von Rafjau= Weilburg und Metternich dem Grafen Solms 
zweibeutige unb unbeftimmte Antworten in der Kaiſerfrage gaben, 
daß Franz fagte: „wenn es fich mit ben Intereſſen meiner Länder 
verträgt ;” denn bie unmittelbare Herrichaft in Italien gibt die Habs⸗ 
burgiſche Dynaſtie um ben Preis einer Kaiferwürbe mit ſehr großen 
Beichränkungen, weldhe mit einem Bundesſtaat verbunden find, 
nicht auf. Die Herrſchaft in Italien fchien Oeſterreich jevenfalls 
damals ficherer. Wäre die Sachlage fo geweien, fo könnte man 
am Enbe auch weniger Widerſpruch in Stein's Kaiſerplanen finden; 
bann wäre ber Haupigedanle derſelbe gewejen, wie ihn Perk an- 


*) Bay. IV. 6, 789, wo eb in ber Denkſchrift Heißt: „Que 1’Empersur 
d’Autziehe, vu l’extension considsrable de sa domination en Italie, pourzait 
«a portant l’antique Couronne de ls Germanie, accorder & l’Italis une er 
stenos nationals sous Son Sceptre en confsrant le Geuvernement de cet 
Etat à un Prince de Ba maison. — Ce serait faire le bonheur de I!’ Italie 
et fonder une juste proposition dans les rapports entre les Fata.“ — Yür 
Deferrei IR [eltbem Sitalten zum Wefifusgemanb geworben. 
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veutet, und wie ihn Capo d'Iſtria in feiner Denkſchrift zum Schluß 
ausdrücklich hervorhebt *). 

Preußen konnte die Borichläge Stein's für die Kaiſerfrage nur 
mit Widerwillen aufnehmen, Hardenberg lehnte fie ganz ab, und 
Humboldt nahm fich bie Mühe der erichöpfenden Widerlegung nicht 
allein vom preußifchen, ſondern noch weit mehr vom beutjchen 
Standbpuncte *). Humboldt ging von dem Gedanken aus, daß 
Defterreich die ihn unterworfenen außerbeutichen Völker für fein 
Intereſſe gewinnen müfje, was gewiß nicht gefchehen Tönne, wenn 
es bie deutſchen Intereſſen in den Vordergrund ſtelle. Die jet 
feine Politik von jeher geweſen, Ausflug berfelben ſei in früheren 
Zeiten die Aufgabe von Belgien, der Länder am Rhein und in 
Schwaben; von Mainz für Venedig. Zu jeder Zeit habe das Haus 
Delterreid; gewußt fich den Verpflichtungen gegen Deutſchland zu 
entziehen und in biefem Augenblide feien Oeſterreichs Intereſſen 
mehr als jemals won denen Deutſchlands getrennt. Seine Blide 
feien jet nach Often und nad) Italien gewendet, feine ganze Situ- 
ation weit weniger Deutjchland günſtig. Wenn jett Oefterreich 
die Kaiferkrone annehme, würde es nad) der Sachlage felbft gegeben 
fein, daß die deutſche Krone nur als ein Accefjorium von Oeſter⸗ 
reich betrachtet würde, als ein Mittel die befondere Kraft der iſo⸗ 
lirten Großmacht zu vermehren. Defterrei würde bie Stellung 
einnehmen, weldye Frankreich dem Rheinbund gegenüber einge 
nommen habe. Aufierdem würden auch bie fremden Mächte ein 
bedeutendes Intereſſe an der Aufrechthaltung der Dispofition des 
Parifer Frieden haben, welcher Deutichland nur ald eine Ber 
bindung unabhängiger Staaten angejehen willen wolle. Denn, 


®) Dans tout le cas il semble utile de proposer ce qui est juste, c# 
qui est do la convenance gönerale. Ne pouvant pas violenter l’adh4sion & 
ce systeme, on 80 reserveroit au moins en le motivant dds à present, le 
droit de recourir à ce moyen et de le mettre en osuvre à la faveur des obances 
possibles à l'avenir, comme un objet de negociation gen6ratsur de oombi- 
naisons nonvelles, soil avec da mäme puissance, sollt avee la Prusse. 

®9) Berg. IV. 752 ff. findet fi dieſe Denkſchrift vom 9. März, bie 
übrigens frhon aui 24. Februar vollendet Hardenberg vorlag. 
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führt ex fort: „quoique cello phrase n’exclue pas litteralemen! 
le rötablissement de la dignit6 imp6riale, nous savons tous que 
cette exclusion était dans l’intention des parties contractantes.“ 

Die Taiferliche Autorität müffe nun aber immer burch andere 
Suftitutionen in Schranken gehalten werben, deshalb Hätten auch 
alle bisher aufgetauchten Pläne über bie Wiberherftellung der Kaifer- 
würde dergleichen einfchräntende Beftimmungen, bald Preußen, bald 
Baiern, bald endlich zwei zu wählende Fürften gleichſam als Zügel 
der kaiſerlichen Machtvolliommenheit zugewiefen. Wollte man daher 
Mißtrauen und Eiferfucht gegen die neue Kaiferwürbe befeitigen, 
fo müfle man dem Kaifer nicht nur eine bebeutenbe Kraft zur 
Bertheidigung von Deutſchland, fondern auch bie Mittel zur Wieder⸗ 
berftellung der inneren Schwierigkeiten, welche feine Exiſtenz be 
brobten, verleihen. Die Frage ſchon, ob Krieg oder Frieden, allein 
vom Kaiſer abhängen fole, und ob er in biefem Falle über ganz 
Deutfchland verfügen Tönne, fei ſehr wichtig. Denn er würde beja- 
henden Falles bamit bie gerechtejte und ebelfte nationale Einigung hem- 
men können. Dan müffe iberdem nicht vergeflen, daß das Verhältuiß 
Deſterreichs zu Deutichland feit der Sücularifation ein ganz anderes 
geworden fei; wo es früher nur nöthig gehabt habe einfach feinen 
Willen zu verfündigen, müfje es jet Armeen fchiden. Wenn 
man Oeſterreich dur bie Kaiferwürbe mit Deutichlanb verbinde, 
würbe man lettered in alle die Verwickelungen, denen Oeſterreich 
in der Zulunft unterläge, hineinziehen; bei einem Foderativſyſtem 
ſei die Gefahr unbeftreitbar geringer, weil dieſes den einzelnen 
Mitgliedern die Möglichkeit einer neutralen Stellung ſichere. Welches 
auch die Vorjichtämasregeln fein würben, bie man anwenbe, um 
Oeſterreich als europäifhe Macht und als die Spitze Deutſchlands 
zu unterſcheiden, jo würben fie doch nur auf dem Papier exiſtiren, 
im gewöhnlichen Taufe der Dinge als conftitutionelle Formen hin: 
reichen, und im Augenblid einer Kriſe unnütz und ſogar ſchädlich 
werden. In ben inneren Angelegenheiten müſſe die Faijerliche 
Macht in den Händen Defterreichd die Verantwortlicykeit und Ge⸗ 
haͤſſigkeit der Maaßregeln zu welcher fie etwa durch Verletzungen 
der Verfaſſungen genoöthigt würden, auf ſich nehmen; deshalb 
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würde es feine eigenen Intereſſen in Erwägung ziehen und fidh 
wohl hüten, mit einem ber mächtigen Staaten Deutſchlandd fich zu 
verfeinden. Ein Foͤderativſyſtem habe bie Schwierigkeit fich nach 
der Mehrheit der Stimmen zu richten, weit weniger und empfehle 
fih auch deshalb mehr, weil die Ruhe und Sicherheit Deutſchlands 
unb damit ber Einfluß besfelben auf dad Gleichgewicht Europa’ 
immer von dem Einverftänhniffe Defterreichd und Preußens abhänge, 
was aber durch ein Foͤderativſyſtem weit weniger in Frage geftellt 
würde. Alle Beziehungen zwifchen beiden Großmaͤchten würben 
milder und weniger gefährlich. 

Stein war nicht im Stande, die in ben Verhaͤltniſſen fo jehr 
begründeten Anfichten Humbolbt’3 zu wiberlegen, wenngleich er es 
in einem Schreiben an Hardenberg vom 27. Febr. verfuchte. Har⸗ 
denberg blieb dieſesmal feit und Stein mußte die Sache fallen 
laſſen. 

Sp waren Im Anfange des Monat März die deutſchen Ange⸗ 
Vegenheiten noch immer unentfchieben ; bie baierifchen Entjchäbigungen 
traten als ein neues Hinberniß bazwilchen, nachdem bie groken 
europätichen Gefchäfte erledigt waren. Da veränderte fich mit einem 
Schlage die Situation — Napoleon war aus Elba verſchwunden, 
Ianbete in Frankreich und zog bald’ im Triumph in Paris ein. — 
Die erfte Nachricht Fam in Wien am 7. März an. Die allgemeine 
Verblendung ber franzöfiichen Regierung mit ihrem Anhange, bie 
im unverbefferlihen Hochmuth alle früheren Warnungen unbeachtet 
ließ, und felbft Talleyrand wieß bie Befürchtungen Pozzo di Borgo’s 
mit der Aufgeblafenheit zurüd, welche die im unvervienten Glüde 
Ruhenden zu bezeichnen pflegt. Jetzt bewirkte Napoleon's Triumph 
die fchnelle Annäherung ber ftreitenden Mächte bed Wiener Con⸗ 
greſſes, die jächlifche Angelegenheit wurbe fofort vollftänbig erlebigt, 
und die Nothmwenbigkeit erkannt, jegt zur Beruhigung ber beutfchen 
Nation, welche zu neuen Opfern aufgerufen werben follte, bie 
weſentlichſten Puncte der deutſchen Verfaffung zu erlevigen. Stein, 
unterftüßt burh Münſter, drang auf fchnelle Erledigung. Har⸗ 
benberg aber wiberftrebte und wollte die Angelegenheit bis nach dem 
Kriege aufgejchoben wiflen. Hardenberg's Meinung war die richtige; 
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ee unterlag, wahrfcheinlich durch die Uneniſchiedenheit Friedrich 
Wilhelms II. im Stich gelaſſen. Wir find durchaus nicht der An⸗ 
fiht, daß Preußen fich dem Wunfche Deſterreichs und Rußlands, 
weiche zum Abſchluß drängten, zu fügen gehabt hätte. Mit neuen 
fiegreichen Erfolgen hätte ein zweiter Parifer Frieden bie Fehler 
bed erfien wieber gut machen können; Blücher und Gmeijenau in 
Paris Eonnten wohl andere Anſprüche machen, als bie beutiche 
Bunbedacte gewährt hatte. 

Die erfte Betürzung ſchien Metternich zwar wieber geneigt 
für die Rechte der deutſchen Nation zu machen, denn er gab auf 
die Beſchwerde der würtembergiihen Standesherrn gegen ihren 
König (vom 27. Febr. — 5. März) einen Beweis von dieſer Nei⸗ 
gung, indem er zu dem von Preußen und Hannover vorgefchlagenen 
Schreiben feine Zuftimmung gab: „bie Mechte der Mebiatifirten 
und die allgemeinen Grundſaͤtze der Lanbesverfaflungen müfjen von 
den auf dem Eongreß vereinigten beutichen Mächten, nicht aber 
durch die Willie jedes Fürſten feftgeftellt werden;“ lautete das 
Schreiben, welches indeß Metternich noch zurückhielt. Aber nicht 
lange währte die Neigung zu ſolchen Conceſſionen gegen die Rechte 
des deutſchen Bolled. Balb Hatte er fich wiever gefakt und ant⸗ 
wortete einftweilen auf bie Vorfchläge Preußens gar nicht; er gab 
auch nur eine allgemeine Zuſicherung, ala bie Fleinen Fürften in 
einer Rote vom 22. März auf eine enbliche feite Vereinigung 
drangen, wobei fie wiederholt Nachdruck auf die früher von ihnen 
gegebenen Erklärungen über bie Rechte ber deutſchen Untertanen 
legten und fi) zu neuen Opfern bereitwillig erflärten. Baben 
hielt fi bet diefer Erklärung zurüd, aber Heflen-Darmftabt trat 
durch eine Note vom 30. März bei, ebenfo Müniter für Braun- 
ſchweig am 29. März. Beichleunigung des Verfaſſungswerkes 
wurde zwar num von allen Selten zugefagt und enblich von Preuf- 
fen und Oefterreich offlcielle Antworten auf die Noten bed Vereins 
der Heinen Fürften und freien Stäbte gegeben (29. und 31. März). 
Uber zugleich wurbe die nähere Ausführung ber Berfal: 
fungsbefimmungen für die Zukunft vorbehalten. 

Neben den von Humboldt verfaßten preußifchen Entwürfen 
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kam noch ein Entwurf de mecklenburgiſchen Bevollmächtigten, Frei⸗ 
herrn v. Plefien, zum Vorſchein, weichen wir durch Berk *) Tennen 
gelernt haben. Wenn gleich beſonders im Intereſſe ber Kleinen 
Staaten abgefaßt und eine einheitliche Spike vorausſetzend, waren 
doch die darin enthaltenen mftitutionen entſchieden bunbesftaatlich 
und trugen den Nattonalintereffen gebührende Rückſicht. Sämmi⸗ 
liche Staaten follten nach ben Pleſſen'ſchen Borfchlägen völlige 
Gleichheit und Unabhängigkeit haben, deßhalb müſſe der Bund ein 
Wert freier Vereinigung ſaͤmmtlicher Staaten fein, unb bei nicht 
wieber hergeftellter Kaiſerwuͤrde eine. völlig gleiche Berechtigung 
aller Staaten in ber Bunbesverfammlung flattfinden, vorzugsweiſe 
aber bet Ausübung bes Kriegsrechts. Doch geftatte er für bie 
Heineren Staaten gemeinſchaftliche Stimmen. Er erklärte ſich gegen 
eine Sonberung der Bundezverfammlung tin zwei Räthe unb gab 
hoͤchſtens die Bilvung eines wechleinden Ausfchuffes zu. Außerdem 
aber enthielt feine Denkſchrift diejenigen Beſtimmungen für bie 
Nationalinterefien, welche ſchon in ven früheren Vorſchlaͤgen Stein’z, 
Harbenberg’3, Humboldt's, Münfter’3 und Marfchall’8 vorkommen, 
baneben aber auch eine Gewähr ver katholiſchen und proteftanttichen 
Kirche ), des Kirchen», Pfarr und Schulguts, Preßfreiheit, Ein- 
heit im Poft- und Zollweſen. 

Nah Bert machte bie vortreffliche Darftellung des Freiherrn 
v. Pleſſen einen mächtigen Einbrud in Wien; die preußifche Kreis⸗ 
eintheilung war mit feinen Vorfchlägen ganz und gar befettigt, 
aber das, was wahrhaft wünfchenswerth blieb, vie fonftigen bun- 
beöftantlichen Einrichtungen im Intereſſe der deutichen Freiheit von 
Preußen gemacht, erhielten eine fehr bedeutende Unterſtuͤtzung durch 
dieſe Pleſſen ſchen Vorſchlaͤge. 

Dennoch ging Metternich auf dieſen Entwurf nicht näher ein, 
fondern wieß auf einen früheren, kaum beachteten Entwurf des 
Freiherrn v. Weflenberg, weldyer vom December 1814 datirte »). 


°) Perg. IV. 420 — 123. 
*°) Diefe Beſtimmung enthielt aber auch ein nicht fehr benchieter Ent» 
wurf von F. v. Schlegel. 
°..) Möüter. 11.5. S. 1- 5. 
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Da die Beſtimmungen dieſes Entwurf Tpäter ihren Weſen 
nach in die Bundesacte übergingen, fo iſt es nicht nöthig, hier 
darauf näher einzugehen, als die Betrachtung, in wie weit bie 
Intereſſen bes deutjchen Volls noch neben den Kabinetten eine Be 
rüdfichtigung gefunden hatten, erfordert. Ausdrücklich ift darin bie 
Gleichheit aller Glieder des Bundes audgefprochen und Oeſterreich 
der Borfig, jo wie die Aufficht über bie materielle Leitung bes 
Geſchaftes übertragen. Noch ift davon bie Rebe, daß in allaı 
dentſchen Staaten Landftände binnen Jahr und Tag eingeführt 
fein follten. Aber ihre Rechte find ſchon ungewiß Hingeftellt, denn 
es beißt nicht mehr in der Maren Form ber früheren Entwürfe, 
daß die Lanbflände bie beftimmten Rechte der Steuerbewilligung, 
der Einwilligung zu Geſetzen x. x. haben follen, fondern nur: 
„es follen ven Landitänden in Hinficht der Steuern unb ber allge 
meinen Lanbesanftalten beſondere Rechte eingeräumt werben!" Dabei 
wurde jevem einzelnen Staat überlaffen, den Stänben ein, ber 
der Landedart, dem Character (11) der Einwohner und dem Her 
Iommen gemäße Einrichtung zu geben. Den Unterthanen jollen 
nachfolgende Rechte gemeinjchaftlich von den Bunbesftaaten garantirt 
werben: Gleichheit ber bürgerlichen Rechte, für die Katholifchen, 
Lutheriſchen und Reformirten, alfo nicht für andere chriftliche Secten; 
Duldung ber Juden. Die Leibeigenfchaft follte, wo fie noch be 
ſtand, binnen brei Jahren gegen Loskauf und Entichäbigung ber 
Leibherrn aufgehoben, Abzugsfreiheit bewilligt werben. Tür ben 
freien Handel und Verkehr im Innern bes beutichen Bundes follte 
buch Bundesgeſetze in Zukunft gejorgt werben. 

Wie viel war bier Ichon von den Rechten bed Volls gefallen! 
Wie viel ſchwankender, ungewifler der Ausdruck der Beitimmungen 
geworben, die in biefer Richtung noch beibehalten wurben! Obwohl 
im December 1814 dieſer Weſſenbergiſche Entwurf ſchon bekannt 
war, jo wurbe er damals faum beachtet. So hätte Preußen in 
feiner Handlungsweife weiter beharren follen. Aber bie preußiichen 
Staatömänner, insbeſondere Humboldt, gingen leiver auf biejen 
jo bedeutend abgeichwächten Entwurf näher ein. Hardenberg's An- 
füht, die Angelegenheit bis nach beeubetem Kriege zu verjchieben, 
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beang nid“ durch. Humboldt brachte in Folge deſſen ), mit 
Berückſichtigung des Weſſenbergiſchen Vorſchlages einen neuen Ent⸗ 
wurf, welcher noch immer für eine annähernd bundesſtaatliche 
Einrichtung ber deutſchen Berfaflung gelten konnte. Ex enthielt 
in 14 Artikeln noch immer das, was wenigſtens den Anfang ber 
nationalen Intereſſen Deutſchlands bezeichnete. Viel, fehr viel 
hatte er fallen laflen; von ben früheren 120 Paragraphen waren 
nur noch 14 übrig geblieben. Feitgehalten war neben ber Bundes⸗ 
verfammlung noch ein beftändig zuſammenbleibender Vollziehungs⸗ 
rath, ein Bundesgericht für jede verfaffungsmäßige Beſchwerde⸗ 
führung bei dem Bunde, fo wie, daß fich alle Bunbesmitglieher 
verpflichten follten, in ihren Staaten für eine unpartheitfche Rechts⸗ 
pflege zu forgen, jeden willkürlichen Eingriff in die echte der 
Perſon und des Eigenthums zu verhindern. 

In diefer letzteren Abſicht follte ausdrücklich beſtimmt werben, 
daß die Richter in Klagen gegen den Landesherrn in demjenigen, 
was die Entſcheidung der Sache betreffe, ihres als Unterthan, 
oder ſonſt in irgend einer anderen Eigenſchaft, ſeiner Perfon ge⸗ 
leiſteten Eides entbunden ſein ſollen, auch kein Richter anders, 
als durch" förmlich geſprochenes Urtheil ſeines Richteramts entſetzt 
werben Eönne. Die beſtehende Ianbftändifche Verfaſſung ſoll erhal⸗ 
ten, oder eine neue eingeführt werben. Die Landſtaͤnde ſollen das 
Recht der Bewilligung neuer Steuern unb ber Vertreiung ber 
Berfaflung und ber aus ihr fließenden rechte Einzelner haben. 
Dabei findet fich leider eine fehr beveutenbe Nachgiebigleit gegen 
die oͤſterreichiſchen Vorſchlaͤge, indem das früher uneingeſchraͤnkt 
zugeſicherte Recht der Landſtaͤnde, um ihre Einwilligung zu neuen 
Geſetzen befragt zu werden, in ben unbeflimmten Sab ) ver: 
wandelt war, „baß fie dad Necht der Berathung über Landes⸗ 
gefee, welche Eigenthum und perjönliche Freiheit beiräfen, haben 


°) Süßer. 

*°) Diefe unbetmmte RNebensart Hat in ben folgenben Dezennien in 
Preußen eine traurige Berühmtheit erhalten, und in einem Heinen dentſchen 
Lande ſpielt fie noch jeht eine Wolle. 
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ſollten.“ Doch blieben nad, dem Entwurf bie einmal verfaffungs- 
mäßig beftinmien Rechte ber Lanbftände unter ben Schub und bie 
Garantie des Bundes geftellt; uneingefchränkte Religiongübung, 
Preßfreiheit, Freiheit ſich auf jeber beutichen Unwerſitaͤt ausbilden 
zu duͤrfen, wurden zugeſichert, die Rechte der Schriftſteller ſollten 
überall durch ein allgemeines Geſetz geſichert werben. Auffallender 
Weiſe findet ſich zwar eine Beſtimmung über eine gleichförmig zu⸗ 
fammenhängende Berfafiung ver katholiſchen Kirche, welche unter 
die Garantie des deutſchen Bundes geftellt werben follte, aber 
nichts in Bezug auf die evangeltifhe Kirche, und 
nichts in Bezug auf den freien Verkehr des Handel? 
und Wandels, wie der Schiffahrt im Innern der 
deutihen Bundesftaaten. 

Auch diefe Umarbeitung, in welcher bereitö fo Manches von 
Rechten den oͤſterreichiſchen Anſchauungen zu Liebe gefallen war, 
führte nicht zur Wiederaufnahme ber Verhandlungen ber beuifchen 
Mächte. Seht wäre es für Preußen Zeit geweien, Teine weiteren 
Borfchläge machen, fondern die Entwidelung des Krieges, beffen 
letzter Ausgang nicht zweifelhaft fcheinen Tonnte, abzuwarten, denn 
wie mochte es fchlinnmer fommen, als es damals mar? — Aber 
bie Geduld und Nachgiebigkeit, d. h. eigentlich die biplomatifche 
Angeſchicklichteit Preußens war nicht erſchoͤpft. Nochmals entſchloſſen 
ſich die preußiſchen Bevollmächtigten zur Reviſion des Entwurfes, 
nahmen aus dem Weſſenbergiſchen Entwurfe noch mehrere Beſtim⸗ 
mungen auf *) und ũberreichten bie neue Arbeit am 1. Mai. Manches 
war barin genauer beitinmt, wie bie Einrichtung des Bundesgerichts 
fein follte, allerdings für welches $. 7 des Entwurfeß, eine Bejehung, 
mit gehöriger. Ruͤckſicht des Verhältnifies ber drei chriftlichen Reli⸗ 
giondparteien, an welcher alle Bunbesgliever verhältnikmäßig Theil 
nehmen follen,, fei es durch Wechfel- oder durch Sefammtitimmen, 
wie ferner die Einführung einer Ianbftänbifchen Verfaffung, an 
welcher alle Klaſſen der Staatsbürger Theil nehmen 
follen; wie dann bie Rechte der mittelbar gewordenen Reichsſtaͤnde; 


®) Käber. 11. &. 298 — 308. 
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bie Zutheilung der Buͤrgerrecht an bie Juden, infofern fie fich ber 
Leiftung aller VBürgerpflichten unterziehen. Aber vielerlei von 
wejentlichen Rechten bes deutſchen Volkes war auch gefallen. Immer 
blieb noch viel gegen ben äfterreichiichen Entwurf gehalten, ber mım 
endlich, als eine neue ruffiiche Note auf Beranlafjung Stein’s 
drohte, von Metternih am 7. Mai überreicht wurde *). Hierin 
war faft alles gefallen, was bie echte bes deutſchen Volkes an- 
ging, die loſeſte Verbindung zwifchen ben Staaten bergeftellt, ein 
Bundesgericht zwar noch beibehalten, aber bie nähere Anorbnung 
ber Errichtung deſſelben ber nächften Bunbesverfammlung vorbe 
balten; bie Beitimmung tiber bie landſtändiſche Verfafſung lautete: 

„Sm allen deutſchen Staaten wirb bie beftehenbe Lanbftänbifche 
Berfaffung und perfönliche freiheit aufrecht erhalten, ober wo fie 
dermalen nicht vorhanden tft, jet eingeführt, und unter ven Schub 
und die Garantie des Bundes geftellt.” Der Humboldt'ſche Ent⸗ 
wurf Batte nachfolgende Faflung *%): „Im allen allen deutſchen 
Staaten wird bie beſtehende Ianbftänbifche Verfaffung erhalten, ober 
eine neue bergeftalt zu organtfirende, daß alle Klaſſen der Staats⸗ 
bürger daran Theil nehmen, eingeführt, damit den Lanbftänden 
das Hecht der Bewilligung neuer Steuern, ber Berathung ihrer 
Landesgeſetze, welche Eigenthum ober perjönliche Freiheit betreffen, 
bie Beichwerbeführung über bemerkte Berwaltungämigbräuche und 
bie Vertrebung ber Verfaffung und ber aus ihr herflteßenben echte 
Einzelner zuftehen. Die einmal verfaffungsmähig beftimmten Rechte 
ber Lanbitände werben unter ben Schub und bie Garantie bed 
Bundes geftellt.“ 

Wäre nur biefe Beitimmung wenigftend aufrecht erhalten 
worden! dann wäre es wenigftens nicht vorgelommen, daß Franz 
von Defterreih 1817 die Bitten hungernder Unterthanen, ber 
Tyroler und Salzburger Stände unerfüllt ließ, well fie gewagt 
hatten, fi zu beichweren, weil fie gebeten hatten ***) umb ber 


*) Kläber. 11. &. 308 — 314. 
**) Kläber. IL ©. 304. ($. 9). 
*..) Gervinus, Geſchichte des 19. Jahrh. Th. I. 471. — „Mur ben ſchwei⸗ 
genden Provinzen wurbe eine Wilberung zu Theil, 
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pueufifche einifter v. Rochow hätte „dem beichänften Untertho- 
nenserftande " feiner minifteriellen Unfehlbarleit gegenüber wohl 
einen ehwad weiteren Spielraum laffen müflen unb Incompetenz 
Erklärungen des beutichen Bundes in ber Hannoverſchen Berfaf- 
fungsfrage wären wohl unmöglich geworben. 

Bon ben Rechten ber Unterihanen war bie Beſtimmung über 
bie Aufhebung ber Leibeigenfchaft gefallen, bamit eine ber erften 
Forderungen eine chriſtlichen Staates; beögleichen bie Freiheit ber 
Answanberung bebeutenb eingefchräntt, Preßfreiheit, und das Recht 
in Eioil- oder Militairbienfte eined anderen beutfchen Bundesſtaats 
zu treten, gleichfalls verſchwunden. Nur ein wichtiger Zuſatz war 
im Art. 19 gemacht, wonach auf dem Bunbedtage für Freiheit 
des Handels und der Schiffahrt und andere auf gemeinfame Wohl⸗ 
fahrt fich beziehende Angelegenheiten, zwedmaͤßige Unorbnungen 
gemacht werben jollten. 

Auf dieſe Vorfchläge, jo ganz und gar alle berechtigten Hoff⸗ 
nungen der beutichen Patrioten nieberjchlagenb, durften bie Ber- 
Handlungen von Preußen nicht wieber aufgenommen werben. War 
bei dem lebten Vorſchlage Humbolbt’3 ſchon ein diplomatiſches 
Ungefchi zu tabeln, jo war in bem enblich erfolgten Gegewor⸗ 
ſchlage Metternich's den preußiſchen Vorſchlaͤgen und früheren Ver⸗ 
handlungen gegenüber, eine jo höhniſche Erwiderung gekommen, 
daß Hierauf Preußen aus gerechter Entruſtung nicht hätte ant⸗ 
worten bürfen, ſondern vielmehr abbrechen müſſen. 

Es war weniger gefährlich, im Mat 1815, als im November 
1814 die Verhandlungen abzubrechen. Sm November 1814 zur 
Zeit ber Bourbond mochten Defterreih und Englanb mit Frank⸗ 
reich zujammenftehen, mit Napoleon hätte aber England nie 
mals gegen Preußen und Rußland geſtanden. Und das war boch 
am Ende bie letzte Ehance, der ſich Preußen ausſetzen konnte. 
Dei Metternich war für Deutfchland nicht? zu gewinnen unb ihm 
darf man auch nicht den Vorwurf machen, befondere Hoffnungen 
für die deutſche Sache erregt zu haben, allein anbers war bieß 
mit Preußen. Dieſes durfte bie nationale Sache Deutſchlands 
niemals fo weit verlafien. 
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Aber die Unterhandlungen über ben preußifchen und öfterreicht- 
fchen Entwurf begannen jet mit dem 8. Mai *) und am 11. Mat 
fand nach fechömonatlicher Unterbrechung enblich bie erfte Vor⸗ 
conferenz über bie deutſchen Angelegenheiten Statt. Deſterreich 
unb Preußen verftanden fih mit Hinzuziefung Hannovers (Mün- 
ſters) in der letzten Borconferenz H), zu einem gemeinfchaftlichen 
Entwurf in 17 Artikeln, welde im Weientlichen mit dem Weſſen⸗ 
bergiichen Entwurfe übereinftimmten ». 

Schon die Weberfchrift des Entwurfes benahm die Hoffnung 
auf bundedftaatliche Einrichtungen, & war ausdrücklich darin von 
einem Staatenbunbe bie Rede. Jever Ausdruck, der an ein Direc⸗ 
tortum und eine Kreisverfaſſung erinnern konnte war forgfältig 
vermieben. Anſtatt bever entſcheidet eine Bundesverſammluug aus 
allen Bunbeögliebern beſtehend mit ber bekannten in die Bundes⸗ 
acte Üübergegangenen Abtheilung in ein Plenum und einen engeren 
Rath, doch jet nur noch aus 15 Stimmen beftehenn. Ein Bundes⸗ 
gericht, an beffen Beſetzung alle Bundesglieder verhältnigmäßigen 
Antheil nehmen follten, war noch beibehalten, aber bie Sompetenz 
besfelbden Tünftigen Grundgefeben vorbehalten. Run konnten 
Grundgeſetze nur durch dad Plenum ver Bunbeverfammlung ge 
geben werben (Art. 4), barneben aber war (im Art. 7) beitinmt 
„daß bei Abfaffung ber Grundgeſetze des Bundes kein Bundesglied 
bet der Annahme derſelben durch Stimmenmehrheit gebunben werben 
Tonne.” Damit war ein Princip jetzt unbeſchraͤnkt aufgeftellt, 
welches Defterreich ſchon bei Abfaſſung bed Weſtphäliſchen Friedens 
zum Theil fiegreich für ſich erobert: Es lag allein in der. 
Hand Defterreih die künftigen Grundgeſetze des 


°) Verj. IV. ©. 428. 

°*) Mäder. II. 341. Rote, 

°°.) Släber. IL 314 — 923. „Entwurf zu der Brunblage ber Verfaſ⸗ 
fung bes dentſchen Staatenbundes in einer Berfammlung ber Tünftigen 
Bundesglieder am 23, Mai 1815 von dem Raljerlih Deſterreichiſchen erften 
Bevollmädtigten Herrn Pürken v. Metternich vorgelegt mit ber Erklärung 
daß ſolches im Ginverftänbnit mit Er. Majeſtaͤt dem Könige von Preußen 
geiceße.” 
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Bundes für ſich nicht zur Anwendung kommen zu 
laſſen, und nicht blos in Oeſterreichs Hand lag 
dieſe Befugniß, ſondern auch ebenſowohl in der 
Lichtenſtein's. Wie ſoll man ſich wundern, daß ſpäter Baiern 
die Beſtimmung über das Bundesgericht fo leicht beſeitigen konnte? 
Daß Metternich ſpaͤter nicht ein Bundesgericht zu Stande kommen 
ließ, war nach den biöherigen Erfahrungen gewiß, und es verbient 
kaum einen Tadel, daß Baiern lieber aufrichtig eine gänzlich un- 
nüge Beftimmung, die eine Hinterliftige Falſchheit dictirt hatte, 
kurzer Hand zu bejeitigen wünfchte. Baierns fpätere Handlung 
war nur Eonfequenz biefed Entwurfd vom 23. Mai. Es if 
ein Beweiß der fchon wieber fehr herabgelommenen preußifchen Di- 
plomatie, daß fie ſich zu ſolchen Finten, deren letzter Endzweck ihr 
gar nicht verborgen fein Fonnte, weil fie eben zu plump waren, 
berbeiließ. Man wollte nur eben fertig werben; wie? ſchien faft 
gleichgültig! Man wollte Frieden, Vereinigung, — aber die Frie⸗ 
denßliehe beſteht nicht darin, überall nachzugeben, fonbern fie 
betätigt ſich weit häufiger in bem Abbrechen unfruchtbarer Ber: 
handlungen. 

Die Beſtimmung über bie landſtändiſchen Verfaſſungen war 
in einem kurzen Sabe zufammengefaßt. „In allen Staaten foll 
eine landſtaͤndiſche Verfaſſung beftehen.” Keine Friſt, keine Be: 
fimmung über Einrichtung, Rechte ver Landſtaͤnde — von Allem, 
was bie früheren Borfchläge enthielten, nichts! — Yür die drei 
chriſtlichen Religiondparteien jollte Tein Unterſchied in dem Genuffe 
der bürgerlichen und politifchen Rechte Statt finden und bie katho⸗ 
Giche Kirche unter Garantie des Bundes eine ihre Rechte und bie 
zur Beitreitung ihrer Bebürfniffe nothwendigen Mittel fichernbe 
Berfaflung haben. Die Rechte der Evangelifchen wurben aber zur 
Landedverfafiung in jedem Staate gewieſen, angleich ihre auf Frie⸗ 
densſchluſſen, Grundgeſetzen oder anderen gültigen Berträgen be⸗ 
ruhenden Rechte garantirt. Aber was wäre für bie Evangelifchen 
in vielen Ländern damit gewonnen gewejen? In Defterreich zumal 
faft nichts, und bort wäre ein Schug ber Evangelifchen fo recht 
am Plage gewejen, denn biefed hatte ſich ſchon im Veſwhaliſchen 


Erhez Tpell. 
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Frieden wohl vorgejehen, baß bie Evangeliſchen zu feiner Geltung 
gelangen konnten *). Für die Juben war die Beſtimmung be 
fchräntender geworben, benn es hieß jekt, daß ihnen, fofern fie 
fih der Leiſtung aller Bürgerpflichten unterzögen, die benfelben 
entfprechenben Bürgerrechte eingeräumt, unb wo biefer Reform 
Landesverfafſungen entgegenftänben, die einzelnen Bunbesmitglieber 
diefe Hinderniffe jo viel als möglich wegräumen jollten. 
Die allgemeinen Anorbnungen zu Gunſten der beutichen Unter 
thanen waren auf dad Minimum beichräntt, weiches fich fpäter in 
ber Bundesacte Art. 18 findet: dad Recht, Grund: Eigenthum 
obne befondere weitere Belaftung in fremden Bunbesftaaten zu 
erwerben, in Civil: oder Militärbienfte eines Bundesſtaats zu gehen, 


®) Instrum. Pacis. Osmabr, Art. V. $. 38 fl. cf. v. Metern, WeRpbäl. 
Erlebenshandlung Th. IV. ©. 144. cf. Schmidt's Geſchichte der Deutfchen. 
Th. XI. ©. 133, 198. „Graf Trautmansborf erflärte mehr als einmal, ber 
Kalfer würde fih eher Krone unb Geepter, Band unb Leute, ja felb das 
Leben nehmen als in bie Forderungen einer weltlichen und geiklichen Amneftie 
ber Evangeliſchen einzumilligen.” — Aber noch mehr zeigt das vom Kaiſer 
erlaſſene Gejeg von 1652 den Geiſt ber Unduldſamkeit mit offenbarer Verlegung 
der im Frieden übernommenen Verpflichtungen. Thestr. Europ. VIL 168. 
ef. Raumer, Geſch. Europas. III 648. 

Für diejenigen, welche gern Alles ber Zukuuft überlaffen möchten, ſich 
troͤſtend mit veligidfen Gemeinplägen, mag das in das Gedachtniß gerufen 
werben, was v. Meiern IV. 174. und nah Ihm Putter, Geiſt bes Weſtph. 
Friedens. ©. 323. Not. h. anführt: 

„Roh im März 1647 waren in Nieber-Defterreih, ungeachtet vieler 
fon damals vorgegangenen Meltgiondveränberungen, 1) von Grafen und 
Herren In 82 Geſchlechtern 154 Perfonen, 2) vom Ritterfianbe in 29 Ge: 
ſchlechtern, 78 alfo zufammen In 71 Geſchlechtern 292 Verfonen ber evan⸗ 
gelifchen Religion zugethan. Im Sabre 1736 war aber von allen biefen 
VPerſonen Leine mehr ber evangelifchen Religion zugetfan.” Und doch Hätte 
fie der Weſtphäͤl. Friebe fügen follen. Auch unfere Zeit bat, wenn auch 
nichts Aehnliches, fo doch wenigftend Analoges gefehen In ben gegwungenen 
Auswanberungen von Üefterreih nah Preußen, kurz nah Eröffnung bes 
Bundestages in Frankfurt. Mer erinnert ſich nicht der lange vergeblidhen 
Bitten des Guſtav⸗Adolph's⸗-Vereins, um für eine zahlreiche evangeliſche Be⸗ 
oölferung in Ling eine Kirche aufbauen zu bürfen ? 
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daB Recht des freien Abzugs, bie Freiheit von allen Abzugs⸗ und 
Erbſchaftsſtenern von einem aus einem in ben andern deutſchen 
Bunbesftaat übergehennen Bermögen. Beltimmungen über Preß⸗ 
freiheit und Nachdruck, ebenjo über Freiheit des Handels und 
Verkehrs, Schiffahrt, und über alle auf hie gemeinfame Wohlfahrt 
Bezug habenden Angelegenheiten waren an bie zufünftige Bundes⸗ 
verfammlung gewiefen. Nur eine Angelegenheit des Verkehrs 
erhielt auch in biefem Entwurf, wie früher in dem Humbolbi’fchen 
eine befinitive Entſcheidung, die Einrichtung ber Taxis'ſchen Poſten. 
Die Gefahr, daß bei einem fo wichtigen Verkehrsmittel, eine Ab: 
gränzung nach ſechs und breißig Staaten eintreten Tonnte, war 
hiermit für die Heinen und mittleren Staaten zum großen Bortheil 
des Verkehrs bejeitigt. Wir werben auf diefen Gegenftand fpäter 
zurücdtommen. Dagegen bie Garantien, welche fich im Humboldt' 
ſchen Entwurfe für die unabhängige Stellung der Richter fanden, 
waren gefallen. 

Der Hauptinhalt bed neuen Entwurfs betraf nun bie In⸗ 
texefien ber einzelnen Bundesfürſten als folcher, ihr Verhaͤltniß zu 
einander; bie Grenzen ber Befugniß, Krieg und Frieden und Bünd⸗ 
nifje zu beichließen, vie gegenfeitige Garantie ber Bundesglieder 
nebft dem Verbot, unter Teinerlei Vorwand fich unter einander zu 
bekriegen, fondern ihre Streitigkeiten vor der Bundesverſammlung 
auszutragen. Die Rüdficht auf die Mebiatifirten, wie man un- 
richtig die ehemaligen fubjectirten Reichaftände nannte, war alfer- 
dings eine gerechte, berührte aber bie Nationalinterefien Deutſch⸗ 
lands nicht, weil nur unter der Vorausſetzung, daß fie vereinigt 
mit anderen Bunbesftänden eine Art Unterhaus am Bundestag 
bilveten und barin eine für die Rechte des beutfchen Volkes frucht- 
bringende, nad bem Fürftenhauje Hin einflußreiche Stellung ein- 
genommen hätten, ein Bolldinterefie an ihren echten Statt 
finden Eonnte. In diefem elle hätten fie mit ihren Rechten 
Bolfsrechte zu vertreten gehabt; fowie aber biefe Entwürfe ber 
deutſchen Bundesacte ihre Rechte hinftellte, waren fie Privilegien, 
deren Berechtigung unter gänzlich veränderten Berhältnifien felbft 
bei Wohlwollenven ſehr fraglich ſchien. ge 
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Der Verſuch, welchen Preußen noch 1816 in Wien vor Er⸗ 
Öffnung ber Bunbeöverfammlung machte, um für die Standesherrn 
Euriatftimmen beim beutfchen Bunbe2.ag zu erringen, war aus 
diefem Grunde durchaus verwerflih. Metternich verwarf freilich 
den Vorſchlag aus anderen Gründen, als benen bed beutichen 
Vollksintereſſes. 

Auf dieſen gemeinſchaftlich von Oeſterreich und Preußen ein⸗ 
gebrachten Entwurf begannen jetzt die Conferenzen ſaͤmmtlicher 
deutſchen Staaten, eilf an der Zahl Für unfern Zweck wirb eine 
Vorführung ber Verhandlung in einer vollftändigen Ueberſicht 
nicht noͤthig erfcheinen, da fie meiſtens auf diejenigen Gegenftänbe 
bes vorgelegten Entwurfs gehen, welche mit ven Volksintereſſen 
jehr wenig zu fchaffen hatten *) Baden hatte Anfangs nicht Boll: 
macht und erflärte jpäter in einer befonberen Note vom 1. Juni, 
daß es bie Verhandlungen bis zum nächiten Frieden ausgeſetzt 
wünſche. Würtemberg betheiligte fich gar nicht an ben Conferenzen. 
Die kleinen Staaten, an der Spite Kurhefien, gaben am 25. Mat 
eine Erklärung, in welcher fte vorzugsweiſe auf ihre unverkürzte 
Souverainetät Rückſicht nahmen. Art. 3 wollten fie vorfichtiger- 
maßen gefaßt haben: „Alle Verbündeten genießen in ihrer Eigen⸗ 
ſchaft ala Glieder bes Bundes gleiche Rechte, fo daß feinem eine 
obere Herrichaft irgend eine Art zuftehen Tönne.” ferner fuchten 
fie dad Stimmenverhältnig in der Bunbeöverfammlung für ſich 
günftiger zu geitalten. Daneben muß aber anerkannt werben, daß 
fie einige Beftimmungen in Antrag brachten, welche im wejentlichen 
Intereſſe des beutjchen Volles Tagen. 

Zum Art. 6 verlangten fie, wie eben fo zu biefer Zeit Baier 
bie Hinzufügung: „Der Vorſitzende ift verpflichtet, die Anträge, 
welche bie einzelnen Bundesglieder zu machen veranlapt fein werben, 
binnen einer zu beſtimmenden Frift zum Bortrage zu bringen.“ 


°) Klüber. II. 324. ff. 28. Mat, 26. Dat, 29. Dat, 30. Bat, 31. Mai, 
1. Juni, 2. Qunt, 3. Juni, 5. Juni, 8. Juni, 10. Juni. Nach ben von 
über voliändig mitgetheilten Gonferenzen findet fi) ein auögiebiger Aus⸗ 
sug bei v. Raltenborn. I. &, 206. ff. 
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Nicht minder brangen fie bei dem fo ungerügenb ausge⸗ 
fallenen Art. 10 auf den Zuſatz ,wodurch den Ständen bie Mit- 
berathung bet allgemeinen geſetzlichen Verfügungen die Bewilligung 
der Steuern und dad Mecht gemeinfchaftlicher Beichwerbeführung 
bei dem Landesherrn zugeftanden, fowie aud in den ſchon 
beftehenden Berfaffungen, die bereit wohl erwor- 
benen Gerechtſame gefihert worden.“ 

Hiermit waren fie es allerdings, welche aufrecht zu erhalten 
fuchten, was Preußen und Hannover leider hatten fallen laſſen. 

Baiern verlangte zuvörberft, dad in Art. 1 „[ouperaine 
Yürften” gejagt werde, und beantragte faft zu allen Artikeln, 
Mopificationen, welde darauf hinausliefen die Verbindung des 
beutfchen Bundes fo Iofe, wie möglich zu machen und fich jeder 
Beſchränkung zu entziehen. Für die Einrichtung oder Auſrecht⸗ 
haltung der lanbflänbifchen Berfaffung follte der Art. 10 (jebt 13 
der B. U) dahin abgeändert werben *): „In allen beutichen 
Staaten wird eine landſtändiſche Verfafiung beftehen”, obwohl 
Baiern noch in ber zweiten Eonferenz **), für ven Ausdruck „ſoll“ 
ſich erflärte. Die Rechte der Untertbanen wollte Baiern fogar-crit 
von der zukünftigen Bunbesverfammlung feftgeftellt ſehen »). 
Ein Bundesgericht wollte es nicht eingeführt willen, ftatt deſſen 
Aufträgalinftangen 7). Die Rechte der verſchiedenen chriftlichen 
Religionsparteien follten nad, baieriſcher Auffaffung gar nicht 
in die erfte Grundacte des Bundes gehören; hoͤchſt eigenfüchtig 
fügt der baieriſche Bevollmächtigte hinzu: „daß die Gleichheit der 
bürgerlichen Rechte für die chriftlichen Glaubensgenofien in Baiern 
ſchon ein Grundgeſetz fei.” Schon in der vierten Eonferenz zeigte 
fich der Einfluß der baieriihen Einwürfe Für Ianbftänbiiche 
Berfafiung blieb fein Vorfchlag maßgebend, bie fpäteren Bemü⸗ 


°) Aũber. IL 9384, 
©*) Afüber. 11. 388, 
©) Sfüber. 11. 368. 
+) Mlüber. 11. 387. 
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S,ejterreich hatte unwiderruflich beichlojien, die traurige Faſſung 
ges Art. 1:3 beizubehalten und wurde leider durch Preußen und 
Syannover hierin unterftügt; der Widerſtand Mecklenburgs und 
Rurheifend war vergebend. 


4 Well, zum 0. Gonf.: Protocol. 8 Beil. zum 10. Gonf.-Brotocoll. 
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vo) Wirk Geile 
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So ſchwand ein Recht nad, dem andern; bie Beftimmung über 
bie Berfaffung der Tatholifchen Kirche, über bie Rechte der Evan⸗ 
gelifchen fiel auf Defterreich3 Vorſchlag, das Bundesgericht, für das 
Darmftabt früher geftimmt Hatte, warb nad) dem Antrage Baierns 
und Darmſtads befeitigt. Frankfurt fanb die Neuerungen bes 
geweienen Großherzogs in Bezug auf die Juden gegen alle Regeln 
der Staatöflugheit und verlangte Ausmärzung ded bezüglichen 
Vorſchlags in dem Entwurf nnb Bereinigung ber Angelegenheit 
in bie Bundeöverfammlung, worin ihm fpäter Königreich Sachfen, 
Boiern und Heſſen⸗Darmſtadt beiftimmten. Der Judenpaſſus 
wurbe zwar aufrecht erhalten, erhielt aber am Schluſſe eine jehr 
weſentliche Veränderung, dba auf Antrag ber Benollmächtigten 
Bremens, Senatord Schmidt, folgende Faſſung beliebt wurde „baß 
den Juden, bie von ben einzelnen Bunbesftaaten bereit? eingeräum- 
ten Rechte erhalten werben follten.” Damit fielen alle in ben freien 
Städten, im Königreich Weftphalen, im Großherzogthum Berg, am 
Iinfen Rheinufer gegebenen Rechte an bie Juden, (Hannover 3.2. ver- 
langte wieder Leibzoll) infofern fie nicht durch die wieder in ihre Län- 
ber zurüdigefehrten, ober durch bie neuen Regenten beftätigt wurden. 

Lange Verhandlungen wurden geführt über die früheren Reich?- 
unmittelbaren, welche ben Bunbesfürften jetzt fubjicirt waren. Die 
in Ausficht geftellten Euriatitimmen am Bundestag erhielten fie 
nit. Man ift von manchen Seiten darüber zweifelhaft gervefen, 
ob mit ber Erwerbung eined ſolchen Recht? den beutichen Bolfz- 
interefien gebient gewefen wäre). 

Auf der einen Seite hätte man wohl hoffen dürfen, daß mit 
dem Eintritte von Stanbeöherren in die Bundegverfammlung ein 
Element fich geltend machen konnte, deſſen Intereſſe fich nicht 
mit dem der nach tbatfächliher abfoluter Herrſchaft ſtrebenden 
Minifter vertragen hätte; allein auf der andern Ceite wäre body 
wohl eine zu ftarke Bevorzugung ariftofratifcher Beſtimmungen in 
ven troß ber Bundesverfammlung zum Leben gelangten Einzel⸗ 
verfaffungen, das fichere Refultat des Eintrittö der Standesherren 


*) S. Eeite 


ız ve Bunkeöuerismunfung gruen Be je ed vermedhten, Randen 
me zukt em übermiiege Prorciegen , weiche ner neuen GStaatö- 
etuzaz wägrk:rkırm, zu bexzizruden zur turdizuichen, wie dies 
ze Fektuter ber würmmbersciien Berfaitung, ja ſelbſt bie der 
meucien Zu beuit uam 

Fan Timm, weihe im den Schluiceuierengen über 
amıerr Fearıkizee Statt janten, nehmen wir hier Wbllanb, ba 
ne sh auf me greien mıtiemılee Sutereiien entweben gar nicht, 
suer zur in ichre werinym Wie dezegen, dabın gehören 3. B. 
Etreituzieten zer Nimwwerbülntite, Feititellungen von Entichä- 
zungen für tem dentiden Orten unt dergl. So gerecht bie Feſt⸗ 
felung ieicher Zueriiıie im ter Bundeſacte erfcheinen mag, 
fo wenig baten fie ded irzent eine Beziehung auf bie bentichen 
Naıtienalintere'a Nom juriit ſche Grörterumgen über bie in 
bieten Ecnierenge Tür vie Bundesacte vorbereiteten Beſtimungen, 
find eben je wenig bier Zwect, fie würden zu einem Handbuch 
über Dundesrehht führen. Endlich enthalten wir uns aller der⸗ 
jenigen Grörterungen, welde Bezug auf die Redaction der Bundes- 
acte und was damit im nichiten Zuſammenhang ſtand, haben. 
Die Doarftellung dieier Verbälmiſſe findet fih in angemeflenem 
Auszuge bei v. Kaltenbern *) wo jidy auch alle diejenigen Daten 
verzeichnet finden, welche für die Diplomatik Wichtigfeit haben. 

Die Berhantlungen in Wien waren vollendet, zuletzt mit un- 
gerechtfertigter Eile zum Abſchluß gebrängt. Die neue Bundesacte 
follte in die Wiener Congreßacte aufgenommen werben; bie großen 
Maͤchte follten die neue deutiche Berfaffung garantiren, ein überaus 
großer Fehler der deutſchen Staatsmänner, der nur wegen eintretenber 
ganz befonderer Umftände nicht die böjen Folgen nach ſich zog, welche 
fonft daraus für die Zukunft hätten entftehen müflen. Wetternich 
drängte in der neunten Sonferenz (am 5. Juni 1815) insbeſondere 
auf den Abſchluß **), er mochte mit Ungebuld auf denſelben baren, 
weil die Entfcheidung neuer großer Creigniffe, welche fein ganzes müh- 
felig aufgeführtes Gebäude hätten umftürgen Tönnen, nahe bevorftand. 

*)),.cT ©. 206 fi. 

*°) Alüber. 1. 512. 
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Deutiche Patristen waren mit Schmerz und Entrüftung ben 
Berhandlungen in Wien gefolgt, unb Blücher lieh ber allgemeinen 
Stimme nur den Ausdruck, ald er von Paris und ald Sieger bei 
fa belle Alliance an feinen König bie berühmten Worte richtete: 

Ich bitte allerunterihänigft,, die Diplomotiker dahin anzu⸗ 
weiſen, daß fie nicht wieder das verlieren, was ber Solbat mit 
feinem Blute errungen bat,” wenn gleich er bei feiner Mahnung 
am meiften an bie unfichere Gränze gegen Franlreich dachte. 

Man könnte fich des Wunſches nicht erwehren, daß bie Ver⸗ 
handlungen zu Wien damals nicht zum Abſchluß gekommen wären, 
daß die neuen Siege Preußens ein neued Gericht für die Volks⸗ 
intereffen bei ven Verhandlungen hätten abgeben follen; — wenn 
nicht Umftände eingetreten wären, welche die Situation im Wefent- 
lichen veränberten. 

Es waren bie perfönlihen Neigungen bed Rai: 
ſers Alerander und bes Königs Friedrich WilhelmIll. 
wefentlih andere geworben. 

Für den erften traten die orientalifchen Angelegenheiten in 
die erite Linie und beftimmten von jet an vorzugsweiſe feine 
Handlungsweiſe. Seine Neigung für Deutfchland machte anderen 
Mmierefien Pla, die mächtiger auf Rußlands Wohl Einfluß zu 
haben fchienen. Er betrachtete von jetzt an Deutfchland, insbe 
fondere Preußen, ebenjo wie Frankreich lebiglich nach dem Nuten, 
welchen jie fpäter bei feinen Plänen auf das türfifche Reich und 
auf die griechifchen Chriften ald Verbündete leiften Tonnten. 

Indem er beide, Preußen und Frankreich, in ein, damals 
ſelbſt von Deiterreih und England nicht geahntes geheime Bünb- 
niß ) zu Paris zog, durfte er beider Ländberintersfien nicht zu 


®) Die Tage von Meiningen und Yulba (2. Rovbr.) 1813 firaften ih 
Hart an Metternih und Oeſterreich (S. 9. 10), ebenfo Bart, als ber Brud 
des 6. geb. Artikels der Poͤllniger Uebereinkunft vom 27. Auguſt 1791. 
Bom Jahre 1791 an datirt das Zurückweichen Oeſterreichs im Oſten; bie 
Volitit Metternih'8 der Jahre 1813 und 1814 machte bad geheime Bünbniß 
suifgen Rußland, Preußen und Frankreich im Jahre 1815 allein möglid, 
tie der Jahre 1819 bis 1825 im den beutichen und in den griechiſchen An⸗ 
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nahe treten, ja er war gemdthigt, die ungerechtfertigten Begehren 
ber Bourbon auf Koften Preußens unb Deutichlands zu unter 
ftüben, da3 Verlangen derjenigen zu erfüllen, welche allen Lehren 
der Geichichte zum Hohn, die verberblichen Grundſaͤtze der alten 
Legitimität und den alten Unfug privilegirter Kaften wieder auf: 
leben lafien wollten, unb leider ben enticheidenden Einfluß im 
Preußen und Frankreich wieder gewonnen hatten *) 

Der zweite Souverain, Friedrich Wilhelm II., fo reich mit 
häuslichen und Regententugenden geſchmückt, beſaß dennoch große 
Schwächen, welche jene unglüdfelige Bartei, deren Einfluß Preußen 
fo unfäglihe Unheil zu verdanken hatte, nur zu geſchickt aus⸗ 
zubeuten wußte. Zuerſt war es feine Unentjchievenheit, vermehrt 
durch religiöfe Bebenklichleiten, welche in Paris und Wien fo viel 
Unheil angeftiftet hatte. Dann aber war es dad Mißtrauen, 
beffen fich fein Gemüth in Bezug auf bie Regungen und Stre 
bungen nach Freiheit im Volke bemächtigt hatte, nicht etwa aus 
Neigung zu abfoluter Herrichaft, fonbern aus der Meinung, baß 
biefe Strebungen zu jenen traurigen Erfcheinungen der franzoͤſiſchen 
Revolution führen Lönnten. 

Beide Schwächen, erflärlich aus der Reihe von Unglüdsfällen, 
bie ihn als Regent, wie ald Mann getroffen, wurden ſchon wäh- 
rend des glorreichen Freiheitskampfes von jenen Perfonen, denen 
bie Erhebung des Volkes zuerft ein Gegenftand des Spotted, dann 
geheimen Grauen? geweien war, weil vamit ihr vwerberbliches Be⸗ 
ginnen fallen mußte, mit teufliicher Schlauheit zu ihren Sweden 
ausgebeutet. Zwar hatte Friedrich Wilhelm auf Vorſchlag Stein’3 


gelegenheiten befolgte Politik führte zum Triumph Rußlands im Jahre 1827; 
die der fpäteren Jahre zu weiterer Mieberlage Defterreihs; und in biefem 
Ungenblide zeigen fi für Oeſterreich als legte Gonfequenz früherer gehäfs 
figer Volitif gegen Preußen, die ſchwerſten Werwidelungen im Orient unb 
in Stalien. 

*) Man fehe das merkwürdige an Stein gemachte Ginverftänbniß Gapo 
d'Iſtrias, der am tiefiten in die Pläne Alexanders eingeweiht war, bei 
Berg. IV. ©. 578 ff. und die fich hieran knüpfende MWittheilungen. Bergl. 
Schaumann ]. c. XVC. 
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unb auf defien Entwurf *) jene berühmte Verordnung vom 22. Mai 
1815, in welchem dem preußtichen Volke eine Verfaſſung zugefagt 
war, erlaflen; fein richtiges Gefühl, feine Gerechtigleitäliebe, bie 
Forderungen an neue Opfer feine treuen Volkes hatten eine 
weitere, jet in greifbarer Form erlaffene Zuſage, welche das ur- 
fprüngliche Verſprechen von Kaliſch zu erfüllen ſchien, hervorgerufen. 
Aber dennoch war ein jchwer bejieglihes Mißtrauen in feine Seele 
gelommen. 

Jene traurigen Verbächtigungen datiren fchon vom Sommer 
1813 *) wiederholen ſich auf auswärtigen Einfluß ftügend in 
Langres, treten dann von dem im Winter 1814 drohenden Kriege 
zwiſchen Preußen und Defterteich wieder in den Hintergrund, ge 
winnen aber mit dem Februar 1815 feiteren Boden **). Selbft 
dei Alerander hatten Die Berbächtigungen im Juni 1815 zu Paris 
ſchon jo weit Fuß gefaßt, daß er die merkwürdige Aeußerung 
machte: „er beflage, daß der Fall wohl eintreten werde, wo er ein 
braves, und in mancher Hinficht ſchätzbares Heer were bekämpfen 
müffen, um gegen es, ihrem König, Hülfe zu leiſten“. Abſcheu⸗ 
licher Gedanke! — fagte Stein +). Noch einmal waren fie an 
de3 Königs ehrenwerthem Sinne geicheitert. Aber von da an er: 
langen biefe Beitrebungen einer fluchwürdigen Partei, welche auf 
Vernichtung ber berechtigften Hoffnungen des Vaterlandes gingen, 
immer neued Feld, um endlich ven Eieg für länger als ein 
Decenium zu gewinnen +). 

Unter folhen Umftänden mochte es allerdings befier fein, daß 
ein Freiherr von Stein auf fchnellen Abſchluß der beutichen An- 


M Berg. IV. 47 — 432. 
ee) 9m. V. S. 2. 

oo0) Zwei Denunciationen bed Kriegsraths B.... an ben Fürſten Harden⸗ 
berg aus Lyon, d. d. 26. März und aus Wien d. d. 23. April 1815, d. d. 
Derlin 10. Rovbr. 1815 und Denunciation bed Hofraths Janke an den 
König ſelbſt, tm Auguſt deſſelben Jahres bilben bie erfte Brundlage ber 
nach Kotzebue's Ermordung in Berlin eröffneten Unterfuhungen. 

T) Berg. IV. ©. 576. 

+) Diefe trübe Selte ber deutichen Geſchichte wird an fpäteren Stellen 

dieſes Bucher ausführlicher dargeſtellt werben müffen. 


gelegenheit in Wien brang. Sein Urcheil war freifich ein hartes ) 
Preußen und Dannwer Ichämten ſich ein wenig vor ber öffent- 
lichen Meinung über den fchlechten Unsgang des Wiener Eongrefied. 
Fre Beiftinnmung zu der Bunbesacte vom 8. Juni 1815, enthielt 
denn auch daS unummwunbene Geflänbuik ber großen Biangelbaftig- 
leit des Werkes, und bie Berficherung, da man fich in Franffurt 
beitreben werbe, wichtige Puncte zu erlebigen und Berbefierungen 
herbeizuführen; man babe wur unterzeichnet, um boch einen Bund 
zu erreichen; den Mängeln ſei abyuhelfen ) 

Für bie äupere Sicherherheit des beutjchen Vundes, für ben 
Frieden zwiſchen den Bunbesfürften, war in der Bunbedacte weit 
befier als zu den Zeiten bed Reiches geforgt. Aber mit Recht war 
doch zu fagen, daß, wenn auch bie inneren Berhäliniffe bes beut- 
ſchen Volles, ſowohl zu ſich ſelbſt, als zu feinen Regenten aller: 
dings der Sicherheit nach Außen nachſteht, weil bie Freiheit im 
Staate immer den Staat ſelbſt und deſſen Fortbauer vorausſeht, 
fie dennoch nicht minder wichtig ift, weil die äußere Sicherheit nur 
wegen der innern Freiheit Werth hat. Die Beilimmungen ber 
Bundesacie über bie inneren Berhältnifie hatten aber für biefe 
Freiheit nicht fo geforgt, daß man ein große, Träftige, würbigeß 
Vollsleben fich veriprechen konnte. Nirgends zeigte fich darin ein 
größerer Seift, ein freierer Sinn, eine hellere Anficht vom Vater⸗ 
lande und eine tiefere Achtung für nationale Intereſſen. Died 
ertannten ſchon damals bie competenteften Stimmen in polttifchen 
Angelegenheiten an. Zwar war in der Menge mur ein dunkeles 
Verlangen nach beſſeren geficherten Mechtözuftänden unb einer 
freiern Entfaltung des Bollslebend, zu dem Stanbpuncte be 
ftimmter, greifbarer, practiſch-durchführbarer Borichläge erhob fie 
fi) wie gewöhnlich nicht **). Sie wollte Stände, damit biefe fie 


®) Berg. IV. 444, 
°°) Preußens Grflärung vom 6. Juni 1815. — Hannovers Grflärung 
vom db. Juni 1815. 

*.) on muß fi wohl hüten bie damaligen Sffentlihen Blätter für ben 
Uusdrud der allgemeinen öffentlichen Meinung zu Halten, wie dies Geny 
ſchlagend im Jahre 1818 gegen die Bremer Beitung ausführte; nur ber Sour 
naliſt ober eine Feine Partei ſprach. Schlefier. Gent Säriften. Th. III. 49. 
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im Allgemeinen gegen Willlür und Bebrüdung ſchuhten. Das 
war Alles. Aber eB fehlte doch nicht an ſolchen, die in wohl 
wollender, ruhiger und gemäßigter Art bie Verhältniſſe richtig 
würbigten, bie nicht etwa auf franzöfiicherevolutionatre, fondern 
auf englifche Verfaſſungszuſtände hinwieſen *), die wohl bie 
Scywierigleiten der Lage würbigten, fie aber nicht für unüber- 
winblich hielten. 

Es erbitterte vor Allem die Beſtimmung des Urt. 13 ber 
Bunbesacte über bie ftänbifche Verfaſſung. Wie befcheiden inbefien 
bie Forderungen ber Wortführer waren, zeigt eine Vergleichung ber 
bamaligen politifchen Beitfchriften auf jever Seite. Ertranaganzen 
Tamen erft zum Vorſchein, ala von hohem und nieberem Übel, von 
unverbefierliher Beamten Defpotie Anſprũche erhoben wurben, 
welche den Bollöinterefien gerabezu Hohn ſprachen, als die Ver⸗ 
bächtigungen der Vollsbegeiſterung in ben ?yreiheitäfriegen jeben 
Nero im Bolt erbeben machten. 

Mit Ruhe und Beſtimmtheit forderte bie öffentliche Stimme 
ber in ſolchen Ungelegenheiten Berufenen, daß bie ftänbifche Ein- 
richtung nicht angejehen werben bürfe, als gehe fie aus ber Macht⸗ 
vollfommenheit der Regenten hervor, fondern Regent unb Bolt 
müßten überein kommen, unb biefelbe auf dieſe beitimmte Weiſe 
wollen ; die Vollsvertretung müfle eine gefehlihe Einrichtung, 
leineswegs eine hoͤchſtverordnete Anftalt fein. Aber felbft 
bei dieſer Anficht vertraute man einzelnen Fürften viel; und na- 
mentlich wanlte, troß ber Münfterjhen'Berfuche in landſtaͤndiſchen 
Dingen bed Koͤnigreichs Hannover, das Vertrauen auf den Koͤnig 
von Preußen nicht im Geringften. Die fpäter fo verichrieene 
Nemeſis von Luben fagte über bie preußifche Verorbnung vom 
22. Mai 1815, weldhe dem preußiſchen Volle eine Verfaflung ver- 
ſprach ): „Es ift nicht zu leugnen, daß Alles von oben herab bem 
Volle gegeben werbe. Aber dad Gegebene wirb, wie wir mit Zuver⸗ 
ficht erwarten dürfen, gut fein, und in jever Ruͤckſicht Iobenswürbig. 


©) Quben’6 Nemeſis 1816. Bd. VL 110. 
°*) Remefis 1816. VI. 128. 
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In dem Konig von Preußen verehrt ganz Deutichland, ja 
Hartz Europa einen ber ebelften, hochgeſiunten, vortrefflichen Mo 
narchen, der das Gute, Wahre und Rechte wahrhaftig und reblich 
will, und fein anderes Ziel kennt, als das Ziel feines braven 
Volles” u. |. w. 

Ein zweite Verlangen ging dahin, daß die Stände wenigftens 
zum Xheil, aus dem Volle, durch freie Wahl defielben hervorgehen, 
und Alle vergeftalt zum Volle gehören follten, baß fie im echte 
des Volls auch ihr eigene Recht wahrten, unb in ber Yreiheit des 
Bold auch ihre eigene Freiheit vertheibigten, fchüßten und mehrten. 
Drittens verlangte man, daß die Stände mit dem Volke, daB fie 
vertreten, im beftänbigen und freien Verkehr bleiben, unb alle ihre 
Berhanblungen öffentlih, unter den Augen dei Boll: Statt 
finden jollten. 

Wenn ber Regent die Stänbe willkürlich anorbne, meinte 
man weiter, fo würde er fie auch willfürlich aufheben bürfen; 
wenn er fie willtürlih einrichte, jo würbe er fie auch willlürlich 
verändern, jobalb er entweder Erfahrungen machte, bie ihm nicht 
behagten, oder wenn er e..tredite, bak bie gewählte Art feinen 
Anfichten zuwider fe. Der Regent müffe daher die Stände nicht 
aus Gnabe bewilligen, jonbern er müfle anerkennen, daß bas 
Volk ein Recht habe, eine ſtäͤndiſche Berfaflung zu fordern, und er 
mithin die Pflicht eine ſtaͤndiſche Verſaſſung anzunehmen, nicht zu 
geben *). Aber eben deswegen müfle er mit feinem Volle, wegen 
der Geftaltung biefer Verfaſſung zu Rathe gehen, und mit ihm 
wegen eines vertragenen Geſetzes übereinkommen. 

Daß in einer Stänbeverfammlung Mitgliever feten, benen ein 
erbliched Standſchaftsrecht zuftehe, wollte man nicht tabeln, es 
önne viel Gute haben. Diejenigen, welche ein Hecht Tebiglich 
ihrer Geburt verbankten, müßten nad) der Natur der Dinge am 
Alten Halten, und die Erhaltung des gefchichtlich Gegebenen wollen; 
und es fei nicht nur billig, daß das Alte feine Vertheiger habe, 


.*) Wir werben auf biefen Gegenftand bei ber Einwirkung ber Bundes⸗ 
verfammlung auf die fländiichen Werfaffungen weiter unten zu reben kommen. 
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fonbern es fei fogar nothwendig, daß ber Geiſt, der vorwärts treibe, 
fo weit zurüdgehalten werde, baß er nichts überfpringe. Ueber⸗ 
haupt ſchien es natürlich, bag vor einem erblichen Throne einige 
andere Stühle flänben, die gleichfalld erblich feiern. Solche Stände 
Uönnten bie wahren Mittler fein zwifchen Thron und Bolt: dur 
ihr erbliches Recht auf die Standſchaft jeien fie eind mit dem 
Türften, durch die Stanbfchaft ſelbſt gehörten fie dem Volke an”). 
Wenn aber die Entſcheidung ber Angelegenheiten des Volt Lebig- 
Li in ben Händen erblicher Stände wäre: welches Vertrauen 
Unnte dad Volk zu einer ſolchen Verſammlung hegen? Und wenn 
vollends bie Laften unb Pflichten des Volls, von ben fämmtlichen 
Ständen nicht mitgetragen und mitgeleiftet werben bürfte: wie 
follte daS Bolt glauben, in ihnen ben Befreiten, Vertheidiger feines 
Rechts und feiner Freiheit zu haben? 

Bor allen Dingen drang man aber auf die Deffentlichfeit ber 
Verhandlungen. Rur dadurch fei Theilnahme des Volls an ber 
Lage und ben. Berbältnifien bes Staats zu bewirken, nur dadurch 
fei eine öffentliche Meinung und ein wahrhaftiger Vaterlandsſinn 
zu erzeugen; nur baburch jet dem guten Volksvertreter der Muth 
zu fihern, der ihm nöthig fei, und bem fchlechter Geſinnten bie 
Unbebeutfamfeit aufzubringen, die er haben folle; nur dadurch 
enblich könne die ganze Einrichtung ſich ala eine wahre Vollsſache 
bewähren. Seien bie Verhanblungen geheim, fo verlören fie ihren 
Sinn und ihren Werih; der Xugenb enigehe bie Liebe, unb ber 
Schlechtigleit entftehe die Verachtung, bie ihr gebühre. Die Ber: 
fammlung ſei nichts ala ein erweiterte Kabine, und auch das 
Beſte, das fie etwa bewirken möchte, ericheine nur ala eine Aeuße⸗ 
rung der Willie, weil die Gründe fehlten, auf welcher es ruhe. 
Es fet eben fo unnatürlich, dem Volle den Zutritt zu feinen Ber: 
tretern zu verfagen, als es unnatürlich fein würbe, dem Fürften 
das Rabinet zu verfchließen, und die Minifter im Geheimen arbeiten 
zu laffen. Wenn die Stände ehrlich und redlich das Beſte des 
Boltes wollten: warum foll dieſes ihre Bemühungen nicht jehen; 


*) So fpraden bamal3 He Dppofitionshlätter. 
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wenn fie nicht ehrlich unb reblich das Beſte des Volles wollen: 
wozu fol eine ftändifche Berfafjung? 

Zwar habe durch die Beitimmung bed Art. 13 der Bundes⸗ 
acte gewiß jebes deutſche Voll dad Recht erlangt, von feinem 
Fürften eine ftänbifche Verfaffung zu fordern, wenn unber# biefer 
Fürft die Bundesurkunde anerkannt unb unterfchrieben habe. 

Aber ein Mittel dieſes Recht geltend zu machen, gebe bie 
Urkunde nicht. Geſetzt, irgend ein deutſcher Fürſt herrſche fort 
nach alter Weife und ließe ſich auf feine Stände ein: was follte 
nun werben? Würben bie übrigen beutichen Fürſten von ihm ver- 
langen, daß er feinem Volle gewähren folle, was fie allen ihren 
Völkern veriprochen hätten? Aber auf welche Weife würden fie 
es verlangen? Doch wohl auf dem Wege biplomatiicher Verhand 
lungen, alſo würden fie die Sache bei dem Bunbestage in Frank⸗ 
furt betreiben, falls derjelbe noch zu Stanbe Tommen ſollte. Aber 
was auf biefem Wege zu erreichen fei, ba® babe man ja wohl an 
dem Eongrefie in Wien geſehen, auf welchem Würtemberg unb 
Baben nicht einmal zur Annahme der Bundesacte gebracht worben 
fei, ohne daß ihnen aus ihrer Abfonderung irgend ein Nachtheil 
erwachſen wäre Ober follte das Bolt felbft ben Fürſten beim 
Bundestage wegen vorenihaltenen Rechte anklagen? Aber es fei 
gar nicht ausgemacht, daß eine foldhe Klage angenommen werben 
würbe, und wenn man fie annähme, wäre man auf eben jenen 
Wege der Diplomatie, ber bisher noch zu feinem glücklichen Ziele ge- 
führt Habe. Damit würbe aber die Lage des Volkes nicht gebefjert jein- 

Auf die Bundesverfammlung hoffte faft Niemand, man rich⸗ 
tete allgemein die Hoffnung auf bie einzelnen Fürften. Gleichwohl 
verhehlte man fich auch hierbei nicht die Schwierigleiten der Aus- 
führung. Man fragte: „Was haben ſich denn die Fürften im 
Art. 13 der Bundesacte eigentlich aufgelegt ? Die Anwort müſſe 
doch eigentlich heißen: Nichts. Der Artikel fage rein nicht, 
und es ſei unbegreiflih, wie er in dieſer Form und mit biefen 
Morten babe aufgenommen werben Einnen. Es ſei mit feiner 
Side beftimmt, was unter einer landſtändiſchen Verfaſ⸗ 
fung zu verfiehen fei. Es fet der Willfür eines eben überlafien, 
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was er mit biefer Benennung bezeichnen wolle und es laſſe ſich 
denken, baß man unter dem Namen einer Iandflänbifchen Ber: 
fafjung Yin unb wieder eine Einrichtung treffe, die ein wahres 
Unglüd für bad Bolt wäre; ließe es fich ja boch beweiſen, daß 
bie f. g. Landſtaͤnde, wie fie in einigen beutichen Länbern vormals 
beftanden, eine wahre Laſt für das Land gewejen und das Leben 
niebergefchlagen hätten! Schon bie Beibehaltung oder Herftellung 
folcher Landflänbe wäre eine wahre Verſpottung des Geiftes der 
neuen Zeit, eine VBerhöhnung des Bollsfinned und ein grober 
Widerſpruch mit vielen andern Einrichtungen der Staaten. Und 
doch, wäre es denn nicht möglich, daß man noch fchlechtere ſ. g. 
Landftaͤnde bilbete?. 

Die größte Bitterkeit erregte aber die Bergleichung bed Art. 13 
mit Art. 14 der Bundesacte. Was Stein in kurzen Worten tref: 
fenb in Wien bezeichnet hatte: „ed tft in der Bundesacte fehr viel 
von den Mebiatifirten, aber ſehr wenig vom beutjchen Volle bie 
Rebe,” war auch der in unzähligen Variationen ausgeführte Grund: 
gedanle des intelligenten Theiles des Volkes jelbit. Die Weitläu- 
figfeit des Art. 14 der Bundesacte gab zu den bitterjten Angriffen 
auf ben Abel im Allgemeinen Beranlaffung, wenngleich ſich aud) 
bierbei bie Ertravaganzen franzoͤſiſcher Streitichriften damaliger 
Zeit durchaus nicht fanden. Aber wer konnte es auch tabelı, 
wenn man bie Weitläufigkeit und Genauigteit des Art. 14 über 
bie Berhältniffe der Reichäftände und bes Reichsadels, denn doch 
immer nur einzelner Familien, dem äußerft inhaltlofen Art. 13 
über bie ftänbifchen VBerhältniffe des beutichen Volkes, welches das 
Wichtigfte und Höchfte nach einer beſtimmten Richtung, dem poli: 
tiſchen Leben des Bolls, betreffen follten, vergleichenb gegenüber 
ftellte? Man verlangte durchaus nicht, und dies iſt hier beſonders 
beroorzubeben, bie vollftänbige Befeitigung dieſes Adels, wie etwa 
in Frankreich die Liberalen damals eritrebten, jondern man gönnte 
diefen vormaligen Reichäftänden alle Vorzüge und Bortheile, bie 
nur irgend mit der Gerechtigkeit gegen die übrigen Staatsbürger 
vereinbar waren. Dan batte nichts dagegen, daß bie reichsfuͤrſt 


lien und gräflihen Häufer zu dem hohen Adel gehören, und 
erner Theiu. 
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dag ihnen die Ebenbürtigkeit bleiben follte. Selbſt gegen bie 
Samilienverträge und privilegirten Gerichtöftend hatte man im 
Allgemeinen nichts. Aber man überfah damals ſchon nicht bie 
Beitimmungen, welche auf ein Princip binwielen, das mit einer 
wahrhaft jtänbifchen Verfaffung und einer wahrhaften Vollsfreiheit 
nicht verträglich fein Tonnte. 

Den fortgefchrittenenen politiſchen Anfchauungen widerſprach 
am meiften bie Bevorzugung in Anfehung ber Befteuerung. 
Es war gewiß nicht unrichtig, wenn man fchon damals fagte: 
„Man möchte glauben, daß ber hohe Abel ſolchen Vorzug nicht 
annehmen würbe; allein er bat ihn vor ber Bunbesacte 1814 fchon 
angeiprodhen, und insbeſondere in Würtemberg mit Hartnädigleit 
geltenb zu machen gefucht.” — Wie weit entfernte fich mit ſolchen 
Forderungen ber deutſche Reichdabel von ber Stellung bes engliichen 
hohen Adels. „Ein ſolches Privilegtum würbe fi) ein Mitglied 
des englifchen hohen Adels nicht ausbedingen,“ fagt über biefe Ver⸗ 
bältnifje, der fonft milde urtheilende Bülau *). 

Nicht minder machte bie Befreiung vom Kriegsdienſt böſes 
Blut. Man fah darin einestheild die Aufrechthaltung ber ver 
haften Gonfeription und anderntheils die Pflicht des fteuerfreien 
Eigentums bed Adels mit dem Gut und Blut des Bauern und 
Büuͤrgers zu vertheidigen. Hielt man nun hiergegen bie echte, 
welche den übrigen Staatöbürgern in ber Bundesacte Art. 18 ein- 
geräumt waren, fo war das Reſultat des Vergleichs freilich traurig 
genug, um bie höchfte Mißſtimmung bervorzurufen. Denn worin 
beitanden biefe Rechte? Die bitterfte Antwort gab wohl Jefferſon: 
„Die Sitte, Völker wie Vieh zu verſchachern, ſcheine ein Theil bes 
europäifch-feftländifchen Völkerrecht? werben zu jollen )⸗. Wäh- 
rend man dem Mebiatifirten das Recht des beutfchen Bürger 


*) Bülau, Befhichte Deutſchlands von 1806 — 1880. ©. 887. 

eo) Wie anderd handelte der fonft wahrlich nicht weichherzige Friedrich 
Wilhelm I., König von Preußen: „Ih müßte wohl verrädt ober befoffen 
fein, wenn ich euch meine treuen Unterthanen gegen frembe Hallunken vers 
taufhen wollte”, antwortete er ben beforgten Bewohnern ber Grafſchaft 
Mark auf ihre Bitte. 
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thums im eminenten Sinne verlieh, handelte man gerade wie nach 
dem Lüneviller Frieden mit Köpfen, fchätte bie halben und viertel 
Seelen”). Daß bei großen politifchen Beränberungen alt erprobte 
treue Unterthanen nicht erhalten werben Tinnen, tft, wenn aud 
traurig, mit beiten Willen oft nicht zu vermeiden. ber ein 
Shader mit benfelben ift im höchften Grabe wiederwärtig, un- 
jittlich, verberblih. Und was gewannen taufende braver verkaufter, 
jegt von einander geriffener Unterthanen dagegen? Erſtlich Konnte 
ein jeder deutſche Untertban Grunbeigenthum in einem andern 
Staate erwerben, als ben er bewohnte, ohne mit mehreren Ab: 
gaben beläftigt zu werben; aber bie Polizei bes Staat?, in welchem 
er Grundeigenthum gelauft hatte, Eonnte ihm bie Erlaubnig des 
fändigen Wohnorts verfagen. 

Zweitend hatte er auch die Befugniß des freien Wegzuges 
aus einem Bunbesftaate in einen andern; er mußte aber 
vorher beweifen, daß biefer andere Staat ihr wirklich als Unter: 
than aufnehmen wollte. Drittens Tonnte er zwar in Civil⸗ ober 
Militairbienfte (eines andern Bundesſtaats) treten; aber es ver, 
fand fich dabei, daß er vorher die Verbindlichkeit zum Militairs 
bienft in feinem bisherigen Baterlande erfüllt haben mußte, es war 
keineswegs genug, daß er in dem neuen Baterlanbe, d. h. in dem 
deutſchen Bundesftaate, in welden er überfiebelte, das ge 
meinfame Vaterland, nämlich Deutichland zu vertheibigen hatte. 

Biertend, war fogar verfprochen, daß man ſich auf dem erſten 
Bundestage mit Verfügungen über die Breßfreiheit beſchäf, 
tigen wolle; aber freilih war von biefen Verfügungen nur 
gejagt, daß fie gleichförmig fein follten, was ber Inhalt fein 
werbe, war durchaus ungewiß. 

Eudlich war auch noch beſtimmt, daß die Verfchiebenheit der 
Kriftlichen Religionsparteien keinen Unterfchied in den bürgerlichen 
und politiichen echten begründen Tinne. In vielen, ja den bei 


®) Baiern wollte bie Unterthanen der meblatifirten Fürften nur als 
Drittelfeelen gelten laſſen; dagegen nad einer umlaufenden Gage bie Frank⸗ 
furter Seelen jede zu drei anſchlagen. Die Juden daſelbſt auch? — 
= 


100 


weitem meiften Staaten, war biefe Beſtimmung aber fchon Rechten, 
uur für Oeſterreich hatte fie bis 1848 faft gar feine Folgen. 

Das waren die gewährten Bollörechtel — Kein Wunder, daß 
die Bunbesacte von Anfang an, feine Sympathie bei dem Welle 
erregen konnte. Desbalb war auch gar wenig erlangen nach 
einem Bundesgericht, welches biefe Rechte ſchuͤtzen follte. 

Man fah überhaupt die Nothwendigkeit eined Bundesgerichts 
nur im engeren ober vielmehr engften Kreife ein. Durchgaͤngig 
berrichte zu den beutfchen . Lanbeögerichten ein im Ganzen nicht 
unverbientes Vertrauen und bie beutichen Zuftänbe waren bis bahin 
gar nicht geeignet geweſen in ber großen Menge, ja felbft in ge 
bildeten Kreifen ein Bebürfniß, wie es ein Bunbegericht außbrädt, 
lebendig werden zu lafien *). Heute ift das freilich anders; heute 
ftreben die conſervativſten Staatömänner Defterreichd nach Eonfli- 
tuirung eined Bundesgericht ! 

Inden wir die öffentlihe Stimme der Berufenen über 
den Inhalt der Bunbedacte vorführten, wollen wir durchaus 
nicht die Schwierigfeit der Herftellung eines neuen und befriedi⸗ 
genden Zuftandes der beutichen VBerhältniffe außer Acht gelaflen 
haben. Es genügt auf Schaumann **), v. Türdheim *), Büs 
lau }), Perb FF) zu verweilen. Diefe Schwierigkeit leitete ſich von 
dem weitphälijchen Frieden her, in welchem dad Nebeneinander 
beitehen einer Reichd- und Landeshoheit Grundlage ber Zu. 
ftände wurde, wobei jeboch der Natur und dem Gange ber Dinge 
nach die legtern zu überwiegender Geltung gelangen mußte, weil 
eine wahrhafte Vermittelung der Reichs⸗ und Lanbehoheit in bem 
weitphälifchen Frieden nicht gefunden werben konnte und in ber 
Reichsverfaſſung jelbft nicht die Mittel gegeben waren, welche zur 
Aufrechthaltung und Achtung der Gefeße bienen konnten. Deshalb 


°) Voß, Zeiten 1817. I. p. 126— 137 das Bundesgericht betreffend. 
°*) Schaumann, Geſchichte des zweiten Pariſer Yriebend. S. 237 ff. 
*.*) v. Türdheim, Betrachtungen auf bem Gebiete ber Berfaffungd- und 
Staatenpolitil. Th. II. ©. 230 ff. 290 ff. 
+) Bulau, Geſchichte Dentſchlands von 4806 — 1830. ©, 368 ff. 
t}) Berg. W. ©. 11 — 488. 
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ſchwand auch balb die letzte Spur der Anhänglichkelt an die Reichd- 
verfaflung unb insbefondere an das Oberhaupt bes Reiches. Das 
erſte Beiſpiel indeffen eines gegen Kaiſer und Meich geführten 
Krieges gab nicht Friedrich der Große, ſondern Baiern im fpa: 
nifchen Erbfolgefriege, wo es ſich ala Verbündeter dem Reichsfeinde 
anſchloß. Preußen fagte jih, wie ein jübbeuticher Staatsmaun 
richtig bemerkt *), nur von einem Schattenbild bed Reiches, von 
einem Vorurtheil, los, während Baiern offenen Abfall und ver: 
rätberiichen Uebergang zum Reichsfeinde beging. Der Rheinbund 
brachte, was der That nach Längft beitand, bie einzelnen fouverainen 
Staaten, in eine völferrechtliche Verbindung auc der Form einer 
neuen gefeblichen Ordnung nach und zwar nicht bloß in der Perſon 
ber Fürften, fondern auch in der Gefinnung ber Untertanen biefer 
Staaten, indem ſich der Patriotismus auf die engen Grängen jedes 
Heinen und kleinſten Staates beichräntte, das Gefühl für dag 
große Deutfchland ganz und gar abhanden gelommen war. Dieſer 
Gang der Dinge war ein gefchichtlic, nothivendiger. Denn wie 
konnte fi) aus der bemüthigenden Unterorbnung unter die erbärm: 
lichften Verhaͤltniſſe Heiner Patrimontalherren **) wohl ein Gefühl 
für Nationalität bilden, wie eine eigentliche Bollägefinnung auch 
nur zu Tage treten? Die kurze Zeit der Erhebung von 1813 
und 1814 hatte jene Länder wenig berührt, und die harte Schule 
ber Leiden, welche Preußen fo tief gefühlt hatte, war ihnen nicht 
zu Theil geworden. Es ift daher fehr wohl zu beachten, daß bieje 
Gefinnung der Unterthanen der Rheinbundfürjten neben den in der 
Einleitung von und ausführlich) beleuchteten Urfachen, eine große 
Schwierigkeit für die Neugeftaltung Deutſchlands am Wiener 
Congreß abgab, weil fie viefen und Defterreich das Spiel erleich- 
terte. Dagegen konnte das hochgefteigerte Gefühl der Freuen 
allein nicht zu einer wahrhaften Einheit des beutichen Neiches 
führen, auch wenn Friedrich Wilhelm II. demjelben nachgegeben 


°) v. Türckheim. 11. ©. 166. 


*°) Man fehe die Singabe Iſendurgiſcher Untertsanen an ten Wiener 
Gongreß bei Klüber. 
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hätte; denn jelbft in Preußen war mehr preußiſcher als deutſcher 
Patriotismus. Preußen war vorhanden, aber Deutſchland ? Ein 
Schatten; und für ein Schattenbild ifl ein Nationalgefühl zu er- 
zeugen unwoͤglich. 

Aber wein man auch die Schwierigkeit der Herftellung einer 
neuen Ordnung der Dinge anertennen, wenn man auch zugeben 
muß, daß die Herftellung des Kaiſerthums unmöglich war, daß 
auch felbft die Heritellung eines Bundesſtaats mit großen Hinder⸗ 
niffen zu kämpfen hatte, jo lag doch darin durchaus nicht bie 
Nothwendigkeit, die dringenften und berechtigſten Forderungen des 
beutichen Volles, weldye den Anfang einer Volksfreiheit bezeichnen 
zu mißachten. Nicht um die Herftellung eined Bundesſtaats *), 
mit Einrichtungen wie die Vereinigten Staaten von Norbamerifa 
fie befiten, handelte es ſich zuletzt, fonbern um bie befcheibenen 
Forderungen, welche wir oben. als die Garbinalpuncte zur weiteren 
Entwidelung Deutichlanbs bezeichneten, um Erringung eines gewiſſen 
Minimumd au ſtändiſchen Rechten, um gleiches Unterthanenrecht 
in allen Staaten, durch polizeiliche Chicanen unverkümmerte Frei⸗ 
zügigfeit, ausnahmsloſe Stellung vor dem orbentlichen Richter, 
Aufhebung der Leibeigenjchaft, rechtliche Gleichheit aller chriftlichen 
Eonfeffionen, einheitliche Gefebgebung in Zoll: und Handeizfachen, 
— alſo nicht um in der Luft fchwebende Theorien von Grund⸗ 
rechten, fondern um greifbare, auch ohne Bundesſtaat überall 
durchführbare ») und unbedingt für bie großen Opfer bed beut- 
Ihen Volkes zu gewährenden Rechte, weldhe ben Anfang ber 
Volksfreiheit bezeichnen, wurde von Staatömännern gelämpft »). 


°) Wir fehen bier von ber theoretifchen Erörterung ber Begriffe Staaten: 
Bund, Bunbesfaat durchaus ab; biefe Erörterungen finb zum Ueberfluffe 
angeftellt. Die beten Auseinanberfegungen barüber kann man bei Vollgraff 
und Droyſen nachlefen, und die Staat#lezica unter biefem Artikel vergleichen. 
°) Selbſt fremde Staaten hatten bie Garantie folcher Rechte zum 
Defteren übernommen; man benfe an bie Garantie ber wärtembergifchen 
Verfaffung durch Dänemark, fowie an bie Barantieen bes Werpb, Friebens. 
*.., Man vergleige Schaumann's vortrefflidden Bergleih ber Beſtre⸗ 
bungen deutſcher Batrioten im Jahre 1814 u. 1815 mit den Forberungen ber 
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Eine Theorie eines deutſchen Bundesſtaats wurbe auch damals von 
Niemanden am Wiener Congreß aufgeftellt, weil die leitenben 
Berfönlichkeiten ſehr wohl einfahen, daß fi ein Bunbesftaat, wie 
man ihn fonft zu definiren pflegte, nur für einen Bunb von 
Republiken möglich geweſen wäre"). Es ift leicht begreiflich, daß 
ber Uebergang zu einem Bundesſtaate in republicanifchen Bundes⸗ 
ftaaten gefahrlofer und fchnellee al in monarchiſch regierten 
Staaten ift, daß es leichter in neuen als in alten Kulturftaaten, 
und gefahrlofer in denjenigen Staaten tft, in welchen bie foctalen 
Verhaͤliniſſe die Stände des Volkes in ihrer Bildung welt von 
einander ſcheiden. Dennoch glaubte man 1848 fi die Sache fo 
leicht machen zu Tönnen! Daß aber die beſcheidenen Wünſche der 
damaligen Zeit nicht erfüllt wurden, mußten die Nation mit 
Trauer und Ingrimm erfüllen, und wenn es auch richtig iſt, was 
Bülau **) fagt, daß die Preußen bei Ligny und Waterloo freubig 
und tapfer Fämpften, obwohl fie die Veroronung vom 22. Mai 1815, 
in welcher dem preußifchen Volke eine reichsſtaͤndiſche Verfaſſung 
zugeſagt war, nicht kannten wenn auch in dem Aufruf von Kalifch 
und in bem bed Königd von Preußen an fein Volt keine Klaren 
Verſprechungen gewifier Vollsrechte enthalten waren, jo war Trauer 
und Ingrimm der Nation, indbefondere der aufgeregten Jugend 
wohl erflärlich und wohl berechtiget, und vielleicht um fo mehr, als 
Alle die Erfüllung allgemeiner Verheißungen in die Hand der 
Yüriten gelegt hatten. 

Die öffentliche Meinung wendete fi) daher von Anfang von 
ber deutſchen Bunbeöverfammlung ab und es hätte bebeutenber 
und tief eingreifender Handlungen, namentlich) der nach fofortigem 
Zufammentritt unverweilten in Ausſicht geftellten Feititellung der 
organifchen Bundesgeſetze beburft, um das verlorene Zutrauen 
wieber zu gewinnen. Bekanntlich hielten aber die Yürften ſchon 
ihe erfied ver erſtes Verfprechen bed Zufammentritted ber Bundesverſammlung 


Winner von 1 von 1848, welche bie Vaulstirche leiteten, in Raumer's hiſtor. Ta⸗ 
fen. 1860. ©. 282 Fi. 
%) S. Seite 15 ff. 
ee) Bulau, Geſchichte Deutſchlands von 1806 — 1830. 
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am 1. September 1815 nicht und erregten bamit in der Nation 
ein großes Mißbehagen. Es war außer ven wenigen Eingeweihten 
Niemand, welcher die Urſachen der Verzögerung, allein Schuld ber 
unabänderlichen Verhältniſſe, überjehen Ionnte. Die Verhandlungen 
zu Paris nad) dem Sturze Napoleons hatten von Neuem gezeigt, 
wie jehr die deutſchen Mlächte vor dem Auslande auf der Hut fein 
mußten. Den Kampf ber beutfhen Staatsmänner für Deutfch- 
lands, alte abgeriffene Provinzen und zu feiner Sicherheit notb- 
wendige Feſtungen von Frankreich wieder zu gewinnen, führte zu 
jehr unvollkommenen Refultaten. Fürft Metternich übergab zwar 
eine ausführliche Denkichrift *), ebenfowohl Humboldt *) in Bezug 
auf die an Franfreih für zufünftige Garantie des Friedens zu 
leiftenden Entjchädigungen und Abtretungen; es war darin fran- 
zöfifcher und ruſſiſcher Prätenfion entgegengetreten. Aber dieſe 
Bemühungen, noch unterftügt von ben Denfichriften anderer 
Staatömänner, Knejfenbe und Boyen, und felbft durch bie ein 
dringlichen Mahnungen Baiernd und eine vortrefflihe Denkſchrift 
des Kronprinzen von Würtemberg, konnten den, in der preußijchen 
Erklärung vom 4. Auguft 1815 verlangten Sicherungen gegen 
Frankreichs fpätere Gelüfte feinen Erfolg gegen die vereinten Be: 
mühungen Rußlands, Frankreichs und Englands erringen. Welch’ 
eine Griparung in den nothwendigen bereit zu haltenden Kriegs⸗ 
mitteln des beutfchen Bundes wäre in Zukunft eingetreten, wenn 
nach den preußifchen Vorſchlägen die ſchützenden Feſtungen von 
Dünfirhen über Lille und Meb ſammt dem ganzen Elſaß an 


*) Schaumann, ber zweite Pariſer Frieden. 1844. S. XXXI. — ME- 
moires d'un bomme d'état. XIII, 291. Gagern. V. 90. 

°*) Rerk. VI. 506—52%0. 

°**) Es wurden verlangt: Dünfirchen, Grevelingen, Gaffel, Lille, Condé, 
Douay, Baleneiennee, le Quesnoy, Landrech, Avesnes, Maubeuge, Philippe: 
ville, Marienburg, Charlemont, Givet, Rocroy, Meziered, Montmedy, Longwy, 
Tkionville, Meg, Saarlouis, Saargemünd, Bitſch, Landau, Befort, Müm- 
pelnard, Fort Joug, Bert Laeluſe, Fort Barreaug, Briancon, Elſaß und 
Savoyen. — Man betrachte dieje furchtbare Angriffepofition gegen Deutſch⸗ 
fand gegen Dad, was uns jept au Bebote jtcht. Wie wenig davon ijt an 
Deutichland gefemmen! 
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Deutſchland gelangt wären! Hier lag ein dringendes National- 
intereffe vor — die flegende Nation follte den Schuß erhalten, 
welchen biöher Frankreich beſeſſen. Wurde dies erreicht, fo durfte 
das Bundes⸗Contingent auf bie Hälfte herabgejeht werben! Süb- 
beutichland würbe jeht nicht die faſt ohmmächtige Schwäche gegen 
einen franzöfiihen Eroberungskrieg zeigen. Aber auch ber von 
Hardenberg zu Hülfe gerufene Freiherr v. Stein vermochte nichts 
gegen bie vereinigte Politit Rußlands und Englands und Frank 
reichs ausrichten. Die vereinigten Bemühungen bed Königd von 
Preußen und der Kronprinzen von Baiern und Würtemberg ſtimmte 
Alerander fo wenig um, als bie Verſuche des Königs der Nieber- 
ande, oder gar bie ſchon mit großer Mißgunſt angejehenen Artikel 
des rheiniſchen Merkurs, deſſen Teidenfchaftlicher Ton der guten 
Sache ſchadete *), oder endlich die übrigen Verſuche der Preſſe, 
worin fich die öffentliche Stimme grollend vernehmen lieg"). Noch 
wäre wohl etwas mehr zu erreichen geweien, ala fpäter erreicht 
wurbe, wenn Oefterreich bei Preußen feftgehalten hätte. "Allein 
diefes gab am 8. September 1815 den englifch-ruf- 
ſiſchen Forderungen, welche Frankreich ftart und 
Deutſchland ſchwach fein zu laſſen wünſchten, nad. 
Preußen allein, auch mit Unterſtützung der deutſchen Fürſten, 
war zu ſchwach, um ſich dem vereinigten Willen der andern vier 
Großmächte entgegen zu ſtellen, und fo mußte ber ſchwere Schritt 
geihehen, welcher Deutichland nach fo ungeheuren Opfern eine 
ſchwache Graͤnze gegen Frankreich verlieh. Hierfür war ber Abe 
ſchluß des von den Völkern mit Mißtrauen betrachteten **") hei 
ligen Bundes (26. Septör. 1815) wahrlich kein Erfah. 

Wir glaubten auf die Schwierigfeit der Zeit unb Kräfte ab⸗ 


*) Schaumann. 1. c. S. 146. 

2o0) IR Frankreich weniger furchtbar ohne Napoleon? — Der Einfluß 
der neueſten kriegeriſchen und politiſchen Greigniffe auf die oͤffentliche Mei⸗ 
nung in Deutfhland 1815. — Ueber dab Intereſſe ber Staaten von Eüd- 
dentſchland, in Bezug auf bie Garantien, welche Frankreich anzufinnen find. — 
Sämmtlide Schriften finb anonym erſchienen. 

“.. Gervinus. 1. 252. 
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forbirenden Verhandlungen zu Paris bis zum Ende bed Jahres 
1815 binweifen zu müflen, um bie Unmöoͤglichkeit der man 
zum 1. September 1815 verfprodhenen Eröffnung der Bundes 
verfammlung feftzuftellen. Denn es ift jet noch jelbft bei ven 
befieren Schriftftellern der Vorwurf über die am 1. September 1815 
nicht gejchehene Eröffnung der Bunbesverfammlung ein ſehr belieb⸗ 
te8 Schlagwort gewifjer Richtungen. Leichter wäre es im Laufe 
bed Jahres 1816 geweſen, bem gegebenen Verſprechen nachzukommen. 
Aber die beiven Großmächte Eonnten die Eröffnung der Bundes⸗ 
verfammlung nicht wünſchen, bevor ihre durch bie langen Kriege 
berbeigeführten Zerrüttungen des inneren Staatshaushaltes einiger: 
maßen durch beſſere Zuftände erjegt waren. Für Preußen lagen 
noch andere Gründe vor, die wir weiter unten erörtern werben. 
Defterreich hatte natürlich gar kein Intereſſe auf die Eröffnung 
der Bunbesverfammlung zu dringen. Baiern und Würtemberg 
wollten wo möglich mit fertigen Verfaffungzuftänden der Bundes⸗ 
verfammlung gegenüber treten, um bie Einwirkung biefer letzteren 
auf ein Minimum zu reduciren. Die Gefanbten ber übrigen 
deutſchen Staaten warteten deshalb faft ein halbes Fahr vergebens 
in Frankfurt auf die Erfcheinung ihrer Collegen aus ben großen 
Staaten; ihre Lage der zufchauenden, |pottenben Nation gegenüber, 
die fich deutlich genug in der Preſſe Außerte, war eine fehr ver: 
legene, und die daraus erzeugte Stimmung war mit ein Haupt 
grund, daß die preußiichen Beitrebungen zu einer gleichen Stellung 
mit Defterreich zu gelangen, von fo geringem Erfolg bei der Er: 
Öffnung der Bundesverſammlung waren. So verflofien vierzehn 
Monate nach dem in der Bundesacte beftimmten Zeitpuncte, bevor 
bie Bundesverſammlung wirklich eröffnet wurbe Es follte am 
1. Septbr. 1815 gefchehen und geſchah erft am 5. Novbr. 1816, 
Was von Hoffnungen auf die Wirkſamkeit ber Bundesverſamm⸗ 
lung etwa noch im Volke gelebt hatte, verſchwand bei den Meiften 
mit der von Gagern gefchehenen Aeußerung: „es ift ber fehlerhafte 
Glaube verbreitet, daß die Bundezverfammlung ein prompter Arzt 
oder ein Duadfalber für alle denkbaren Schäden und Vergewal⸗ 
tigungen fein folle.” Der dfterreichifche Geſandte hatte in feinem 
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erften Bortrage nach feierlicher Eröffnung ber Bundesverſammlung 
nachdrüũcklich Darauf hingewieſen, daß der dentfche Bund ein Staaten- 
bund, fein Bunbesftaat ſei; er fügt zwar Binzu, daß er mehr fei 
als ein bloße Schub: und Trupbünbniß, weil dag National 
bedürfniß, ala der einzige richtige Leitftern für 
Staatenverhältniffe, mehreres erheiicht babe. Zu bald ſollte 
fich zeigen, daß die beforgten Stimmen ber bamaligen Zeit wohl 
Recht Hatten, wenn fie ven Zweifel aufitellten, ob auch die Rede 
ehrenwertfer Männer am Bunbestage, ja felbft ihre Beichlüfle 
Erfolg im Einzelnen und im Ganzen haben würden *)? Daneben 
gab es aber auch befonnene Männer, wie 3. B. Heeren **), welcher 
mit der ächt deutſchen Cigenthümlichkeit von neuen Einrichtungen 
ſtets Bedeutendes zu hoffen, von ber Bunbesverfammlung eine er- 
ſprießliche Thätigkeit hatten, und noch in dem vierten Decenium 
unfere® Jahrhunderts gab es fonjt einfichtige Männer von Bes 
deutung, weldye die Bunde und Schlußacte der Entwidelung des 
deutſchen Volkes gemäh hielten, z. B. J. v. Turcheim und 
Bulau *), 


©) Nemeſis. VIII. 499. 
*°) Sceren, ber dentſche Bund in feinem Verhältniſſe zum europäifchen 
Saatenſyſtem. Göttingen, 1817. (Werke. TE. 1.) 
se) v. Turtheim. Betrachtungen auf dem Gebiete der Berfafjungd- und 
Gtastenpolitit. 1842. Th. I. S. 184. 230. — Bülau, Geſchichte Deutſch⸗ 
lands x. ©. 386 ff. 


Erſtes Buch. 


Die Zeit von 1816— 1834 





Erftes Kapitel. 


Berbereitungen ıur Erülluung der Bundrsurrsammlung. 


Die Bemühungen Metternich's, ſchon feit dem Sommer 1813 
bemerfbar, den König von Preußen gegen den Aufſchwung bes 
preußifchen Volles mißtrauifch zu machen, bie bereitwillig mitwir⸗ 
kende Unterftügung ber im Metternich's Sinne handelnden preußi⸗ 
fen Minifter, Goltz und Wittgenftein *), den König von Preußen 
mit geheimen Verbindungen unb Verſchwörungen zu ängftigen, ja 
jelbft die Brofchüren ver Kamtz und Schmalz, welche bie Helben- 
thaten von 1813 biß 1815 nur dem gewöhnlichen Unterthanen- 
gehorfam der Preußen zufchrieben, jehr wohl wiſſend, daß fie damit 
die ſchwache Seite nicht nur Friedrich Wilhelm’ IIL von Preußen, 
fonbern aller Fürften, bejonberd angenehm berührten — hemmten 
zwar für den Moment in Preußen wohl die Verfaffungsangelegen- 
heit in ihrem Fortfchritte, waren aber doch nicht zur Verhinderung 
des Zufammentrittes des Bundestages mächtig genug. Denn Met- 
ternich fah jebt wohl ein, wozu ihm der Bundestag nüßlich werben 
tonnte, und fuchte deshalb den Eifer feiner Freunde in Berlin zu 





°) Gr, v. Bolg, Kircheiſen, die Staatöräthe von Lottum, Schuckmann 
und v. Bülow, bem fl Seneral Kneſenbeck anſchloß, machten bie Wittgen⸗ 
ſtein'ſche Partei aus. 
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mäßigen. Die Gefanbten ber einzelnen Staaten fanden fich alſo 
nach und nach in Frankfurt ein, (Sommer 1816) nur Preußen 
zögerte, einen Bunbesgefanbten zu ernennen. Deſterreich hatte ben 
Grafen BuolSchauenftein zum Gefanbten ernannt. rüber hatte 
Metternich dem Freiherrn v. Stein ben Antrag gemacht in Oeſter⸗ 
reichiſche Dienfte zu treten (Septbr. 1815) und ala Präfivent bes 
Bundestages zu fungiren; aber Stein ſchlug den fpäter erneuerten 
Vorſchlag aus. Er that dies wohl deßhalb, weil ihn feine Nei⸗ 
gungen durchaus nicht nad, Defterreih zogen. Wie lange hätte 
wohl ein Verhältnig zwiichen Metternich und Stein dauern follen ? 
Welche Antwort würde Stein wohl an Metternich ertheilt haben, 
wenn ihm Vorwürfe von demjelben gemacht wurden, wie fie bem 
Grafen Buol-Schauenftein in ber Hoffmann'ſchen Beſchwerdeſache 
in Wien im April 1817 zu Theil wurden”)? Gleich barauf 
machte ihm Hardenberg ben Antrag, bie Stelle eines preußiſchen 
Bundestagsgeſandten anzunehmen. Aber auch das fchlug Stein 
aus, wie er an ben Herzog Yranz von Deflau (1. Dechr. 1815) 
fehrieb: „weil der deutſche Bund eine fo unvollfommtene polittfche 
Anftalt ſei, und die Möglichkeit zu einem vernünftigen und fräftigen 
Schluſſe in irgend einer Angelegenheit zu gelangen wegen ber Ge 
ſinnungen mehrerer größerer beuticher Yürften, und wegen ber 
fehlerhaften Verfaſſung felbft, jo entfernt liege, daß es gewiß für 
keinen Baterlanbäfreund erwünfcht fein Tönne,' zu ber Bundes 
verfammlung abgeorbnet zu werben *8).“ Gr wäre jeboch, fügt er 
binzu, zur Webernahme ber ihm von Hardenberg zugebachten 
Stellung bereit geweien, wenn man ihm noch einen Eollegen bei- 
georbnet hätte, der ihm erlaubte fich jo oft und fo lange zu ent 
fernen, als es feine perjönlichen Verhaͤltniſſe erforberten.” Doch 
war dies wohl nur Vorwand; den wahren Grund ber Ablehnung 
führte er bei einer anderen Gelegenheit an: „ich Iehnte es, wegen 
meiner Abneigung, mic, in den Verhältniffen ber Abhängigkeit zu 
jehen, von einem Manne, dere ich fo wenig achtete, wie ben Staats⸗ 


*) Wir fommen weiter unten baranf. 
“*) Per. V. ©. 28. 
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kanzler, ab, von dem ich vorher fah, daß er mich bei irgenb einer 
Gelegenheit oder aus irgend einer Beranlaffung aufopfern würbe *). 

Nachdem Stein abgelehnt, fiel Hardenberg's Wahl für bie 
Stelle eined preußiſchen Bunbestagdgefanbten auf Seren v. Hän- 
len. Zwiſchen Wien und Berlin fanden einflweilen Vorverhand⸗ 
Iungen über die Eröffnung bed Bundestages und das gegenfeitige 
Verhaͤltniß Deftereihd und Preußens? am Bunde Statt, deren 
näherer Inhalt, fo wenig als Inhalt **) und Gang der Unterhand- 
lungen (Octbr. 1814) über den preußifchen Entwurf einer deut⸗ 
ſchen Verfafjung zwiſchen Harbenberg, Metternich und Münfter, 
deren Refultat in Bezug auf die gegenfeitige Stellung Oeſterreichs 
und Preußens in und neben dem Bunde aber zum bauerben Radh- 
theile Preußens ausfchlug, bisher nicht bekannt geworben ift. Erft, 
nachdem dieſe Mitte Juni 1815 beenbigt, erhielt v. Hänlein, 
Geſandter in Eaffel, feine, ſchon Länger vorbereitete Snftruction. 
Hardenberg und Metternich wünjchten ein inniges unb vertrautes 
Berhältniß zwifchen Defterreih und Preußen als nothwenbig zur 
Erreihung der gemeinichaftlich vorgejegten Ziele und trafen jelbft 
eine förmliche Verabredung bahin, daß Defterreich ohne Preußen 
in Frankfurt nicht vornehmen werde **). Als aber nun Har⸗ 
denberg darauf brang, baß die frühere mündlich gemachte Zu⸗ 
fiherung Metternich's, (Baden, Octbr. 1814), einer völligen 
Gleichheit Preußens mit Defterreih, im Bunde unb neben ein 
ander, womit fich leichtfinniger Weife Hardenberg damals begnügte, 
in einen förmlichen Vertrag }) gefaßt werben follte, jo zeigte ſich 
von Neuem, wad auf Metternich”? Zuverläffigleit zu geben 
war ++). Hardenberg hatte auf Metternich’ Zuſage, daß bie 
Berfanblungen zwiſchen dem öſterreichiſchen und preußiſchen Hofe 
vertraulich geführt werden follen, viel gebaut. ber dieſe Zufage 


*) Berg. V. ©. 26. 
e) Berg. IV. ©. 177. 


see) erh. IV. S. 92. 88 verſteht ih von ſelbſt, daß wir hier Pery 
in ber Hauptſache folgen. 
+) ©. Anhang Rr. 2. 
+) Sr. IV. 128. 
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hinberte einen Diplomaten von Metternich’ Character in Teiner 
Weiſe, fie fofort zu brechen, wenn ed ihm nühlich ſchien *). Schnell 
unterrichtete er, um gegen Preußen einzunehmen, mehrere Geſandte 
in Frankfurt, von dem profectirten Vertrage Hardenberg's, und in 
Folge befonderer Inſtructionen lehnte der äfterreichtiche Bundesge⸗ 
janbte, Graf Buol-Schauenftein, bei Ankunft Hänlein’s in Frankfurt, 
daB Eingehen auf den Vertrag ab und beftand auf Mitibeilung an bte 
übrigen Geſandten. Wilhelm v. Humbolbt unterrichtete Hänlein vom 
Bruch des Geheimniſſes, was Otterſtedt beftätigte. Die verſpaͤtete An⸗ 
kunft Hänlein’3 hatte die übrigen Bundedtagsgeſandten ſehr ver⸗ 
ſtimmt, bie Eiferſucht auf Preußen und bie Furcht, daß bei größerem 
Einfluffe defielben die Beitwebungen nach bunbesftaatlichen Einrich⸗ 
tungen wieber in ben Vorbergrund treten bürften, enblich ber Spott 
der Prefie thaten das Webrige, um für ben Vertrags⸗Entwurf von 
Anfang an einen Erfolg unmöglich zu machen. Vorzüglich waren 
& bie unter Nr. 4 des Entwurfes angegebenen Vorſchlaͤge, daß 
die Eontingente der einzelnen beutfchen Bunbesfürften, deren Mann⸗ 
ſchaften nicht ftark genug fein, um eigene Corps zu bilben, zu 
ben oͤſterreichiſchen und preußiſchen Heeren floßen, fi deren Ober⸗ 
befehlen unterordnen und in ihrer Organiſation auch in Friedens⸗ 
zeiten ſich hiernach einrichten ſollten, welche Erbitterung und 
Beſorgniſſe bei allen Staaten von Sachſen und Würtemberg an 
abwärts für ihre Selbſtſtaͤndigkeit erregten. Wie eifrig bie mitt⸗ 
leren ‚und Beineren Staaten in ben Bunbeäfriegsangelegenheiten 


) 88 if ſehr intereffant, dazu das eigene Urtgeil Metternich’8 über fi 
wu vergleichen, wie 5 ®. Gagern an Stein ſchrieb, als er mit Metternich auf 
dem Sohannisberg eine lange Unterrebung Hatte. (Werk. VI. 284—288) ober 
wie noch fpäter Metternich gegen Barnbagen v. Unfe fi äußerte. (Denk 
wärbigfeiten, Bd. 8) „Die bebeutenbiien Männer aller Parteien, höoren 
Sie wohl, ich fage aller Haben ſich mir genähert, mehr ober minber mit 
mir angelnäpft, ihre geheimften Bläne mir eröffnet, und einer Hat fich ſchlecht 
dabei Befunden, jebem habe ich das Noͤthige gefagt, Feiner je dem anderen 
verrathen, im Gegentheil. Wie der katholiſche Beichtvater habe ich in miß⸗ 
Uchen Colliſtonsfaͤllen ſtets lieber mid aufgenpfert und oft ſchwer bafür ger 
Riten, daß ich das mir bewleſene Wertrauen geehrt und fremdes Geheimniß 
wohl bewahrt habe..." 
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ihre fouveraine Stellung dem dominirenden Einfluffe Deſterreichs und 
Preußens in der Bunbeöverfammlung aufrecht zu erhalten ftrebten 
unb wie fie nicht dad Geringfte ohne einen bis zur aͤußerſten Hart- 
nädigfeit geführten Kampf, hiervon abzugeben gejonnen waren, 
zeigen |päter die vertraulichen Verhandlungen ver Jahre 1817 — 
1819 am Bundestage über. die Bildung bed 8. Armeecorpd und bie 
Webernahme ber Bunbezfeftungen, welche bisher nicht in bie 
Deffentlichkeit gelangten, auf welche wir aber weiter unten genauer 
zurückkommen werben, weil fich in ihnen ber damals bie Kabinette 
beherrſchende Geiſt in Bundesſachen am beutlichften fptegelt. Selbft 
Deiterreich konnte in feinem SInterefle den preußifchen Vorſchlaͤgen 
wenig geneigt fein, weil bei der beanſpruchten Theilung in Norb- 
und Süddeutſchland, Defterreich nur die Eontingente von Würtem- 
berg, Baben und Heflen-Darmftabt zugefallen wären, alle übrigen 
Eontingente aber Preußen. Derartige Anfchläge Preußens wären 
in Wien beim Congreſſe durchzuführen geweien, ftatt ſich münb- 
lich von Metternich Zuficherungen geben zu Iaffen; jet in einem 
Bertrags-Entwurf, in welchen es fi, vorzugsweiſe um eine ab&- 
quate Stellung Preußen? zu Deſterreich am Bundestage handeln 
mußte, dieſen Vorjchlag von Neuem in einer Zeit anzuregen, in 
welcher dad Mißlingen befielben gewiß war, war eine jener Unge⸗ 
ſchicklichkeiten, vie jo Häufig die preußifche Diplomatie jener Zeit 
Tennzeichnen. Der Staatölanzler durfte alles Mögliche vorfchlagen, 
aber ven Souverainen an dem Oberbefehl über ihre Truppen zu 
rütteln, durfte damals er unter keiner Bebingung verſuchen. Hier 
war Niederlage unabwenblich. Hätte fi) Harbenberg auf den erften 
Hauptgegenftand des Vertragdentwurfs, auf die Bildung eines 
preußifchen Directoriums mit einem aus den anderen Bundesſtaaten 
zufammengejegten Directorialvathe vernünftig beichränkt, wie ihn 
ber Bertragäintwurf unter 2 und 3 enthielt, jo war bei um- 
fichtiger und fehneller Xhätigkeit ficherlich für Preußen und für 
das beutiche Intereſſe viel zu erreichen. Das beanfpruchte Recht 
ber Protocollführung, der Abfafjung und Ausfertigung der Bundes⸗ 
beichlüffe, die Bundekcanzlei in dem preußiſchen Geſandſchaftshotel 
wäre Preußen ſchwer zu verweigern gewejen. 
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‚So erlitt Preußen eine für bie Entwidlung ber deutſchen 
Ungelegenheiten und feine eigenen Intereſſen folgenreiche Nieder: 
lage, weiche Harbenberg durch zu eiligen Ruͤckzug zu einer eclataı- 
ten machte, ſich, wie fo oft früher und fpäter, in frivoler Weiſe 
tröftend, indem er in Carlsbad erlärte, daf der gute Erfolg bes 
Bundes lediglich von dem volllommenften Einverftänbnig zwiſchen 
Preußen und Defterreich abhänge, und daß Niemand eine Abwei⸗ 
Hung der Meinungen zwiſchen beiben für dad Wohl Europa’3 und 
Deutichlands fo eng verbundenen Höfen nur ahnen dürfe.” Dieſe 
Aeußerung war ein Beweis zunehmender Altersſchwäche. Wie 
ſollte es wohl der lauernden Diplomatie bei jo offen divergirenden 
Intereſſen Preußen? und DOeſterreichs verborgen bleiben, wen 
beide Staaten abweichende Meinungen in Bundesſachen hatten! Das 
volllommenfte Einverftänbniß zwifchen Oefterreih und Preußen 
konnte nad) den in Wien gemachten Erfahrungen boch wohl nicht? 
anderes fein, als eine untergeorbnete unbedeutende Rolle für 
Preußen; von Bolfsinterefien war am Bunde feine Rede mehr. 
So ift es denn auch gefchehen. Dafür war bei Hardenberg aber 
kein Verſtaͤndniß mehr. Er rief Hänlein am 9. Aug. 1816 zurüd, 
ernannte den Grafen v. Golg, ehemals Minifter des Auswärtigen, 
zum Bunbeötagägefanbten, Tieß jedoch Bis zu deſſen Ankunft 
Wilhelm v. Humboldt zur Beſorgung der Geichäfte in Frankfurt. 

Humboldt's Sachkenntniß und Geichäftögemanbheit Tonnten 
die gemachten Fehler natürlich nicht wieder gut machen, allein er 
nahm wenigftend von Anfang an eine würbige Stellung ein. Er 
juchte mit Beginn ber vertraulichen Vorverhandlungen (1. Octbr. 
1816) der demnäcdhft eröffneten Bundesverſammlung feine Stellung 
als preußifcher Bundestagsgefandter dem Präfivium gegenüber feit- 
zuftellen und dem geichäftsfunbigen Staatmanne konnte ed nicht 
ſchwer halten, eine würbige Stellung neben dem Grafen Buol- 
Schauenftein zu behaupten, wenngleich die rechtliche Gleichſtellung 
zu Oefterreih am Bunbedtag unreitbar verloren war. Er ent 
warf die Geichäftsorbnung und zwang Graf Buol durch bie 
Drohung, daß er bie Gejchäftzführung des Präſidiums auf das 


firengfte bewachen und angreifen würde, wenn er fich ic in jebem 
rer Theu. 
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Felle wit Preußen vocher berathe uub baum gemelufcheftfich die 
berathenen Ingelegenheiten an ben Bunb bringe, zum vorläufigen 
gemeinfamen Vorgehen. Die Eimwenbungen Buol’3 gegen ben 
Humbolrt’ichen Entwurf der Gefchäftsertuung hatte der Bürger 
meifter Smidt in Bremen veranlaht; als fie Buol gegen Humbolbt 
veriheibigen follte, vermochte er es nicht, worauf mach gemachtem 
Geftänbnifie Buols, daß Suriht ber Berfafier jener Eimwürfe fei, 


Die in den ſieben ber feierlichen Gröffuung. erfolgten vertram⸗ 
lichen Beiprechungen, behandelten die Gegenflänbe, welche allgemein 
befaunt find, betrafen neben der Geichäftäorbuung die Verbält- 
niffe der Bundesverfammlung zu der Stabt Franffurt, bie erften 
vorläufigen Einrichtungen ber Bunbeöverfammlung, deu Eintritt 
Würtemberg? und Babens in ben beuffchen Bund. Die Eintritts⸗ 
erflärung des Königs von Würtemberg (1. Septbr. 1815) lautete 
eigenthümlich „daß er ben erften eilf Artikel der Bunbesacte, welche 
den Bunbedverein im Sinne des Parifer Friedendtractates vom 
30. Mai 1814 feſtſtellten, beitrete, bie Art. 17 — 0 ber. U 
obwohl fie oar zum Bmeit de durch ben Parifer Frieden fefiges 
ſetzten Bunbesverein nicht erfordert würden, feien auch nicht nit 
feinen verfafjungsmäßig auögelprochenen Grunbfähen unvepein- 
barlich, deßhalb trete er auch letzteren bei.” Die Bunbeiverfahm- 
lung vermied aber auf biefe Erklärung näher einzugeben; der 
Präfident konnte ſich jedoch nicht enthalten zu fagen, baß er ſich jeber 
Bemerkung enthalten, welche ver Juhalt der Beitrittsacte wohl ver⸗ 
anlaffen dürfte, weil Würtemberg ja mın unbebingt beigetreten ſei. 

Diefen Standpunkt hielt Würtemberg durchaus für die nächfte 
Zeit feſt; — es war ber Stanbpund des unbebingten Sonverains 
welcher nur in einen voͤllerrechtlichen Staatenbund zur äußeren 
Vertheibigung und Sicherheit eingelreien war. Deshalb erklärte 
fid, ber wirtembergljche Geſandte, Freihert v. Zinben, auch ſchon 

®) v. Meyer, Corp. Jur. Confoed. Germ. 8. A. IL 8. 32 x.; deſinitiv 
angenommen am 14. Rovbr. 1816. 
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in ber zweiten vertraulichen Beſprechung gegen den Ausdruck 
Audſchuß.“ Es war nämlich in der erften Beiprechung ein Aus 
ſchuß gewählt worden, um die Berhältniffe mit der Stadt Frankfurt 
zu orbnen. Die Frage, ob Comités, oder was gleichbebeutenn ſei, 
Unsichüfle gewählt werben follen, greife in bie Feſtſetzung ber or- 
gantfchen Einrichtungen ein, deren Beſtimmungen außfchlieplich zur 
Eompetenz ber foͤrmlichen Bundezverfammlung gehöre. Auf Hum- 
boldt’3 Antrag wurbe jedoch die würtembergifche Propofition auf 
Wegfall des Ausdruckes Ausſchuß“ mit überwiegender Stimmen: 
mehrheit betheiligt. Nur Baiern und Baden vereinigten fich mit 
Würtemberg. Es ging aus biefen Abftimmungen der ſüddeutſchen 
Länder deutlich hervor, daß mit ihrem Willen die Bundesverfamm- 
fung nur geringe Befugniife in inneren Angelegenheiten der Bun: 
deslänber außzuüben haben folle. 

Die loco dicteturae gedruckten Verhandlungen wegen bed Ber: 
haͤltnifſes der Bunbestagsgefanbten zu ber freien Stabt Frankfurt 
bieten infofern ein Intereſſe, als in ihnen die Yrage über bie 
Stellung eines im Dienfte eines deutfchen Bundesfürſten ftehenden 
Bundestagsgefanbten, welcher zugleich Bürger der Stadt Frankfurt 
Mt, entichieben if. Es wurbe nämlich unter dem 23. Octbr. 
1816 ber freien Stadt Frankfurt eine Note zugeftellt, welche in 
8 Hauptpofitionen das Verhaͤltniß der Bundestagsgefandten zu 
ber Stabt feftgeftellt hatte. Humboldt war Berfafler verfelben *). 

Die vier erften Pofitionen betrafen die für die Gefanbten be 
anfpruchten Ehrenbezeugungen, die Einrückung der officellen Artikel 
der Bunbeöverfammlung in die frankfurter Zeitungen, unb bie 
gefanbifchaftlichen echte, welche den Bundestagsgeſandten, ihren 
Familien und Dienerichaft zuftehen, und bie Befreiung von Xb- 
gaben und Einguartirungen. Es ſind bie gewöhnlichen Bevor- 
zugungen, welche überall ben Gefanbten zu Theil werben. Siergegen 
batte der Senat ber freien Stabt nicht? einzuwenden, wohl aber 


°) Die Rote iR bei v. Meyer. II. 29 ff. gebrudt, enthaltend bie 
8 Vofltionen der Befchlüffe der Bundesverſammlung in Bezug auf ihr Ber- 
Yaltnt zur freien Stadt Frankfurt. Die bier folgenden Verhandlungen find 
Höher nit veräffentliht worben. . 
8 
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verfuchte er gegen bie bite Pofition einige, wiewohl vergebliche Ein- 
wenbungen zu machen. Nach dieſer Bofltion follen nämlich die 
‚gefandtichaftlichen Vorrechte allen gegenwärtig ernannten Bundes⸗ 
tagsgeſandten, jelbft jedem unter ihnen zuftehen, welcher fich noch 
in nexu civico der Stabt Frankfurt befinde. Die Bundesverſamm⸗ 
ung gab jedoch dem Senate bei biefer Gelegenheit zu erlennen, 
baß fie es als einen Grundſatz anfehen zu müffen glaube, daß in 
Zukunft fein in nexu civico dieſer Stabt ſtehendes Individium 
zum Bunbestagdgefanbten, außer für bie Stabt Frankfurt jelbft 
ernannt und angenommen werben Bine. Der Senat meinte ba- 
gegen: „daß es nicht Anftand finden könne, einen verbürgerten Ge⸗ 
fanbten, wegen des Staats, ben er repräfentire, jura honorifica, 
auch Befreiung von einigen Öffentlichen Abgaben (3. B. Ehaufise 
und Sperrgeld) zugeftehn und daß bei Handlungen der Gerichts- 
barkeit und Polizei'man immer bie Mäßigung eintreten laſſen werbe, 
daß die Repräfentation bamit beftehen koͤnne; eine Eyrterritorialität 
greife aber mit ihren Folgen fo tief felbft in dad Privatleben 
und in bie Familienverhaͤltniſſe ein, daß einem Gefanbten hiermit, 
beſonders wenn er von mehreren Höfen zugleich bevollmächtigt fei 
— in welchem Falle überhaupt der Begriff der Erterritorialität, 
ftrenge genommen, ſchwer anzumwenben fein möchte — bei allen 
hieraus. für ihn und die Seinigen entftehenben Berwidlungen 
ſicher nicht genüht fein köͤnne. Das Vermögen eines franffurter 
verbürgerten Gejanbten, von welchem verfelbe Steuern unb Abgaben 
birect oder inbirect bezahle, befinde fidh in der Stabt. Wenn ber 
Gefandte in einem anderen Bunbezftaate, in welchen Grunbfteuern 
eingeführt feien, poflefiionirt wäre, fo loͤnne er dieſen ſich nicht 
entziehen; warum follte alfo in Frankfurt mit der Eigenfchaft eines 
Bürgers eine Befreiung von bafelbft eingeführten öffentlichen Ab⸗ 
gaben vereinigt werben, welche mit bie Stelle jener vertreten, und 
deren Abtragung oder Character eined Gefanbten bei dem Bundes⸗ 
tage, jo wenig in Frankfurt als anderswo Abbruch thun konne. 
Wie die Sache nad) ven Grunbfähen bed Voͤlkerrechts betrachtet 
werden müfje, koͤnne bier übergangen werben, das aber fei der 
Betrachtung nicht unwerth, auf der einen Seite, daß es nicht in 
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ber Gewalt der Stabt ftehe, bie Aufnahme eine Gefanbten an 
den Bundestag zu verhindern, vole dies wohl ein Hof thun konne, 
und daß es nicht in dem Willen unb ber Meinung einer britten 
Regierung liegen könne, franffurter Bürgern und Schutzverwandten 
durch Anftellung Eremtionen dieſer Art zu verichaffen; auf ber 
anderen Seite, baß alle® dad, was man gegen bie Yortbauer beö 
Untertdanennerus eined Gefanbten, der an einem Hofe accrebitirt 
jet, einmwenbe, auf bie Verhältniſſe eines Geſandten bei dem Bunbes- 
tage keine Anwenbung finde, baß vielmehr bie bürgerlichen Ver⸗ 
Hältniffe mit den gefanbtfchaftlicden, in biefem alle, in jedem 
Betrachte volllommen vereinbarlich fein. Wenn fich auch nicht in 
Abrede ftellen laſſe, daß Beiſpiele, bie während ber vorbinnigen 
Reichäverfaffung anderwärts bemerkbar waren, ben von der Bundes⸗ 
verfammlung geäußerten Grunbfaß in der Regel vollfommen recht 
fertige, jo könne es doch nicht, wie der Senat hoffe, die Meinung 
derfelben fein, verbienten Männern, welcdye im franfurter bürger: 
lihen Nexus ftehen, ohne Ausnahme die leibige Perſpective zu 
eröffnen, entweber biefen Nerus, ber meift von ihren Voreltern auf 
fie vererbt worden jei, und in dem fie glücklich lebten, für fih und 
bie Ihrigen aufzugeben ober auf bie Ehre zu verzichten an ber 
Behandlung der großen beutichen Nationalangelegenheiten un- 
mittelbar Theil zu nehmen.” j 

Es machte jedoch Humboldt folgende Bemerkungen, welche ven 
eigentlichen Kern der Sache trafen und für das neue Berhältniß 
der Bunbeöverfammlung eine allerdings neue aber nothwendige 
Beſtimmung des Wöllerrecht3 verlangten und feftftellten. „Die 
Bundestagsgeſandten, ſagte Humbolbt, befinden ſich durchaus in 
einem anderen Falle, als die Geſandten an einem Hofe. Bei 
dieſen hat die Frage der Erterritorialität nur für die Regierung 
Intereſſe, welche fie abfendet, und wenn daher z. B. ein Hof einen 
öfterreichifchen Unterthan in Wien zu feinem Gefandten macht, jo 
treffen bie Folgen, wenn dieſer Geſandte nicht die nöthige Immu= 
nität genießt, nur ihn, und er ſetzt fich freimillig berfelben aus. 
Bei einem Bunbestagdgefanbten ift die ganze Verſammlung al? 
Corpus, nicht bloß wegen ihrer Würde, ſondern auch noch 
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wegen anderer möglicher Nachtheile Intereffirt*), daß 
unter ihren Mitgliebern die in allen Stüden gleiche Rechte genießen 
jollen, wicht in Abficht der Immunität eine Ungleichheit eintvete, 
fonbern jeder von einander, als feiner Regierung, der preußiſche 
von der preußijchen, der baierijche von der baieriſchen, der Stabt 
franffurtifche von dem Senate der Stadt abhängig fei. 

Bon diefem Grundfage der völligen, allein auf die gerechtefte 
und liberalfte Weife auszulegenden Crterritorialität (welche aber 
gar nicht freiheit von Abgaben auf Grunbftüde und bürgerliche 
Nahrung in fich begreift) hätte die Verſammlung nidt 
einmal ein Recht abzugeben und Fein einzelner Hof 
tönne für fih und feinen Gejandten darauf Verzicht 
leiften, mweiler nicht allein, fondern die ganze Ber 
jammlung babei betroffen if. Um aber biefem Grund: 
age getreu zu bleiben, Hatte die Bundesverſammlung nur eine 
zweifache Wahl, entweder feitzufegen, daß jeder mit der Stabt 
in nexu civico ſtehende Gejanbte unmittelbar durch feine Accre- 
bitirung ber völligen Crterritorialität theilhaftig fei, ober zu be 
jtimmen, daß die Fortdauer des nexus civici mit der Eigenſchaſt 
eined Bundestagsgeſandten unverträglich fei. Das erite bat bie 
Aundesverfammlung aus billigen Nücfichten gegen ven Senat 
und die Stadt für die Zukunft nicht thun wollen; es bleibt ihr 
alfo nur das leßte übrig. Die Nothwendigkeit biefer Beitimmung 
wird durch jetzige Crflärung des Senats noch mehr in die Augen 
fallend. Denn ed wird in erjelben aus fehr triftigen Grünben 
außeinanbergefeßt, daß eine eigentliche und weſentliche Erterri⸗ 
torialität fich mit den bürgerlichen VBerhältniffen auf Teine Weiſe 
verträgt, und ſelbſt in Abficht auf jurisdictions⸗ und polizeiliche 
Handlungen heißt es nur, daß ber Senat immer eine folde 
Mäpigung eintreten laffen werde, daß die Nepräjentatton damit 
beitehen könne. Diefe, nun fie allein angehende Beurtheilung Tann 
aber die Bunbesverfammlung auf feine Weife dem Senat über: 

) Ein Hauptgrund ſcheint bie Abſicht der Großmächte geweien zu fein, 


daß bie Meineren Staaten fi ihre Bundesgeſandten nicht aus reichen frank: 
furter Bürgern wählen ſollten 
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Iaffen. So lange der nexus civicus nicht ganz aufgelöft ift, hat 
dieſelbe fchlechterbingd Feine hinreichende Bürgichaft, daß der in 
nexu civico ftehenbe Bundestagsgejanbte der gleichen Erterritoriali- 
tät, als die übrigen Geſandten genieße; eine Gleichheit von der 
nie abgegangen werben fann. So fließt nach dieſer Auseinander⸗ 
feßung die Beitimmung bes 5. Abſchnittes Thon nothmwendig aus 
dem Begriff und Weſen ver Bundesverfammlung und ihrer Rechte 
ber. Es ift auch eine durchaus irrige Anficht, wenn man barin 
eine Ausfchliegung der Einwohner Frankfurts findet. Sie werben 
nicht auögefchloffen, fondern es wird nur feftgejeßt, daß fie zwifchen 
dem nexu civico mit der Stabt und der Qualität eined Bundes⸗ 
tagögefandten wählen müfien, eine Wahl zwifchen incompatiblen 
Borzügen, welche das bürgerliche Leben jehr oft mit fich bringt.“ 
Damit war die Sache erledigt und Frankfurt mußte ſich fügen. 
Die Verhandlungen über diefen Gegenftand wurden nad Abtritt 
des franffurter Sefanbten geführt, die Regiftratur vom 9. Octbr. 
1816 entHält die Bemerkung, daß die aus befonberer gefälliger 
Rüdficht geſchehen ſei. 

Die Bundesverſammlung wurde am 5. Novbr. 1816 feierlich 
eröffnet). Faſt hatte man bie Hoffnung auf dieſe Eröffnung auf- 


®) US Bundebtagdgefanbte fungirten hierbei: 
4) für Deſterreich: Graf v. Buol-Schauenftein ; 
2) für Preußen: Freiherr W. v. Humbolbt (an ber Stelle bes eigentlichen 
Gefanbten Graf v. d. Bolp); 
3) für Sachſen: Graf Scälig, genannt Börg; 
4) für Balern: Freiherr ». Gruben (an ber Stelle des Grafen v. Rechberz 
u. Rothenlöwen ; 
5) für Hannover: v. Martens: 
6) für Wärtemberg: Freiherr v. Linden (nicht anwefenb) ; 
D für Baben: Freiherr v. Berftett; 
8) für Kurheſſen: v. Garlähaufen; 
9) für Großherzogthum Heflen: v. Harnler; 
10) für Holfein « Lauenburg: Freiherr v. Pleſſen (anftatt bes Freiherrn 
». Eyben); 
14) für Yugenburg: Freiherr v. Bagern; 
12) für beide Medlenburg: Freiherr v. Pleſſen: 
13) für Naffau: Freiherr Marſchall u. Biberſtein; 
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gegeben. Das deutſche Bolt Tam der Bunbeöverfammlung nicht 
mit jenem Vertrauen entgegen, welches jo jehr die Einführung 
neuer Inſtitutionen erleichtert; es verlangte in der Preſſe ge 
rabezu, daß bie Bundezverfammlung dieſes Vertrauen erft durch 
entiprechende Handlungen verdienen folle, obwohl man fonft von 
den Deutjchen gerade nicht jagen Tann, baf fie im Allgemeinen 
nicht von jeber neuen Einrichtung immer das Beſte hofften. Die 
bitteren Täufchungen, welche man in ven Rheinbunbitaaten er- 
fahren, hatten auch in bein gegen ben Norden Deutſchlands eifer- 
ſüchtigen Süben mißtrauiſch gegen neue Einrichtungen der Regie 
rungen gemacht. Daß mar aber bei Errichtung des Rheinbundes 
große und audfchweifende Erwartungen befierer Zuftände gehegt, 
beftätigen die Oppofitionzblätter ber damaligen Zeit augdrüdlich, 
3. B. die Nemeſis und dad Oppofitionzblatt *). Das Mißtrauen 
gegen die Bundesverſammlung wurde noch erhöht, weil man ſich 
wohl bewußt war, daß der deutſche Bund von den Gliedern deſſelben 
durchaus nicht aus gegenfeitiger Zuneigung geichloffen war, und 
daß es keinesweges das allgemeine Gefühl des Nationalbevürfnifies 
geweſen, welches zu einem neuen gemeinfchaftlichen Nationalband 
getrieben hatte. ine Reihe von Begebenheiten niederdrückender 
Art hatte zur Belebung fo tief geſunkenen Vertrauens auch nichts 
tun können. Man hatte von diplomatischen Streitigkeiten ber 
einzelnen Bunbezfürften gehört, welche faft zur Abbrechung aller 
Verhältniffe zwilchen ihnen geführt. Mißtrauen war jelbft in 
Bitterfeit übergegangen, ala fich die empörenbften Verbächtigungen 


14) für Weimar, Gotha, Koburg, Meiningen, Hilbburghaufen: Freiherr 
v. Hendrich; 

15) für Deſſau, Bernburg, Köthen, beide Schwarzburg: v. Berg; 

16) für beide Hohenzollern, Lichtenftein, Waldeck, Reuß, Lippe: Freiherr 
v. Leonhardi; 

17) für Lubeck; Hach; 

18) für Frankfurt: Dana; 

19) für Bremen: Emibt; 

20) für Hamburg: Gries. 

*) Nemeſis. VII. 497. Oppofit. 1816. IV. ©. 2364. 
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der Vollsbegeiſterung in ben Freiheitskriegen ankünbigten. Die 
Rebe, mit welcher ber öfterreichiiche Präfivialgejandte die Verſamm⸗ 
Iung eröffnete, enthielt von allen jenen Hoffnungen, welche Deutich- 
land belebt, nichts, fie legte auf dag Nachdruck, was bie Täu- 
fhungen biefer Hoffnungen bezeichnete. Deutſchland follte nach 
öfterreichifcher Anficht im Laufe der Zeiten weder berufen gewefen 
fein, die Form einer Einherrichaft oder auch nur eined wahren 
Bundesftaates zu gewähren, jonbern nur ein politiſches Schutz⸗ 
und Trubbündniß zu ſchließen und daneben einen die Nationalität 
fihernden Staatenbund zu bilden. Das fei jet wie in Zukunft 
Deutſchlands Beftimmung und Standpunkt in der Reihe der übrigen 
Völker Europa's. Obliegenheit der Bunbesverfammlung jet der 
boppelt heilige (!) Zweck: Achtung für die mehreren Volksſtämme 
und mehreren ſelbſtſtaͤndigen Regierungen, und gleiche Achtung für 
das große Band ber Nationalität. Die Heiligkeit der Bundesacte 
in ihren Grunbbegriffen mit unbeirrter innerer freier Wirfjamteit 
der einzelnen Regierungen nach Rocal- und Zeitbebürfniß, die gleiche 
Heiligkeit jener Beitimmungen und jened Geifted der Bundedacte, 
wodurch biefelbe Ausdruck und Sicherheit des großen National- 
bandes geworben — fei dad Ziel der Beltimmung ber Bundes: 
verjammlung. Bon ben eigentlichen zunächit liegenden Bebürfniffen 
ber Nation fagt die Rede gar nichts. Sie wirft einen Blick auf 
zwei nad, öfterreichiicher Anficht große Hauptirrungen in den 
Meinungen de öffentlichen Recht? und der Politik, weldye mit der 
franzöfifchen Revolution entitanden und genährt feien, nämlich auf 
einfeitige democratifche Auswüchſe in Anfehung der Staatsver⸗ 
faffungen und Verhöhnung des Syſtems des politifchen Gleich: 
gewichtes im gegenfeitigen Verkehr freier Völker ; fie hütet ſich aber 
wohl näher zu bezeichnen, was fie unter democratiſchen Auswüchſen 
verftanden willen will. Ein Seitenblid auf den Rheinbund, 
„den er im Sreife deutſcher Männer nur leife zu nennen wage”, 
veranlafte den fpöttifchen Dank des würtembergifchen Bundes⸗ 
gefandten, ein hämifcher Blick auf Preußens Politit *): — „Oeſter⸗ 


°) Sachſen! Direstorium am Bunbektage! — 
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veich beabfichtige ebenfo wenig eine Eroberumg auf deutfchem Boden, 
als eine eigenmächtige Erweiterung feined Standpunktes im beut- 
fen Bunde”; — blieb ungerügt von dem preußiſchen Bundes⸗ 
gefanbten. Aber zwei Aeußerungen waren in biefer Eroͤffnungsrede 
geſchehen, welche von Bedeutung hätten fein Können, wenn fie von 
der aufrichtigen Geſinnung bes äfterreichiichen Kabinet3 wären ger 
dragen geweien. „Das Nationalbedürfniß jei die Schöpferin und 
ber Leitftern bei allen nationalen Formen unb alsdann gehe man 
verbürgt zum wahren, zum höchften Ziel” „Der Kaifer, mein 
Herr, ehrt den erflärten Ausdruck bes ffentlichen Willend, und 
folgt dieſem jetzt, wie immer.“ Die oͤffentliche Meinung ber da⸗ 
maligen Zeit ſah aber in dieſen Worten nur leere Redensarten 
und äußerte ſich unverholen und mit Bitterkeit; die Zukunft bewies, 
daß fie Necht gehabt, fich To zu Außen. Man rief in der Brefie 
dem öfterreichifchen Kabinette zu, daß bie Leiter ber öffentlichen 
Angelegenheiten nur allein die Nationalbebürfniffe zu Tennen 
glaubten, ohne fi um bie Frage zu befümmern, woher fie foldhe 
Weisheit hätten. Ihre Anfichten und Wünſche fchrieben aus ber 
Kinderftube, aus der Hofluft, aus dem Schlenbrian des Geichäfts- 
Lebens, wenn es hoch komme, aus der mißverftandenen Geſchichte. 
Es fchiene, daß fie die Nation zu Grunde richten Eönnten, um das 
Bebürfni der Nation zu befriedigen *). Mit Worten fei es nicht 
gethan, vor Allem folle man bie Nation in der freien Rede und 


°) 88 finder ſich ein ſehr begeichnenbes Gedicht aus jener Beit vor: 
Sm Siegfrieds alter Nebelbülle 
Hab’ ich ben hohen Rath belaufcht, 
Mandy’ großes Wort in reicher Fülle 
SR meinem Ohr vorbeigeraufcht. 
Mit Staunen hab’ ich's angefchen, 
Wie fie fih wenden, frümmen, breben, 
Unb wie das Wort ben Sinn getäufät. 
Man ſprach von Forberung ber Zeiten 
Bon Menfchheit, Freiheit, Boll unb Land, 
Bom Zweck des Staats, von Borwärköfchreiten 
Und von ber Einheit Heil'gem Band. 
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Preffe Hören, ftatt die Publickät zu mißachten und zu verfol 
gen, Repräjentatioverfaffungen in allen deutichen Staaten zu Stande 
bringen. Der Prafidialgefandte mußte auch weit in bie Vergan⸗ 
genheit zurüdgreifen, um ein Beifpiel eines dfterreichiichen Herrſchers 
zu finden, welches zum Beweis ber Behauptung dienen Eonnte, daß 
das öfterreichiiche Kabinet bem Intereſſe Deutichlands immer gerecht 
gewejen fei, — bis zu Rudolph von Habsburg! — Diejenigen aus 
ber Reihe Sfterreichifcher Herrſcher, welche noch einige Verdienſte 
um beutfche Nationalinterefien etwa hatten, paßten nicht in das 
Metternich ſche Syſtem; Joſeph I, wenn gleih faſt nur Deſter⸗ 
reicher, doch für die allgemeine Eivilifation gerade zugänglich, durfte 
nicht genannt werben! — 

Es wäre beffer geweſen, Oeſterreich hätte von feinen Gefühlen 
für deutfches Intereſſe gefchwiegen. Bon den Anftrengungen bed 
Volls zur Wiebererringung der deutſchen Selbſtſtändigkeit, enthielt 
bie Rede nichts. Deshalb fah fich wohl ber Gejanbte für Luxem⸗ 
burg, Freiherr von Gagern, veranlagt, auf dieſen Punct hinzu 
weifen, die Thaten der Heere, bad Opfer Hofer? rührend anzu⸗ 
ertennen. Aber felbft dieſe Anerkennung hatte eine fpeciell oranifche 
Barbung, war eine Art von Tribut gefühlter Dankbarkeit bes 
Königd ber Nieberlande für unverbiente- Begünftigung der Groß⸗ 
mächte, welche fpäter mit fo kleinlicher beichränkter Selbitfucht von 
eben biefem Könige gegen Deutichlanb vergolten werben jollte 
(jusqu’ä la mer!). Bon einem Dank gegen bad Volk für un 
gemefjene Laften und Opfer war nirgenbö zu lejen; dieſes hatte 


Unb als die Reden abgeſchloſſen, 

Da warb einmuͤthiglich beſchlofſen: 

„Sol fünftig ſtehen, wie's vormals ſtand.“ 
Geitbem will mir das Herz nicht glühen, 
Vißtrauiſch zeigt die Seele ſich. 

Wenn Worte Wahrheitsfunken ſprühen, 
Dann ängftigen die Werke mid. 

„Das Boll}” — Mir heben alle Blieber! 
KTerechtigkeit ?" — Ich Finke nieber! 

„Die Freiheit y — Herr erbarme dich. 
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wahrlich mehr gebulbel, unb zwar in allen feinen Stänven, als 
die Yürften, fo ſchwer viefe auch geprüft waren. Wo wäre wohl 
eine würbigere Gelegenheit für die Fürften Deutfchlanbd geweſen, 
die Schuld der Dankbarkeit für die wiebererlangte Selbftftänbigleit 
wenigſteus durch Worte öffentlich und feierlih dem gefammten 
Deutfchland gegenüber auszubrüden? Einzelne Regenten waren 
diefer Pflicht allerdings in ihren Ländern nachgelommen. In ber 
Bundesverfammlung beichränkten fich die Abftimmungen einfach auf 
bie Anerlennung ber in ber Präfibialreve vorgeführten politiichen 
Principien. 


Bweites Kapitel. 
Die Chätigkeit der Bunderrersammlung his zu ihrer ersten Bertagung 
5, Rosember 1816 bis 1. August 1817. 


Der unbeitimmte und vielbeutige Ausbrud einzelner Artikel 
der Bundesacte, welche die Volksrechte, fowie die Competenz ber 
Bunbesverfammlung in Bezug auf innere Angelegenheiten ber ein- 
zelnen Bunbeslänver (Art. 2, 13, 18, 19 mit Beziehung auf 
Art. 10) betrafen, wären wohl dad Mittel geweien, eine einiger- 
maßen Träftige Einwirfung der Bundesverſammlung auf bie 
politiiche Entwicklung Deutfchlands in gutem Sinne berbeizu- 
führen, — wenn ſich guter Wille bei allen Regierungen gejunden 
hätte, die Mängel ber übereilten Redaction zu verbefiern und wirt 
lich das zu erfüllen, was Regentenpflicht im 19. Jahrhundert 
erforderte. Aber es fehlte viel, daß biefer gute Wille vorhanden 
war. Befragt man den Inhalt des erften Vortrags der Präfibial- 
geſandtſchaft nad Eröffnung der Bundesverfammlung, fo beißt es 
freitib: „Gang Deutfitland ſieht jebt mit gejpannter Erwartung 
dem Geiſte entgegen, der unjere Berathungen beleben wird; jeder 
Deutſche erwartet mit Zuverſicht und Vertrauen, daß wir eingeben 
unſeres Berufes, dad Gebäude des großen Nationalbunbes vollenden 
werten, wozu uns bie Bundesacte zur Grundlage bienen fol” 
In Folge deſſen bezeichnete Graf v Buol-Schauenflein der Bundes⸗ 
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verfammlung bie Normen, welche der erſten Thaͤtigkeit berfelben zu 
Grunde gelegt werben follten und ſchickte dieſe drei Grunbfähe voraus, 
welche zum Leitftern ber Verhandlungen dienen müßten, nämlich: 

I) der beutiche Bund ſei ein Staatenbunb und hiernach müſſe 
ſich die weitere Entwicklung ber Bundesverfaſſung bemeffen. 

I Die Bundesverſammlung müſſe für die einzelnen Klafſen 
und Berfonen im deutſchen Vaterlande, welche die Spuren und 
Folgen ber Zerftörung vergangener Zeiten getragen, Sorge tragen, 
wie bied am Wiener Eongreß anerkannt fei. 

II) Der Bundestag koͤnne aber auch das nicht von feinen 
Berathungen ausfchließen, was nad, Eröffnung befielben im Strone 
ber Zeit ſich zu feiner Berückſichtigung eignen würde, wie es ber 
Augenblick, wie es bie Pflicht erheifche, in heiliger Beachtung ber 
Grundveſten des Bunbed. Denn bie Zeit ſei die Theorie der Väter 
und Regierungen, und im Laufe berfelben erzeugten ſich Bebürfnifie 
in den verichiebenartigften Formen. 

Dielen drei „Directivanfichten” gemäß jollten ſich nun für bie 
erſten Berathungen folgende Berbanblungen ergeben: 

1. Ueber den Art. 8 der Bunbedacte wegen Herftellung einer be- 
ſtaͤndigen Stimmorbnung. Die in den VBorconferenzen in Beziehung 
auf den Geſchaͤftsgang bereit getroffenen vorläufigen Berabrebungen 
follten bis zum Erlaß einer Bundesordnung als einftweilige Nor: 
men gelten. 

2. Vieber bie Art. 10 und 11 ber Bundesacte, welche die Vor⸗ 
ſchrift der Erlaffung oder das innere Gebäude des Bundes ſelbſt 
betreffenden organiſchen Grunbbeftimmungen enthielten. Died müffe 
einen vorzüglich wichtigen Zweig der Verhandlungen audmachen; 
denn ed werbe hiermit die vollfommene organifche Gefehgebung 
bed beutichen Bunde in Hinficht ber augmärtigen, militärifchen 
und inneren Verhältniſſe bezeichnet. 

3. Ueber die Art. 12, 13, 16, 18 und 19 der Bunbdesactı 
bei erftern, Art. 13, wegen Feſtſetzung einer Tandftänbifchen Ber: 
faffung in den Bundesſtaaten feien zwei Klippen zu vermeiden: 
„nämlich Feſtſetzung derjenigen Srundfäge, welche in biefer Hinficht 
als gleichförmig anzunehmen zweckmaͤßig fein möchte; und zugleich 
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Ueberlaffung derjenigen inbivibuellen Beſtimmungen, welche nad 
örtlichen und Perfonalverhältnifien der einzelnen deutichen Bundes⸗ 
ftaaten zum wechfelfeitigen nie tremmbaren Ruben ber Fürften 
und Voͤlker vorbehalten bleiben. In der Beobachtung biefer zwei 
Directionen werben wir bad Wohl der beutichen Staaten beförbern 
unb den Dank der Zeitgenofien, jowie der jpätern Zulunft ernten.” 

Bei dem zweiten, Art. 12, handele es ſich um bie wohlgeorb- 
nete Juſtizpflege, Art. 18 aber enthalte die wohlthatigſten Bes 
ſtimmungen für alle Deutjchen und begrünbe ein wahres deutſches 
Bürgerrecht. Dieſer Gegenftanb müfje ein Gegenftand bed Wett⸗ 
eiferd für alle Regierungen fein und verbiene eine balbige und 
weife Berathung. Hiermit koͤnne denn auch Art. 16 wegen der bürger- 
lichen Rechtsverhältnifie aller chriftlichen Confeſſionen und ber Juden 
in Verbindung gefeßt werben. Nicht wminber wichtig ſei endlich 
ach die Beſtimmung des Art. 19, weldher die Bunbeöftaaten in 
Binficht des Handels, Verkehrs und der Schiffahrt verbinden folle. 

3u I. müßten fi bie Berathungen der Bunbeöverfammlung 
auf Art. 14 die Mebiatifirten erftreden, und fih daran Art. 6 
fchließen, in welchem es ſich um Curiatſtimmen berfelben im Pleno 
der Bunbesverfammlung handle, dann auf Art. 16, welcher ben 
beutichen Ordensmitgliedern und überrheiniſchen Bifchöfen und Geijt- 
lichen gerecht werben wolle, enblich auf Art. 17 betreffend bie Tayt 
ſchen Poftverhältnifie. 

3u II. bemerkte der Präfivialgefanbte, daß er mit Vergnügen 
bereit jet die ihm zukommenden Vorſchlaͤge der Berathung der 
Berfammlung zu unterbreiten, und daß bie Bundesverſammlung 
bie ihr im Laufe der Zeit über dieſen oder jenen Gegenſtand ber 
Sffentlichen Berhältniffe des deutſchen Bunbes zulommenben Bor 
jhläge und Wünſche mit patriotiicher Bereitwilligkeit berathen 
möge. Da bie Zeit, bie Cultur der Menſchheit keinen abſoluten 
Graͤnzpunkt kenne, fo möge die Bunbesverfammlung bad Gebäube 
bed Bundes zwar für heilig, aber nie für gefchloffen und ganz 
vollendet halten. 

Nach biefen mitunter in weiterer Ausführung motioirten 
Erörterungen, ging der Präfivialgefandte zu der Frage über, wie 


127 


vorläufig die Geſchafte zu behandeln fein”) Es verſteht fich von 
ſelbſt, dag wir auf diefe rein geſchaͤftlichen Anordnungen bier nicht 
eingehen, da fle mit unferem vorgefeßten Ziele faft in feiner Be 
ziehung fliehen. Was wichtig für die Volksintereſſen geworben if, 
werben wir fpäter herausheben. Zu bemerken ift jeßt nur, daß 
Defterreich den baldigen Erlaß einer Bundesorbnung 
als befondere Pflicht anerkannte. 

Die Eröffnung ber Bunbeöverfammlung hatte fich fo lange 
hingezogen, die Borverhanblungen hatten bie bringenden Fragen 
durchaus zu keiner wenn auch nur vorläufigen Berathung kommen 
lofien, daß man nicht erftaunen barf, wie wenig bie Bundes⸗ 
verfammlung felbft für die zunächit zu erwartenden Gegenftände 
zu einer Entſcheidung kommen konnte. Boraudzufehen war gewiß 
eine Anzahl von Eingaben und Beichwerben. Die Zeit der Recht: 
Iofigfeit fett 1806 war für bie Unterihanen gegenüber ben 
Regierungen offenbar genug geweien, fobalb es ſich um politifche 
Rechte handelte, als daß man Hätte erflaunen bürfen, über eine 
große Anzahl berjenigen, welche im guten Glauben der neuen 
befiern Zuftände, ihr echt bei der Bundesverſammlung fuchten. 
Der unbeftimmte, vieldeutige Außbrud der Bundesacte felbft, bie 
mangelnde politifche Befähigung des Volkes im Allgemeinen, trug 
weiter dazu bei. Der Mann aus dem Volke ſah wohl, daß ihm 
in den politiihen Wirren ein Mares, nach feiner Meinung unan- 
taſtbares Recht verloren gegangen ober in trage geftellt war, aber 
für den Unterſchied zwifchen Bundesſtaat und Staatenbunb hatte 
er keine Gedanlen. Sollte doch auch nach der Eröffnungärebe bes 
Präfivialgefandten ber deutſche Bunb zwar ein Staatenbund, aber 
doch wieverum mit einigen nicht näher befinirten mit allgemeinen 
Rebendarten in das Unbeftimmte hin dunkel gemacht, Fein Staaten- 
bund fein; er follte mehr ald das fein! Aber wa, war freilih 
nicht gelagt. 

Für die Bundesverfammlung war aber jeht eine Nothwendig⸗ 
keit gegeben, fich über eine Anzahl von Eingaben zu äußern. Cine 


*) &, Anhang 3. 
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ſolche Anzahl. von Singaben des verſchiedenſten Inhalts gab ſchon bei 
den erften vertraulichen Verhandlumgen, welche der Eröffnung ber 
Bunbeöverfanimlung vorausgingen, bie Veranlaſſung auf das Recht 
ber Beſchwerden, das Klagerecht der Unterthanen gegen bie Bundes 
fürften bie Mufmertfamkeit zu lenken. Died, geſchah in der britten 
Conferenz, ald die Verhältniffe der Bunbesverfammlung zur Stabt 
Tranffurt erörtert wurden, Es handelte ſich zunaͤchſt um. bie 
Feſtſtellung des Schutzrechtes in Beziehung auf Uagende Unter: 
thanen. Man einigte ſich jedoch damals nicht zu. einer vorläufigen 
Beftimmung,. fonbern überwiegt bie Sqche her zulänftig zu erlaſſen⸗ 
ben Bunbedorbnung, war aber boch auch fo vorfichtig, hiervon nichts 
jelbft in den loco dicteturae gehrudten Protocollen niederzulegen. 
Aber aus dem Wege konnte man bach biefer Frage wegen ber 
öffentlichen Meinung nicht gehen: und mußte eine proviſoriſche Be⸗ 
ſtimmung ind Auge fallen. Denn gleich in der erften Sitzung 
fanden ſich eine Anzahl von 32 Vorftellungen und Klagen, welche 
dem Bundestage zur Abhilfe und Entfcheibung übergeben wareıt. 
Der Bund fah einer großen Erndte ſolcher Klageichriften entgegen, 
und war am Ende gevrungen, Grunbfäße für die Competenz, wenn 
auch nur vorläufig, feitzuftellen, um nicht etwa fchwierige, und am 
Ende vielleicht illuſoriſche Vorarbeiten vornehmen zu müflen. Die 
Frage: „über welde Gegenftände an ben Bunbeötag recurrirt 
werden, in welcher Art Theil genommen oder gar entſchieden werben 
fol" wurbe insbefondere von Baiern in vertraulicher Sigung vom 
21. Noobr. 1816 angeregt, und ein großed Gewicht hierauf gelegt. 
Es wurde auf Antrag des Präfidiums eine Commiſſion von fünf 
Mitglievern, beitehend aus Freiherrn v. Gruben, v. Martens, 
v. Pleſſen, v. Berg, v. Hach gewählt, damit eine ber für ben 
Anfang dringendften practifchen Fragen wenigitend eine vorläufige 
Erlevigung fände. . Die Commiſſion einigte fi aber nicht zu 
einem gemeinfchaftlichen Berichte; die Meinungen gingen jo weit 
auseinander, daß jedes Commiſſionsmitglied fein beſonderes Votum 
abgab, welches der Bundeöverfammlung vorgelegt wurde. Baier, 
bie öffentliche Meinung fürchtenb, verlangte Geheimhaltung der 
Commiſſionsvoten und Oefterreih und Preußen unterſtuͤtzten es 


129 


bierin. Das Recht der Bitte, der Beichwerbe, ein fo natürliches 
und nothwenbiged Recht der Unterthanen war ed, über welches 
man von vielen Seiten zweifelte, ob man vorläufige Principien 
bis zum Erlaß ber Bundesordnung aufftellen follte! Wohl 
that man, daß bie einzelnen Noten nicht veröffentlicht wurben. 
Die Reden des Praͤſidiums würden in einem anderen Lichte ge: 
ftanden haben, und die Energie, welche Freiherr v. Gruben felbit 
den Oppofitionzblättern, wie die Nemeſis, zu entwideln fchien, weil 
er auf Erlaß einer Bundesorduung drang, gewinnt ein anderes 
Anjehen, wenn man bie bisher nicht veröffentlichten Motive dieſes 
Antrags vergleicht. Gewiß wäre es von großen Folgen geweſen, 
wenn im vollsthümlichen Sinne eine Bunbesorbnung gleich von 
Anfang an feftgeitellt wäre, allein man leje die Ausführung bes 
baterifchen Bundestagsgeſandten, um fich zu überzeugen, daß fein 
Antrag nicht geftellt war, um Vollsrechte zu fichern, fonbern fie 
fo viel als möglich in Frage zu ftellen. 

Baiern erfannte nämlich die in der Eröffnungdrebe und dem 
erften Bortrag des präfidirenden Gejanbten im Geifte der Bunbes- 
acte mit hoher Liberalität und Scharfiinn entwidelten Gründe, 
weldye den beutichen Bund nicht als Bunbesitant (wie es vielleicht 
beim Anfange des Wiener Congreſſes die Abſicht geweſen fein 
möchte), fondern als Staatenbundb dargeftellt, gebührend an. Hier⸗ 
nach fei alfo Deutfchland kein zuſammengeſetzter Staat, fondern 
lediglich ein völferredhtlicher Verein beutfcher, umabhängiger Sou⸗ 
veraine; ber Zweck ſei innere und äußere Sicherheit. Jeder 
Souverain ftehe unter dem Schube und der Garantie aller übrigen. 
Niemand bürfe, den Fall ber Noth ausgenommen, ſich Selbfthülfe 
erlauben; entitänden Streitigkeiten, fo follten fie auf eine rechtliche, 
ihnen angemefiene Weiſe befeitigt, ausgeglichen ober entfchieven 
werben. Der 6. 11 der Bunbedacte enthalte ſchon deshalb einige 
organifche Beftimmungen, und es frage fi) nun, „Welche Streitig- 
feiten zur Bunbesverjammlung gehören follten ?” Auf öfterreichifche 
Veranlaſſung entwidelte Baiern hierüber folgendermaßen feine 
Anfichten: 

4. „Der Artikel 11 fpricht nur von jenem ber Bundesglieder 

Eifer Vei. 9 


130 


ınter einander, aljo eines Souveraind gegen ben anbern; ber 
Gegenſtand fei civil-, oder ſtaatsrechtlicher Natur. Nur follen vie 
ftreitenden Theile als Staat, oder Regierung gegen einanber 
ftehen; in biefem Falle fol nun, zur Vermeidung eines Krieges, 
gütlicher oder rechtlicher Austrag Statt finben. 

Bekanntlich ift erft nach reifer Ueberlegung *) bei ben Wiener 
GSonferenzen in dem Art. 11 das Bunbeögericht in jener immer 
wohlgeoroneten Austrägalinitanz verändert worben. Diefer Aus⸗ 
brud paßt offenbar mehr auf die Streitigkeiten ber Souveraine 
unter fi; auch ward er dann gewählt, ald man von ber Idee 
eined Bundesſtaates ab, und auf jenen eines Staatenbunbes über 
gegangen war. Hoffentlich wird es nicht fchwer fein, über bie Art 
der Ausübung einer ſolchen Austrägalinftanz (wenn ber zweifelö- 
ohne feltene Fall eintreten follte), fich zu vereinbaren. 

2. Streitigleiten der Unterthanen gegen ihre Regenten find 
in dem Art. 11 nicht begriffen. Schon bei der früheren Reichs— 
verfafjung gehörten die Klagen gegen den Fiskus an bie compes 
tenten Landesgerichte; die Richter find in ſolchen Fällen aller 
Pflichten gegen den Souverain entlaffen. Gleichwohl Tönnte es 
boch auch Tzälle geben, wo ſolche Privatitreitigleiten eine Staats 
fache würden, fo könnte 3. B.: 

a) einem fremben Unterthan die Juſtiz, oder die Vollſtreckung 
eines richterlihen Erkenntniſſes, ohne Rüdficht auf die In⸗ 
terceſſion feines Hofes verweigert werben; | 

b) es Könnten auch Streitigleiten zwifchen dem Regenten unb 
feinen Unterthanen entftehen, burch deren Folgen die Erhal⸗ 
tung der inneren Ruhe leicht gefährbet würbe. 

In ſolchen Fällen fcheint nun allerdings ein Einfchreiten von 
Seiten be3 Bundes angemefien. Jedoch möchte, ſoviel möglich, nur 
im conftitutionellen Wege und durch die competenten Gerichte vor- 
erſt die Erledigung empfohlen werben müffen. 


) Die Duelle hierfür giebt Freiherr v. Gruben nicht au; — nach ber 
von und gegebenen Schilberung ber Berbanblung ift es offenbar, daß Bieräber 
feine reifliche Unterhandlungen Statt fanden; — wenn nicht etwa befonbere 
zwiichen Deſterreich und Baier. 
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Wenn bei Streitigkeiten ganzer Körperfchaften mit dem Re 
genten, ein Ausbruch, thätliher Unternehmungen, mithin Störung 
ber öffentlichen Ruhe eintreten ſollte und feine gütliche Ausgleichung 
Statt fände; dann erft würbe eine wirfjame Theilnahme von Seiten 
bes Bundes angemefien fein. 

Ueber alles dieſes ift jeboch in der Bundesacte noch nichts 
entſchieden, folglich ein organiſches Geſetz dieſerhalb erforderlich. 
Unter den 32 Gegenſtänden, welche als Beſchwerden beim Bunde 
eingegangen, iſt nicht eine einzige Klage eines Souverains gegen 
den anderen, wohl aber mehrere von Unterthanen, über deren 
Zuläffigkeit erſt entſchieden werben ſoll. Es ſcheint daher vor allem 
erforderlich, über unſere Competenz, in Beziehung auf die Gattung 
von Klagen der Privatperfonen und Unterthanen gegen bie Souve- 
tainen, einer Verlaßnahme Statt zu geben, und durch einzuholende 
Inſtructionen die beöfallfige organifche nähere Beitimmung vor: 
zubereiten.” 

Baiern wollte demzuvor bie Tiquiden Anſprüche der Unter: 
tdanen, welche im $. 18 ber Bunbesacte garantirt, feine, ſowie die 
Benfionen der deutſchen Ordensritter des Kammergerichts 2e. nicht 
unter biejmigen Gegenſtaͤnde gejtellt wifjen, welche einer Inſtruction 
der Regierungen erft bebürfen, außerdem fei aber erit eine nähere 
organifche Beſtimmung notbwenbig. 

Sehr merkwürdig ift nun die folgende Aeußerung Baierns, 
weil fie deutlich den Geift des Widerſtrebens gegen jedweden ſelbſt 
den Meinften Fortichritt der allgemeinen nationalen Intereſſen be- 
zeichnet. Deßhalb hatte auch Buiern in der fünften Sitzung bie 
Geheimhaltung diefer Abftinmungen verlangt und erreicht. Es 
[heute die Vergleichung mit den Anfichten anderer Bundestags⸗ 
gelanbten. 

„Schon früher,” ſchließt nämlich Baiern feine Abftimmung 
„als von der Feſtſetzung der Verhältniffe des Bundestags zu der 
freien Stadt Frankfurt, und insbefondere von dem Schußrechte in 
Beziehung auf klagende Unterthanen bie Rebe war, wurbe es auf 
ein deshalb angebrachte Monitum anerkannt, bie diesfalljige nähere 
Beſtimmung ber Bundesordnung vorzubehalten. Um » mehr darf 
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alfo die definitive Beſtimmung unjerer Competenz bei ben vor⸗ 
bemertten Klagegattungen nur unjeren Committenten überlaffen 
fein, denn wir müſſen aud nur den Schein einer incompetenten 
Gerichtsbarkeitsausubung ebenfo, wie den einer unbefugten Schuß- 
ertheilung vermeiden. Mein Schlußuntrag geht aljo babin, außer 
den zur Discuſſion durchaus liquiden Gegenftänden, bie oben fehr 
genau bezeichnet find, die übrigen alle bi? zur näheren organifchen 
Beitunmung unerdrtert zu Laffen.” 

Die hannover'ſche Abſtimmung, weldhe Martens (zugleich für 
Braunfchweig und Naffau Bunbestagdgefanbter) gab, ftimmte zwar 
etwa ironifch der Beſorgniß Baierns bei, daß bie biöherige Zahl 
einzelner Reclamationen ſich bald bedeutend häufen werde; alle 
um fo nothwenbiger ſcheine es, fobalb wie möglich biejenigen 
Gegenftände, welche nicht für den Bundestag gehören von den 
übrigen zu unterfcheiden, und eben dadurch die zu große Anhäufung 
nicht hieher gehöriger Gegenſtände zu vermeiden. Auf einer an 
deren Seite feien unter ben fchon eingelommenen Borftellungen 
manche, über bie ver Bundestag nicht eher werbe abiprechen können, 
bis man zu ben erforderlichen organiſchen Geſetzen gelangt fein 
werde. Allein er verſtehe aud den Antrag bes präfibirenden 
Herrn Geſandten nur jo, daß, um die Zeit zu fchonen, welche 
nothwendig vergehen müffe, wen diefe zum Theil nur in wenigen 
Eremplaren übergebenen VBorftellungen von allen einzelnen Ge⸗ 
fanbten gelefen werben und zu bem Enbe circuliven müßten, eine 
Eommiffion von fünfen ernannt werde, welche unter fich die Acten 
vertheile, jo daß jeder von ihnen übernehme, der Berfammlung 
über die ihm zugetheilten Actenftucle einen Vortrag zu machen, ber 
hauptfächlich zum Zweck babe, das Factum klar barzuftellen, um 
die Berfammlung in den Stanb zu feßen, ihre Meinung über bie 
Zuläfiigleit des Antrags zu faflen, und fofern es bie Umftänbe 
mit fich dringen, in den für den Bunbestag geeigenichafteten Sachen 
entweber, jofern fie bazu ſchon reif find, zu enticheiden, ober ſich 
möglichft über gleichförmige, desfalls an die Höfe zu fenbenbe Be⸗ 
richte zu vereinigen, damit nach eingegangenen Inſtructionen das 
Noͤthige verfügt werben Tonne. 
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Freiherr v. Pleffen flimmte zwar ber Anſicht, welche die 
Schwierigkeit der Eompetengbeftininung fir den Bundestag betreffe, 
vollfommen bei, glaubte aber dennoch bei allem Mangel ber dahin 
einſchlagenden Beitimmungen folgende leitende Principien aufitellen 
zu müflen: 

1. Bei allen venjenigen Gegenftänden, worüber bie Bundes⸗ 
ache irgenb eine ausbrüdliche Erwähnung und Beſtimmung enthält, 
um fie vor bie Bundesverſammlung zu bringen, verjteht es fich, 
daß biefe ala von jelbft competent, ohne weiteres das nöthige Vers 
fahren einzuleiten bat, inbem Biebei nur jebeämaliger Bezug anf 
befondere Dispofition der Bundesacte zu nehmen fein wird. 

2. In den Tällen aber, wo diefe nicht beftimmt ausgeſprochen 
iſt, fragt & fih nur in wie fan: 

entweder nach den allgemeinen Sweden unb Grunbfägen, bie 
in der Bunbedacte angegeben ſind und bie dem barauf ge 
gründeten Staaten-Berein unterliegen; 
oder auch aus der Natur der einzelnen Sache felbft, wenn 
biefe nämlich von der Art ift, daß fie in ben einzelnen 
fowerainen Staaten feine Erlevigung oder Entſcheidung 
finden kann ein Grund 
und bie Befugniß herzunehmen fein werben, um vergleichen Sachen 
auch bei der Bunbesverfjammlung anzunehmen, wenigftend nicht 
zurüd zu weilen. Zur Leitung hierbei würbe bienen, baß ber 
Zweck des Bundes, Art. 2 der Bunbedacte, die Erhaltung nicht 
nur ber äußeren, ſondern auch der inneren Sicherheit ift, und daß 
nach Art. 10 die organifchen Einrichtungen des Bundes auch feine 
Inneren Berbältniffe angehen follen. Alle Fälle, bie ſich hierauf 
beziehen, werben doch immer nicht ganz zurüd gewiefen, fonbern 
vor der Hand angenommen werben bürfen, und um bieje in jedem 
einzelnen Falle nach deſſen Beichaffenheit auszumitteln würbe bie 
Bundedverfammlung nöthigenfalls durch motivirte Abftimmung zu 
erklären haben: wie weit fie fich dabei für commpetent halten Tann, 
um entweber fogleich die Erörterung und Entſcheidung ſolcher Sache 
vorzunehmen, ober ob fie felbige noch bis auf weitere Beftimmung 
zurüdlegen will. Da dieſes dann von ber Anweiſung abhängt, 
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welche die Bunbesftaaten felbft ihren biefigen Gefanbten Darüber ge 
ben, jo würde e8 ber Sousgrainetät berfelben ganz unnachtheilig fein. 

Die zweite Frage betrifft dad Verfahren überhaupt , welches 
die Bundesverfammlung bei den Exhibiten, benen fie weitere Folge 
geben will oder muß, zu beachten hätte? 

1. Da, wo bie alte Rechtöregel — ot altera audiatur pars — 
Anwendung findet, ift jelbige auch in dieſen Verhandlungen wohl 
nicht außzulaffen. Alle deutſchen Länder find aber auf bem Bundes 
tage repräfentirt. Es jcheint daher dad Angemeſſenſte, wenn bie 
angebrachte Voritellung dem anderen betreffenden Theile durch ben 
Geſandten feined Landes am Bunbe mitgetheilt würbe, um inner 
halb verhältnigmäßig beftimmter Frift her Bundesverſammlung 
darüber Hinlängliche Auskunft oder Erklärung zu geben, vieleicht 
auch anzuzeigen, wie inmittelit die Anfprüchen oder Beichwerben 
ſchon abgeholfen worden. Es wirb biefes zuweilen genügen, um 
ſchon eine Erledigung herbeizuführen. 

2. Es Tann mit biefer Mittheilung eben barım aber auch 
noch ein befonderes Anfügen, oder eine näher beftimmte Anfrage, 
vielleicht Aufgabe von Seiten der Bunbesverfammlung zu verbinden 
für nöthig befunden werden, wenn bei der angebradhten Sache 
Antrag und Bitte vielleicht nicht ganz richtig geftellt find, oder um 
die Verhandlung zweckmaͤßiger zu leiten. 

3. Nach der ergangenen Verhandlung, wobei auch wohl vier 
Säpe erforderlich werden könnten, wird die Bunbedverfammlung 
-inen Beſchluß über die Sache felbft zu fallen in Stand geſetzt 
fein, und ed koͤnnte gleichfall® den betreffenden Bundesgeſandten 
aus der Mitte der Verfammlung ber Auftrag zugehen, von ſolcher 
Entſcheidung bie balbigfte Vollziefung in ihrem Lande zu bewirken, 
und wie folches gejchehen, jederzeit zur Kenntniß der Verſammlung 
zu bringen. Für die fonftigen erecutiven Mittel des Bundes werben 
die weiter organischen Einrichtungen noch zu forgen haben. 

4. Ein gerichtliches Verfahren fteht der Bunbesverfammlung 
feineöweg3 zu, und ſelbſt in den Streitigfeiten ber Bundesglieder 
unter einander, die nad Art. 11 der Bunbedacte an dieſelbe ge- 
bracht werben ſollen, Tann bei fehlgeichlagenem Verſuch der Ver: 
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mittefung durch einen Ausſchuß, bie vichterliche Entſcheidung nur 
durch eine wohlgeordnete Außträgalinftanz bewirkt werben. Um 
jo weniger werben alſo Privatrechtöäflagen, ober bie Befchwerben 
einzelner Unterthanen von dem Bundedtage angenommen ober ent: 
ſchieden werden können. Jedoch dürfte hierbei nicht zu verkennen 
fein, daß in den Fällen, wo bie eigentlichen Rechtsmittel bei ber 
oberften Inſtanz nicht andreichen, wo feine eigentliche Inftang um 
Rechtshülfe zu erhalten, vorhanden und die gänzliche Verweigerung 
der Rechtspflege nachgewieſen würde, doch ſolche Einſchreitungen 
von dem Bundestage erwartet und gefordert werben moͤchten, welche 
ohne ſelbſt richterlich zu verfahren, doch bie Entjcheibung der Sache 
auf ordentlichem und gehörigem Wege bewirken. Die Bundesacte, 
indem fie Art. 12 für bie oberften Inſtanzen in ben einzelnen 
Bunbesftanten beftimmte Yürforge trifft, fpricht es dadurch aub, 
daß die ungehinderte echtöpflege im ganzen Bunde gefichert fein 
fol. In diefer Hinficht werden dann felbft diejenigen Eingaben, 
bie gerichtliche Sachen betreffen, nocd der Prüfung bebürfen, in 
wie fern fie hierher gehören. Bei Vorftellung von Beichwerben 
aber, die von Ständen ober fogenannten Körperfchaften in Streitig- 
feiten mit den Regenten über bie Verfaſſung geführt werben, wird 
bie Bunbesverfammlung bis dahin, daß ber Art. 13 der Bundes⸗ 
acte eine weitere Ausführung erhalten, nur nach Beichaffenheit in 
jebem einzelnen alle über die Annahme und Erörterung urtheilen 
innen, in fo fern nach der Analogie des Urt. 141 irgend eine 
Eompetenz doch auch bei dieſen Angelegenheiten der inneren Sicher 
beit und Verhaͤltniſſe, zur Schlichtung eintreten muß, und in der 
Bunbesacte durchaus nichts vom Gegentheile enthalten ift, was 
bamit im Wiberfpruche ftänbe. 

5. Bei denjenigen Sachen aber, bie überhaupt nicht an⸗ 
zunehmen ober nicht zuläffig find, und bei ſolchen, bie abgewieſen, 
nämlich in ihren Anträgen ungegrünbet befunben worben, wirb bie 
Bunbesverjammlung zu beflimmen haben: ob felbige gang um . 
‚beantwortet bleiben, oder ber deshalb von ihr genommene Beichluß, 
etwa kurz motivirt, den betreffenden Theilen aus ber Bunbeslanzlei 
zugehen fol? Dafür möchte allenfalls fprechen: daß man nicht 
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mit wiederholten Eingaben und Anrufen von ben Partheien belä- 
ftiget, aber es auch im Publico mehr befannt und zur Beruhigung 
geveichen würbe, daß der Bundestag fi mit biefen Sachen wirklich 
beichäftigt hat. 

Am auzführlichiten ftellte v. Berg die Gefichtäpuncte auf, 
welche der Bunbesverfammlung zur Richtſchnur dienen follten, 
wobei er jedoch nicht zu bemerken verfehlte, daß für feine Meinung 
aus fpeciellen Inſtructionen der Höfe nicht zu fchöpfen ſei. Es 
icheine ihn zweckmäßig zundrberft bie Frage näher zu erörtern, 

„ob und wiefern die Bunbeöverfammlung befugt fei, Bor- 
ftellungen unb Gefuche von Privatperfonen anzunehmen, und 
barauf irgend einen Beichluß zu faſſen?“ 

v. Berg’? Anjicht gab allein von allen Anfichten einer ſpa⸗ 
teren vernünftigen Entwidlung des Bundes Raum, und wäre 
feine Anficht durchgedrungen, fo würde es anderö um ben Bunb 
geitanven haben. Seine Anſicht über bad Recht ber Beſchwerde 
ber Untertdanen und Körperichaften war eine würdige und wirt 
lich nationale, und was er über bie Pflicht der Bundesverſammlung 
ſelbſt in Bezug auf die zu ihrer Kenntniß kommenden Webelftänbe 
äußerte, verdient beſonders heroorgehoben zu werben. Seine, wie 
v. Pleſſens Anfichten verurfachten denn auch, daß die Abftimmungen 
der Commiſſion nicht veröffentlicht werben durften. 

„Es iſt einleuchtend, fagte er, daß bie hier entſcheidenden 
Grundſätze nur aus der Beſtimmung, welche die Bundesacte der 
Bundesverſammlung anweiſt, und aus den daraus erfolgenden 
Obliegenheiten derſelben geſchöpft werben können, und es ſcheint 
nicht, daß dem Beiſpiel oder ber Analogie vormaliger Berhältnifie 
einiger Einfluß verjtattet werben darf. Dabingegen finden wir 
jedoch nur für einen bejtimmten Fall, eine ganz eigene Quelle ber 
Zuftändigfeit der Bundesverfjammlung in bem 46. Urt. ber 
Wiener Congreßacte, welcher bie Zwiſtigkeiten, bie in Beziehung 
auf die Verfaffung der freien Stabt Frankfurt entitehen könnten, 
zur alleinigen Entſcheidung biefer Verſammlung verftellt. Da nun 
Zwiſtigkeiten dieſer Art auch aus Beſchwerden einzelner Bürger, 
oder geriffer Klaffen berjelben über irgend eine Beſtimmung ber 
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Grundgejehe von Franfurt hervorgehen können; fo tft bie Befugniß 
der Bundeöverfanmlung, foldhe Beſchwerden anzunehmen und bare 
über zu erkennen, Teinem Zweifel unterworfen, es genügt baber 
diefen befonberen all gleich zum Voraus bemerklich zu machen. 

Daß auch übrigend die Bunbesverfammlung berechtigt ei, 
Vorftellungen und Gejuche von Privatperfonen anzunehmen, und 
barauf angemeflene Beichlüfle zu faſſen, tft bereis in ber vorlän- 
figen Geſchäſtsordnung als eine nicht zweifelhafte Sache voraus 
geſetzt, indem daſelbſt außer ben Anträgen und Vorſchlägen ber 
Bundesglieder, auch auf fonftige Anträge, die offenbar nur von 
fremden Staaten, cder von Privatperfonen Herrühren können, Ruͤck⸗ 
fiht genommen und die Verfahrungdart in Anfehung bderjelben 
feftgefeßt worben ift. 

Und in der That wäre ed möglich, von ben Stif: 
tern unferes Bundes zu glauben, daß fie die Der 
fammlung ihrer Bevollmächtigten nur als einen 
biplfomatifchen Eongreß, nur als ein Zufammenfetn 
unter ji fremder Männer, beren jeder fein eigenes 
Intereſſe verfolgt betrachten, daß fie dem einzelnen 
Deutfhen ben Zutritt zu dem VBereinigungdpuntte 
aller Deutſchen verfhließen wollen? 

Allerbingd ift die Bundesverfammlung fein repräfentiver Koͤr⸗ 
per eined einfachen Staates; allerdings ift fie feine geſetzgebende 
Behörde deutſcher Nation, allerdings emblich ift fie fein oberiter 
Gerichtshof für die verbündeten Staaten. Mit gerechter Sorgfalt 
entfernt von ihr ber 11. Art. der Bunbesacte allen Schein eine? 
oberftrichterlihen Character, Sie fol nur vermitteln; enticheiden 
aber eine wohlgeordnete Austrägalinftanz. 

Obgleich die Bundeöverfammlung auf die inneren Angelegen- 
heiten Teinen unmittelbaren Einfluß habe, fo kann bennoch ihre 
Einwirkung in befondern Fällen, jelbft für bie Erreichung des 
Bundesgerichts, von den wohlihätigften Folgen unb unter der Be- 
obachtung einer angemefienen Form, jeber Regierung nicht nur 
unbebentlih, fonbern auch willlonmen fein. Unb hat nicht ber 
Bund ſelbſt bei ver Abfaffung feine® Grundvertrages den Unter: 
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thanen der Bundesſtaaten und verfchievenen Klaſſen won Private 
perjonen eine befonbere und wohlwollende Aufmerkſamkeit bewieſen ? 
Sollte daher dem Wirkungakreiſe der Verjammlung alle Theil⸗ 
nahme an Privatangelegenheiten entzogen werben können? 

Sit dieſes aber nicht der Fall, wie er es nicht fein kann, fo 
fragt ſich ferner: 

In wiefern kann die Bunbedverfammlung Borftellungen und 
Anträge von Privatperjonen annehmen ? 

Zwoörberft wird fie wohlgemeinte Vorfchläge nicht unwillig 
zurückweiſen: doch auch politifche Pläne und Träume nicht auf 
muntern. Ohne Zweifel find wir alle bamit einverftanden, wenn 
die verehrliche vorfigende Geſandtſchaft fagt: 

„Immerhin wollen wir mit patriotiicher Bereitwilligleit bie 
Vorichläge und Wünfche in Erwägung ziehen, welche im Laufe ber 
Zeit über biefen ober jenen Gegenftand ber öffentlichen Berhättnifie 
des deutichen Bundes und zur Kenntniß kommen werben.” Unb 
müſſen denn diefe Vorſchläge und Wünſche immer 
aus diplomatifcher Quelle fließen? 

Doch die Hauptfrage betrifft Vorftellungen und Geſuche, die 
das bejondere Intereſſe von Privatperfonen zum Gegenftande haben, 
und in Anſehung bdiefer muß zwar die Pegel verneinend aus—⸗ 
fallen: bahin nämlich, dag die Bunbesverfammlung, als eine zur 
Beiorgung der Angelegenheiten der Gejammtheit des Bundes an⸗ 
georbnete politifche Behörde, mit den Privdtintereffen einzelner 
Untrthanen der Bundesftaaten fich nicht zu befajfen habe. Wber 
auch diefe Regel hat ihre Ausnahme, die in dem Bundesvertrage 
und in ber Natur der- Sache gegründet find. 

Folgende Grundfäge dürften vielleicht dem Verhaͤltniß bes 
Bundes zu den Bundesſtaaten entjprechen: 

1. Die Bundesverfammlung kann keine Bejchwerben über 
Regierungshandlungen, felbft nicht in Beziehung auf Juſtizverwal⸗ 
tung, von Untertbanen einzelner Bunbezftanten annehmen, um 
darüber zu erkennen. inmifchung in die innere Verwaltung ber 
Staaten ift ihrer eigentlichen Beftimmung fremb. Die Regierungen 
der Bundesitanten wollen ficher das Befte: follten indeſſen dem 
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Verein ihrer vertrauten Bevollmächtigten Irrthuͤmer zur Kenntniß 
tommen, würde nicht oft und gewiß jehr oft, eine offene und 
freundliche Mitteilung verjchtevenartiger Anfichten bie heilfamften 
Folgen haben koͤnnen? Die vertrauliche Sprache von Freunden 
und Bundesgenoſſen, die feinen Anfpruch auf Cenſur oder Richter- 
amt machen, wird, auch ohne ofſicielle Form, Eingang finden. 
2 Die Bundeöverfammlung kann auch Beſchwerden der Ge- 
fammtheit der Unterthanen eines Bundesſtaats nicht annehmen. 
Wo das Unglüd es fügte, daß Herr und Land gegen einanber 
überftänden: vermitteln koͤnnte vielleicht wohl ver Bund, falls es 
gervünfcht würbe, oder Sorge für bed Bundes innere Sicherheit 
e3 erheifchte: richten kann er nicht, er fei denn freilich zum Schieds⸗ 
richter gewählt. 

3. Die Bundesverſammlung Tann eben fo wenig bie Be 
ſchwerden der Unterihanen einzelner Bundesftaaten gegen bie Re 
gierungen anderer Bundesjtaaten annehmen. 

4. Die Bundesverfammlung kann auch gegen Auswärtige das 
Intereſſe der Unterthanen einzelner Bunbesftaaten nicht vertreten. 

Dahingegen find: 

5. Diejenigen Privatperfonen, deren beſonderes Intereſſe in 
der Bunbedacte jelbft berüdfichtigt ift, befugt, fich deshalb an bie 
Bundesverjammlung zu wenden, und bieje ift verpflichtet, ihre Vor⸗ 
ftellungen anzunehmen und darauf einen angemeflenen Beſchluß 
zu faſſen. Diefer Say bebarf ohne Zweifel keines Beweiſes. 
Denn wie leicht könnte der Zweck vereitelt werben, wenn man bie 
Mittel nicht zulafien wollte? Dahin gehören die aus 6 und 14, 15 
und 17 der Bundesacte herzuleitenden Anfprüche der Berechtigten. 

6. Diejenigen Unterthanen ber Bunbesftaaten, welchen bie 
Bundesacie in politischer Hinficht gemiffe Zuſicherungen eriheilt, 
müffen befugt fein, deren Erfüllung bei ver Bunbesverfammlung 
zu betreiben. 

In dieſe Klaſſe find zu rechnen: 

a) Die Einwohner der Staaten, welchen ein regelmäßiges Ge⸗ 
richt dritter Inftang und das Recht der Actenverſchickung im 
12. Art. der Bundesacte bebungen ift; 
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b) die Einwohner aller Bunbesftaaten, um nad 
bem 13. Artikel, eine landftänbifche Verfaſſung 
zu erlangen®); 

c) diejenigen, welche durch Verletzung des im 10. Ar- 
tikel ber Bunbedacte ausgeſprochenen Grunb 
ſatzes der Gleichheit ber bürgerlichen und pol 
tifhen Rechte für die verſchiedenen chriſtlichen 
Slaubendgenofjen in allen Ländern und Ge 
bieten ded Bundes, etwa beihwert werben 
follten »); 

d) diejenigen Unterthanen, welchen die Befugniß Grunbeigen- 
thum außerhalb des Staates, den fie bewohnen, zu erwerben, 
oder ber freie Abzug von einem Bundesſtaat in ben andern, 
oder die Befugniß, in Civil oder Militairbienfte deſſelben 
zu treten, ober enblich bie Freiheit von ber Nachiteuer, den 
Beitimmungen bed 18. Art. zuwider, nicht verftattet wer- 
ven follte; 

e) die Belenner bes jübifchen Glaubens, in Anfehung ber im 
10. Art. der Bundesverfammlung empfohlenen Berathung 
über die bürgerliche Verbefferung der Juden; 

f) Schriftfteller und Verleger, um bie im 18. Art. verheißenen 
Verfügungen zum Schub gegen den Nachbrud zu bewirken. 

Da in den beiden legten Fallen blos bie Thätigleit der bundes- 
verfammlung zu betreiben ift, jo kann wohl das Necht bei berfelben 
zu follicitiven, feinem, der ein Intereſſe babei hat, abgefprochen 
werben. 

In allen übrigen Fällen find es gegenfeitige Berfprechungen 


°) Wenn dieſe Anficht eines Bundestagsgeſandten zur Richtichnur ber 
Bunbesverfammlung zebient hätte, würbe es anders um Deutichlanb ge» 
worben fein; — aber bie größeren Staaten wünjchten nicht einmal, daß es 
zur öffentlichen Kenntniß fomme, daß ein Bunbedtugsgejandter jo gefährliche 
Grunbjäge ausgeiprochen habe. 

°*) Mit diefer Anfiht von ber Wirkſamkeit ber Bundesverſammlung 
wäre Art. 16 ber Bunbesacte wirklich eine Wahrheit geworben; vielleicht 
lelbſt in Oeſterreich. 
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der Bunbesgenofien zum Bortheile Drikter, deren zwar unwahr⸗ 
ſcheinliche, doch wenigftens moͤgliche Nigterfüllung eben jenem 
Dritten Beranlafjung geben könnte, bie Dazwiſchenkunft der Bunded⸗ 
verfammlung nachzuſuchen. Es wäre Beltibigung, wenn 
ich bier eine Widerlegung jener troftilofen Theorie 
oder Sopbifterei für ndthig hielte, wonach ein Ber 
trag zum Beften eingd Dritten weder biefem ein 
Recht geben, noch bie Vertragſchließenden verpflic- 
ten foll; eine Theorie, deren Anwendung beſonders 
auf die Stipulationen einer Urkunde verfuht wurbe, 
bie näher zu bezeichnen, überflüfftg tft. 

Ich gehe daher mit voller Zuverſicht von. dem 
Grundſatze aus; in allen übrigen bier genannten 
Fällen find die Bunbesglieder gegen einander be 
rechtigt, auf Erfüllung ber geleifteten Verſprechun— 
gen und ertheilten Zufidherungen zu bringen. Es ift 
baber nicht abzufeden, warum bie Anzeige ber Nicht⸗ 
erfüllung, in einem ober bem andern Staate, von 
der Bundesverfammlung nicht follte angenommen 
werden, und warum zu biefer Anzeige nicht Jeder, 
ben ed angeht berechtigt fein follte? Mehr aber als 
eine ſolche Anzeige ift nicht nöthig. Es kann von kei 
ner Klage ber Untertbanen gegen ihre Souveraine, 
von feinem Rechtsſtreit, von keiner rihterlihen Ent⸗ 
fheidung die Rebe fein. Die Bundedverfammlung 
thut nur, was ſie auh ohne Aufforderung eine? 
Dritten zu thun befugt und ſchuldig tft; fie verlangt 
Erfüllung des abgejchlofjenen Vertrag”). 


*) Roc bis zum heutigen Tage bat fich bie Bunbesverfammlung nicht 
ja diefem fo Maren und einfachen Grunbfag erhoben. Bedarf es ber Hin, 
weifung auf Berfaflungszufände In beutfhen Bundesſtaaten ? Wir ſprechen 
hier nicht etwa von Heffen, bei beffen Verhältnifien europälfche Intereſſen 
mitſprechen, unb große Schwierigkeiten obwalten. Noch nicht einmal un⸗ 
zweibeutige Berfafiungsbefimmungen, welche durch beſondere Befchläffe unter» 
ſtägt find, kamen zur Ausführung, ſelbſt ba nicht, wo bie Bunbeöverfamm- 
Iung fie veraulaßt Hat! 


142 


7. Die Bunbesverfjammlung kann bewogen werden, der An⸗ 
gelegenheiten von Privatperjonen bei Regierungen ver Bunbesftaaten, 
oder bei Auswärtigen fi) anzunehmen, wenn deren Regierung fie 
vertreten, unb zu bem Enbe bed in ber Bundesacte bebumgenen 
Rechts, Vorichläge und Anträge zu machen, fich bebienen will. 
Endlich 

8. kann Privatperſonen, welche an der Geſammtheit des Bun⸗ 
des Anfprüche zu haben glauben, vie Befugniß nicht beſtritten 
werben, mit benfelben an bie Bunbesverfammlung, welcher die Be 
forgung ber Angelegenheiten der Gefammtheit anvertraut ift, fich 
zu werben. 

Yyür bie Anerkennung dieſer Grundſätze ſcheint es eined neuen 
Geſetzes nicht zu bebürfen, da fie aus der Natur der in der Bun⸗ 
dedacte enthaltenen Beitimmungen und aus ber nothwendigen Ber: 
bindung mit einem bereit? als rechtmäßig anerfannten Zwecke von 
ſelbſt flteßen. 

Die Anträge, welche hiernach an die Bunbesverfammlung von 
Privatperfonen gebracht werben können, find dreifacher Art. Ent⸗ 
weder wird die Bunbesverfammlung felbft angegangen, dasjenige 
zu thun, was die Bunbesacte worfchreibt, ober aber fie wirb er» 
fuht, zu bewirken, daß eines oder dad andere Bundesglied ben 
Bundesvertrag erfülle, ober endlich fie wirb felbit ala Geichäfts- 
trägerin bed Bundes in Anſpruch genommen. 

Die Fälle der erften und lebten Art find offenbar ganz un: 
bedenklich, fofern von der Zulaͤſſigkeit ber darauf fich beziehenden 
Geſuche die Frage ift. Ihre Erheblichkeit muß natürlicher Weife 
nach den jebesmaligen Umſtänden heurtbeilt werben. Die Fälle 
ber zweiten Art find unvermeiblich, fobald ein völferrechtliches Ver⸗ 
tragverhältniß, fowohl zum gegenfeitigen Bortheil der Bundes⸗ 
glieder, ald auch zum Beiten Dritter Statt findet. Aber auch bier 
kann bie Bundesverſammlung nie als eine höhere Autorität han- 
bein. Die Stellung ber Bundesglieder, welche von einigen ihrer 
Bundesgenofien Vertraggerfüllung verlangen, ift und bleibt bie 
von ben Verbündeten nach gleichem Recht. Es werben daher bie 
zum Bundestage verfammelten Geſandten ber eritern, nur ben 
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Weg der Unterhanblung betreten können, und führt dieſer micht 
zum Ziel, fo darf auch hier nicht Gewalt gebraucht, fonbern es 
muß eine friebliche Entſcheiduug der Austrägalinftanz erwartet 
werben. 

Was enblich Forberungen an bie Gefammihelt des Bundes 
betrifft, fo kann die Bunbedverfammlung nicht umhin, Verftellungen 
bie fi darauf beziehen anzunehmen, und fie zu prüfen. Sie 
würde fonft dem Vorwurf einer willfürlichen Rechtsverweigerung 
ih ausſetzen. 

Die bisher dargelegten Grundſätze jcheinen mir aud ber Bun⸗ 
desverfaſſung, wie fie jet ift, hervorzugehen. 

Der Bertreter ber freien Städte fiimmte im Allgemeinen den 
Anfichten. v, Berg’3 über ben damaligen Stanbpunct ber Bundes⸗ 
verfammlung bei, verlangte aber, da das Verharren auf dieſem 
Stanbpuncte unmöglich lange, und noch weit weniger für alle Zeit 
Statt finden koͤnne und dürfe, ein Eingehen auf bie Vorſchlaͤge 
v. Pleſſen's, welche auf eine balvige fortfchreitende Entwicklung biefer 
Derhältniffe gerichtet waren. Er rechtfertige dieſes folgenbermaßen. 

„Die Bundesacte hat es und Art. 6 zur Pflicht gemacht, 
die organilchen Einrichtungen bes beutfchen Bundes zu berathen, 
fie Hat Art. 10 von und geforbert, daß wir es als unfer erſtes 
Geſchaft anſehen follen, die Grundgeſetze des Bundes in Betreff ber 
inneren Berhältnifie Deutſchlands zu verfaflen. Dadurch tft bie 
Bahn geöffnet, diejenigen Tücken auszufüllen, welche ber Drang 
ber Umftände in Wien bei ven Berathungen über bie beutiche 
Bundesverfafiung übrig lafien mußte. Daß es fon damals 
allgemeiner Wille war, bie beutfchen Völker über ihren Rechts⸗ 
zuftand durch moͤglichſt volllommene Sicherung beffelben zu bes 
ruhigen, kann Teinem Zweifel unterliegen. Der Art. 12, welcher 
für die Anorbnung ber höchften Inſtanz in den Fleineren Staaten 
forgt: Der 13. Art., welcher allen Deutichen Tanbftänbifche Ver⸗ 
fafjungen ſichert, der Art. 18, welcher ſich über mehrere den Unter: 
thanen in ganz Deutſchland bewilligte Nechte verbreitet, lafien 
barüber keinen Zweifel. Was würde insbeſondere die Aufficht bed 
Bundes auf das Beſtehen der Gerichte nügen, wenn ber Bunb 
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nicht zugleih darauf achten bürfte und müßte, daß dem Deut 
ſchen Feine Hinderniffe in den Weg gelegt werden, vor jolden 
Gerichtähöfen Recht zu fuchen und zu finden? 

Wäre aber aud durch die Bundesacte jelbft nicht 
ſchon der Beruf gegeben, und fogar bie Pflicht auf 
erlegt, dur weitere Beftimmungen dafür zu forgen, 
daß die Deutfchen in allen Landen beutfher Nation 
gegen Willfür gefihert und völlig gewiß fein, day 
ibnen vehtlihes Gehör nirgends verjagt werden 
dürfe, fo würde doch der Geift der Zeit und bie un 
verfennbare öffentlihe Meinung dieſe Sorge not 
wendig von und fordern. Es ift nicht zu läugnen, 
baß grade der Haß gegen Gefeglofigfeit und Gewalt 
ohne Recht, die Deutſchen zu dem hohen Grade bes 
Muthes uno der Aufopferung alles deſſen, wa? 
ihnen ba3 Theuerfte war, entflamnt bat, wodurd 
fie allein im Stande waren, die Ehre und die Frei- 
heit ihres Baterlandes wieder zu erkämpfen, unb 
bag fie als wohlverbienten Lohn ihrer in der Ge 
ſchichte unverlöſchenden Anftrengung, einen völlig 
gefiherten Rechtszuſtand erwarten. Es iſt nicht zu 
vertennen, daß jie zu dem beutfhen Bunde und 
feinen Beratbungen Fein Herz und fein Vertrauen 
faffen werden, fo lange nicht beffen innere Berfaf 
fung ihnen diefe Sicherheit gewährt. 

Und was Eönnte bie Regierungen abhalten, dieſen unverkenn⸗ 
baren beißen und billigen Wunſch zu gewähren? Dem gerechten 
Landesherrn kann es weder beichränfend noch gefährlich erfcheinen, 
wenn bie Bundesverfammlung befugt ift, Beſchwerden über Ka: 
binetöjuftiz oder verweigerte Nichteramt zu hören, und daß un: 
gebürlihe Klagen nicht leichtjinnig angenommen werden, wird fchon 
durch das eigene Intereſſe aller Bunbesgliever verbürgt. — Fa 
man darf mit Sicherheit annehmen, daß bei den hohen Geſinnungen 
beutfcher Regenten unb bei dem Schube, den ſchon die Fünftige 
Preßfreiheit gewährt, die ver Bundesverſammlung geftattete Sorge 
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für dad rechtliche Gehör der Deuifchen, blos durch ihr Dafein und 
faft ohne alle Thätigfeit, die wohlthätigften Folgen haben merbe. 

Der banndver’iche Bundesgeſandte v. Martens gab nach biefen 
Erflärungen noch eine nachträgliche Abſtimmung, welche beweift, 
wie weit Graf Münfter ſchon von ben Grundſätzen abgewiden, 
welche er in Wien aufgeftelt und vertheidigt hatte, wie wenig ihm 
daran lag, der beim Abſchluß der Bundesacte mit Preußen ge: 
meinjhaftlich gegebenen Erflärung (ſ. S. 92) eine Folge zu geben: 
„Unftreitig wird durch organische Geſetze die Competenz der Bunbes- 
verfjammlung nach Anleitung der Bundesacte näher feitgefeßt werben 
müflen, und man wird dabei weder auf der einen Seite allein 
bet dem ſtehen bleiden können, was bie Bundesacte wörtlich be: 
zeichnet, noch auch auf der anderen Seite alle das der Bundes: 
verfammlung beilegen wollen, was nur aus bem Begriffe eine? 
Bundesſtaates, der eine höchfte gemeinfame Gewalt vorauzfekt, fich 
folgern ließe, da viel mehr in dieſem Sinne Deutſchland jet nicht 
für einen Bundesſtaat, fondern für einen Staatenbund zu halten 
tft, aber für einen Staatenbund, deſſen Zwecke und Attribute zwar 
in der Bundesacte ſchon vorgezeichnet find, aber noch eine fernere 
Entwidelung erfordern, die der Bundesverfammlung unter Zu- 
fiimmung ihrer Höfe überlafien ift. 

Aber ſchon jetzt damit anzufangen, theoretifch den ganzen Um⸗ 
fang der Befugniffe des Bundes feitzufegen, und bis man fich 
darüber zu einem Gelee vereinigt haben wirb, die einzelnen, an 
den Bunbestag gelangenden Reclamationen, bie nicht ganz evibent 
anzunehmen ober abzuweifen find, fondern bei deren Zulaſſigkeit 
Zweifel entftehen mögen, unerdtert ruhen zu laſſen, jcheint mir 
nicht rathſam. Vielmehr wenn man auf dem biöher fchon ein- 
geichlagenen Wege fortführe, bie einkommenden Anträge einer vor- 
läufigen Prüfung zu unterwerfen, damit die Bunbeöverfammlung 
beurtheilen könne, welche berfelben fie unbevenflih zulaffen oder 
abmweifen müffe, und über welche derſelben fie erft die Inftructionen 
ber Höfe erwarten müffe, ehe fie fich über ihre Competenz aus: 
fpräcdhe, jo würbe biefes vielleicht ein bejjerer Weg fein, um ein 
tünftig darüber zu entwerfendes allgemeines organifches Geſetz vor: 

Erfer Kpeil. 10 
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zubereitin, als wenn man jet ſchon alles zum Borans auf 
allgemeine Srundbjähe zurüdguführen verjuchen wollte, wobel man 
Gefahr Laufen würde, ber Sache entweder zu wiel oder zu wenig 
zu thun, unb entweber über bie Feſtſetzung dieſer Grundſätze 
oder über die künftige Anwendung berfelben in Schwierigkeiten zu 
gerathen, bie ben Gang der Geichäfte mehr hemmen ala befördern 
würden. Manches wird erft ber Erfahrung überfafien werben 
müffen, und biefe erjt näher die Bebürfnifie an die Hand geben, 
welche befriedigt werden müfjen, wenn ber große Zweck des Bundes 
vollftändig erreicht und der Bundesacte bie Entwickelung gegeben 
werben fol, der fie unftreitig noch bedarf, ohne ſich dadurch von 
den Grunbfäßen, die fie feftftellt, zu entfernen. 

Alles diefes verhindert jenoch nicht, daß man ſchon jebt und 
eben bei Gelegenheit der einkommenden einzelnen Anträge in ver- 
traulihen Berathungen über die Grenzen ber Competenz ber 
Bunbesverfammlung feine Ideen auswechſeln und eben dadurch 
die einzuholenden Inſtructionen vorbereite, in welcher Hinficht ich 
in Betreff der mir von ber Commiſſton zugetyeilten einzelnen Ein- 
gaben, meine Anficht in einer ber nädften Sitzungen vorzulegen 
mir vorbehalte.” 

Man fieht aus den verfchievenen Boten, daß fich zwei Rich⸗ 
tungen an ber Bunbeverfammlung fchieden, eine, welche im na- 
tionalen Intereſſe die in der Bundesacte Liegenben Keime fort- 
bilden und ergänzen wollte, die andere, welche nach unbeichräntter 
Herrichaft ftrebtee Die Commiſſionsvoten wurden durch Be 
ſchluß der Bundesverſammlung an die Regierungen zur Inſtruc⸗ 
tiongeinholung geſendet, welche vorausſichtlich Lange Zeit erforderten, 
wie benn Freiherr v. Pleflen bei Gelegenheit der Beſchwerde ber 
franffurter Judenſchaft, 12. Dechr. 1816, in der Bundesverſamm⸗ 
fung auch die bittere Bemerkung machte: . „wenn man zu ſolchen 
Erledigungen erft die Abfafjung der organiichen Gejehe des Bundes 
abwarten wollte, fo werde man Gefahr laufen, Deutſchland auf 
lange unbeitimmte Zeiten in machtlofem Zuftanbe zu laſſen.“ 

Bevor irgend etwas in biefer Competenzfrage ber beutichen 
Bunbesverfammlung geichah, trat aber ein Fall ein, welcher beutlich 
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zeigte, daß die deutſchen Regierungen zu einem Entſchluſſe kommen 
mußten. Das beliebte Princip der Regierungen — Hinzögerung — 
reichte nicht aus. Die Hoſmann'ſche Angelegenheit war es, welche 
der Bunbeöverfammlung eine ernfte Prüfung bereitete, an welcher 
das deutſche Volk erfehen konnte, was e3 von berfelben zu erwarten 
hatte. Der Deconom Hofmann in Marburg kam 1816 und nod; 
mals dringender im Januar 1817 bei der Bunbesverfammlung ein: 
„daß fie die Ausweiſung aus feinem Eigenthum, welche ihm durd) 
kurheſſiſche Behörden drohe, abwenden möge.” Der Beldwerbe: 
fteller führte zur Begründung feines Antrages an, daß er in ben 
Sahren 1811 und 1812 von der ehemaligen Verwaltung ber 
weitphälifchen Kronbomainengüter, die dem vormaligen deutſchen 
Orden zugehört, gefauft habe. Diefe Güter feien ihm unter bem 
18. Auguſt 1815 in dem ritterfchaftlichen Steuerfatafter des Ober- 
fürſtenthums Heſſen erb⸗ und eigenthümlich zugejchrieben worden. 
Er wäre auch durch ein kurfürſtliches Reſcript vom 13. Octbr. 1815 
zur Entrichtung ber Ritterfteuern von biefen Gütern angchalten 
worden. Am 25. Mai 1816 habe ihm aber eine Furfirftliche 
Commiſſion eröffnet, daß er gegen Erſatz des wirklich gezahlten 
Kaufgeldes und ber etwa verwenbeten Meliorationgkoften, bie er: 
Tauften deutſchen Ordensgüter, welche nach einer Furfürftlichen 
Refolution vom 10. Mai 1816, als Staatögüter nicht in den 
Händen von Privaten bleiben follten, zurückgeben müſſe. 
Durch eine Turfürftliche Verordnung vom 8. Octbr. 1816 fei die 
Zurückziehung der während der feindlichen Belegung veräußerten 
feindlichen Güter des vormaligen deutfchen Ordens gegen Erftattung 
des Kaufichillings und der Meliorationen, fowie deren Räumung 
binnen drei Monaten allgemein vorgefchrieben worden. Hierauf 
nun und auf den Umſtand, daß er gegen bie kurfürftliche Ber: 
ordnung bei den Landesgerichten kein Recht erwarten könne, gründete 
Hofmann feine Beſchwerde. Er könne auch ſchon um deswillen die 
Süter nicht abtreten, weil er einen Theil derjelben an mehr ald 2U 
Individnen weiter verfauft babe, unb auch nur durch fortgefeßten 
Beſitz von den Folgen der während des Krieges getragenen Laften 


zu erholen hoffen Fänne. 
10* 
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Es Tagen in biefem Falle mehrere Fragen von bebeutenber 
Tragweite ber Bunbesverfammlung zur Entfcheibung vor. Zuerſt 
die Frage wegen der Aufrechterhaltung der von jogenannten Zwi⸗ 
fchenregierungen erlaflenen Verfügungen unb begründeten Rechts⸗ 
geichäfte, dann bie Trage, ob ſolche Verfügungen wenigſtens nicht 
dann in Kraft bleiben follten, wenn fie Gegenflänbe, bie nicht zu 
bem Bereich ber legitimen Regierung gehörten, betroffen hatten, 
enblich die Frage, ob ein beutjcher Bunbezfürft Verordnungen mit 
rüchwirfender Kraft, welde Eigenthumsverhaͤltniſſe feiner Unter 
thanen verlegten, erlafien koͤnne. 

Die Bunbeöverfammlung Tieß fich jedoch auf eine genaue 
Scheidung dieſer Fragen nicht ein, und v. Berg, ald Bericht 
eritatter über biefen Fall, äußerte fih nur dahin, daß es ſich darum 
handle einen Mann aus dem Beſitze eined Gutes zu ſetzen, welches 
er zwar von der Zwilchenregierung erlauft babe, welches ihm jeboch 
nach einer Verfügung der oberſten Finanzbehoͤrde des wieberher- 
geftellten Regenten in dem ritterfchaftlichen Katafter förmlich zu⸗ 
geichrieben worden ſei, nun aber in Folge eines jpäteren Geſetzes 
entzogen werben ſolle; biefer Fall dürfte zu einer Verwendung ber 
Bunbesverfammlung geeignet fein, und es laſſe fich mit Recht hoffen, 
daß die nähere Erwägung der in bemjelben vorkommenden ganz 
befonderen Umftänbe für ben Supplicanten nicht ohne nüßliche 
Wirkung fein werde, wenn er die für ihn fprechenden Grünbe 
Sr. 8. H., dem Kurfürften von Heflen, unmittelbar umftänblich 
vortrüge. Dazu fei er zunörberft anzuweiſen, unb wenn biefed ohne 
Erfolg wäre, Lönne die Ver wen dung der Bunbeiverfammlung 
billig eintreten *). 

Der Öfterreichiihe Bundestagsgeſandte ſprach fich zuerft dahin 
aus, daß bie Bunbesverfammlung nach biefer Darfiellung nicht 
umhin fünne, fih alſobald zu Gunften des Reclamanten ver 
wenden, ba unter anberm bie furfürftliche obere Staatäbehörbe 
als Eigenthumsrecht deffelben in dem ritterjchaftlihen Steuer- 
Tatafter anerkannt habe unb ber biefällige Steuerbetrag auch 


®) Bunbestagsprotocolle 1817. Fol. 45. Beil. 8. 
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wirklich bezogen worden fei, wenn nicht billig vorauszuſetzen wäre, 
daß namentlich in Rückſicht des angeführten auffallenden Umftanbes 
einer nachgefolgten rückwirkenſollenden Verwendung anderer bier 
ganz unbelannier Berhältniffe eingewirtt hätten oder wirflich ob⸗ 
walteten. Es wäre daher ber Deconom Hofmann vor Allem zus 
vörberft an feinen Landesherrn zu verweilen, zugleich auch ber 
kurfürſtliche Geſandte v. Carlshauſen um balbgefällige nähere Aufs 
Härung zu erfuchen, und dann erft, wenn er gegen Erwartung 
nicht erhört wurbe, bleibe demfelben unbenommen, feine durchaus 
zu beſcheinigende Beichwerbevorftellung bei ber Bunbesverfammlung 
einzureihen. Saͤmmtliche Stimmen traten ber öfterreichiichen Mei⸗ 
nung bei und v. Carlshauſen äußerte feine Bereitwilligkeit, bei 
feinem Hofe diefem Antrage, nämlich auf Erhaltung des Beſitz⸗ 
ftandes für den Reclamanten, zu entfprechen. Der Beſchluß 
wurde bemgemäß gezogen, aber im Ausdruck noch etwas verjchärft, 
jo daß er lautete: 

„Der Deconom Hofmann ſei zuvorderſt an Se. 8. H. ben 
Kurfürften von Heſſen zu verweilen, ihm fet jedoch unbenommen, 
wenn er dort, gegen alle bejfere Erwartung ber Bunde 
verfjammlung, nicht erhört werben follte, feine durchaus zu 
beicheinigende Beichwerbevorftellung bei dieſer Verfammlung ein- 
ureichen.” 

Bortrag und Beichluß hatten fich ſowohl nad, Form als nad) 
Inhalt rückſichtsvoll und gemeflen auögefprochen, die Competenz 
ber Bunbesverfammlung Tonnte nicht zweifelhaft fein, wie denn 
auch nach der proviforifchen Competenzbeſtimmung ber Bundes⸗ 
verfammlung vom 12. Juni 1847, zu welcher auch ber kurheſſiſche 
Geſandte feine Zuftimmung gegeben Hatte*), gegen bie überhaupt 
von feinem Kabinette eine Einwendung gemacht, fondern von allen 
ſtillſchweigend genehmigt worben ift, biefer vorliegenve Fall, wenn 
der Beichwerbeführer die Wahrheit gejagt hatte, unter bie Rubrik 
einer Juſtizverweigerung zu bringen war *). Bei fo Harem Falle 

*) B.P. 1817. 4. 223. Sol. 454. 457. $. 322. Bol. 630. 631. 


*°) Gompetenzgbefimmung 12. Juni 1817. 9.5. sub. 3 a. bei v. Meyer 
l. e I. 42. 
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fonnte auch nicht wohl von einer vorhergehenden Snftructiong- 
einbolung vor gefaßtem Beſchluſſe bie Rebe fein, wie denn auch 
fpäter bei Klagen wegen Juftizverweigerung niemals Inftructionen 
eingeholt, ſondern einfach bie betreffenden Bundestagsgeſandten um 
die nöthige Auskunft erfucht worben jind, 3. B. bei der Beſchwerde 
bes Grafen Schulenburg gegen Mecklenburg-⸗Schwerin, noch in bem- 
felben Jahre *). Selbſt bei denjenigen Beſchwerden, welche jogleich 
als unbegründet zurückgewieſen wurden, faßte bie Bundesverſamm⸗ 
lung den Beichluß, ohne vorherige Inſtructionseinholung. 
Dennod) verlief die Sache ander?, al bie Bunbesverfammlung 
berechtiget fchien, zu glauben. Als nächte Folge des Bundes⸗ 
beſchluſſes trat die Abberufung des kurheſſiſchen Gefanbten v. Carls⸗ 
haufen, ven 10. Febr. 1817, ein, wahrſcheinlich, weil er fich mit 
dein Antrage fänmtlicher Gejanbten einweritanden erklärt hatte, 
An feine Stelle trat v. Lepel. Diefer gab eine Erklärung ber 
Eurbeffifchen Regierung über den von der Bunbesverfammlung in ber 
Hofmann'ſchen Sache gefaßten Beichluß zu Protocol, welche die ſäͤmmt⸗ 
lihen Mitgliever derſelben auf das Tiefſte verlegte; für den Grafen 
Buol-Schauenftein war die Erflärung um fo empfinblider, als 
ihm von Wien aus in ben beiden Eröffnungsreben Gefinmungen 
für die Nationalinterefien in den Mund gelegt waren, welche er 
wirklich für ernit und nicht für das gehalten hatte, was fie waren: 
Metternih’ihe Redensarten. Selbft in feiner Stellung ala Prä- 
fidialgefandter mußte ſich der Graf empfinblich berührt fühlen. Die 
kurheſſiſche Erklärung lautete **): „Se. 8. H. der Kurfürft haben 
Sid, ehrerbietigft vortragen laſſen, was über die Angelegenheit des 
Deconomen Wilhelm Hofmann in der achten diegjährigen Sitzung 
der Bundesverſammlung verhandelt worden if. Der darüber ge 
faßte Beſchluß hat Ihnen nicht ander? ala fehr auffallend fein 
önnen, indem er auf ein einjeitiges, nicht einmal binlänglich be 
ſcheinigtes Anbringen, Zweifel gegen ihre Gerechtigkeit äußert, eine 
Berwaltungsmaßregel tadelt, wozu Allerhoͤchſt Sie Sich aus trif- 


*) 3:8, 1817. $. 201. Fol. 166, 187. 
.*) 4. d. 13. März 1817. 
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tigen Grünben bewogen gefunden, und einem Unterthan nachläft, 
Beſchwerden gegen Sie einzureichen. Ein folder Beſchluß, 
wodurch bie Bunbeverfammlung ſich gleichſam als eine oberft- 
richterliche Wehörbe darſtellt, würde felbft in einer Angelegenheit, 
worin die Competenz unbeitritten wäre, auffallend erfcheinen, ba 
fie alle Zeit nur Vermittler, nie Richter fein ſoll, gejchweige denn 
in einem, weber den Bunbesverein im Ganzen betreffenven, noch 
durch eine befondere Anorduung ber Bundesacten berührten alle. 
& war Sr. 8. H. um fo mehr unerwartet, ala bei anderen 
Veranlaffungen mit weit mehr Zurüdhaltung zu Werke gegangen 
worden iſt. Sie können daher nicht umhin, den Gefaubtichaften 
zur Bundesverfammlung Ihre Verwunbderung über ein Benehmen 
zu erkennen zu geben, welches bie Billigung und Genehmigung 
Ihrer hoͤchſten und hoben Committenten unmöglich erhalten kann. 
Ueber bie vermeintliche Beſchwerde des Deconomen Hofmann 
werden Se. K. H. beſchließen, was Ihnen gerecht und billig er⸗ 
ſcheint; dagegen müflen Sie Sich in dieſer, wie in jeder anderen 
bloß die innere Staatöverwaltung betreffenden Angelegenheit die 
Eimvirkung der Bundeöverfanmlung fo lange verbitten, bis dieſelbe 
durch ein unter Allerhöchit Ihrer Mitwirkung verfaßtes organisches 
Geſetz dazu ermächtigt erachtet werben kann. ).“ 

Der kurheſſiſche Bundestagsgeſandte v. Lepel hatte ſpeciellen 
Auftrag, dieſe Erklaͤrung zu oͤffentlichem Protocoll abzugeben. 
Vergebens waren die Bemuͤhungen feiner Collegen ihn zu einer 
Abgabe verfelben in vertraulicher Sitzung zu bewegen, und beöhalb 
erwiderte denn auch der Präfibialgefanbte im Namen Aller in ſehr 
decidirter Weife, war aber dennoch jo rückſichtsvoll den eritatteten 
Bericht mit Einwilligung feiner Collegen nicht zur Deffeutlichkeit 
zu bringen. Da aber biefer Bericht eine deutliche Einficht in die 
damaligen Verhältniffe gejtattet, fo ftehen wir nicht an, ihn bier 
im Wejentlichen folgen zu laſſen. 

Im Voraus müfjen wir jedoch bemerken, daß über ben 
Hauptpunct, auf welchen der Kurfürft den Nachdruck legte, in der 


*%) B.⸗Pr. 1817. $. 106. Bol. 172. 179. 
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Bundesverſammlung nichts entichieven werben konnte, da er nicht 
in Trage ftand. Denn ob, wie aud Hannover und Braunſchweig 
behaupteten, die wieder eingejebten Bundesfuͤrſten, die von der 
weitphäliichen Regierung eingezogenen und verlauften Güter bes 
deutfchen Ordens an fich ziehen durften, war allerdings, wenn man 
den Wortlaut der Wiener Congreßacte und Bundesacte betrachtete, 
minbeftend zweifelhaft, wenngleich auf der andern Seite es ein 
fonderbares Begehren von Hannover und Braunfchweig war, baß 
fie fih bei ben nicht verfauften Gütern des beutichen Ordens 
ala Rechtsnachfolger der weitphäliihen Regierung anfahen und 
angejehen wiſſen wollten, bei den verkauften Gütern dagegen bie 
weitphäliiche Zwiſchenherrſchaft ala nicht vorhanden geweien be 
trachteten, wie überhaupt in den weltphälifchen Provinzen mit 
Rückkehr der alten Herrfcher diejenigen Einrichtungen blieben, bie 
wenn fie auch gegen bie alte Verfafjung gingen, Gelb ein- 
brachten *). 

Die Bundesverfammlung hatte fich auf ven S. 148 angegebenen 
Fall befchräntt, daß eine mit rückwirkender Kraft erlaflene an: 
erkannte Befihverhältniffe alterivende Verorbnung Anlaß zu einer 
Beſchwerde über Juftizuerweigerung gegeben hatte. Deshalb, und 
wegen ber beliebten Form ber Kurheffifchen Erklärung und enblich 
wegen der fonft darin geäußerten Grundſätze in Bezug auf Orga- 
nifation der VBunbesverfammlung in den unbezweifelten Gegen: 
ftänden der Bundesacte, war allerdingd der Präfidialgejandte in 
boppelter Beziehung genöthigt ein ernfte® Wort zu fprechen. Ein 
Punct war aber in der kurheſſiſchen Erklärung enthalten, der bie 
tiefgreifende Bebeutung für die nationalen Intereſſen bezeichnete, 
welche in dem bisher nicht veröffentlichten baieriſchen Votum über 
bie Sompetenzfrage (S. 129 ff.) ihren Augbrudf gefunden. Der Kur: 
fürft erflärte, daß die Bundbesverfammlung nur dann über derartige 
Falle wie der vorliegende zu befchließen competent jet, wen zuvor 
ein organiſches Bunbesgefeß, „zudem Er mitgewirket habe” 
db. h., welches einftimmig von ber Bundesverſammlung bes 


*) Wir werben fpäter auf biefen Punct zurädfommen. 
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ſchloſſen geweien, erlaflen worden ſei. Das war bie Eonfequenz 
des baierifchen Votums in ber Eompetenzfrage. Die Confequenz 
davon für alle Rationalinterefien Teuchtet ein; gerade bei dieſer 
Gelegenheit zeigt fich deutlich, wie wichtig es ift, daß bie Nation 
alle fie angehenbe Verhandlungen ihrer Spigen kenne. Wer 
die Verhandlungen in ber Hofmanu'ſchen Beſchwerdeſache genau 
verfolgt, kann nicht zweifelhaft fein, daß mit ber in der Competenz⸗ 
frage von Baiern geäußerten Meinung, wenn fie burchbrang, bie 
Bundesverfammlung als ein machtloſes und unnutzes Inſtitut 
daſtand. 

Der actenmäßige Vortrag über die kurheſſiſche Erllärung, 
welche in ber 18. Sigung am 13. Mai 1817 erftattet wurde und 
die Beitimmung aller Bunbedtagdgefanbten mit Ausnahme bes 
großherzoglich Heifiichen, v. Harnier, enthielt, lautete folgender: 
maßen *): 

„Die Bunbesverfjammlung kann und wird ein Bedenken tragen, 
Einwenbungen gegen ihre Beichlüffe mit Bereitwilligkeit anzunehmen, 
und mit pflihtmäßiger Aufmerkfamleit in Erwägung zu ziehen. 
Es Tann aber der all eintreten, daß mit ihren Beichlüffen deſto 
größere Ungufriebenheit enifteht, je gerechter fie find, und wenn ſie 
dann ſich gefallen laſſen müßte, ftatt Gründen, Vorwürfe anzu- 
hören, wenn ein unzufriedenes Bundesglied jich berechtigt glauben 
Tönnte, in verweijendem Tone zu ihr zu reben, jo würde bie Stel: 
lung, welche fie zur Erfüllung ihrer Beitimmung behaupten muß, 
auf die gemeinfchädlichfte Weile verändert werben. Sie, welche 
nach den deutlichen Worten der Bunbesacte, bie Geſammtheit des 
Bundes vertritt, ift nie und nirgends unter einem liebe bed 
Bundes, und Borftellungen gegen Beichlüffe, welche die Bundes 
verjammlung gefaßt hat, Lönnen nicht an bie Vundesgeſandtſchaften 
gerichtet werben, vielleicht um die Achtung zu umgehen, welche 
man jener ſchuldig zu fein glaubt, und welche doch auch biefe, ala 
Stellvertreter der Bunbesglieber, zu erfordern berechtigt find. 

Als erſtes Beifpiel eines folches Benehmens gegen bie Bundes⸗ 


*) Beil. (40) zur 18. Gigung vom 17. März 1817 Inco dici. 
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verſammlung verbient daher die kurheſſiſche Erklärung hohe und 
allgemeine Aufmerlſamkeit. 

Was Se. Königl. Hoheit, der Kurfürft, über bie Angelegen- 
heit de Deconmmen Hofmann ſich haben vortragen laſſen, beruht 
auf einem Gewebe von Srrthümern in Thatfachen und Grund: 
ſätzen, und fo wenig die Bundesverfammlung eine unparteitfche 
Beurtheilung ihres Verfahrens überhaupt, und bei diefer Veran: 
laſſung infonverheit zu fcheuen hat, jo muß doch aus aufrichliger 
Verehrung gegen einen durch beutfch-patriotifche Gefinnungen 
ausgezeichneten Fürſten bedauert werden, daß er durch einen foldhen 
Bortrag ſich hat bewegen laffen, ben eriten Verſuch zu geftatten, 
inneren Zwiejpalt zu erregen und bie Würbe ber Bundeſsverſamm⸗ 
lung durch eine Proteftation, bie ganz bie Geftalt eined Verweiſes 
annimmt, zu verlegen. Wie burchaus unrichtig aber. der Sr. 
Königl. Hoheit erftattete Vortrag ift, wird durch eine genaue Be 
leuchtung defjelben zu beweiſen, nicht ſchwer fein. 

Dad Anbringen des Hofmann war für den Zweck befjelben 
hinreichend beicheiniget. Er bat nämlich durch beglaubigte Ab⸗ 
ſchriften dargethan: 

1. daß er von ber weſtphaͤliſchen Negierung bie in Frage 
ftehenden Deutſchordensgüter wirflich gekauft hat; 

2. daß er, jeit der Nüdfehr Sr. Koͤnigl. Hoheit in höchſt ihre 
Staaten im Jahre 1813 bis zum 25. Mai 1816 dieſe Güter 
ruhig befeffen Hat; 

3. daß biejelben ihm am 48. Auguft 1815 auf Verfügung 
ber kurfürſtlichen Oberrentlammer in dem ritterfchaftlichen Steuer: 
Tatafter bed Oberfürſtenthums Heſſen erb- und eigenthümlich zu- 
gejchrieben worden find; 

4. daß er am 18. Octbr. 1815 zur Entrichtung der Ritter 
fteuer von diefen Gütern angehalten worden iſt; 

5. daß am 25. Mai 1816 eine furfürftlihe Commiſſion die 
Abtretung derſelben als Staatsgüter, jedoch gegen Eritattung 
des Kaufgeldes und der etwaigen Verbeſſerungen, von ihm ge: 
fordert hat; 

6. daß, am 8. Octbr. 1816 eine kurfürſtliche Verordnung, 
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voelche unter berfelben Bedingung bie Zurückziehung aller während 
der feindlichen Occupation veräußerten Deutſchordensgüter verfügt, 
erlaffen ift, unb endlich 

T. daß die Vollſtreckung dieſer Verorbnung auch gegen ihn 
erfolgen follte. 

Dad Vorbringen de Hofmann war freilich einfeitig, aber 
eben, weil es jo vollitänbig beicheinigt war, zur Verheffichtigung 
ber Bundesverſammlung wohl geeignet, und für ben gefaßten 
durchaus unverfänglihen Beſchluß offenbar vollkommen genägend, 
indem e8 blos von Sr. Königl. Hoheit abhing, nach dem rühm⸗ 
lihen Beiſpiel anderer Bundesgenoſſen, durch angemeflene Er⸗ 
läuterungen die Bunbesverfammlung in ben Stand zu ſetzen, bie 
Angaben des Hofmanns einer nochmaligen Prüfung zu unterziehen. 

Die Bunbesverfjammlung bat Leine Zweifel gegen bie Gerech⸗ 
tigkeit Sr. Königl. Hoheit geäußert, denn fie hat den Supplicanten 
vertrauendvoll an bie Gerechtigkeit feine Landesherrn verwielen. 
Wenn fie, gewiß mit fichtbarer Schonung, zu erfennen gegeben bat, 
daß, nach den vorliegenden befondern Umſtänden, Hofmanns 
Eigentfum aus guten Grünben ala ein wohlerworbenes, betrachtet 
werben Tönne, unb daß ber Beſitz deſſelben ihn unter ber Form 
eines ſpaͤtern Geſetzes zu entziehen, nachdem es ihm unter Turfürfil. 
Autorität erb⸗ und eigenthümlich zugejchrieben worden, boch wohl 
ein Mißgriff untergesrbneter Behörben fein möchte, welden Se. 
König Hoheit nicht billigen werben; fo hat fie unjtreitig jebe 
anftändige Rüdjicht beobachtet, unb nichts geihan, was die Em⸗ 
pfindlichkeit Sr. Köntgl. Hoheit, bet Höchftvero vollem Bewußtſein 
reiner Gerechtigleitältebe, irgend hätte reizen follen. 

Die Bunbesverfammlung hat keine Verwaltungsmaßregeln ge- 
tabelt. Denn eines Theils ift ein Geſetz, welches Unterthanen ihr 
Eigenthum ohne weiteres entzieht, Teine Verwaltungsmaßregel und 
andern Theild hat die Bunbeöverfammlung feinen Tadel ausge 
fprochen, fonbern mit unverfennbarer Beſcheidenheit barauf Hin- 
geveutet, daß ein Irrthum in ber Anwendung jenes Geſetzes be 
gangen fein Eine. — Daß, nach ben binreichenb beſcheinigten 
Verhältnifien der Sadye, die Bundezverfammlung von den friftigen 
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Gründen der Zurbeffiichen Regierung fich feinen Begriff machen 
fonnte, lag in ber Sache ſelbſt. 

Die Bundegverfammlung mußte dem Deconom Hofmann nach 
laſſen, nöthigenfalld mit feiner Befchwerbeworftellung weiter einzu; 
fommen, wenn ihre Verwenbung nicht ein Blendwerk fein follte, 
welches fie den nachtheiligen Urtheilen mit Recht ausgeſetzt haben 
würbe. Berechtigt aber war die Bunbesverfammlung um jo mehr 
Dazu, je weniger fie fich beftimmt varüber erflärte, in welcher Art 
fie weiter zu verfahren gedenke? Sie hat Fein Anfinnen an den 
turheffiichen Bundezgefanbten oder bie kurheſſiſche Regierung ges 
richtet, fondern lediglich den Hofmann angemwiefen, bie für ihn 
ſprechenden Gründe feinem Lanbesherrn unmittelbar vorzutragen. 
Wenn fie babei die Erheblichkeit diefer Gründe nicht verfannte, fo 
fällte fie doch kein Urtheil über ihr Gewicht in der Sache jelbit, da 
fogar Hofmann zunähft nur um Schuß gegen unmittelbare Be 
fipentfegung gebeten hatte. Erheblich aber mußten bie Gründe er- 
Icheinen, wenn fie auch blos zu einer Verweiſung an den Lanbed- 
heren bewegen follten. Wenn die Bunbesverfammlung die Erwar⸗ 
tung äußerte, daß biefe Gründe rechtlich berüdkfichtigt werben wür⸗ 
ven, jo gab fie ein Vertrauen zu erkennen, welches weber eine An- 
maßung noch eine Verlegung ver jedem Bunbesgenoflen gebührenben 
hohen Achtung enthielt. Wenn fie aber endlich in dem Vorbehalt 
des weiteren Recurſes eine entfernte Beſorgniß, daß dieſe Erwar- 
tung getäuſcht werden koͤnnte, zu erkennen gab, ſo mag ein Blick 
in ihr Einreichungsprotokoll ſie rechtfertigen. 

Es iſt daher irrig, daß die Bundesverſammlung ſich gleichſam 
als eine oberſtrichterliche Behoͤrde dargeſtellt habe, und aus dem 
ganzen — von ihr bisher beobachteten Gang, würde ruhige Weber: 
legung vermuthlich den Schluß gezogen haben, daß fie jet nur 
allein auf dem Wege diplomatifcher Unterhandlung fortzufchreiten 
gemeint jein werde. Wenigſtens hätten ihre weiteren Schritte bil- 
fig erwartet werben follen, ehe über ihr noch nicht zur Wirklichkeit 
gelommened Benehmen ein Urtheil gefällt worben wäre. 

Ihr eriter Beſchluß, von den fümmtlichen Regierungen bereits 
ſtillſchweigend genehmigt, und als Folge der ihr obliegenden Ge⸗ 
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Ihäftsführung, einer ausbrüdlichen Genehmigung nicht bebürftig, 
iſt fo ganz in dem Sinne der von allen übrigen Bundesgenoſſen 
laut erklärten Grundſaätze, daß die Erwartung einer Mißbilligung 
an ihrer Seite gleihfalld nur als ein Irrthum der Turheflifchen 
Regierung ſich barjtellen wird. Auch ift es gewiß eine jeltene 
Erfheinung in ber diplomatiihen Welt, daß eine Berfammlung 
von fechzehn mit dem Zutrauen ihrer Regierungen beehrten Ge- 
ſandten, öffentlich befchulbiget wird, fie habe ihren Snftructionen 
zuwiber gehandelt. 

Was die Competenz betrifft, fo ift es nicht der Bundes⸗ 
verjammlung Schul, daß die Hinweifung auf den 15. Art. ver 
Bundesacte, welcher die Aufhebung des beutfchen Ordens in 
Deutſchland erft allgemein — obgleih nur mittelbarer Weile — 
fanctionirt, und deffen Wirkung in Beziehung auf damals fchon in 
Privathänden fich befindliche Deutfchorbenägüter nur ber Bund be 
flimmen und erflären Tann, von den kurheſſiſchen Miniſterium 
unbemerft geblieben, unb daher auch nicht gefühlt worden iſt, wie 
gern bie Verſammlung bie Intereſſen Sr. Königl Hoheit berück⸗ 
fihtiget hat. 

Daß die Bunbesverfammlung allezeit nur Vermittler, nie 
Richter fein joll — iſt eine durchaus neue Lehre, die dem Haren 
Buchftaben der Bundesacte, und felbft ber Wiener Congreßacte 
widerſpricht. 

Daß die Folgen einer aus der Bundesacte ſich ergebenden 
politiſchen Maßregel, beſonders wenn dieſe Folgen als auffallende 
Nechtsverletzungen erſcheinen, den Bundesverein im Ganzen be 
treffen, Täßt ſich mit Grund nicht in Abrebe ftellen und daß ohne 
die im 15. Art. enthaltene ſtillſchweigende Genehmigung der 
Aufhebung des deutichen Ordens ber vorliegende Fall nicht Hätte 
eintreten können, leibet Teinen Zweifel. Eben deshalb ift aber 
auch der Bund verpflichtet, Teinen Mißbrauch bes durch ihn bes 
gründeten Verhaͤltniſſes zuzulaffen. 

Betrachtet man in allen diefen Rüdfichten das Berfahren ber 
Bunbesverfamminng mit unparteitfchen Augen, fo wird man es 
nicht auffallend finden können, ſelbſt nicht in Vergleichung mit 
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ihrem Verfahren bei anbern Beranlaflungen, wo fle mit weit mehr 
Zurückhaltung zu Werke gegangen fein foll, weldyes, wenn e8 ge 
ichehen ift, nur auf ſub⸗ und objectiven Verſchiedenheiten beruhet 
haben Tann. 

Wenn nun in der Angelegenheit des Deconomen Hofmann 
zu irgend einer Art von Verwunderung Beranlaffung fich finden 
fan, fo würde fie — die leicht erflärbare, wenn gleich in folder 
Geſtalt bei Staatöverhanblungen nicht gewöhnliche Verbittung 
weiterer Einwirtung der Bunbesverfammlung ausgenommen — aus 
ber Form und dem Inhalt der kurheſſiſchen Erklärung allein her- 
vorgehen, die mit Aeußerungen fchließt, welche die Billigung ber 
übrigen Bunbeögenofien gewiß nie erhalten wird. Denn follte 
ber Vorwand einer Verwaltungsmaßregel jeden Act der Willkür 
mit dem Mantel der Unverleblichleit bedecken Tönnen, fo würbe 
bie Wieberberitellung eines Rechtszuſtandes in Deutichland nichts 
ala ein eitler Traum fein. Nie foll die Bundesverſammlung in 
die innere Verwaltung ber Bundesſtaaten fich milden. Aber 
wenn fie Sicherheit des Eigenthums oder ber Berfon gefährbet, 
und dur Mißbrauch der Gejeßgebung oder durch Machtſprüche 
ber Regierung jedes rechtmäßize Mittel dagegen in dem Innern 
eines Staates entfernt und dem Gebrüdten verfagt findet: dann 
fordert der Zweck des Bundes fie auf, dazwiſchen zu treten, um 
die Herrſchaft der Gejeße gegen Willfür aufrecht zu erhalten. 
Weil es aber in dieſer Hinficht an einem organifchen Gefeb für 
bie Form ihrer Wirkſamkeit fehlt, weil bie Bundesacte fie nicht 
zum Richter zwifchen Herrn und Unterthanen beftellt hat, eben 
beshalb Hat die Bundesverſammlung vorliegende Sache nicht aus 
dem Geſichtspuncte gemißbrauchter Regierungsgewalt aufgefaßt, 
ben fie unftreitig gleichfalls zuläßt, und der allegeit ihre nad 
drüclichite Berwenbung gerechtfertigt haben würbe. Denn, wenn 
auch bie in Frage ſtehende Maßregel durch den zugelicherten Erſatz 
bes Kaufgelves unb deren Meliorationen gemilbert wird, fo bleibt 
doch das Weſentliche verfelben unverändert: willfürliche Befig- 
entfegung und Einziehung anerkannten Privateigentfumd. Wenn 
enblich der 4. Art. der Bundesacte die Verfammlung ermächtigt, 
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die Angelegenheiten des Bundes zu beforgen, fo kann ber tm 
10. Art. enthaltene Auftrag einer weitern Bearbeitung ber Ver⸗ 
fafſung und Organifation des Bundes ihre Xhätigleit um fo 
weniger hemmen, ala der Mangel eines organifchen Geſetzes durch 
bie bereit3 einftimmig, alfo auch von Kurheſſen beliebte Feitftellung 
einer proviſoriſchen Competenzbeſtimmung als unerheblich erfcheint, 
folglich auch in dieſer Hinficht die Beſorgung der Angelegenheiten 
des Bundes ungehinvert bleiben muß. Unb welche wichtigere An- 
gelegenheit de3 Bundes kann es geben, als Schuß gegen rechtlofe 
Gewalt und Befeftigung eines geficherten Rechtszuſtandes im 
Bunde? 

Hätte der kurheſſiſche Herr Gefanbte fich ermächtigt geglaubt, 
bie von ihm abgegebene Erklärung, wie ihm vorgefchlagen worden, 
vorerft in vertrauliher Sitzung mitzutheilen, fo würde man ſich 
im Stande gefunden haben, demfelben auf bie dem Anftande in 
öffentlichen Verhandlungen und den gegenfeitigen Verhältniffen fo 
wenig entfprechende Faflung und auf die volllommene Grunb- 
loſigkeit jener Erklärung aufmerkſam zu machen. Da er inbeflen 
auf offnem Angriff beftehen zu müflen verfichert, und felbft auf 
ber, als Regel feſtgeſetzten Publicität beftanden hat, fo liegt es 
nicht an der Bunbesverfammlung, daß die Unrichtigkeit eines Vor⸗ 
trages nicht fogleich und auf einem erwünfchteren Wege zur Kennt- 
niß Sr. Königl. Hoheit des Kurfürften gebracht worden ift, welcher 
eine Taͤuſchung in dem Urtheile dieſes fo hoͤchſt rechtlich gefinnten 
Souverains veranlaßt hat, „bie in keinem Falle angenehme Folgen 
haben Tann.” 

Der Präfivialgefandte fügte biefem Vortrage in der Sitzung 
bie bezeichnenden Worte hinzu, welche für die Deffentlichleit be 
flimmt wurden ®): 

„Die von dem turfürftlich heſſiſchen Bundes-Geſandten, 
Namen? feines Hofes in der Sitzung vom 13. März abgegebenen 
Erklärung tft ihrer Form und Inhalt nach der Art, daß fle bie 
fänmlichen übrigen Bunbeögefandten in die Nothwendigkeit febt, 


*) B.⸗Pr. 1817. $. 108. Fol. 173. 
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barhber beichwerenb ihren Bericht an ihre Eommittenten gelangen 
zu lafien. Sie vertraue einftimmig zu dem von biefen biäher am 
ben Tag gelegten Geſinnungen für bie allgemeine Wohlfahrt, daß 
felbige die Bunbeöverfammlung in den Stanb felgen werben, bie 
hoben Zwecke bed Bundes zu erfüllen und Grunbfägen entgegen zu 
arbeiten, welche dieſe vereiteln muͤſſen, daß ſie insbeſondere in dem 
Beſchluß der Bundesverſammlung auf die Beſchwerde des Oeco⸗ 
nomen Hofmann über angedrohete willkürliche Entſetzung aus 
feinem Beſitz, worüber Ihre Koͤnigl. Hoheit der Kurfürſt den 
Bundesgeſandten Vorwürfe machen zu duͤrfen geglaubt hat, nur 

die befondere Achtung erkennen werben, welche bie Bunbesverfamm- 
lung gegen bie Perſon Sr. Koͤnigl. Hoheit bei dieſer Gelegenheit 
zu beweiſen fich bewogen gefunden hat. 

Bei ben zahlreichen bereit aus ben kurheſſiſchen Landen ein⸗ 
gekommenen Beſchwerden über landesherrliche Verfügungen wird 
ſie, eingedenk der hohen Beſtimmung, zu der ſie berufen worden 
und der Vorſchriften und Zwecke der Bundesacte, ſich durch keine 
ungleiche Beurtheilung eines einzelnen Bundesgliedes abhalten laſſen, 
innerhalb der ihr vorgezeichneten Schranken, bie fie nie vergeflen 
hat noch je vergeffen wirb, ſelbſt bebrängter Untertanen fich anzu- 
nehmen, und auch ihnen bie Uebergeugung zu verfchaffen, daß 
Deutfhland nur darum mit dem Blute der Völker 
von fremdem Joche befreit und Länder ihren redt 
mäßigen Regentenzurüdgegebenwurben, bamit über 
all ein rechtlicher Zuftand an bie Stelle der Willkür 
treten möge. 

Sie muß ſich vielmehr durch foldhe Keuferungen wie bie fur 
heſſiſche Erklärung enthäli, in biefem Vorſah beftärkt finben, und 
indem fie, die in ihrer Gefammtheit von Zeinem einzelnen Bundes⸗ 
mitglied Wetfungen anzunehmen hat, im ben ihr gemachten Vor⸗ 
würfen Leinen Anlaß zu Abänderung ihres in ber Angelegenheit 
bes Oekonomen Hofmann in der achten diesjährigen Sitzung gefaß- 
ten Beſchluſſes findet, unb daher demfelben hiermit ausdrücklich 
inhärirt, wird fie, falls fie darin bem beſagten Hofmann aus: 
drucklich vorbehalten fernere Beſchwerde bei ihr eingereicht werben 


161 


follte, daB Angemeſſene in biefem wie In anbern Fällen barauf 
befäließen.“ 

Der Großherzoglich heifiiche Sefanbte v. Harnier äußerte, daß 
ex ſich bei ben zwiſchen beiben heifiichen Häufern beftehenben nahen 
verwanbtfchaftlichen Verbältnifien der Abftimmung fürd erſte ent- 
halten müfle. 

Die Bundesverfammlung hatte mit ber Verheimlichung des 
loeo dict. gedruckten Berichted einen ſehr ſchweren Fehler begangen. 
Sie ging der Sympathie des deutſchen Volkes verloren, weil ſie 
einem offenen Angriffe gegenüber nicht ebenſo offen antwortete, fie 
gab aber auch bie Veranlaffung dazu, daß bie deutſchen Bundes⸗ 
fürften fle ſpaͤter desavouirte, was unmöglich geweſen wäre, wenn 
bie in biefem von und oben mitgetheilten Berichte burchgeführten 
Prineipien einmal dffeutlich ausgefprochen waren. 

Die in dem Bertrage angebrobten unangenehmen Folgen 
trafen allerdings ein, allein fie beftanben in einer eclatanten 
Niederlage der Geſandten an der Bunbesverfammlung. Graf 
Buol: Schauenftein ging nämlich, Anfangs April 1817 nach Wien, 
um eine entichievene Erklärung bed dortigen Kabinets zu holen, 
welche fein wie der Bunbesverfammlung Benehmen in biefer Ange 
legenheit bilfigte. Aber dieſe Genugthuung wurde ihm nicht zu Theil. 
Fürft Metternich machte ihm bittere Borwürfe über feine Geſchaͤfts⸗ 
führung, die fo weit gingen, baß er ihm unummunben fagte, daß 
nur feine mehr als fünf und zwanzigjährigen Dienfte es feien, welche 
feine Abberufung und öffentlihe Desavouirung *) verhinderten. 
Dabei ſchaͤrfte er ihm ein, daß er in Zukunft derartige Ueber: 
freitungen der Eompetenz der Bundestagsgeſandten nicht dulden, 
noch viel weniger aber begünftigen folle. Metternich forgte weiter 
dafür, daß diefe Anficht des öfterreichifchen Kabtnetd auch Anficht 
ber übrigen deutfchen Höfe wurde. Die armen Bundestagsgeſandten 
wurben wie die Schulfnaben behandelt. Buol- Schauenftein mußte 
ftatt ber erwarteten eclatanten Genugthuung folgende Ertlärung zu 
Protocoll geben: 

°) Sin Goffel erwartete man mit folder Sicherheit dieſe öffentliche Miß⸗ 


billiguag bed Verfahrens Buols, daß bie Gaffeler Zeitung fie ald geſchehen 
berichtete. 
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„Se. Kaiſerl. Königl. Mateftät, gewohnt jeve Ihrer Pflichten ohne 
alle Nebenrüdfichten zu erfüllen, Können fi) durch bie Sr. Konigl. 
Hoheit dem Kurfürften von Heſſen gewidmeten freunbichaftlichen 
Gefinnungen nicht abhalten Iaflen, ben von der Bundesverſamm⸗ 
lung in der Sache bed Deconomen Hofmann gefaßten Beichluffe, 
welcher fich durch ein, Sr. Majeftät vorzüglich gefällige, ein- 
fache Rechtlichkeit unverlennbar ausgezeichnet, beizupflichten. Se. 
Kaiſerl. Köntgl. Majeftät gehen bei dieſer Beftimmung von ber 
vollen Ueberzeugung auß, daß bie Bundesverſammlung in ber 
betreffenden Verhanblung nur burch ben, von Allerhoͤchſt benfelben 
getheilten aufrichtigen Wunſch geleitet war, daß jeber Deutiche 
fetn Recht im gefetlichen Wege findet; barauf allein hat fidh ber 
in Frage geſetzte Beſchluß mit kluger Umficht beichräntt *).“ 

Diefer Erflärung traten fümmtliche Stimmen mit Ausnahme 
der von Kurheſſen und Darmftabt bet. Damit waren alle früheren 
Erklärungen von Luremburg, v. Gagerns vielverheißende Rebe in 
der Situng vom 20. März 1817), von Preußen und Baben, in 
welchen ganz anbere Brincipien durchleuchteten , bejeitiget. Aller: 
dings hatte die Sache unangenehme Folgen und nicht unrichtig 
hatte v. Gagern gejagt, daß mit der Erflärung bed Kurfürften 
von Hefien die wichttgften Fragen und Verhältniffe bed deutichen 
Bundes ſowohl, als die Stellung, Pflichten unb Befugniffe der Bun- 
beöverfammlung zur Kriſis gebracht ſeien, — aber dieſe Folge un biefe 
Kriſis waren eine anbere, ald man in ber Bunbeiverfammlung 
erwartet hatte. Die der nationalen Entwicklung ungünftigen Prin⸗ 
cipien Metternich’3 fiegten und führten herbei, daß bie Souve- 
rainetätämanie, d. 5. jene unglücfelige Vorftellung, als fei von ber 
Sowerainetät eine unumfchränkte Herrichaft unzertrennlich, die wenn 
e3 hoch fäme in einigen untergeorbneten Fragen eine Beſchraͤnkung 
durch fogenannte Landſtände erleiden dürfte, zur dominirenden 
Richtſchnur im Rathe der beutichen Staaten wurde. Freiherr 


*) 28. April. 
**) 20. Sig. $. 107. 
“.., 22. Eig. $. 112. 
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v. Pleſſen, welcher an dem erften Bericht in der Hofmann'ſchen Sache 
mitgearbeitet hatte, war ber einzige, welcher nach ber Erklärung 
des Öfterreichiichen Kabinets eine leife Verwahrung in feine Zu- 
ſtimmung fließen Tieß, die aber unendlich wenig bebeutete. 

Der vorzüglichfte Uebelftand, welcher im Gefolge dieſer äfter- 
reichifchen Erklärung bervortrat, war aber ber, daß von ba 
an, gegen das angenommene Princip, bie JInftruc 
tiondeinholungen über jede Angelegenheit zur Negel 
wurbe, fo daß ein genauer Kenner ber Verbanblungen jener Zeit 
mit Recht fagt: „die Ihlimmen Folgen dieſer Principe 
verlegung haben ſich von Jahr zu Jahr darin gezeigt, 
daß immer mehr nah Eonventenz und immer weniger 
nah dem Rechte entfchieden wurde ).“ ber wie konnte 
dies anders fein? wenn ſolche Desavouirung, wie bie eben ges 
fhilberte, bie Bundestagsgeſandten in Zukunft treffen follte, fo 
mußten fi die Geſandten durch fpecielle Inſtruction in den fonft 
Hoarften Fällen fichern. 

Bas die Hofmann’sche Angelegenheit jelbft betraf, jo wurbe 
fle durch Vermittlung des damaligen kurheſſiſchen Bunbestages- 
geſandten v. Lepel beigelegt. Hofmann blieb im Beſitze ber ver- 
Tauften Güter, indem er fie gegen geringen Canon in Erbleihe 
empfing. Sieht man bie Sache unbefangen an, fo läßt ſich aller 
dings nicht leugnen, daß die Bundesverfammlung dem Kurfürften 
gegenüber unrecht hatte, wenn das flarre napoleonifche Sowe 
rainetätöprincip Grund und Orbnung ber beutfchen Bunbesftaaten 
bleiben ſollte. Daß fih Fürften, wie der Kurfürft von Hefien, 
wie jelbft die geiftig fo bebeutende Fürſtin Pauline von Detmold 
hiervon nicht Iosfagen wollten, tft leicht begreiflich, wenn man vie 
unklare Situation ber Heinen und mittleren Staaten zur damaligen 
Zeit in Betracht zieht. Schon 1817 drohte ein neuer Congreß ber 
Großmaͤchte in Böhmen und kam allein durch den Wiberfpruch von 
England nicht zu Stande. Was konnten bie kleineren Staaten 


°) v. Bangenheim. (Wärt, ©. G.) Das Dreikönigebänbnig v. 26. Mai 
1849. Stuttgart 1851. ©. 92. 
11* 
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von einem folden fir fich erwarten? Höoͤchſtens Beichränkungen 
für fich zum Nuben der Großmächte, aber nicht zum Vortheil ver 
nationafen Intereſſen. Ueberhaupt war ed bem Bildungsgange 
der au dem 18. Jahrhundert noch herüberlebenben älteren Fürften 
ganz gemäß und natürlih, daß fie mit großer Eiferſucht ihre 
Rechte zu wahren fuchten und nicht zu verwunbern ift, baß bie 
Grenze, welche hierbei allerdings gezogen bleiben muß, zu ver 
\chiedenen Malen überfchritten wurde. — Die Ueberfchreitung ver 
Grenzfteine, welche die moberne Entwidlung unferer Zeit als un- 
verrücdbare hingeftellt hat, iſt in den nächftfolgenden Decennien hart 
beftraft worden. Man wollte dad monarchiſche Princip aufrecht 
erhalten und nahm diejenigen Stüben, welde es dem parlamen- 
tarischen, ja welche es fchlimmeren gegenüber , allein halten konnte, 
Denn der geführlichite Gegner des monarchiichen Princips ift jene 
nichtöachtende bevormunbenbe Tyrannei, welche man eben fehr paſſend 
mit dem Namen der Souverainetätömanie bezeichnet hat, jene fünb- 
liche Thorheit, welche in der göttlichen Inſtitution einer fürjtlichen 
Dbrigfeit die Willfür und da Belieben einer menſchlich 
abjoluten Herrichaft gejehen hat und jehen will. Die Stüßen, welche 
Tyrannet und Thorheii dem monarchiſchen Princip abgebrochen, 
lagen für bie legtverfloffenen vier Decennien des Jahrhunderts in 
einer feiten unantaftbaren landſtändiſchen Verfaffung. Statt 
bie Stände bed Lanbed, d. h. diejenigen, welche nach der Ent- 
wiclung der Nation diefe Stände waren, (alfo nicht die mittel- 
alterlichen Stände) zu ſtützen, zu heben, zu ftärken, hatten bie 
meiften der deutſchen Staaten bie napoleonifche Tyrannei, den: 
Souverainetätäfchwindel, benußt, gleichſam ala Erbjünbe empfangen, 
um die organischen Beſtandtheile des Volkslebens in jened un⸗ 
beftimmte Allgemeine aufzulöfen, welches zur beiten Grundlage für 
jede revolutionaire Tätigkeit und Beftrebung dienen fonnte. Der 
Kurfürjt von Heflen war von jenem allgemeinen Irrthume fo 
wenig frei geblieben, ala feine Zeitgenofjen auf dem Throne, aber 
die unbefangene Würdigung damaliger Zuftände muß immer zu 
den Refultate gelangen, daß eine offene umb ehrliche Bekennung 
eined Principes befler ift, als jene Macchiavelliſchen Künfte, durch 
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welche in anberen Länbern welt Schlimmeres zu Tage geförbert 
wurde. Der Kurfürft von Heflen handelte damals wie fpäter in 
offener und ehrlicher Weife nach einem Princip, welches der Zeiten- 
lauf allerbingd begraben hatte; feine Handlungsweiſe war aber 
immer befjer, als diejenige anderer damaliger Regierungen, welche 
von fchönen Worten überfloffen und fie in wenigen Monaten nicht 
einmal, fondern vielmals verläugneten und fi) vor der Metternich'⸗ 
fchen Politik neigten ). Man bat oft von dem nachtheiligen Ein- 
fluffe der Handlungsweiſe des Kurfürften auf da Volk in biefer 
Hofmann’ichen, wie in der weitphälifchen Domänenangelegenheit, 
gefprochen. Das letztere werben wir noch zu beleuchten haben; im 
Allgemeinen ift aber zu jagen, daß das heſſiſche Bolt hiervon 
damals nicht ſtark berührt wurde. Dem kurheſſiſchen Vollsſtamm 
haben auswärtige und Einflüffe anderer Art mehr geichabet, als 
unberechtigte Irrthüumer des Regierungsprincips. Wir haben durch 
unmittelbaren Verkehr mit allen Ständen des Volles vie fefte 
Ueberzeugung gewonnen, daß nur bie fremden Einflüffe, denen 
fi Einzelne willenlod hingaben, dem heſſiſchen Volksſtamm 
nachhaltigen Schaben gebracht haben; wäre es bier angemefien, 
fo Bnnten wir für einzelne Lebensverhältnifie von Bebeutung bie 
Beifpiele anführen, daß nicht Eingeborene die Beranlaffuıg 
jener traurigen Zerwürfniffe, die jebt das Leben vergiften, waren 
und find. Dieje haben allerdings einzelne jehr gelehrige Schüler 
im Lande gefunden, denen ſich dann wie überall, jenes nichts⸗ 
nubige Gefinbel von äußerer übertünchter hohler Bildung, Glaubens 
und Wiffensleer, überall jet wohl zu Haufe, — untergeorbnet. 
Die nähere Begründung dieſes Urtheild mag anderer Gelegenheit 
und Zeit vorbehalten bleiben. — 

Im berjelben Zeit, in welcher die Hofmann'ſche Angelegenheit 
verlief, wurben die näheren Beitimmungen über die im Art. 18 


*) Einen ſtarken Beweis hiervon werben wir weiter unten geben, wo wir 
von ben vertraulichen Verhandlungen bei Bilbung bed 8, Bundesarmeecorps 
zu ſprechen haben. Die beiden Heſſen wurden damals von dem ſchlauen Würs 
temberg im Stich gelafien. 
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der Bunbedacte den Unterthanen zugeficherten Rechte in Erwägung 
gezogen. Der Präfidialvortrag hatte die Worte enthalten: „Der 
Art. 18 der Bundedacte enthält die wohlthätigften Beftimmungen 
für alle Deutfche und begründete ein wahres deutſches Bürger- 
recht. Diefer Artikel bewährt ung, wie ein wahrhaft nationaler 
Sinn die Gefandten und ihre Höfe befeelte, welche die Bundesacte 
unterzeichneten,” und der von v. Eyben, v. Pleſſen und v. Berg 
erftattete gutachtliche Vortrag über vie Meihenfolge der Gejchäfte 
ber Bunbesverfammlung *) meinte, daß zu denjenigen Gegenflänben, 
worüber eine entichievene Dispofition in der Bundesacte bereits 
vorliege, und deshalb fich auch die Bundegverfammlung ohne Auf- 
ſchub beichäftigen möge, um fie allen Bundesſtaaten zur wirklichen 
Ausführung zu dringen, neben ben Artifen 12, 13, 14 und 19 
der Bundedacte, auch „die Ausführung ber wohlthätigen Beitim- 
mungen bed Art. 18 der Bundesacte gehöre, um ein allgemeines 
deutſches Bürgerredht zu begründen. E3 würde babei nur einer Er- 
Märung am Bunbestage bebürfen, daß foldhe von einem gewiſſen 
Zeitpuncte an gleichmäßig und wecjlelfeitig in allen Bunbesftaaten 
wirklich beobachtet, etwaige nähere Beitimmungen oder eintretenbe 
Schwierigkeiten aber darüber noch weiter zur Sprache an den 
Bundestag gebracht werden müßten.” Die Beltimmungen des 
Art. 18 betreffen bekanntlich das Mecht der Unterthanen ver 
Bundesftaaten Grunbeigenthbum außerhalb des Staat?, ben fie be 
wohnen, zu erwerben und zu befiben, ohne deshalb in dem fremben 
Staate mehreren Abgaben unterworfen zu fein, als deſſen eigene 
Untertdanen. Dann die Befugniß des freien Wegziehend aus 
einem beutfchen Bunbesftaate in den andern, ber erweislich fie zu 
Unterthanen annehmen will, womit die Freiheit von aller Nach 
fteuer, (jus detractus gabella demigrationis) in Verbindung fteht, 
infofern das Vermögen in einen anderen Bunbesftaat übergeht, 
und mit biefem nicht befonbere VBerhältniffe durch Freizügigkeits⸗ 
verträge beitehen. 

Mehrere Bundestagsgefanbte, der der ſächſiſchen Häufer, ber 


*) 2.:Pr. 1817. 11. Sig. 17. Febr. Beil. 11. Loc. die. Bol. 77. 
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45. und 16. Stimme, Rellten bie Anficht auf, daß in bem Puncte 
ber Nachfteuer es einer weiteren Berabrebung mehr bebürfe, da 
ber Art. der Bundesacte am ſich verbinblich ſei. Oeſterreich trug 
jedoch auf Smftructtonseinholung an, weil die Freiheit von aller 
Nachfteuer durch den Beiſatz in der Bundesacte: „und mit biefen 
nicht beſondere Berhältniffe durch Freizügigfeitäverträge beitehen,“ 
bedingt zu fein ſcheine, und nur durch bie Unterordnung ober 
Bereinbarung biefer Verträge mit ber allgemein binbenben Norm, 
diefe zum Beſten der Unterthanen größtmögliche Ausdehnung zu 
verihaffen, ihrer Kenntniß unerläßli ſei). Diefer Meinung 
ſchloſſen ſich alle andere Stimmen an, Preußen beshalb, weil es 
Schon alles erichöpft habe, die in ber deutſchen Bundesacte feft- 
geſetzte Abzugs⸗ und Nachiteuerfreiheit allenthalben geltenb zu 
machen. dv. Berg wurde erjucht, die Schwierigkeit zu bezeichnen, 
weiche die Durchführung biefer Beflimmungen bed 18. Art. ent: 
gegenftänden. Der frühere Profefior that dies mit gewohnter 
Grünblichleit *). Zuerſt machte er darauf aufmerffam, daß bie 
Einführung gleichförmiger Grunbfäße in Anfehung ber Militair- 
pflichtigfeit die Ausübung des freien Wegzuges in einem Bundes⸗ 
ſtaate mehreren Hinderniſſen unterliegen inne ala in dem anderen. 
Died babe auch ſchon bie Bunbeöverfammlung erkannt und be 
fhloffen ein Uebereinkommen zwifchen den Bunbesftaaten zu ver 
anlafien. Eine große Schwierigkeit lag aber, was Berg richtig 
auffaßte, in der Benennung ber Begriffe, welche bie Mechte ver 
Untertdanen feftftellen follten. Schon bei den Wiener Eongrek- 
verbanblungen hatte man verfchievene Aenberungen bes Ausdruckes 
vorgenommen. In bem eriten Entwurfe der Grundlage ber beutichen 
Bundesverfaffung, welcher von Oefterreih und Preußen gemein- 
fchaftlic) übergeben wurbe, hieß es im Art. 6%): 


Jedem Bunbedunterifan wird zugefichert, 1. bie freiheit un- 
gehindert und ohne eine Abgabe zu entrichten in einen anderen 


*) B.⸗Pr. 1817. 10. Sig. Bol. 51. 
*°) B.⸗Pr. 1817. 11. Sig. Bell. 15. Loc. dies. ol. 89. 93. 
*..) Alũber. Aeten d. Wiener Congreſſes. I. 45 ff. 
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zum Bunbe gehörenden Staate auszuwandern oder in beffen 
Dienfte zu treten.” 

In dem am 16. Ochbr. 1814 bei ber Eonferenz von Defter- 
reich, Preußen, Baiern, Hannover und Würtemberg vorgelegten 
Entwurfe*) wurbe beftimmt: 

„der Bunbedtag beſtimmt gewifie Rechte, weldhe jever Deutjche, 
wie 3.2. das ber Auswanderung unter gewilfen Beichränfungen, 
der Annahme Kriegd oder bürgerlicher Dienfte in anderen 
beutfhen Staaten u. |. w. in jedem beutichen Staate un⸗ 
gekraͤnkt genießen fol. Bei ven Ießten zwei Paragraphen bleibt 
Defterreih und Preußen bie Berückſichtigung ihrer befonberen 
Verhaͤltniſſe, in Hinficht ihres größeren Umfangs unb ihrer 
Zufammenfegung aus Ländern, bie nicht zum Bunde gehören, 
unbenommen.“ 

Sn dem Entwurfe, welchen Preußen Anfang Aprils 1815 vor 
legte ), war im 9. $. beftinmt: 

„Alen Einwohnern zum deutſchen Bunbe gehörenber Provinzen, 
wirb von ben Mitgliedern bed Bundes, burch bie künftige Ur⸗ 
kunde deſſelben, das nur durch die allgemeine Pflicht der Bun⸗ 
desvertheidigung befchräntte echt der Auswanderung in einen 
anbern beutfchen Staat, bed Uebertritts in fremde beutjche 
Eivil- oder Militärbienfte ........ zugelichert.“ 

In dem von Wefjenberg verfaßten Entwurfe **) war in bem 
Art. 15, lit. d. den Unterthanen garantirt: 

„Das Recht des freien Wegzugs aus einem beutfchen Bundes⸗ 
ſtaat in den andern, in fo ferne ber Außwanberer zeigen 
fann, baß er im letztern als Unterthan angenommen wir, 
Die Freiheit von allen Abzugs- und Erbichaftftenern von 
außziehenbem Vermoͤgen, welches in einen andern beutichen 
Staat übergeht.” 

Diefer Beitimmung war ein NB. beigefügt, daß hier ein 


*) Kläber a. a. O. ©. 61. 
**) Alaber. Acten d. Wiener Gongreffed. 1. Heft 4. ©. 109110. 
**°) Ebendaſ. IL ©. 5. 
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Vorbehalt wegen Erfüllung ber Eonfcriptiongverbinblichleit eins 
zuſchalten fei. 

In dem von Humbolbt übergebenen boppelten Plane“) wurbe 
F. 89 und 74 folgenbe Beitimmung vorgefchlagen: 

„Alle Mitglieder des Bundes machen fich verbindlich, jedem 

ihrer Unterthanen folgende Rechte, als ſolche, beren jeber 
Deutfche genießen muß, unverbrüchlich einzuräumen: 

a) bie Freiheit, ungehindert und ohne Entrichtung irgend einer 
Abgabe, in jeden andern zum Bunbe gehörenden Staat aub⸗ 
zuwandern. 

Hiervon wird der Austritt um ſich der Kriegäpflicht zu entzie⸗ 
ben, audgenommen. In biefer letztern Rückſicht iſt jeboch jeber 
zum Kriegsdienſt, fei es im ſtehenden Heere ober in der Landwehr, 
Berpflichtete, nur von feinem 18. bi3 25. Jahre obne erhaltenen 
Abſchied, in feinem Vaterland zu bleiben verbunden. Während 
bed Kriegs hört alles Auswanderungsrecht für jeben, zu irgenb 
einer Art ber Vaterlanbövertheibigung Verpflichteten auf.” 

Der von Preußen im Mat 1815 übergebene Entwurf enthielt 
im 6. 9 *); 

„Allen Einwohnern zum deutſchen Bunde gehörenber Provinzen 
wird von ben Mitglievern des Bundes, bad nur durch bie all- 
gemeine Pflicht der Lanbeövertheidigung beſchraͤnkte echt ber 
Auswanderung in einen andern beutjchen Staat .. . . zus 


gefichert.” 
Der öfterreichifcher Seits zu gleicher Zeit übergebene Plan ***) 
Art. 18. Nr. 2: 


1. Den Unterthanen beutfcher Staaten wirb gegenfeitig zu- 


2. Das Mecht des freien Abzugs aus einem Bundesſtaat in ben 
andern, injofern bie Militairpflichtigkeit erfüllt ift. 


*) Auber. Aeten d. Wiener Congreſſes. IL. ©. 45. 62. 
°°) Ebenbaſeſbſi. II. ©. 288. 
©.) Ehenbafelöf. II. ©. 314, 
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3. Die Freiheit von allen Abzugs⸗ und Erbſchaftsſteuern von 
Ausziehenden, infofern felbige in einen anderen beutfchen 
Bundesſtaat übergehen. 

In dem Entwurf zur Grundlage ber Verfaffung des beutfchen 
Bundes, welcher von dem Fürften Metternich im Einverſtändniß mit 
Preußen am 23. Mai 1815 vorgelegt wurde *), wirb Art. 16 lit. c. 

„Den Unterthanen ber beutfchen Bunbesftaaten von ben Bundes⸗ 

gliedern gegenfeitig zugefichert: 

c) Das Recht des freien Abzugd aus einem Bunbedftaate in 
den andern, infofern ber Auswandernde feine Militairpflichtig- 
feit erfüllt Hat, und ausweiſen kann, daß er in dem andern 
als Unterthan angenommen wird. 

d) Die Freiheit von allen Abzugs⸗ und Erbſchaftsſteuern von 
dem ausziehenden Vermögen, infofern es in einem anbern 
deutfchen Staate untergeht.“ 

Es wurden hiergegen verſchiedene Erinnerungen gemacht bie 
eine genaue Bezeichnung bed Begriff? der aufzuhebenben Abgaben 
bezweckten, infonberheit aber eine beutliche Faſſung des Punctes 
ber Abzugfreiheit von Erbſchaften. Endlich kam man überein, 
blos zu ſetzen: die Freiheit von aller Nachiteuer (jus detractus 
und gabella emigrationis ”*). Dad Wörtchen: unb — welches 
doch vielleicht eiwas zu mehrerer Deutlichleit beigetragen hätte, war 
in der Ausfertigung binmweggeblieben. Detractrecht (Abzugsrecht) 
iſt nun allerdings weit umfafjender, als Erbfchaftöfteuer, indem 
es ſich auf alles Vermögen erftredtt, welches ein fremder Unterthan 
aus einem Runde bezieht. Urfprünglich zwar wurbe der Abzug 
nur von den an Auswärtige gefallenen Erbſchaften erhoben. — 
Allein in dem 17. Jahrhundert wurbe er in mehreren beutichen 
Staaten auf Uebertragung des Vermögen? an Fremde durch Ver⸗ 
träge überhaupt, auf Verkäufe, Schenkungen, Mitgiften u. |. w. aus⸗ 
gedehnt. Da jedoch dieſes damals nicht in allen deutichen Staaten 
geichcehen war, fo fonnten allerdings hieraus bei der Anmwenbung 


*) Klüber. 11. 321. 
**) Klüber. II. 441 — 442. 
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des Grundſatzes gegenfeitiger Freizügigkeit Schwierigkeiten entftehen. 
Man Hatte fih bei der Abfafjung ber Bundesacte bemüht, den 
Begriff der Abgabe, welche gegenjeitig aufgehoben fein foll, durch 
die Wahl einer möglichft allgemeinen Benennung und jelbft durch 
bie Beifügung Iateinifcher Namen, auf's bdeutlichfte zu bezeichnen; 
dennoch war nicht allen Zweifeln vorgebeugt worden. Die Abficht 
die Unterthanen ber beutjchen Bunbesftaaten einer Laſt zu entheben, 
die fonft überall mit der Uebertragung ded Vermögen? von einem 
Staate in den anbern verbunden war, war allerbings nicht zu 
verfennen. Die Mannigfaltigteit und Unftetigleit ber Terminologie 
ſtand aber, beſonders bei einer möglichft kurzen Faſſung der Deut- 
Tichlett nothwendig im Wege. Zwei an fich jehr verfchiebene Ab⸗ 
gaben, die aber beide barum erhoben werben, weil Vermögen aus 
einem Lande in ein andered gebracht wurbe, die Abgabe von bem 
Vermögen auswandernden Unterthanen, und die Abgabe von dem 
Unterthanen in’3 Ausland übergehende Vermögen — dieſe beiden 
Abgaben follten in bem ganzen Umfange deö deutſchen Bundes 
künftig nicht mehr ftatt Haben. Man gab aljo ven beutfchen Un⸗ 
terthanen bie Freiheit von aller Nachiteuer. — Die Nachfteuer war 
aber nad dem gewöhnlichen Sprachgebrauch die erite ber genann- 
ten Abgaben. Doch wurde diefer Ausdruck auch von der zweiten 
nicht jelten gebraucht, und wenn in dem Lateinischen jus detractus 
eigentlich nur biefe bebeutet, und gabella emigrationis jene; ſo 
war zwar bie leßtere Benennung völlig deutlich; mit dem Ausdruck: 
detractus aber wurben manchmal beide Abgaben bezeichnet, und 
jo war auch durch das Latein nicht aller Verwirrung ber Begriffe 
vorgebeugt. 

Wenn man nun zu dem Wunfche einer möglichit allgemeinen 
Bezeichnung der aufzuhebenden Abgabe wohl berechtigt war; jo ließ 
fich auf der andern Seite auch nicht verfennen, daß aus diefer ALL 
gemeinheit neue Schwierigkeiten in Anfehung gewiſſer ähnlicher Ab- 
gaben entjtehen konnten. Man hatte in dieſer Hinficht bei den Ber: 
bandlungen in Wien zu dem erften Entwurf der Bundedacte bie 
Erinnerung gemacht, daß unter Exbichaftöfteuer nur der Mbzug, im 
eigentlichen Sinne, nicht aber die Eollateralfteuer, der auch Gelber, 
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bie im Lanbe bleiben, unterworfen waren, zu verfiehen fen 
koͤnnte ). Hierher mußte dann auch der in einigen Staaten 
eingeführte Erbichaftftempel gerechnet werben. Eine gleiche Erin- 
nerung wurde in Beziehung auf die wegen Gemeinbefchulden zu 
machenden Abzüge von ausgehendem Vermögen vorgebracht. In 
beiden Hinfichten warb in der Conferenz vom 31. Mai 1815 be 
ſchloſſen: 
„Daß um die in Betreff der Collateralſteuer gemachte Ein⸗ 
wendung zu beſeitigen, auch zu erkennen zu geben, daß man 
durch die hier (Art. 18) erwähnte Befreiung nicht gemeint ſei, 
die Mitglieder einer Gemeinde von ber Bezahlung ber von 
ihren etwa gemeinfchaftlich mit zu vertretenden Gemeinſchulden 
zu befreien, blos zu jegen jei: Die Freiheit von aller Nach⸗ 
ſteuer ).“ 

Nach dieſem geſchilderten Gange der Verhandlungen zeigt ſich, 
daß einzelne Bundesſtaaten ſich noch nicht zu dem durchgreifenden 
Princip der voͤlligen Freiheit von allen Abgaben, welche das Aus⸗ 
wanderungsrecht beichräntten oder illuſoriſch machten, entſchließen 
konnten. v. Berg jedoch beleuchtete die Hinterthürchen, welche ein⸗ 
zelne Regierungen fich offen halten wollten. Es kam barauf am, 
ob man ein barbarifches Weberbleibfel des alten Patrimonialftaates 
gründlich bejeitigen ober ob man es unter anberen Namen beftehen 
laſſen wollte. Man muß einen Blick auf die unendlich Tange Reihe 
von Pladereien werfen, welche damals in biefer Beziehung noch 
in vielen Staaten beftanden. Wir haben oben ein Beiſpiel aus 
v. Czoͤrnig's „Neugeftaltung Oeſterreichs“ (©. 21) angeführt, 
wie es noch 1848 in Defterreich ftand. v. Berg erwarb ſich ein 
großes Verbienft um eined ber wejentlichiten Volksrechte, ala er 
mit fcharfer Kritik diejenigen Einwendungen beleuchtete, welche von 
einzelnen Seiten der burchgreifenden Haltung bed in Trage ftehenben 
Mechted gemacht wurben. In Bezug auf bie Belaftung ber Aus— 
wanbernben burch Abzugsgeld wegen den Gemeindeſchulden fagte er: 


*) Auber. II. 368, 
°°) über. II. 441. 
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Es möchten wohl nur zu Leicht über den Begriff der Gemeinde 
ſchulden, über dad Maß bes Abzuges unb über die Statthaftigfeit 
deffelben in vorkommenden Fällen bebeutenbe Zweifel entfichen, wie 
e3 denn auch keineswegs Mar fei, ob die Ausnahme nur von ben 
bereits vorhandenen, ober auch von Tünftigen Gemeinbeichulden 
gelten follte? Vorauszuſetzen fei bierbei allezeit, daß bie Frage nicht 
von einer Abgabe wäre, weldhe zur Bezahlung der Gemeindeſchulden 
den Mitglievern einer Gemeinde auferlegt würbe, ſondern von einer 
ſolchen Abgabe, weldye von auswandernden Unterthanen oder von 
Fremden, die Vermögen aus einer Gemeinde ind Ausland an 
fich ziehen, gleichjam zur Abfindung wegen des auf biefem Vermoͤ- 
gen haftenden Theils der Gemeindeſchulden, unb zum Erjab ber, 
durch bie Erportation entgehenden Beiträge zur Bezahlung berjelben 
erhoben wurbe. Weberhaupt jcheine ed, daß Beſorgniſſe nicht nur 
wegen Mißbrauchs dieſes vorbehaltenen Abzugsrechts, theils durch 
übermäßige Anſaͤtze, theils durch Einmiſchung ſelbſt ber Staats⸗ 
ſchulden, ſondern auch wegen Einführung anderer beſchwerlicher 
Auflagen und Taxen, wodurch die wohlthaͤtigſten Abſichten der Bun⸗ 
desacte vereitelt werben könnten, bin und wieder entſtanden ſeien. 
Auch ließe ſich nicht in Abrede ſtellen, daß allerlei Formen erfun⸗ 
ben werben konnten, welche von dem Nachſteuer⸗ und Abzugsrecht 
äußerlich Nichts an fich trügen, in der Wirkung aber dahin führten, 
daß Vermögen, weldyes ind Ausland gehe, zum Vortheil ver öffent 
lichen Kaflen auf eine oder andere Art, mehr ober weniger vermins 
bert würbe. Es Eönnte baher wohl das Verlangen, auch biergegen 
zunörberft gefichert zu fein, der allgemeinen und unbebingten Er- 
füllung des 18. Art. ver Bundesacte im Wege ftehen. 

Eine gleich nachtheilige Folge könnte infonberheit alsdann ein- 
treten, wenn aus ber in den verfchiedenen Staaten jehr verfchiedenen 
Verwendungsart der Nachfteuer- und Abzugsgelder ein Grund her 
genommen werben wollte, diefe Abgabe, der befchloffenen Aufhebung 
ungeachtet, unter anberm Namen fortvauern zu laſſen. Es fei 
bekannt, daß in einigen Ländern der Ertrag berfelben nicht un⸗ 
mittelbar in die Staatäfaffe fließe, fondern von ber Regierung 
öffentlichen Anftalten überlaffen fei, welche biefelbe ohnehin aus 
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den Staatdeinfünften unterhalten ober unterftügen müßte. So 
jeien die Abzugs⸗ und Nachfteuergelber an einigen Orten ben 
Armenlaſſen angewiefen, an andern würden fie für bie Zucht⸗ 
unb Arbeitähäufer verwendet, ober Recruten⸗ und Imvalidenkafſen 
erhielten fie ganz, ober boch zum Theil — Daß eine foldde Ber: 
wenbungsart in der eigentlichen Beſchaffenheit dieſer StaatZeinnahme 
keinen Unterſchied machen könne, falle von ſelbſt in die Augen. 

Schwierig dagegen fet die Frage: ob die in der Bundesacte 
außgefprochene Aufhebung aller Nachiteuer auch von berjenigen 
gelte, welche Privatperſonen zu erheben berechtigt ſeien. Xheils 
durch förmliche Verträge mit der Landesherrſchaft, theils durch 
ausdrũckliche Ianvesherrliche Verleihung, theils durch Verjährung 
oder Herkommen, hätten in vielen deutſchen Landen landſaͤſſiger 
Mel, Guts⸗ und Gerichtäherrichaften, Stifter, Lanbftäbte und 
andere Gemeinheiten dad Nachſteuer⸗ und Abzugsrecht erworben,” 
(In den Stäbten hatte diefe Abgabe ihren Urfprung gewonnen, 
und ber erfte TFreizügigkeitövertrag in Deutſchland wurbe von ber 
Stadt Frankfurt mit Kurmainz im Jahre 1590 abgeſchloſſen. 
Seit biefer Zeit find dergleichen Verträge ſehr allgemein geworben; 
in der Regel aber wurden bie Privatberechtigten von der verbinblichen 
Kraft derſelben, ausgenommen. Jedoch finden ſich auch Beifpiele 
vom Gegentbeil, fowie Ianveöherrliche Verordnungen, welche Land⸗ 
faffen das hergebrachte Recht der Nachſteuer ohne meitered ent 
ziehen. Die gewöhnlichere Meinung war inbefien allerbings bie, 
baß bergleichen Privatberedhtigungen ungekraͤnkt zu erhalten, ober 
gegen billigen Erſatz abzuldfen feien). 

„Der allgemeine Ausbrud und ber Zweck bed 18. Art. fordere 
Freiheit von aller Nachfteuer. Derjelbe Grunbvertrag des Bundes 
ſichere aber infonberheit (im 14. Art.) den im Sahre 1806, umb 
fett dem mittelbar gewordenen ehemaligen Reichsſtaͤnden und Reichs⸗ 
angehörigen, auch in Müdficht ihrer Belitungen die Erhaltung 
aller derjenigen Rechte zu, welche aus ihrem Eigenthum unb befien 
ungeftörtem Genuffe herrühre, und nicht zu der Staatsgewalt und 
den höhern Negierungdrechten gehören. Nun fei aber, daß das 
Letztere in Anfehung des Nachftenerrechtö der Fall ſei, daſſelbe 
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mitbin auch von Privatperfonen außgeist werden Einne, in Deutſch⸗ 
land allezeit anerfannt, unb auch nach ber Nuflöfung bed Reichs 
in mehreren Staaten bes rheinifchen Bundes der Grundſatz gebil- 
Tigt worden, daß die Freizügigkeit in Anſehung ſtandesherrlicher 
Gebiete mehr durch gütliche Vereinbarung oder Außgleihung als 
durch oberhoheitliche Anorbnungen zu Stande kommen müſſe ).“ 
Sn andern rheiniichen Bunbesftaaten hatte mar hingegen das Nach⸗ 
fteuerrecht der fogenannten Mebiatifirten,, theild grade zu aufgehoben, 
theils dadurch beichräntt, dag man auf biefelbe bie beſtehenden 
und fünftigen landesherrlichen Treizügigleitöverträge anmenbbar 
erflärte *). 

Bei den Verhandlungen zu Wien im Jahr 1815 trug ber 
Koͤnigl. ſächſiſche Geſandte in der achten Sigung darauf an, daß 
bei ver Befreiung vom Wbzugärecht jura privatorum ***) vorbehalten 
werben möchten; unb es wurbe bagegen fogleich -nichtö erinnert; 
in der darauf folgenden Sikung aber von Seiten der Großherzogl. 
unb Herzogl. fächliihen Häufer vorgeftellt }) und in einem be 
fonderen Antrag ausgeführt, daß ein ſolcher Vorbehalt den Haupt. 
grund de Artikel entkräften würde, babei auch bemerkt, daß 
die Regierungen mehrerer deutſchen Lande, zu benen auch bie 
Herzogl. fächfiichen gehören, in neuern Zeiten die Nachiteuerfreibeit 
ihren Unterthanen uneingefchränkt zugeſichert, unb daß bie bis 
babin zu ber Rachiteuererhebung berechtigt gewelenen Privaten, 
Stadtraͤthe, Patrimonlalgerichte und Comunen, anerkennend bie 
Tiberalen Beweggründe, ſich dabei beruhigt hätten +4). In ber 
zehnten Sitzung wurbe jobann auf den Antrag Balernd, ben 
Preußen, Weimar, Mecklenburg, Naſſau, ausbrüdlich unterſtütz⸗ 





®) Brauer’8 Beiträge zu einem allgemeinen Staatsrecht der zheiniichen 
Bunbesfoaten. ©. 177. 


©) aAlaber, Staatsrecht des rheiniſchen Bundes. 6.208. 228. Erome’s 
u. Jaup's Germania. B.L ©, 63. 


se) Aläber. I. 502. 509. 
) Aũber. TI. 614. 517. 
+r) Auber. 11. 536. 
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ten, indeß Sachen Feine neue Erinnerung machte, allgemein 
beliebt, ven Vorbehalt ber Rechte der privatorum bier unberührt 
zu laſſen. Es fragte fi nun allein noch: ob hierburch auch bie 
wirkliche Aufhebung ber Privatberechtigungen beabfichtigt wurbe, 
oder ob man es lebiglich dem Ermeſſen jeder Regierung überlafien 
wollte, zu thun, was fie für recht und nüblich hielt? 

Noh wurde ein Punct v. Berg berührt. Die allgemeine 
Befreiung der Deutſchen von aller Nachfteuer in Deutichland war 
zwar burch bie Bundesacte Har ausgeſprochen, jedoch waren babei 
bie beiondern Verhältniffe durch Treizügigleitsverträge, welche 
zwifchen einzelnen Staaten beftehen können, vorbehalten. Der 
Ausdruck „bejondere Verhältniffe” Konnte leicht auf Ausnahmen 
von der Regel gebeutet werben. Baiern hatte dieſen Zuſatz ver 
anlaßt ). Es finden fi aber in ben Verhandlungen feine Ex 
läuterungen darüber. Bei der Reaction ber Bundesacte war bie 
Aufnahme deſſelben dadurch motivirt worben, daß bie Gefanbten 
die befondern Werhältniffe ihrer Länder in Anfehung der Freizü⸗ 
gigkeitöverträge nicht durchaus genau Fannten und es für bedenklich 
hielten, denjelben durch eine allgemeine Dispoſition zu präjubiciren, 
wobei jedoch immer voraußgefegt wurbe, baß bie Regel: „Befrei- 
ung von aller Nachiteuer”, beftehen, und von ben befonvern Ber- 
hältnifjen nur dasjenige berüdiichtigt werben müfje, was bie An- 
wenbung berfelben begünftige und erleichtere *). 

Die Frage, von welchem Zeitpuncte an bie Beitimmung bes 
Art. 18. der Bundesacte in Wirkſamkeit trete, war von unterge- 
orbneter Wichtigkeit für allgemeine Intereſſen und hatte nur für 
den Augenblid Bebeutung. Jedoch ftellte auch hierin v. Berg bie 
liberalſten Grundſaͤtze auf. 

In den Abſtimmungen der einzelnen Bundesſtaaten zeigte ſich 
durchgaͤngig der beſte Wille und wenn auch von einzelnen Seiten 
ein Abzug für Gemeindeſchulden bei den Auswandernden vorbehalten 


°) Aluber. 1I. 567. 
eo) v. Berg, als Theilnehmer an den Verhandlungen in dem loco dict. 
gebrudten oben S. 167 angegebenen Berichte. 
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wurde, wie 3.8. von ben hart heimgejuchten freien Stäpten, fo hielt 
boch bie ben entſcheidenden Beſchluß nicht auf. In dieſem Be- 
fchluffe wurde Deutichland eine große Wohlthat erzeigt )). Man 
muß ſich damalige Zuftänbe in einzelnen Ländern vergegenmärtigen, 
um dies anzuerfennen. Der Beſchluß felbft ift zu befannt, als 
daß er hier nach feinem Wortlaute aufgeführt zu werben brauchte *). 
Jede Art yon Vermögen, welches in einen anderen Bunbesflaat 
übergeht, wurbe von jeder dieſen Uebergang bejchränkenden Ab- 
gaben befreit, mit Ausnahme ver Eollatoralerbichaftäfteuer, Stem- 
pelabgabe und vergleichen, ſowie ber Zollabgaben. Auch Abzüge 
zum Bortheile der Staatd- und Gemeinbeichulden-Tilgungsfaffen 
wurden aufgehoben. Es macht Leinen Unterſchied, ob die Nadh- 
fteuerabgabe bisher vom Staate, von Stanväherren, Communen 
ober fonftigen Privatberechtigten erhoben wurde. Als allgemeiner 
Termin der Einführung der Abzugsfreiheit war ber 1. Zuli 
1817 beftimmt. Nur eine Beitimmung des Bundesbeſchluſſes 
machte einen traurigen Eindruck. Sie mußte von Leibeigenen 
und Hofhörigen ſprechen ***), für welche als AUswandernde die 
Manumiffionsgebühren aufgehoben wurden. Baiern und bie thü- 
ringiſchen Staaten erinnerten deshalb auch mit Mecht, wie es doch 
wohl zu wünfchen wäre, daß die Aufhebung dieſer Verhältniſſe 
bald geichehe, damit man in Deutfchlanb, am deutfchen Bunde 
nicht mehr den Namen ver Xeibeigenen hören müffe! das Geſetz, 
welches die lebten Reſte ver Leibeigenfchaft in Baben aufhob, (noch 
Bafthaupt, Erbichilling, Manumiffionsgebühr ꝛc.) datirt erft vom 
17. Juni 1819 und in einer ſüddeutſchen Kammer fagten kaum 
ein Jahr früher Abgeordnete: „wir find Leibeigene!“ 

Ein anderer Bunct war freilich unerlebigt geblieben. v. Gagern 
(für Luremburg) hatte gewünjcht, daß die lange Verpflichtung zum 
Kriegödienft, welche dad Haupthinderniß bei der Yreizügigfeit ab- 


°) In ſehr deutlicher Weberfiht finden fi die Abſtimmungen bei 
v. Dleyer. Bepertor. zu ben Berbanbl. der deutſchen Bunbesverfammlung. 
Seft 2. 5. 169 fi. 
°) Den B.⸗B. |. bei v. Weyer. Corp. jur confoed. German. II. 
“) B.⸗Pr. 1817. $. 206. Fol. 406. 
Erßer Ip 12 
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gebe, durch ein allgemeined Gejeg gemildert und auf feſte Grund⸗ 
lagen zurüdgeführt werben möge *), unb baß biefe Angelegenheit 
zugleich mit der Freizügigkeit erledigt werben müffe. Als Würtem- 
berg und anbere Staaten bagegen Einwendungen gemacht, ſprach 
fih Gagern noch ftärker aus: „ohne Beleitigung ber Schwierigleit 
wegen ber Militairpflichtigleit fei der Gegenſtand des freien Ab⸗ 
zuge nur auf Sand gebaut "I" Hierauf wurbe eine Commiſſion 
von drei Mitgliedern gewählt, (v. Eyben, Graf Golz, v. Aretin), 
welche über biefen Gegenftanb berichten ſollte. Dies geſchah unter 
dem 19. Mat 1817. Die Commiffion ftellte an die Spike 
ihres loco dict. gebrudten Berichts **), daß bie ihr geworbene 
Aufgabe mit derjenigen, welche der Art. 18 der Bunbedacte ent: 
halte, nicht ganz ein und biefelbe ſei; denn biejer erforbere bie 
Löfung ber Trage, in wie fern ein gemeinfchaftlicheg Militair⸗ 
pflichtigkeitsſyſtem als dem Bunbezvereine gemäß und mit fpeciellen 
Staatenverhältnifien vereinbar aufgeitellt werden fünne, und ihre 
‚gegenwärtige Aufgabe umgehe dieſe Frage ala zu fchwierig und 
weit ausſehend und befchränfe fich auf bie Unterjuchung, wie man 
bei dem ?yortbeftehen ber einzelnen Militairpflichtigfeitäfgfteme in 
den deutſchen Staaten in Hinfiht auf die Wegzugsfreiheit eine 
vermitilende Beftimmung treffen koͤnne. Als leitende Grunbfäße 
ftellte nun die Commiſſion folgende hin: 

1. „Die zu veranlaffende Verfügung fol in ber Form eine 
allgemeinen freien Einverftändniffes zwiſchen ſämmtlichen Bundes⸗ 
ſtaaten zu Stande gebracht werben. 

2. Man fol fich hierin bei Beſtimmung der Grunbjäge über 
dad Conſcriptionsweſen auf diejenigen Säge beichränten, die unmit- 
telbar Beziehung auf die im 18. Art. der Bundesacte ben beutichen 
Unterthanen zugeficherte Befugniß des freten Wegziehens ober 
Dienftenehmend in einen anderen Bunbesftaat haben. 


*) 8.-Pr. 1817. $. 68. ol. 110. 
**) B.⸗Pr. 1817. $. 147. Bol. 278. 
°.) B.⸗Pr. 1817. 6. 186. 8. 56. Bol. 35B8A-K. loco die. — Man 
veröffentlichte weber damals noch fpäter bie Vorſchläge der Commiſſion. Sie 
find Heute noch vielfach Fromme Wünfce. 
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3. Der Borfchlag fol jedoch jo gemacht werben, daß ſich dic 
ſouverainen Staaten in ihren invibuellen Conſcriptionsverfügungen 
fo wenig als möglich die Hände binden. 

4. Es wäre alfo darauf zu fehen, daß bie Tiberalen Bejtim: 
mungen über das freie Wegziehen und Dienftnehmen, mit den 
nothwendigen Zwangsgeſetzen der Kriegsbienftpflichtigfeit in mög: 
lichſte Vereinbarung gebracht werben.“ 

Nah vielen allgemeinen Borausfeßungen einigte fich bie 
Eommiffton zu einem Borfchlage einer Webereinkunjt ſämmtlicher 
deutſchen Bundesftaaten über die Militairpflichtigfeit in Beziehung 
auf die Ausmwanberungsfreiheit der Untertbanen. Der Vorſchlag 
der Commiſſion beweiſt auch in diefem Falle, daß es nicht an dem 
guten Willen ber Männer lag, welche in der Bundesverſammlung 
faßen, fondern allein in ver Schul ihrer Sommittenten, wenn 
den wichtigften Nationalinterefien Teine Rechnung getragen wurde. 
Man ſah von Seiten ber Commiſſion von dem, wie die Ver- 
hältniffe nun einmal lagen, unausführbaren Vorhaben ab, welches 
v. Sagern in feinem Botum (S. 177) angebeutet hatte; „bei Aus: 
wanberungen von einem in dem anderen Bundesſtaat müſſe es 
genügen, wenn hier oder dort der Milttairsflichtigleit Genüge 
geleiftet werbe, das Vaterland werbe hier und bort vertheibiget.” 
Zu fol’ einem Borfchlage war gar keine Ausſicht des Erfolges. 
Aber felbft der vermittelnde Borjchlag der Commiſſion führte fpäter 
zu keinem Ergebniß. Der Antragdentwurf Lautete: 

I. 

Die Jahre der Militärpflichtigkeit, insofern als dieſelbe der 
Befugniß des freien Wegziehend oder Eintretens in fremde Dienfte 
im Wege fteht, werben von dem Anfange des 18. bis zum vollen: 
beten 27. Lebensjahre feitgejekt *). 


*) QHumbolbt Hatte beim Wiener Congreß bie Lebenoͤperiode vom 18. bid 

25. Jahre angenommen, v. Gagern flug bad 27. Jahr vor, über welches 

hinaus die eigentliche Dienftpflichtigkeit zum ſtehenden Heere in Rüdficht auf 

Auswanderung nicht zu erfizeden wäre. In einzelnen beutichen Stacten be: 

freite aber damals noch nit das 30. Jahr hiervon. Hätte die Commiſſion 

bie baieriſchen Gonferiptiondgefege zu Grunde legen können, fo wärc bie 
12* 
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Innerhalb dieſes gebemSaltens behält fich jede Regierung 
bevor die auszuwandern oder in fremde Dienſte zu treten wün- 
jchenden Unterthanen entweder zum perjänlichen Kriegsdienſte, oder 
nach den allenfalls beftehenben Reluitionsgeſetzen zum Erſatz der⸗ 
jelben anzubalten. m 

Bor dem Anfange bed 18. und nach vollendetem 27. Jahre 
ift der Wegziehende als von allem Kriegsdienſte frei anzufehen, und 
er jo in dem Staate, aus welchem er auswandert, weber zum 
Dienfte bei dem ſtehenden Heere, noch bei der Landwehr ober Land⸗ 
furm angehalten werben, noch bierfür einen Erſatz zu leiften 
haben. 

IV. 

Der abziehende Vater nimmt feine Söhne, bie noch nicht 
da 18. Jahr angetreten haben, mit fi. Won dieſem Alter an- 
fangend müſſen die Söhne vor der Auswanderung ber Dienftpflich- 
tigkeit Genüge leiſten. 

Waͤhrend des Krieges wird die Befugniß des Wegziehens für 
jeden, zu irgend einer Art der Vaterlandsvertheidigung verpflichteten 
Unterthan ſuspendirt ®). vı 

In jedem alle muß fich derjenige, welcher aus einem Bundes⸗ 
ftaate in einen andern auszuwandern, ober in befjelben Kriegs⸗ 
oder Civildienſte zu treten wünjcht, fich vorher an feine vorgejeßte 
Landesbehörde wenden, damit beurtheilet werde, in wie fern bie 
geſetzlichen Bebingungen erfüllt find, in welchem alle das Weg: 
ziehen, über die Beitimmungen dieſer Uebereinkunft hinaus, nicht 
erſchwert werben foll. 

v1. 

Uebrigens behalten fich die einzelnen Bunbesftanten bevor, in 
ben unter fich abzufchließenden Freizuͤgigkeitsvertraͤgen noch weitere 
Dienftzeit vom zuräüdgelegten 19. bis zum 23. Lebensjahre beſtimmt worden ; 


fie wagte aber nicht einmal den Verſuch eines ſolchen Borſchlages. 
®) Diefer Vorbehalt fand fih auch fchon im Qumbolbt’jchen Entwurf. 
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Beftimmungen feſtzuſetzen, wodurch jedoch in ben oben ausgeſpro 
chenen Hauptſaͤtzen nichts geändert werben ſoll, was bie ben Unter: 
thanen ertheilte Befugniß erſchweren konnte. 

VII. 


Endlich machen ſich alle Bundesftaaten gegeneinander ver- 
bindlich, darob zu halten, daß jeder Einwandernde, der ſich in den 
Militairpflichtigleitsjahren, entweder in Ruͤckſicht auf das ſtehende 
Heer, oder die Landwehr oder den Landſturm, nach den Geſetzen 
des Staates befindet, in welchen er übergeht, als unmittelbar in 
deſſen Militairpflichtigkeit übergehend betrachtet werde, demnach am 
allerwenigſten ein Bundesſtaat in Hinſicht ſolcher Einwandernden 
die Verguͤnſtigung ertheilen könne, daß dieſelben ſeinerſeits von ber 
Militeirpflichtigkeit befreit werben follen ®). 


In der 'breißigften Sikung vom 22. Mai") wurbe ber Vor: 
trag der Commiſſion Inſtructionseinholung beichloffen. Die ſäch⸗ 
ſiſchen Häufer genehmigten zuerft den Vorſchlag **), ebenfo Han- 
nover und Medienburg +), Holften und Lauenburg 4) und 
Würtemberg F}}). Aber die übrigen Stimmen Tießen auf 
ſich warten, erhoben Schwierigkeiten über Schwierigfeiten, jo daß 
endlich v. Gagern fich ziemlich derb äußerte: „verftändige Politiker, 
bier unb anberwärtd werben fi) von Schwierigkeiten, wenn fie 
nur immer zu heben find, nicht bemeiftern laſſen, fonbern fie 


®) Dielen Vorbehalt glaubte die Commiſſion deshalb annehmen zu müflen, 
weil es nicht Abſicht fein Fönne, allenfalfige Hinneigungen zur Auswanderung 
zu begänftigen, ober überhaupt die Sireitfräfte des Bundes zu ſchwächen. 
Ginedtheild follte zwar ben Unterthanen die Vollziehung ber ertheilten Be: 
fugniß gefihert fein, anderntheils aber gejorgt werben, daß ber Milttair- 
verfaffung ber einzelnen Staaten nicht mehr Eintrag gefehähe, als durch den 
Bertrag durchaus nothwenbig war. 
*) B.⸗Pr. 1817. ©. 186. Bol. 348, 
) B.⸗Pr. 1817. 9. 225. Fol. 460. 
) Sbenbaf. 9. 234. ol. 480. 
tr) Ebendaſ. $. 240. Fol. 488. 
r!+) Gbenbaf. $. 241. Fol. 294. 
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bemeiftern. Die Abänderung dieſer oder jener Spectal- 
mufterrolle ftebt fürwahr in feiner Vergleichung 
mit den wejentlidften Nationalberedtigungen und 
wenn man einmal ein großes Förderativſyſtem mit möglichen 
Gewinn und Verluft eingegangen hat, muß man auch diefen denk⸗ 
baren Verluft ober Beſchwerniß *) zu tragen willen. Unfehlbar 
wirb der Gewinn bet weitem überwiegen. Dieſe Aeußerung machte 
v. Gagern am Tage des Bundesbeſchluſſes über die Abzugsfreiheit 
und Nachiteuer (23. uni 1817). Mein fie verhallte. Nach 
träglih ftimmte der Gefand.e für das Königreih Sachſen ab, 
„daß es noch Feine Inſtruction erhalten habe **)“, und endlich 
gab am 5. Febr. 1818 Baden noch eine fehr fcharfe Erflärung 
ab, welche in Wahrheit das enthielt, was das Natinnalinterefie, 
die allgemeine ftaatöbürgerliche Freiheit verlangte. Wir Iaflen fte 
als ein würdiges Denkmal der damaligen badifchen Regierung bier 
folgen ***), wenngleich fie nicht? genüßt hat. Denn von biefer 
Zeit ab ijt von einem ſolchen allgemein durchgreifen— 
den Bertrage nicht mehr die Rede. Kinzelne Regierungen 
ließen voohl mit der Zeit Milderung in ihrem Zwangsmilitairſyſtem 
eintreten: — das war aber auch Alles. Die badiſche Erklärung lautete: 

„In dem Großherzogthunm Baden ift man durch Gefehgebung, 
noch mehr aber durch eine von Sr. Köntyl. Hoheit zugelaffene 
Uebung, von beinjenigen Verhältniß nur wenig abgewichen, welches 
fich über die Beichränfung der Wegzugsfreibeit durch Kriegspflichtig⸗ 
feit au der Natur des Staatsverbandes bejtimmt. 

Der Staat fol feine Zwangsanſtalt fein, und die Pflichten 
des Staatsbürgers follen in der Regel nur jo lange dauern, als 
er von feinen desfallfigen Nechten Gebrauch machen will. 

Die Beichränkungen, welche hauptſächlich eine nothwendige 
Rückſicht auf die Praxis anderer Regierungen biefem liberalen 
Spfteme abzugewinnen vermochte, machte zwar die Wegzuggerlaubniß 
in den geeigneten Füllen von einem gewißen Alter abhängig, 


*) B.Pr. 1817. $. 255. Bol. 506. 
**) Ebendaſ. F. 321. %ol. 630. 
“a Ebendaſ. 1818. $. N. Bol. 65 ff. 
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aber dieſes umfaßte nur den Zeitraum vom Anfang des 20. bis 
zum Ende des 23. Jahres; während diefes Alterö war man zwar 
zum Dienfte verpflichtet, aber zugleich befugt, einen andern einzu 
ftellen oder mit einer andern Gelbfumme fich zu reluiren; die 
Bande ber Familie fonnten nur felten getrennt werben, denn Kinder 
bie nicht majorenn und nicht felbftändig waren, mußten den Eltern 
folgen, und dem freien Willen zu folgen, kam die hödjfte Gnabe 
jogar bei denjenigen zu Hülfe, welche bereit3 in den Dienft getreten 
waren; nur für denjenigen, welder in ber Conſcription wirklich 
begriffen war, mußte bie allenfallfige Enticheidung des Looſes durdı 
eine Saution gefichert werben. 

Ein gemeinfames deutſches Bürgerrecht, welchem nad bem 
Commiſſionsvorſchlag (VIII) die Pflicht jedes Einwandernden, ſich, 
je nad) dem Maße feines Alter den Dienjt im ftehenben Heere 
oder bei Landwehr und Landſturm zu unterwerfen, ftreng gegen- 
über fteht, und das wejentliche Verbot dem Einwanbernden deshalb 
irgend eine Begünftigung zuzufagen oder zu bemwilligen, ſetzt Se. 
Königl. Hoheit der Großherzog von Baden in ben Staub, bei 
Einer hohen Bundesverfammlung Generalifirung und Ausdehnung 
eines, der individuellen Freiheit möglichft zufagenden Syſtems fol: 
genbe Grundſätze, ala Gegenfaß einer gemeinfamen Webcreintunft, 
in Borjchlag bringen zu laſſen. 

I) Jever Staatsbürger kann, ſammt feinen Angehörigen ohne 
alle Rücdficht auf Lebensalter innerhalb ver deutſchen Bundesſtaa⸗ 
ten vom freien Zuge Gebrauch machen. 

II) Hiervon find nur diejenigen ausyenonmen, welche bereits 
im Kriegsdienſte ftehen, jedoch auch diefe können die Befugniß des 
Wegzuges, entweber durch Stellung eines Einftcher8, oder, da Die 
Dienftzeit vom 18. oder 19. bis zum vollendeten 26. Lebensjahre 
für Friedenzzeiten cher zu lang als zu kurz ift, durch den Ablauf 
des 26. Jahres erlangen. 

I) In Seiten des Friedens ift fogar der wirklich Dienende 
zum Wegzuge befugt infofern die allgemeine Ausübung dieſes 
Grundſatzes, ſowie überhaupt die sub VII. des Commiſionovor 
ſchlags ausgedrũckte Grundbedingung geſichert wird. 
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Die großherzogliche Gefanbtfchaft ift zugleich zu der Erkläruug 
beauftragt, daß die Nichtannahme biefer Grundfäß:, zwar nicht ab- 
halten werde, dem Commiſſionsvorſchlage, al einem Minimum 
von Wegzugsfreiheit, beizutreten, jedoch die ohne die fchon vorbe⸗ 
haltene Nothwendigkeit herbeiführen müfje, den Untertanen wo 
möglich, die liberalern Beſtimmungen burch Specialverträge theils 
zu retten, theils zu verfchaffen.” — — 

Der Wiener Congreß hatte früher zuſammenhörige Länder 
Deutſchlands auseinander geriffen, taujende von Familienbande 
geftört und in bem Nahrungsſtande große und nachhaltige Störungen 
hervorgerufen , welche Anfangs weniger ſtark gefühlt wurden, weil 
noch fchlinnmere Zeiten vorangegangen waren. Zwiſchen ben ab: 
geichloffenen fouverainen Staaten des beutfchen Bundes beftand 
ein fehr loſes Vand des Verkehrs, überall fanden Beichränkungen, 
Hinderniffe im Handel und Wandel Statt. Die Handelöverhältniffe 
zum Auslande, insbefondere zu England waren nach Aufhebung 
ber Gontinentalfperre durhaus nicht geordnet; England ſchien von 
Neuem eine Präponderanz auf ben deutſchen Märkten augüben zu 
wollen, welche die lebhafteſten Bejorgnifje erzeugte. Eine ungeheure 
Krife war auf dem Gebiete des Handels und der Fabrication ein- 
getreten, die ungebührliche Menge verfertigter und während ber 
Eontinentaljperre aufgehäufter engliiher Waaren mußten ver 
ſchleudert werben und drückte die Preiſe auf ben deutichen Märkten 
und Meflen unglaublich herab, worunter bie deutichen Manu: 
facturiften ſehr ftarf litten. Daß dieſes Verhältniß ein vorüber: 
gehendes fein würde, wollten viele damals nicht glauben, der Vor⸗ 
theil, welcher der großen Anzahl von Gonjumenten durch die 
niedrigen Preife der Manufacturwaaren zu Theil wurbe, fand in 
der Prefie feinen jo berebten Vertheidiger, als der vorübergehenbe 
Nachtheil Einzelner, welcher ftart in die Augen fiel”). Wan 
bedachte nicht, daß der gefammte europätiche Handel fi in einer 
großen Krile befand, daß fogar das englifche Monopol früherer 
Zeiten feiner Auflöfung mit rafchen Schritten entgegenging. So 


) A. A. Ztg., 1817. Wr. 264. 265. Oppof. Blatt 1817. Beil. 61. 
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befanden ſich nad, Ab. Müllers Beobachtung“) kaum zwölf bis 
breizehn englische Häufer von Bebeutung unter zwanzigtaufend 
Handelleuten auf der Teipgiger Mefje im Frühjahr 1816. Mau 
ſah nur die Thatſachen, daß eine jehr beträchtliche Menge von eng- 
liſchen Waaren durch Commiſſionshandlungen verſchleudert wurden. 
Die vorübergehende Urſache hiervon lag aber in dem Umſtande, 
daß die ploͤtzliche Eröffnung des europäiſchen Continents der Specu⸗ 
lation beſonders in den Seeplätzen einen ſehr bedeutenden Spiel- 
raum verſchaffte, welche verurſachte, daß ſich die Waarenlager in 
England ſchnell und unnatürlich leerten, warauf die engliſchen 
Fabriken mit doppelter Thätigkeit arbeiteten, weil auch ſie in dem 
Irrwahne ſtanden, daß ſie die entſtandenen Lücken nur auszufüllen 
brauchten, um wiederum Abſatz zu finden. Ein Haupterforderniß 
für das Gedeihen der Manufacturen, ja überhaupt jedes Geſchäftes, 
war aber während ber Gontinentaljperre den Engländern gänzlid) 
abhanden gefommen: — die Kenntniß der Abfabquellen, der Größe 
und des Bedürfniſſes des Kreifes der Confumenten **). Sic 
verließen fi auf ihre Commiſſionairs, denen fie ungeheure Bor: 
räthe crebitirten, die fich aber zum großen Theil ala Schwinbler 
zeigten. Die Waaren wurden zu unglaublich billigem Preiſe ver- 
Tauft, 3. B. 1817 auf ber braunfchweiger Meſſe Kattun; bie 
Commiſſionaire hatten gut verfchleudern, weil fie der Schaden nicht 
traf. Die englifchen Fabriken wollten ihren Fehler gut machen, 
jenbeten englische Hanblungsreifende nach Deutjchland, welche ſich 
direct an die Käufer wenden follten, voodurch ein bedeutender Zweig 
bes engliichen Handels in einen wirklihen Haufirhanbel verwandelt 
wurde. Alles zufammen, konnte die Ueberfüllung mit Waaren nur 
bie Folge haben, daß bie Preife enorm heruntergevrüdt wurden ; 
Beilpiele daß Manufacturwaaren mit 30 — 40 Proc. unter den 
Erzeugungskoften verkauft wurden, waren nicht felten. In Teutich- 


°) Briefwechjel mit Beng, 1857. S. 213. 

**) Daß diele Kenntnik aber eine Hauptbedingung jeber nbuftrie iſt, 
unterliegt wohl feinem Zweifel; es ift nenügend, auf die fhönen Ausführungen 
von 3. St. Mill und Roſchet zu verweijen. (Politiſche Deconomie — Ra: 
tional Deco nomie). 
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land fahen Viele in diefer Erſcheinung nur das Beitreben ver 
Engländer den deutſchen Handel volljtändig zu ruiniren; dem 
unbefangenen Beobachter erjchien aber in biefen Zuftänben ber 
Anfang einer befjeren Zeit in Handels- und Verkehrsdingen. Es 
waren aber biefer unbefangenen Beobachter nur zu wenig! — Die 
Allgemeine Augsburger Zeitung fürdhtete ſich fogar, ihre Spalten 
zu dem lebhaft werdenden Streite zwiſchen englifchen und rheinifchen 
(elberfelver) Fabrikanten weiter berzugeben *). Eine allgemeine 
Aufregung unter den Fabrikanten in Deutſchland Tonnte nicht auz- 
bleiben. In Elberfeld, Berlin, Leipzig, Dresden fand die Bewegung 
hauptfächtlih Statt. Die Preffe nahm die Ausführungen der elber- 
felder Fabricanten bereitwillig in ihre Spalten auf, erregte zwar ba- 
mit den Spott der englifchen Blätter, (Tine und Morning-Chronicle, 
Courier und Star), welche mit offenbarer Meberlegenheit die fehr 
Schwachen Seiten der Vertreter des deutichen Handels geikelten, viel: 
fach und mit Recht auf die erften Grunbfüge ber Volkswirthſchaſt 
binwiefen, — führte aber doc in Berlin, Dresden xc. zu Vereinen, 
dern Tendenz und heute faſt unbegreiflich ſcheinen möchte. So 
erflärten bie berliner Stadtverordneten ſchon am 27. Dechr. 1816 
mit 102 den angefeheniten Bürgern Berlins angehörenden Unter: 
Schriften, Folgendes: 

„Wir Stadtverorbniete der Stadt Berlin beurfunden und be 
fennen hiermit, daß wir uns verbunden haben, der Einfuhr fremder, 
bad Heißt nicht in Deutfchland gefertigter Zeuge unb Geräthe 
nach allen Kräften entgegenzuwirken. Wir fühlen und dazu auf: 
gefordert, nicht allein burd) die Ueberzeugung, daß durch die Ein⸗ 
fuhr fremder Waaren zugleich, auch fremde Moden in daß Land 
fommen, die das eigenthünmliche Leben verrüden, ſondern auch durch 
die traurige Erfahrung daß durch die Freiheit, die in Deutſchland 
den Fremden gegeben iſt, ſo viele unſerer Arbeitshäuſer zu Grunde 
gerichtet ſind. Die Arbeiter müſſen mit den Ihrigen betteln gehen, 
oder andern, der Sittlichkeit nachtheiligen Erwerb ſuchen. Wir 
verpflichten uns daher und geloben feierlich, nie mit unſerm Vor⸗ 


2) A. A. Zts., 1817. Nr. 308. 
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wiffen frembe Zeuge unb G@eräthe in unferm Haufe zu bulben. 


Wir wiflen wohl wie unbemerfbar im Anfang unfer guter Ent- 
ſchluß fein wird; aber wir hoffen, daß unfer Beiſpiel, ſowohl von 
oben herab, ala aud durch ganz Deutſchland, die Gutgefinnten 
auffordern, fih zu gleihen Bereinen zu verbinden. Bor Allem 
erwarten wir, baß die Frauenvereine, wie fie zu allem Guten ſich 
verbunden haben, auch hierin nicht zurüdbleiben werben.” 

Es währte nicht lange, fo hatten ſich weitere 4000 Unter: 
jchriften dazu gefunden und die berliner Zeitungen machten bie 
Namen derjenigen Kaufleute befannt, welche fich verbindlich ge 
macht hatten, feine ausländiſchen, insbeſondere engliichen Waaren 
in ihrem Geichäfte zu führen. In Berlin und Merjeburg, in Ober- 
und Niederſchleſien hatten ſich jogar Vereine mit folgenden Statuten 
gebilbet: 

4. Alle Glieder verpflichten fi auf Ehrenwort, (!) für fi und 
die Ihrigen weder zum perjönlichden Gebrauche, noch um Handel 
damit zu treiben, auswärtige Erzeugniffe von Flachs, Schaf- oder 
Baummolle wiffentlih zu Taufen, die man im Lande ebenfalls 
verfertigt. Bei allen andern Fabrikaten werben fie immer den 
inlaͤndiſchen den Vorzug vor den ausländifchen geben. 

2. Alle Mitbürger find im Namen des VBaterlandes zum Bei- 
tritt eingeladen. Ihre Unterjchrift gilt als Beitrittsurkunde. 

3. Um der Geſellſchaft Einheit zu geben, werben in jeber 
Gemeinde, wo fih 25 Perfonen berfelben beizutreten er.lären, 
Localcomit63 aus ihrer Mitte gewählt. Diefe Localcomited er: 
wählen unter ſich die Glieder des Provinzialeomites, welche in 
ben Provinzialhauptitäbten ihren Sitz haben, und die Glieder eines 
Eentralcomiteg ernennen, deſſen Sik noch bejtimmt werben foll. 
Die Comités werden unter ſich über alles correfpondiren, was 
Hanbel und Kunftfleiß betrifft. 

4. Borläufig werden die Verrichtungen bed Gentralcomites 
durch die zu Berlin befindlichen Glieder der Geſellſchaft, und die 
der Provinztalcomite3 burch die von erfteren zur Organifirung ber 
Geſellſchaft ernannten Perfonen verfehen. 

Bon Dresden aus fuchte man ſelbſt auf die Höfe zu wirken, 
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daß fie nur inlaͤndiſche Stoffe bei ihren Feſten bulben ſollten 
Leider Tießen fich einzelne Regierungen und gerabe bie größten und 
bebeutendften, Oeſterreich und Preußen, durch vorübergehenbe Kala⸗ 
mitäten beftimmen einen hohen Zoll auf ausländiſche Waaren zu 
legen; fie warteten nicht ab, wad am Bunbedtage in Bezug auf 
Art. 19 der Bunbezacte gejchehen würbe *). 

Neben diefer Handelstalamität, bie ihren bebzutenden Einfluß 
auf die Fabrik⸗ und überhaupt handeltreibende Klaſſen nicht verfehlen 
Tonnte auszuüben, ging bekanntlich die noch tiefergreifenve Theuerung 
der Jahre 1816 und 1817 durch Deutichland. Eine beifpiellofe 
Höhe der Kornpreife brachten bie durch die langen Kriege, Eon- 
tributionen, Arbeitäftodtungen heruntergelommenen Bevölkerung faft 
zur Verzweiflung und die Maßregeln der Regierungen waren mit 
jeltenen Ausnahmen nicht geeignet, diefen Nothftand zu ändern, 
fondern vermehrten ihn burch unvernünftige Handelsſperren. Eine 
Regierung folgte darin ber andern unb vergrößerte banıit, befonbers 
in Südbeutichland, bie Noth. Schlechte Straßen, felbft zwiſchen 
den bebeutenbiten Orten, im Winter gerabezu grundlos, fo daß 
Poftwagen mit 16 — 20 Pferden beipannt, Kaum durchdringen 
Eonnten, erſchwerten außerdem alle Zufuhr, ja machten fie oft 
gerabezu unmöglich. Heutzutage kann man fich ſchwer in bie 
damaligen Zuftände hinein denken. Wer wagte noch jebt von 
Getreibeiperren zwilchen Heſſen und Naffau ober bergleichen zu 
fprehen? Und der Ungebuld des Publicumd gehen bie Eifen- 
bahnen zu langfam. — 

Es Iag aber unter ſolchen Umſtaͤnden eine beſondere Pflicht der 
Bunbesverfammlung für die Orbnung berjenigen Verhältniſſe ob, 
welche die Bundesacte im Art. 19 bezeichnet hatte. Gerade weil bie 


*) Es fann nicht unfere Abfiht fein, an biefer Stelle eine Geſchichte 
der damaligen volks⸗ und ſtaatswirthſchaftlichen Zuſtaͤnde und Geſeßgebung 
zu geben, — dies würbe, wenn auch nur einigermaßen befriebigenb einen 
ftarten Detavband erfordern. Uebrigens befigen wir in ber beutichen Literatur 
noch feine Geſchichte ver Nationalöcongmie, welche den franzoͤſiſchen Werfen 
über diefen Gegenſtand fich au nur einigermaßen an die Seite ftellen könnte, 
fo mangelhaft felbR auch biefe find. 
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materiellen Intereſſen Deutſchlands fo tief verleht waren und zu 
den thörichften und einfeitigften Verſuchen der Benöllerung eine 
Aenberung zu veranlafien und zu ben verfehrteften Maßregeln ein- 
zeiner Regierungen führten, hatte die Bundesverſammlung eine 
boppelte Pflicht ihre Aufmerffamkeit auf dieſe Verhältniffe zu 
rihten *). Das Praſidium hatte freilich in dem erften Bortrage 
nach Eröffnung der Bundesverfammlung diefe Pflicht anerkannt, 
und ber Commiſſionsvortrag zur 11. Sit. vom 17. Febr. 1817 *%) 
hatte darauf aufmerffam gemacht, daß man unter der Verweiſung 
ber Angelegenheiten des Handels und Verkehrs zwifchen den Bunbes- 
flaaten an die erfte Zufammenktunft der Bundedver- 
fammlung, nicht? anders zu verſtehen fei, als ber Zeit— 
raum vor der erjten förmlihen Bertagung der 
Bundesverfanmmlung. Aber die Angelegenheit war dennoch 
fo lange liegen geblieben, bis die Außerfte Noth an die Pforten 
ber einzelnen Staaten fchlug. 

Freiherr v. Stein hatte bekanntlich von Chaumont aus ***) ven 
Borfchlag einer allgemeinen Zoll: und Handelseinigung der beutfchen 
Bundesstaaten gemacht und damals wären die Schwierigkeiten ber 
Einführung nicht bedeutend geweien. Auf dem Wiener Congreß 
wurbe dieſem Gegenftande eine fehr geringe Aufmerkſamkeit ge: 
ſchenkt, wie aus unferer Darftellung der Verhandlungen hervorgeht, 
Rur ein Verfprechen war enblich gegeben worden, welches ben 
Inhalt des Art. 19 der Bundesacte ausmacht. 

Diefer Art. Iautete befanntlich: 
„Die Bundesglieder behalten fich vor, bei der eriten Zu- 


*) Während des Drudes biefer Bogen kommt und das neuefle Pro- 
gramm Wollgraff® de confoederationibus sine et cum imperio Marburgi 
4869 zu Belt, welcher p. 48 ff. die Bunbesverjammlung gegen biefe hier 
vertheibigte Anfiht in Schug nimmt. Die Hier folgenden, bis jegt nicht 
veröffentlichten Verhandlungen ber Bunbesverfammlung werben aber unjere 
Unfiht unterftägen. Ä 

°*) Beil. 11. Fol. 72. loco diet. erfattet, von Frhr. v. Pleſſen, v. Cyben 
und v. Berg (über die Reihenfolge der Geſchäfte ber Bunbesverfammlung). 
ov) ſ. S. 23. 
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„Tammenfunft der Bundesverſammlung in Frankfurt, wegen 
„bed Handels und Verkehrs zwifchen den verfchiedenen Bundes⸗ 
„staaten, fo wie wegen der Schiffahrt, nach Anleitung der auf 

„dem Gongreffe zu Wien angenommenen Grundſätze, in Be 

„tathung zn treten.“ 

Es beburfte nun erft einer jo traurigen Veranlaſſung, ala 
bie Hungersnoth der Sabre 1816 und 1817 war, um an bie 
Erfüllung dieſer wichtigen Zufage zu erinnern! 

Dir erfte fich hierauf beziehende Gegenftanb, welcher in ber 
Bundbesverfammlung zur Sprache fam, war nämlich ber in ber 
29. Situng vom 19. Mai 1817, $. 180 geftellte, durch die ba- 
‚malige Theuerung veranlaßte Antrag Würtembergs, durch Auf- 
bebung aller außerordentlichen Beſchränkungen des gegenfeitigen 
Verkehrs mit den nothwendigften Lebensbedürfniſſen in den beutfchen 
Staaten unter einander, und durch gemeinfame Maßregeln in 
biefer Angelegenheit die Bundesſtaaten einanber näher zu bringen. 
und dad gemeinfame Beſte Aller zu befördern. 

Würtemberg war zu feinem Antrage durch die von feinen 
Nachbarſtaaten, namentlih Baiern erfolgten Ausfuhrverbote in 
Bezug auf vie nothiwendigften Lebensmittel veranlaßt. Auf öfter 
reichifhen Antrag wurbe in derſelben Sitzung eine Commiſſion 
von fünf Mitgliedern zur Begutachtung ernannt. Mehrere Ge 
fandte ſprachen fih Namens ihrer Staaten bei biefer Gelegenheit 
fofort für den freieften Verkehr der deutjchen Staaten aus, fo 
Großherzogthum Heflen, Niederlande, Oldenburg, Naffau, Braun- 
fchweig. Die gewählte Commiſſion beftand aus Aretin, Mandelsloh, 
Pleſſen, Eyben und Martens, die beiden leßteren nur mit relativer 
Stimmenmehrheit gewählt (8 und 7 Stimmen), In der 32. 
Sigung vom 2. Juni 1817, $. 209, wurde ber Vortrag ber 
Eommilfion durch Aretin erftattet und auf Antrag Oeſterreichs 
loco dictaturae gedruckt und auch |päter nicht veröffentlicht. Bei⸗ 
gefügt waren bie befonberen Abftimmungen von Marten, Eyben 
und Pleſſen. 

Die Commiſſion erkannte bei ihrem Zufammtritt die große 
Schwierigkeit der Aufgabe an, weil bei aller Einfachheit, die Sache 
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durch die Sreigniffe und einzelner Verfügungen aus der natürlichen 
Ordnung gänzlich verrüdt jet, und von fo allgemeinem Intereſſe 
fie fie alle deutſchen Staaten fidh herausftelle, fänden doch im 
jedem einzelnen Staate bie abmeichendften inbivibuelliten Be 
ziehungen Statt. Die Commiffion bob jeboch folgende Puncte 
und Tragen heraus, auf beren Erörterung es ihr vorzugsweiſe 
anzulonımen fchien ®): 

1. Soll ſich diefe Webereinfunft auf ben gefammten freien 
Handelsverkehr mit allen Probucten innerhalb des deutichen Bundes; 

2. ober wenigftend® auf alle Lebensmittel und Gegenflänbe 
des erften Bebürfniffes auszudehnen; ober 

3. in engerer Begrenzung auf die Verfügungen beichränten, 
welche die gegenwärtigen VBerhältniffe ber Getreivetheuerung in 
Anſpruch nehmen; 

4. welche Artifel von Lebensmittel follen als Gegenſtand ber 
zu treffenden Verfügungen angenommen werben? 

5. Sind alle Ausfuhrverbote rückſichtlich biefer Artikel von 
ben einzelnen Bunbesftaaten unter ſich aufzuheben” 

6. Welches ift der Umfang der Gebiete, auf welche biele 
Verfügungen auszubehnen wären ? 

7. Welche Anftalten wären an den Grenzen ber verbünbeten 
Staaten gegen bad Ausland zu treffen? 

8. Würde es hinreichen, anftatt einer allgemeinen Aufhebung 
ber innen Sperrverordnung, auf beftimmte Quantitäten überein 
zu Tommen, welche auf Iegale Certificate des eigenen Bebürfnifjes 
und Verbrauch von einem Bundesſtaate in den anbern frei palfirt 
werben follen ? 

9. In wie weit Könnte ſich eine allenfallfige Verfügung freien 
Getreidehandels zwiſchen den deutſchen Bundesſtaaten auch auf bie 
beftehenben Zoͤlle beziehen ? 

10. Wären die nad den Preifen der Früchte fteigenden Zoll⸗ 
ſätze auch ald Sperrgefebe zu betrachten, und ald unter der Auf: 
hebung begriffen, anzujehen ? 


©) Bell. 64 loco dict. u $. 208. 
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11. Sollte nicht in jedem alle das transfitirenbe Getreibe 
mit bloßer Einrichtung ber Tranfitgebühren allenthalben unauf- 
gehalten durchpaſſiren ? 

12. Kann ein allenfallfige® Sperrgebot auf bie erweislich, 
früher bereit3 erfauften Quantitäten erftredit werben ? 

Zuvoͤrderſt ſprach fih in der Commiſſion v. Eyben über bie 
brei erften Puncte aus. 

Seine Darftellung beweift, daß er mit ben Grundſaͤtzen ber 
Vollswirthſchaftslehre vollklommen vertraut war und fich jelbft von 
ben Ueberbleibjeln der von vielen Regierungen nach unb nach er- 
kannten Schaͤdlichkeit bed Prohibitivfgftems losgemacht hatte. 

Die Erfahrungen der lebten zwanzig Jahre hatten bie Ueber⸗ 
zengung hervorgebracht, daß, indem man durch Anwendung biefes 
Syſtems einem Theile ber Rat.or. einigen Vortheile verjchafft, man 
biefen durch größere ‚Opfer bed anbern unb großen Theils ber 
Nation erkaufen ließ. Mit Recht wies deshalb Eyben auf bie preuß. 
Regierung, welche Türzlich angefangen hatte, dieſe Wahrheit aus⸗ 
zufprechen, auf bie Reben in ber Deputirtenfammer zu Paris, welche 
ben Geift des berühmten Staatöwirthichaftägelehrten, Jean Baptift 
Say, athmeien. Er verfannte aber babet nicht, daß es noch 
lange dauern müßte und würbe, ehe dieſes ſogenannte Mercantil⸗ 
foftem in Europa allgemein fallen werbe; es werde biefem Syſteme 
durch die Manufacturiften und die Kaufleute zu fehr das Wort 
gerebet, ba fie vorzüglich babei gewönnen. Das Intereſſe ber 
Einzelnen, die durch das eingeführte Mercantiligftem in einem 
Staate gewinnen, ſei für jeben einzelnen Betheiligten gewifier, ala 
das Intereſſe des Einzelnen ber dadurch verliere, weil ber Verluſt 
bie ganze Maſſe der Probucenten ber erſten Erzeugniſſe in einem 
Staate treffe und fidy unter diefe ganze Maſſe veriheile, währenb 
ber Gewinn aus Prohibitiomaßregeln nur wenigen zu Theil werde. 
Nach feiner Anfiht würde es noch lange dauern, ehe man von 
Prohibitiomaßregeln in den europäiſchen Staaten zurüdtommen 
werbe, beſonders da auch der Uebergang von dem Mercantilfoften 
zu bem enigegengefeßten für jede Regierung, wo erftered beſtehe, 
nicht® weniger als leicht ſei, weil ein ſolcher ploͤtzlicher Wechſel 
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dad Capitalvermögen einer zahlreichen Einwohnerclaſſe plötzlich 
verminbere und manche Gewerbe umſtürze. Man fehe ed an ben 
Wirkungen der nur wenige Jahre beitauden habenden Napo- 
leonifchen Continentalfperre, auf die deutihen Manufacturer, 
unb an den Wirkungen der wieberhergeftellten Freiheit auf biefe 
fünftlich zu Tage geförberten Anftalten. 

Ungeachtet nun in Deutfchland das Mercantilſyſtem wegen 
zu. großer Theilung des Staatögebieted niemals tiefe Wurzel 
ſchlagen Tonnte, und Deutfchland darum ein Staat geblieben war, 
in dem fparfam nur — in der Regel — Induſtrieanſtalten blühten, 
die auf den feichten Boden des Prohibitivſyſtems gepflanzt waren, fo 
war doch in einzelnen heilen des beutichen Staatenbundes dem 
Mercantilfuftem gehuldigt worden, und deßhalb fprach v. Enden 
dahin feine Meinung aus, daß, fo ſehr dem Intereſſe der 
Nation und jedes einzelnen Bundesftaates die Ein- 
führung eines allgemein freien Handelsverkehrs mit 
allen Broducten entſprochen würde, eine ſolche Ueber: 
eintunft gegenwärtig ſchwer zu erreichen fein dürfte. 
Aber alles, was diefer Freiheit nähere, fei al Ge 
winn anzuſehen, und dieſer Gewinn koͤnne entgehen, 
wenn man zuviel auf einmal zu erlangen ftrebe. 

Ueber den zweiten von der Commiſſion hervorgehobenen Punct, 
daß fich nämlich die Webereinkunft nur auf alle Lebensmittel und Ge- 
genftänbe bes erften Bebürfniffes auszudehnen habe, äuferte er jich, 
daß es leicht werben würde, unter den gegenwärtigen Berhältnifjen 
den freien Verkehr mit Lebensmitteln und den Gegenjtäuben bed 
eriten Bebürfniffes Herzuftellen. Dan müfje wenigitend von Seiten 
des Bundestag den Verſuch machen, damit jo weit zu kommen, 
als es möglich fei, und dazu böten die Begebenheiten des Tages 
die ſchoͤnſte Beranlaffung dar. Abſtrahire mar von vielen andern fich 
bier Jedem auforingenden Bemerkungen, fo brauche man doch, um 
die Möglichkeit und Nothwendigkeit des freien Verkehrd mit Lebens⸗ 
mitteln, befonderd in Zeiten der Noth, zur höchiten Evidenz zu 
bringen, nur den einfachen Sat aufzuftellen, daß der Staat ber 
fonderö dann auf Verminderung der Preife zu wirken verpflichtei 

Erſter Theil. 13 
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fei, wenn biefe Preiſe eine ſolche Höhe erreichen, daß bie große 
Maſſe der Conſumenten biefelben nicht mehr aufbringen Kıme; 
daß alfo der Staat dafiir zu forgen habe, daß jeder fich fein Be⸗ 
dürfniß, befonber# in Zeiten der Theuerung, mit dem geringft 
möglichen Aufwande von Zeit und Kraft zu verfchaffen in den 
Stand gefegt werbe; daß biefer Aufwand von Zeit und Kraft 
für den Eonfumenten nur dadurch möglichit vermindert werde, wenn 
nichts ihn verhindere benjenigen Markt aufzufuchen unb zu benutzen, 
der ihm am nächſten fei, und wo er fich fein Bebürfniß mit dem 
geringften Aufwande verichaffen könne; daß alfo jede Zollauflage 
auf ben freien Transport der Lebensmittel von einem Orte zum 
andern, und noch vielmehr eine gänzliche Territorialiperre im All⸗ 
gemeinen (da Iocale Wirkungen bier nicht in Betracht kommen 
dürften) ben Preis für den Conſumenten erhoͤhe, dadurch, daß 
ihm entweber der ihm zumächft liegende Markt gänzlich geſchloſſen 
und er gezwungen \werbe, fein Bebürfnig aus ber Ferne mit 
größerm Aufwand zu beziehen, ober ſich doch der zu bezahlenben 
Zollabgabe zu unterwerfen, welche um ihren Betrag ben Preis 
des Lebensbeduͤrfniſſes erhöhe. Diefed reihe bin, um zu zeigen, 
daß dad Berürfniß des freien Handelsverkehrs, für die Einwohner 
in eben dem Grade jteige, in welchem der Preis der Lebensmittel 
ſich außerordentlich erhöhe, daß alfo eine jede Regierung 
ganz gegen das Intereffe der Sonfumenten handele, 
wenn fie in ſolchen Zeitpuncten durch Sperre unb 
hohe Zölle den freien Verkehr mit Lebensmitteln 
bemme, mithin gerade das Segentheil von dem thue, 
was fie bezwede, und ihr zu thun obliege. 

Gänzlihe Sperren wirkten in eben dem Verhältniß nad 
tbeiliger in welchem fie vervielfältigt würden, und je geringer ber 
Umfang der Territorialmaſſen fei, welche auf biefe Art von ein- 
anber ifolirt würden... In großen Staaten fühle man dad Nach 
theilige der Sperre beſonders nur auf den Grenzen, und nicht 
tief im mern, weit (Waflertrandporte audgenommen) fich bie 
eriten Lebensmittel und Bebürfniffe niemals auf große Diftangen 
im Lande transportiren ließen, ba der Aufwand bes Landtransporis, 
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auch bei ſehr hohen Preifen, den Werth der Lebensbedürfniſſe bald 
überfteige; in Meinen Staaten wirle aber die Sperre nachtheilig 
auf die ganze Maſſe des Landes, und darum äußere jich dieſe 
Maßregel am nachtheiligften in benjenigen Gegenden Deutſchlands, 
wo Fleine Staaten ſich berührten *). 

Die unter 3 bervorgehobene Frage der Commiffion: „ob bie 
Webereinkunft jih auf die Verfügungen beſchränken folle, welche 
bie gegenwärtigen Verhaͤltniſſe der Getreivetheuerung in Anspruch 
nehmen“ beleuchtete v. Eyben nicht weiter, da fie fi) aus feiner 
Darftellung von jelbit beantwortete. Denn je ausgebehuter bic 
Freiheit deö Verkehrs mit Lebensmitteln fein werde, fagte er, um 
fo befier werde für das Intereſſe der Einwohner ber beutjchen 
Staaten geforgt fein. 

Zunächſt Außerte fi nun Pleſſen über biefen Gegenſtand. 
Nach feiner Anficht ließ die Beftimmung der Bundesacte im 
19. Art. wegen des Handel und Verkehrs zwiſchen den verſchie 
denen Bunbesftaaten in Berathung zu treten, ſich wohl nur auf die 
hierdurch ausgeſprochene Adficht deuten: den gejammten Han: 
delsverkehr zwifhen den Bundesftaaten durch all: 
gemein verabrebete Beſchlußnahme zu befördern, und 
von allen einfeitigen Störungen und Beſchränkun— 
gen zu befreien. Je wünjchenswerther unb wichtiger dieſe 
ſchon damals geſchienen, um jo mehr bürfte aud von bem vor: 
liegenden Fall bie Beranlaffung zu nehmen fein, um zur Beför: 
derung des - freien Handelsverkehrs überhaupt bie weiteren Be: 
rathungen in der Folge einzuleiten. Die Commiffion würde fidı 


*) Man erfieht aus dieſer Darftellung v. Eybens, daß es, wie auch 
v. Blefiend Ausführung zeigen wirb, durchaus niht an Männern in ber 
Bunbeöverfommlung fehlte, welche fehr wohl das große Intereſſe bes beutichen 
Volkes bei biefer wichtigen Frage wärbigten und mit Marer bamald noch 
feltenen Ginfiht bie Berhältniffe und Schwicrigfeiten betrachteten. Wir halten 
es aber für eine beſondere Pflicht, bie verborgen gehaltenen Arbeiten berjenigen 
Männer in ber Bunbesverfanmlung, weldie dem Rationalinterejje Deutſch⸗ 
lands das Wort ohne Rüdficht redeten, zur öffentlichen Kenntniß zu bringen. 
Des Böfen if genug noch zu berichten! 

13* 
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jeboch zur Zeit in Gemäßhelt de erhaltenen Auftrags, um fo 
firenger in den Grenzen beijelben halten müſſen, als verfelbe 
dringend, und zuvörberft einer gemeinfamen Maßregel zu bebürfen 
ſcheine, und dadurch zugleich die Befreiung bes übrigens Verkehrs 
mehr vorbereitet werben dürfte. Der gegenfeitige Verkehr zwiſchen 
den Bunbezftaaten würbe hierbei durch Aufhebung ber Beichrän- 
Runge: deſſelben befördert, und auf alle Lebensmittel, ober doch auf 
bie nothwendigen Bebürfniffe bes Lebens zu eritredlen fein, wenn 
bie Abfuhr nur einigermaßen erfüllt, oder nur einige Wirkung 
davon erreicht werben folle Die richtigen Grunbfähe und Ans 
ſichten hierüber feten Tängft befannt *), und die Theorie berjelben 
fei nur aus zufammengejtellten mehrfachen Erfahrungen hergeleitet. 
Die Lage und der verfchievene Zuftand der Staaten bed beutfchen 
Bundes machten biefelben auch vorzüglich geeignet eben jene Grund 
fäge bei fih in Anmwenbung zu bringen, wenn auf bem weiten 
Umfang, in den vielen auf mannigfaltige Weiſe fruchtbaren Ge⸗ 
genden Deutſchlands zugleich fich kein völliger Mißwachs denken 
Laffe auch fat kein Beiſpiel davon vorhanden fei, aljo ein un- 
gehinberter Austaufch und Umſatz folder Gegenftände bes Lebend- 
debürfiiffes unter den Staaten berjelben Nation, nur durchaus 
zweckmaͤßig fein Tonne, um theilweifen Mangel und überfpannten 
Preifen in denjenigen Ländern wo wirklicher Mißwachs eingetreten, 
zu begegnen, und burch bie großen Eommunicationen der Ströme 


*) v. Pleſſen war bier in einem ſehr patriotiſchen IJrrthume befangen. 
Bir haben noch vor wenigen Jahren in einen Staaten Berorbnungen erlebt, 
welche den freien Verkehr mit Lebendmittel in unglaublicher Weife beſchränken 
za können glaubten, freiih, um ein Jahr fpäter mit bem bemüthigenben 
Geſtaͤndniſſe zurädgenommen gu werben, „baß bie Erfahrung das Unpractifcge 
biefer Berorbnung gezeigt habe!“ — Benzenberg (über Handel und Gewerbe, 
Steuern und Zölle, 1819), alſo ein Beitgenoffe fagt S. 73: „Wären bie 
Gnglänber immer von einer befonberen Beamtenwelt regiert worben, fo wären 
fe ebenfo dumm (tn volkswirthſchaftlichen Dingen), wie wir. In jeber Ger 
meinde find im Durchſchnitt Feine ſechs Perſonen, bie wiffen, wie viel bie 
Gemeinde bezahlt und wofür, unb feine Zehn find in einem Reglerungsbezirke, 
bie wiffen, wie viel der Bezirk bezahlt und wie bie bireeten und inbirecten 
zu einander fliehen.” 
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und Meerestüften felbft einem eingetretenen Mangel durch zeitigen 
Einfuhr noch abhelfen zu können; wenn mit gemeinjamer Webers 
einktunft der Handel nur feinen Unternehmungen bie nöthige Sicher: 
beit gegen eintretende Veſchraͤnkungen finde. Die Eigenthümlichkeiten 
bed Getreidehandels unb die Art wie er geführt werde, beförbere 
infonderheit die möglichfte Vertheilung und Ausgleihung im Preife, 
nach den Bebürfnifjen bei dein wenigjten Trandport, indem ber 
naͤchſte Markt, wo das Getreide am theuerften fei, immer gefucht, 
bagegen aber ebenfo von den Gegenden wo es wohlfeiler fei, nad; 
geihoben werde, um verhältnißmäßig an biefen theuren Preiſen 
noch einigen Theil zu haben. Dieſe freie Soncurrenz auf ben 
Märkten werbe alsdann auf der einen Seite die allmählige Zufuhr 
der Bebürfniffe allenthalben bewirken, je nachdem es anfange daran 
zu mangeln; aber auf ber andern Seite die übertriebenen Spe 
eulationen und ben Wucher dabei bindern, und die Preiſe immer 
jo fielen, wie es die Production und ber natürlihe Gang bed 
Handels bei diefer, wie bei allen übrigen Waaren mit fich bringe. 
Und die Speculation, ſowie der Auflauf von Getreide würde alds 
dann bie Preife nicht willfürlich in die Höhe treiben können, weil 
ber fortgehende Nachichub immer aus den Nacbarichaften biß in 
bie weitefte Entfernung, und bie fichere Anfanmlung be Ge 
treides auf den großen Handelsplätzen, wo es burch die Communi⸗ 
cationen zu Waſſer auch noch herbeigeführt werben könne, wenn 
ſich in dem gangen großen Reiche deutſcher Nation Mangel zeigen 
follte, natürlich jeder Steigerung entgegenwirkten, die über bie ver: 
Hältnigmäßigen Koften des Transports hinaus ginge. 

Die Handelsfpeculationen mit Getreide Könnten alddann fogar 
noch den Nuben haben, daß fie gewille Vorräte bis |pät im Jahre 
in einzelnen Orten unb Ländern fefthielten, und oft von einer 
Ernte in bie andere übertrügen, alſo zu ber allgemeinen Aus 
gleichung auch noch mithelfen. Außerdem würde die Production 
ber Gegenftände ſelbſt, mithin bie Mafje der Vebürfniffe vermehrt, 
wenn ber Umſatz derſelben gejichert und frei ſei, und bie Induſtrie 
werbe mehr dahin gewandt, wo bad Bedürfniß fich zeige, wenn fie 
ungebinbert auf Belohnung und Preis rechnen koͤnne. Die Sperren 
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bugegen benähmen dem Landmann offenbar durch ein willfürfiches 
und einjeitiges Verfahren einen bebeutenden Theil feines Verbienftes ; 
es liege darin nicht? anderes, als daß auf feine Koften bie andern 
Claſſen ernährt werben follten, und man nehme ihm dabei meiſtens 
noch mehr wie aud) bier zu nöthig fei, indem man nidyt bloß bie 
eigene Gonfumtion des Landes, fondern unbedingt alle was barin 
erzeugt werde, mithin auch denjenigen Weberichuß zurüdhalte, ber 
vortheilhaft Hätte auswärts verfauft werten, und einen anjehnlichen 
Verdienſt verfchaffen könne. Die Sperren wirkten ohnebem im 
endlichen Erfolg auch noch gegen ihre eigene Abfiht. In ben 
Jahren, wo die Ernten geringer wie gewöhnlich und unter bem 
Bedürfniß ausfielen, vermehrten die Verbote der Ausfuhr die Con⸗ 
jumtion jolcher Artifel, indem fie fie anfangs zu niedrigen Preifen 
hielten, und verurfachten zuleßt einen wirflicden Mangel, oder doch 
eine Theuerung, die gar nicht entftanven fein würde, wenn man 
die Sache in ihren natürlichen Gang gelajlen, weil die häufige 
Erfahrung gezeigt habe, daß dann von denjenigen Artikeln, bie 
theurer im Preiſe ftänden, weniger verbraucht werde, und man fich 
auf eine andere Art zu helfen ſuche. In ein geſperrtes Land 
könne die Einfuhr von Augen nicht allmählig und bedeutend genug 
wirfen, um dem Mangel in Zeiten vorzubeugen, da Niemand 
Getreide an einen Ort hinführe, wo er nicht nad) feiner Convenienz 
darüber biöponiren koͤnne, und die Regierungen am Ende ſich ge: 
nöthig fühen, die Bebürfnifje aus Der Ferne mit größeren Koften 
von Transport und wie fonft der Fall gemejen wäre, auf ihre 
Rechnung anzufchaffen. Es fei nach allem diefen klar und durch 
vielfache Grfahrung erwieſen, wie der ungehinberte freie Verfchr 
mit den Vebensbebürfniffen von einem Lande ind andere bas 
eigentliche Mittel fei, dem Mangel in einzelnen Gegenden vor: 
zubengen und abzuhelfen, ſowie audı der Ueberſteigerung der reife 
entgegen zu wirken; daß alfo die deutſchen Bundedftaaten 
in jeder Hinficht geeignet feien, einen folden un 
gehbinderten Verkehr uuter einander cinzuführen. 
Es würden ſich biernach die andern dahin gehörigen Puncte 
Der Kürze beftimmt beantworten laffen, in dem dabet nur auf 
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den befondern Zuftanb und die Einrichtungen einzelner Bundes: 
ftaaten die erforderliche Rücklicht zu nehmen fei. Wollte man ſich 
darauf begrenzen, nur Mafregeln gemeinjchaftlich zu verabreden, 
wodurch blos die gegenwärtige Berlegenheit und die Theuerung des 
Getreides gehoben werben möchte, jo würde dieſes keinesweges für 
den Zweck genügen können, der mehr darauf gerichtet fein müffe, 
dergleichen Verlegenheiten für die Zufunft vorzubeugen, da die Ver⸗ 
fügungen hinterher aud nicht völlig ausreichend zu treffen feien. 
Die Urſachen der jegigen Noth und Theuerung feien vielfach 
und verwidelt, fie berubten auf dem ganzen Zujtand ber 
Dinge, auf einer Störung und einem Mißverhältniß 
im Erwerb, und auf einer Menge von Umſtänden, die 
fi erft allmählig in einem richtig geordneten Gang 
wieder ausgleichen lieken; die Kolgen davon würden 
ſich aber noch öfterer zeigen, und könnten nit durch 
einzelne und theilweife Maßregeln,dienurber augen: 
blicklichſten Noth abhelfen jollten, vermieden werden. 

Martend geftand zwar, daß die Webereinfunft über einen 
allgemeinen freien Handelsverkehr mit allen Producten innerhalb 
des deutihen Bundes zwar eine große herzerhebende und ber zu 
Einer Nation vereinigten Staaten würdige Idee fei; ihre Aus 
führbarteit und Wohlthätigkeit jet auch fchon in manchen Privat- 
ſchriften ſehr jcheinbar gezeigt worden. Allein fie jet von jo großer 
Wichtigkeit und greife fo tief in die Lage und Verfaſſung der ein- 
zelnen Staaten ein, daß fie nur die Folge anhaltender reifer 
Prüfungen und bedäaͤchtiger Unterhaltungen fein Eönnte, die noth 
wendig lange Zeit erfordern müßten und daß deßhalb die Ein: 
führung eines allgemeinen freien Handelsverkehr jet nicht an ber. 
Zeit fei, daß fogar die Verfolgung dieſer Idee in bem gegen: 
wärtigen Augenblid einer VBerzichtleiftung auf die fchleunige Hülfe 
gleih fein würbe, die der damalige Nothitund und dag ſchon 
eingeriffene Webel erforbere; er glaubte daher, dad es nicht einmal 
nothwenbig fcheine, fogleich die völlige Freiheit des Verlehrs auf alle 
Gegenitände des erften Bedürfniſſes auszudehnen, da bierunter 
alsdann auch Holz, Salz und andere Gegenſtände zu zählen ſein 
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würben, deren völlige Yreilafiung ber Bebarf des gegemmärtigen 
Augenblicks nicht erheiiche, oder die, wie z. B. bie Ausfuhr des 
Holzes, mehr zu befondern Gonventionen. zweier benachbarten 
Staaten, ald zu allgemeinen Verfügungen Anlaß geben könnten. 

Sein Vorſchlag ging nur auf ein Minimum des freien Ver⸗ 
kehrs für die nothmwendigften Gegenſtände des erſten Bedürfniſſes. 
Er glaubte überhaupt, daß vie Theuerung noch eher gehoben fei, 
als die Vorfchläge der Commifjion bie Zuftimmung ber Höfe enb 
balten hätten. 

Nach ſolchen Anfichten war e8 kaum zu verwundern, baß bie 
Sommifften die Herftellung eines allgemeinen freien Handels⸗ 
verfehrs zwifchen ven Bunbesftaaten nicht beantragte, „weil bie 
Löfung diefer Aufgabe, nach der vollen Beitimmung des 19. Urt. der 
Bundesacte, nur die Folge anhaltender veifer Prüfungen und be 
dächtiger Unterhandlungen fein Könnte, welche wegen des tiefen 
Eingreifens in die innerften Verwaltungsverhältnifje der einzelnen 
beutichen Staaten, weit mehr Zeit in Anjpruch nehmen würben, 
ald der Drang ber gegenwärtigen Umftänbe erlaubte.“ 

Man beichränkte ſich nur auf den Fruchthandel, barüber aber 
wollte man eine nicht blos auf den Augenbli berechnete, fonbern 
auch für die Folge geltende allgemeine Uebereinkunft zu treffen 
fuchen ; wobei man insbeſondere möglich]t Sorge zu tragen wünfchte, 
daß die angemellenften Maßregeln ergriffen würden, um ven gegen- 
wärtigen Mißverbältnifien jo viel thunlich abzuhelfen. 

Als Gegenftand der beabjichtigten Uebereinkunft waren nad 
Anficht der Commifjion alle Arten von Getreide, dann Kartoffeln 
zu begreifen, weiter aber dermal bie Nothwendigkeit des 
freien Verkehrs mit Lebenzmitteln nicht auszudehnen. 

Mit fümmtlichen Getreidvearten und Kartoffeln follte unter allen 
Bundesstaaten durchgehend freier Verkehr fein, und alle Ausfuhrver⸗ 
bote und Sperrgefeße ſollen gegenfeitig burchgehends aufgehoben bleiben. 
Würden je Veranlafjungen entjtehen, hierin Ausnahmen ober Ab— 
änderungen eintreten zu lajjen, fo dürfte bied niemals durch einfeitige 
Verfügung eines Bunbezgliedes, ſondern auf bemfelben Wege gemein- 
ſamer Webereinfunft gefchehen, wie bie vorgeichlagene Beftimmung. 
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Ga ware nach Auficht ver Coumiſſion zwar ſehr zu wuůnſchen 
geweſen, daß dieſer allgemeine, freie Fruchthandel alsbald hätte 
eintreten Lönnen, da. man fi). nur durch dieſes Mittel verſprechen 
durfte, daß ſich allmählig bie burch maucherlei Verfügungen ge 
ftörte natürliche Ordnung wieder hergeitellen werbe, die Schwierig: 
keit, der fofortigen Ausführung wolle man jedoch nicht verfennen. 

In einzelnen Staaten könne für. nützlich, vielleicht note 
wendig erachtet werben, bem Uebergange von einem Syſteme zu 
dem andern einigen Raum zu: gönnen, um ben Nachiheilen eines 
zu fchnellen Wechſels zu begegnen. . 

Es dürfte daher ein etwas entfernterer Zeitpund angenommen 
werben, von welchem anfangenb der burchgehenn freie Verkehr. mit 
Getreide ftattfinden follte. Die vollendete Ernte dürfte dieſen Zeit: 
punc am entiprechenditen beftimmen, und wegen der großen rt: 
lichen Verſchiedenheiten allenfalls ber.1. Octbr. 1817 hiezu all- 
gemein angenommen werben. 

Die vorgefchlagene Uebereinkunft wollte die Commiſſion auf 
ben ganzen Umfang bes deutſchen Bunbes-auögevehnt willen. Im 
Allgemeinen gebe hierüber der erfte Art, der Bundesacte den Stüß- 
punct, und dann würde ohnehin auch die namentliche Bezeichnung 
ber Bunbesftaaten in Nälde zu erwarten fein *). 

An den Grenzen ber Bunbesftaaten gegen das Ausland wären 
bie Sperranftalten da noch fortzufeßen, wo bei aufgehobener Sperre 
die Verhältniffe eine folche Ausfuhr befürchten liegen, welche das 
eigene Bedũrfniß in Gefahr feben könnte, da die vorgeichlagene Ueber: 
einkunft nur das gemeinſchaftliche Wohl der im beutfhen Bunde 
vereinigten Staaten, nicht aber jened der Grenznachbarn zum 
Zweck habe, jelbft wenn fie zum Theil einem Bundesgliede unter 
worfen wären. 

Dermal dürfte bie Getreivefperre gegen Franlreich und bie 
Schweiz fortwähren; in weit fie gegen vie Nieberlanbe und Italien 
anzuwenben wäre, würde eine nähere Erwägung der Umftänbe 
erfordern. MWeberhaupt wäre in Antrag zu bringen, baß bie 


°) Sie geſchah erſt fpäter von Defterreih und Preußen. 
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beutfchen Bundesſtaaten babin überein kimen, an ben Grenzen 
gegen dad Ausland Feine einfeitige Verfügung zu treffen; \weber 
eine Sperre anzulegen, nody aufzuheben, fondern jede Beränberung 
bierin dem gemeinfamen Einverjtändniffe zu überlaffen. 

Es würbe nicht genügen, anftatt einer allgemeinen Aufhebung 
der Sperrverorbnungen im Innern bes deutſchen Bunbescomplereß, 
beftimmte Quantitäten feitzufegen, welche auf beglaubigte Zeug⸗ 
niffe des eigenen Bebürfniffes und Verbrauchs von einem Bunbes- 
ftaate in den andern frei eingebracht werben follen. 

Da, wo die einzelnen Regierungen dieſes auf Anſuchen eines 
Nachbarftaates thun wollten, bebürfe e8 einer befondern Leber: 
eintunft nicht, und wo man hierzu feine Bereitwilligfeit habe, 
oder haben zu dürfen glaube, fünne es an einem Vorwande nicht 
fehlen, folche abzulehnen oder zu erweitern. Duantitäten Tießen 
fi in einer allgemeinen Webereinkunft unter fo verfchiedenartigen 
Theilnehmern nicht beftimmen, und allgemeine Grundſätze, welche 
einen Mapftab zur Anwendung für bie einzelnen Fälle liefern 
fönnen, bürfe es ſchwer fein, aufzuftellen. Cine beengenve Be: 
ftimmung würbe nicht? wirken: eine erweiternde würbe Unter: 
ſchleifen Platz geben, oder einer gänzlichen Sperraufhebung gleich 
fommen, aljo von jenen Regierungen nicht angenommen werben, 
welche dermal noch Bedenken finden, durchgehend freien Verkehr 
zu geftatten. 

Berfügungen, welche fi auf eine Unterfuhung und Auf 
zeichnung des eigenen Bedarfs und der Vorräthe gründen follten, 
bürften um fo weniger räthlich fein, als einerjeit3 niemals eine 
jolche Aufzeichnung auch nur von einiger Verläſſigkeit fei, anderer: 
jeitd die Erfahrung genug gelehrt habe, daß dergleichen Maß- 
regeln ftatt des beabfichtigten Zwecks immer nachtheilige Wirkung 
hervorgebracht hätten. Bei gegenwärtigem Cinverftändnig würde 
man jich baher darauf zu beichränfen haben, den allgemeinen Wunſch 
auszudrücken, daß bis zu Einführung des freien Fruchthandels 
biejenigen Regierungen, welche es etwa noch nicht für angemeſſen 
finden follten, ſchon jet gleich die Getreivefperre aufzuheben, auf 
die angrenzenden Bundesſtaaten, deren Bebürfniß es erforbere, 
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durch einzelne Außfıhrbewilligungen gegen beglaubte Zeugnifſe 
nachbarliche Rüdficht nehmen möchten. 

Damit aber fchon früher ala ver allgemein angenommene 
Zeitpundt des freien Fruchwerkehrs eintrete, einftweilen ſo viel 
möglich den gegenwärtigen Mißverbältniffen abgeholfen, ein allmäh- 
liger Webergang befto mehr erleichtert unb denjenigen Staaten, 
welche e8 für angemefien fänden, ſchon jebt die Sperrgefete auf: 
zubeben, früher die wohlthätigen Folgen des freien Verkehrs, wenn 
auch noch nicht im vollen Maße, zu Theil würben, fo könnten 
fih die Bundesglieder vorbehalten, einftweilen mit ihren nächſten 
Nachbarn, oder mit Einigen unter fich über alsbaldige gegenjeitige 
Sperraufhebung übereinzufommen. 

Se außgedehnter der Umfang einer folchen Verbindung wäre, 
defto wohlthätiger würden die Wirkungen fein, unb beito mehr die 
übrigen Bunbesglieber veranlapt werben, ebenfall® beizutreten. 
Gegen diejenigen Bunbezftaaten, welche nach ihren Berhältniflen 
den freien Fruchwerkehr noch nicht einführen zu können glaubten, 
wäre fodann von den zur Handelöfreiheit vereinigten Landen gleich 
wohl noch die Getreivefperre erwidernd fortzufeßen. 

Die allgemeine Feſtſetzung bes freien Getreivehandela zwifchen 
den beutfchen Bunbesftaaten Tönne auf die beftehenden Zölle feinen 
Bezug haben, fo fern Hierunter die gewöhnlichen einfachen Aus: 
fuhrzölle, Wegezölle, oder allenfall3 ſolche Conſumtionsabgaben 
begriffen würden, welche auch bei dem Gebrauch im JInlande gereicht 
werben müßten. 

Dagegen wären bie nach den Preifen der Früchte fteigenden 
Zollfäge allerdings als Sperrverfügungen anzufehen, und unter 
der Aufhebung mitzuverſtehen. 

Diefelden hätten alfo vom 1. Octbr., oder dem fonft zu be 
ſtimmenden Zeitpuncte an, aufzuhören, und würben fie nicht etwa 
früher ſchon abgeitellt, fo wären fie der Erwiderung, ober ber 
Segeniperre der Nachbarftaaten unterworfen. 

In jedem alle folle allenthalben das tranjitirende Getreibe 
mit bloßer Entrichtung der gewöhnlichen Durchgangsgebühren allent: 
halben unaufgehalten vurdhgeführt werben können. 
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Für. bie gegenwärtigen Verhältniffe, wäre es noch jehr er⸗ 
wünfchlich, wen fämmtliche Bundesſtaaten mit einander überein- 
Tämen, daß fie, was ohnehin bereit3 mehrere mit freunbfchaftlicher 
Bereitw.lligleit bei einzelnen Transporten bewilliget hätten, bis 
zur nächlten Ernte, das durchgehende Getreide von allen Tranfit- 
gebühren frei laſſen wollten. 

So wie fein Geſetz in ber Regel eine rückwirkende Kraft haben 
koͤnne, fo folle auch ein allenſallſiges Sperrgebot auf bie erweis⸗ 
lich früher bereit? erfauften Fruchtvorräthe nicht erſtreckt werden.“ 

Nach dieſen Vorausſetzungen hatte die Commifion eine Ueber- 
einkunft entworfen, welche fie unter Ziffer 4 dem Bortrage bei- 
fügte, und worüber bie nftructionen von ben Regierungen ein- 
zubolen wären. Da aber. ber Gegenftand an fich von dringender 
Natur war, und wenn die Maßregeln etwas wirken follten, folches 
nur dann gefchehen könnte, wenn fie bald eintraten; fo trug bie 
Commiſſion darauf an, einen engen Zeitraum zu beftimmen, inner: 
halb deſſen man fich den Einlauf der Inftructionen zu erbitten 
hätte, damit ein nicht zu entfernter Tag anberaumt werbe, an 
welhem zur Sählußfaflung abzuftimmen wäre. 

Die Sommiffion fakte auch vorficytiger Weife die Möglichkeit 
in? Auge, daß bis dahin doch noch nicht alle Inſtructionen ein- 
getroffen wären; dies follten nach ihrem Vorſchlage jedoch nicht 
hindern, an jenem Zeitpuncte einftweilen eine Webereinkunft 
zwifchen jenen Bundezftaaten zu Stande gu bringen, 
welhe fih bis dahin dazu bereit erflärt haben 
würden. Die übrigen könnten fobann nach Gefallen und nad) 
ihren eigenen Verhältnifjen entweder der Uebereinkunft ebenfalls bei- 
treten, oder fich davon entfernt halten, und den Nachbarſtaaten 
überlafjen , ihre Maßregeln zu erwidern. 

Der Entwurf zu einem Vortrage zwifchen den Bundesſtaaten 
lautete nun nach dem Vorſchlage der Commiſſion, wie folgt: 

1. 

Unter dem Vorbehalt einer nähern Webereinkunft über den 
allgemeinen freien Hanbelöverfehr unter den beutfchen Bundes⸗ 
ftaaten, welchen allgemein wichtigen Gegenftand fie unverzüglich 
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durch ihre Behörben zur gemeinſchaftlichen Berathung vorbereiten 
laſſen wollen, find diefelben dahin einverftanben, daß vorläufig ein 
freier Verlehr in Ruͤckſicht des Getreives und des Schlachtoiehes 
Gtatt finden fol. 

I. 

Bom 4. Octbr. des gegenwärtigen Jahres an, ſoll allenthalben, 
unter allen Staaten des deutſchen Bundes, ein durchgehend freier 
Verkehr mit allen Arten von Getreide, Hülſenfrüchten und Kar- 
toffeln, wie auch Schlachtvieh, eintreten, und alle Ausfuhrnerbote 
und Sperrgefee aufgehoben fein und bleiben. 

IN. 

WBürben in der Folge Veranlaffungen entftehen, in dieſer Be- 
flimmung Aenderungen oder Außnahmen zu machen, fo verbinden 
fich die jämmtlichen Bundesglieder, ſolche nicht einfeitig zu verfügen, 
fondern auf dem Wege gemeinfamer Webereinkunft. 

IV. 

Ebenso fol es nur von dem gemeinfchaftlichen Einverftänbniffe 
abhängen, ob an den Grenzen der Bunbesftaaten gegen bie zu bem 
Bunde nicht gehörigen Staaten Sperranftalten beftehen follten, 
ober welche Berhältnijfe darüber einzutreten hätten. In Rückſicht 
auf die gegenwärtigen Umftände, iſt man übereingelommen, bie 
beftehende Getreivefperre gegen Frankreich und bie Schweiz noch 
fortbeftehen zu laſſen. 

V 


Da der gegeuſeitigen Aufhebung der Fruchtſperren im Innern, 
noch in einigen Landen des Bundes in Hinſicht bes Getreidebedarfs 
Verlegenheiten entſtehen koͤnnten; fo werben die benachbarten Re 
gierungen durch einzelne Ausfuhrbewilligungen gegen beglaubte 
Zeugniſſe hierauf billige Rückſicht nehmen. 

VI. 


Damit aber ſchon früher, als ber allgemein angenommene 
Zeitpunct des freien Fruchwerkehrs eintritt, einftweilen fo viel 
möglich den gegenwärtigen Mißverhaͤltniſſen abgeholfen, ein all- 
mähliger Webergang erleichtert, und benjenigen Staaten, welche 
ſchon jetzt die Sperrgefege aufzuheben für gut finden, früher bie 


206 


wohltgätigen Folgen des freien Verlehrs, wenn auch nicht im vollen 
Mahe zu Theil werben; fo behalten ſich die Bundesglieder ver, 
nach Umftänben einftweilen mit ihren nächften Nachbarſtaaten, 
oder einigen unter ihnen, fich über alsbaldige gegenfeitige Sperr⸗ 
aufpebung einzuverſtehen. vu 


Gegen biejenigen Bunbeftanten, welche nad, ihren Berhält- 
niſſen den freien Fruchtverlehr noch nicht einzuführen für gut finden, 
behalten ſich die hierzu fchon früher vereinten Staaten vor, bie 
ÖSetreibeiperre erwiebernd perwutr 


Unter der allgemeinen Seit des Getreidehandels zwiſchen 
den deutſchen Bundesſtaaten tft eine Befreiung von ben gewoͤhn⸗ 
lichen gleichbleibenden Ausfuhrzöllen nicht begriffen. 

IX. 


Das in einem Staate nur burchgehenbe Getreive ſoll mit 
bloßer Entrichtung der gewöhnlichen Durdigangögebühren innerhalb 
ber Grenzen des deutſchen Bundes allenthalben unaufgehalten 
durchgeführt werben können. 

In Rüdficht auf die gegenwärtigen Verhältnifſe, kommen bie 
ſaͤmmtlichen Bunbeögliever überein, bis zur nächiten Ernte das 
burchgehenbe Getreive von allen Xranfitgebühren frei zu lafien. 

x 


Auch da wo Sperrgejeße noch bis zum 4. Ocitbr. beftehen, 
innen fich diefelben auf bie erweislich bereits vor deren Erlaflung 
erkauften Fruchtvorraͤthe nicht erftreden. 


Man hätte nun wohl erwarten follen, daß biefem Vor⸗ 
ſchlage einer Webereinkunft alle Bundesſtaaten mit Bereitwillig⸗ 
feit ſich angeſchloſſen Hätten. Denn bie 1816 unb 1817 ges 
machten Erfahrungen hatten die Grunbfäge des freien Getreide⸗ 
verkehrs allgemein in das rechte Kicht geftellt und ihren practifchen 
Nugen bewährt *). Wo Sperren und Beichränkungen verfügt 


©) Dieſelben Erfahrungen hatte man ſchon im Jahre 1772 in Deutſch⸗ 
Ianb gemacht, wo felbR bie beutfge Reichsverſammlung «8 anerlannte, bo 
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waren, batten fie fich nicht nur unzureichend, fonbem auch fo nach⸗ 
theilig und zweckwidrig bewiefen, daß bie Preife im Kurzen nur 
noch mehr in die Höhe getrieben warden und ein theilmeifer wahrer 
Mangel gerabe durch fie entſtanden war, jo daß ſich bie Regie 
rungen, welche Sperre angeorbnet hatten in weiterer Folge bald 
gezwungen waren, noch zu weiteren Zwangs⸗ und Nothmaßregeln 
zu fchreiten. Statt deſſen hatte ſich auf der anderen Seite in 
denjenigen deutfchen Staaten, welche gar nicht gefperrt, fonbern 
das Getreide auch wie jede andere Waare der freieften Eirculation 
und Concurrenz überlaffen, nicht bloß keine Belorgniß eines wirt 
lichen Mangeld gezeigt, ſondern die Preife hatten fich gegen 
bie fperrenden Staaten verglichen, auch in ſolchem Berhältnifie 
niebriger gehalten, daß die Koften des Transports ben bedeutenden 
Unterfchieb Teineswegd ausglichen; mit größtem Vortheil hätte 
man Getreide nachichieben können, wenn ber freie Hanbelöverfehr 
nicht geitört geweien wäre. Die Erfahrung hatte gezeigt, daß eine 
Sperre, weit entfernt das einzige Mittel zur Linderung ber Noth 
zu fein, bie Zufuhr aus ber Fremde hindere. " 

Aber alle biefe traurigen Erfahrungen hatten nicht vermocht, 
den Nebel, welcher die Köpfe verbunkelte, zu verſcheuchen. Ein 
Schriftfteller, wie Benzenberg, welcher „Ueber ben Kornhandbel” im 
Beobachter feine Anfichten nieberlegte, von dem man Grünblichkett 
gerabe nicht zu rühmen hatte, war zur damaligen Zeit einer ber 
einfichtigften und kaͤmpfte vergebens gegen bie zahlreichen Öffentlichen 
Blätter feiner Zeit, welche von dem Gefchrei über Kornwucher 
wieberhallten ) Man barf fich daher auch Kaum verwunbern, baf 
bie vernünftigen Anſichten der nord» und mittelbeutihen Sıaaten 
gegen ben Unverftanb anderer nicht durchdrangen, daß Mecklenburgs 
Mare Auseinanderſetzung, Preußens Beiſpiel, bie kräftige Sprache 
der großherzeglich und herzoglich ſächſiſchen Käufer ohne Folgen 


die damalige Getreidethenerung durch bie In einzelnen deutſchen Staaten ans 
gelegten Fruchtſperren nur vergrößert worben fel. Über wie oft haben bie 
Lehren ber Geſchichte vergeblich geſprochen! 

®) Indeſſen Hat doch and bie neueſte Zeit zu Roſcher's vortreffliche 
Buche über dieſen Gegenſtand bie genägende Veranlaſſung gegeben. 
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blieben. Zuvörberft machten ſich Baiern, Würtemberg, Baden und 
Darmſtadt gegenfeitig bittere Vorwürfe über gegenfeitige Sperren 
unb Ehicanen und fuchten einer auf den andern die Schuld zu 
wälzgen. Die erite Verailaffung zu Sperren im burdhgreifenden 
Sinne Hatte freilich Defterreich gegeben‘, welches zu bitterer Be 
fhwerbe Baierns fchon im Septbr. 1816 eine gänzliche Sperre 
aller Bictualien eintreten ließ; es ftanb dann weiter ber beab- 
ſichtigten Uebereinkunft hindernd entgegen. 

Zunft ließ ſich das Großherzogthum Heſſen vernehmen *). 
Eine Reihe von Bedenken führte zu den ſich weit von den Vor⸗ 
ſchlaͤgen entfernten Anträgen: 

1. daß jede Regierung nur in Fällen der Noth, wo fie bie 
Süubfiftenz ihrer Untertdanen bereit gefährdet fehe, zu Sperr- 
gefeben fchreiten ſolle, ihr jeboch allein bie Beurteilung, 
ob diefer Fall eingetreten ſei ? welche, der Natur der Sache 
nah, nicht von Rückſprachen mit andern Regierungen abge 
macht werden Fünne, überlaffen bleibe; 

2. daß der freie Durchgang aller Lebensmittel durch jeden 
Bundesſtaat nie gehindert, und mit andern ala ber gemöhn- 
lihen Tranfitgebühren befchwert werben folle; enblich 

3. daß dad, erweißlich im Auslande angefaufte, in einem Staat 
nievergelegte Getreide auch wieder ausgeführt werben bürfe. 

Baiern **) trat der vorgeichlagenen Weberrinkunft unter den 
deutſchen Bundesſtaaten, über einen allgemeinen freien Verlehr mit 
Getreide, Kartoffeln, Hülfenfrüchten und Schlachtoieh unter einer 
Bedingung bei, welche von Anfang jedes Gelingen einer 
Bereinigung tlluforifh gemadt hätte Es verlangte 
nämlich ausdrücklich, daß ber Verein nicht auf einige Staaten 
eingeengt, und bierburd die Aushülfe im. Falle des Mangels zu 
fehr beichränft werbe, ſondern, daß demſelben ſämmtliche beutfche 
Bunbesftaaten mit dem ganzen Zufammenhange ihrer Provinzen, 
fie möchten zum dbeutfchen Bunde gehören oder nicht, 
uniderruflich beitreten müßten, wobei es ſich von felbft verftehen 

*) 28. Eig. vom 19. Juni 1817. $. 2413. Fol. 498. 

°*) 97. Eip. vom 23. Juni. 6. 2368. Fol. 512. 
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follte, daß bie Beftimmungen bes innern Verkehrs eines jeden 
Staates der freien Anordnung der Regierung überlaffen bleiben 
— und daß in jahren gewöhnlicher Fruchtbarkeit der Handel 
mit Getreide nicht bloß in Deutfchland , fonbern auch gegen das 
Ausland, Feiner, wie immer Namen babenden Beſchraͤnkung des 
Bundestags unterworfen fein Eönne, im Falle einer allgemein als 
nothwendig erfannten Sperre hingegen bie Bewilligung ber durch 
frühere Sanbelöverträge bebungenen Ausfuhr einer regelmäßigen 
Duantität von L2ebensbedürfnifien an andere benachbarte Staaten 
vorbehalten bleibe. 

Königreih Sachſen war mit dem Entwurf einer Ueberein⸗ 
kunft gänzlich einverflanden, mit Auönahme des IV Punktes, daß 
e8 nur von dem gemeinſchaftlichen Ginverftändnifie abhängen 
folle, ob an ben Grenzen der Bundeöftaaten gegen bie zu bem 
Bunde nicht gehörige Staaten, Sperzanftalten beftehen follten, 
ober welche Verhältniffe darüber einzutreten hätten. 

Diefer Meinung ſchloſſen fih im Weſenllichen Würtembderg 
unb Baden in ber naͤchſten Sigung an *) und Nurhefien erklärte 
mit Vergnügen zu den umfichtigen und zwedimäßigen Vorfchlägen 
der Sommiffion mitzuwirken, e8 hoffte daß kein Bundesſtaat ber 
Freigebung des Handels mit Früchten und Schladhtvieh vom 
1. Schober 1817 an ſich entziehen werde. „Es trete den Vor: 
Schlägen der Gommiifion bei, fei aber auch bereit, ſich mit ben- 
jenigen Staaten, gegen welche noch Sperranftalten retorfionsweife 
beftänden, über deren al8baldige Aufhebung einzuverftehen”., 

Entſchiedener Sprachen ſich die großherzoglich⸗ und herzoglich⸗ 
ſaͤchſiſchen Haͤuſer aus; fie genehmigten die von dem Ausſchuſſe 
vorgefählagene Lebereinkunft, in fo fern man bermalen noch 
nicht geneigt fein follte, der Freiheit des Handels zwiſchen ben 
Bunbesftaaten eine größere Ausbehnung zu geben. Sie fügten 
aber hinzu, daß Aufhebung des bie und da angenom= 
menen unnabbarliden Iſolirungsſyſtems nad 
dem nun wieder neu, unb wie fie bofften, fefter 


° 37 Sig. 9. 23. Juni 1817 $. 258 Sol. 512 fi. 
Erſter Theil. 14 
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gelnüpften Bande durchaus nothwendig fei, wenn 
Einheit, der wefentlihfte Zwede ber Bundesvereis 
nigung,bewirktt,unddemDeutfheneingemeinfames 
Baterland wiedergegeben werden folle Da fie 
hierauf einen großen Werth legten, fo müßten fie 
wünſchen, daß es nit blos mit Worten ausge⸗ 
ſprochen, fondetn mitHandlungen bethätigt werben 
möge. Sie trugen daher auf den möglihft freien und unbe 
ſchraͤnkten Handelsverkehr innerhalb ber Grenzen ber zu einem 
Baterlande vereinigten Bundesſtaaten an. 

Diefer würdigen Anfiht ſchloſſen ſich Oldenburg, Anhalt 
und Schwarzburg, fowie die 16 Gurie an und Meklenburg gab 
eine gefunde Kritik über die" verfeblten Maßregeln der ſuͤddeutſchen 
Staaten zu Protocoll *). 

Naflan führte ebenfo die Nachtheile, welche aus ben Hem⸗ 
mungen bed freien Verkehrs mit Lebensmittel für alle Bundes⸗ 
ſtaaten hervorgingen in längerem’ Bertrage aus und ſtimmte für 
den Sommiffionsantrag**). Auch Holftein ſchloß fich dieſer Abe 
flimmung in der naͤchſtfolgenden Sigung an. 

Preußen, welches ſich erft am 3. Juli erflärte, äußerte, ba 
es den in Antrag gebrachten und fehr zwedimäßig verfaßten Ent 
wurf einer Uebereinkunft zwiſchen ſaͤmmtlichen Bunbesftaaten mit 
lebhaften Sinterefje erwogen habe, und demfelben in allen 
Punctenbeitrete.. Zugleich ſchien es dem koͤniglichen Hofe noth⸗ 
wenbig und wuͤnſchenswerth ſich dabei auch noch beſonders über den 
VIH Artikel des befagten Entwurf näher einzuverftehen, und in 
Betreff der hoben Ausfuhrzölle und Mauthen, weldye einem Ver⸗ 
Bote gleidy kaͤmen, übereinftimmende billige Brundfäße feftzufegen. 

Hannover trat dem Entwurf unter der Bedingung bei, daß 

4. dieſe Uebereinfunft von allen zum beutfchen Bunde gehoͤ⸗ 
renden Staaten eingegangen, nicht aber von dem Beitritt 
berfelben für alle ihre nicht zu dem Bunde gebörenben 
Staaten abhängig gemacht werde; 


*) 38. Sipung vom 26. Juni 1817. $. 289 ol. 536. 
”) 39. Sisung vom 30. Juni 1817. $. 270 Bol. 551 Fi. 
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2. baß bie Uebereinkunft fi darauf beſchraͤnke, daß bie Gr 
portation ber Landesproducte nach einem ber Bunbesftaaten, 
fowie der Handel ber burchgehenden Probucten von und 
nad biefen Staaten, fo lange nicht gehemmt und erfchwert 
werben folle, als barumter von ben andern Staaten völlige 
Reciprocität beobachtet werde, baß hingegen 

9. unter den im Art. IV des Entwurfs dem gemeinſchaftlichen 
Ginverfländniffe untertworfenen Puncen ber Ausfuhrhanbel 
in das Ausland und insbeſondere zur See nicht begriffen 
werbe. 


Braunfchweig ſchloß ſich der Erklärung Hannovers an und 
motivirte die gemachte Ausnahme durch den allgemeinen Nachtheil 
für Deutfchland und feine eigene geographifchen Lage. 

Die freien Stäbte waren ber Meinung, daß in Deutſchland 
niemals eine Roth eintreten werbe, wenn bie Ueberzengung alls 
gemein geſetzlich begründet ſei, es werbe dem Getreibehanbel in 
Deutſchland eine Feſſel angelegt. werben. Jedes Mittel um 
biefe allgemeine liebergeugung herbeizuführen, fei als ein Mittel 
zur Grhöbung bes beutfchen Wohlſtandes unb ver allgemeinen 
Sicherheit zu betrachten; bie freien Städte feien daher gerne 
Bereit, mit allen benjenigen Bunbesflaaten — weldhe dazu ge 
neigt fein follten — die vorgeichlagene Uebereinkunft abzujchließen, 
und bofften, baß, falls auch im gegenwärtigen Augenblid kein 
Gefammtbefhluß darüber zu Stande kaͤme, die Zahl ber an 
dieſer Verbindung Theil nehmenben Staaten, ſich doch mit jebem 
folgenden Sabre net vermehrt fehen werde. Selbſt wenn einige 
Bunbesflaaten vor ber Hand nur auf eine beftimmte Beitfrift 
beizutreten wünfchten, bürfte dieſes nicht abzulehnen fein, inbem . 
au in beichränkterem Maaße eine fichere Berechnung ber "Zur 
kunft der völligen Ungewißheit vorzuziehen fei. Der Seehanbel 
mit Getreide dürfe indeffen keinen Beſchraͤnkungen irgend einer 
Art unterworfen werben, weil die volllommene Freiheit die noth⸗ 
wendige Bebingung fei, um auf einen jeberzeit reichlich verfehenenr 
Kornmarkt in ben deutſchen Seeflädten rechnen zu Tönnen. 

14* 
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Endlih gab andy Defterreich feine Abflinunung *), welche 
bier wörtlich folgt, damit ber gute Wille des damaligen Kabinets 
für die Intereſſen Deutſchlands in helles Licht trete: 

„Es bedauere aufridhtig, daß ber fo hochwichtige unb gemein- 
nüßige Gegenſtand — der Sicherung eined freien Verkehres mit 
den nothwenbigen Lebensmitteln in ben Bundesſtaaten — zu fpät 
zur Sprache gebracht worben fel, um ſich ſchon jekt barkber 
mit der Beſtimmtheit äußern zu können, welche den Zweck eines 
förmlichen gemeinfamen Befchluffes der Bundesverfammlung erhei⸗ 
ſchen wuͤrde; Die bermalige Abwefenheit Sr. Kaiſerlichen Majeftät**) 
von Ihrem zum Bunde gehörigen Staaten koͤnne den Adminiſtrativ⸗ 
ftellen nicht erlauben, ſich für diefelbe ohne Einholung allerhödh- 
ſter Weifungen verbindlich zu erklären; fie koͤnne es noch weit 
weniger, wenn die Auédehnung dieſer Verbindlichkeit ſich fogar 
auf Ihre zum Bunde nicht gehörige mehrere Königreiche erſtrecken 
follte ***); in Diefer Lage könne der Geſandte fih nur auf bie 
Erklärung befchränfen, daß die bezielte heilfame Vereinigung 
unter den Bunbesftaaten, vor ber Hand lediglich als eine folche 
in dieſer Art zu Stande fommen möge, welche ſich nach reiflicher 
Erwägung als die zwedmäßigfte anempfehlen werde“. 

AS Prafidialgefandter äußerte Buol: „Da die Ausficht zu 
einer fo gefegneten Erndte nicht nur alle Beſorgniß wegen 
Fruchtmangels verſcheuche, fondern auch Die von einzelnen deutfchen 
Bundesftaaten theild aus Vorſicht theils retorſionsweiſe einges 
führten Beſchraͤnkungen und Sperren von felbft aufhebe, fo 
könne es filh bei dem von der hohen Bunbesverfammlung zu 
fafienden Beichluffe über den freien Verkehr mit den nothwens 
digften Lebensbedürfniſſen nur allein von der Zukunft, das Heißt 
von bleibenden Maaßregeln, handeln, und Präfidium ſtelle da⸗ 
ber fämmtlichen Geſandtſchaften anheim, ob nicht — unbefchabet 
9 3. Sih. vom 14. Juni 1817 $. 337 Bol. 651. 

2) Gr. v. Gentz ſchrieb zu jener Zeit an Ad. Müller: „Wehe denen, 
welche jept beim Faiferlihen Hofe Geſchafte haben!? — Mon auf 
Geſchaͤfte in folgen Falle der dringendfien Lehensmittelnotg? 

°) wofür aber nur Baiern gefimmt hatte. 
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ber etwa Schon jeßt über den freien Verkehr mit Früchten u. ſ. w. 
zu ſchließenden beſonderen Webereinkunft einzelner Bunbesftaaten 
unter ſich — für's erſte an bie Regierungen Bericht 
zu erflatten fei, um ſich über die in ber Mehrheit ber vor» 
liegenden Abſtimmungen enthaltenen Vorträge zu äußern.“ 

Dem zufolge wurde beichloffen: „daß über ben Verkehr mit 
allen Arten von Getreide, Hülfenfrüdten und Kartoffeln, wie 
auch Schlachwieh, innerhalb der Grenzen des deutſchen Bundes, 
Bericht au die hoͤchſten Höfe und Gommittenten zu erflatten jet, 
um eine befinitive Uebereinkunft treffen zu koͤnnen, welche nad) 
den in ber Mehrheit der vorliegenden Abflimmungen ausge⸗ 
ſprechnen Grundſaͤtze dahin gemeinſam abzuſchließen wäre, daß 

. der freie Verkehr mit allen Arten von Getreide, Hülſen⸗ 

früchte und Kartoffeln, wie auch Schlachtvieh, zwiſchen 

allen deutſchen Bundesſtaaten und innerhalb der Grenzen 
des deutſchen Bundes wiederhergeſtellt und geſichert werde; 

2. daß wenn ſich Veranlaſſungen ergeben, in dieſer Beſtimmung 
eine Ausnahme zu madyen, folche nicht anders, als auf 
dem Wege einer gemeinfamen Uebereinkunft geſchehen; 

3. daß unter der allgemeinen Freiheit des Handels mit 
Getreide und Schlachtvieh zwifchen den beutjchen Bundes⸗ 
flaaten eine Befreiung von ben gewöhnlichen gleich blei⸗ 
benden Ausfuhrzöllen nicht begriffen fei, dieſe Zölle aber 
auch von dem Steigen oder Fallen der Fruchtpreife nicht 
abhängig gemacht werben; 

4 daß das in einem Staate nur Durchgehenbe Getreide, mit 
bloßer Entrihtung der gewöhnlichen Durchgangsgebühren, 
innerhalb der Grenzen des beutfchen Bundes allenthalben 
unaufgebalten durchgeführt werben können; 

b. baß ber Beitritt der nicht zum deutſchen Bunde gehörenden 
Staaten eines Bundesmitgliebes zu diejer gemeinfamen Leber» 
einkunft nicht erforderlich fei, jo wenig als: 

6. bie Ausfuhr und der Handel zur See durch diefelbe gehindert 
werben wolle, ſowie überhaupt der Handel mit dem 
Auslande Leinen Gegenſtand biefer Gonvention ausmacht.” 
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Guru rulte tee ingelegeurik buB and der erfien Beriagung. 

Un ten bsiber mcwbeles Serbentimngen geht weit 
ber Whtzuzzrıyen, term aber tere tee üerreichiiche Erklärung 
tiefe wahre Bellianzeiegexbeit tamald umerietigi blieb. 


Rachten wir tie an tie Bunteöverfemuniung beranbrängen- 
ben Unzxelegenbeiten, über weldge ke nethgekrungen ſchuell enticheiben 
mujte, behandelten, gchen wir man auf biejemige Thatigieit ber 
Bunteöverhantlung über, welche fie ſelbſt zur Erfüllung ber ihr 
obliegenten Pilichten für nötbig erachten mußte unb wollen einen 
Blid auf diejenigen Zorjchläge werfen, weldge fie in ungeflörter 
Ruhe und Muße, unbeirrt durch bdrängenbe Beitereignifie, zur 
Ausführung der Bunbesade und zur Wahrung der National 
Sinterefien gemacht hat. 

In erfter Linie flanben natürli die Berhanblungen über 
bie Regelung der Thätigkeit der Bundesverfammlupg im Allges 
meinen. Es wirb pafiend fein auf ben erfien Vortrag bes 
Präfidiums *) welcher die Reibefolge ber Geſchaͤfte der Bundes⸗ 
verfammlung regeln follte, bier jeßt näher einzugehen, und das 
beroorzubeben, was oben (S. 127) vorbehalten wurde. 

Buvörberft wurde nach Antrag bes Präfiviums eine Verla 
nahme auf drei Monate beſchloſſen **), ein Ausfchuß zur Bericht: 
erftattung ermwählt (v. Eyben, v. Plefien, v. Berg), welcher 
in der Sitzung vom 17. Febr. 1817 Vortrag hielt »ec). Dieſer 
Vortrag hätte wohl eine Veröffentlichung verdient; er enthielt 
jedoch einzelne Anfichten, weldye bie Politik ber großen Mächte 
nicht zur Deffentlichkeit kommen Iafien wollte. Was wäre aber 
wedmäßiger geweien, als bie öffentlide Stimme über ben 
von ber Bunbesverfammlung oder deſſen Ausſchuß beliebten 
Weg der Berathungen zu vernehmen ? 





%) Orfer Vortrag des Präfdiums fiche Anhang 3. 
“)M. Br. 1816, 3. ©. 8. 2. Bel. 54. 
) Beil. 1 gur 11 €@ig 8, Br. 1817. Sol. 67 Mi. looo diet, 


215 


Die Commiſſion war freilich der Anficht, daß es ein eitles 
Beftreben jei, der Bunbeöverfammlung eine Bahn vorweijen zu 
wollen. Sie müfje innerhalb der Grenzen, bie ber Bundes⸗ 
zweck bezeichne, ſich frei Bewegen können nad) dem Biele, das ihr 
borgeftedt je. Die Zeit fei, wie es in dem erſten Vortrage des 
Praͤſidiums geheißen, ebenjo bie Beherrfcherin der Völker und 
Regierungen, ald auch im Laufe berjelben ſich Bebürfniffe in den 
verfchiebenartigften Ländern erzeugten; und ber Bunbestag könne 
alfo auch das nicht von feinen Berathungen ausfchließen, was im 
Strome der Zeit ſich zu feiner Berüdfihtigung eignen werbe; 
wie e8 der Augenblid, wie es bie Pflicht erheifche, in beiliger 
Betrachtung der Brunbveften des Bundes. Alfo hierin würbe 
das Bebürfniß der Zeit die Reihenfolge ber Geſchaͤfte beftimmen. 
Aber die Bundesverfammlung habe noch einen eigenen Beruf bei 
ihrem Beginnen. Sie folle die Grundzüge des Bundesvertrages 
zu Grundgefegen und organifchen Einrichtung ausarbeiten, fie 
folle Beflimmungen ber Stifter des Bundes, wozu fie Achtung 
der Rechte Gingelner oder Sorgfalt für befondere Gegenſtände 
bed allgemeinen Wohls bewogen babe, ausführen, handhaben 
ober in ihre Abficht nehmen. Nach einer weiteren Ausführung, 
daß die Ausbildung der Bundesverfaffung Zeit und Reife haben 
müfle, kommt dann der Ausſchuß zu den vorliegenden uns 
mittelbar practiichen Fragen: | 

1. Welche Förderungen für die Reihenfolge ber zur Berathung 
geftellten Begenfländbe gehen aus der Natur und bem 
Bwede des Bundes überhaupt hervor ? 

2. Welche Vorſchriften enthält in dieſer Hinſicht der Buchftabe 
des Grunbvertrages? 

3. Wie läßt fi) unter den gegebenen Limfländen von biefen 
Borichriften und Forderungen die zweckmaͤßigſte Anwendung 
machen ? 

In Bezug auf die erfte Frage hielt es die Sommifflon für 
nöthig, zuvörberft gegen ben Irrthum Gingelner in der Buudes⸗ 
verfammlung, „daß die Bundesacte ſchon das vollendete Grund: 
geſeßz des Buntes fei”, zu protefliren: „fie fei nur ber Grund» 
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vertrag über denſelben. Dies gelte namentlich von bem unter 
der Ueberſchrift: Allgemeine Beftiummungen enthaltenen eilf erſten 
Artikeln derfelben, weldge die Errichtung und Berfaffung bes 
Bundes beiräfen. Nach dem eigenen Inhalte ber Bundesacte 
ſei weber bie Gonftitution, noch die Geſeßgebung, weldye weſent⸗ 
lich verfchieden feien, vollendet, Habe es auch nicht werben koͤnnen 
noch follen. Denn von beiden fei befiimmt, daß die Bundes⸗ 
verfammlung dieſes erft thun werbe, wie ber Art. 10 der 
Bundesacte beweife, two der Bundesverſammlung vorgeichrieben 
ei: die Abfaffung der Grundgefehe bes Bundes 
(uiht ber Berfammlung) und deſſen organiide 
Binriätung in Rüdfiht auf feine auswärtigen 
militärifgen und innern Berbältniffe zu ihrem 
erfien Geſchäft zu machen. Nah biefer Borausfegung 
habe fid) die Bundesverfammlung überhaupt zu beichäftigen mit 
der Abfafjung und Bervollfländigung ber Grundgeſeße bes Bundes, 
dann mit den organifchen Einrichtungen befjelben, worunter 
nur der Organismus des Bundes in den einzelnen 
Mitteln und Anftalten gu verfiehben fei, die zu Er» 
füllung der Bundeszwede dienen follen, um feine 
auswärtigen militärifhen und innern Berbältniffe 
in gehörige Ausführung und zur Birkfamteit zu 
Bringen; ferner habe fidh die Bundesverfammlung mit gemeinnüßis- 
gen Anordnungen zu beichäftigen, nad) Maßgabe der befonbern Bes 
flimmungen und ber Art. 6u.7 der B. A. und endlich mit fortwähren- 
der Beforgung ber Angelegenheiten des Bundes. Diele Ieptere 
begreifedaber nicht bloß die Erledigung ber einzelnen durch bie 
Bundesaete gegebene Aufträge, fondernim Allgemeinen fchon bie 
Verfolgung und Behauptung des Bundeszweckes bei allen vorkom⸗ 
menden Gelegenheiten und die Sorge für die Beobadhtung ber 
Bundesacte und der wechfelfeitig gelobten Bunbestreue fo wie 
moͤglichſte Beförderung des allgemeinen und befon» 
dern Wohls. 

Wenn aber diefe allgemeinen Borausfegungen richtig feien, 
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fei die Bunbesacte noch Fein geſchloſſenes Ganze, enthalte 
fie nit einmal alle nothbwendigen Materialien 
zum Ganzen, verlange fie vielmehr Vervollſtaͤndigung ber 
Grundgejege und forbere fie zugleich zu gemeinnügigen Un 
orbnungen auf, fo folge daraus, daß es ſehr fchwer fei, ſchon 
jeßt die geftellte Frage erichöpfend zu beantworten: „in welcher 
Reihenfolge die Geſchaͤfte der Bundbesverfammlung vorzunehmen 
feien? * 


Indeſſen verfuchte dennoch die Commiſſion ihre Anſichten 
darũber nach allgemeinen Geſichtspunkten aufzuſtellen. Sie ſah 
ein, daß die Verbindung einer unmittelbaren Geſchaͤftsthaͤtigkeit 
mit dem Auftrage zur Ausbilbung der Grundgejeßgebung und 
Drganifation des Bundes auf den Gedanken führen Tönne, bie 
Iegtere ſei Bedingung der erfleren und die Beſorgung ber Ans 
gelegenbeiten des Bundes bürfe erft dann eintreten, wenn bie 
Organiſation beffelben, wenigſtens wenn bie organifche Einrich⸗ 
tung ber Bunbesverfammlung vollendet fein werbe, daß aber bie 
firenge Verfolgung dieſes Gedankens die Bundesverfammlung 
zur volllommenen Untbätigfeit leiten müſſer). Dieſerhalb 
hatte man dur eine vorläufige Geichäftsorbnung ben 
tbätigen Bang der Berfammlung gefichert, und damit war 
bei gutem Willen die Errichtung einer förmlichen Bundes 
tagsordbnung eingeleitet und vorbereitet. Hierauf berief ſich 
die Commiſſion als Beifpiel und Beweiß, daß die Reiben 
folge derBundestagsgeſchäftenicht nach der Reihen⸗ 
folge der Artikel oder der Worte der Bundesacte 
zu beſtimmen ſei. War dieſe Bemerkung nicht hinreichend, 
um die troſtloſe Situation bezeichnen, in welcher ſich die wohl⸗ 
meinenden Männer in der Bundesverſammlung befanden? Konnte 
unter verflänbigen Männern eine Frage entftehen, ob die Reihen 
folge der Geſchaͤfte nach Der Reihenfolge der Artikel ber Bundes 
acte vorgenommen werben jolle? Daß bieß aber bennoch geſchah, 
beweift die Hinderniſſe, welche von Anfang an jeber weiteren 


%) Baiern hatte ſolche Anſichten aufgeftellt! (j. oben ©. 113 fi.) 
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Entwidelung bed Bundes von ben einflußreichflen Geiten ent⸗ 
gegengeftellt wurben. Die Gommiffion glaubte ſogar noch durch 
weitere Ausführungen ihren aufgeflellten Satz beweifen zu müſſen. 
Aber als erfted Geſchaͤft ſah fie doc immer „bie Grundgeſeßze 
und organiſchen Einrichtungen“ gefeplich vorgezeichnet an. Diefe 
follten nach und nad erörtert, jedoch nur nach gewiflen Ber: 
bindungen und in ihrem Zuſammenhang darüber Verlaß 
und Beſchluß genommen werben, da fie jo fehr in einanber grei⸗ 
fen würden, daß es nicht möglich fet, fie one dem Ganzen zu 
ſchaden, einzeln und ifolirt zur Abſtimmung zu bringen. Seien 
aber mehrere erörtert und in einander gefügt, fo ließen fie fi 
leicht orbnen und als einen ber genannten Haupttheile zur Bes 
ſchlußnahme bringen. 

In Bezug auf bie zweite Frage: „welche Borfchriften durch 
die Bundesacte felbft über die Reihefolge ber Geichäfte ber 
Yunbesverfammlung ertheilt werben?" ſprach ſich bie Commiſſion 
in fehr anzuerlennender Weile aus. Sie wies darauf hin, daß 
die Bundesacte vorgefchrieben, welche Verhandlungen fie nad 
ihrer Gröffnung zu ihrem erſten Geſchäfte machen folle 
Dahin gehörten die Abfaſſung der Grundgeſetze bed Bundes, 
deſſen organifche Einrichtungen in Rüdjiht auf die auswärtigen, 
militärifchen Verhältuiffe (Art. 10 der B. A), dann bie Erwaͤ⸗ 
gung, ob ben mebiatifirten vormaligen Reichsſtaͤnden auch einige 
Suriatfiimmen im Plenum der Bunbesverfammlung zugeſtanden 
werben follten, welche (nady Art. 6 der B. A) bei Berathung 
der organifchen Geſetze flatt finden muͤſſe; ferner bie Beftimmung 
über die Vertagung der Bundesverfammlung nnd über bie Be 
forgung ber während berfelben etwa vorkommenden dringenden 
Geſchaͤfte, ebenfalls ber Bunbesverfammlung bei Abfaffung ber 
organiichen Befege vorbehalten (Art. 7 der B. A.), endlich bie 
Berathung über die beftändige Folge der Stimmenorbnung, 
welche auf die Abfaflung ber organifchen Geſetze folgen folle 
(Art. 8 der B. 9), doch müfle biefe vor Beſchlußnahme einer 
definitiven Bundestagsorbnung, zu der fie weientlih gehören, 
Statt finden. 
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Bu denjenigen Gegenſtaͤnden zweitens, für deren Vornahme 
ober Erledigung die Bundesacte eine gewiſſe Friſt beſtimmt 
babe, rechnete die Commiſſion Die Berathung über die Regu⸗ 
lirung der Suftentation&.Raffe und bie Penflonen für bie übers 
rheiniſchen Biſchoͤfe und Geiflichen, indem ſolche Regulirung 
(nad) Art. 15 der B. U.) Binnen Jahresfriſt zu beendigen ſei; 
dann bie Berathung über Handel und Verkehr zwifchen den ver 
fchiedenen Bundesſtaaten, fowie wegen ber Schiffahrt und ebenfo 
die Abfaſſung gleichförmiger Verfügungen über bie Preßfreiheit 
und die Sicherfiellung der Rechte der Schriftfteller und Verleger 
gegen den Nachdruck: Nach Art. 18 unb 19 der Bundes» 
acte folle fih bie Bunbesverfammlung mit biefen 
vier legteren Gegenftänden bei ihrer erfien Zufam- 
menkunft befhäftigen, und dies ſei niht anders zu 
verfiehben, al& von dem Beitraume vor ber erften 
förmligen Bertagung der Bunbesverfammlung®). 

Bun denjenigen Gegenftänden endlich, deren Vornahme bie 
Bunbesacte ohne nähere Friftbefimmung der Bunbesverfammlung 
nur überhaupt al8 zum Zweck des Bundes gehörig, zur Pflicht 
macht, rechnete die Gommifion die Beratbung über möglichft 
gleiche Grundſaͤte in Betreff der Militairpflichtigkeit, zugefichert 
in Art. 18 der B. U; dann die Beratbung, wie auf eine moͤg⸗ 
lichſt Abereinftimmende Weile die bürgerliche Werbefferung ber 
Belenner des jüdifchen Glaubens in Deutſchland zu bewirken 
fet, und wie inſonderheit derfelben der Genuß ber bürgerlichen 
Rechte gegen die Uebernahme aller Bürgerpflichten in den Bun⸗ 
deöftaaten verfehafft und zugefihert werden koͤnne. In Bezug 
auf zwei andere Gegenſtaͤnde, nämlich die Angelegenheit ber 
früher reich8unmittelbaren Kürften, Grafen und Herren, fowie 
bes ehemaligen reichsunmittelbaren Adels im Befonberen in ben 
vou Frankreich wieber abgetretenen Provinzen war die Commiſ⸗ 
fion zweifelhaft, ob fie zu dem Reſſort ber Bundesverfammlung 
gehörten, da Art. 14 ber B. U. nicht deutlich genug fei, indem 


* B. Br. 1817 a. a D. Bol. 72 |. oben ©. 129-130. Wir haben 
oben geſehen, daß fie diefer Verpflichtung nicht nachgelommen war. — 


2» 
kür Muiitzähe in Bicfen Betiäche mad) fe gebentet werben Elanien, 


Tue von ter Gommiiken aid eme gleuklem geiehfidhe 
Acıhenfslze autgekelie Ueberſicht ber Geſchiche ber Bunbeb- 
verjammfung jellte aber nicht cis mubetingte Item gelten, jew 
tern nu m eınem gewitten Leitfaden biewen, wir es Dad größere 
ster geringere Dekürfur erferkere. “ya tiefer Beziehung wies 
tie Sommtiren auf bie in dem erſen Berirage dei Präfbiumd 
aufgeftellten Sruntiäge. 

Die Priftialprovoftioe vom 11. November 1816 eub 
hielt eine dreijache Abtheilung und tie Gommilfien war beauf- 
fragt dieſe, ſowie Lie bereitd über drei Gegenftänte durch befonbere 
Verlaßnahme feftgefegten Bellimmungen — 
laberrheiniſch⸗ gaitlıhe Eufientationd » Angelegenheit, Militär 
Berhältmitie des Buntes — zw berüdfichtigen. Für die provi⸗ 
ſoriſche Geihäftsortnung war die Sommilfion der Anficht, ba 
fie allmählig nah den weiteren Grfahrungen und Bebürfnifien 
erweitert und verbefiert und zu dem Ende von Zeit zu Zeit in 
beflimmten Zriften zevidirt wurde; eine definitive Geſchaͤfts⸗ 
ordnung koͤnne nit anders zu Stande gebradt werben, als 
nachdem die gefammten organijchen Gejege erſt die Regel aufs 
geſtellt hätten, in deren @emäßheit fie anzuorbnen fein wärben"), 

Dies wird nod weiter ausgeführt. Die rheiniſche Suften- 
tationsjache hofft fie bald beenbigt zu ſehen *%), unb über bie 
Militärverhältnifie feien die Berathungen im Gange. 

Hiernach ſah die Gommilfion die ihr geftellte Aufgabe haupt⸗ 





©) Die Verbefierungsvoriläge für die Geſchäftsordnung wurden aber 
auf den Wiener Gonferenzen berathen und die dort gefaßten Beichlüffe (20. 
Wiener GonferenySipung) dem Bunbestage fpäter unterbreitet B. Br. 3820. 
8. 109 Bol. 256. 
oe) Geſchah der Hauptſache nad in der 43. Sig 14. Juli 1817. 
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fächlich in der Frage: „weldde von den organifchen Ein» 
rihtungen find neben den bereitö zur Berathung 
gefellten®egenfländen zunächſt ober gemeinſchaft⸗ 
It mit diefer, in rihtiger Verbindung und Folge 
ordnung, zur weiteren Berhbandlung des Bundes; 
tags zu bringen?” Der Öfter genannte Präfidialvortrag 
batte fi) dahin geäußert, „baß der Art. 10 der B. U. die das 
innere Gebäude bes . Bundes ſelbſt betreffenden organifchen 
Grunbbefimmungen als das erſte Geſchaͤft der Bundesverfamm⸗ 
lung bezeichne, wodurch dann zugleich auch der Art. 11 der B. 
%. feine nothwendige Beflimmung erhalten werde. Denn bie 
Beiden Artikel 10 und 11 ſeien es eben, woburd der beutfche 
Bund feine Hauptgrundlage erhalten habe, durch welche ebenfos 
wohl das Wohl der Sefammtheit als zugleich auch ſelbſt un 
mittelbar jened der einzelnen Deutjchen bezweckt werde“. Daran 
Inüpfte die Commiſſion ihre. Bemerkungen an und fam zu bem 
Vorſchlag, dab vor Allem die Regulirung der Militärverhälts 
niffe des Bundes unausgeſetzt betrieben werben müßten unb 
baldige Beſchlußnahme über das Ganze zu bewirken fei, nachdem 
bie einzelnen Gegenſtaͤnde derſelben vorläufig erörtert wären; 
sur Grleichterumg würde hierbei eine vorherige Verflänbigung 
über gewifle eintretenbe Brunbfäge dienen. Mit diefer Maßregel 
ber Außeren Sicherheit gegen auswärtigen Angriff ftehe das 
Sriedensverhältnig mit fremden Mächten auf gleicher Linie, 
müfle daher gleichzeitig behandelt werben, wie mit dem Friedens⸗ 
zuſtand beginnend und benjelben erhaltend. Um fo nothiwenbiger 
erfcheine e3, daß ber Bund als foldher, und wie eine Macht in 
bem völferrechtlichen Syfteme der europäifchen Staaten feine ans 
gemefiene Stelle einnehme und als ein Ganzes handelnd in das 
besfallfige Verhältniß trete. 

Hierin war die Commiſſion um fo mehr im Recht, als zwar 
ber beutihe Bunb von den fremben Mächten in der Wiener 
Gongreßacte völlig auerfannt war, aber doch auch feine wirkliche 
Gziftenz, feine eingetretene Wirffamkeit zur förmlihen Kenntnig 
aller auswärtigen europaͤiſchen Mächte zu bringen hatte, um von 


einem Gentralpunfte aus durch das Mütel ber Bunbeöwerfemmlung 
fih mit ihnen in Mittbeilung unb Berbinbung zu fehen unb 
fein gemeiufames Intereſſe wahrnehmen zu können. Die Som 
milfion machte darauf aufmerffam, daß im Art. 10 der B. U. unter 
ben organiſchen Ginrichtungen, mit denen ſich bie Bunbesver 
fammiung zuerfi beichäftigen folle, bie außwärtigen Berhältuifle 
obenan gejegt feien; fie Enüpfte barau die Bemerkung, baß ber 
Bund, conftituirt ald ein Ganzes, fi thätig nach Hufen erweiſen 
und feine Verhältnifie mit ben auswärtigen Mächten feſtſtellen 
möüfle. Inſonderheit verlangte fie aber einen Balbigenu Beichluß 
Aber biedemallgemeineu vslkerrechtlichen Gebrauch 
augemeffene Unterhaltung freundfäaftliger Ver⸗ 
Bindungen und WMittbeilung ber Staaten durch 
Geſandte. 

Bur Aufrechterhaltung ber innern Sicherheit und Ruhe 
ſtellte die Commiſſion die Feſtſtellung unb Ausübung eines 
fiheren Rechtözuftandes in allen Bundesſtaaten als ein weſent⸗ 
liches Erforderniß hin. Beſonders müßten in biefer Beziehung 
die Streitigkeiten ber Bundesglieber unter einander eine uns 
verzögerte rechtliche Entfcheidung im Bunde finden. 

Diefe drei Hauptgefchäfte follten nad ber gutachtlichen 
Meinung der Gommiffion vorzugsweife und zunächft und neben» 
einander betrieben werben; bie Ginbolung der Inſtruc⸗ 
tionen verlangte fie befchleunigt. Die drei Hauptgegenſtaͤnde 
entwidelt die Gommilfton in drei abgefonderten Aufſaͤtzen, welche 
fie ihrem Gutachten als befondere Beilagen zufügte Damit 
aber die Bundesverſammlung nicht erfi zu Handlungen anfges 
fordert werbe, wozu fie durch die Vorfchrift des Art. 4 der B. 
A. nicht allein befugt, fondern auch verpflichtet fei, jo bean⸗ 
tragte fle weiter, „daß wegen berjenigen Gegeuflände, 
worüber eine entſchiedene Disposition iu der Bun» 
dDesacte bereits vorliege, bie Bundesverſammlung 
fih damit au ohne Auffhub befhäftigen möge, 
um zu beflimmen, in wie fern unb wie bald folde 
allgemeine Einrichtungen, wogu mau durch bie 


Bnudesacte fih ſchon grundgefeglih verſtanden 
babe, nun in allen Bundesflaaten zur wirklichen 
Ausführung zu. Bringen feien*. 

Wir haben ſchon oben bemerkt, welche Gegenftänbe bie 
Commiſſion hierher gezogen willen wollte Bon Reuem legte ' 
fie aber auf Art. 13 unb 16 der B. A. Nachdruck. Rach erfie 
rem verlangte fie, daß gewiſſe gleichförmige Grunbfäge in ben 
Ianbflänbifchen Verfaffungen angenommen werben, und nur bie 
individuellen Beflimmungen ber örtlihen und BerfonalsBerhält- 
niffe ben einzelnen Bundesſtaaten überlafien Bleiben follten. 
Bei legterem empfahl fie eine baldige Verüdfichtigung, ba bie 
Mage der Juden in Deutſchland burdy die theilweiſe Herrichaft 
franzöflicher Geſetze durch die verſchiedenartige Befeßgebung ber 
mit dieſer Herrſchaft verfchont gebliebenen deutſchen Staaten 
durch bie Folgen der neuen Teritorialveränderungen und endlich 
durch den Artikel 16 ber B. A. ſelbſt, jo ungleich, unflcher und 
ſchwankend geworben jet, daß bie Mare Ginficht, wie es ebenfo 
unmöglich fei, Die Juden in ihre alte Lage zurüdzuwerfen, als 
fie überall in ihrer neuen Lage zu erhalten, die Menfchlichkeit 
alle Regierungen auffordern müfle, diefen ungewiſſen Buftand zu 
befeitigen. Die Sommifflon mochte fi) wohl erinnern, daß man 
in Hannover den Leibzoll von den Juden wieberum fordertel — 
Nicht minder drang aber die Sommilfion auch auf gleidhförmige 
Verfügungen über die Preßfreiheit und auf Erfüllung des Art. 
19 der B. A., damit freier Handel und Wandel wenigftens in 
den nothwendigſten Lebensmitteln hergeftellt werde. 

Die erfie Beilage des Berichts der Gommilfion, bie milis 
tärifchen Berhältniffe bed Bundes betreffend, bezeichnet in merfwärs 
diger Weiſe die Stimmung und Anſchauung der beutfchen Kabinette 
damaliger Zeit nicht nur, ſondern auch der beiten Patrioten in 

Bundesverſammlung. Deutſchland hatte große Opfer 

ebradht, ſich feine Unabhängigkeit von fremder Herrſchaft glor- 
reich erfämpft, feine Heere befeßten damals noch das Land bes 
alten Feindes. War aud durch bie Verhandlungen zu Paris 
und Wien bei Weiten nicht das erreicht, was man hätte erreichen 


tönnen unb follen, fo war dennoch noch immer Urfache genug 
vorhanden, ſich ber Pflicht zu erinnern, daß bie beutfche Ration 
nur groß fein könne, wenn fie eine wahrhaft gleiche Stellung 
zu ben andern Großmaͤchten einnehme. Aber biefer Gebanfe findet 
fi in den damaligen Denkſchriften am Bundedtage nicht aus⸗ 
gefprochen. m Gegentheil, bie ſprichwoͤrtliche Demuth ber 
Deutſchen leuchtet au Hier wieder vor. Die Commiſſion 
beginnt Ihre Denkſchrift mit ber Behauptung, daß zwar Deutich- 
lands äußere Sicherheit als erfter Zweck bes Bundes und feines 
Beſtehens wejentliche Bedingung vor Allem Vereinigung unb 
Bereitichaft der Kräfte zu gemeinfamer Bertheibigung erforbere, 
und baß ber Umfang und die Benölterung bes Bundes auch 
bie Entwickelung großer Kräfte geftatte; aber, abgefehen von ber 
Pfliht, den Völkern Ruhe unb Zeit zur Erholung zu gönnen, 
liege es ſchon in ber reinerhalteneu Natur bed Bundes 
„baß bie GEntwidelurg nicht barauf berechnet 
fein föune, um eine gebietende Stellung in dem 
europälfhen Staatenfyfiem einzunehmen, fondern 
nur um eine vertheidigenbe mit Würbe au behaup⸗ 
ten". Was würbe wohl ein englifcher ober frangöfifcher Staats: 
mann zu foldyer Demuth nad) fo großen Siegen, wie fie Deuſch⸗ 
land erfodhten, fagen, wenn ihm eine berartige Meinung in dem 
gebilbeten Theile bes Volkes begegnete? Wie fonnte man glauben, 
daß in ſchwierigen Beiten eine vertheibigenbe Stellung nur allein 
zur Behauptung ber Nationalwürbe dienen werbel Welch eine 
Waffe für alle andern Staaten Europa's gegen Deutſchland war 
da gegeben! Wie wollte man fi, über bie anmaßenden ruſſiſchen 
Noten in den zwanziger Jahren, über bie fpäteren franzoͤſiſchen 
und englifchen am Bunbestage verwundern? Mit biefer ungläd« 
lichen Unfiht der Bundes⸗Commiſſion, weldhe von ber Bundes⸗ 
verfammlung damals allgemein adoptirt wurde, war ben euro: 
pälfchen Staaten ein Privilegium von Deutſchland felbft gegeben, 
europäifche Angelegenheiten ohne Deutſchlands Stimme zu orbnen. 
Und wahrlich, die fremden Staaten haben ſich dies nicht zwei 
Mal fagen Iaffen und haben faft alle Angelegenheiten ohne 
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Deutſchland bis zur neueften Zeit entjchieben. Den tranrigften 
Beweis gaben aber insbeſondere Luxemburg unb Holftein, der 
Schmach nicht zu gedenken, welche in ber Art und Weiſe Tag, wie 
bie vollendeten Verhandlungen zu Verona ben deutſchen Staaten 
von Metternich in ber Bundesverſammlung gleihjam zu Geſetgen 
vorgefchrieben wurden *). 

Sieht man von biefem Hauptfehler in der Behandlung des 
Gegenftandes ab, fo erwog die Commiſſiion bie einfchlagenben 
Kragen mit Umfiht und Schärfe. Sie machte eine Haupts 
eintheilung nad ber Matrikel, der SKriegsverfaflung und ben 
Bunbesfeftuugen. Sie machte darauf aufmerffam, daß man wohl 
überlegen müfle, nad welchem Mapftabe die Matrikel anzufer 
tigen ſei; man koͤnne zwar die Bevölkerung als alleinigen Maß⸗ 
Rab Hinftellen, aber es fei doch fraglih, ob nidht auch bie 
Staatseinkünfte dabei einen gleich richtigen Mapftab abgeben 
Eönnten. Dann müfle das Gontingent eines jeden Bundesſtaats 
ausgemittelt und feflgefeßt werben, wobei es wichtig werbe zu 
beftimmen, wie viel Landwehr darunter geitellt werben 
könne und bürfe? Bei ber Kriegsverfaſſung und Militärftellung, im 
Falle das Bundescontingent auf den Kriegsfuß geftellt werben follte, 
wurden bie rein militärifchen Fragen ind Auge gefaßt unb kurz 
angegeben, was dringliche Hauptfache fein muͤſſe. Die Bundes 
feftungen wurden aber als ein befonberer unb verſchie— 
denerTheil der gemeinjamen MilitairsBerhältniffe 
des Bunbes angefehen, das mit ber eigentlihen 
Sontingentfiellung nit notbwendig zufammen- 
hänge und wozu ber Begriff und bie näheren Beflimmungen 
fi) erſt noch aus dem allgemeinen Militärbefenfionsiyftem erge⸗ 
ben follten, injofern gewiſſe feite Punkte im Umfang des Bundes 
gebiete8 entweder von ber Wichtigkeit erjchienen, daß fle nicht 
fowobl dem einzelnen Bundesſtaat, in deſſen Lande fie belegen 
feien, als vielmehr dem Ganzen zur Dedung dienten, ober aud) 
wenn fie von dem Umfang und Betrag wären, daß ihre jelbft- 
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ftänbige Unterhaltung und hinreichende Bertbeibigung bem ein- 
zelnen Bundesftaate, beſonders wenn derſelbe zu den Minder⸗ 
mächtigen gehöre, nicht zuzumuthen wäre; biefe für Die Sicherheit 
des Ganzen doch weientlich nothwendigen Feſtungen koͤnnten 
nur durch den Zuſammentritt der Geſammtheit in gehoͤri gem 
Stande erhalten werben, und müßten dem Bunde vorzugeöweiſe 
übergeben werden; die frühern Reichsfeſtungen hätten nicht er: 
halten werben können. Die näher einſchlagenden Kragen wurden 
von der Gommifflon als vorzugsweiſe militärifch nicht weiter 
angegeben. 

Die zweite Beilage, tie auswärtigen Berhältniffe de® Deut: 
ſchen Bundes betreffend, gab Gelegenheit eine Reihe der wich 
tigften Kragen und Intereſſen gu beleuchten. Die Gcmmilfion, 
fußend auf Art. 2 der B. A. in welchem ald Zwed bie Erhal⸗ 
tung ber äußeren Eicherheit Deutſchlands und die Unabhängig: 
feit und Unverleglidgkeit der einzelnen deutſchen Staaten fid 
finde, und auf Art. 11, in welchen fi alle Mitglieber bes 
deutichen Bundes verfprochen, fowohl ganz Deutichland als 
jeden einzelnen Bundesſtaat gegen jeden Angriff in Schuß zu 
nehmen und ſich gegenfeitig ihre fämmtlichen unter dem Wunde 
begriffenen Befigungen zu garantiren, — ſah hierin ben Geſichts⸗ 
punkt und die Mittel angegeben, nm die organiſchen Einrichtun⸗ 
gen der auswärtigen Berhältuiffe des Bundes zu beflimmen. Sie 
wollte eine förmlidye Anzeige an alle europaͤiſche Regierungen 
von der Gonftituirung des deutſchen Bundes ald Geſammtmacht; 
ob die Notification aud) an die Vereinigten Staaten von Nord⸗ 
amerifa gehen follen, ließ die Gommilfion unerörtertl Die 
Frage, ob unmittelbare weitere ſchriftliche Verhandlungen zur 
Beforgung der Gefchäfte hinreichend feien oder ob hierzu außer⸗ 
erdentliche Geſandte zu beftimmten Bweden erforderlich feien, 
ließ fie ebenfall& unbeantwortet. 

Die Annahme der bevollmächtigten Geſandten der auswär: 
tigen Maͤchte, Die dergleichen bei der Bundesverfammlung accres 
bitiren wollten, ſah die Commiſſion als eine Folge ber mit ihnen 
beftehenben friedlichen und freundſchaftlichen Verhaͤltniſſe und als 
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Mittel diefelben durch wechjelfeitige Communication zu unter- 
halten, wenn die Politik und das Intereſſe der 
deutſchen Geſammtheit am Bunbestage ihren Gen; 
tralpunft finden folle Durch diefen Zweck feien fie 
ohnedem felbft bedingt und es verftehe ſich baher, daß keine 
Anträge zuläjfig fein würden, welde fi auf die 
innern Angelegenheiten des Bundes oder auf bie 
eigentbümliden Verhältniſſe einzelner Bundes; 
flaaten erfiredten. 

AS Folge der freundichaftlichen Verhaͤltniſſe mit den aus⸗ 
wärtigen Mächten, woburd der Bund feften Stanbpunft gegen 
fie und er leichte freie Gommunication gewinne, würde ſich ergeben, 
daß fowohl jebe Beeinträchtigung, die auch die einzelnen Bundes⸗ 
RRaaten etwa zu erleiden hätten, zur öffentlichen Sprache gebracht 
und bie Bermittelung des Ganzen angegangen werben könne, 
als auch die Gegenflände bes gejamnten Verkehrs auf gemein: 
ſchaftlichem Wege zu befördern wären. Es würbe nur zu beftim- 
men fein, in wie feru irgend ein Gegenſtand, als dad gemein: 
fame Bundes⸗Intereſſe betreffend, zu behandeln jein werde, jobald 
die Bundesverfammlung ihn dafür anerfannt und erflärt babe. 
Dies war freilih richtig, aber die Ausführung varausfichtlidy 
fehr mangelhaft, und die Folge lehrte, daß die Bundesver⸗ 
fammlung ſich die Borfehläge der Commiſſion nicht zur Nicht: 
ſchnur dienen ließ. Gine fehr wichtige Frage wurde als fünfter 
Hauptpunlt von der Commiſſiou erörtert, nämli das in ber 
neuern und neueften Zeit au) von dem Auslande — Rußland, 
Frankreich, England — bezweifelte unbedingte Recht des 
Bundes Krieg zu führen und Frieben zu fchließen. ‘Da dieſe 
Frage in Zukunft von fehr großer Bebentung werben wird, 
wollen wir die Anſicht der Bundes-Gommilfion hier im Weſent⸗ 
lichen mittheilen. Sie jagt *): „Der Bund bat unbezweifelt das 
Recht des Krieges und Friebend, da dies nothwendige Mittel 
find, um die aufgegebenen Zwede feiner Gründung zu erreichen. 


%)®8B. Br. aa. D. Gel. 83 fi. 
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der Bund im den Fall Krieg zu führen? und auf welchen Grub 
kann eine von ıhm ausgehende Kriegserflärung beruhen T Dieſes 
sıuß hauptjächlih, fe viel es durch eime allgemeine Beflimmmng 
izgenb geſchehen fann, nach niher fezefept werben. Zur Ridt- 
ſchnur möchten dabei tie oben mad der Bandesacte angeführten 
Zwecke dienen und befonters die gemeinjame Pflicht, jeden Bum- 
beöftaat gegen jeden Angriff in Scyup zw nehmen. Dieſes ſpricht 
wenisftend austrüdlid ten Gruntiag eines bloßen Bertbei- 
digungsſyſtems and, in defien Gränzen ber Bunb ſich wehl 
um jo mehr halten müßte, ale er nice die Abſicht haben Tau, 
Groberungen zu machen, deren Theilung auch ſehr ſchwierig fein 
würde, wiewohl doch jedes Mitglied verbältwiimäßig gleiche 
Anſprüche an den Gewinn bed Krieges zu machen hätte. Jn 
Diefer Entfernung von allen Groberungsabfittien umnb im ber 
gefiherten Tertheitigung mb dem Schuße aller feiner and 
minter:mädhtigen Staaten wäre alfo die Politik und die Beſtim⸗ 
mung bes deutichen Bundes gegründet und bie flete Befolgung 
folcher Srundfüge in Verbindung mit feiner Lage unb dem großen 
triegsheer, welches er aufzuftellen vermag, kann ihm eine hohe Bes 
Deutung und Wichtigkeit verfchaffen. Der Schuß ift aber gegen jeben 
Angriff gerichtet, er komme von weldyer Seite es immer fein möge, 
welche Se innere und äußere Unabhängigkeit oder Unverlegbar⸗ 
feit des einzelnen Bundesſtaats oder die Geſammtheit gewaltfam 
bedroht“. In dieſer Anficht zeigte ſich die traurige Situation, 
in welche die Verhandlungen zu Paris und Wien Deutſchland 
gebracht, ſehr deutlich. Welch' eine kleinliche Rolle war damit 
dem deutſchen Bunde beſchieden! Carlsbad und Wien entſchieden 
daher auch ohne ihn und doch für und gegen ihn, Wachen, 
Zroppau, Yaybah, Verona, die Gonferenzen zu London troßs 
ten ihm, 

Die Fragen, weldye nod) aufzumwerfen waren, um bie Stellung 
des Bundes nach Außen genau zu bezeichnen, wurben zwar von ber 
GSommiifion wohl vorgeführt, aber Feine einzigebeantwortet. 
Will man auch zugeben, baß bei einem Bortrag Über bie Reihenfolge 
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ber Geſchaͤfte diefe Fragen nicht erſchoͤpfend beantwortet wer: 
den durften, fo waren body wohl die Hauptfchwierigkeiten in den 
Borbergrund zu ftellen, und nicht, wie es bie Sommifflon that, 
unwichtige Punkte, deren Grledigung mit ben Hauptpunkten von 
jelbR gegeben war, blind mit den lehtern durch einander zu 
werfen. Die Hauptichwierigkeit lag und liegt immer in ben 
Fragen: Wie es in foldyen beſonderen Källen zu balten fei, wenn 
ein Bundesſtaat, ber eigentlih als europaͤiſche Macht Krieg 
führt, ober darin verwidelt wird, feine deutſchen Länder auch 
vom Feinde angegriffen und beſetzt fiebt? Sol ber Bund hier: 
burd in allen Fällen ſchon in ben Krieg mit Hineingezogen jein? 
Wie kann der Bund überhaupt und als foldher bei ben Kriegen 
eines ober mehrerer Bundesftaaten mit Auswärtigen und vielleicht 
als europäiiche Mächte, auch gegen einander, fih der Theiluahme 
enthalten, eine gewiffe Neutralität aufftellen und fie bewaff: 
net behaupten? Wie weit wäre dabei der Grundſatz aufrecht 
zu erhalten, das Gebiet ungeahndet vom Feinde betreten zu 
lafjen? Alfo in ſolchem Falle könnten Defterreih und Breußen 
als Feinde angefehen werden müſſen! Kann die Bundesverfamm: 
Inng in dem Kalle des Krieges auch gemeinjfame Allianz: und 
Subfidiär-Tractate mit auswärtigen Mächten abſchließen? Diefe 
Fragen wurden allerdings von der Commiſſion aufgeworfen, 
aber fo geftellt, daß an eine Beantwortung ſchwer zu denfen 
war. Rah dem von ihr bingeftellten allgemeinen Princip 
fonnten fie auch nicht beantwortet werden. Der Bund 
folte ja eine durchaus paffive Stelle in der europälfchen Staaten: 
welt fpielen! Die eigenthümliche Geſtaltung der beiden deutſchen 
Großmaͤchte, Holland und Dänemark, insbejondere aber ber 
complicirte öfterreihiiche Staat war damals wie jept, bei einer 
fo loſen YBundesverfaffung wie fte der deutjche Bund befikt, das 
Hinderniß einer kräftigen Vertretung Deutſchlands dem Auslande 
gegenüber. Die Sommiffion wußte die äußere Politif des Lan— 
bes nicht beſſer zu fchildern, als in dem Schlußſatz ihrer Deuf: 
ſchrift: Gine Außere politiihe Thaͤtigkeit wirb ohnehin fein 
wahrer Baterlandsfreund dem Bunbe wünfchen, und feine Volitif 
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wird immer öffentlich fein können, und einfach die: Keine 
Beleidigung zuzufügen, Feine zu bulden. 

Leber die britte Denkſchrift: „bie organifche Einrichtung bes 
Bundes in Rüdfiht auf feine innern Verhältniffe“ , können wir 
furz hinausgehen, da fi) das Weientliche fchon in dem Berichte 
felbft angegeben findet (f. S. 213 ff.). Es wird im Belonbern 
auf Erlaß einer Bundesorbnung gebrungen, vorläufig aber auf 
einen proviſoriſchen Erlaß ber einzelnen Theile derjelben, dann 
auf eine Aufträgal-Sinftany und eine Ggecutionsorbnung, wobei 
die einzelnen dabin gehenden Borfchläge in Hauptrubriken zuſam⸗ 
mengeftellt fi finden. Bei dieſer Beranlaffung warf bie Gom- 
mifflon die Frage auf, wie es mit ben bei ben vormaligen höchften 
Reichögerichten unentfchiedenen Nechtöftreitigkeiten unter ben Mit 
gliedern des deutfchen Bundes gehalten werben folle. Gin Theil 
derfelben war zwar durch die rheinifhe Bundesade (Urt. 34) 
niebergefhlagen. Allein abgefehen, daß die Anwendung biefes 
Artikels keineswegs unbeftritten war, und er felbft Succeſſtons⸗ 
rechte von dem gegenfeitigen Verzichte ausgenommen hatte, und 
daher auch die bereitd vorhandenen Eucceffionsftreitigkeiten 
unter bemfelben nicht mitbegriffen werben konnten, fo waren doch 
auch nicht alle Mitglieder des deutfchen Bundes auch Mitglieder 
des rheiniſchen Bundes geweien. Die Frage war durchaus 
praftifch; der braunſchweiger Fall von 1830 gab fpäterbin ben 
genügenden Beweis. Hierin entjchieden die Agnaten aber nicht 
eine Auſtraͤgal⸗Inſtanz. 

Sin der vertraulihen Sipung vom 3. März; 1817 bob bie 
Bundesverfammlung die Gegenflände aus dem Vortrage der 
Commiſſion aus, für welche eine möglichft baldige Erledigung zu 
bewirken jet. Buerft die Vermittelung der Bundesverjammlung 
bei Streitigkeiten der Bundesglieder untereinander, wobei die 
nothwendigften Grundlagen für einen Mobus des Vergleichs an⸗ 
gegeben waren, denen dann die Hauptbeftimmungen über vie 
Aufträgalinftanz felbft folgten. Dann die Anftalten für Fort⸗ 
führung der Geſchaͤfte bei der Vertagung ber Bunbesverfammlung. 
Endlich in 14 Poſitionen einige Punkte bie auswärtigen Verhaͤlt⸗ 
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niffe bes Bundes betreffend (Notification und Geſandte beim 
deutfchen Bund). — In der vertraulichen Sigung vom 3. März 
hatte Defterrei eine Punctation über die auswärtigen Verbält 
niffe gegeben, beren Inhalt fpäter im Weſentlichen Die Bundes: 
verfammlung ſich uneignete. Bleih darauf wurde in ber 17. 
Sigung vom 10. März 1817 von der Bundesverfammlung dur 
einftimmigen Beſchluß die von der Gomniilfion vorgeichlagene 
Reihefolge der Beichäfte der Bundesverfammlung angenomınen. 
Das Präfivium hatte beantragt: 

„daß ein foͤrmlicher Beichluß über die bisher allerdings mit 

jo befferen Zuge vorausgefehte wirkliche Genehmigung biefer 

Neihefolge zu fallen, je getreuer diefelbe ber Bun» 

besacte und den mit fo vieler Gefälligkeit gutgeheißenen 

Anfichten, welche in der erften Präfldial-PBropofition aufge: 

ftellt worden, vorgetragen fei“. 

Diefem Antrag, alfo au der Motivirung deffelben traten 
ſaͤmmtliche Geſandte bei, erfannten daher fämmtlich die von 
ber Sommiffion angegebenen Verpflichtungen zum innern Ausbau 
und die dabei aufgeftellten Grundbprincipien damit ausdrücklich 
einftimmig an. Es wird fih nun in Berfolg unferer Darftellung 
zeigen, ob und in welcher Weiſe die Bundesverſammlung diefem 
Beſchluſſe nachgekommen if. 

Die einzelnen Geſandtſchaften waren alſo der Praͤſidial-Propo⸗ 
ſitionen einfach beigetreten, v. Gagern hatte ſogar in ausführlicher 
Rebe feine Zuſtimmung gegeben; er machte aber dabei noch auf 
zweierlei aufmerfjam. Er machte zuerft einen Einwurf gegen deu 
Ausdrud „Bund“ und fragte, was dem fortgefeßten Gebrand) 
bed Ausdrudes „Reich * entgegenftiche? Das Wort „ Reid) “ 
bezeihne Größe und Macht, die das Wort „Bund nicht ent: 
halte. „Reich“ drüde Feitigkeit, Ungertrennlicykeit und Geſammt⸗ 
beit weit beſſer aud. (Er kenne wohl eine kaiſerliche Abdication, 
nicht die des Reiches oder derer, die ed zunädhft anging. Das 
Bort „Bund“ bezeichne fo wenig die Ratur einer Gefammtmadht, 
als es ein Individuum bezeichnen würde, Wenn er auf Dice Frage, 
wer ift da8? zur Antwort geben wolle: ein Freud, ein Ehegatte 
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„Lafien Sie uns *, ſchloß er feine Ausführung, „den traurigen 
Fall annehmen, zwei Bundesglieder geriethen in ſchweren Krieg, 
was freilih, wenn die dritte Partei ihre Rolle wohl verftebt, 
durch bewaffnete Vermittelung wobl wirb verhindert werber, 
doch aber denkbar bleibt; nun, nad) vorigen Begriffen, blieben 
fie Reichsgenoſſen, aber werben wir fie, mitten in ben 
Schlachten begriffen, noch Bundeögenofien nennen? In ber bee 
bed Neiched Iag ſchon das Prineip ihrer Wiehervereinigung. 
Das Reich wird in den Begriffen der Deutichen bleiben, wenn 
es aud nicht in unſere diplomatischen Verhandlungen kommt. 
Finden unfere großen Höfe Bedenken ober haben fie andere Bers 
fiherungen von ſich gegeben; wohlan, fo werben fie fchweigen. 
Über hier war es ald Theorie und in perpetuam rei memorliam 
wohl zu jagen”. 

Das Ießtere ift denn audy geblieben. Seit diefen Gager- 
fhen Wort ift niemald wieber von einem deutſchen Reich in 
der Bundesverfammlung die Rede geweien, bis die Reichsver⸗ 
faflung von 1849 das Wort mit feiner tiefen Bedeutung wieder 
in fih aufnahm. Das Präfibium ſchien über die Gagernſche 
Ausführung piquirt und meinte, daß die Abflimmung des 
koͤniglich niederlaͤndiſchen, großberzoglich Iugemburgifchen Herren 
Bejandten den Höfen den Anlaß geben werde, fih etwa in 
ihren Inſtructionen hierüber näher auszufprechen. Allein bieß 
hielten die Höfe doch nicht für angemefien. 

Ein andrer Gegenſtand ber Gagernſchen Rebe waren bie 
firchlichen Angelegenheiten. Er fagte, wie er aus ber iudivibuellen 
ibm woblbelannten Denkungsart der Commiſſion, ja jelbft aus 
ſpaͤteren Unterrebungen mit ihren Mitgliedern überzeugt fei, daß 
die Auslaffung der Eirchlichen Angelegenheiten in ber Neibefolge 
der Geſchaͤfte nicht in einer Vernachlaͤſſigug oder Gleichgültigkeit ihren 
Grund habe, fondern in der unangenehmen Betrachtung, daß ber 
16. Artifel der B. A. in Verbindung mit dem 7. wenig 
ober nichts davon enthalte Gr ſei jedoch anderer Meinung. 
Wenn es auch wünfchenswerth wäre, baß ber Artikel in breis 
terem Umfange und in beftimmteren Ausbrüden gefaßt ſei, fo 
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ſei er doch felbft ‚der Materie gewibmet. Der Art. 16. ſpreche 
das wahre Ghriftentbum: aus, athme Milde, Verſoͤhnung unb 
Verbrüberung und gebe fie zur Richtichnum. Der 7. Artikel ent 
halte darüber eine voͤlkerrechtliche WMobification. Es ſei für 
immer jener Metaphyſik zu entjagen, bie bie Kirche nur wie jede 
andere Geſellſchaft im Staate betrachte. Ste hänge allzu eng 
mit dem menſchlichen Dafein, mit der Natur der Staaten, mit 
ber Sittlichfeit, mit dem Ruheſtand zufammen, als daß nicht bie 
Augen des Staatsmannes ganz vorzüglich immer barauf gerichtet 
fein follten. Wenn man audy heute fiher fein Tönne vor ben 
beflagenswerthen Berirrungen der früheren Zeit, fo. könne man 
doch nicht fagen, daß dies für immer fel; welcher böfe Saame 
im Staat wäre aber fählger fih dem andern mitzutheilen, als 
gerabe diefer? Deßhalb fei ſich vor böfen Folgen zu wahren. 

dv. Plefien erwiderte Hierauf, daß bie Sommilfion die Wide 
tigfeit de8 Gegenſtandes wohl anerfannt babe, daß fie aber bil⸗ 
liges Bedenken getragen, ihren Auftrag zu überjchreiten, fie habe 
nad der klugen Vorficht des Borganges am Wiener Congreſſe 
geglaubt, dieſen Gegenſtand nicht berühren zu Dürfen, ehe derſelbe auf 
anderen Wegen an bie Bumbesverfammlung gebracht werbe, wozu 
fowohl die Anträge eineß jeden Bundesmitgliebes, wie auch bie 
fonft eingehenden Reclamationen die paſſendſten VBeranlafjungen 
geben unb die Sache ſelbſt noch zur gehörigen Reife bringen 
tönnten. Das Präfivium ſtimmte dieſer Erklärung bes mellen 
burgifchen Geſandten bei, und das, wie es fagte, um fo mehr, 
als nach ber Bundesacte die kirchlichen Angelegenheiten vorerft 
nicht zur Berathung auögefeßt, fondern nur im Art. 16 den dhrift- 
lichen Sonfeffionen gleiche bürgerlihe und politiihe Rechte eins 
geräumt feien, auch Art. 7 hierin nichts zu ändern fcheine, fomit 
nur dann, wenn wegen Beeinträchtigung des Art. 16 ber B. U. 
ober auß anderer Beranlafjung Beſchwerde erhoben werde, ober 
auch Anträge von einem Bunbesftaat hierüber gemacht würden, 
die Bundesverfammlung fih in dem Kalle befinden dürfte, 
über kirchliche und WReligiondangelegenheiten in Grörterungen 
einzugeben. 
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&o waren die kirchlichen Angelegenheiten alfo von Anfang 
an aus ber Bunbesverfammlung verbrängt, die würdige Anficht, 
welche ſchon beim Wiener Kongreß vertreten war, daß Deutſch⸗ 
land als Ganzes ein Goncorbat mit ber römiſchen Gurie ab» 
Schließen möge, auch bier wieder gefallen. Oeſterreich wünfchte 
zwar einen gemeinjamen Vertrag ber ſüddeutſchen Staaten mit 
Rom, und war bie Beranlaffung der 1818 zu Frankfurt zuſam⸗ 
mentretenden Bevollmächtigten ber füb» und mitteldeutfchen 
Staaten, ſchien aber nicht befondere Neigung zu haben, daß 
Preußen ald proteftantiihe Hauptmacht bei der Verſammluug 
feinen Einfluß geltend machen koͤnne. Wir werben die betreffen- 
ben Verhandlungen weiter unten näher erörtern. Es wäre Damals 
eine vortrefflide Gelegenheit geweſen, die kirchlichen Rechte der 
deutfchen Katholiken geltend zu machen und das Berbältniß 
zwifchen ben drei Sauptconfelfionen zu Rom genau feftzuftellen. 
Rom hätte der vereinigten Kraft der dentſchen Nation nicht alte, 
vergelfene und überwundene Prärogative wieder aufbringen 
koͤnnen, wie das fich zerichlagende Goncordat, weldyes mit Frank⸗ 
reich verfucht wurde, ſehr deutlich gezeigt hat. Statt deſſen bat 
man überall einzeln verhandelt und waren damals au die von 
den Regierungen eingefchlagenen Wege nody nicht die ſchlimmſten, 
jo find fie es doch auf der Grundlage neuer Verträge mit Rom 
geworben, 

Bir werden nun ſehen, in welder Weile die Bundesver⸗ 
fammlung ihrem Beſchluſſe über die vorzunehmenden Geſchaͤfte 
und deren Reihenfolge nachkam. 

Oben wurde bemerkt, daß Defterreih in der vertraulichen 
Sigung vom 3. März 1817 eine Punctation fiber die Beziehun⸗ 
gen bes Bundes zu auswärtigen Staaten überreicht hatte *), 
Diefe Angelegenheit mußte vor allen Dingen in Orbnung ges 
bracht werden. Es jcheint, Daß vor Eröffnung des Bundestages 
vertrauliche Verhandlungen über die Zulaffung fremder Geſandten 
bei der Bundesverfammlung Statt gefunden haben, wenigftens 


*) Notatum de conferentia 3. März 1817 Fol. 1-3. 
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weift eine in der Nemefiß veröffentlichte Denkichrift *) bes Grafen 
Reinhard darauf hin. In dieſer wirb vorausgefeßt, daß am 
Bımbestage Zweifel über die Annnahme folder Gejandten vor 
Banden geweſen feien, wie denn in der deutfchen Preſſe vielfach 
damals behauptet wurde, daß der Bundestag fi nur mit 
innern ingelegenbeiten zu beſchaͤftigen babe; hierein habe ſich 
Niemand zu miſchen, wie fi ber Bundestag nicht in fremde 
Angelegenheiten miſchen ſolle. Mit Net fertigte Graf Reinhard 
diefe jämmerliche Anſicht mit wenigen beißenden Worten ab **), 
Bon franzöfiicher Seite war beſonders hervorgehoben, daß cine 
Reihe von Souveraind, Defterreichs, Preußens, der Niederlande, 
Dänemarks, ja Großbrittaniens, welche mit einem Theile ihrer 
europäiichen Staaten in einem Bunde begriffen feien, bebeutenden 
Einfluß auf die deutſche Bundesverſammlung ausübten, welchen natür⸗ 
lich die dem deutſchen Bunde nicht angehoͤrigen Mächte entbehrten. 
Diefe müßten daher wenigftend Gelegenheit zur Juformation 
baben, da fie des unmittelbaren Einfluffes ceutbehrten. Geſchickt 
wies er auf die fheinbaren Intereſſen der mittleren und kleineren 
Staaten bin. Er fragte, wo denn die Gleichheit aller Mitglieder 
im Bunde bleibe, wenn einige berjelben Geſaudte im Auslaude 
unterhielten, andere dagegen dies nicht vermödhten, und nun 
dennoch erſtere etwa Bunbesangelegenheiten, bie fie im Berhälts 
niß zum Auslande bräcdten , verbandelten? ‘Die Geſandten ein: 
zelner Staaten Deutſchlands, welche von allgemeinen deutſchen 
Sinterefien fpräcdhen, würden doch nur im Namen ihrer Vollmacht 
geber handeln. Das Ausland würde aljo feinen Bund vor ſich 
fehen, fondern nur ein Flickwerk (federatlon en lambeaux). Wenn 


e) Nemeſis Dr. IX ©. 144 fo. 

*9) „Sans doute on ne so melera point des afftaires domestiques; mais 
il y a des mursmitoyens. Cette dortrine eat celle de la diplomatie turque, 
qui toute imparfaite qu’elle ost, a cependant finl pour &tablir avec l Europo 
des communications regulieres ei permanentes. Telle e&tait aussi ct pour 
cause la doctrine du comit# de Robespierre; et jo me rapelle aprts sa 
ehnte, il fallut rapprendre & ia convention nationale les mömes élement⸗ 
quo los politiques des gasettes paraissent ignorer.“ 


236 


aber bie Wbgeorbneten der einzelnen Staaten im Ramen ver 
Bundesverfammlung ſpraͤchen, fo wäre es denn body die 
Bunbesverfammlung, welche fie bevollmädhtigte unb fchidte, und 
dann möäfle man doch bie Reciprocität bewilligen. Diejenigen 
ber Fleineren Staaten, welche nidyt bie Mittel beſaͤßen, befonbere 
Gefandte zu unterhalten, würden niemals vertreten fein. Man 
würbe wahrſcheinlich über fie ohne ihr Willen verhandeln, fogar 
bei ihnen felbft, aber gewiß an anberer Stelle. Die Bulaffung 
frember Minifter an die Bundesverſammlung, gebe aber den 
Souverainen des dritten Ranges ein gewifies Relief und eine 
Garantie mehr für ihre Rechte und ihre Exiſtenz. Ueberhaupt 
würbe ein Foͤderativſyſtem, welches ſich durch Nichtzulafiung 
fremder Gefandten in äußeren Beziehungen feiner Bunbesmit- 
glieber iſoliren wolle, Binnen’ furzer Beit nur eine Rückkehr zu 
einem neuen Rheinbunde. Alle Angelegenheiten ftrebten natur: 
gemäß dahin ſich zu vereinfachen, und fo würbe dann aud, das 
Gentrum der politiichen Snterefien der deutſchen Bunbesverfamm- 
lung, wenn man es nidyt in die Verſammlung felbft Tege, außer 
ihr liegen; jeßt gäbe e& zwei Gentren, zu Wien und Berlin. 
So weit koͤnnte man dem Frangofen ſchon noch nicht ganz 
Unrecht geben. Aber zum Schluſſe feiner Denfichrift, welche 
doh wahrſcheinlich nur den mittleren und Pleineren 
Regierungen mitgetheilt wurden, zeigt er die Neigung 
des eben niedergeworfenen unb gedemüthigten Frankreichs, fidh 
in definitiver Weiſe bei erfter Gelegenheit, die ſich günftig erweife, 
in die inneren Angelegenheiten zu miſchen. Wir ftehen nidht au, 
die bezeichnende Stelle in der Anmerkung vollſtaͤndig aufzuführen, 
ba fie einen wenig fchmeidhelhaften Beweis von der hoͤchſt unges 
ſchickkten Behandlung ber deutjchen Angelegenheiten dem Auslande 
gegenüber gibt”). Es ift darin bie Acht franzöfifche Unver⸗ 








*) Il ne s’agit point ici d’examiner, si l’scte de- federstion est une 
ouvrage parfaite. Ce n’est que co quı a 6öt6 &tabli ot garanti qui a pu 
savoir de base à mes raisonnoments. (Juand om roconnaitrait l’imperfection 
ot qu’on voudrait y substituer un meilleur ordre des choses, encore dans 
co cas la presence des ministres des puissances &irangeres sorait do droit 
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ſchaͤmtheit, weldye fo oft ben Deutfchen bis auf unfere. Tage 
tmponirt bat, enthalten. Schon damals, 1816, wagte ein 
franzöfifcder Diplomat den beutfchen Regierungen zu fagen, baß, 
wenn es fi um eine beffere Ordnung ber Dinge in 
Deutfhland handele, als fie bie Bunbesacte bars 
ftelle, die Miniſter der fremden Mächte ihre An» 
weſenheit vehtlid forbern fönnten! Ob er widerlegt 
wurbe, wiflen wir nicht, ba dieſe Denkfchrift, lange vor Er⸗ 


et l&gitime. Ils s'agisserait alors de la modification d’un tralt6, qui, si 
elles n’y ont pas coopore, n’en est pas moins entr6 comme partie ints- 
grante dans l’onsomble des combinaisons Europsennes du Congrös de 
Vienue, et ost en quelque sorte devenu leur propre onvrage par leur 
ndhesion et par leur garantie. Ce que jo viens de dire. s’applique plus 
ou moins & tous les 6tats del’Europe #trangers à la I6deration germanique; 
je me restraindrai cependant & ceux, qui y sont plus dirsctement interes- 
sts par la contiguit€ ou par la volisinage par la multiplicitö des relations 
politigaes et commerciales, et par la mission quwils ont recuo de la nature 
de ne pouvoir &tre étrangers k aucuno brauche essentielle des aflaires 
genersles Europdennes. Ce sont la Russie, Is France et !’Angleterre. 
J’&carterai l’Anglcterre , comme pouvant trouvor au besein un exp6dient 
dans la mission Hannovrienne, quoique bieu persunds, qu’il n’entre pas 
dans les vuos du gouvernement Britanniquoe de so lIaisser #carter. — 
Bestent la France et Ian Russic. Mais la France et la Russio dit-on som 
precisement les deux puissances „dont l’infiuence est à craindre, et contre 
„iesquelles la federation germanique doit &tre sur sos gardes. En ad- 
„mettre les miniatures; c’est so mettre sous leur dependance; ce’est 
„ouvrir une libre carriöre aux intrigues, ei risquer de voir altsrer par 
„un alliage le systöme national de ia federatlon“. 

La f6derstion d’Allemagne, comme tous los gonvernements f6deratiis, 
a Thonorable desavantage d’ötre moins bien organisd pour l’attaque, que 
pour la defense. Sa desiination est de se trouver interposse 
entre des gouvernements, dont l’action plus concentrée pourrait quelque- 
fois &tro trop- prompte & s’excercer. La paix et le maintien du repos 
general entrent &minement dans ses intereis. C’est dans son sein, quo 
pourra se former une sorte d’opinion publique, qui d6cidera eutre le droit 
et l’injustice et qui s’excorcera & reconnaltre & des signes cortainos l'am- 
bition et le desir de la prepotence. 


238 


Öffnung ber Bundesverſammlung datirt, bei ihr nicht zur Grörtes 
rung gelommen war. 

Da indeſſen Ludens Nemeſis biefelbe veröffentlicht hatte, 
fo waren wenigftens die Anfichten bed Auslandes nicht unbekannt 
geblieben. Vorausſichtlich waren die großen und mittleren Mächte 
durchaus nicht Willens ihr befonderes Geſandtſchaftsrecht aufzu » 
geben und dem Bunde allein das Geſandſchaftsrecht zu überlaflen. 
Es blieb daher nur der einzige Weg übrig, fowohl vom Bunte 
als auch von den einzelnen Staaten Gefandte abzufenben und 
zu empfangen. Daß dies ein fehr großer Uebelſtand war, wurbe 
allgemein gefühlt; aber ein Mittel zur Befeitigung befielben war 
noch der Bundesacte nicht wohl möglich. 

Zuerſt nahmen Defterreih und Preußen die Angelegenheit 
in die Hand und erftered gab im Ginverfiänbnig mit Preußen 
eine Punctation, welche mit Rüdfiht auf das Commiſſionsgut⸗ 
achten (S. 226) die Hauptpunkte bervorhob. In ber vertraue 
lien Sitzung am 3. März 1817 war dieſe Punctation ein 
Gegenftanb der Berathung unb kam am 8. Mai zur Verhand⸗ 
Iung in das öffentliche Protocol, Im Allgemeinen traten Defters 
reich bei Preußen, Sachſen, Hannover, Gr. u. H. Sadfen, bie 
15. 16. u. 17. Stimmen: auch Luxemburg, nur mit einigen con- 
fequenten Bemerkungen. Dagegen wichen Baiern, Württemberg, 
und Kurheſſen und Darmftadt In einigen Punkten ab *). Oeſter⸗ 
reich hatte in feiner Punctation zum Gingang bemerkt, daß bie 
Frage, ob Geſandtſchaften auswärtiger Höfe und Regierungen 
beim deutſchen Bunde und bei der Bundesverſammlung aceredi- 
tirt werben könnten, fowie auch bie Frage, ob der deutſche Bund 
Geſandtſchaften abjenden könne, als entſchieden außer dem Kreife 
der Verhandlungen liege. Diefelben Gedanken hatte auch der 
Gommiffiondvertrag fiber Die proviſoriſche Gompetenzbeftimmungen 
ausgeſprochen **): „Deutſchland erfcheint feit dem geſchloſſenen 


— — 


*) Ueberficht der Abſtimmungen bei v. Meyer Repertorium 2c. Heft IV 


©. 425. 
“s) B. Br. 1817. 34. Sig. 5 223 unter 6. 6, 
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Bunde wieder in feiner Geſammtheit ald Macht, nah allen 
Attributen, Rechten und VBerbindlichleiten, welche die Bunbesacte, 
der Buchſtabe, Geiſt und Sinn derjelben, dem Bunde beilegen, 
fomit in allen Beziehungen und Källen, die ſich hiernady ergeben, 
Die nähere Anwendung dieſes Grundfages bleibt zwar ber Bes 
arbeitung der in Art. 10 bemerkten organiichen Brundgefeße und 
Einrichtungen, injofern die auswärtigen Verhaͤltniſſe in biefelbe 
mitgehören, vorbehalten. Wie indep ſchon im Allgemeinen ſich 
aus dem obigen Grundſatze ergiebt, daß ber deutſche Bund in 
feinem äußeren verfaffungämäßigen Berbältnifien biefelben activen 
und paffiven Beziehungen, wie jete andere freie ımd unabhängige 
Macht bat; jo ergibt fi aud von felbft die Competenz ber 
Geſchaͤftswirkſamkeit der Bundesverſammlung, ald der im Art. 4 
zur Bejorgung der Bundesangelegenheiten berufene activen Gens 
tralpunfte derjelben, weshalb die Sommiffion auf den bereits in 
Beratung geftellten Entwurf zu Regulirung ber auswärtigen 
Verhältnifie ſich beziehen zu koͤnnen glaubt”. 

Die öfterreihifche Punctation ſchloß fi danı dem Inhalt 
des Sommiffiondgutachtend über die Reihenfolge ber Geſchaͤfte 
Beil. 2 in den rörterungen der Fragen an. 

Was die erfte biplomatifhe Grörterung von Seiten ber 
Bundesverfammlung an andere Mächte und Regierungen anging, 
jo wollte Defterreih allen europaͤiſchen Mädyten, mit Einſchluß 
derjenigen, welche zugleich @lieder des deutjchen Bundes find, 
und ben norbamerifanifchen Freiftaaten die am 5. Rovemb. 1816 
erfolgte Eröffnung des Bundestags befannt gemacht willen. 
Baiern und Darmſtadt bielten dagegen dieſe Notification bes 
Bundes nicht mehr für nothwendig, da fie nach der Wiener 
Gongreßacte ſchon beſtehe; man müfle ſich lediglich auf Die Con⸗ 
ftituirung der Bundesverſammlung beichränfen. Hiermit erklärte 
fih Württemberg einverflanden, verwahrte ſich aber zugleich, ale 
jolle damit der Bundesverſammlung eine Art von Selbfiftändig- 
feit zugewiefen werden. Deßhalb wollte es auch Feine Schreiben 
an bie Souveraine fondern an die fremden Minifterien, „dent 
die erftere könne mit dem allgemeinen Geſichtspunkte nicht ver 
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einbarlich finden; daß die Bunbesverfammlung nicht als felbft- 
fländiger Körper, fondern nur im Namen und aus Auftrag der 
verbündeten Gouveraine handle. Wolle man aber bie erfte 
Notifieation an die Mächte ſelbſt richten, fo würben ent- 
weder alle Bundesglieder zu unterzeichnen haben, ober ber 
Kaifer von Defterreih Namens berfelben“. Kurheſſen flimmte 
mit Württemberg überein. Dagegen äußerten ſich aber wieder 
Medlenburg, Holftein und Luxemburg und beftanden auf ber von 
Defterreih vorgeſchlagenen Form. Kurheſſen wollte ferner nidyt 
eine Mittheilnng an diejenigen europäiicdhen Mächte, welche zus 
glei) Mitglieder des deutſchen Bundes find, und endlich Feine 
Notification an die nordamerikauiſchen Yreiftaaten, „weil mit 
ihnen der deutſche Bund, der Feine Seemadht bilden werde, nicht 
wohl in Beziehung komme und bie große Gntfernung jede Colli⸗ 
fion verhüten zu müflen ſcheine“. In biefer letztern Hinficht 
proteftirte neben Lugemburg, Baden, Holftein und bie freien 
Städte fehr energiſch im Intereſſe ded Handel und Verkehrs. 
Aus diefem Grunde wünfchten auch die freien Stäbte eine Noti⸗ 
fication an die Pforte, damit das räuberifchhe Verfahren ber ver 
Pforte untergebenen afritanifchen Raubſtaaten gegen bie deutſche 
Schiffahrt aufhöre. Die Rotificationen wurden num im Namen 
des Bundes dur uadyfolgenden Beſchluß der Bunbesverfamms 
Iung an 19 Staaten erlafien. Bon allen erfolgten Antworten 
mit Ausnahme von Norbamerika, Portugal, Sarbinien und ber 
Türkei. Einzelne hatten fehr fpät geantwortet. &8 befteht darüber 
bei der Bundesverſammlung eine geichriebene Notifications⸗ 
regiftratur mit den erforberlichen Fortſetzungen. 

Ueber die Form der Notificationds und nachfolgenden 
Schreiben befanden ebenfalld verfchiedene Meinungen. Oeſter⸗ 
reich hatte vorgeichlagen, die Unterſchrift: der deutſche Bund 
und in befien Ramen ver Eaiferlich oͤſterreichiſche präfidirende 
Gefandte der Bundesverfammlung. Dagegen wollten einige 
Staaten, insbeſondere Balern und Württemberg, die einfache 
Unterfchrift: der der Bundesverſammlung praͤſidirende Geſandte. 
&8 blieb aber bei dem öfterreichifchen Vorfchlage. Die deutſche 
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Sprache wurbe zur Geſchaͤftsſprache erwäßlt, aber wo es gegen- 
feitig geſchehe, auch die Beilage einer franzöfiichen Ueberfegung 
beflimmt. Kurheſſen wollte dagegen flatt ber franzoͤſiſchen die 
Iateiniige Sprache, „weil man ed von jeher ber Würbe unb 
Unabhaͤngigkeit einer Nation für nachtheilig gehalten babe, in 
Öffentlichen Angelegenheiten fidy einer fremden lebenden Sprache 
zu bedienen; auch unterliege es wohl feinem Bweifel, daß jebe 
lebende Sprache, weldye man zur allgemeinen Staatsſprache ers 
heben wolle, der Nation, weldyer fie angehöre, eiue nicht zu 
zu verfennenbe Bedeutſamkeit in politiicher Beziehung dadurch 
allein ſchon geben würde”. 

Die übrigen Vorſchläge in ber öfterreidhlichen Punktation, 
betreffend den fchriftlichen und münblichen Verkehr von Seiten des 
Bundes mit dem Auslande, dann bie Ginrichtung eines engeren 
Ausſchufſes zur vorläufigen geheimen Beurtheilung erhaltener 
diplomatiſcher Mittheilungen, ferner die Accreditirung der aus⸗ 
wärtigen Geſandtſchaften bei der Bunbesverfammlung, deren Ver: 
haͤltniſſe und Vorrechte, Befchaffenheit und Abgabe bes Grebitives, 
endlih Beſuche und Gegenbefuhe zu Antwortichreiben — alle 
biefe Gegenſtaͤude wurden angemefjen geordnet und mit geringen 
Modificationen angenommen. Der betreffende Bundesbeſchluß 
wurde in der 34. Sigung am vom 12. juni 1817 gefaßt. 
Wir übergeben dieſe Ginzelheiten als für unfern Bwed uns 
weſentlich *). 


Der andere Gegenftand, weldyer als beſonders bringlidy in 
dem Bericht der Commiſſion (S. 222) hervorgehoben war, betraf 
die Streitigkeiten zwifhen ben Bundesgliedern felbfl. Die 
Bunbesacte hatte im Art. 11 beftimmt: Die Bundesglieder machen 


°) Gine gute Ueberſicht ſindet ſich Bei v. Meyer Repertorium ꝛc. $. 275. 
ef. Zachariae Staats⸗ und Bundesregt Br. II. Zöpfl Staats und Bundes 
seht Bd. L Der Beſchluß ſelbſt iR in dem betreffenden Werken von Klüber⸗ 
v. Meyer u. a. zu finden. 

Grfer Theil. 16 
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ſich verbindlid einander unter Teinerlei Vorwand zu befriegen, 

noch ihre Streitigfeiten mit Gewalt zu verfolgen, fondern fie bei 

der Bundesverſammlung anzubringen. Diefer liegt alsdann ob, 
die Vermittelung durdy einen Ausſchuß zu verſuchen unb Falls 
diefer Verſuch fehlſchlagen folte, und demmach eine richterliche 

Entſcheidung nothwendig würde, ſolche durch eine wohlgeorbnete 

Auſtraͤgal⸗Inſtanz zu bewirken, deren Ausſpruch ſich die ſtreiten⸗ 

den Theile ſofort zu unterwerfen haben. 

In der vertraulichen Sitzung vom 3. März 1817*) war 
hervorgehoben: 

a) Eine wohlgeorbnete Aufträgalinftanzg wird aus der Mitte 
der Bundesverfammlung für jeden vorkommenden Fall 
gebildet. Die Art und Weile aber, wie ſolches gefchehen 
folle, vorausbeftimmt und zwar dergeflait 
daß jede Partei einen oder zwei Bunbesgejandte zum 
Aufträgalrichter wählen und die Bundesverſammlung 
einen Dbmann aus den Bundesgefandten zu ftellen befugt 
fein fol. Kein Gejandter, deilen Hof unmittelbar ober 
mittelbar bei der Sache betbeiligt ift, kann Schiedsrichter 
jein. 
ce) Die zu Aufträgalridhtern ernannten Geſandten find allein 

nach ihrer Ueberzeugung zu fprechen verbunden unb für 

dieſe Fälle Durch die Inſtruction ihrer Höfe durchaus un⸗ 
abhängig. 

d) Wenn von Seiten der einen ober andern Partei bie 
Wahl der Aufträge ungebührlich verzögert wird, fo hängt 
ed von der Bundesverfammlung ab, nach Umftänden eine 
Auſtraͤgal-Commiſſion aus ihrer Mitte zu beftellen, 


b 


—⸗ 


®) Notat, in conferentia de 3. März 1817. F. R. Mohl die oͤffentliche 
Mechtöpflege des dentichen Bundes 1822 ©. 22. C. F. Eichhorn Betrach⸗ 
tungen über die Berfafjung des deutſchen Bundes in Beziehung auf Streitige 
feiten defielben untereinander ıc. 1533 ©. 14. 9. U. Zadariae Deutfch. 
Staats: und Bundesrecht. II 718 ff., wo bie weitere Literatur über bdiefen 
Gegenſtand zu finden iſt. 
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©) das rechtliche Berfahren wird von dem Aufträgalgeriht 
dergeftalt geleitet, daß überflüſſige Verhandlungen unb 
fonftige Zoͤgerung gehörig vermicden werben. 

f) Nach erfolgtem Actenfchluffe ſteht e8 den Aufträgalrichtern 
frei, entweder insgeſammt oder einzeln rechtliche Belehrung 
entweder von einer Juriſten⸗Facultaͤt oder von dem höchften 
Gericht ihrer Länder einzuholen, um fi) darnach bei ihrer 
Abftimmung, wenn fie wollen, zu richten. Es ift aber nicht 
zuläffig die Acten zur Abfaſſung eines Urtbeild zu vers 
ſchicken. Das Aufträgalgericht erfeunt in Grmangelung 
befonderer Eutſcheidungsquellen nad den in Deutſchland 
bergebrachten gemeinen Rechten. 

8) Wenn das Urtheil durch das Aufträgalgericht publicirt ift, 
fo wird es nebſt Den Acten der Bunbesverfammlung zugelandt, 
damit fie nötbigenfalls auf deſſen Befolgung halten kann. 

bh) Nur das remelium restitutionis in integrum ex capite 
novorum findet nad) gemeinrechtlidyen Grundſaͤtzen Statt. 

Im Mai und uni erfolgten die Abftimmungen auf Dicjen 
Vorſchlag. Zuerſt gab Oeſterreich eine Punctation, Dann folgten 
fhnell hinter einander die anderen Staaten *). Die urfprüng: 
lichen Borfchläge erlitten dadurch cine fchr bedeutende Abänderung. 
Defterreih hatte insbefontere vollkommen Net, wenn es auf 
den Borfehlag unter e und F fein Vedenken ansiprady und gegen 
den Vorſchlag, „daß jede Partei einer oder zwei Bundeszeinndte 
zum Anfträgalrichter zu wählen und die Bundesverſammlung 
einen Obmann zu ftellen habe *, auführt, Daß nach einem aners 
kannten Hauptgrundſatz tie woblgeorducte Auſtraͤgaliuſtanz auf 
eigentlicher Eollegialberatbung beruhen folle, womit der Vorſchlag 
unter f nicht nicht übereinftimme; denn, wenn man erwäge, daß 
bie Gefandten einzeln ober insgeſammt rechtliche Belchrungen 
einzuholen berechtigt fein ſollen, jo würde die Gollegialberathung 
ihren eigentlichen Zweck ganz verfchlen, welcher cben auf gegen 


*) Die einzelnen Abftimmuugen überſichtlich geordnet bei 9. Meyer I. c. 
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feitiger Undtawibung und mit genauer eigener ſachkundiger Prü- 
fung jümmtluher m ter Verhandlung und während ber Berathung 
zur Grwisunz wirkenden factiſchen unb rechtlichen Momenten 
und gegemiectigen Unfichten berube. Da nun die einzelnen Wit: 
glieterter Buntesverfammliung nicht noihwendig Die erforderlichen 
Rennturiie unt Fertigkeiten befigen müßten, fo ſcheine Doch angemefjen 
eine organiſche Einrichtung nicht von der Zufälligfeit, daß einzeine 
Geſandte allerdings ſolche Keuntnifje befigen Eönnten, abhängig 
zu madyen. In Helge Dieter Grwägung proponirte nun Oeſterreich, 
daß ter Beklagte Dem Kläger binnen 8 bis 14 Tagen brei un- 
parteiiſche Bundesglieder vorfchlüge, aus welchen biefer eines 
binnen gleichen 8 bis 14 Zagen zum Richter wählen ſolle. Gehe 
jene Friſt vorüber, ohne daß der Beklagte drei vorfchläge, fo 
gehe dieſes dreifache Vorſchlagsrecht an die Bunbeöverfantmiung 
über. Die dritte oberfle Inſtanzſtelle des betreffenden Bundes 
gliedes fei ald gewählte Aufträgal-Iuflanz zu betrachten. Diefem 
Vorſchlage Oeſterreichs ſchloſſen fi faſt alle andern Stimmen 
an. Das Nähere über die befondern Einrichtungen ber Aufträ- 
gal⸗Inſtanz übergehen wir bier. Sie find rein juriftiicher Ratur 
und gehören in die Sand» und Lehrbücher über beutiches 
Staatds und Bundesrecht. Nur das ift bier zu bemerken, daß 
bei diefer Gelegenheit Preußen ſchon mit einer Anficht herbors 
trat, nach welcher bei Streitigkeiten zwijchen den Bundesgliebern 
verfchiedene Arten zu unterfcheiden fein. Man müfle nämlidy, 
meinte e8, zwiſchen Compromiß⸗Entſcheidungen ber Bundesver⸗ 
fammlung und eigentlichen Auſträgal⸗Entſcheidungen der Gerichts⸗ 
böfe unterfcheiden, je nachdem es völferredhtlidhe oder bunbesftaats- 
rechtliche d. h. politiſche Angelegenheiten, oder privatrechtliche 
Streitſachen ſeien, welche letztere als eigentliche Juſtizſachen ſich 
zur Einleitung eines foͤrmlichen Rechtsganges eigneten *). Nur 
Heſſen⸗Darmſtadt trat der preußiſcheu Anſicht bei. Baden dage⸗ 
gen äußerte ſich **) dahin, daß die Bundesacte von ſolcher 


*) B. Pr. 1817. ol. 286. 
e0) B. Br. 1817. Bol. 373. 
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Unterfheidung und Ausſcheidung nicht wife, fie fehe ſchon in 
dem Bermittelimgsausichuß für das Politische ſolcher Differenzen 
ein Ausfunftömittel; ſowie alled dasjenige vor die Bundesver⸗ 
fammlung gehöre, was Geſammtrechte]j und Verbindlich⸗ 
keiten der Blieder und Dispofitionen der Bundegacte 
felbft betreffe. Es fei dabei nach der Natur der Sache und‘ der 
Menſchen eine mißliche Aufgabe um die Auffindung der Grenz⸗ 
ſcheide, wo das Volttiiche in einem Streite unter ſonverainen 
Staaten aufhoͤre und das Rechtliche anfange, fo daß bie im 
Geiſte der Bunbesacte liegenden Zwecke der Sicherung der Zu⸗ 
fände des Friedens und des Rechtes bei ihren Buchſtaben befler 
gebeihen dürften, als bei einer neuen Unterſcheidung, wobei det 
Bundestag in Schwierigkeiten gerathen könnte: Faſt ebenfo ſprach 
fih Württemberg aus*). 

Der Beſchluß der Bundesverfanmlung vermieb zwar jept 
geradezu gegen die preußifche Auffaffung: fi auszuſprechen; 
die Bundesverjammlung fam erft im jahre 1831 zu einem geradezu 
verwerfenden Bundesbeſchluß **), nachden zuvor Preußen jeine 
Anfiht ausführlich motivirt hatte ***). Allein der betreffende 
Bundesbeſchluß vom 16. uni 1817 F) berüdfichtigte Die preußifche 
Anfiht gar nit. — Die Einrichtung felbft hat ſich in vielen 
Fällen jehr wohlthätig bewiefen und manche Streitigkeit zwiſchen 
Bunbeögliedern, die früher wohl kaum ohne Gewaltthat ober 
andere Uebelftänbe gefchlichtet worden wäre, beſeitigt. Man muß 
der Bundesverfammlung das ehrende Beugniß geben, daß fie 
mit Ginfiht und nad) ben Umſtaͤnden mit Schnefligkeit dieſen 
Beſchluß förderte. Auf wichtigere einzelne Urtheile der Auſtraͤ⸗ 
galgerichte werben wir fpäter zu |prechen kommen. 





(un 


*) B. Br. 1817 Bol. 351. 
“2,9. Br. 1831 Fol. 137. 
“re, B. Br. 1830 Fol. 1368-1374. 
4) 8. Br. 1817. Der B. B. findet fi bei Meyer 1. c. U ©. 47-49. 
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Gine der verdienſtlichſten Arbeiten der Bundesverfammlung 
in biefer Periode bleibt aber die Beſtimmung über die Gompe 
teuz derjelben, wie fie in dem Beſchluſſe vom 12. Juni 1817 
vorliegt, von welcher ein unbefangener Kenner der Arbeiten ber 
Berfammlung aus jener Zeit, Klüber, jagt: „die Urkunde ift ein 
ſchönes Denkmal bes edlen Pflichteifers und der nationalen 
Sefinnungen, weldye die Mitglieder der Commiſſion und bie 
Mehrheit der bundesverwandten Regierungen belebten“. 

In einer der erften Sitzungen von 1816 wurbe eine Com⸗ 
milfion mit Abfafjung eines Gutachtens für die nähere Feſtſtellnng 
ber aus der Bundesacte ſich ergebenden Orenzen ber Gompetenz 
der Buntesverfammlung in Bezug auf Privateingaben erwählt. 
Eie beftand aus v. Gruben, v. Martens, v. Pleſſen, v. Berg und 
Hach; fie gab noch in bemjelben Jahre ihre vorbereitende Ab⸗ 
flimmung. Wir haben bei Gelegenheit der Trage über die Be 
fugniffe der Bundesverſammlung in Rüdfiht auf Borftellungen 
und Geſuche von Privatperfonen dieſe Abſtimmung ausführlich 
vorgeführt *). Zur Begutachtung biefer Anſichten wurbe eine 
zweite Sommiffion erwählt, beftehend aus Graf Buol, Graf Goltz, 
v. Martens, v. Pleſſen, dv. Berz**). Diefe erörterte mit bem 
rühmenewertbeften Fleiße und großer Unparteilidykeit die Com⸗ 
petenzfrage. 

Dei ber Wahl der Commiſſion Hatte Graf Vuol⸗Schauen⸗ 
ftein fi) dem — nicht veröffentlichten — Antrage des hannövers 
Ihen Geſandten angefchlofien***), welcher auf die weitergehenden 
und burchgreifenden Anfichten v. Pleſſens und v. Berge nicht 
eingehen wollte; aber er bezeichnete dennoch die Sompetenzbeftins 
mung als eine folche, welche ſowohl der wefentlichen Grundlage 
der Bundesacte, als au den Bedürfniſſen der Zeit 
entfprehenb fein müſſe; und daß der Zwed bes 
Berufs der Dundesverfammlung im Gintlauge mit 


*)€E. 128 f. 
**) Sig v. 19. Dech. 1816 Kol. 208. 
2) Siehe oben ©. 145. 
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ihrer Bürde die baldmöglichſte Wegräumung alles 
Schwankens, das feine Art von Vertrauen begrüns 
ben Eönne, jehr dringend erheifche*). Preußen machte 
in derſelben Sikung den Antrag: „daß eine Commiſſion ein 
Gutachten vorlegen möge, was einftweilen als Proviſorium an: 
genommen, biß zur definitiven Feſtſetzung ber organifchen Ein’ 
richtungen überhaupt gelten könne, um die Berathungen zweck⸗ 
mäßig zu befördern, ihre Entſchlüſſe und Entſcheidungen in ein 
zelnen Fällen zu begründen, und ber gerehten Erwartung 
des Publicums zu entjpredhen“. 

Sn diefem Sinne arbeitete nun die Commiſſion und als 
Borfipenber derfelben gab Graf Buol⸗Schauenſtein in der 34. 
Sigung vom 12. Juni 1817 das gemeinſchaftliche Gutachten 
berfelben zu Protocol, In dem Schlußantrage der Commiſ⸗ 
fion hieß e8: „Laß die Bundesacte die Grundzüge unb Andeu⸗ 
tungen des für Deutſchland geichloffenen Bundes enthält, Darüber 
find alle**) einig; aber ebenfowohl erfennen auch alle indges 
fammt, daß Fürften und freie Städte, fowie die 
Nation überhaupt, gleihen Anfprud anf tie Voll: 
endung diefes Bundes haben. Da nun ter Auftrag der 
Sommilfion ihr bei der Berathung am fidhtbarften ben Mangel 
zeigte und in mehreren Verzweigungen fühlbar vorlegte, weldyer 
von einer ſolchen ifolirten Bearbeitung untrennbar ift; fo hat 
die Commiſſion die natürlichſte Veranlaffung, ber gefammten 
Bundesverfammlung den Wunſch und das Bedürfuiß angelegent: 
li vorzutragen: daß die planmäßige Erörterung und 
Ergänzung der Bundesacte niht aufs Unbeflimmte 
verfhoben werden möge“. 

Die Commiſſion, der öfterreichiiche Sefandte an der Spike 
berjelben, erfannten alfo den Kürften und der Nation einen 
gleihen Anfprudh auf Vollendung des Bundes; fie erfannte bie 


*) B. Br. 1816 $. 55. Bel. 208. 
oe) alfe auch der öflerreihifche Geſandte! 
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Mangelbaftigkeit der Bunbesacte, bie Nothwendigkeit ber plan 
mäßigen Grörterung und Grgänzung berfelben, und zwar in 
nädhfter Zeit an. Hätte man nicht ſchon von ber Hofmannjchen 
Angelegenheit ber gewußt, daß bie Anfiht der Bunbesgefanbten 
nody bei Weitem nidyt die ihrer Gommittenten war, fo bätte..bie 
Nation an foldye Aeußerungen große Hoffnungen knüpfen Tönnen, 
Aber dieſe Hoffnungen, fo gering fie damals waren, fanden be 
fanntlih in den Karlöbader Beſchlüſſen zunädhft ihre 
Erfüllung. 

Bei der Abflimmung über den Vorſchlag der Gommilfion 
erklärten die meiften Regierungen ihre fofortige Zuſtimmung, 
darunter Preußen und Defterreih, zwifchen welchen bie Ange 
legenheit vorher vertraulich verhandelt worden war, andere 
Stimmen behielten fi) die nähere Erklärung vor, ober nahmen 
einfach ad referendum, wie Württemberg und bie beiden Hefien, 
um fpäter ihre nadıträgliche Zuftimmnng, einzelne unter cinigen 
Reverjalien dennody zu geben. Hannover und die 16. Stimme 
erft nach der Vertagung, letztere fogar erft 1818. Einwendungen 
machte von Anfang an Baiern. 

Der Beſchluß *) felbft hatte eine befonders wichtige Beſtim⸗ 
mung. Es hieß nämlich in &. 5 unter No, 8: 

„da der Begriff der vollen Souverainität der einzelnen 
Bundesftaaten der Bundesacte zu Grunde gelegt if, fo 
liegt unbezweifelt gerade Einmiſchung der Bundesverfammlung 
in die innern abminiftrativen DVerbältniffe außerhalb der Gren⸗ 
zen ihrer Competenz“. 

(Folgen die Ausnahmen). 

Damit war aljo gejagt, daß der Begriff der Souverainetät 
Fürften und Staaten begriff, nicht aber bie Fürften allein per 
fönlih. v. Gagern bob, ohne Widerſpruch zu erfahren, 
das in feiner Zuftimmung ftarf hervor, indem er äußerte: „Zu 
jagen ober zu glauben, daß Napoleon den Fürften die Souve⸗ 
ränetät perjönlich verliehen, mit anderen Worten, fie zu Deöpoten 


*) Eiche benfelben bei v. Meyer 1. e. II. 
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geftenipelt habe, was hiernady andere Urkunden befekigt haben 
ſollten, fiel unferen Kürften nicht ein zu behaupten und zu dußern, 
fie würben ſelbſt erröthen; fondern e8 wurde nur. ein eigenthüns- 
licher Volksglaube und eine gefährliche Waffe der. Störer, dem 
begegnen Sie hier .auf weiſe und -heilfame Art“. Dann er 
mahnte er die Fürften, daß fle der Anficht Waſhingtons einges 
den? fein möchten, wie er fie 1787 ausſprach: „das firengfte 
Erforderniß für die Staaten ſcheine, die Befefligung ber. Union, 
wodurch Wohlfaht, Glück, Schirm und vielleicht. Rational 
Griftenz bebingt werben, feitzubalten,, deßhalb minder. hartnädig 
bei Dingen von geringer Erheblichkeit zu fein“... Von ſich fagte 
Gagern, daß er aus Pfliht und. Ueberzeugung monarchiſch 
gefinnt fei, um fo monarchiſcher und fürftlicher in Deutſchland, 
weil bie Staaten deſſelben ihren Beſtand größtentheild ben 
Berechtigungen, den,Belehnungen, dem Degen, den Bermählungen, 
den Beerbungen, dann aud ber Klugheit ihrer Fürften zu banken 
hätten. Nichtsdeſtoweniger fei es aber von der hoͤchſten Wichtig⸗ 
keit, daß die deutſchen Fürſten in Conſequenz den nordamerikani⸗ 
ſchen Republicanern nicht nachſtünden; es hinge dann nur von 
ihnen ab, fie zu übertreffen. 
Ä Der Beichluß über die Kompetenz der Bunbesverfammlung 

bezeichnete im Anfang ($.1) bie Competenz berjelben unb gleich 
bedeutend mit der Feſtſezung ihres Befhäfts:Umfanges, 
and dieſe gleichbedeutend mit den Angaben ihrer Beſtimmungen. 
Der Geſchaͤfts- Umfang der Bunbeöverfammlung ($.. 2) war 
beurtbeilt nad) zwei Hauptbeziehungen, ben inneren und ben 
äußeren Verhaͤltniſſen bes deutichen Bundes. Die inneren Bers 
hältniffe waren abgetheilt nad ihrer Beziehung auf den Bund 
ſelbſt, auf die einzelnen Staaten und Regierungen berfelben und 
auf einzelne Deutjche (Privatperfonen, Gorporationen ober ganze 
Glaffen). Hierfür war eine Directiv-Norm feflgefeßt, die in einer 
Geſchichte der Bundesverfammlung, wenn aud bekannt und 
überall zu finden, dennoch nicht fehlen bürfen. Sie lauten: 

1. Die Bunbesverfammllung erkennt bie Bunbesacte als bie 
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einzige Grundlage ihrer Wirffamfeit, ſich aber zugleich als 
berufen, biefelbe in ihren einzelnen Beflimmungen und Ans 
deutungen zu entwideln und zu vollenden. 

2. Der Bunbestag iſt competent, Schlüffe zu faffen, wodurch 
felbiger die verfaſſungsmäßige Erhaltung des Bunbesvereins 
im Ganzen bezwedt. 

3. Wenn auf irgend eine Art die innere Sicherheit des deut: 
fen Bundes wirklich geftört oder bedroht ift, und biefe 
Störung oder Bedrohung durch die Bundesverfammlung 
anerkannt wird, fo tritt ter Fall ein, wo der Bundestag 
Berathung über die Erhaltung oder Wiederberftellung ber 
Aube zu pflegen und die dahin gerichteten Beſchlüſſe zu 
faffen bat. 

4. Sobald bei einer Angelegenheit nicht bloß das Wohl ber 
einzelnen deutſchen Staaten, fondern zugleih daB der 
Gefammtheit berüdfichtigt werden muß, fo ift die Bundes: 
verfantmlung als die einzige, die Geſammtheit vertretende 
Bchörde berufen, darüber zu berathen. Dieſe Beftimmung 
entfpridt unläugbar den in den Art. 6, 18 und 19 der 
Bundesacte vorbehaltenen oder empfohlenen gemeinnüßigen 
Anordnungen. 

Die vorberübrten Directiv-Normen finden ſämmtlich in ber 
Bundesacte und vorzüglich in dem Grundcharacter des deutfchen 
Bundes ihre Begründung.” 

Diefe Normen find aber in Zukunft bei ſehr wichtigen Ans 
geleyenheiten nicht eingehalten. Insbeſondere find die Beſtim⸗ 
mungen unter Nr. 1 und A auf das Empfindlichſte von den 
großen Mächten, Defterreih und Preußen, verlegt. Hiernach 
hätten bie Carlsbader und Wiener Gonferenzen nicht Statt 
finden dürfen; die betreffenden Verhantlungen mußten am 
Bundestage geführt werden. Defterreid und Preußen 
brachen alfo fpäter mit deu Garlsbader und Wiener 
Gonferenzen die feierlih uud einflinmig anges 
nommene Gompetenzbeftimmungen des Bundes— 
tages. — | 
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Die Sompetenzbeftimmuugen der Bundesverfammlung in den 
inneren anf bie einzelnen deutſchen Staaten und Regierungen 
ſich beziehenden Verhaͤltniſſe des Bundes fepten feft, daß die 
Bundedverfammlung jede Störung des Beſitzes zwifchen den 
verfehiedenen Bundesſtaaten nicht nur im Falle der Anzeige des 
bedrohten oder angegriffenen Theiles, fondern auch in bem Falle 
dies jonft mit Gewißheit zu ihrer Kenntniß gelange, 
Schutz gewährende Beſchluͤſſe faffen ſolle. Mir Haben oben 
geſehen, daß v. Berg in feinem Gutachten über die Privat: 
beichwerben beim Bunde*) den Grundſat aufgeftellt Hatte, daß 
die Bundesverſammlung in allen Fällen auf Erfüllung der 
geleifteten Verſprechungen und ertbeilten Bufiherungen dringen 
ſolle, daß Die bloße Anzeige der Nichterfüllung in einem oder 
dem anderen Staate, gleichviel von wem fie ausgehe, fofern fie 
ihn nur angebe, genügend zur Prüfung ber Bunbesverfammlung 
fei, Daß unter dieſe Aubrit die Mahnung der Artikel 13 und 16 
ber Bundesacte vorzugsweile zu nehmen fei, daß insbefon: 
dere bie Einwohner aller Bundesftaaten eine land⸗ 
ftändifhe Berfaffung zu erlangen und erhalten 
befugt feien. Tiefe Auficht war hier nicht durchgedrungen. 
Die bloße Kenntnig einer Verlegung eined Artikels der Bundes» 
ade war nur bei Streitigfeiten zwiſchen den Fürſten 
Binreihend zur fofortigen Ginfchreitung der Bundesverſammlung 
gefunden. In Bezug anf Die Verfaffungen der einzelnen Länder 
hatte man fi zu folgendem Paſſus in der Competenzſtimmung 
geeinigt: 

„Sowie die einzelnen Gebiete unter der allgemeinen Garantie 
des Bundes ftehen, fo ift tie Bundesverfamnlung audy berufen, 
die Garantie der Verfaſſungen einzelner deutſcher Staaten unter 
den bei Veranlafjung des großherzoglich Weimarſcheu Anfucheng 
in der 18. Sitzung in Uebereinſtimmung mit dem kaiferlich öfter: 
teichifchen Staate, allgemein angenommenen Mobificationen, mit⸗ 
hin dann zu übernehmen, wenn der einzelne Staat unter den 


*) ©. 141. Faſt diefelben Anfichten ſprachen v. Pleſſen und Hach aus. 
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gehörigen Grforberniffen, das heißt unter einflimmiger Ent⸗ 
ſchließung des Fürſten und der Stände, darauf anträgt, daß der 
Bund bie Barantie feiner Verfaſſung übernehme‘, Wenngleich 
num auch es weiter heißt: „bie Bundesverſammlung iſt berufen, 
darauf zu achten, daß in der Bundesacte Art. 12, 13. 14. 16 
und 18 der einzelnen Staaten zur Ausführung vorgeichrittenen 
öffentlichen Verhaͤliniſſe in Erfüllung gebradht werben“; — fo 
war doch, wenn man. die früheren Verhandlungen, alfo- befonders 
die Abftimmungen von Berge, von Pleſſens und Hachs ins Auge 
faßt *), mit der Gompetenzbeftimmung, wie wir ſie eben anführten, 
deutlich ausgeſprochen, Daß nur bei Streitigkeiten unter 
den Fürſten ſelbſt (Art. XI Abſ. A der B. U), eine 
Kenntniß der Bundesverfammlung, gleichviel, wo⸗ 
ber fie komme, zur Ginfhreitung bderfelben 
genüge, nicht aber bei Streitigfeiten zwiſchen den 
Kürften und ihren Ständen oder Untertbanen, wo 
die Bundesacte Diefe zum Gegenſtand ihrer Thätig> 
feit gemadt hatte. Dei Erfüllung der Art. 12. 13. 14. 16 
und 13 traten daher andere Erwägungen, andere Prüfungen ein: 
Da handelte es fi nicht etwa um bie Gewißheit irgend einer 
Verlegung, fondern etwa um die Prüfung, ob nicht irgend ein 
juriſtiſcher Formfehler in einer Vollmacht der Beichwerbeführer 
vorhanden fei. Anfangs trat freilich dieſer Geſichtspunkt bei 
entjchieben gutem Willen der Mehrheit der Bundesgeſandten 
nicht hervor, daß ihn aber die einflußreichften Mächte ſchon ba» 
mals hatten, beweift eben Die Faſſung der Gompetenzbeflimmung 
im Vergleich zu den Vorſchlaͤgen v. Bergs, v. Pleſſens und 
Hachs. Die öffentlihe Stimme hatte bei ihrer Nichtkenntniß der 
von uns oben gegebenen Verhandlungen (S. 140 ff.) nicht den 
nöthigen Weberblid der Situation und deshalb bob bie Preſſe 
die Mangelbaftigkeit der GBompetenzbeflimmung in F. 5 nicht 
hervor. 

Diejenigen Faͤlle, welche ausnahmdweife bei bem anerkannten 
Grundſatze der vollen Souverainetät der einzelnen Bunbesflaaten 
re. 140 f. 
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eine Einwirkung in die inneren Angelegenheiten eines Staates 
zulafien follten, beichränften ſich vorzugsweiſe auf Die Juſtizver⸗ 
weigerung, baranf, wenn bie Streitigkeiten zwiſchen dem Regenten 
und feinen Unterthanen die innere Ruhe des Landes gefährdet 
und mit dieſer auch Die allgemeine Ruhe bedrobt 
werben follte, aber auch erit dann, wenn die conflitutionellen 
oder gefeplichen Mittel und Wege in ben betreffenden Staaten 
erfchöpft wären, endlich darauf, wenn etwa ein Untertban von 
einer fremden Regierung verlegt, die Vermittelung feiner Regie 
rung beim Bunde erlangt habe. Für tie auswärtigen Verhaͤlt⸗ 
niffe bezog fih bie Gompetenzbeftimmung auf ben Entwurf für 
die Regelung berfelben, welcher wie wir willen, am 12. Juni 
1817 zum Bundesbeſchluß erhoben worden war. 

Erwägt man bie Verhältnifje der damaligen Zeit im Allge⸗ 
meinen, die Stellung der Bundesgejandten nad) der Hoffmanns 
fchen Angelegenheit, die Beftrebungen ber mittleren und felbft 
Heineren Staaten fo viel wie irgend thnunlich, ihre Ange: 
legenheiten der Competenz der Bundesverfammlung zu ent: 
ziehen, enblid das Beſtreben der großen Mächte, ſich Des 
Bundes vorzugsweife zn ihren Zwecken zu bebienen, jo wird man 
nicht anftehben, das oben angeführte Urtheil Klübers zu unter 
Schreiben. Der Pflichteifer der Mehrheit der Geſandten hatte 
die Widerfprüche, welche gegen die Gompetenzbeftimmungen in 
den vertraulihen Sigungen erhoben wurden, bejeitigt, wenn auch 
nicht ohne Schwierigkeit. Selbſt in die Preffe war hiervon 
Mancherlei gedrungen *), und Blaͤtter, weldye über den Bundes: 
tag ftehende Artikel in ihren Spalten hatten, wie die Nemefis, 
hofften deshalb noch wenig oder nichts. Während ſich in vielen 
Zeitungen und Broſchüren jener Zeit eine ſehr große Verftimmung 
der Nation wegen der unerfüllten Wünfche nach größerer Volks⸗ 
einheit zeigte”), traten auf anderer Seite einflußreihe Stimmen 
in Süddeutſchland auf, welche als Lebensprincip des deutjchen 


Bundes, ald die Möglichkeit feiner Fortdauer bedingend, das 
*) Allg. 9. Big. 1817 Nr. 112, 
*®) licher die Verſtimmung unferer Zeit. 1817. 
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Souverainetätöprineip der einzelnen deutſchen Staaten bis zum 
Heinften herab, betrachtet wiſſen wollten), deßhalb audy jete 
Annäherung an ein Bundesgericht, jede Ausdehnung der Sompe: 
tenz der Bundesverfammlung als verderblid, bezeichneten. Syn 
den Negierungsfreifen Süd» und Mitteldeutichlands wurde auf 
die Gleichheit der Rechte aller Glieder des deutichen Bundes 
das Hauptgewicht gelegt, von ihr behauptet, daß die Ueberzeugung 
von dieſer Sleihheit Die große Macht fei, welche Deutſchland 
zufammenhalie, ohne welche fein Rechtszuſtand zulaͤſſtg ſei. Dieſe 
Gleichheit aber fei au ohne die Souverainetät der Bundes: 
ftaaten unmöglich und folglid fei in der Souverninetät tie 
Garantie des Recdhtözuftandes zu fuchen. Aus diefem Grunde 
fah man audy den 3. Artikel der B. X. ald den Schlußſtein Des 
Bundes an und äußerte unverholen, daß Fein organische Geſetz 
irgend einer Art dem Bunde eine foldye Sidyerheit gewähren 
könne, als die Erhaltung der Sleihheil. Nur in ihr vercinige 
fih das Intereſſe der Mehrzahl, in ihre ſah deßhalb felbit der 
ſchwaͤchſte Der Souveraine bie Kreiheit über feine eigenen Ber: 
hältniffe beftimmen zu Fönnen und die Sicherheit vor Zwang 
und Uebermacht. Dazu Fam in dieſen Kreifen noch eine andere 
Erwägung, die bis zur neuceften Zeit von Defterreichg 
Politik, insbejondere aber von Metternih wach 
gehalten wurde. Es wurde namlid behauptet, daß jeder 
deutſche Staat nur in diefer Gleichheit Die einzige Bewähr feiner 
politiihen Exiſtenz, mithin der Integrität feiner Beſitzungen 
habe, weldye durch Gewalt und bewaffnete Macht nicht zu ſchũtzen 
feien. Nur durch diefe Gewähr würde den einzelnen Souverainen 
der Bund etwas werth, ja unentbehrlih. In der Gleichheit der 
Rechte liege alfo eigentlih Die Einheit Deutſchlands. Weit ent: 
fernt, behauptete man weiter, daß die Souverainetät der deutſchen 
Staaten dem Bunde Gefahr bringe, fei fie e8 gerade, welche 


8) lieber die Souverainetät der deutſchen Bundesflaaten in den Veittägen 
gur Prüfung von Tagesmeinungen über Bolitif, Staatsrcht und Staatswirths 
ſchaft Deutfihlands. 1817. 
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auch die Erzeugung der weiter eingegangenen Verbindlichkeiten 
erzeuge. Denn das Recht, daß fie Bündnifje ſchließen, diplo⸗ 
matifche Verbindungen mit fremden Mächten unterhalten durften, 
fei ohne alle Gefahr für Teutfchland, weil fie mit der gehörigen 
Gewähr der Gleichheit ihrer Rechte ihre politifche Exiſtenz gefichert 
hätten. Man ging noch weiter, — und dad war denn freilidy 
eine Iinverfchämtheit fonder Sleichen, — man fragte: Was wärs 
aus dem erften Kampfe gegen Napoleon geworden, ohne bie 
Verträge von Rıed, Fulda ıc.*), welde Lie Eouverainetät an⸗ 
erkannten? Was wäre aus dem zweiten geworben, ohne den 
Abſchluß der auf Die größte Billigfeit gegründeten Bundesacte 
mit Anerfennung der Souverainetät der einzelnen Staaten ? 

Wie durfte man nun hoffen, daß bei folchen durchaus nicht 
verbehlten, ja von Defterrcih bei jeder Gelegenheit genährten 
Anfichten, eine Ausſicht auf größere Einheit des deutſchen Volkes 
erreicht werden Fonnte? Cie wurde erreicht, wenn man bie 
Gompetenz der deutſchen Bundesverjanmlung weiter auszudehnen 
im Stande war. Es war daher ſchon fehr viel, daß Pflichteifer 
und Gewifjenhaftigkeit mehrerer Bundesgefandten die Competenz⸗ 
beftimmung am 12. Juni 1817 durchſetzten. Wäre fie nur an⸗ 
gewendet! 


Eine der widhtigften Angelegenheiten für die politifche Zukunft 
Deutſchlands war damals wie heute die Entwidelung einer tücdhs 
tigen und ausreihenden Wehrkraft, die Einrichtung einer Reihe 
von Bertheidigungspuncten im Welten gegenüber der drohenden 
Feftungslinie der Franzoſen, weldye man fich leichtfinnig im 
Pariſer Frieden entgehen ließ (S. 104 ff.). Im erften Vortrag des 
Präfidialgefandten, wie in den Berichten der Commiſſion über 
die Reihenfolge der Geſchäfte war dieſer Punkt beſonders hervor: 
gehoben. Es war natürlich, daß die Großmächte diefe Angelegen- 
heit zunächſt in die Haud nahmen, weil vorerft auf ihre Madıt: 
entwickelung Alles aukam. Defterreich gab Deshalb im Einverftändniß 
mit Preußen eine Runftation über die Eutiwerfung einer Matrifel, 


— — — 


— * ) Wir ſahen, was daraus geworden! vgl. oben ©. 7 fi. 
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in welcher e8 als Orundlage ein Verzeichniß ſaͤmmlicher Bundesſtaaten, 
und zugleich für dieſe Die Angabe ber Anſchlaͤge zur Erfüllung aller 
gemeinfamen Verpflichtungen Mannfchaftöftellung und@elbbeiträge) 
verlangte. Oeſterreich meinte, daß man bei Feftftellung der Matritel 
und ber bezwedten verhältnigmäßigen Vertheilung der Geſammi⸗ 
laften zwar auf bie Quabratgröße bes Gebiets, auf die Bevölkerung 
und auf bie Ginfünfte defjelben Rüdficht nehmen müfje, daß aber 
eine befonbere Schwierigkeit für Die Iehte Rubrik bei allen Bun⸗ 
desſtaaten aus politifhen und abminiftrativen Gründen eintreten 
würde; bei beftem Willen würben die Regierungen nicht einmal 
die genauen ſtatiſtiſchen Srmittelungen vornehmen können, weil 
Territorialausgleihungen c. durchaus noch nicht beendet feien. 
Depbalb ſchlug ed vor, daß vorerfi eine Commiſſfion erwaͤhlt 
werbe, welder bie erſte Herftellung einer Matrikel obliegen 
folle. Dabei möge fie von folgenden Geſichtspunkten ausgeben: 

1. Diefe Sommiffion hat vor allem fämmtliche Bunbesftaaten, 
nach ihren zum deutſchen Bunde gehörenden Gebieten, in 
ein Verzeichniß aufzun.brien. Bon Seiten des kaiſerlich⸗ 
töniglichen Hofes iſt man erbietig, zur genaueren Anwens 
dung bed Urt. I der Bundesacte, die etwa gewünfchte 
beftimmte Erklaͤrung und Bezeichnung barüber abzugeben. 

2. Sodann hat diefe Commiſſion nah Durchſchnlttsberech⸗ 
nungen der verjchiedenen ftatiftiichen Hülfsquellen fi) darauf 
zu beichränfen, aproximative Berechnungen und Ausweiſe 
etwa über bie drei Berhältniffe aufzuftellen. 

3. Diefem nah) muß ed ſodann vor allem ein Gegenftanb 
eigener Berathung und Begutachtung von Seiten dieſer 
Gommilfion ausmachen: ob und in wiefern für bie bemerk⸗ 
ten zweifachen Bebürfniffe — naͤmlich Mannſchaftsſtellung 
und Geldbeträge — jene angeführten brei berechenbaren 
Anhaltspunkte, einzeln oder vereint, bie Grundlage der 
Matrikular-Anjchläge für bie einzelnen Bunbesftaaten 
gewähren follen. — Rad dem Nefultate dieſer Berathung 
und nad dem Beſchluſſe derjelben wäre fobann ber zwei» 
fache Matritularanfchlag für alle einzelnen Bundesſtaaten 
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gewähren follen. Nach dem Refultate dieſer Berathung 
und nad dem Beſchluſſe derfelben wäre fobann ber zwei⸗ 
fache Matrikularanſchlag für alle einzelne Bunbesftaaten 
gutachtlich ald approximativ richtig angufeßen. 

4 Sobald nun dieſe Bundesarbeit als Anſchlags⸗Entwurf 
vollendet if, wird felbige allen beutichen Regierungen mit 
getheilt, um fi zu erflären, ob und in wiefern fie dieſe 
Anfchläge für ſich und Andere gelten Iaffen wollen, ober 
was etwa dabei zu bemerken fein duͤrfte. 


5. Die auf ſolche Art hergeftellte Matrikel wäre vorläufig 
für eine beftimmte Reihe von Jahren anzunehmen, und 
zwar, da gerade jebt alle ſtatiſtiſchen Anfchläge noch fo 
wenig eine fefte Grundlage haben können, nicht auf eine 
zu lange Zeitfrift, etwa auf fünf Jahre, Bis dorthin aber 
werben nicht nur die fämmtlichen Bundesſtaaten im Innern 
genauer confolidirt und geregelt fein, fonderu auch eigene 
ober beridhtigte ſtatiſtiſche Bearbeitungen die Bundesver⸗ 
fammlung in Stand fehen, zu beratben, ob jene erft vor- 
läufige Matrikel noch beibehalten, oder welche fonftige 
Ginleitungen und Aenderungen man in biefer Hinficht aus 
gemeſſen erachten bürfte. 

6. Mit dem Ende des vierten Jahres mühte die definitive 
Matrifularbeftimmung erfolgen, welche jobann nad) vers 
ſtrichenem fünften Jahre in definitive Anwendung kommt. 


7. Sp wie übrigens biefe Sommilfion bie Entwerfung der 
Matritel zu betrachten bat, fo würde auch in dem orga- 
niſchen Geſetzentwurfe aufzunehmen fein: 

a) ob und in wiefern während dieſer Friſt eine Vers 
änderung des Matrikularanfchlags nachgefucht werben 
koͤnne; 

db) ob und in wie fern aber auch ſelbſt bei angebrachten 
Geſuchen um Minderung des Matrikularanfchlags 
einftweilen noch bis auf Weiteres nad) der feſtge⸗ 
festen Matrikel fi) zu richten fei. 

Erſter Theil. 17 
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Diefe Punctation wurte am 28. Mai 1817 von Deſterreich 
übergeben, worauf fi Preußen im ' Allgemeinen beiftimmend 
ertlärte, obwohl der Geſandte geftehen mußte, mit feinen beſtimm⸗ 
ten Inſtructionen verjehen zu. fein®). Die meiften Staaten 
ſtimmten einfach für die Wahl ber Commiſſion, die denn auch 
in derfelben Sigung vorgenommen wurde (Graf Bnol, Graf Solg, 
Frh. v. Aretin, v. Martens, Frh. v. Pleſſen). Braunfchweig 
und Raflau aber, ſowie Oldenburg, Anhalt und Schwarzburg 
machten ſchon in der folgenden Sigung (2. Juni 1817) in ber 
vorbebaltenen Abftimmung einige Einwendungen gegen bie öfters 
reichiſchen Vorſchläge. Man machte geltend, daß fi in den 
Zinanzen eines Staats oder in den Staatdeinfünften nicht bie 
Kraft des einzelnen. Staats ausſpreche, weil zufällige und häuflz 
auf das Rationalvermögen nadhtheilig einwirkende Urfachen eine 
Steigerung der Binkünfte eined Staates öfterd nöthig machten. 
Deßhalb feien die Staatseinkünfte eine unfichere Bafis zur Berech⸗ 
nung des Wohlſtandes und der Kraft eines einzelnen Staats. 
Daſſelbe gelte von der Duabratmellenzahl eined Gebietes. Die 
Abfaffung der alten Reichsartikel, bei weldyer allezeit auf Land, 
Leute und Gefälle gejehen werden follten, babe uͤberdem gezeigt, 
dag man nie zum Zweck gelangen Eonnte, Die Bevölkerung 
möüfje die Baſis des Anſchlages, uud die Erwägung ber übrigen 
Elemente der Staatöfraft nur ein Hülfsmittel billiger Ermäßi- 
gung fein. Wenn die Regel, daß fämmtlihe Staatsfräfte auch 
für die Beftimmung der Beiträge zu den Bunbescaflen ben 
Mapftab abgeben müßten, an umb für fich keinen Zweifel leibe, 
fo würde bennod bie Anwendung diefes Mapftabes 
einer freiwilligen Vereinbarung überlaffen werben 
müſſen. 

Dieſer Anſicht ſchloſſen ſich denn auch die kleineren Staaten 

enzollern, Lichtenſtein, Reuß, Lippe und Waldeck an. Es iſt 
jet zu erkennen, daß hiermit die 14 kleinſten Staaten ſich ben 





*) Wir wiſſen jept ans Berk , Leben Eteins, daß Eraf Bol fünfBier- 
teljahre ohne Inſtruction in Branffurt geblichen war! — 
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höheren Anforderungen an bie Wehrkraft Deutſchlands fo viel 
als thunlich entziehen wollten. 

Nachträglich gab nun auch noch Baiern eine weitläufige 
Abftimmung zu Protocol ®), worin es ſich mit den oͤſterreichiſchen 
Propofitionen zwar einverftanden erlärte, aber zugleich verlangte, 
daß bie Vorarbeiten zur Herftellurg einer Bundesmatrikel, hie Ab⸗ 
flimmung über bie ſonſtigen Militär-Angelegenheiten des Bundes 
in größeren Umriffen nicht hindern möge, wozu der genehmigte 
Vortrag über die Reihenfolge der Geſchäfte den nächſten Leit 
faben darbiete. Beſonders hob Batern hervor, daß 
bie Errichtung von Landwehr und Landſturm ledig⸗ 
Li dem Butbefinden der einzelnen Regierungen 
zu überlaffen feien. Dieſe Anſicht, welche fpäter durchdrang, 
war eine der Haupturſachen der bis heute nach biefer Richtung 
bin mangelhaften Sriegseinrichtung des deutſchen Bundes. Nach 
unferer feften, durch die neneften Greigniffe nur noch gekräftigten 
Ueberzeugung wirb erft dann Deutfchland ein wahrhaft kräftiges 
Wehrſyſtem befigen, wenn neben ber allgemeinen Wehrpflichtigteit 
und Abſchaffung jeber Gtellvertretung, ein durchgreifendes Land» 
wehrfuftem überall eingeführt und durchgeführt iſt. Diejenigen, 
weldye aus militaͤriſchen Gründen gegen ein ſolches Syſtem nody 
heute find, vielleicht ihre Stimme jet um fo lauter erheben, als 
ihre Nachbarſtaaten dazu Veranlaffung zu geben ſcheinen, mögen 
wohl bebenfen, daß ein Staat wie Preußen, mit 18 Millionen 
Sinwohnern, mit einem Landwehrſyſtem ben großen Militärftaaten 
mit 35, 40 oder gar 60 Millionen Ginwohnern gegenüber, 
vielleicht, und auch das würde ſich erfl zeigen müflen, im 
Nachtheile ſtehen koͤnne; daß aber die Frage eine unzweifelhaft 
ganz andere Antwort haben würbe, wenn Deutſchland mit 
40 Millionen Einwohnern ein burdgreifenbes Landwehrſyſtem 
neben der Abſchaffung jeber Stellvertietung befäße. Diejenigen 
aber, weldye aus Bequemlichkeit dem Landwehrſyſtem nicht hold 
find, mögen wohl bebenfen, daß fie einen boppelt gefährlichen 


e) 37. Gig. 23. Juni B. Pr. 1817. $. 258 ol. 521 Fi. 
17° 
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Weg gehen, erfilich weil fie fi und ihren Söhnen bie Waffen- 
fähigfeit d. 5. Uebung, die Kraft zu diefer Uebung entziehen, 
daß diefe Kraft und Uebung dem minder Begüterten, dem Prole⸗ 
tariern verbleibt; zweitens, weil die Geſchichte feit Jahrtau⸗ 
fenden beweiſt, daß mit der Entwöhnung der begüterten und 
gebildeten Klaffen von der Waffenführung die Freiheit eine 
Volks, wenn auch langfam, doch fiher zu Grunde ging. 
Dephalb war es tief zu beklagen, daß Baiern durch feine 
voreilige Abflimmung die Prüfung der Frage, ob Deutſchlaud 
ein Landwehrſyſtem burch die Bundeöverfammlung erhalten folle, 
vom Anfang an bejeitigte. Die anderen Borfchläge Baierus, 
mit welchen fie ebenfalls den Prüfungen der Gommilfion vor⸗ 
griff, betrafen die Gintheilung der Bundesheere ſelbſt. Dieſes 
Vorgreifen war um fo überflüffiger, als Baiern felbft ein Mit- 
glied in ber betreffenden Commiſſion befaß, durch welches es 
feine Anfichten dort zur Geltung bringen konnte. 

Die Commiſſion gab ihren Bericht ſchon in der Sikuug 
vom 14. Juli 1817 ab *%). Sie hatte die öfterreichiiche Puncs 
tation zum Leitfaben ihrer Arbeiten genommen unb dem allge- 
meinen Verzeichniß der Bundesſtaaten, wie es in der Bundesacte 
vorjchrieb, noch Hefien-Homburg beigefügt. Doch mangelten bie 
fpeciellen Angaben der zum Bunde gebörenben beutjchen 
Staaten von Defterreih und Preußen, weil tie definitiven Er⸗ 
Elärungen der beiden Staaten hierüber noch fehlten. Es war 
noch zweifelhaft bis dahin geweſen, ob Defterreih mit der Sees 
füfte und DOefterrei,Schlefien, unb Preußen mit Schlefien und 
der Lauſitz dem Bunde beitreten würben. Baiern wollte unter 
allen Umſtaͤnden den Gintritt Schlefiend nicht dulden. &8 mußte 
eine doppelte Matrifel deshalb angefertigt werben, ein Mal mit 
Inbegriff diefer Provinzen, das andere Mal ohne diejelben ! 

Die Berechnung des Flaͤcheninhalts ber Länder ließ bie 
Commiſſion ganz bei Seite, gründete bie Arbeit hauptſaͤchlich auf 
den Bevölferungszuftand und nahm anf die Staatdeinkünfte nur 


|— 





*, 3. Siß. ®. Br. 1817. Beil, 74 ol. 667 ff. loc. diet. 
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eine gewiſſe beſchraͤnkte Rüdfiht. Faſt von Feiner Regierung 
waren bie ftatiftiichen Angaben vorgelegt worben, fo daß ſich tie 
Commiſſion auf die Iitterariihen Quellen befchränfen mußte. 
Diefe aber waren fehr dürftig und beichränften ſich vorzugsweije 
auf das im Verlage des geographiſchen Inſtituts gu Weimar 
1816 erfchienene Wert: Europa nady feinen politifchegeographifchen 
Veränderungen feit Ausbruch der franzöfiihen Revolution, 3. 
Lieferung und Hafleld ftatiftifche Tabellen verglichen mit deſſen 
Staats⸗ und Adreßhandbuch ber deutichen Bundesflaaten. Daraus 
entftanden 14 Tabellen wovon in der breizehnten mit Nr. VIE 
bezeichnet, ein endlicher Vorſchlag einer für Mannfchaftsftellung 
und Geldbeitraͤge gleichgeltenden Bundesmatrifel fi befand. 
Man hatte hierbei die Mittelturdhfchnittsfumme der Volkszahl 
zur Sauptgrundlage angenommen, Aus biefer Tabelle ergaben 
fich für 4 p. C. der Bevölkerung 150,000 Maun, wovon auf 
Defterreih 47,400, auf Preußen 38,400 und auf Lichtenftein 25 
Mann fielen; die Staatseinfünfte waren berechnet auf 191,317,700 
Gulden rheinifch, wovon als 4 p. C. zu Matrifularbeiträgen ſich auf 
956,586 QBulden belaufen haben würben. Dabei war in beiben 
Fällen vorausgefept, daß Defterreihh und P:eußen mit den See 
tüften, Schlefien und der Laufig zum beutichen Bunde beitreten 
würben. 
Die Sommilfion beantragte nun Folgendes: 

1. daß der Bericht loco dietaturae gedrudt und an bie Regie 
zungen zu dem Ende zugefandt würden, damit ſich dieſelben 
erflärten, ob und in wie fern fie die Anjchläge für ſich 
und Andere auf füuf Jahre gelten lafjen wollten, ober was 
etwa babei zu bemerfen fein bürfte. 

2. Als Grundlage der hierüber einzuholenden Sinftructionen 
wäre ber in der Xabelle Ar. VII enthaltene Matrikel⸗ 
Vorſchlag zu empfehlen und 

8. barauf anzutragen, daß die Erklärungen der einzelnen 
Regierungen während der Ferienzeit zur Reife gebracht 
werben wollen; fowie man 

4. voraußfegen zu können glaubt, daß insbeſondere von Defter: 
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reich unb Preußen in biefer Zwiſchenzeit bie befinitiven 
Erklaͤrungen, welche Staaten biefelben, als zum beutichen 
Bunde gehörig anfehen, eintommen werben, bamit 
b. gleich nach den Ferien biefer dringende unb für fo vielerlei 
Berhältnifie ald Grundlage zum Voraus nothwendige 
Gegenſtand feine Erledigung finden möge.“ 
Diefe Anträge ber Sommiffion warden in ber Sigung vom 
14. juli 1817 von dem Bunbestage zum Beichluffe exhoben *). 
Es folite aber noch eine ziemliche Weile dauern, bevor bie 
Sache erledigt wurde. Die Giferfucht der mittleren Mächte, die 
Furcht der Fleineren Staaten in Berbinbung mit jener unglüds 
lichen Souverainetätömanie, welche in jedem Schritt zu einer 
Einheit Deutſchlands Gefahr für den Thron fürchtete, verhin⸗ 
derten ben fchnellen Fortgang dieſer Angelegenheit. 


Bon ben in ber Reihenfolge der Geichäfte augegebenen 
Gegenſtaͤnden, welche zunaͤchſt erlebigt werben follten, bleibt nur 
allein noch die Bertagung der Bunbesverfammlung übrig zu 
Betrachten. 

Diefer Gegenſtand wurde zuerſt in der vertraulichen Sißung 
vom 9. März erörtert, und daſelbſt folgende Grundlage fefl 
gefegt **) 

1. daß ber präfidirende Geſandte, falls er in ber Ferienzeit 
verreifen follte, einen andern Geſandten zu fubftituiren 
hätte, da body immer Ginige in Zranffurt anmwefenb ober 
in ber Raͤhe bleiben würden, 

=. daß die in beftändiger Activität verbleibende Bunbes-Prä- 
fidtalsftanzlei an biefen Geſandten anzumelfen unb zu 
befehligen fei, demſelben alle einfommenben Sachen vor: 
zulegen. 

3. daß dieſelbe dieſe mit Zuziehung der allenfalls noch an⸗ 


e) B. Br. 1817 43. Sitß. 8. 338. 
©*) Notstam in conferentia de 3. März 1817 nach Fol. 130 p. 2. 
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wefenden Gefandten zu prüfen und zu ermäßigen habe: ob 
in einer oder der andern Sache Gefahr auf dem Verzuge 
bafte, und deshalb unverweilt ein Beſchluß zu faffen fei. 

4. daß wenn eine ſolche eilige Sache einzelne Reclamatio- 
nen betreffe, Fein in das Weſentliche eingreifenber Beſchluß 
gefaßt, wohl aber eine prowiforifche Verfügung, auch von 
zwei oder drei der anweſenden Sejantten getroffen wer: 
ben könne; 

6. daß wenn eine eilige Sache BunbessAngelegen: 
beiten betreffe, der ‚präfidicende, und durch denfelben bie 
übrigen Gefandten zur ſchleunigen Rückkehr an den Si 
der Bundesverfammlung einzuladen fei; 

6. Daß außer den bemerkten Fällen die Geſchäftsthätigkeit der 
Bunbesverfammlung bis zur Beendigung der Ferien fiftirt 
Bleibe, und Daher Alle, was fonft bei der Bundes: Präfidial: 
Kanzlei einkommt, nad gewonnener Ginfiht bis. dahin 
operirt werbe. 


Bunähft nahm nun wieber Defterreih die Sache in die 
Hand und lad eine Punctation in der vertraulichen Sigung vom 
8. Mai 1817 vor, welche dann in der Eigung vom 12. Mai 
zur Abflimmung abgegeben wurde). Deſterreich ſtellte darin 
drei der Bundesacte entnommene Hauptgrunbfäße auf: 


L Das Recht der Bundesverfammlung ſich zu vertagen, ift in 
dem Art. VII der Bundesacte begründet. Zugleich aber 
wird auch darin beftimmt, daß bie Vertagung erſt eintreten 
koͤnne, wenn die ihrer Berathung unterzogenen Gegenftände 
erledigt feien. 

1. Im Kalle der Vertagung fol felbige immer auf eine bes 
fimmte Zeit befchloffen werben, welche jedoch höchftens 
vier Monate betragen barf. 

DI. Ans dem Schluffe des Art. VII erhelle, endlich noch, daß 
während der Bertagung tringender Geſchäfte bejorgt 





©) ®. Br. 1817 3 167 ol. 316 f. 
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werben follen, und darüber Beftimmungen getroffen werben 
müflen. * 

unbfnüpfte bieran als Kolgerungen folgende Anträge: 

„I. Nach dem wörtlihhen Inhalte der Bunbesacte fcheint zwar 
in diefem Jahre, oder vielmehr im nähften Sommer noch 
feine Vertagung eintreten zu koͤnnen, da nicht nur bie der . 
Berathung bed Bundestages unterzogenen Gegenftände noch 
nicht erledigt find, jondern nicht einmal diejenigen, welche 
in dem Art. X als die erften Geſchaͤfte deſſelben bezeichnet 
wurden, ohne auch nur bes Art. XVII lit, D zu erwähnen. 
Da jedoch durch die Kriegsereigniffe des Jahres 1815 die 
Berfchiebung ber Gröffnung des Bundestags um mehr als 
ein Jahr veranlaßt wurde, wie es bie Bundesacte feitfebte; 
fehr viele Herren Geſandten aber fchon früher mit Berück⸗ 
fihytigung des erſten und zweiten verſchobenen Gröffnungss 
Termind am Sik des Bundestags erjchienen,; de ferner 
diefer lange Aufſchub und verlängerte Aufenthalt in Krank 
furt außer ihrem Kreiſe Tag, jo ſcheint ed mir nad einer 
jolden geraumen Zwiſchenzeit billig zu fein (wenn bie 
Herren Gejantten e8 wünfchen) die Vertagung auf einige 
Zeit eintreten zu laſſen, deren beftimmte Feſtſetzung man 
der vertraulihen Beiprehung mit Berüdfichtigung der 
Geſchaͤftslage überläßtl. Cine fehr lange Pertagung 
möchte aber gerade jetzt, wo noch jehr Vieles zu thun iſt, 
glei Anfangs alfo nicht angemeifen fein. Yugleich aber 
würbe fodann wegen entjpredhender Erfüllung der übrigen 
Beltimmungen der Bunbesacte, und zwar insbeſondere — 
fo viel möglid — mit gejchäftöbeförberlicdher Benützung 
ber Vertagungszeit etwa in folgender Art Vorſorge zu 
treffen fein. 

2. Der präfidireude Gefandte muß jeberzeit, wenn er abgeht, 
fomwie alfo auch bei der Vertagung des Bundestags, einen 
andern Bunbeögefanbten zur den Präfitialgefchäften fub: 
ſtituiren; hinſichtlich der öfterreihiihen Stimme treten 
gleiche DVerhältniffe wie bei den übrigen Herren Befandten 
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ein. Das Präfidium iſt folglich eben fo wie bie Bräfibial- 
Ganzlei ald fortwährend im Amte; diefer auch das Ein⸗ 
reihungsprotocoll immer als eröffnet zu betrachten. Dieſes 
erfordert die Erhaltung der keinem gänzlichen Stillſtande 
und foldyer Stodung zu unterwerfenden Geſchaͤftsordnung, 
fowie dem Zwede der Schlußbeftimmung des Artikels VII 
der B. U. 

. Es ift ald Grundſaß feſtzuſetzen, daß nebft dem Praͤſidial⸗ 
Geſandten, oder defjen Stellvertreter, auch jeberzeit zwei 
Bundes⸗Geſandte fi am Sitze des Bundestags befinden, 
welche jevo nur einzig bazu im Vereine mit dem Praͤſi⸗ 
dial-Sefandten zu verfammeln haben: 

a) um in Kenntniß der Gingaben und Geſchaͤftslage 
erhalten zu werden; 

b) um mit dem Präfidium zu ermeflen, ob ein dringen» 
der Fall vorhanden fei, weldyer die frühere Einbe⸗ 
rufung der Herren Geſandten erheiſche; 

c) um im Falle der Verzugs⸗Geſahr etwa nothwendig 
erachtende proviforiihe Maßregeln zu beſchließen 
und das Erforterliche zu veranlaflen. 

Einzig dieje drei Attribute wären dem aus dem Präfi- 
dium oder deſſen Stellvertreter und den zwei Bundes: 
Sefandten beftehenden Ausſchuſſe zu übertragen. 

Es ſcheint am geeignetften, daß die Auswahl der zu dieſem 
Ausichuffe zu beflimmenden Bunbed-Sefandten nicht dem 
Looſe, jondern der vertraulichen Ginigung derfelben unter 
fi üiberlaflen werve, wobei jeboh — wenn es gegen Er⸗ 
wartung nothwentig fein follte — die Stimmenmehrheit 
den Ausſchlag gäbe. Nur die einzige Beftimmung wäre 
bilig, daß keiner der Herren Befandten gegen feinen Willen 
zweimal unmittelbar nach einander verbunden wäre, wähs 
rend der Vertagung bei dem Ausſchuſſe zu bleiben. 

. Man muß ed dem NRefultate der Beiprehung anheim 
geben, ob und in wie fern etwa bie Vertagung zur Berich⸗ 
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tigung von Ginleitungen unb Vorarbeiten bei mehreren 
Geſchaͤften Senügt werben koͤnnte. 

6. Wenn vor ber Bertagung. vorbereitende Gommiffionen er: 
nannt find, fo verfieht es ſich von ſelbſt, daß bie Bertagung 
bes. Bundestags die ungehinderte Yortfegung ihrer Arbeiten 
nicht hindere. 

7. Nach wieder eröffnetem Bundestag bat ber. ernannt gewe⸗ 
jene Ausſchuß eine Anzeige feiner. feitherigen etwaigen 

Rad, diefen fämmtlihen Bemerkungen finb folglich bie in 
ber Gonfereng vom 3. März d. J. ‚verabrebeten Anorbnungen 
über die Vertagung der Bundesverfammlung ganz angemeflen; 
nur Bönnten fie etwa nad ben jetzt bemerkten Punkten noch etwas 
näher beflimmt und erweitert werden. Da übrigens aber bie 
Bertagung des Bundestags wefentlich in bem äußern Organis⸗ 
mund des Bundes eingreift, fo finb auch bie in biefer Hinficht 
sutreffenden Anordnungen in gleiher Art wie die Geſchäfts⸗ 
Ordnung nur als proviſoriſch bis zur Herſtellung einer Bundes 
tagsorbnung, wovon es einen wefentlichen Beſtandtheil auszu⸗ 
machen hat, ausdrücklich gültig zu erflären *. 


Auch hierbei mußte der Graf Goltßz geftehen, daß er ohne 
Inſtruction fei®), erklärte aber im Allgemeinen die nicht zu bes 
zweifelnde Zuſtimmung Preußens. Baiern wendete gegen die in 
der Gonferen, vom 3. Mat 1817 feftgeftellten Puncte nichts ein 
und erflärte ſich mit ber öfterreichiichen Anfiht in der Haupts 
ſache volllommen einverftauben, hatte aber doch ad 3 der öfter 
reichiſchen Propoſition einige Bedenken, die es dahin formulirte: 
„daß bei dem während ber Vertagung nöthigen Berfanımlungen 
‚ allenodanwejendben®efandtenbeizuziehen wären“, 
Auch wollte e8 nicht einjehen, wie über einzelne Reclamationen 
Berfügungen jo dringend werben follten, baß biefelben nicht bie 


*%) B. Br. 1817 Bol 318. 
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zur Wiebereröffuung bes Bundestages verfähoben werben könnten; 
auf jeden Fall müßten die proviforiichen Maßregeln, weldye der 
interimiftifchen Berfammlung zu üderlafien wären, bloß auf 
Die Ginleitung ber Infiruction eines Gefchäfte® beſchraͤnkt 
werben. 

Die übrigen Geſandten behielten fi) das Protocol offen. 
Doch bald Tangten die einzelnen Inſtructionen zur Abſtimmung 
ein. Buerfi die vom Gr. Heſſen, Medienburg unb ber 16. 
Etimme*), dann von Preußen, Sachſen und Baben **), ferner 
von Württemberg, Kurbeflen und ben freien Staaten *%), von 
den fächfiichen Herzogtbämern +), endlich von Hannover, Baben, 
Holftein, Braunſchweig und Rafiau und ber 15. Stimme tr). — 
Faſt alle Stimmen ſchloſſen fi den äfterreichifchen Propofitionen 
an, jeboch mit der Beſchraͤnkung, bie bereits Baiern bemerkt 


Der Beihluß, gefaßt in der 88. Sihung am 28. Juni 
1817 PP Ph), unterfchieb fi von ber öfterreichiichen Propofition 
nur in zwei wefentlichen Punkten. Statt ber unter 3c vorge 
fhlagenen Beflimmung hatte man beftimmt: 

„sm alle der Verzugsgefahr folle während ber Bertagung 

der Präfidialgefandte oder beflen Subſtitut mit ben an⸗ 

wefenden Gejandten bie etwa zur Inſtruction eines Geſchaͤfts 
notbwendigen proviſori ſchen Ginleitungen treffen 

Bönnen, alle andere habe er aber der Bunbesverfammlung 

su überlafien“. 

Danu hatte man einen Zuſaß gemacht, der für bie Folge wichtig 
werben ſollte, nämlidy unter 7. hatte mau beftimmt: 

„Bor eintretender Bertagung wirb jebesmal ber Zeitpunft 


©) B. Sr. 1817 $. 178 Kol. 337. 
°s, B. Br. 1817 9. 188 Fol. 349. 
*°) B. Br. 1817 €. 216 Fol. 439. 
+) 8. Br. 1817 €. 226 Fol. 460. 
+4) ©. Br. 1817 $. 257 Fol. 509. 
tt) ef. Meyer Corp. jur. Conf. Germ. I. 
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ber erfien foͤrmlichen Sigung feftgelegt, in welchem fi 

ber Bundestag wieber zu verfammeln hat.” 
Später, ald die Reaction den Gulminationspunft am Bunbestag 
erseicht Hatte, flellte der Präfidialgejandte Den Antrag wegen 
Ausſetzung ber Sigungen auf unbeftimmte Beit*9. 
Die Bropofition wurde zurüdgewiefen; es blieb bei dem Beſchluß 
vom 38. Juni 1817. — Obwohl die öfterreihifhe Punctation 
über die Vertagung im Eingange anerkannt hatte, daß eine 
Reihe von Geſchaͤften, weldye nad Anficht der Bundesverſamm⸗ 
Iung vor der Vertagung erledigt werden mußten (fiehe ©. 264) 
nicht erledigt waren, fo wurte dennoch bald die Vertagung vor⸗ 
genommen; fie dauerte vom 1. Auguft bis zum 3. Nov, 
1817. Bevor wir jebod auf ben betreffenden Beſchluß ein⸗ 
geben, haben wir noch Einiges nachzuholen, was die Bundes⸗ 
verfammlung von der Zeit ihrer Gröffnung bis zur erften 
Dertagung außerdem beichäftigt hatte. Zuerſt waren es über 300 
Privat:Reclamationen, welche neben den von uns behandelten 
Hauptgegenſtaͤnden die Thätigfeit in Anfprud nahmen, darunter 
manche von eingreifender Wichtigkeit 3. B. die Hoffmannfche 
Angelegenheit. Ein Theil blieb unerledigt, und fchleppte fidh 
noch Jahrzehnte fort 3. B. die weftphäliihe Domainen- 
Angelegenheit. Die meiften der Reclamationen waren unerheblidy 
für das allgemeine Intereſſe, gehörten zum großen Theil gar 
nicht vor das Forum der Bundesverfammlung und nahmen eine 
Beit fort, welche befjer anzuwenden geweſen wäre. Bei allen 
diefen Reclamationen zeigte ſich ein ehrenwertber Sinn ber 
Bundedtagsgefandten und das Beltreben überall hin gerecht zu 
werben. Wir haben es ald unjere Aufgabe hingeftellt, nur die 
Beziehungen der Bundesverfammlung zu den großen National« 
Intereſſen Deutſchlands vorzuführen. Wir müffen und daher, 
was die Privat:Reclamationen betrifft, auf diejenigen Faͤlle 
beſchraͤnken, welche nad dieſer Richtung eine Aufmerkfankeit 
verdienen. 


— — — 


=) Ungedr. Regiſtratur 1828 v. 28. Septbr. 
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Und da wiffen wir neben ber weſtphäliſchen Domainenans 
gelegenheit, welche wir in einem ſpaͤtern Abſchnitte beſonders 
behandeln werden, nur die Eingaben des Prätenbenten bes 
Herzogthums Bouillon und die bed Grafen v. Moͤrchingen 
hervorzuheben. Die Beſchwerden ber Frankfurter Sjfraeliten, 
der ablihen Sanerbichaften zn Frankfurt, die Reclamation der 
Mebdiatifirten haben nicht die Natur der Privatreclamationen und 
werben in beſondern Kapiteln behandelt werben, weil fie in einer 
fpätern Beit erſt zur Grlebigung kommen. Hierbei ſchien ber 
Bufammenhang ber Ungelegenheiten wichtiger, als ber Beitab- 
ſchnitt der erſten Vertagung der Bundesverfammlung. Denfelben 
Geſichtspunkt nehmen wir bei den Verfaffungs-Angelegenheiten 
der Bunbesflaaten; wir werben die Garantie welche die Bundes: 
verfammlung für die weimariſche Verfaflung ausſprach, in einem 
befontern Kapitel, welches der Thätigfelt der Bunbesverfammlung, 
den Berfaffungen der Bundesländer gegenüber gemibmet ift, bar: 
ftellen, und damit die Verhandlungen über die Einzelauffaffungen 
anderer Ränder, weldhe in dem Zeitraum von 1816--1824 am 
Bunbestage Gelegenheit zur Erörterung geben, verbinden. 


Gin Herr Gottfried Mori Maria de Ia Tour b’Auvergne 
wendete ſich an die Bundesverfammlung mit der Bitte, ihn in 
das Herzogthum Bouillon einzufeßen. Gr behauptete, baß fein 
Bater und deſſen maͤnnliche Nachkommen durch ein im Jahre 
1769 verfaßtes Teftament bes Herzogs Botifrieb von Bouillon, 
im Kalle daß fein Mannsſtamm auöfterben follten, fubftituirt 
fel; außerdem flüßte er aber feinen Anſpruch aud auf die Ab⸗ 
fammung von dem Haufe la Tour b’Auvergne. Das Herzog 
thum Bouillon mit einer Bevölkerung von damald 5000 Seelen 
wurde vormald unter franzöfiihem Schube von fouperainen 
Herzogen regiert, bis es 1793 mit Frankreich vereinigt warb. 
Sm Sabre 1679 wurbe der früher vielfältig beſtrittene Beſitz 
bes Herzogthumd im Nimweger Krieden dem Oberkammerherrn 
Ludwig XIV de la Tour b’Auvergne gefidhert; ber leßte Befiker 
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aus biefem Haufe farb 1802, hinterließ keine Erben. In Kolge 
bes Parifer Friedens vom 80. Mai 1814 war auch das von 
malige Herzogthum Bouillon Gegenſtand der Verhandlung des 
Wiener Gongreffed geworben, und bort bewarb ſich der Fuͤrſt Karl 
Alain Gabriel v. Rohan Guemenée um die Souverainetät und ben 
Befig befielben, indem er feine Anfprüche auf die von bem erften 
Befiger des Haufeß Auvergne feftgeftellte Erbfolgeordnuuz berief, 
wonach ihm, da feine Wutter eine Urenkelin des erſten Beſiters 
fei, nah ber Erloͤſchung des Mannesftammes die Succeſſion 
gebühre. Neben ihm machte ber englifche Admiral Philipp 
b’Auvergne feine Anfprüche geltend, fi) darauf ſtuͤzend, daß er 
im Jahre 1786 von dem vorleßten Herzoge von Bouillon an 
Kindesftatt angenommen und in ber Adoptionsurkunde als ein 
Abkoͤmmling des Haufe d’Auvergne anerkannt fei; auch babe 
der Aboptivvater ihn im Jahre 1791 auf ben Fall der Erloͤſchung 
feines Mannesftammes, zum Racfolger im Herzogthum Bouillen 
ernannt. Die Schlußacte des Wiener Gongrefjeß hatte jedoch 
im Art. 69 bem Könige ber Niederlande, ald dem Groß» 
berzog v. Luzemburg, bie volle Souverainetät des Theiles 
vom Herzogthum Bouillon zugewiejen, welcher Durch den Pariſer 
Frieden nicht an Frankreich überlafjen worden, aber mit der Bes 
dingung, daß derjenige wegen dieſes Herzogthums aufgetretenen 
Bewerber, defien Recht gefeplich feftgeftellt fein werbe, den befags 
ten Theil des Großherzogthums eigenthümlich unter ber Souves 
rainetät bes Großherzogs befigen ſolle. Die Enticheibung follte 
ohne Appellation durch Schiedsrichter erfolgen, wozu jeder der 
beiden Bewerber eine, unb jede der drei Höfe, Defterreidh, 
Preußen und Sardinien ebenfalls eine Berfon zu ernennen haben 
würbe. Durch das Erkenntniß der in Leipzig zufammengetretenen 
Schiedsrichter erfolgte am 1. Juli 1816 das Greenntniß durch 
Stimmenmehrheit zu Bunften des Fürften Rohan. Hiergegen 
proteflirte nun b’Auvergne, indem er verlangte, daß die Voll» 
ziehung dieſes Ausſpruches ausgefeht werben, bis er feine Sache 
vor ber Bunbesverfammlung verhandelt und dieſe Darüber ent» 
ſchieden babe 
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Den beiden oben genannten Prätenbenten feßte der Suppli⸗ 
cant entgegen, daß der Admiral fih auf ein im Jahre 1791 
errichteteß Teftament des Schnes von Carl Gottfried berufe, 
woburd; jene früher um jo weniger umgeftoßen werben koͤnne, 
da ſolches ſchon durch ein gerichtliche® Erkeuntniß für gültig 
erflärt jel. Die Anſprüche des Fürſten Rohan feien ebenfals 
ungegrünbet, weil das Herzogthum Bouillon ein deutſches Mann: 
Iehn fei, mithin auf weiblihe Nachkommen nicht vererbt werben 
könne. 

Der Berichterftatter über dieſe Bitte, Sach, ftellte unter dem 
5. Decht. 1816 zuerft den Grundſatz auf, daß die Bundes⸗ 
verfammlung kein Gerichtéhof, Daß fieniht berufen 
fei, über die Ausfprüde bes Wiener Gongreffes zu 
urtbeilen, felbfi wenn es erwiefen werben Tönnte, 
daß dabeivonirrigenBoransfegungen außgegangen 
fet. Daun, fegte er hinzu, daß wenn audinfrüheren 
Beiten das Herzogthum Bouillon für ein Reis: 
mannslehn gehalten worben, man es doch fegt nicht 
für ein ſolches anfehendürfe; audy laſſe ſich unmöglich ans 
nehmen, Daß der deutjche Bund in Anjehung vormaliger Neichs⸗ 
Ichen in bie Stelle von Kaiſer und Reich getreten fei. Auf 
Grund dieſes Gutachtens wurbe der Supplicant durch Beſchluß 
der Bundesverſammlung abgewiefen. 

Gegen bie Abweifung wird ſich nichts erinnern laſſen, dba 
in biefer Angelegenheit die Bunbesverfammlung offenbar nicht 
competent war, aber fehr wohl gegen ben ausgefprochenen 
Grundfag in Bezug auf bie Ausjprüche bes Wiener Congreſſes; 
beun damit wäre am Ende ber deutſche Bunb dem Auslande 
gegenüber in eine jehr traurige und abhängige Lage gekommen. 
Ferner zeigt fi in dem Gutachten bie irrthämliche Anfiht, daß 
mit der Auflöfung des Reichs in Reichsmannlehen die Weiber 
ſelbſt ein eventuelled Succeſſionsrecht erhalten hätten, ba in ben 
Rechten der Yamilie Feine Wenberung vorgegangen war; war 
doch jelbR noch viel fpäter die Anficht aufrecht gehalten, bap 
fogar jede dem Kaiſer und Neich zugeftandenen Lehnsherr⸗ 
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lichkeit über ausländiiche Befigungen und im Lande auszus 
übenben Gerechtſame, wenn fie auch nicht zu ben Hcheitsrechten 
gehörten, auf den Landesherrn übergegangen ſei ). 

Es war Pflicht Über derartige Rechtsfragen nicht ohne 
Weiteres durch allgemeine Säge, weldye ber gehörigen Begrüns 
dung entbehrten, von ber oberften Stelle in Deutichlanb abzu⸗ 
ſprechen. Die Sade felbft war mit ber Abweilung ber 
Bunbesverfammlung erledigt. 





Ein anderer Fall, über welchen bie Bunbesverfammlung 
zu enticheiben hatte, war bie Bitte bed Grafen Kranz Ludwig 
zu Moͤrchingen, Freiherr von Helmflatt um Verwendung bei ber 
franzöfiichen Regierung wegen Vollziehung der ibm günftigen 
Stipulationen bed Lüneviller Friedens. 

Die fehr alte bem unmittelbaren deutſchen Reichsadel ans 
gehörige, dem Nitter Kanton Kraichgau in Schwaben einver: 
Ieibte Familie der Grafen zu Moͤrchingen und Freiherrn zu 
Helmftatt hatte ihre Befigungen theild und hauptſaͤchlich auf dem 
linken Rheinufer, namentlich im deutſchen Lothringen, theild auch 
am Nedar gehabt. Jene befanden in der alten Grafichaft ober 
Reichsdynaſtie Moͤrchingen und in ben Herriäaften Hünfingen 
und Altroff, welche zuſammen einen jährlichen Ertrag von 
74,533 Fl. 19 Zr. geliefert hatten. Dieſe Befigungen waren in 
dem Osnabrücker Frieden als urſpruͤnglich reichsſtaͤndig :aners 
kannt, aber befanntlih hatte Frankreich, wie überhaupt alle 
Reichsbeſitzungen in Lothringen auch dieſe laͤngſt an ſich gerilien. 
Im Lüneviller Frieden war indeſſen die Dualität der reiches 
ſtaͤndiſchen Befigungen noch dadurch anerkannt, dap man ben 





*) Hannoͤverſche Verordunng vom 18. April 1823 Art. 77 (Bentheim 
betreffend). Württemberg. Declaration vom 27. October 1823 6. 58. Die 
richtige Anſicht war dagegen vertreten durch die preußifche Infruction vom 30. 
Mei 1820 $. 24. et, Vollgraff die deutſchen Standesherrn ©. 247 fi. H. U. 
acharia. Deutſches Staats und Bundesrecht I. ©. 158 fi. 


273 


Fuͤrſten Löwenflein und Neuwied für die erlittenen Verluſte in 
Lothringen Erſatz verfchafftee Im Sabre 1774 war fogar mit 
Zuftimmung bed Königs von Frankreich dem Supplicanten die 
Grafſchaft Moͤrchingen übertragen worden, worauf berjelbe 
(alfo nicht als Bedingung zu faflen) in franzöfiiche Kriegsdienfte 
getreten war. Die franzoͤſiſche Revolution hatte die Aufhebung 
aller Feudalrechte zur Folge, der Supplicant hatte fid) aber auf 
bie angebotene Entſchaͤdignug nicht eingelaffen, weil jene Aufs 
bebung in Anfehung der in Lothringen angejeflenen ReichSglieber 
im Jahre 1791 von der Reihsverfammlung für friedensſchlnß⸗ 
widrig und die darüber abgejchloffenen Verträge für nichtig 
erffärt wurden. Sin Folge der Greignifle (Kriegderklärung 1793 
und Fortgang der franzöfilhen Revolution) Hatte fidy der Graf 
aus Frankreich entfernt und fih auf feine Reichsgüter dieſſeits 
bed Rheins begeben. Jedoch hatte er bie Waffen gegen Frankreich 
nicht geführt und konnte deshalb, da er von jeher ein doppeltes 
Baterland hatte, nicht als Einigrant betrachtet worden. Deſſen 
ungeachtet wurde er jo betrachtet, feine beweglichen und unbeweg⸗ 
lichen Güter wurden theild verkauft, theils zerftört, und ihm ein ſehr 
großer, ſich auf mehrere Millionen belaufender Schaden zugefügt. 
Durch den LFüneviler Frieden wurde zwar denen, welche durch 
bie Abtretung des Linken Rheinufers an Frankreich Verluſte er: 
litten, Entſchaͤdigung verſprochen und Frankreich verbieß vie 
Aufhebung aller Sequefterd; aber dennoch wurbe ber Graf v. 
Moͤrchingen bei der in Regensburg Statt findenden Verband» 
lungen mit feinem Entſchaͤdigungsgeſuche zurüdgewiefen, weil er 
nicht im Beſitze der Reichsunmittelbarkeit gewejen fei und kein 
Stimmrecht auf dem Reichstage gehabt habe ıc. 

Der Graf wollte nun zwar feinen Anfpruc auf Wiebereins 
fegung feiner Dynaſtie in ihre vorigen Rechte erheben, allein 
deſto ficherer rechnete er auf die Wicdererlangung jeined Privat: 
eigenthbums nach den Borfchriftentes im Parijer Frieden beftätigten 
und zu Gunften mehrerer Anderer in Vollziehung geſetzten 
Lüneviller Friedens. Gr erflärte fich aber auch zu einem billigen 
Abkommen bereit, wodurch fein enormer Verluſt auf andere 
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Weiſe erfeßt werde, infofern eine höhere Politik ober ihm un 
befannte Staatsanfihten bie begehrte Wiebererflattung unmöglich 
machen follten. 

Das Butadıten*) fprach fi num dahin aus, daß zwar bie 
auf den Art. 9 des Lüneviller Friedens fi ſtützenden Anſprüche 
des Grafen v. Moͤrchingen fehr gegründet zu fein fhienen, daß 
aber von einer diplomatischen Verwendung weitere Aufflärungen 
insbefondere über bie bereit unmittelbar bei ber franzöfijchen 
Regierung getbanen Schritte erforberlid, fein; Daß aber vor 
allem die Frage entjhieden werden müffe, ob unb 
in wie fern die Bundesverfammlung befugt und 
verpflidytet fei, fih einzelner Individuen anzu 
nehmen, die fi über fremdeffegierungen beſchwer— 
ten. Es fei fchon, fährt Hach in feinem Gutachten fort, in der 
5. Sigung des jahres 1816 **) in einem Gutachten (erftattet 
von Plefſen) ausgeſprochen, daß bie Bunbesverfammlung nicht 
befugt fein Zönne, für einzelne Untertbanen der Bunbesftaaten 
eine Verwendung bei auswärtigen Regierungen einzulegen; allein 
man dürfe diefe Behauptung nicht in ihrer wörtlichen Allgemein- 
beit, ſondern nur für den Fall verfiehen, wo Privatperjonen fich 
unmittelbar an bie Bunbeöverfammlung wenden. Denn es fet 
zwar nicht zu verkennen, daß ber deutſche Bund nad) feinem Art. 
2 der Buntesacte außgefprochenen Zwecke verpflichtet fei, jeden 
Deutſchen gegen Bedrüdungen und Wechtöverleßungen anderer 
Staaten in Schug zu nehmen, und jedem Einzelnen die Vortheile 
zu fihern, weldhe ihm in den mit auswärtigen Mächten geſchloſ⸗ 
jenen Tractaten zugeſagt feien; dies gehöre zu der Unabhängigs 
feit und Unverletzbarkeit der einzelnen Bundesſtaaten unb nur 
auf biefe Weiſe Lönne der im Art, 11 ber B. U. benfelben ver 
heißenen Schuß in ben meiften Fällen zur Anwendung Tommen. 
Allein es liege in ber Natur der Sache, daß bie Unterthanen 
oder Angehörigen eines oder bes andern im Bunde begriffenen 


*) B. Br. 1816. Fol. 178 ff. 
=) B. Br. 1816. Beil. Rr. 10. Bel. 79. 
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Staates fi unter ſolchen Umftänden zunähfian ihre eigene 
Regierung wenden, und es ihr anheim ſtellen müſſen, 
ob der Gegenſtand ji überhaupt zu einer Verwen⸗ 
dung unmittelbar ober burd die von ihr nachzu—⸗ 
ſuchende Hülfe des gefammten Bundes eintreten 
Iafjen wolle? Halte es die eigene Regierung bes 
Bittenden nit für rathſam, die Sadhe an bie Bun» 
desverfammlung zu bringen, jo Eönne leßtere fi 
auch nicht verwenden, weil ſodann der Fall, wo dem 
Bundesflaate Shup gewährt werden müſſe, nicht 
vorhanden fei. Da nun ber Graf Befigungen am Nedar 
su haben verfichere, mithin als Deutfcher anzufehen fei, jo müſſe 
bie Bundesverfammlung den Supplicanten an feinen Landesherrn 
damit verweilen, obgleid damit das Geſuch noch nicht gänzlich 
abgewiejen jet. 


Hierauf erfolgte nad) zuvor abgegebener Erklärung Badens 
am 23. Dec. 1816 ber Beſchluß, daß unter voller Anerkennung 
bes Rechts der Bunbesverfammlung für den Grafen zu Mör 
chingen auf Antrag ber großherzoglich badenſchen Geſandtſchaft 
zu defien Gunſten zu berichten ſei. 


Der Graf erhielt indefien, bevor bie Inſtructionen einliefen, 
anf die Verwendung der badiſchen Gefanbtichaft zu Parts unter 
dem 15. Februar 1817 in einem Schreiben bed Herzogs 
v. Richelien an die badiſche Geſandtſchaft zu Paris eine ver 
neinende Antwort. Das Präfidium der Bunbesverfammlung 
veranlaßte Darauf eine Berichterftattung des damaligen franzd« 
fihen Geſandten am Bundestage, Grafen Reinhard, welche aber 
auch nur eine neue Abweiſung Seitens der franzoͤſiſchen Regierung 
(17. Dechr. 1817) zur Folge hatte. Der nochmals erneuerte 
Verſuch des Grafen Moͤrchingen (11. Januar 1818) die Hülfe 
des Bundestags zu erhalten, führte zu einer gründlichen Prüfung 
durch den württembergifhen Geſandten, Freiherrn v. Wangen⸗ 
beim, woraus ſich ergab, daß feine Auſpruͤche nicht erſchoͤpfend 
nachgerwwiefen waren. Dennoch entſchied ſich bie Bundesver⸗ 
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fammlung zur nochmaligen Berichterfiattung der Gefanbten an 
ihre Höfe”). Seitdem biieb aber die Sache liegen. 

Es kommt nun bier nicht darauf an, ob die Anſprüche bes 
Grafen v. Mördingen gegründet waren, fondern auf die oben 
angeführten Grundſätze, weldhe die Bundesverfammlung aus dem 
Gutachten des betreffenden Referenten ſich aneignete, insbeſondere 
auf die Anficht, „Daß eine Verwendung der Bundesverfammlung 
nicht eintreten könne, wenn der betreffende Bundesſtaat des fidh 
beſchwerenden Unterthanen dieſe nicht für angemeſſen eradhte. 
Der Beſchluß, wie er in dem veröffentlichten Protocoll **) lautet, 
ließ freilich allenfall8 die Auslegung zu, daß die Bundesver⸗ 
ſammlung nur eingeſchränkte Rechte zur Verwendung für Deutſche 
dem Auslande gegenüber in Anſpruch nähme, allein nad dem 
von uns geihilderten Gange der Berhandlungen darf man 
diefen Bundesbeichluß nicht jo verftehen, fondern fo, wie wir ihn 
oben angaben, was denn auch fpäter Die Wiener Schlußacte von 
1820 Art. L. beitätigte.e Damit war aber ein fehr bebeutender 
Nüdjchritt in der Einheit Deutfchlauds dem Auslande gegenüber 
gejchehen. Der Deuiſche wurde nicht ald Deutſcher, ſondern als 
Oscfterreiher, ald Preuße, ald Waldeder dem Auslande gegens 
über vertreten. Nach dem Gange der Greigniffe war e8 aller 
dings nicht zu vermeiden, daß fi bie durch das Ausland bes 
ſchwerten Unterthanen zuvörderfi an ihre Landesfürften zu wenden 
hatten, — da8 war einmal die Folge ter fouverainen 
Bunbesflaaten, uber wie ed jpäter unrichtig die Schlußacte 
auedrüdte, der jouverainen Fürften in der fehlerhaften Auf: 
fafjung des Begriffes Souverainetät —, allein ed mußte 
als ein Reht der Bundesverfammlung feftgehal: 
ten werden, die Deutſchen dem Auslande gegen- 
über zu vertreten, wenn etwa ein einzelner Buns 
desſtaat jeiner Pfliht nit genügend nachkam. Eine 
vernünftige Auslegung des Art. 2 der Bundesacte Tonnte äber 


*) 9. Br. 1818 $. 183 Fol. 391. 
«0, 9, Br. 1816 8. 69 Fol. 243. 
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die Pflicht ein ſolches Recht aufrecht zu erhalten, nicht zweifelhaft 
fein. Als es fpäter die politifhe Verfolgung ber 
deutſchen Unterthbanen im Auslande galt, wurden 
bie einzelnen Bundesftaaten nit gefragt, ob fie 
den Antrag zu diefer Verfolgung ihrer Untertba= 
nen madten,— e8 wurde einfach beſchloſſen; — aber 
Das Recht des Schußes derDeutfhen demAuslande 
gegenüber follte allein von dem Belieben des ein: 
zelnen Staate® abhängen! In erflerer Beziehung 
Beihränfung der Bundesftaaten, in leßterer De: 
ziehbung feine Beſchränkung! — 


An einem Kalle von tiefgreifender Bedeutung Hatte Die 
Bundesverfanimlung eine Gelegenheit ihre Würde und Stellung 
dem Auslande gegenüber aufreht zu erhalten und geltend zu 
machen. Was hierüber damals in die Deffentlichfeit gelangte, 
war außerordentlih wenig; — und wahrlid, ed war Urſache 
Dazu, dieſe Angelegenheit der Deffentlichkeit zu entziehen! Der 
Bund zeigte eine Schwäche nach Außen, wie fie Staaten von 
jämmerlicher Verfaſſung, 3. B. Portugal, in ſolchen Süllen Da: 
mals nicht bewiefen. 

Die öffentlichen Blätter brachten im Mat 1817 die Nach— 
richt, Daß von tunefiichen Kapern in der Nordfee und feldit im 
Canal Sceräubereien getrieben worden feien, was die offiziellen 
Berichte der hauſeatiſchen Gefchäftäträger und Conſuln in Madrid 
und Liſſabon beftätigten. Leßtere waren durch Die niederländiſchen 
Geſandten zu Madrid und durch den franzöfifchen General⸗Conſul 
zu Liffabon durch eine förmliche Mittheilung benachrichtigt, Daß 
mehrere bewaffnete Barbaresfenfabrzenge, woruuter zwei Tunefer, 
in das atlantiihe Meer gegangen feien, um gegen hanſeatiſche 
und andere deutſche, ingbejondere auch preußiihde Schiffe zu 
freuzen, und diefe Abfiht unter der Aeußerung, daß fie mit 
diefen Staaten im Kriegszuſtande befindlich ſeien, ausdrücklich 
erflärt hätten. Die Seeräuber hatten nun zwei bamburgijche, 
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ein Ihbedifches und ein olbenburgiiches Schiff genonmmen, zum 
Theil mit werthvollen Ladungen. Zwar hatten Die englifcyen 
Kriegsichiffe die Seeräuber nebft den genommenen Schiffen nad 
Englaud aufgebracht, wo den Iepteren vorläufig erlaubt wurbe, 
ihre Reife fortzufeßen, aber ber Sapitain eines hamburgiſchen 
Schiffes war mit 5 Mann feiner Equipage in ben Händen ber 
Seeräuber geblieben und das atlantifhe Meer und die Rordfee 
wurbe ferner durch einen tunefer Kaper unſicher gemadt. Die 
nähern Details der Wegnahme der genannten Schiffe ließen be 
fürdhten, wie died ausbrüdlich die Commiſſion in ihren Berichte 
vom 8. Juli 1817 anerkannte, Daß Gngland bie Barbaresfen- 
Taper weniger als Seeränber, ald mit gültigen Kaperbriefen 
verjehenen Kreuzfahrer eines anerkannten Seeftaate® behandelte; 
dieſe Beſorgniß wurde durch ben Umſtand, daß tuneflihe Kaper 
dieſe Schiffe genommen hatten, mit denſelben nach England auf⸗ 
gebracht, und letztere nach Zahlung der Rettungskoſten in Freiheit 
geſetzt worden waren, noch vermehrt. Wenn gleich England da⸗ 
durch zeigte, da dieſe Schiffe faſt unter den Kanonen der engliſchen 
Küſte genommen waren, daß es dergleichen Frevel in feiner Naͤhe 
nicht dulden wollte, fo war dies doch nicht hinreichende Beruhi⸗ 
gung für bie Sicherheit ber deutfchen Handelsſchiffe. Der 
Geſandte der freien Städte ftellte daher am 16. Juni 1817 den 
Antrag, daß der deutſche Bund diefem Unweſen ein Ende machen 
möge, fehilderte mit lebhaften aber wahren Karben die traurigen 
Folgen einer Seräuberei in den deutfchen Meeren und legte dar, 
daß Die deutſche Schifffahrt und Handel dabei gänzlich darnieder 
liegen müßten. 

Es wurde fofort eine Commiſſion erwählt (Graf @olz, von 
Eyben, von Bagern, von Berg, Danz), welche al8balb darüber 
berichtete. Die Gommilfion faßte Die Angelegenheit zwar von 
der richtigen Seite auf, daß nur eine gleichſeitige Waaßregel 
aller Seemädhte, insbejonbere Englands, Portugals, Spaniens 
und Frankreichs gründliche Abbülfe Leiften koͤnnte. Aber zu ber 
Höhe, daB Deuiſchland felbft bei ſolchen Gelegenheiten zeigen 
möffe, was ſelbſt ein Fleinerer Staat, wie Portugal, vermochte: 
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Daß es Macht genug befige, ſich überall zu verthei- 
bigen, wenn es nur wolle, erhob fidh die Anficht ver Commiſ⸗ 
fion nicht, ober wagte den Vorfchlag nicht zu machen, weil fie 
voraußfah, daB er zu nichts führen werde. Sie bejchränfte ſich 
baber auf Folgendes: 

Gine Vereinigung aller europäifchen Seemächte zu dem Zwed 
vorerft wenigftens der fchleunigften NBiederbejchräntung der Bars 
baresten auf das Mittelmeer wäre wohl ein für die Wohlfahrt 
aller handelnden Staaten jehr begrünbeter Wuufch; aber meh» 
rere europaͤiſche Seemächte hätten mit ben barbaresfen Raub⸗ 
flanten Berträge gemacht, und ed wäre bie Frage, ob fie aus 
Furcht eined Bruches mit ihnen im Mittelmeere ſich entichließen 
dürften, ernfllide Maaßregeln gegen fie im Dcean zu nehmen? 
Die Entſcheidung diefer Frage mußte nad) Anficht der Commiſſion 
allerdings künftigen diplomatischen Unterhandlungen vorbehalten 
bleiben, und nur fo viel ſchien ihr gewiß, Daß der ungeflörte Fortgang 
der verberblichen Kapereien der Barbaresfen in ber Rorbfee und 
dem atlantifhen Meere unermeßliden Schaden und Nachtheil 
herbeiführen“ würde, — daß der Handel aller Staaten des 
Nordens, die keine Kriegsmarine zum Schuß ihrer Handelsſchiffe 
befäßen, auf alle Art und felbft ſchon dadurch vernichtet werben 
würde, daß er Die Aflecuranz- Prämien aufeine Höhe bereitö getrieben, 
auf der e8 unmöglid, wäre, die fremde Concurrenz auszuhalten — 
und daß außerdem, nädft der Gefahr der Verbreitung der Peft 
im Norden, partielle Landungen, Raub und Verwüflungen an 
den Küften, und Kallimente und Stodungen aller Induſtrie 
und Speculatienszweige in den Hanbelöpläßen zu befürchten ſeien. 

Der Gegenftand war in jeder Grwägung von einem fo 
hohen Intereſſe für alle ſeehandelnden Staaten, daß wohl mit 
Recht vorausgejeßt werben kounte, daß er ſchon längft Die Auf: 
merfjamfeit der großen Mächte auf fi gezogen, unb daß 
fie zu dauernder Abftellung biefes allen Verkehr ſtoͤrenden Frevels 
gewiß jchon bie zwedmäßigften Maaßregeln ergriffen Hatten. In⸗ 
fofen aber die Gefahr nahe und drohende Beziehungen auf 
Deutihland hatte, mußte auch die deutſche Bundesverſammlung 
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fi bewogen finden, im Gefühl ihrer Pflicht und ihres Berufs 
und in ten Grenzen ihrer Kompetenz, die zur Abwendung ber: 
felben dienende verhältnigmäßigfte Mitwirkung des deutſchen 
Bundes in ernftliche Ueberlegung zu nehmen. 

Denn waren auch die Mittel die dem letztern hierzu zu 
Gebote ftehen, vor ber Hand nur noch fehr befchränft, weil er 
ſelbſt noch nicht in Hinlänglid ausgeſprochenen Verbindungen 
mit den europäiſchen Mächten fand, um mit ihnen hierüber in 
Directe Unterhandlungen zu treten, jo fonnte er doch Beranlaffung 
zu näherer Berüudfichtigung der Sache geben, und fidh in dieſer 
Rüdfiht mit Vertrauen aber aud mit Entfchiebenheit au diejeni⸗ 
gen Buntesftaaten wenden, die ald europäifche Mächte entweber 
ſelbſt als Seemächte, oder als mit den europäischen Seemädten 
in enger freundſchaftlicher Verbintung ftehende Staaten durch 
ihr politiiches Gewicht Die Sache Deutſchlands vertreten konnten 
und wollten, 

Alles Fam bier auf den fehr einfachen Geſichtspunkt zurüd, 
daß alle Seemächte fid) vereinigen mußten, den GOrundſatz auszu⸗ 
fprecdyen, taß die Barbaresken vor der Hand außerhalb des 
mittellindifchen Meeres ald Seeraͤnber angefehen, und als ſolche 
verfolgt und behandelt werden follten — und je entſcheidender 
die Etimme war, die hierbei England und Frankreich zu führen 
hatten, defto wichtiger war es, fid) derfelben zu verfihern. Auch 
Ichien es, Daß beide Regierungen den höchſt nachtheiligen Einfluß 
einer fortwährenden Unficherheit der Nordfee auf den Handel, 
und deſſen unvermeitlidde Nücwirfung auf Die gegenfeitigen 
Handelsverhältniffe nicht verfennen, und in dem reihen Gewinn, 
welden der Handel mit Deutjchland vorzüglich ihren Staaten 
gewährt, einen Antrieb finden würden, demſelben ald einem ihnen 
und Deutfchland gemeinſchaftlichen Gute denjenigen Schuß zu 
verleihen, der von ter Größe ihrer Hülfsmittel wehl erwartet 
werden founte, und ohne welchen die ihnen ſelbſt jo vortheife 
haften Handels⸗Verbindungen mit einer gänzlichen Berrüttung 
bedroht wurden. 

Die Feſtſtellung jened Grundfages war daher der Geſichts⸗ 
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von dem die ernannte Commiſſion ausging, und nach⸗ 


ſtehende Rathichläge der gemeinichaftlichen Beurtheilung der 
Bunbesverfammlung unterbreitete: 
„l. Gs jcheine wejentlicd und dringend, daß Die Bundesver⸗ 


faınmlung in beliebiger Form und Art, entweber auf 

directem ober inbirectem Wege, den Kaiſer von Oeſterreich 

und den König von Preußen, als die flärkften Glieder 
des Bundes und zugleih europaͤiſche Mächte, gemefjenft 
erfuche, ihren Einfluß Eräftigft dahin zu verwenden: 

a) daß England der Feitftellung jenes Grundſatzes beis 
trete, und bie engliſche Marine befehligt würbe, die 
Barbaresfen außerhalb des mittelländiihen Meeres 
als Seeräuber zu verfolgen, und im Betretungsfalle 
als folche zu behandeln und fireng zu beftrafen und 

b) den Kaifer von Rußland und die Könige von Frank: 
reih, Spanien, Portugal, Dänemark und der Nieder: 
lande zu Unterſtuͤtzung dieſes an England gerichteten 
Antrags zu bewegen, und ihnen den Wunfch zu äußern, 
daß Bis zur Entſcheidung der Sache anderweitige 
kräftige Maaßregeln zu theilweiſer Steuerung des 
Unheils ergriffen werden möchten, wozu ſchon das 
Kreuzen einiger Fregatten an den Küften fehr viel 
beitragen würde. 


. Gleichzeitig möchte diefer Antrag der Bundesverfamnlung 


auch an die Könige von Dänemark und der Niederlande 
zu richten fein, und ber König von Hannover würde als 
Mitnlied des Vundes nicht minder zu erfuchen fein, die 
Wichtigkeit deſſelben berüdfichtinen und empfehlen zu wollen. 
Die directen, durch Defterreich, Rußland, Preußen, Frank 
rei und den Nieterlanden bei der Ottomanijchen Pforte 
einzutegenden Verwendungen, würden nur einen fehr lang» 
ſamen und bei der ſehr geringen Autorität ber Pforte 
über die Barbaresfen fogar zweifelhaften Grfolg vers 
ſprechen; unterbeflen würde auch diefer Schritt nicht zu 
vernachläffigen fein. 
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IV. Als zweckmaͤßiges Abwendungsmittel ber augenblidlichen 
Gefahr würbe allerdings, wie ſchon gefagt, das combinirte 
Kreuzen mehrerer Fregatten europälfcher Seemädhte in ben 
bedrohten Gewäflern, und bie firengfte Behandlung ber 
aufgebrachten Gorfaren (deren Yahrzeuge ohne Ausnahme 
vernichtet, ſowie ihre Mannſchaft mit der bärteften 
Leibeöftrafe belegt werben müßten) erſcheinen; aber auch 
hierzu gehöre Webereintunft unter den Seemädhten und 
ohne den Fräftigen Beitritt Englands und ohne Feftftellung 
des ad I a berührten Grundſatzes würbe der Grfolg 
immer nur zum Xheil der gerechten Grwartung ent 
ſprechen“. — 

Dieſes waren bie wenigen Vorſchläge, bie der Commiſfion, 
ohne leberfchreitung der dermaligen Befugniß ber Bunbesver 
fammlung, empfehlumgswerth fchienen. 

Sie trug demnähft darauf an, daß biejed Gutachten, wenn 
e8 gebilligt werben follte, loco dietaturae gebrudt, von allen 
reſp. Geſandtſchaften zur einzelnen Berichtserftattung benupt, von 
ber Berfammlung aber, beſonders der oͤſterreichiſchen, preußiichen, 
Bannöverfchen, bänifhen und nieberlänbifchen Geſandtſchaft, zu 
dringender Unterflügung bei ihren Höfen empfohlen werbe. Sie 
unterwarf ferner auch noch ber näheren Beurtheilung ber Bun⸗ 
desverſammlung, ob es nicht zweddienlich ericheinen follte, Davon 
auch gleich nach erfolgter Notification ber Gonflitutrung bes 
Bundes, denen in Frankfurt befindlichen ruffifchen, franzoͤſiſchen 
und großbritannifchen Befandten (von denen fie voraußfegte, daß 
fie bei dem beutjchen Bunde accrebitirt werben dürften), vertraus 
liche mündliche Mittheilung zu machen. 

Die Commiſſion glaubte ſchließlich noch bemerken zu müflen, 
daß in Erwägung der Schwierigkeiten, weldye die Abftellung ber 
Seeräuberei der Barbaresken bisher gefunden hätte, fie ſich in 
ihrem Butachten nur auf ben vorliegenden Fall der Ericheinung 
der Barbaresten in der Rorbfee und im Ganal, ald auf das 
dermalen Dringenbfte für Deutſchland beſchraͤnkt habe, ſich jedoch 
der Hoffnung überlafiend, daß die Unterhandlungen nah und 
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nad zu gänzlicder Ausrottung des Webeld und folglidy zur 
Sicherſtellung des beutfchen Handels auch im mittellänbifchen 
Meere führen würden. 

Bon allen Staaten war e8 allein Baden, welches in ber 
4, Sihung am 24. Juli 1817 eine Abſtimmung zu Protocol 
gab, obwohl das von der Commiſſion erflaitete Gutachten nad 
dem Vorſchlag durch die Bundesverfammlung von allen betreffen: 
den Geſandtſchaften benußt, von der Bunbesverfammlung aber 
beſonders der öfterreichiichen, preußifchen, hannoͤverſchen, daͤniſchen 
und nieberländbifchen Geſandtſchaft, zur dringenden Unterflügung 
Bei ihren Höfen empfohlen, und ben in Frankfurt refibirenden 
ruffifgen, franzöfifchen und großbritannifchen Geſandten vertraus 
liche mündliche Mittheilung davon gemacht war. Bei Gelegenheit 
des Sommiffionsgutachtend waren alle Stimmen ber Bundesver⸗ 
fammlung mit Ausnahme von Baiern, XBürttemberg, Baden, 
Kurhefien und Darmftabt, weldye indeſſen über biefen Gegenſtand 
Inſtructionseinholung zuficherten, mit bemfelben Gutachten ein- 
verftanden, und die Benugung zur Verichterfinttung wurde in 
Folge deſſen befchloffen. Aber, wie gejagt, nur Baden äußerte 
fih in nädhfter Zeit und zeigte in feiner Abftimmung, daß es 
Pflicht fei, dieſes Gefammtintereffe der Hanbelsinbuftrie und des 
Bolkerrechts wider die angetbane Schmach und Verletzung zu 
fihern. Es wies darauf hin, daß der Handel bes Rheins und 
der in ihn mündbenden Flüffe, der Ems und Wefer, der Elbe 
und Ober, und aller jener Küftenpläpe an der Nord» und Oft» 
fee, wo beutiche Schiffahrten getrieben werben, fi in unzähls 
baren Zweigen mit dem Binnenverkehr ber meerentfernteften 
dentſchen Staaten fi) veräfte, und daß der ſchwunghafte Handel 
der Seepläße geradezu auf Wohlftand und Kraftentwidelung ber 
ruckwaͤrtsliegenden Bundesſtaaten fehr folgenreih wirken müſſe, 
zumal — wie der Artitel 19 der Bundesacte verſpreche, — bie 
Bundesglieder bei der erfien Bundesverſammlung wegen bes 
Handels und Verkehrs, fowie wegen ber Schifffahrt in Berathung 
treten würden, 

(68 wies darauf bin, daß weiland Oſtfrieslaud, Hamburg 
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und Holland, die von den Türken nichts zu befürchten hatten, 
Zürfenfteuer, und die Schwaben, welche im gleichen Yale mit 
den Rormannen waren, Normannenfteuer unter dem ſtaatenthei⸗ 
enden Territorialfoftem des alten Deutſchlands bezahlt hatten. 
Wenn einft deutfhe Handelögefellichaften Flotten hätten hervor⸗ 
rufen fönnen, mit welchen Lifjabon erobert, und den Seeräubereien 
der Bitalienbrüder in dem beutfchen Meere ein Ende gemacht 
worben fei, jo würde e8 doc wohl nicht einer großen Kraftans 
firengung jebt bebürfen, um ein paar elende Raubſchiffe des 
Mittelmeereß, welche den Handel des Mittelmeeres, welche ben 
Handel der Seeftädte zu lähmen, Peſt und Sclaverie zu vers 
breiten drobten, aus der Nord⸗ und Oſtſee zu verjagen! Es 
fei eine Ehrenſache, daß Deutfhland Hierin nicht 
von dem guten Willen fremder Mächte abhänge, 
fondern fi ſelbſtſtändigen Shuperringe Deutſch⸗ 
land verfiehbe wohl Schiffe zu bauen und zu rüften, 
und feine Seeleute dienten auf allen Meeren; es ſei 
wahrlih Zeit, daß das vorliegende große Jntereffe 
der Nationalehre und des Vortheils und der Noth⸗ 
wenbdigfeit Beſchlüſſe hervorrufe und verwirkliche, 
die allein den Zwed fihere und dauernd zu 
erreihen verheißel Hiernach machte Baden den Antrag: 
„Die Bundesverfammlung wolle, unabhängig von der vorges 
ſchlagenen Eröffnungen an die Scemädhte, durch eine zu ernennenbe 
Sommiffion weitere Vorſchlaͤge zum Schuß gegen die Seeräu- 
bereien der Barbaresfen, fofern folder durch den bdeutfchen 
Bundesftaat ausgehen follte, vorbereiten und fich vorlegen laſſen, 
wenn man nit einftweilen ben feehandelnden Bundesſtaaten 
allein Mittheilungen in dem ausgeſprochenen Sinne zu machen 
für gut finden follte *)*. 

Indeſſen trat aber die Vertagung der Bundesverjammlung 
ein, ohne daß eine deutſche Regierung fidy weiter über ben 


*)®. Br. 1817. Fol. 696. 
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Gegenflanb äußerte. 58 war zwar in vertraulichen Sigungen, 
worüber feine gebrudten Protocolle aufgenommen wurden, ben 
Bunbestagegefandten mitgetheilt worden, daß unter den größeren 
europäifchen Mächten Verhandlungen über Sicherungsmanßregeln 
vor den NRäubereien der Barbaresken eröffnet fei, Anfangs zu 
zu London, und fpäter zu Paris fortgejeßt. Don den Reſultaten 
diefer Verhandlungen erhielt aber die Bundeöverfammlung Feine 
Kenntniß, und während der Verhandlungen trieben nicht allein 
die tunefifchen, fondern auch die algerifchen Seeräuber ihr Weſen 
ungeftört fort. Gin daͤniſcher Kapitain (Malſtroͤm, führend das 
Schiff Pomana) ſah am 3. Juni 1817 bei Beachy Head, wie 
eine tunefifche Fregatte, die unter Eskorte einer engliſchen Kutter: 
brigg aus dem Canal fegelte, eine pommerjche Balliote plünderte, 
auch ihm felbft warb von dem Zunefer eine Schaluppe an 
Bord geſchickt, die fi) genau nad deutſchen Echiffen erfundigte. 
Den englijchen Lootſen hatte diefer Corſar erflärt, er würbe, 
fobald er aus dem Canal fei, alle deutſchen Schiffe, deren er 
habhaft werben könne, verbrennen. Sowohl in Tunis als in 
Algier waren die Deys bemüht, große Ylotten zum Seeraub 
auszuräften und über Spanien fam bie Nachricht an, daß ber 
dortige Minifter der auswärtigen Angelegenheiten dem bortigen 
hanſeatiſchen Minifter-Refidenten, Ritter von Provoft, die ſchrift⸗ 
liche Mittheilung gemadt habe: „daß nach Nachrichten der Con⸗ 
fule zu Tanger und Algier in den Staaten der Barbaresken 
betraͤchtliche Kriegsrüftungen gemacht würden, daß eine Fregatte 
von 84 Kanonen und eine Brigantine von 18 Kanonen von 
Marocco dem Dey von Algier zur Dispofition geftellt worden 
fei, Daß and verſchiedenen Nachrichten hervorzugehen fcheine, daß unter 
den Muhamedanern in Nordafrika ein allgemeines Bünbniß 
gegen die europäifchen Staaten im Werke ſei“. — Der portus 
giefifche Gonful zu Gibraltar hatte zu eben diefer Zeit berichtet: 
„es ſei am 28. September 1817 eine auß einer Corvette, drei 
Brigantinen und zwei Echonern beftehende algierifche Escadre 
aus Algier ausgelaufen, um gegen die Preußen und Hamburger 
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zu Exenzen, fie würden ihren Kreuzzug bis zum Kap St. Vincent 
ausdehnen und es leide nicht den minbeften Bweifel, daß fie bie 
Pet an Bord Hätten; die Zahl der zu Algier täglich an ber 
Veh Sterbenden betrüge‘ minbeftens 50%. Spanien und Portu⸗ 
gal trafen fofort die nöthigen Anftalten zur: Sicherung ihrer 
Schifffahrt und Küften, Frankreich und England waren geflchert, 
die Rufen, Dänen und Schweden mädtig genug, bem Unfug 
entgegen zu treten; nur allein Deutichland lag wehrlos dem Angriffe 
einiger Piratenfchiffe auf feine Hanbelöflotte zu Füßen. Weitere 
Nachrichten bejagten, Daß Tunis ebenfalld vier neue Raubfchiffe 
audgerüftet hatten. Schon am 24. Juni 1817 war das bremiſche 
Schiff, die Leda, welches von Bordeaux nad Bremen in See 
gegangen war, auf der Höhe Duellant, am Eingang bes Kanals 
von ber tunefifchen Fregatte Carabaſch und von dem tunefifchen 
Schooner Tafta, melde fi unter niederlänbifcher Flagge der 
Leda genäbert, genommen. Der Kapitain und bie fämmtlidhe 
Mannſchaft wurde nad Tunis gefchleppt, wo fie in ein Pulver: 
magazin eingefperrt, zu ihrem Unterhalt jeder täglih 14 Pfund 
Brod und eine kleine Geldmuͤnze, ungefähr 2 Zr. an Werth er 
hielten, bie Leda aber, auf weldher man den Stenermann ließ, 
wurde nach bem fpanifchen Hafen Gorrunna geführt, wo ed bem 
Steuermann unter Bermittelung bed preußifchen und franzoͤſiſchen 
Gonfuls gelang, das Schiff und den Reſt der Ladung, von ber 
die Barbaresken einen Theil geraubt hatten, für die Summe von 
5000 Piafter wieder loszukaufen. In Gemäßheit des über biefen 
Loskauf aufgenommenen förmlichen Protocolls erklärte der Com⸗ 
mandenr des tunefiihen Schoonerd Tafta, nachdem er zuvor 
dem mufelmännifchen Ritus gemäß beeibigt worden, daß er auf 
Befehl des Deys zu Tunis ausgelaufen fei und gegen bie Feinde 
beffelben zu kreuzen, daß er in biefer Eigenſchaft die Leda ale 
bremiſches Schiff und Gigentbum genommen habe. Der Senat 
ber freien Hanfeftadt Bremen zeigte dieſen Frevel nicht nur ben 
deutfchen Bundesflaaten fondern auch ben größeren europätfchen 
Seemädten an und bat dringend um Hülfe. 

Auch ein hamburgiſches Schiff wurde an ber portugieſiſchen 
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Küfte von einem algeriichen Sorfaren genommen und nach Algier 
aufgebradyt, wo die Mannſchaft in Das Sclavengefängniß gewor⸗ 
fen, bei ſchlechteſter Koft die härtefte Arbeit verrichten mußte. 

Selbſt ein ruffifches Schiff Induſtria, kommandirt vom 
Kapitain Schumann wurde von einem algierifchen Gorfaren von 
22 Kanonen beim Kap Finifterre genommen, aber durch ein felt- 
ſames Bufammentreffen von Klugheit, Muth und Tapferkeit 
gelang ed dem Kapitain Schumann und feinen übrig gebliebenen 
5 Matrofen zuerfi den Anführer der Gorfaren und einen feiner 
Leute und dann nach einem blutigen Gefecht von einer Stunde 
auch die 8 übrigen Räuber nieder zu machen und mit dem be 
freiten Schiffe in Liſſabon einzulaufen. Die Matrofen waren 
Lübeder. Nah einem Berichte des ſchwediſchen Gonfuld zu 
Algier vom 17. Auguft 1817 beeilte fi der Dey die Wegnahme 
des ruſſiſchen Schiffes für ein Mißverſtaͤndniß zu erflären, man 
babe es für ein preußifche® gehalten, gegen folche folle aber 
gekreuzt werden ). Es hatten fi in den Kleidern des 
getödteten Corſarenchefs vier gedrudte Gertificate 
der englifhen, fpanifchen, niederländifhen und 
franzöfifhen Gonfule zu Wlgerien vorgefunden, 
welche der Angabe nah als Paäſſe für den Corſaren 
und das lebte zugleich für die von ihm zu madenden 
Priſen ausgefertigt waren. Die Päſſe waren bei bem 
ruſſiſchen Conſulate zu Liffabon deponirt worden. Da war es 
freilich Fein Wunder, daß die in Folge der bremifchen Befchwerbe 
bon Breſt und Rochefort auslaufenden beiden franzöfifchen Fre⸗ 
gatten ohne Refultate heimkehrten! — 





©) Der preußiſche Geſandie im Hang, Fürſt Hapfeld, Hatte dieſelbe Mit 
teilung erhalten. In einem Gircularjchreiben vom 22. Rov. 1817 an bie 
preußifchen Sonfule fagte er: „Nah fichern mir von Spanien über Paris 
zugekommenen Nachrichten iſt cine von der Peſt angeſteckte algieriſche Flotte 
ansgelaufen, um auf alle deutſchen Schiffe, namentlich auf die preußiſchen 
Jagd zu machen. Am 28. October if fie auf ber Höhe vom Gap Et. Vin— 
cent gefehen werden, und nahm von da ihre Richtung nach der Nordice“. 
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Alle diefe Thatfachen wurben der Bunbesverfammlung mit 
getheilt; fie hatte daher wohl Grund und Urſache die Angelegen- 
heit ernfihaft in die Hand zu nehmen. In der Gommiifion 
drang auch jept bie badiſche Anficht durch und fie berichtete in 
der vertraulihen Sigung vom 15. Dechr. 1817 (56. Sigung) 
ausführlich und flellte folgende Anfichten auf®): 


Die Seeräubereien der Barbaresken und ihre feindſelige 
Behandlung ber deutfchen Flaggen dauern fort, und es 
ift ärger damit geworber denn je zuvor. 


. &8 find nicht blos Xunefer, ſondern auch Algerier, 


welche ſich dieſer Frevel ſchuldig madhen, und Marocco 
ift der Theilnahme und Unterflügung verbädtig. 
Ueberhaupt fcheinen die von einander fonft unabhängi- 
gen und Häufig in Zwieſpalt befindlihen Staaten der 
Barbaresten ſich Lürzlic zu einem gemeinjchaftlichen Bunde 
vereinigt zu haben, deſſen fofort praktiſch befolgter Zweck, 
die fortwährende Beraubung und feindjelige Behandlung 
derjenigen Seeftaaten ifl, weldye fidy nicht zur Zahlung 
eined Tribut an fie bequemt, oder ihnen ihre Uebermacht 
factiſch fühlbar gemacht haben. 
Es wird ſolches Raubverfahren von Algier und Tunis 
auf das Beſtimmteſte als Folge eines zwiſchen ihnen und 
mehreren deutfchen Staaten und namentlih Preußen, 
Oldenburg und den Hanfeftäbten beftehenden Kriegszu⸗ 
flanded ausgegeben; es wirb nicht von WPrivatperfonen, 
fondern von den Regierungen felbft angeorbnet uud 
geleitet. 


. Die Verweifung der Gorfaren aus dem Kanal durch eng- 


liſche Kriegsfchiffe Hat Diefelben nit auf das mittelläns 
difche Meer heſchraͤnkt, fondern fie haben ſeitdem neue 
Räubereien Im Ocean ausgeübt. 


. Ihr Kreuzen im Ocean ift nicht Bloß auf gewiſſe Jahres⸗ 


zeiten beſchraͤnkt, fondern es feheint demſelben eiu berech⸗ 


neter Operationsplan zum Grunde zu liegen. 
*) ©. Br. 1817 Beil. 86 Bol, 845. 
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f. Die Gefahr der Verbreitung ber Peſt durch diefe Gor- 
faren ift drohender geworben wie jemals. 

g. Die deutihe Schiffahrt auf dem Ocean bat dur biefe 
fortwaͤhrende Unficherheit in diefem Sabre fhon fo bebeus 
tend gelitten, daß, wenn nicht fehleunige und Eräftige Hülfe 
geihofft wird, in naͤchſtem Jahre eine noch größere und 
verberblichere Stodung berfelben zu erwarten ift, auch eine 
Rüdwirkung diefer Stodung auf Handel, Fabriken unb 
Verkehr der nicht unmittelbar mit bem Seehandel fid 
befchäftigenden deutſchen Staaten nicht ausbleiben kann. 

h. Es muß aber vor-Allem ben deutſchen Bundesſtaaten, 
deren friedliher Seehandel jetzt feit einem halben Jahre 
Durch ungerechten Angriff geftört, deren Schiffe und Güter 
geraubt,, deren Bürger und Unterthanen in eine von 
Sclaverei nicht zu unterfheidende Kriegsgefangenſchaft 
geichleppt, und der Anftedung durch die furdhtbarften 
aller Seuchen Preid gegeben worben, daher Alles daran 
gelegen fein, auf das Balbmöglichfte zu erfahren, ob fie 
von den von Seiten des beutfchen Bundes zur Abftelluug 
ſolchen Uebels bereits ergriffenen oder noch weiter zu er: 
greifenden Maaßregeln eine wirkſame Hülfe zu erwarten 
ober fich in biefer Hinficht Tebiglich auf das zu befchränten 
haben, was fie durch Auftrengung eigener Kräfte und 
durch anderweitige Hülfsmittel für ihre Sicherftellung zu 
thun im Stande find. 

1. Die Ehre der deutſchen Nation feheint daher ein baldiges 
und Fräftiges Vorfchreiten in dieſer Angelegenbeit, fei es 
nun von der einen ober von ber andern Seite, auf bas 
Dringenbfte zu empfehlen. 

Der lebte Punkt zeigte zwar, wie tief fie die beutfche Ehre 
verlegt glaubte, allein zu einer kräftigen Maßregel erhob fie fid) 
wiederum nit: Sie ſchlug nicht die Schaffung einen 
deutſchen Flotte vor, fie trug nicht auf Verwillis 
gung einiger Millionen zum Schugp des deutſcher 
Handels und der deutſchen Induſtrie gegen die 

Grfter Theil. 19 
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Secräuber an. Und dennoch erkannte fie felbft an, mit welch 
geringen Mitteln Deutſchland dem Unweſen ein Gmde machen 
konnte! Sie legte nämlich ihrem Gutachten den Brick eines in 
den afrikaniſchen Raubftaaten lebenden unterrichteten Deutſchen 
bei, der ſich u. a. folgendermaaßen ausiprady: „Die freche Un: 
verfchämtheit der Barbaresken⸗Regierungen kann nur mit ihrer 
feigen Ohnmacht verglichen werben; es tft unmoͤglich, ſich von 
beiden einen richtigen Begriff zu machen, wenn man fie nicht 
aus der Erfahrung fennt, fie beobachtet hat, .... .. . ihre innere 
Ohnmacht und Verwirrung, ihr völliger Mangel an Allem was 
dem europäifchen Staate Macht und Tätigkeit giebt, iberfleigen 
jede Vorftelung; man muß bie ganze entfräftende Verwirrung 
eines despotiſchen Staates als Augenzeuge kennen, um fie nur 
möglid zu denken... . Boll von Unwilfenbeit, Uebermuth nnd 
rohem Fanatismus, vom blinden Fatalismus geleitet, berechnen 
die Darbareöfen-Regierungen nur den Vortheil bes gegempärtigen 
Augenblidd, wenn fie feine unmittelbare Gefahr erblicken; zeigt 
fi aber dieſe, fo find fie ebenfo umentjchloffen, furchtſam, krie⸗ 
chend und feige, ald vorher übermüthig und unverſchaͤmt. Sie 
befiben wenige und fchlechte Schiffe, find ohne Matrofen und 
Soldaten, die ihr Gewerbe verfteben, ohne Menfchen, die Kennt: 
uiffe, Muth und Willen haben, die nur ans Plündern denken ıc. 

Eine ernfthafte und würbige Intimation an die Barba: 
testen von Seiten der europälfhen Mächte, fi) in Zukunft 
aller Kaperei zu enthalten, oder fiher zu fein als Sceräuber 
behandelt zu werben, würde hierzu wohl ſchon binlänglich fein. 
Wären die Maͤchte Europa's mit England vereint gewelen, als 
dieſes Algier bombardirte, es hätte nur gefoftet, es ernſtlich zu 
wollen, und die Seeräubereien wären aufgehoben worden. Die 
in den Raubftaaten refidirenden Conſuln mußten nur zu gleicher 
Zeit den Befehl erhalten, künftig Feine fogenannten 
Bälle mehr zu ertheilen, und jeder Sorfar würde alsdann, 
von welcher Nation er auch angetroffen würde, als Seeräuber 
behandelt werden. Gine Göcabre von ſechs Fregalten nud 
eben fo viel Briggs würbe hinreichend fein, die Execution biefes 
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Entſchluſſes und diefer Drohung auszuführen, und einige Bei⸗ 
fpiele, daß fle ernftlich gemeint feien, würbe wohl die Barbaren 
veranlaflen, das Räuber-Syftem aufzugeben, dad fle mehr noch 
aus fanatiſchem Stolze und Uebermuth, als des Vortheils wegen 
befolgen. Dieſe Executionsflotte wird weniger koſten, als bie 
bisherigen jährlichen Präjente beitragen... .. “ Der Brief 
ſchließt mit folgenden bezeichneuden Borten: „Ich kann nicht 
zweifeln, daß alle europäifhen Mächte hierzu beizutragen geuö⸗ 
thigt fein werden, da fie in dieſem Augenblide durch 
einen beiligen Bund einen allgemeinen Frieden 
unter fih befhworen haben, und e8 daher nit 
dulden werden noch können, daß einige ohnmächtige 
Barbarenftaaten durch feige Seeräubereien dieſen 
allgemeinen Frieden ſtören“. — 

Obwohl nun die Bundesverfammlung beichloß, das Commiſ⸗ 
fionsgutadhten an die Regierungen zur Inſtructionseinrichtung zu 
fenden *),, und die Commiſſion felbft beauftragt wurbe, weitere 
Vorſchläge zu machen, jo blieb dennoch die Sadhe von da ab für 
alle Zeit liegen. Wie leicht wäre es geweſen, mit Hülfe einiger öfters 
reichiſcher, dänischer und niederlaͤndiſcher Schiffe ſich ſelbſt vor⸗ 
erſt zu ſchützeu! Was bedeutete es denn, wenn Deutſchland einige 
Fregatten ausrüſtete? Der von ben Englaͤndern gezüchtigte 
Dey von Algier hatte feine Flotte in Eurzer Zeit wieder auf 44 
Hahrzeuge gebradyt. Aber das große Deutichland fcheiterte an 
der Beſchaffung von einigen Fregatten und Briggs! — Man 
vergleiche nun dagegen die Handlungsweife der verhältnigmäßig 
fo jungen Freiftaaten von Norbamerifa. Der Praͤſident berfelben 
fagte in feiner Rede vor dem Gongreß im Jahre 1817: „Wir 
haben Berträge mit einzelnen ber Barbaredten Staaten zum 
Schup unſeres Handeld und unferer Schiffahrt abgeſchloſſen; in 
einem alle aber, wo die Regierung Schwierigkeiten machte, 
haben wir fofort einige Kriegsjchiffe nach dem Mittelmeere ge 
ſandt!“ — Erſt fpäteren Zeiten, ohne Hülfe und Buthun 
Deutfchlande blieb es vorbehalten, dem ſchaͤndlichen Unweſen im 

*) 9. Br. 1817. Fol. 851. 
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Mittelmeer ein Ende zu machen. Ein Souverain zeigte jedoch 
ſeinen guten Willen ſofort; es war Alexander von Rußland. 
Er machte folgenden Vorſchlag und verlangte den Beitritt der 
übrigen Maͤchte: 

„Um ben Seeräubereien im Mittelmeere ein Ende zu machen, 
jollen fämmtlihe Seemaͤchte eine gewifle Anzahl von Kriegs⸗ 
ſchiffen, Die übrigen hingegen ein beſtimmtes Geldcoutingent zur 
Beſtreitung der Unkoſten hergeben. England wird dieſen Ver⸗ 
handluugen zufolge drei Stationen im mittellaͤndiſchen Meere 
unterhalten, und Kriegsſchiffe bei Bibralter, Malta und ben 
joniſchen Inſeln flationiren; um England aber den ganzen Plan, 
welcher feinem Handelsintereſſe im Allgemeinen zumwiberlaufen möchte, 
annehmbar zu machen, fol der Dey von Algier dahin vermodht 
werben, Bona mit einem paflenden Gebiete an daſſelbe abzu⸗ 
treten, wo demnaͤchſt eine englifche Golonie angelegt werben wirb, 
dafür übernimmt aber England aud den Schug aller Handels⸗ 
ſchiffe an der ganzen afrikaniſchen Küſte. Frankreich ſoll bei 
Marſeille und Smyrna in ber Levante, Oeſterreich endlich Bei 
Venedig und Trieſt im adriatifchen Meere Stationen von Krieges 
Ichiffen halten. Sowie Dänemark ſchon durch frühere Traftate 
ben Schu ber Oſtſee gegen Seeräubereien übernommen unb 
zum Theil für biefe Verpflihtung den Suntzoll erhebt, fo foll 
jetzt Schweden eine gleiche Verpflihtung für das Kattegat über- 
nehmen. Uebrigens muß jede Nation für den Schuß der fried⸗ 
lichen Flaggen an ihren Küften forgen, und um auch das atlantifche 
Meer in Zukunft zu fihern vor ben Seeräubern, werben bie 
vier größeren Seemädhte: England, Rußland, Sranfreih und« 
Holland jährlid) eine gewiſſe Anzahl von Kriegsſchiffen in diefen 
- Meeren halten. Ale Handelsſchiffe müffen mit lateinischen See⸗ 
pällen, iwie fie jegt ſchon im mittelländifchen Meere gebraͤuchlich 
find, verſehen fein, und ein beſtimmtes Schutzgeld erlegen, mo» 
gegen ſich die rejpectiven Mächte verpflichten, den Schaden, den 
jene Schiffe durch Seeräuber irgend einer Nation erleiden, zu 
erjegen. Den Barbaresfen jolvon ben allüirten Mächten eine förm« 
liche Erklaͤrung zugeftellt werben, worin fie ihr Mißfallen Aber die 


293 


fortbauernden Seeräuberelen und die Behandlung ber Gefangenen 
an den Tag legen, und bamit drohen, die Staaten der Barba⸗ 
resken zu erobern um bier europäifche Kolonien anzulegen, im 
Fall fie ihr bisheriges Betragen nicht verändern ſollten“. 


Bir Schließen hiermit Die Ueberficht der Thätigfeit ber 
Bundesverfammlung bis zu ihrer erſten Vertagung. Bon widıti- 
gen Volks⸗Intereſſen war indeſſen wenig erledigt, Vieles freilich 
vorbereitet, aber erft in ferner Ausficht die Erledigung. Die 
Gefandten hatten fleißig, eifrig und mit gutem Willen gearbeitet, 
aber die Menge ungeordneter Zuftände und Verhaͤltniſſe, die 
Maſſe von Privat:Reclamationen, die fi auf 300 beliefen, ger: 
fplitterten ihre Kräfte. Es wäre weit zwedmäßiger geweſen, bie 
Ungelegenheiten des Reichſskammergerichts, Die rheinifche Suſten⸗ 
tationsſache, die Entfhädigung der deutichen Ordensritter und 
dergleichen ähnliche Dinge befonderen Commiſſionen zu übers 
tragen und zur Berathung vorbereiten zu lafien, wie dies bei 
den Militär-Angelegenheiten des Bundes geſchah. In ſolchen 
Dingen mußte man die Thaͤtigkeit der Geſandten in mechaniſchen 
Detail⸗Arbeiten, die untergeordnete Beamte leicht vornehmen 
konnten, geradezu abſorbiren. Man entzog dadurch ben wichtig⸗ 
ſten Angelegenheiten die beſten Arbeitskräfte an der Bundesver⸗ 
ſammlung. War das Material gehörig geſichtet und vorbereitet 
und von den betreffenden Commiſſionen neben der Bundesvers 
fammlung zum Bericht gebracht, fo konnte ein Ausſchuß der 
Bunbesverfammlung bie leßte Prüfung vornehmen. Wir haben 
fchon oben bemerkt, daß wir auf Arbeiten der Bundesverſamm⸗ 
Tung, welche fi) auf Die genannten Gegenſtaͤnde bezogen, nicht näher 
eingehenwollen, weil die betreffenden Angelegenheiten für die National⸗ 
Sinterefien für unerbeblid erachten, obwehl wir weit entfernt 
find, die Bemühung, Hierin gerecht zu werben, nicht gebührend 
anzuerkennen, Aber wenn die Bundeöverfammlung felbf in ihren 
intelligeuteften Mitgliedern damaliger Zeit gerade biefe Seite 
brer Thätigleit jo außerordentlich bervorhebt, wie z. B. von 
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Bangenheim *) gegenüber ben Auflagen bed Generals v. Rabowig, 
fo konnen wir damit nicht einverflanden fein. Die erfte 
Pfliht der Bundesverfammlung war die Feſt—⸗ 
fellung der organifhen Örundgefepe des Bundes. 
Hierauf war um fo mehr Fleiß und Aufmerkſamkeit zu verwen 
den, als fi das Beftreben bei einzelnen Mächten zeigte, bie 
Gompetenz der Bunbesverfammlung fo viel als moͤglich zu bes 
Ichränfen, und als die Politik Metternichs in ber Hofmannfchen 
Ungelegenheit einen ftarten Beweis gegeben hatte, wozu fie bie 
Bunbeöverfammlung zu benutzen gedenke. Die organifchen 
Bundesgrundgejege wurden aber Damals eben fo 
wenig, ald fpäter von der Bundesverfammluug 
beratben und erlaffen, — fie wurden von anberer 
Seite ihr octroyirt gegen den ausdrücklichen Wort⸗ 
Anhalt der Bunbedacte und der von der Bundess 
verfammlung erlajfenen proviforifhen Competenz⸗ 
befiimmung. 

Man war ermübet, überarbeitet und eilte zum Schluß. 
Die Vertagung trat ein am 1.Auguft 1817 und währte bis ben 
3. November vdefielben Jahres. Das Praͤſidium faßte in ber 
Sipimg vom 17. Zuli®”) die Thätigfeit der Bundesverfammlung 
zufammen; fie babe an Geſchaͤften vollendet 

„a. Unfere vorläufige, von fämmtlichen Gommittenten ohne 
alle Ausnahme durchaus gebilligte Geſchaͤftsordnung. 

b. Die mit einer ganz eigenen Sorgfalt ausgehobene 
Reihenfolge. 

c. Die über die Vermittelung der Bundesverfammlung bei 
Streitigkeiten der Bundesglieder unter ſich, und über bie 
Aufftelung einer wohlgeorbneten Auſtraͤgal⸗Inſtanz ges 
troffene proviſoriſche Verfügung. 

d. Die gleihfalld proviforifch ausgefprochenen Beſtimmungen 
über die Gompetenz ded Bundestags. 


*)%, Sr. 1817 8. 375 Kol. 722. 
) Dreifönigsbündniß. 
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e. Der hiernaͤchſt auf die balbige Erfüllung des XII Artitels 
der Bundesacte, die Bildung ber oberften Gerichte ber 
treffend, genommene Bebadht. 

f. Die, die Untertbanen ber deutſchen Bunbesftaaten fo 
hoch begünftigende, über allen Bweifel erhobene Aus 
legung des XVII Artikels der Bundesacte, in Anfehung 
der Freiheit von aller Nachſteuer. 

g. Die mit der unverbrofienften ebelften Bemühung bewirkte 
vorzüglic Liberale Vorſorge für die Angehörigen des 
ehemaligen Kaiferlicden und Reichſskammergerichts. 

h. Für die überrheinifche Geiſtlichkeit und ihre Dienerichaft, 

L. Die zum Beſten der Deutfch- und 

k. Johanniter⸗Ordens⸗Ritter beiviefene Theilnahme. 

1. Die für die ehethunlichſte Berichtigung bes unter bie 
Garantie des Bundes geftellten Schuldenweſens getragene 
Sorge. 

m. Die für den erwünfchten Zweck eines freien Verkehrs ber 
nothwendigſten Bebürfniffe in den Bunbesftaaten, 

m. Die den häufigen Auswanberungen gewibmete Aufmerk⸗ 
ſamkeit, unb endlich 

o. die für den eintretenden Fall einer Vertagung der Bundes⸗ 
verſammlung beliebten einſtweiligen Anordnungen werden 
ſonder Zweifel jedem billig Denkenden genügend beweiſen, 
daß Bir in Hinſicht Unſerer innern Verhaͤltniſſe zwar 
auch noch weiter gegangen fein würben, haͤtte es nur an 
Unferem legten Willen gelegen. 

p. Der über Unſere diplomatiſchen Verbhältnifie gefaßte und 
zum Theil ſchon in Vollzug geſeßte Beſchluß, fo zwar, 
daß auch 

q. zur Sicherung des beutfchen Seehandels bereits vielfeitige 
Einſchreitungen erfolgt find, wird, fowie bie 

r. zur Entwerfung einer Matrikel gelieferten, möglihft um⸗ 
faffenden Vorarbeiten, welche als ſolche weit mehr als 
die vorgelegte Aufgabe mit dem rühmlidhften Fleiße und 
der thunlichften Genauigkeit gelöjet haben, Linfere gleiche 
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Beruͤckſichtigung für die auswärtigen und militärtfchen 
Verhaͤltniſſe ald für den Augenblid vollkommen hinreichend 
beurfunden. “ 

Die Bundesverfammlung dankte dem Vorfigenden für feine 
einfichtige und thätige Gefchäftsleitung und Beförderung , jo wie 
für die energiſche Bemühung zur Erreichung des dieſer Verſamm⸗ 
fung vorgefegten Bieled. v. Gagern allein hielt ſich veranlaßt 
in ausführlichen Vortrage feine Anfichten auszufprechen. Gr 
meinte, da er, alles in Anfchlag gebracht, nur zu günftigen Refuls 
taten und Erwartungen fomme, auch fich keineswegs zu fcheuen 
brauche die Hand an die ſchadhaften Stellen zu bringen. Es 
ftellte nach feiner Anficht Niemand das vernünftige und behut⸗ 
fame Borrüden der Bundesverfammlung und bed Syſtems über 
haupt ernftlich in Abrede; es fei dies in früheren Abftimmungen 
fattfam dargethan. Nichts deſto weniger fei Bährungsftoff im 
Vaterlande ſehr fihtbar, und das Unvollſtaͤndige, Unvollenvete, 
Unreife vieler Dinge nicht zu leugnen. Nicht zu leugnen fei, daß 
ber Bund felbft nicht überall richtig gewürdigt werbe und feine 
organifche Finrichtung nody lange erwarten werde. Nicht zum 
leugnen fei, daß Art. 13 der Bundesacte und bie fonft gegebene 
Verheißung Iandfländiicher Verfaffungen, noch faft überall auf 
Fe Ausführung warteten. Den Einen, und vielleiht auf 
jehr hohen Stufen, erfcheine der Bund unerhbeblih und 
Ioder, eine bloße Rolle der Ausfüllung auf der europäifchen 
Schaubühne, den Anderen wohne eine zu große Erwartung bei, 
eine Verkennung des eigentlichen Zweckes der Union, indem fie 
ihre individuellen Zwecke ald die Hauptſache Hineintrügen. Bu 
häufig werde in den Forderungen an den Bunb nit bebadht, 
daß er minder fürdtend als furchtbar fei. Es fei der Bund 
nicht geſchloſſen an einer Waldede durch einen Walter Kürft und 
Werner Stauffacdher, ſondern durch Kranz und Friedrich, Wil 
beim und Mazimilian an der Spike fiegreicher Heere, im agitir- 
ten Gongrefie ber Kaiferftabt. Darum gebühre ihnen auch das 
reinfte Anerfenntniß, wenn fie ihr eigenthümliches Intereſſe nicht 
immer voranfegten, den Bundeserforderniſſen fich anfchlöffen, oft 
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das erſte Beifpiel gäben; kurz, wenn fle das Dffenfive ihrer 
Macht dem Defenfiven ihrer großen, politiich fittlichen Anftalt 
unterordneten, obne den gemeinfchaftlihen Wehrftand außer 
Augen zu laffen, was eben das für tie Wohlfahrt und den Ruhe⸗ 
fand der Erde zu loͤſende Problem fei. 

Ueber das Innere der deutſchen Staaten im Verhaͤltniß mit 
der Bundesacte und den Korderungen der Beit könne er ſich aber 
nicht befriedigend ausdrüden. Man wife in Frankreich, England 
und den Niederlanden jehr wohl, daß den großen europälfchen 
Nationen zwar eine monardijche aber geregelte Verfaflung ge 
sieme; man fei dort von republicauifchen Irrthümern und dema⸗ 
gogifchen Ausſchweifungen zurüdgelommen. Aber man ehre dort 
die Freiheit, und wende nichts ein, wenn man republicaniſchen 
Geiſt, die ganzen lebendigen Gefühle für ein Gemeinweſen, bie 
Freimuͤthigkeit ohne Grobheit und Beleidigung, die in gehörigem 
Schranken gehaltene Reibung der Meinungen auf folde monar⸗ 
chiſche Verfaflung übertragen. Nach großbrittannifchen Ideen fet 
das Koͤnigthum in Nation und Parlament volllommen begriffen. 
Au Deutſchland aber wolle man auf der einen Seite Boll und 
Fürſt ald entgegengefehte Begriffe binftellen, umwaͤlzen, auf der 
andern Seite vermiffe man im Rathe und Gefolge der Kürften 
den gewünfchten Tact, um ven medius terminus, auf ben ed ans 
komme, um bie rechte Definition der Kürftlichkeit und Souverainetät 
zu finden. Daher fam die Verlegenbeit zwifhen bem 
gegebenen Worte und deſſen Haltung, genäbrtes 
Mißtrauen, willlommener®orwand um zu hemmen, 

Dis dahin Fonnte man in Gagerns Rede nur die Anfchauung 
eines wohlmeinenden Patrioten finden, ber ehrlich genug war, 
die unwillkommene Wahrheit den Fürften Deutichlands oder 
vielmehr ihren unmittelbaren Rathgebern unverhüllt zu fagen. 
Gr ſchwaͤchte aber den Gindrud ber Rebe durch die folgende 
Betrachtung, in welchen er eine Vertbeidigung ber neuen Ans 
maßungen bed Adels verſuchte. Seine Schilderung des Adels 
paßte auf den au den Höfen einflußreichen Abel nur in wenigen 


Zällen; denn es ließ fi nicht leugnen, daß ein großer Theil 
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bes beutjchen Adels ben Charakter des Hofadels aber nicht 
den des Landeſsadels trug, ja daß es dahin wieberum ge 
fommen war, baß man in ber Benennung Landabel gleichfam 
eine geringeree Dualität des Adels gegenüber dem au den Höfen 
fi bewegenden Abel erblidte. Deßhalb war Gagerns Angriff 
auf diejenigen, weldye den privilegienfüchtigen Hof- und Beamten» 
abel, der in vielen Källen auch nicht bie geringſte Bürgfchaft 
eine® unabhängigen Standes ber Nation bot, worauf er doch ein 
fo große Gewicht Iegte*), — in der Preſſe geißelten, 
ein durchaus ungerechtfertigter. Die Nation wußte ſehr wohl, 
in welchen Kreifen die Schürer des Mißtrauend gegen des Volkes 
Intereſſen zu ſuchen waren, und mußte nothwendig erbittert 
werden, wenn fie aus ber Mitte jened Standes Forderungen 
bervortreten fah, die, wie die eined Herm v. Schüß, nad Bus 
fländen zurüdwiefen, weldye bie Unterfohung Deutſchlands durch 
einen fremden Groberer herbeigeführt hatten. Welche Opfer 
hatte e8 dem Volk gekoſtet, dieſem Eroberer das Land wieder 
zu entreißen! Beſſer wäre es geweien, wenn Gagern ſich von 
biefem Theile feines Standes öffentlich Ioßgefagt, wenn er, als 
Ariſtocrat im edlen Sinne des Wortes, der Thorheit ber Ber: 
blendeten, weldye vor den Höfen und jonft Gewalt habenden Perſo⸗ 
nen Erochen, dem Bürger gegenüber hochmüthig und aufgeblafen 
waren, in jener Art und Weiſe den Text gelefen hätte, in welcher 
bei manchen Gelegenheiten der Freiherr v. Stein feinen Born 
und feine Verachtung ohne Unterjchieb der Perſon ergoß. Die 
politifchen Oppofitionsblätter ber damaligen Beit hatten deshalb 
auch Leichtes Spiel mit biefer Vertheidigung des Adel von 
Seiten bes Freiherrn v. Gagern und eines der gelejenften Blätter 
äußerte damals mit Bitterfeit: „Stellt einen Adel hin, der anf 
That ober Belig, auf Geift oder Amt gegründet iſt, und wir 
werden ibn achten. So lauge aber gemeine Seelen, bie 


*) Bin Freiherr v. Rochow, kön. fühl. Appell -Rath, Hatte fogar der 
Regierung es zur Pflicht gemacht, den fähfiigen Adel aufrecht zu erhalten. 
weil er fo zahlreich und fo arm und body fo ehrgeizig fei. 
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nichts für fi) Haben, al8 daß fie von einer vielleicht fehr Lies 
derlichen Mutter geboren find, bie bad Woͤrtchen „von“ 
vor ihren Namen ſetzen durfte, und bie allein wegen biefes 
Umftandes fi Edelleute nennen und als ſolche größere An- 
ſprüche in der Gefellichaft machen und erfüllt fehen, jo Tange 
wird Spott und Hohn nit ausbleiben und foll nicht aus: 
bleiben". Es war gewiß nicht Gagerns Wille, eine Kritik 
feiner Bertheibigung der Prätenfion bes Adels in den folgenden - 
Worten feiner Rebe zu geben: „Nachdem ich gerechten Tribut 
der Monardhie und Arifkofratie gebracht habe, bin ich nicht min- 
der auch Demokrat. Freilich nicht regellos und ftürmifch, fondern 
ich firebe in dem verftändigen Sinne es zu fein, ber ber Freiheit 
und der Ordnung zufagt. Denn das iſt e8 eben, worin wir 
zurüd find; der unverfländige und fchäbliche Antagonismus in 
Deutſchland, den ich befeinde, daß ſchon das Wort „Ariftofratic” 
ben Ohren der einen jo ein Gräuel tft, ald ben anderen „Demos 
fratie”. Ich befenne mich dazu jo unummunden, daß ih mans 
hen Herren an der Donau vielleiht bamit in 
Grftaunen ſetzen werbe*. 


Das war es eben, daß ein Mann wie Gagern, von milder 
verföhnlicher Befinnung bei feinen Standesgenofjen an der Donau 
und fonft ein fo großes Erſtaunen wegen feiner Anfichten erregte, 
das bewied den vermwerflihen Standpunkt derjenigen, welche 
Bagern ald den Abel Deutſchlands vertheidigte, das war gerabe 
die bittere Kritik feiner Vertheidigung der Wriftofratie. 


Am meiften, meinte endlich Gagern, fei er entrüftet gegen 
bie Klaſſen, die in übler Laune ober Abficht fragten: „was 
Deutichland gewonnen habe?” Gr fagte: zuerſt Unabhängigkeit 
und feften Frieben unb die Mittel, fie zu behaupten. Wäre es 
fo gewejen! Fremde behaupteten, daß Deutichland feine Ber 
fafjung nicht ohne ihren Willen und ihr Zuthun ändern Fönnte!*) 
Bundesgefandte meinten, Deutſchland fei nur ein Defenfiobund 


*) Siche ©. 237 die Note des Brafen Reinhard. 
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gegen dad Ausland!) Die Gongreffe von Carlsbad, Aachen, 
Troppau, Laibach, Verona beichlofien über Deutihland ohne fein 
Zuthun, gegen feinen Willen! Die Seeräuber elender Raub: 
fiaaten böhnten es!») War das Unabhängigkeit und fefter 
Friebe ? 

Die tröftende, erquidende und flärfende Meinung, weldye 
alle Klaſſen des Volks im Jahre 1815 belebte, daß Deutſchland 
die ſchlechteſte Zeit durchlebt hätte, war erfhüttert. Die Zuver⸗ 
fiht, daß die Schändbung ber Belt, daß dad Uuglüd Deutſch⸗ 
lands von einem Eroberer ausgegangen, baß mit feinem Falle 
die entfittlidenden Grundſaͤtze, welche er handhabte, verſchwinden 
würden, war in den Gemüthern ber unabhängigen Maͤnner ber 
verfchiedenften politifchen Richtung geſchwunden: Freiherr v. Stein 
und die Nemeſis waren darin einer Anficht. 

Faſt wie Hohn mußte e8 eingeweihten Ohren Flingen, wenn 
dann dv. Gagern feruer fragte: „was wir gewonnen haben? Nach 
dem wir feit Karls V Zeiten nit anders gewohnt waren, ale 
nachtheiligen Frieden zu fließen *%*%), daß endlich ein befjerer 
Tag und befiere Möglichkeit erichienen if. Was wir gewonnen 
haben? Ein feſteres Grenzſyſtem.“ Wir jahen oben (S.104ff.), welche 
Grenze Deutfchland gewonnen, was ben gebemüthigten Feinden 
geblieben war. Wenn er aber gar fagt: „daß bie Mutter 
heiterer das Kind unter ihrem Herzen trägt, der "Sorge unb 
Angft enthoben, einen Sclaven zu erziehen, fondern im Vorge⸗ 
fühle, daß fie einen freien Mann dem Vaterlande barbringen 
wird“, fo hätteer fich erinnern follen, Daß gerade der fremde Eroberer 
und fein Einfluß in vielen heilen Deutſchlands erft die Leibeigen⸗ 
ſchaft gebrochen hatte, und dag im Augenblide, wo er ſprach, es 
noch Theile unferes Vaterlandes gab, wo fie fich in voller Blüthe 
befand, und enblih, dab gerabe von mehren feiner Standes- 
genofjen biefer Krebsichaben der freien Entwidelung eines Volkes 


*) Eiche S. 288 die Anfiht der Gommilflon. 
“*) Siehe ©. 224. 
“r, Belläuflg übrigens hiſtoriſch nicht richlig- 
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unter den beliebten Redensarten „väterliches Regiment der Quts- 
herrſchaft n. dergl.“ eine berebte Vertheibigung fand. 

Es konnte nicht fehlen, daß diefe auffallenden Blößen in der 
Rede Bagerns Spottund Zorn der Prefiehervorriefen *), unb die 
fonftigen Verbienfte bed milden und verfähnlichen Diplomaten 
überfehen ließen. Die öffentlihe Meinung, weit entfernt durch 
die Verſoͤhnlichkeit erftrebende Rebe Gagerns gewonnen zu wer 
ben, war faft burchweg**) gegen bie Bundesverſammlung einges 
nommen. Nicht daß man ben guten Willen der Bundesgefanbten 
im Allgemeinen mißtraute; hatte doch felbft der Präftbialgefanbte 
erflärt ***), daß alle Gegenflände jo viel es Die Umflände 
und der Umfang der eingegangenen Snftructionen 
erlaubten, erledigt feien! Aber an dem guten Willen einzelner 
Fürften zweifelte man und insbeſondere hatte man gerechte Urfache 
die Verzögerungen dem oͤſterreichiſchen Kabinet zuaufchreiben. 
Denn ſchon im Monat März zu der Zeit, als die Hofmannfche 
Beſchwerde zu erledigen war, gelangte ein Schreiben Metternichs 
an den Grafen v. Buol, welches auf bie zum Geburtätage bes 
Kaiferd eingegangenen Glückwünſche ber Bundesgeſandten ant- 
wortete, in bie Deffentlichkeit. 

Das Schreiben lautete: „Wien, den 2 März Aus Ew. 
Excellenz geehrtem Schreiben vom 12. v. M. entnehme id, baf 
die Herren Bundestagsgefandten, Minifter und Excellenzen, Hoch⸗ 
demfelben die Glückwünſche zum Geburtsfeſte Sr. Maj. des 
Raifers dargebradht haben. Ich babe es für Pflicht gehalten, 
Sr. Maj. den Kaiſer davon zu unterrichten und bin ausbrüdlich 
beauftragt, Ew. Excellenz zu erfuchen, den jämmtlichen verehrten 
Herren Bunbestagsgefanbten, Miniftern und Reſidenten zu ver- 
fihern, daß Allerhöchftdiefelben dieſe beſondere Aufmerkſamkeit 


— — 


*) Nemeſis v. Luden, — Zeiten von Voß ıc. 
**) Ausnahmen machte in einigen Artikeln die Allg. Augsb. Zeitung 
(1817 Beil. Nr. 96), während in andern Artikeln berjelden Zeitung «ine 


iemlich entgegengefehte Meinung zu Tage trat. 


269) B, Br. 1817 ol. 722. 
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als ſolche anerkaunten und in gefälligfter Urt verbantten, fowie 
auch bie bezeugten Befinnungen aufrichtigft und frennbfchaftlichft 
erwiberten. Se. Maj. wiederholen mit Bergnügen bet 
diefer Veranlaffung die Verſicherung, daß Aller: 
böchftdiefelben in allen Verhältniſſen um fo mehr 
nur unverrüdt des deutſchen Bundes Beſtand unb 
Wohl, ohne alle Privaträdfihten auf Defterreidh, 
zum Bielpunft nähmen, da nad richtiger politiſcher 
Würdigung das wahre Intereſſe der öſterreichiſchen 
Monarchie von jenem des deutſchen Bundes nicht 
verſchieden fein konne. Ge. Maj. werben daher bie Ange⸗ 
legenbeiten des deutſchen Bundes ftetd mit der wärmften Theil⸗ 
nahme, zugleich aber auch mit jener Ruhe behandeln, welche 
Alterhöchftbiefelben für die Intereſſen Deutfchlands fo vorzüglich 
notwendig Halten. Se. Majeftät vertrauen deshalb auch, 
daß ſelbſt beiirgenb einer bem Anſcheine nad zögern» 
den Erklärung weber anf Fältere Theilnabme ge: 
ſchloſſen, no fonflige Beforgniffe gebegt werben 
möchten, Allerböhftdiefelben gehen in Behandlung 
derBundestagsgefhäfte von dem Doppelten Geſichts⸗ 
punfte aus, daß derBundestag feine vorübergehende 
fondern fortwährende politifhde Berfammlung aus: 
made, folglihihonauß dieſem Grunde jedes Drängen 
der Gefhäfte zu vermeiden ſei; zugleih aud find Se. 
Maj. der Ueberzengung, daß jede nachtheilige poli— 
tifhe Reibung am Bunbestage, noch mehr aber eine 
wirflihde Spannung oder Thellung mögliäft, und 
befonbers beim Beginnen feiner Geſchäftswirkſam— 
feit vermieden werden müffe; in beiden NRädfichten 
dürfte daher theils ruhige Berathung ohne übertrie- 
benes Drängen der Gefchäfte theils aber vorläufige 
Rüdfprade unter den Kabinetten und Regierungen 
in einzelnen, einer umfaffenden Auslegung fähigen 
Fällen am geeignetfien fein, jeden nactheiligen 
Ausbruh beim Bundestage zu verhüten. Von biefen 
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Geſichtspunkten find Se. Majeftät bisher ausgegangen, biefe 
werben audy fortwährend Allerhöchftviefelben leiten, und in berer 
treuer Befolgung, verbunden mit unverrüdtem ausfchließenben 
Blick auf Deutihlande Geſammtwohl, find Se. Majeftät über 
zeugt, Daß auch felbft bei Verfchiebenheit der Anfichten in ſolchen 
Fällen das Refultat ber Verhandlungen gewiß jeberzeit zur 
freundſchaftlichen Vereinigung führen werde. Gm. Escellenz 
erſuche dieſe Gefinnungen St. Majeftät fi) ebenfo felbft zur 
Leitung zu nehmen, als auch bei jeber fich ergebenden Veran⸗ 
lafjung felbige den Herren Bunbestagögefandten zu betbeuern. 
Ich ı. 





Drittes Kapitel. 


Verhältuig der Yundesverfommlung zu dem Streben nad Gleichberechtigung 
der Confefhonen, insbefondere Cmancipation der Juden. 


Wir erinnern und an bie Vorfchläge der Sommiffion über 
die Reihenfolge der Bunbesverfammlung, wonad auf die Erfüllung 
bes Art. 16 der Bundesacte überall gebrungen werben follte; 
insbeſondere fand man e8 ber Gerechtigkeit und Billigkeit gemäß 
auf die moͤglichſt übereinflimmende Weife bie bürgerliche Ver⸗ 
befierung ber Bekenner des judiſchen Glaubens in Deutſchlaud 
ſo ſchnell als thunlich hinzuwirken. 

In manchen Laͤndern drohte die Lage der Juden wiederum 
eine ſehr traurige zu werden. Die Verhandlungen des Wiener 
Congreſſes hatten aus der urfprünglichen Faſſung des Art. 16 
der 8. U: Jedoch werden den Bekennern bes jüdiſchen Glau⸗ 
bens bis dahin (d. 5. bis zur in Ausſicht geftellten bürgerlichen 
Verbeſſerung berfelben) die denjelben in ben einzelnen Bundes» 
ſtaaten bereits eingeräumten Rechte erhalten”, — das Woͤrtchen 


304 


in in dad Woͤrtchen „von“ verwandelt; Veranlaffung dazu 
hatte der Vertreter der freien Stabt Hamburg am wiener Con⸗ 
grefie gegeben. Damit waren aber in allen Ländern, welche zu 
dem früheren Königreich Weftphalen, zu dem Großherzogtum 
Berg, zu dem banfeatifchen Bezirk, zu ben Ländern des linken 
Rheinufers, injofern der Code Napoleon nicht beibehalten war, 
faft jedes Recht der Juden in Frage geftellt. In manchen Läns 
bern waren bie Regierungen einfichtig genug, ben Juden ihre 
einmal erworbenen Rechte zu nicht nehmen. In anderen Staaten 
Dagegen traten traurige Reactionen ein 5. B. in Hannover; nicht 
minder drobten den Juden in den freien Städten fehr empfind» 
lihe Nachtheile. Am meiſten trat dieſes bei den Juden in 
Frankfurt hervor. Sin der Wiener Congreßacte war für die Frank⸗ 
furter Verhältniffe allerdings ein Mittel für die fofortige Ein⸗ 
wirkung ber Bunbeöverfammlung gegeben, da nah Art. 46 
biefe die Frankfurter Verfaſſungsverhältniſſe unbeflreitbar zu ord⸗ 
nen batte. 

Der politifhe Standpunkt, ja die politiiche Bildung zeigt 
ſich faſt auf feinem Gebiete mehr, ald bei Gleichftellung ber 
Bekenner ber verfchiedenen Glaubensbekenntniſſe. Was aber die 
anzuftrebende Gleichftelung der Juden und ber Chriſten betrifft, 
fo find Heute Die Meinungen durchaus noch nicht geklärt genug, um 
ben richtigen Standpunkt feftzuftellen. Viele Verhältniffe wirken hier 
mit, um die Meinungen zu verwirten. Ein Bild damaliger Anfichten 
liegt in dem Streite der freien Stadt Frankfurt mit den dortigen 
Auben in den Verhandlungen der Bundesverfammlung beutlich 
vor. Das, was bisher darüber befannt geworden, fol von uns 
bier nur kurz bdargeftellt, dagegen die bis dahin geheim gebliebe⸗ 
nen Verhandlungen ausführlicher behandelt werden. Beginnen 
wir mit der hiſtoriſchen Darftellung der Sache felbft. 

Auf den Beſchluß in der Bundesverfammlung in der 13. 
Sitzung vom 19. December 1816, wodurch von ber rubricirten 
Beihwerbefahe Mittbeilung an ben Senat der freien Stabt 
Frankfurt erging, um fich innerhalb einer Krift von zwei Monaten 
darüber hin bezüglich zu äußern, damit dieſe Befchwerde gütlich 
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Befeitigt, ober aber zur gehörigen Entſcheldung des Bundestags 
gebracht werde” — hatte der gedachte Senat, nach einigen weis 
teren Befriftungen eine Gegenerflärnng mit drei Anlagen unterm 
8. Mai 1817 übergeben. Die Anlage 1 gab eine geidgichtliche 
und rechtliche Darftellung der Nechts⸗ und Gemeindeverhältniffe 
der frankfurter Judenſchaft; Anlage 2 war das bemjelben anges 
bängte Gutachten der Zuriftensgacultät in Berlin, und Anlage 3 
eine andere, gleichfalls angefchlofjene Denkſchrift zur Beleuchtung 
der Anſprüche ber Judenſchaft bei Anwendung des 16. Artikels 
der Bundesacte. In der erſten Beſchwerde hatten die Juden 
nach Anſicht des Referenten über dieſe Angelegenheit (v. Pleſſen) 
berichtet, daß der frankfurter Judenſchaft wirklich das voͤllige 
Buͤrgerrecht zur Gleichſtellung mit den übrigen Bürgern von dem 
Großherzoge von Frankfurt gegen das genannte Abloͤſungsgeld 
zugeflanden worden, und fie fih auch jo lange in Ausübung 
deſſelben befunden, bis fie zuerft unter dem proviſoriſchen Gou⸗ 
vernement und durch die weiteren Verfügungen ber Stabt außer 
Beſitz davon gefeßt ward. Ihre Reclamation beim Bunbestage 
war beflimmt auf den vollen unbefchränften Beſitz und Genuß 
jener vom @roßherzoge erhaltenen bürgerlichen Rechte gerichtet. 
63 war hierbei aber einleuchtend, daß dieſer Antrag auf die 
Wiedereinſetzung in ſolchen Befiß ein ordentliches richterliches 
Berfahren zur Entſcheidung erforbere, mithin der Gegenftand 
fowie er vorlag, durchaus juriftifcher Natur unb eine Rechts⸗ 
fadye ſei. 

Die Reclamation bezog fich bieferhalb auf die Art. 45 u. 46 
der Gongreßacte, auf Die fogenannte Selbftftänbigfeitsacte und 
auf Die nachfolgenden Schreiben ber kaiſerlich öfterreichijchen und 
koͤniglich preußifchen Minifter, Fürſten Metternid) und Harbens 
Berg, aber auch auf den Schluß des Art. 16 der Bundesacte: 
„daß den Belennern ihres Glaubens bis dahin, daß die Bürgers 
liche Verbeſſerung der Juden auf eine möglichft übereinftimmende 
Weife in Deutfchland zu bewirken fei, die benfelben von ben 
einzelnen Bundesſtaaten bereits eingeräumten echte erhalten 
werben follen”. In diefer Hinfiht war es wohl außer Zweifel 

Grfler Theil. y.i) 
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geftellt, daß die Bundeßverſammlung fih veranlaßt unb befugt 
halten mußte, die vorgebrachte Beſchwerde anzunehmen, um foldye 
unter ihrer Teitenden Beſchlußnahme zu reiner rechtlichen Entſchei⸗ 
dung zu bringen. Um dieje aber in gehöriger Orbnung herbei⸗ 
zuführen, follte auch die Stabt Yranffurt ihrerſeits mit ihren 
Einwenbungen ‚und ®egengründen noch erſt gehört werben. 

Die Fragen, welde nun. babei vorzüglich in Betracht zu 
kommen unb zur Grörterung zu: bringen waren, waren folgenbe: 

1. Burden die bejagten Verordnungen des GOroßherzogs von 

Frankfurt, woburd ber frankfurter Judenſchaft dad unbe 
ſchraͤnkte Bürgerrecht ertheilt worden, zu ber Zeit unb 
nad) der damaligen Verfaſſung fowohl des Staats über 
haupt, wie der einzelnen Beftandtheile und nad beren 
Sommunalrechten auf eine gültige und rechtmäßige Weiſe 
erlaflen, um weiter verbindliche Kolgen zu haben? und 

2. in wie weit war auch in biefem angenommenen Fall noch 

die Stadt Frankfurt nad) den ſeitdem veränderten Umſtaͤn⸗ 
den, ba fie ihre Freiheit und eigene Verfaſſung wieber 
erlangt hatte, an die Erfüllung und Haltung folder Ber 
orbnungen ber vorigen Regierung der daraus für Dritte 
erwachjenen Anfprüche gebunden *) ? 

Zur Grörterung dieſer beiden Kragen konnte erft die Erklaͤ⸗ 
rung der Stadt führen, ehe fi nur über ben Stand der Sache 
oder über die von den Reclamanten deßhalb gemachten 
Vorausfegungen und zu deren Unterflüßung angeführten Gründe 
richtig urtheilen ließ. Die Prüfung und Anwendung aber ber 
von ihnen in Bezug ‚genommenen Beflimmungen. bed Wiener 
Gongrefjes und der fonftigen Erläuterungen deshalb würde nur 
demnaͤchſt zur eigentliden Entſcheidung ber Sache gehört. haben. 
Indem jedody jene. zwei Fragen zuvor erläutert worben, und bie 
Stabt fi darüber genügend zu erflären hatte, fo würbe daraus 
auch die Anwendbarkeit des in in dem angezogenen Artikel 16 


©) Diefe Fragen hatte ſchon ein Gutachten bet juriſtiſchen Facaltat gm 
Gießen aufgeſtellt (d.. 1. Juli 1816) und. gu Gunſten ber frauffurter Yaben 
beantwortet. Dagegen hatte bie berliner SuripenBucnlt. bie. Beiden Drageh 
mit Rein beanfwortet. 
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der Bundesacte ausgefprochenen Grundſatzes über ben einſtwei⸗ 
ligen Befipftand, worin die Siraeliten bei den bürgerlichen Rechten 
erbalten werben follen, die ihnen von den einzelnen Bunbesftaaten 
bereit eingeräumt waren, für den vorliegenden Fall fi noch mehr 
ergeben haben, je nachdem es fich zeigen mußte, ob binlänglicdhe 
Urſachen und eingetretene Umſtände vorhanden, weshalb bie 
Stabt damals an jene früheren Verfügungen ber vorigen "große 
herzoglichen Regierung in dieſem Betreff nicht weiter gebunden 
fein, oder doch darauf zurückkommen koͤnnte. 

Bet dieſer Veranlaffung nun, ba in einer am Bundestage 
jzugelaflenen Rechtsſache ein foͤrmliches Tichterliches Erkenntniß 
nötbhig werben mußte, leitete v. Pleflen bie Aufmerffamkeit ber 
Bunbesverfammlung auf bie richtige Betrachtung: in wie fern 
überhaupt fie fih für geeignet und beftellt halten 
durfte, in ihrer Mitte Rechtsſachen zu verhandeln, 
rechtliche Erkenntniſſe zu ertbeilen, oder felbft eine 
gerichtliche Inſtanz zu Hilden? Abficht und Mittel Schienen 
hierbei noch keineswegs gegeben; ber Bundesſtag an fi war 
wenigften® Fein judiclum formatum, Einrichtung und Grforbernifje 
dazu mußten noch voraußgehen, wenn er ed werben follte In 
der Bunbesacte fand fi aber weder ein Grund noch eine Bes 
fimmung, welche ihm die Aufgabe eines eigenen gerichtlichen 
Verfahrens machte. War die Frage num auch noch unbeftimmt 
gelaffen bei ven Rechtöftreitigkeiten, die Privatperfonen ober Cor⸗ 
porationen mit den Regierungen eines Bundesſtaates hatten, in 
fofern der Bundestag ſolche anzunehmen befugt fein konnte, wie 
bier der Fall war, fo bot fih doch aus dem Art. 11 der Bundes» 
acte eine Analogie bar, wie es wohl nicht Abficht geweſen, daß 
daß der Bundestag bei Rechtöftreitigleiten überhaupt jelbft Die 
die richterliche Inſtanz Bilden follte. Der angezogene Artikel 
verweifet bekanntlich die Streitigkeiten der Bundesglieder unters 
einander an bie Bundesverfammlung, jedoch nur, um durch einen 
zu beftellenden Ansſchuß bie Vermittelung zu verfuchen und bes 
ſtimmt ausbrüdlich weiter, daß Bei ſolchem fehlgefchlagenen 
Verſuch eine etwa nothwenbige vichterliche Entſcheidung durch 
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eine wohlgeorbnete Aufträgalinftang zu bewirken, der Yunbesvers 
fammlung obliegen follte. Hiernach werben alfo die Streitigkeiten 
an dieſelbe gebracht, fie verhandelt ſolche bis auf einen Punkt, 
der immer nötbig ift, um ſelbſt ſolche ausgleichen zu koͤnnen, fie 
bat auch im entftehenden Falle bie weitere Leitung, um eine Ins 
fanz zum Spruch anzuordnen, und die Sache immer zur Ent⸗ 
ſcheidung zu Bringen, nur fol fie nicht ſelbſt darin richterlich 
fprechen und entſcheiden. v. Pleſſen, als Berichterftatter, faßte 
die Sadye folgendermaßen auf: 

Um auf eine ähnliche Weiſe bei andern Rechtsſachen zu 
verfahren, die vor bie Bundesverfammlung gebradyt würden, 
und bie fie zuläffig finde, würbe fie anftatt obiger Aufträgalin- 
ftanz verſchiedene Mittel und Wege einfchlagen koͤnnen, um 
ein rechtliches Grfenntniß Darin zu bewirken: 

1. Zu dem Behuf einen befondern Ausſchuß aus ihrer Mitte 

niederjeßen ; 

2. bei Verſchickung der Akten ein rechtliche Gutachten von 
einer Univerfität oder Gerichtöftelle zur vorherigen Eroͤr⸗ 
terung der Nechtöfrage einholen; ober 

3, die Sache zum förmlichen Spruch an irgend ein Ober 
tribunal in einen der Bundesſtaaten nach der jedeömaligen 
Beſtimmung verjchiden, fo daß ſolche Entſcheidung von 
dem Bunbestage bewirkt, auch von bemjelben ben Par 
teien, die fih an ihn gewandt, ertheilt würbe; fo wie 
dieſes auch bei Gerichtöftellen, wenn Verfhidung ber Alten 
Statt findet, gefchehe. 

Die Bundesverfammlung würbe nach jebesmaliger Vorkom⸗ 
menbeit unter diefen Mitteln nur wählen fönnen und zu beſtim⸗ 
men haben; wenn gleih das Dritte, nämlihd ber Sprud 
Rechtens durch ein Obertribunal, in mancher Hinfiht den Vorzug 
zu verdienen ſcheine. 

Die Natur der vorliegenden Sache hatte bei Pleſſen biefe 
Betrachtung herbeigeführt, jobald es zu einer rechtlichen Eutſchei⸗ 
dung derfelben kommen ſollte. Es war indeſſen jelbft nach ber 
in der frankfurter Gonftitutiond-Grgänzungsacte angebeuteten Ab- 
ficht zu erwarten, ob foldye nicht noch vermieden und durch bie 
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von ber Stabt Frankfurt zu begehrende Erklärung vielleicht beibe 
Theile fi veranlagt fähen, fi gütlich zu vergleihen, indem 
perfucht würde, einen billigen Mapftab auszumitteln, nach welchem 
bie obgedachten Anfpüche der frankfurter jüdiſchen Gemeinde bei 
der eingetretenen Veränderung der Lage und Umſtäude mit dem 
neuen Zuſtand und den Rechten ber chriftlichen Buͤrgerſchaſt 
auögeglihen und die gegenfeitigen WBerhältniffe mit gehöriger 
Berüdfihtigung des allgemeinen Intereſſes für die Zukunft feit- 
gefeßt werden Fönnten. Der Bundestag entzog ſich ficher 
nicht es lag in feinem Intereſſe felbft durch feine leitende Wirkung 
eine ſolche Ausgleichung möglihft zu befördern, um auf biefem 
Wege die angebrachte Beſchwerde zu befeitigen. 

Sn allen diefen Rüdfihten flimmte Pleſſen dahin: 

„daß zuvörderft die Stadt Frankfurt zur Öegenbemerkung 
aufgefordert werben möge”. 

Im Ganzen ſchien ber Berichterftatter ded Bundes mit ben 
Anſprüchen der Juden in Frankfurt einverftanden zu fein, und 
ben biftorifch rechtlichen Ausführungen derſelben feinen Beifall 
zu geben. 

Der Senat äußerte unn in feiner eigentlihen Gingabe, 
wie bei Reyulirung der bürgerlichen Verhältniſſe jüdiſcher Ein 
wohner einzelner Staaten aud) noch rationes salutis rei publicae 
christianae nady den Localitäten in vorzüglichen Betracht kommen 
müßten, wobei fi dann der Unterfchied zwijchen großen Reichen 
und Staaten, in welden jüdiſche Yamilien zerftreut leben, und 
wo ed an der Möglichkeit, die Juden zum Aderbau und andern 
bürgerlihen Gewerben, außer den Handel, anzuhalten, nicht 
gebrähe, und dem localen Verhältnig einer einzelnen Stadt, 
deren chriſtliche Bürger Ichiglih auf den Handel und einige 
andere Gewerbe beſchraͤnkt feien, von felbft aufbränge Sollten 
die Hriftlihen Bürger nicht endlich um ihre Nahrung und Gewerbe 
‚gebracht, 'und dieifreie Stadt Frankfurt nicht nach Jahren in eine 

udenftadt verwandelt, jollte das von allem Unterthanenverband 
wiederum gelöfte, und eben darum von den großherzoglich Franke 
furtiſchen ganz verjchiedene Bürgerredht der freien chriſtlichen 
Stadt nicht herabgewürbigt werben, jo müßten bie jüdilchen Ein⸗ 
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wohner nothwendig einigen Beichränkungen, im Verhaͤltniß zu 
den chriſtlichen Bürgern, unterworfen bleiben. Auf die unzähligen 
Klagen, welche bie franffurter Bürgerfchaft fett mehr als einem 
Jahrhundert über bie Beeinträchtigung und Zernichtung ihres 
NRahrungszuftandes ,„ abfeiten der übergroßen Bahl franffurter 
Juden, geführt, habe andh der vormalige Reichshofrath, nach 
vorbergegangener Linterfuchung, eine Abbälfe durch gejepliche 
Beſchraͤnkungen der jübifchen Ginwohner für gerecht, billig und 
nothwendig erachtet. 

Mit dem Entwurf des in der franffurter Gonftitutionss 
Ergaͤnzungsacte, Art. 7 verorbneten, bem Beitgeift unb ber 
Billigkeit entſprechenden Regulativs der bürgerlichen Rechte ber 
jũdiſchen Ginwohner, wäre man inzwiſchen fo welt ge 
kommen, daß ſolches verfafiungsmäßig an ben gejeßgebenben 
Körper bereitd gebraht worden. Was nur immer neben ber 
Aufrechterhaltung des Gewerbes und Wohlſtandes ber chriſtlichen 
Buͤrgerſchaft beſtehen koͤnne, würde ber Judenſchaft, wie⸗ 
wohl unberechtigter und wegen: ihrer bisherigen Widerſeßlichkeit 
nınverbienter Weiſe darin bewilligt werden, und daneben ihr alles 
basjenige, was die Bundesverfammlung Künftig im Allgemeinen 
Für ganz Deutfchland beflimmen würbe, vorbehalten bleiben. 

In ber geſchichtlichen und rechtlichen Darftellung von bem 
Berbältniß der jüdifhhen Gemeinde zu Frankfurt (Anlage 1) 
wurden nun die Hauptmomente und Angabe ber Reclamanten 
zuvor berausgehoben, und nad) deren Anleitung war fehr and 
führlich zu zeigen geſucht: 

1. Wie währenb ber Periode ber Reichsſtadt Franffurt die 

dreierlei Arten von Tatferlichen, mainzifchen, unb von dem 
Rath felbft aufgenommenen Juden jederzeit in einem uns 
widerjprechlichen Subjectivverbältniffe zu ber Etabt ges 
fanden, und ſolches auf Eaiferlidhe Gonceffionen, Dedaras 
tionen, und infonberheit auf die im Sabre 1613 neu 
rebigirte Juden⸗Staͤtigkeit, welche unter den Aufpicien 
einer Taiferlichen Commiſſion wie ein gemachter Bertrag 
und gütlicher Spruch zu Stande gekommen, berubt babe; 
fo daß die Reichsſtadt Yranffurt auf biefem Nechts und 
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Berfaffungszufanb Ihrer Jadenſchaft ein wohlerworbenes, 
dtulo omeroso erlangteß, in feierlichen Sontracten, Ber 
trägen, Stabtgrundgefeßen , kaiſerlichen Reverfallen und 
Privilegien, oberſtrichterlichen rechtsfräftigen Erkenntniſſen, 
endlich in: einem vielhunbertjährigen Beſitze gegränbetes 
theures Recht erlangt habe. Die Faiferlichen. Sommifja- 
rien hätten zwar in bie Judenſtaͤtigkeit bie Clauſel einge 
rot, daß kaiſerliche Majeflät diefe Ordnung nad 
Gelegeuheit der Beit und andern bewegenden Urſachen 
Ihres Gefallens allwegen zu mehren, zu mindern, zu er 
klaͤren, auch zu Anbern ober gar abzuthun, und eine neue 
zu machen, Sich vorbehalten weilte; es jet ſolche Slaufel 
aber nicht genehmiget, ſondern dahin mobificrt worben, 
Daß auf gemeinem Reichstage oder fonft neue verbefierte 
Drbnung und Sapung ober irgend eine Aenderung je 
und alle Wege nach geſtallten Sachen, dieſerhalb vorzus 
nebmen, zejervirt Bleiben folle. Der Kaifer babe aber 
nicht nur noch in der neueften Wahlcapitulation verfpros 
dyen: „die Stäbte bei ihren wohlbergebradhten Berfafjuns 
gen und gefeplichen Regierungsformen zu handhaben, unb 
darin willführlidhe Veränderungen weber zu machen, noch 
zu geftatten *; fondern der Reichsſtadt Frankfurt wäre 
bei Gelegenheit einer kaiſerlichen Rejolution im Jahre 
1742 auch beſonders zugefichert: „es bei ber ihr ertheilten 
Gonfirmation ihrer Privilegien und anderer überhaupt 
wohl hergebrachten jurium durchgehends gerechteft beiven- 
ben und bawiber nichts gefchehen zu Iaffen *.. 

.2. In der Periode ber Regierung des Fürften Primas des 
rheiniſchen Bundes fei aber jene Grife eingetreten, welche 
Bewalt an bie Stelle bes Rechts ſetzte, Feine biöher be» 
flandene, nod jo ehrwürbige Rechts⸗ und Verfaſſungsver⸗ 
haͤltniſſe ehrte, und fo auch bie Statt Frankfurt auf ein 
frembes Machtgebot der nmeugefchaffenen Souberainetät 
des Kürften Primas überlieferte. Die Stadt Babe ſich 
dabei jedoch der gerechten Erwartung überlaſſen koͤnnen 
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„daß wohlerworbene Privatrechte einzelner Bürger ober 
Gemeinheiten, ſofern ſolche nicht durch Reichsgeſetze ge⸗ 
ſchaffen oder gegründet, nur geſchützt, auf dem ſelbſtſtaͤn⸗ 
digen Rechtsboden gültiger Verträge ober Localverfaſſungen 
ruheten, nicht zugleich vernichtet, folglich auch die ihrigen 
künftig ihres Fortbeſtandes ſicher ſein würden“. Der 
Fürſt Primas habe auch Anfangs bei der Huldigung und 
ſeinem Organiſationspatente im Jahre 1806 alle wohler⸗ 
worbenen Rechte ber Stadt und ihrer Ginwohner zu 
ichüßen verjprodhen. Die Judengemeinde habe es gleich 
darauf an wiederholten Verſuchen nicht fehlen laſſen, bie 
Auflöfung ihrer biöherigen Verfafinngeverhältniffe bei dem 
Fürften durch verfchiedene Anträge einzuleiten, und auf 
bie Erichleihung des Buͤrgerrechts Hinzuarbeiten; allein 
es fei von demjelben noch am 27. December 1806 unter 
andern barauf rejcribirt: „daß bie Beftattung Des Bürger- 
rechts ohne einftimmige austrüdliche und förmliche beiftim» 
mende Erklärung der Bürgerjchaft nicht gefchehen könne ıc.” 
In fpäteren fürftlichen, im Februar und März 1807 erlafjenen 
fucceffiven Verfügungen wäre es in Anfehung der faͤmmt⸗ 
lichen Verbältniffe der Judenſchaft bei dem Beſitzſtande, wie 
dieſer durch die bisherigen Geſetze, Gewohnheiten und Entſchei⸗ 
dungen des vormaligen kaiſerlichen Reichshofraths beſtimmt 
ſei, belaſſen. Gleichwohl habe derſelbe Fürſt noch am 
Ende dieſes Jahres 1807 eine neue Stätigkeit und Schutz⸗ 
orbnung der frankfurter Judenſchaft erlaffen, bie, weun 
fie gleih nody in den Grenzen der Mäßigung geblichen, 
bo den Juden viele neue Rechte und Vorzüge eingeräumt 
babe, weldye mit dem früheren Rechtszuſtande und ten 
wohlerworbenen Privat: und Communalrechten der chriſt⸗ 
lien Bürgerfchaft unvertraͤglich gemefen; jedoch babe 
die Stabt gebofft, daß es hierbei fein Bewenden behalten 
würde, als balb darauf in dem, unterm 10. Februar 1808 
erfchienenen neuen Statut, die Bürgerrechte betreffend, 
der Fuͤrſt Primas fi) fo ausgefprochen: „daß ben jübi- 
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ſchen Einwohnern durchaus nicht gleiche Rechte mit. ben 
chriſtlichen zu geflatten wären” — und daß, „wer zu 

einer andern Religion fidh befenne, als zu einer ber drei 
chriſtlichen Gonfeffionen, unfähig fein folle, das franffurter 
Bürgerreht zu. erwerben“. Dieſes Bürgerftatut hätte 

ſelbſt die Zulaffung der Ghriften zum Bürgerrechte au 
mannichfache beichräntende Bedingniſſe gebunden, unb es 

fei dafjelbe während der ganzen nachfolgenden Regierung 

des Fürften Primas und bis zur Wiederherſtellung ber 

freien Stadt Frankfurt bei feiner geſetzlichen Kraft und 
Würde gelaffen und nie aufgehoben worden; um jo wenis 

ger babe man ahnden können, daß ohne alle Berüdfichtigung 

diefer vielen Erforderniſſe der Frankfurter chriftlichen Bür- 
gerfchaft, eine Anzahl von 750 jüdischen Familien in Maſſe 

zu nenen Mitbirgern auf einmal aufgebruugen werben follten. 
Diefem ungeachtet habe der bald darauf erfolgte, zu Paris 

am 16. Februar 1810 gefchloffene unglüdlicdye Stiftungsvertrag bes 
Großberzogthums Frankfurt die Veranlaffung gegeben, neben der 
Einführung des franzöfifchen Civilgeſetzbuches, audy eine Drgas 
nifation nah der franzöfiihen und insbeſondere nad der 
koͤnigl. weſtphaͤliſchen Verfaffung feftzufegeu, welche unter andern 
dann auch „bie freie Ausübung des Gottesdienftes der verfchiebenen 
Religionsbekenntniffe, Die Aufhebung der beſondern Verfafjungen 
ber Provinzen, Städte und Gorporationen, eben fo ber Privi: 
legien einzelner Berfonen und Familien, foweit fie mit der Ve 
folgung ter Geſetze im Widerſpruch fländen; — und Aufhebung 
der Leibeigenfchaft”" verfügte. Mit jenen in der einen Drganis 
fationsaete ausgeſprochenen und feftgefebten Grundfäßen wäre 
nun auch der Anſpruch der frankiurter Judenſchaft auf das volle 
Bürgerrecht der Stadt Frankfurt ald eine Folge ausgeſprochen 
und fanctionirt geweſen; und nur ausſchließlich auf dieſen Titel 
hätte die Indenſchaft ihre nachherige Vittfchrift an den Groß⸗ 
berzog vom 10. November 1810 um nunmehrige Zulaffung zum 
Genuß der völlig gleichen Bürgerrechte gegründet, nur auf biefen 
Titel wäre ihr diefe Zulaflung auch völlig unentgelblich gewährt. 
Es wird num weiter behauptet und zu zeigen gejucht, wie 
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ber von ber jübifchen Gemeinde am 16. December 1811 abge 
ſchloſſene Reluitionsvertrag, ganz ohne alle Beziehung auf dieſe 
Bürgerrechte daſtehe, und wie es eine unwahre Borfpiegelung 
ſei, denjelben als ein pactum onerosum, wodurch bie Jubenfchaft 
dem Großherzog das Bürgerrecht abgelauft unb bezahlt Habe, 
darflellen zu wollen. Denn der Großherzog habe fpäterhin 
unterm 7. Februar 1811 in Folge des obigen Organiſations⸗ 
patents eine weitere, bie Ausführung bed Grundgefeheß der 
Gleichheit der Rechte, nicht der Juden allein, ſondern ſaͤmmtlicher 
Einwohner des Broßherzogthums betreffende Berorbnung erlaflen; 
dabei hatte weber dem Staate noch den Gemeinheiten unb ein» 
zeinen Ginwohnern in wohlhergebrachten Rechten und @elbein- 
nahmen ein Rachtheil verurfacht werden follen. 

In diefer Gemäßheit wäre Art. 1 verorbnet: „daß vorbew 
famft alle Laften, welche die Leibeigeren, die Schuzverwandten 
und Die Juden dem Staate und ben Gemeinheiten rechtmäßig 
herkoͤmmlich zu bezahlen hätten, abgelöft werben follen”; zur 
Beförderung biefes Ablöjungsgeichäfts wären befonbere Commiſ⸗ 
fionen ernannt, und der Maapftab der Renten zu 2} Procent 
dabei ald Norm ber Gapitals Berechnung angenommen. jenes 
gerühmte pactum onerosum enthalte daher nichtd mehr und nichts 
weniger ald eine Reluition der Abgaben und Leiftungen, weldye 
ter frankfurter Yubenfchaft titulo special vorher oblagen, unb 
bie größtentbeild in das gemeine Stadt⸗Aerar gefloffen wären; 
ein Reluitiondvertrag wäre an fich wieder ungültig und für die 
Stabt Franffurt unverbindlich; er bißpontre über ein frembes, 
der Statt zugehöriges Eigenthum, worüber fein Regent einjeitig 
und willfürlich zu disponiren berechtigt fei. Das im Art. 8 der 
großherzoglihen Volfiredungsverordnung auf die dafelbft begeich« 
neten Localbehoͤrde der Stadt Frankfurt ausgeſtellte Commiſſarium 
wäre umgangen, und ſtatt defien im Geheim aus dem Gabi 
net eine Specialcommilfion in den Perſonen des Winifterd« 
Staatsſecretairs, Freiherrn von Gberftein, bed Vorſtandes ber 
Judenſchaft, Geheimen Raths von Ipflein ernannt, welche fern 
von jeder Mitwirkung der frankfurter Stabtgemeinbe durch ihre 


315 


ammtitelbare Dorgefeßten bas Ablöfungögeichäft mit der Juden⸗ 
Schaft verhandelt unb abgeſchloſſen hätten. Es wäre ſelbſt zum 
Nachtheil der Stabt und ohne deren Zuziehung, der Maaßflab 
ber Ablöfung, der zu 24 Procent angenommen geweien, zu 5 
Procent, oder nach dem zwanzigfachen Betrage in eine Gapital- 
ſumme verwaubelt, und darnach die Abgabe von 22000 fl. zu 
einem Gapital von.440,009 fl. berechnet worben. Auftatt aber, 
daß dieſes Ablöfungscapital, ſowie vorhin der Betrag ber dadurch 
abgelöften Abgaben von 22,000 fl. nach alleinigem Abzug der 
3800 fl., die fonft an den deutſchen Kaijer als Kronfteuer euts 
richtet worden, in bie gemeine Stabtlafje hätte abgeliefert und 
zur Verwendung in das gemeine Stadtwejen überlaflen werben 
müflen, fo ſei auch dieſes nicht gefchehen, vielmehr wäre bie erfte 
Abſchlagszahlung von 150,000 fl. von dein Großherzog zu dem 
Domainenfauf der Fürftenthümer Fulda und Hanau an die frans 
zöfliche Regierung bingegeben, von dem in bedungenen jährlichen 
Zielzahlungen abzutragenden Refte des Ablöjungscapitald, worü⸗ 
ber einzelne au porteur zahlbaren Obligationen ausgeftellt worden, 
hätten die bei der Mobilmachung diejer Ablöfungsgelder und bei 
dem Domainenfauf thätig geweſenen großherzoglichen Geſchaͤfts⸗ 
leute, jo wie andere von der Freigebigkeit des Großherzogs cin 
Geſchenk von 140,000 Franken erhalten; 50,000 Franken wären 
zur Tilgung einer, bei dem Banquier M. U. Rotſchild in Frank⸗ 
furt contrahirten großberzoglichen Privatſchuld verwendet; endlich 
aber fei, nachdem die verbündeten Mächte im November 1813 
das Großherzogthum Frankfurt in militärischen Welig genommen, 
auf die fernere Auszahlung der noch übrigen Ablöfungsjummen 
und die Sinlöfung ter diesfallſigen Obligationen unterm 9. Dec, 
des genannten Jahres der Judenſchaft ein Verbot angelegt. 

NRach biefer gefchichtlichen Sutwidelung, meinte die freie Etabt, 
würbe es wohl nicht noch erft einer eigenen Rechtsauffaſſung 
bebäürfen, daß das der frankfurter Judenfchaft zugefpielte Bürger: 
recht in Frankfurt Feine gefebliche Haltung habe. 

Sinbeffen bezog man fi in ber weitern Ausführung noch 
auf bie neueften deutihen Staatöverbandlungen, und führte aus 
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den Protocollen bed Wiener Congreſſes mehrere Stellen an, wo 
von bem Yürften» Staatöfanzler von Harbenberg, dem 
Freibern von Humboldt und dem Grafen von Münfter fi 
dahin geäußert worden wäre: 

„daß der für Deutſchland als gefeßmäßig anzunehmenbe 
Zuſtand nur durdy den Reichsdeputationsſchluß von 1803 
gefegt worden; daß die freie Stabt fidy eben fo, wie Brauns 
fchweig, Heflen und Hannover zur franzöfiichen Zeit in einem 
Sewaltftand befunden, welcher aufgehört, nın fie in ihre 
vorigen Rechte zurüdtreten zu laſſen; baß ber Verzicht auf 
die Kaiferfrone und der. Verfall der deutſchen Reichsver⸗ 
faflung keineswegs auch den Umſturz ber Territorialver« 
faflungen ber deutſchen Staaten im rechtlichen Sinne nach 
fih zögen, ein Repräfentativfgftem fei in Deutſchland von 
den älteften Zeiten: her. Rechtens geweſen; in vielen Staaten 
hätten deſſen nähere Beftimmungen auf förmlichen Verträgen 
zwifchen den Landesherren und ihren Unterthanen berußt, 
und jelbft in denen Ländern, wo keine flänbifchen Verfaſ⸗ 
fungen erhalten wären, hätten die Unterthanen gewiſſe und 
wichtige Rechte gehabt, welche die Reichsgeſetze nicht allein 
beftimmt dargelegt, ſondern auch geſchützt hätten; daß bie 
zwifchen den ben deutſchen Fürften und Bonaparte gefchlofs 
fenen Berträge den Rechten ihrer Unterthanen nichts hätten 
vergeben koͤnnen“. 

Die verbündeten Mächte hätten nun die Stabt Frankfurt 
bei der Beſitznahme auch nach diefen Grundfägen behandelt und 
fie in ihre frühere Municipalverfaflung zurüdtreten Iaflen, und 
fpäterhin auch bie Wiederherſtellung ber alten reichsſtaͤdtiſchen 
Berfaffung verſprochen. Es hätte ber franffurter Judenſchaft 
noch hingehen mögen, daß wie die freie Stabt ſich Bierauf in 
ihrer neu redigirten Gonftitution „wegen der bürgerlichen Gemein⸗ 
heits⸗Verhaͤltniſſe der iſraelitiſchen Glaubensverwandten und ber 
Behandlung der zu ben lektern gehörenden Gegenftände noch 
das Weitere vorbehalten”, fie fi darüber. an bad oberſte Ver 
waltungsbepartement ber verbünbeten Mächte gewandt; fie hätte 
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ſich aber bei der von bemfelben unterm 7. November 1814 erbal« 
tenen Refolution, daß dieferhalb feine Wenberung ober nähere 
Beftimmung von ihm feilzufepen fei, begnügen follen. — Wie 
dagegen die frankfurter Judenſchaft ihre Beſchwerde bei dem 
Wiener Gongreß übergab; fo, behauptet die Stadt, habe derjelbe 
andy wider fie entfchieden, ſowohl durch den Art. 6 bes acte final 
als durch ben Art. 16 der Bunbesacte. Denn wenn der erftere 
der Stadt Frankfurt mit ihrem Gebiete ihre Freiheit aufs Neue 
beftätigt und fie unter die deutſchen Bundesſtaaten aufgenommen, 
fo babe er einzig und allein für Die völlige Rechtögleichheit der 
chriſtlichen Religionsbekenner entfchieden, ohne auf die Beſchwer⸗ 
ben und Anträge der Judenſchaft Rüdficht zu nehmen. Der 16. 
Art. der Bundesacte aber wolle nicht allein, nach deſſen Elaren 
Wortlaut, den Juden nur noch einfiweilen diejenigen Rechte er⸗ 
halten wiffen, welche ihnen von den einzelnen Buudesſtaaten 
bereits eingeräumt worben, fondern bie über biefen Artikel gepflos 
genen Protocollarverhandlungen gäben noch auf das Beſtimmteſte 
zu erkennen: daß bierunter nicht foldye Rechte zu verftehen feien, 
welche nicht von ben Bunbesftaaten, fonbern von den ufurpatos 
riſchen Herrfchern der Judenſchaft bewilligt wären. Es wurden 
dieſerhalb die Wiener Songreßacten in ben betreffenten Proto⸗ 
collen angeführt, und fi auch auf Klübers Ueberficht ber diplo⸗ 
natifchen Verhandlungen bed Wiener Congreſſes berufen, um 
den befannten nachherigen Schreiben des Kürftlen von 
Metternich und des Fürſten von Hardenberg eine hiermit 
übereinftimmenbe Erklärung zu geben, indem biejenigen Rechte 
hierin nicht wohlerworben heißen könnten, welche der Beſchluß 
vom 8. Inni und der Art. 46 der Schlußacte ald folche nicht 
anerfannt babe. Der Deutung, welche die Judenſchaft aber in 
ihrer Denkſchrift auch dem Art. 45 jener acte final geben wollte, 
widerſprach die Stadt als völlig unzuläffig, indem die dortige 
Beſtimmunng Nr. 7, daß alle aus der Auflöfung des Großher⸗ 
zogthums Frankfurt entiprungene Rechtsanſprüche jeder Art gegen 
den Fürften Primad aufhören follten, nach den beiden vorherges 
gangenen Nr. 5 und 6 fi ganz matürlih nur auf die dort 
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benannten Fragegegenſtaͤnde und keineswegs auf bie Behauptung 
der Judenſchaft beziehen könne. — Die freie. Stabt enbigte ihre 
Gegenerklärung mit den Schlußfolgerungen: daß bie Anfprüde 
der franffurtifchen Judenſchaft auf das Buͤrgerrecht in ber feit 
dem December 1813 in ihre alten. ftaatenzechtlichen Verhaͤltniſſe 
zurhdgetretenen freien Stadt Frankfurt nicht den minbeflen 
Schein Rechtens für ſich hätten: daß ihre wiederholt vorgebracdhte 
Behauptung, als ob. fie dieſes Bürgerreht unter der vorigen 
großberzoglichen Regierung durch Vertrag und gegen Bezahlung 
einer namhaften Summe erwerben, gan, faljch und erbichtet fei; 
daß vielmehr das ihnen, ven Juden, von dem vormaligen Groß⸗ 
herzog von Frankfurt, nur im Gefolge der damals. eingeführten 
franzoͤſiſch⸗ weſtphaͤliſchen Staatsverfafjung ganz unentgeldlich, 
ohne alle Auswahl verliehene, von dem Unterthanenverband ber 
Bürger einer jeden andern, einem Souverain untergebenen Mu⸗ 
nicipalftabt, nicht verſchiedene damalige Bürgerrecht gar. nicht 
mehr eziftire, fondern mit Wieberberftellung des Kriftlichen Frei⸗ 
ſtaates, nach deilen Verfaflung die Landesfreiheit auf ber Ges 
fammtheit der hriftlihen Bürger berube, nothwendig verſchwin⸗ 
den müfle: daß endlich die Frage, ob und in wie weit die Stabt 
Frankfurt ald Commune an den ohne ihr Zuthuu abgefchloffenen 
Vertrag über die Reluition befonderer jüdiſcher Abgaben gebuns 
den ſei, allenfalls, und wenn gütliched Ginverftänbniß fehlfchlagen 
foüte, zur gerihtlihen Verhandlung und Entſcheidung geeignet 
fei, jedoch die nähere Veſtimmung der künftigen jüdiſchen bürger⸗ 
lihen Privatrechts⸗ und &cmeindeverhältnifie ſchlechterdings fein 
Berfaffungsgegenflant der Statt Frankfurt fei, ſondern ausfchließ« 
lich aur Gompetenz der Iegislatoriihen Gewalt dieſes obwohl 
Heinen, doch freien deutſchen Bundesſtaats nur gehören koͤnne. 
Hiernach dürfte die freie Stadt von der hohen Bundesverfamms 
lung der Verweiſung der jüdiſchen Duerulanten au die fläbtifchen 
Behörden vertrauensvoll und beruhigt entgegenfehen. 

Die ifraelitiiche Gemeinde fand ſich hierdurch verans 
laßt, zur weitern Grörterung ihrer erflen Denkfchrift einen 
Nachtrag bei der Bundesverſammlung einzureihen. — Sie 
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ſuchte daſelbſt in einer gefchichtlicden und rechtlichen Darftellung 
die allgemeinen Berhältnifie der Juden in Deutſchland zu zeigen 
und dann bie verſchiedenen Zuftände der franffurter Juden ind 
beſondere durch die brei Perioben: von ben älteften Beiten bis 
zur Auflöfung des Neichsverbandes — während ber Regierung 
periode des Fürften Primad, nachherigen Großherzog von 
Frankfurt — und ſeit der Auflöfung bed Großherzogthums 
Eranffurt zu entwideln. In diefer gefanımten Ausführung wurve 
auf die obigen Exceptionen des Senats replicirt, um biefenigen 
Saͤtze und Angaben weiter zu behaupten, welche die Juden in ihrer 
erften Beichwerbe ausgeführt hatten. Die zweite Befchwerte war 
ebenfo ausführlich ald die erfte und bei Weiten nicht fo gehäfftg 
ald dies zum Theil die Ausführungen des Senats waren! 
Beide Beſchwerden der Juden waren fehr gründlich gearbeitet. 
Im Weſentlichen ſollte dadurch gefchichtlih erörtert und 
gezeigt werden, wie in den früheſten Zeiten die Eigenſchaft eines 
Juden im Allgemeinen der Aufnahme deſſelben in die bürgerliche 
Genoſſenſchaft eines einzelnen deutſchen Staats kein Hinderniß 
in ben Weg gelegt habe; auch während des Mittelalters im 
römifchen Rei und Kaiſerthum wären die Juden nichts weniger 
als vechtloje, vielmehr mit GOnaden und Rechten verfehene Leute, 
der königlichen Kammer angehörig, und des Königs und Reichs 
Knechte und Schirmbefohlene geweſen, und es habe in biefer 
Gigenfhaft der Auden im Allgemeinen kein Grund zur Aus⸗ 
ſchließung derſelben vom Buͤrgerrecht in einzelnen ftäbtifchen 
Gemeinheiten gelegen, noch zur Abfonberung ihrer Wohnungen 
ober deren Beſchraͤnkung auf einzelne Duartiere; fonbern es 
hätten die Juden, fo viel hierüber von einzelnen Städten Nach⸗ 
richten vorhanden wären, vermifcht mit den übrigen Eimvohnern, 
md nicht felten in den wohlgelegenften Theilen der Stähte ge 
wohnt, wie diefes namentlich in Nürnberg, bis in die Hälfte des 
vierzehnten Jahrhunderts und in Frankfurt bis in beveutenb 
fpätere Beiten ber Fall geweien fel. Das mit den Kreuszügen 
nabe zufammenhängende Erwachen bes Handelsgeiſtes in ben 
empprblühenden Städten, babe den deutſchen Juden bier auch 


320 


aber zum zrößten Nachtheil gereiht, unb bie mandherlei 
Beſchraͤnkungen herbeigeführt, weldye, beſonders feit der Hälfte 
des vierzehnten Jahrhunderts, In den Berhältnifien ber Juden 
eingetreten. Durch Herkommen oder kaiſerliche Verleihungen 
hätten meiftens in der Regierungsperiobe Kaifer Carls IV und 
feiner nächften Nachfolger zuerft die Kurfürften und nachher an⸗ 
dere Reichsſtaͤnde dad Recht erworben, bie Juden aufzunehmen; 
indefjen hätte in den Reichsſtaͤdten dieſes nur eine befchränfte 
Anwendung gefunden, und bie Inden in dieſen Stäbten niemals 
aufgehört, ungeachtet der den ſtädtiſchen Magiftraten bald mit 
größerer, bald mit geringerer Gewalt übertragenen Hanbhabuug 
der in Anfehung ihrer feſtgeſetzten Rechte, Privilegien und Ver⸗ 
träge, doch in der Perſon des Kaijerd ihren eigentlichen Ober⸗ 
und Schutzherrn au verehren. — Bon den frankfurtiſchen Juden 
und ihren Verhältniffen indbefondere wurde nun weiter durch alle 
die oben gedachten drei Perioden ausgeführt, wie bie älteften 
Nachrichten ſchon von Verfolgungen und Mißhandlungen ber: 
felben reden, audy die ber Failerlihen Kanımer auf felbige zus 
ftehenden Rechte, Einkünfte und Nutzungen mit einigen Ausnahmen 
an Bürger und Rath daſelbſt anfänglich verpfändet und nachher 
täuflich übertragen, dabei jedoch ihnen der Faiferlide Schutzz, fo 
wie alle ihre Rechte, Freiheiten, Gewohnheiten feierlich beftätigt 
worden. Seit den Zeiten Carl IV hätten fi) ſonach die franffurter 
Juden tn einem zwiefachen VBerhältniffe befunden, naͤmlichzum Kaifer, 
als ihrem Dber- und Schugherrn, in Anfehungihrer von bemjelben 
auögegangenen und wiederholt beitätigten Mechte ac. wegen ihres 
politiſchen und rechtlichen Beftandes, und zu dem Rath und ber 
Bürgerfchaft in Anjehung der von ihnen früherhin der kaiſerlichen 
Kammer zugefloffenen Abgaben und Gefälle, während fie anfer- 
dem in dem Magiftrat zu Frankfurt ihre ordentliche, aus Faifers 
licher Autorität das gefammte gemeine Weſen adminiftrirende 
Obrigkeit, in dem Schöffengericht aber ihre unmittelbare . nächfte 
Gerichtöbehörbe erkannt hätten. Wie vor den Zeiten Garls IV 
jo hätten auch nachher bie Juden noch eine geraume Zeit hin⸗ 
durch vermiſcht unter den Ghriften gewohnt, ja mitunter bie 


321 


Ihönften Häufer befeflen, ihre Synagoge fo wie bie meiften ihrer 
Wohnungen hätten in der Nähe der St. Bartholomaͤuskirche gelegen. 
Gegen die Hälfte bes fünfzehnten Jahrhunderts hätten bie Vor⸗ 
urtbheile der damaligen Beit beivogen, die Juden aus der Nähe 
der Hauptkirche und in einen entlegenen Stadtbezirk zu verwei⸗ 
fen; nach zwanzigjährigem Zögern und Wiberfireben des Magiftrats 
wäre im Sabre 1462 ten Juden die abgejonderte fogenannte 
Judengaſſe zur Wohnung eingeränmt, wiewohl babei noch einige 
Ausnahme flattgefunden. 

Die übrigen Anführungen von dem Zuſtande diefer Beit, fo 
wie von den beiben andern Perioden ber Regierung des Fürften 
Primas, Großherzog von FZranffurt, und feit der Auflöfung 
dieſes Großherzogthums gingen dahin, wie in der erften Beſchwerde⸗ 
ſchrift nachgewieſen, daß fie durch ein Staatsgeſeß einer anerkannten 
Regierung und ſelbſt titulo oneroso das Bürgerrecht erworben hätten. 
Unter andern wird bierbei auch Bezug auf eine Schrift genom⸗ 
men, welche der Senat zur Rechtfertigung feines Verfahrens in 
Antwort auf die desfallfigen bekannten Noten des Staats: 
minifter Fürſt v. Metternih und Fürft v. Hardenberg erlaffen 
und wodurd der Senat feierlidh erklärt: „er habe bis hierher 
feinen ber ſich berechtigt glaubenden Juden in der Ausühnng 
diefer vermeintlichen Rechte geftört; tie Beſchraͤnkungen im Haudel 
die ehehin beftanden, feien noch nicht wieder eingetreten; ja, er 
babe vielmehr die — Stimmen — über die Häuferkäufe der 
Juden einftweilen zu beſchwichtigen geſucht, um den Standpuuft 
in Nichts zu verrüden”, und daß am Schluffe Diefer Rechtferti- 
gung ter Senat den Wunſch nach einem „gütlichen Arrangement 
— bei welchem die Judenſchaft felbften Feine billige Einwendung 
zu machen hätte“ — ausgeſprochen. 

Indeſſen wären aber von dem Senat die bekannte Verord⸗ 
nung vom 8. Juli 1816 und bie weitern Verfügungen ergungen, 
in welchen die Werhäftniffe der Biefigen Sfraeliten gerade fo 
behandelt worden, ald ob fie noch gar keinen rechtlichen Beſtand 
bätten, ſondern ihnen erft eine rechtliche Rorm nad) Butfinden 
und Gonventenz zu beftimmen und anzumenben fei; während 
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doch die ifraelitifche Gemeinde durch Beendigung bes bebingungs- 
weife daran gefnüpften Reluitionsgeichäftes ihrer Gemeinde auf 
einem fireng geſetz⸗ und verfaflungsmäßigem Wege zum Gintritt 
in die volftändig gewährten Gleichheitsverbaͤltnifſe mit ihren 
chriſtlichen Mitbürgern gelangt ſei. Die Reclamanten bezogen 
fih noch mit mehrern auf die Vorftellungen, die zuvorderſt von 
den Miniftern der verbündeten Mächte dem Senat gegen fein 
Verfahren gemacht worden, unb erwarteten nunmehr die Grlebis 
gung ihrer Beſchwerde von dem Ausſpruch der Bundesver⸗ 
fanımlung. 

Dagegen brachten Bürgermeiſter und Rath ber Stabi 
Frankfurt eine beurkundete Wertheibigung der Nechte ber 
Bürgerfchaft gegen die Anſprüche der Judengemeinde, weldye 
die frankjurter ſtaͤndige WBürgerrepräfentation noch in Folge 
der abgegebenen @egenerklärung bed Senats verfaflen lafjen, zur 
Kenutniß der Bundesverfammlung. Es wurben darin die drei 
Kragen aufgeftellt: 

1. 05 die Judenſchaft gültige und rechtsverbindliche 
Anfprüche auf das Buͤrgerrecht ber freien Stadt Franffurt 
machen und die Aufnahme biefes von ihr angeſprochenen 
Bürgerrechte in bie franffurter Gonftitution verlangen 
könnte ? 

2. ob der am 16. December 1811 zwiſchen großberzoglichen 
Commiſſarien und den Bevollmädtigten ber frankfurter 
Judenſchaft wegen ben bis dahin an bie fläbtifche Ge⸗ 
meindecaſſe (ober Nechenei) zu entrichten geweſenen beſon⸗ 
deren Sjubenabgaben zu Stande gekommenen Ablöfungss 
Vertrag gültig abgefchloffen und für bie freie Stadt 
Frankfurt rechtsverbindlich fei? Unb 

3. ob bie Judenſchaft befugt gewefen, wegen ihrer vermeinten 
Rechtsanſprüche auf das Bürgerrecht und auf Erfüllung 
bes Ablöfungsvertragg vor ber deutſchen Bundes⸗ 
verfammlung klagbar gegen die freie Stadt Frankfurt 
aufzutreten ? 

und biefe Kragen in umfläublicher Erörterung verneinenb beant⸗ 
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worte. _ Außerdem überreichte der Senat aber feinerjeits 
fpäter noch eine zweite Gegenſchrift als Erledigung des 
fogenannten Nachtrags ber Beſchwerde der Judenſchaft, um in 
feinen Folgerungen darzuthun, wie bie Judenſchaft fi felbft 
befcheiden müfle, daß eine Zahl von mehr als fünfhundert jübt: 
ſchen Familien ohne alle vorherige, felbft in Anfehung chriftlicher 
Erwerber, nöthige Oxalification mit einander ohne Unterſchied 
für fih und ihre Individuen nit nur, fondern felbft für ihre 
Rahkommenfhaft unwiderruflich und unbefchränkt das Bürger: 
recht in ber freien Statt Frankfurt ſchlechterdings nicht titulo 
oneroso und noch weniger auf rechtsgültige Weiſe, nämlich unter 
Einwilligung und Miwirkung ibrer Behörde, welche felbft unter 
der fürftlihden Regierung verfaffungsmäßig hierbei hätte mitwirken 
müfjen, erworben hätte. Alles was tie Juden nur als eine uns 
mittelbare Folge des chriftlihen vollen Bürgerrechts nebenher 
anſpraͤchen, jeien Begenflände, deren Regulirung in allen Staaten 
vor bie Competenz der Regierung ausfchließlic gehörte; übers 
haupt aber audy könnten Geſetze, Ordnungen und Staatseinrich⸗ 
tungen, welde eine Regierung gäbe, unmöglich unmiderrufliche 
und unabänderlihe Rechte für alle Zukunft, noch für alle fol: 
gende Generationen verleihen; die Juden wollten bier aber blog 
die zu ihrem Vortheil gereicheuden Folgen aus der franzöfifchs 
weſtphaͤliſchen Staatöverfaffung fortbeftehen machen. — 

Die Schrift enthielt nun weiter einzelne Bemerkungen über 
die Gingabe der Judenſchaft; nämlich: in Anfehung der Verhaͤlt⸗ 
niffe der Judenſchaft zur freien Reichoͤſtadt nach der Etätigkeit 
vom Jahre 1616; gegen die Rechtmäßigkeit der Herrfchaft und 
fomit der Herrfcherhandlungen bes Großherzogs in Betreff der 
Stadt Frankfurt; daß die von ihm feftgefepte Abloͤſung der 
Laften der Judenſchaft und der darüber mit ihr abgefchlofiene 
Bertrag in Feiner nothwendigen Berfnüpfung mit der Einräumung 
bes Bleichheitöverhältniffes geſtanden; daß dieſe betreffende großs 
berzoglihe Berordnung eben jo wohl wie fie die Etätigfeitsorb: 
nung aufgehoben, auch felbft widerrufen und abgeaͤndert werben 
tönne; daß die allgemeine Beflimmung des Art. 16 der Bundes: 
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acte wegen ber bürgerlichen Verbeſſerung ber Juden aud in 
Sranffurt nur gleihmäßig zur Anwendung komme und bieje 
Stabt ſich hierbei in Keiner verfchiebenen Lage wie die drei ans 
beren freien Städte befände; bie proviforifche unb tranfitorijche 
Beftimmung bes Art. 16 rede auch zu Gunſten ber franffurter 
Judenſchaft und fönnten Darunter nur foldye Rechtsbegriffe fein, 
weldye von der Regierung ber freien Stadt früber ertheilt wors 
ben; bie Mittheilung bed A6. Artiteld der Wiener Gongreßacte 
durch eine Note des Herrn Zürften von Metternich werde unridhtig 
wie ein Selbfiftändigleitsact für bie freie Stadt angefehen; biefe 
werbe jedoch die folder Mittheilung hinzugefügten Empfehlungen 
verehrten, um ber Judenſchaft dasjenige zu gewähren, was fie 
„geltend zu machen berechtigt ſei“. 

68 folgen nun in der augegebenen Schrift noch einige fo 
Betitelte „allgemeine Betrachtungen *, um bie Sache nochmals 
unter dein ganzen Geſichtspunkt von diefer Seite zufammen zu 
fielen und auszuführen: wie die Judenſchaft bier aus einer Ber 
ordnung des vormaligen Großherzogs ein ganz anderes biöher 
nie beſeſſenes neues Recht, nämlich das volle active Bürgerrecht 
der freien Stadt Frankfurt zum Gegenſtand ihrer Anträge 
machte und fi) dadurch den chriſtlichen Bürgern der verjchiebes 
nen Gonfejjionen bei ber eigenen freien Regierung gleichftellen 
wollte; daß die ganze Maſſe der Judenſchaft zugleich in ſolches 
Bürgerreht aufgenommen fein wollte, und erworben zu haben 
behaupte. Es werden ferner noch Normen und Gründe ange 
geben, aus weldyen die Sache rechtlich zu prüfen fein würbe; 
fo wie der Beligfland, worin bie Juden ſich zuleßt befunden, 
ihr bisher beobachtetes Verhalten und beftändiges Fortfchreiten 
dabei. Der Senat fließt diefe Schrift mit der Behauptung: 
wie die zu Erledigung des Begenftandes vorliegenden Sache 
allein bejähigte verfaflungsmäßige Behörde, der inmittelft in 
Form und Wirkjamleit gebrachte gejeßgebende Körper ber freien 
Stadt fei, hierbei aber feiner von denjenigen Zällen eintrete, in 
denen der Bundbesverfammlung eine Wirffamkeit zuftände; wes⸗ 
halb darauf angetragen wurde, 
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„die Duerulanten Iebiglich in den ihnen bezeichneten verfaffungs⸗ 

mäßigen Weg der Erlebigung zu verweilen”, 

Als befondere auf diefe allgemeine Sache ſich beziehende 
Beichwerben wurden bei der Bundesverfammlung noch anges 
bracht, eine Vorſtellung der Gebrüder von Rotbichild 
und des Jacob Baruch gegen bie unterm 12. September 1817 
publicirte Landflurmsorbnung, worin e8 nach bem $. 82. heißt, 
„wenn Unteroffizier, Sergeanten oder Felbwebel zu erjeßen find, 
fo vereinigen ſich die Offiziere der Gompagnie fiber einen Vorſchlag 
von brei Lanbwehrmännern der drei chriſtlichen Goufeflionen *. 
Dagegen wurbe von den NReclamanten angeführt, Daß unter ber 
betraͤchtlichen Anzahl von Siraeliten, welche damals Mitglieder 
des Frankfurter Landſturms waren, mehrere, jowohl Dffiziere als 
Unteroffizierftellen feither befleivet hätten und noch befleideten; 
es wäre hierdurch alfo der Befipftand, welcher nach der Beftim- 
mung ber Bundesverfammlung inzwifchen aufrecht gehalten wer: 
den follte, von Seiten des Senats verlept. 

Eine weitere Beſchwerdeführung kam eine von den Juden 
Samuel, Jacob, Emanuel und Salomo Levi und deren Schweſter 
Marianne Levi, um Schüpung gegen die vom Senat ber freien 
Stadt Frankfurt gegen fie verfügte Ausweiſung aus dem ſtaädti⸗ 
ſchen Bezirk, mit drei Anlagen, worin angeführt wurde, fie hätten 
feit 28 Jahren in der Stadt gewohnt und ungeftörten Handel 
getrieben, jedoch in feinem ordentlichen Juden-Schutz-Verhaͤltuiß 
geftanden, wiewohl allen öffentlichen Laften ſich unterzogen; auf 
eine Beichwerbeführung ber Sattlermeifter, wegen Eingriffe in 
deren Bunftgerechtfame und deren Haubel, wären fie nun aus ber 
Stadt verwiejen, und hätten auf wieberholtes Anſuchen auch Teine 
Schupverleihung von dem Senat erhalten können, ungeachtet ihr 
Vater ein geborner frankjurter Jude und in der Stätigkeit bes 
griffen geweſen fei; fie baten, die Bundesverfammlung wolle 
verfügen, daß ihnen, ald dahin gehörigen Ginwohnern, ber 
Aufenthalt in Frankfurt ungehindert nad) wie vor geflattet wer 
ben möge. 

So weit war die Sache bis 1818 gediehen, ald v. Pleſſen 
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von Neuem barüber berichtete. Er kam nur mit kurzen Worten 
auf fein frühere® Gutachten zurüd und führte die beiben Haupt⸗ 
punkte vor, welche bei einer Rechtsentfcheibung zugleich in Betracht 
zu ziehen waren, naͤmlich: 

1. Wurden die befagten Verordnungen des Großherzogthums 
von Frankfurt, woburd der Frankfurter Judenſchaft das 
unbeſchraͤnkte Bürgerrecht ertheilt worben, zu der Zeit 
und nad) der damaligen Berfafiung,, fowohl bes Staats 
überhaupt, wie ber einzelnen Beftandtheile und nady beren 
befondern Gommunalrechten, auf eine gültige und recht⸗ 
mäßige Weiſe erlaffen, um weiter verbindliche Folgen zu 
haben? und 

2. in wie weit würbe auch in biefem angenommenen Kal 
noch die Stabt Frankfurt unter den feitbem veränderten 
Umftänden, da fie ihre Freiheit und eigene Verfaffung 
wieder erlangt, an die Erfüllung unb Haltung folcher 
Verorbnungen ber vorigen Regierung und der barin für 
Dritte erwachſenen Anfprüche gebunden fein? — 

Dieſes waren allerdings die Rechtöfragen, welche durch 
richterlichen Spruch zu entjcheiden waren, fobald die Sache weiter 
auf dem Wege verhandelt werben follte. Es wurben and ſchon 
1816 von Pleſſen die verſchiedenen Mittel und Wege angegeben, 
um durch den Bundestag eine foldhe richterliche Entſcheidung zu 
bewirfen. 

Die darauf folgende weitere Erörterung und Verhandlung, 
und darin befonderd auch mande von dem Senat ber freien 
Statt Frankfurt bemerflich gemachten Umftände, batten indeffen 
die Schwierigkeiten gezeigt, welche eintreten mußten, wenn dieſe 
entftandene Differenz blos auf redhtlihem Wege gehoben werben 
folte. Nachdem nun das Verhältniß volfländig entwidelt, fchien 
dem berichtenden Ausihuß es nad) Rage der Sache beinab uns 
thunlich, auf bloßem Nechtöwege zu einer Beſtimmung uud Gr 
lebigung zu gelangen, welche billige Befriebigung und ein aus⸗ 
reihendes Refultat gewähren Eonnte. 

Er meinte nämlich, daß man ſchwerlich ſchon aufbie erfte Frage, 
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in wie weit bie befagten Berorbnungen bed Großherzogs damals 
auf eine gültige unb verbinblie Art erlafien worben? mehr 
gehörig werbe zurüdtommen koͤnnen. Denn wenn Regierungs« 
Bandlungen, je weniger ihnen förmlich fwiberfprochen worben, 
allerbings die Praͤſumtion der Legalität für ſich Hätten; fo laſſe 
fi auch hinterher fehr ſchwer nachweiſen, wie nach bamaligen 
Einrichtungen der Widerſpruch, ober eine ausbrädliche Zuſtim⸗ 
mung von den Behörden nad) den befondern Communalrtechten 
abzugeben geweſen wäre. 

Die zweite Rechtöfrage aber laſſe auch im angenommenen 
erfien Fall durch richterlichen Spruch fi nur im Allgemeinen ers 
ledigen. Die näheren Beflimmungen hingegen, über die Veraͤu⸗ 
derungen, welche durch die eigene Berfaflung und Regierung ber 
freien Stabt Frankfurt nothwendig und erforderlidh geworben 
unb werden würden, könnten doch nur in politifcher Hinſicht bes 
urtheilt und behandelt werben. Es ſetze dieſes alfo, ale letztes 
Ziel, immer ein Verfahren voraus, welches am rathſamſten gleich 
Anfangs und überhaupt zu befolgen fein dürfte. Und dieſes wäre 
auch der Befihtepunft, aus weldyem, nach feiner gutachtlichen Mei⸗ 
ungg, ber Bundestag die Sadye jetzt zu behandeln hätte. Sonſt 
würbe ein bewirkter blos richterlicher Spruch, er möge nun auss 
fallen wie er wolle, nicht nur immer eine große Härte mit ſich 
führen, indem er bie großherzogliche Verfügung nad) ihrem ganzen 
Umfang aufrecht erhalte ober verwerfe, jondern e8 würbe, wegen 
bes jeitbem veränderten Gegenſtandes dieſer Befugniſſe ſelbſt 
eine endliche Entſcheidung auf dem Wege ſich auch nicht einmal 
erreichen laſſen. 

Deßhalb ſah der Ausſchuß von einer Behandlung ber Rechts⸗ 
fragen, deren Berührung nicht gerade durchaus nöthig hierbei 
war, durchaus ab, und faßte feine Anficht folgendermaßen zus 
fammen: 

„Die alte Einrichtung der Judenſchaft in ber vormaligen 
Neichsſtadt Frankfurt mit ihren Geſetzen und Ordnungen warb 
von dem Fürflen Primas, Großherzog zu Frankfurt, vermöge 
feiner Regierungsgewalt aufgehoben, und in Folge einer vertrage- 
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mäßigen Ablöfung ihrer als Juden entrichteten Leiftungen, wurken 
fie unter einer allgemeinen Anorbnung mitbegriffen, welche fie 
den chriſtlichen Einwohnern und Bürgern in dem bamaligen 
Großherzogthum gleichgeftellte. Bei der Auflöfung des lehtern, 
und wie die Stabt Frankfurt wiederum für frei erklärt warb, 
befanden fi danach die Frankfurter Juden unbeftritten im Genuß 
bürgerlicher Rechte und des Betriebs aller Arten von Gewerbe. 
Allein ald die Mitglieder der vorherigen Wunicipalftabt waren 
fie Darum nun noch keineswegs Bürger des wieber erftandenen 
Freiſtaats; wenigftens folgt eines nicht unmittelbar aus dem 
andern. Es kann aber auch wohl eben fo wenig behauptet 
werben, baß die Juden Dadurch von ſelbſt in ben Altern Zuſtand 
der reichsſtaͤdtiſchen Ginrichtung und der Staäͤtigkeitsordnung 
zurüdverfeßt worden, nach welcher fie mie Kammerknechte unter 
kaiſerlichem Schutz fanden. Sie waren mithin in einer Art von 
Zwiſchenzuſtand, der, in Anſehung ihrer ſtaatsbürgerlichen Sriftenz 
in der freien Stadt nod einer weitern Beftimmung beburfte. 
Wie fi diefe nur nach ben repräfentativen Grundlagen eine 
ganz neue Verfafiung ſchuf, fo Hätte die nöthige Beflimmung 
auf eine Doppelte Weiſe eintreten können, entweder indem bie 
bürgerlihe Nahrung und Gewerbe treibenben Juden dabei zu 
diefem Behuf auch vertreten und gehört worden; oder ed hätte 
von Seiten des Senats fo wie folches früher unter kaiſerlichem 
Schuß geſchehen, und die AYubenftätigfeit von 1616 ſelbſt von 
der Stadt wie ein gemachter Vertrag und ein zu Staude ges 
kommener Spruch angejehen ward, nady dem nunmehrigen Zuftand 
mit der Judenſchaft als foldyer eine anderweite Vereinbarung 
über die Rechte und den Betrieb der Gewerbe, ben fie in ber 
freien Stadt noch weiter auszuüben haben koͤnnte, nachdem Modi⸗ 
ficationen, welche die Natur der Sache und bie eingetretene 
Veränderung als billig angeben, verhandelt und abgeichloffen 
werben Zönnen. Der NRegierungdgewalt wäre dadurch nichts 
vergeben worden, da die neue Regierung eine gejepliche Verord⸗ 
nung der vorigen ſchon vorfand, woraus Rechte ober doch ein 
Befipftand vorhergegangen und erlangt waren, bie ohne nähere 
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Unterfuchung nicht zu entziehen fanden. Die unbeſchraͤnkten 
bürgerliiden Rechte der Juden mögen in der freien Stadt Iran 
furt allerdings ihre Bedenklichkeiten und noch mehr ihre Unbe⸗ 
quemlichleiten haben, und es hätte billig ſcheinen können, daß 
bieferbalb einige Vorkehrung 'zu treffen war. Allein wenn bie 
freie Stadt Aufland nahm, die Juden als Staatöbürger anzuer⸗ 
kennen oder aufzunehmen, fo hätten biefe doch ohne vor⸗ 
berige Verhandlung auf einem der bezeidhneten 
zwei Wege unb obne genaue Ausmittelung in wie 
weit die Aufrehterhbaltung der Gerechtſame oder 
bes Wohlftandes der hriftliihen Bürgerihaft hier» 
bei eine Beſchränkung erforderte, nicht in der Aus⸗ 
übung der privatbürgerlihen Rechte und Gewerbe 
gefört oder außer Beſitzz gejegt werden follen — 
Die desfallfige Berfügung vom 8. Juni 1816 fehlen deshalb bem 
Berichterftatter in dem Betracht auch zu weit gegangen zu fein, 
und wenn man in der Verfaffungsurkunde vom 19. Zuli 1816 
fih die Befugniß vorbehält, die bürgerlihen Rechte feiner jübis 
ſchen Einwohner nad) den eigenen LZocalitäten zu reguliren, und 
deshalb eine Commiſſion aus ber Mitte des Senats und bes 
ſtaͤndigen Bürgerausſchuſſes zufammen zu feßen, um ein dem 
Zeltgeiſte und der Billigkeit entſprechendes Regulativ zu ents 
werfen und zur Sanctionirung vorzulegen: fo behandelte ber 
Senat die Sache offenbar auf conftitutionellem Wege, wobei das 
neben nur bie jübifhe Gemeinde auf irgend eine Art auch hätte 
gehört oder vertreten werben follen. 

Im Allgemeinen ift freilich jebe zeitige Regierung befugt, 
Die vorhandenen Gefege zu ändern, zu beflern und zu 
mobificiren, fie kann ſolches jedoch nur nad ber befon« 
dern Berfaffung und den veränderten Umſtanden 
thun. Hier follte aber erſt eine Verfaſſung gejchaffen werben, 
bie fih alfo nur auf Gerechtſame zu begründen Hatte, fo wie 
folde vorhanden und beftehend waren. Und eine Unterſuchung 
über dasjenige, was von dem bamaligen Beſtand oder Befik 
noch in der Verfaflung der freien Stabt weiter mit bem 
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Gemeinwohl oder ben Rechten ber chriſtlichen Bürgerfchaft an- 
wendlich blieb ober niht, wäre wohl richtiger von ber 
Berückſichtigung des eigentlihenzeitigen Zuſtandes 
der hieſigen jüdiſchen Gemeinde ausgegangen, 
bevor mau biefe durch Die gedachte Berorbnung vom 
8. Juni außer dem redtlihen Befigfand geſeßt, 
fie blos auf ben fräbern Zuſtand vor dem Jahre 
1810 verwiefen, und nur von fernerer freiwilliger 
Zugeftehbung abhängig gemadt hätte 

Die Regierung des Großherzog von Frankfurt war in den 
Stipulationen ber Wiener Gongrefacte wie eine redytmäßige 
behandelt, und dasjenige was namentlich im Art. 45 feinetwegen 
und in Betreff feiner Diener feftgefegt worben, war fehr vers 
Ihleden von dem Verfahren gegen andere vorübergegangene 
Regierungen jener Zeit. Auch hatte die freie Stabt nicht nur 
ihren verhältnißmäßigen Beitrag zu feinen, als ihres ehemaligen 
Regenten Suftentation übernommen , fondbern auch in andern 
Fällen z. B. bei geichehenen Beräußerungen von fläbtifchem 
Bemeingut und fenften, ſowie Regierungshanblungen wie von 
rechtinäßiger Folge ohne Weiteres behandelt. XBenn man ber 
freien Stadt nun zwar die Befugniß nicht entziehen koͤnne, jene 
Berfügung ber großberzoglichen Regierung auf ihre eigenthümliche 
Berfaffung nad) Erforberniß erft in eine mobiflcirten Anwendung 
zu Bringen; fo fei jedoch dabei bie Abficht, ber Sinn und ber 
Vorbehalt des Art. 16 der Bunbesacte ebenfalls nicht außer Acht 
zu lafien. 

Wie bei biefer Lage der Sache die jübifhe Gemeinde mit 
ihrer Beſchwerde fi) an den Bundestag wandte, jo hatte derſelbe 
nad ten Discuffionen über feine Gompetenz und in ber Erwä⸗ 
gung, baß die Juden behaupteten, durch das Verfaſſungsgeſetz 
in ihren früher erworbenen Rechten verlegt zu fein, aud bie 
Beichwerde immer aus ber Erridytung der Stabtverfaflung ihren 
Ursprung hatte, mit entichiedener Stimmenmehrheit in ber 13. 
Sigung von 1816 beſchloſſen: die hinlängliche Gegenäußerung 
des Senats ber freien Stadt zu verlangen „bamit biefe Be 
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ſchwerde gütlih Kefeltigt, ober aber zur gehörigen rechtlichen 
Entfcheidung des Bundestags gebracht werbe“. 


Schon damals Hatte der Referent zugleich bei feinem da⸗ 
maligen Antrag ſich geäußert: 
„wie ſelbſt nach der in der franffurter Conſtitutions⸗Ergaäͤn⸗ 
zungsacte angebeuteten Abſicht zu erwarten fei, ob die recht⸗ 
liche Entſcheidung nicht vermieden und beide Theile veranlaßt 
werben mögen, fih gütlih zu vergleidhen, indem verſucht 
würde, einen billigen Maßſtab anszumitteln, nad welchem 
bie obgedachten Anſprüche der biefigen jüdiſchen Gemeinde 
bei der eingetretenen Veränderung ber Lage unb Umſtaͤnde 
mit dem jeßigen Zuſtand und ben Rechten der chriftlichen 
Bürgerſchaft außgeglidhen, und bie gegenfeltigen Verhaͤltniſſe 
mit geböriger Berüdfihtigung des allgemeinen Intereſſe für 
die Zukunft, feftgejeßt werden können. Und ber Bundestag 
möchte ſich vielleicht nicht entziehen, nöthigen Falls felbft 
durch feine leitende Mitwirkung eine folde Ausgleichung 
möglihft zu befördern, um auf Diefem Wege die angebrachte 
Beichwerbe zu beſeitigen.“ 


Auf diefen Antrag kam auch jeht ber Referent um fo mehr 
zurück, als er hauptfächlich zu zeigen geſucht hatte, wie Fein bloßer 
richterlicder Urtheildfpruch fondern nur eine Behandlung nad 
politiſchen Hinfihten eine vollftändige oder angemefjene Erledigung 
herbeizuführen vermöge. Weil jedoch die inzwiſchen gewechfelten 
Säriften und Verhandlungen ergäben, baß, ungeachtet ber vers 
längerten Friſten und des aufgeihobenen Verfahrens, eine Aus 
gleihung unter beiden Theilen allein und ohne wirkſame ſchlich⸗ 
tende Vermittelung nicht zu erreichen fein dürfte, auch das in 
ber ſtaͤdtiſchen Gonftitution vorbehaltene ergänzende Regulativ 
fiber die der Judenſchaft zu ertbeilenden bürgerlichen Nechte noch 
immer nit zu Stande gebracht werden fonnte, fo wurbe vom 
Referenten beantragt, daß der Buntestag mit Verwerfung ber 
von der freien Stadt noch gegen feine Competenz verſuchten 
Ginwenbungen, nunmehr feinem erfien Beichluß vom 19. December 
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1816 nur die weitere Folge zu geben Babe. Bu dieſem Ende 

ſchlug der Referent vor: 
„daß der Bundestag aus feiner Mitte eine Commiſſion vor 
drei oder fünf Mitgliedern beftellte, um dieſe Beſchwerde 
auf dem Wege der Güte und Billigkeit auszugleichen, 
nöthigentall8 auch diejenigen Puncte, worüber man ſich nicht 
vereinbaren können, zu einer erlebigeuben Entſcheidung vor 
zubereiten und ſolches demnaͤchſt der Bundesverfammlung 
zur Genehmigung und Beſchlußnahme vorzulegen. Der 
Senat der freien Stabt würbe zu erſuchen fein, für biefe 
Verhandlung ein paar Deputirte aus feiner Mitte zu er 
nennen, und ber Gommiflion eine beflimmte Angabe von 
denjenigen privatbürgerlichen Rechten ; machen, welche als 
vereinbarli mit der Verfaſſung, ben Ginrichtungen und 
bem Gemeinmwohl der freien Stadt, ber biefigen jübifchen 
Gemeinde zugeitanden werden könnten, und worüber alddann 
weiter von ber Commiſſion auf geeiguetem Wege zu vers 
handeln wäre. In Diefer Zwiſchenzeit aber würde ber Befig- 
ftand fireng aufrecht zu halten fein, und bie Betheiligten fi 
erforderlichen Falls deshalb, unmittelbar an die Kommilfion 
wenden bürfen.” 


Der Borfhlag wurde zum Beſchluß erhoben*), eine Com⸗ 
miffton dieferhalb ernannt (Graf Buol, Graf Golk, v. Martens, 
v. Wangenheim, v. Pleffen) und der Senat erſucht, für dieſe 
Verhandlung ein paar Deputirte aus feiner Mitte zu ernennen. 
Später trat an die Stelle v. Pleſſens: Frh. v. Aretin (1820), 
an bie von Martens: v. Garlowig (1821), an bie des Grafen 
Buol, Frh. v. Aretind und v. Wangenheims: Frh. v. Münd, 
v. Pfeffel und v. Hammerftein (1824), 

Die Angelegenheit zog fi) aljo in Tangen Berhandlungen 
bis zum Jahre 1824 hin, bis es endlich der Bundescommiſſion 
gelang, fie zum Vergleich zu bringen. 


— — 


*), B. Er. 1818. Sig. v. 10. Sepibr. $. 218. 
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Die Verhandlungen waͤhrten ſomit faſt ſechs Jahre, bis in 
vertraulicher Sitzung der Bundesverſammlung vom 26. Augnſt 
1824 die erwählte Commiſſion berichtete *). 

Ueber die Thatfachen war unter den Parteien Fein Streit. 
Das Factum ergab fi in feinen Hauptbeftandtheifen, gleihmäßig 
aus den vielfeitigen Drudichriften, aus den ſich einander ent: 
gegenftebenden Gutachten der verfähiebenen Kacultäten und aus 
den gebiegenen Vorträgen des erften Referenten, des Herrn von 
Pleſſen. 

Unſtreitig fanden folgende Verhältniffe Statt: 

Faſt fieben Jahrhunderte Hatte in Frankfurt eine jüdiſche 
Gemeinde gewohnt, unter abwechfelnden Schidfalen, Bebrängnifien 
und Derbältniffen der Stätigkeit, unter fläbtifcher Obrigkeit, 
jedoch unter gefeßgebenden auffehendem und erhaltendem Schirm 
Baiferliher Majeftät, als, nachdem das Reich erlojchen und die 
Stadt Frankfurt an den Fürften Primas, nachherigen Großherzog 
übergegangen, erft bie Gleichheit der Rechte ausgeſprochen, 
beren Realifation indefjen auf Ablöfung der bisherigen Stätig- 
keitsabgaben bedingt, dann aber, als dieſe Durch einen förmlichen 
Abldfungsvertrag beichafft, am 28. December 1811 diejenige 
Berordnung erlafjen wurbe, nad) welcher den Juden das Bürger: 
recht und völlige Gleichſtellung aller bürgerlichen Rechte ertheilt 
wurde, 

Diefe, für bie bisherigen jübifchen Abgaben von 22000 fl. 
zu 440,000 fl. beflimmte Reluitionsfumme wurbe bergeftalt be: 
richtigt, daß von der ifraelitiihen Gemeinde 150,000 fl. Baar 
bezahlt, für die übrigen 290,000 fl. aber disponible Obligationen 
au porteur ausgeftellt wurden. Diefe Abgaben hatten fonft nur 3690 
fl. au den Kaifer und an die Stadt, Geſchenke einſchließlich, 
6590 fl. 17 kr., in allem aljo nur 9190 fl. 17 Er. betragen, 
waren aljo vom Großherzog auf 22,000 erhöht **). 


©) II SeparatsProtocoll 26 Sik. 1824. B. Br. Kol. 414 ff. Nr. 2. 
20) Darnach muß die Angabe des Senats beurteilt werden, welche ben 
SJuben vorwarf, daß fie die Summe von 22,000 fl. nur mit dein zwanzigfachen 
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Nachdem die Schlacht von Leipzig Dentſchland befreit, ſtand 
die Stadt Frankfurt wieder auf, unter einem in den occupirten 
Ländern proviforifch geordneten oberfien Berwaltungsbepartement 
und Generalgouvernement der verbündeten Mächte. Diefe löften 
im December 1813 tie großherzoglidden Behörden auf, und ftell- 
ten die vorige Selbftverwaltung ber Stadt vom 1. Januar 1814 
an proviſoriſch bis zur Beendigung bed Wiener Gongreffes 
wieber ber. 

Das Generalgouvernement verordnete am 16. Januar 1814 
im großherzoglich⸗ frankfurtifchen Gebietstheilen die Aufhebung des 
Code Napoleon mit allen in Bezichung auf bie franzöfifche 
Geſetzgebung erjchienenen und damit zufammenhängenden Verord⸗ 
nungen, und baß vom 1. Februar 1814 an alle vorher in jedem 
einzelnen Landestheile in Gültigkeit und in, Gebrauch geweſenen 
eigenen älteren Rechte wiederum ihre vorige Gültigkeit haben 
follten. 

Taffelbe inhibirte die Zahlung auf die für die Reluitions- 
fumme außgeftellten Obligationen. 

Eine Drganifationd» Gommiffton, zu dem Enwurfe einer 
Gonftitution ernannt, fand, daß bei veränderter Verfaſſung ben 
Juden ftaatöbürgerlihe Rechte zwar wohl, nicht aber das erwors 
bene privatbürgerliche eutzogen werden könne, 

Allein in dem nad) mehreren Verſuchen zu Stande gekom⸗ 
menen vierten Gonftutitionsentiwurfe, auf welchen fi) die modi⸗ 
fieirende Entſcheidung des oberften Verwaltungebepartement vom 
19. Juli 1814 bezog, wurben die Verhaͤltniſſe der Siraeliten als 
nicht beftimmt und rechtsbeſtaͤndig georbnete, jonbern erſt als 
nad) Ermeſſen zu beftimmend beurteilt. 

Die Juden wandten fih an den Monarddencongreß in 
Wien. 

Der Gongreß, im 46. Artikel ber Gongreßacte, erklärte 


Betrage abgelöft Hätten! Hier, wie fo oft aud andere Etaaten, wollte der 
wieder conflituirte Genat ber freien Stadt die Bortheile aus ber Zwiſchen⸗ 
herrſchaſt ſich aneiguen, aber fon überall, wo irgend thunlich, bie Berpflich⸗ 
tung aus berfelben yon ſich abwälgen. 
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Fraukfurt als freie Stabt und Mitglieb des Bundes, unter Be 
Rimmung gleicher Rechte für bie verfchiebenen chriſtlichen Reli⸗ 
gionen. Derfelbe ftellte die Discuffionen, welche über bie 
Errichtung oder Erhaltung ber Gonflitution entftehen Tönnten, 
zur Entſcheidung ber Bundesverfammlung. Alle Anfprüche, die 
an den Fürften Primas in feiner Eigenſchaft als Großherzog 
von Frankfurt gemacht werben Tönnten, wurben (im 45. Art.) 
aufgehoben. 

(Die Bundesacte vom 8. Juni 1815 Art. 16 beflimmte Be 
rathung über die bürgerliche Berbefierung der Juben und barüber, 
wie ihnen möglihft übereinfimmende bürgerlihe Rechte gegen 
Uebernahme aller Bürgerpflichten zu ſichern. Bis dahin follten 
ihnen die (nicht in) aber von ben Bundesſtaaten eingeräumten 
Rechte erhalten werben.) 

Der Etabt Frankfurt wurde am 9. Juni 1815 die Selbſt⸗ 
ſtaͤndigkeitsacte zugefertigt, Unparteilichkeit bei Feſtſetzung ihrer 
Verfafſung empfohlen, und auf Grhaltung aller wohlerworbenen 
Rechte jeder Claſſe von Ginwohner feſt beflanden, bamit jebe 
zurückwirkende Maßregel vermieden werbe. 

An demfelben Tage (9. Juni 1815) wurde ben ifraelitifchen 
Deputirten zu erkennen gegeben, daß in biefem Selbſtſtaͤnd igkeits⸗ 
acte dem Magiftrate die Auflage geworden, alle wohlerworbenen 
Rechte jeder Slafie von Ginwohnern feſt zu halten, und jebe 
zurückwirkende Maaßregel zu vermeiden, und daß bie jübilche 
Gemeinde in biefer Verfügung ihre Beruhigung finden werde, 
indem baburdy die Gerechtſame, welche fie aus einem frühern 
Vertrage geltend zu machen berechtigt ſei, vollfommen geſichert 
ſeien. 

Am 8. Juni 1816 erließ bie Stadt eine Bekannimachung, 
daß wie nach den Altern Berfügungen auch künftig ben Bekennern 
bes jüdiſchen Glaubens nicht geftattet fein folle, Häufer und 
fonfige Immobilien in andern Diftricten, als wie ſolches im 
Sabre 1810 zugeſtanden, Fäuflih oder miethweife an fich zu 
bringen. 

Bei den Heirathen der Iſraeliten und bem Ginfchreiten ber» 
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felben in die Handwerke wurde Schwierigkeit und ihr Verhaͤltniß 
von künftiger Beftimmung abhängig gemacht. — 

Die von dem Generalgouvernement erlaffene Inhibition 
der Zahlung auf die für Die Reluitionsfumme ausgeftellten Oblis 
gationen der ifraelitischen Gemeinde dauerte fort. 

In der Gonftitutions.Ergänzungsacdte vom 19. Auli 1816 
Art. 7 wurbe feftgefeßt: | 

„da es, jo viel die biefigen Einwohner jüdiſcher Religion 

betrifft, — keinen Zweifel leidet, Daß jeder chriſtliche Staat 

nicht nur bie Befugniß, ſondern auch die Pflicht hat, die 
bürgerlihen Rechte feiner jüdifhen Einwohner nad den 
eigenen Localitäten jo zu reguliren, daß der Nahrungs: unb 

Gewerbſtand der chriſtlichen Bürgerſchaft, als des weſent⸗ 

lichſten Beſtandtheils des chriſtlichen Staats, daneben beſtehen 

kaun, ſo ſoll der Senat durch ein aus Gliedern ſeiner Mitte 
und aus jener des beſtaͤndigen Buͤrgerausſchuſſes zuſammen⸗ 
geſetzte Commiſſion ein dem Zeitgeiſt und der Billigkeit ent⸗ 
ſprechendes Regulativ ber bürgerlichen Rechte ber hieſigen 

Einwohner jübifcher Confeſſion unverzüglich entwerfen laſſen, 

und ſolches dem geſetzgebenden Koͤrper in ſeiner erſten Zu⸗ 

kunft zur Deliberation und Sanctionirung vorlegen“. 

Die von den Fürften Metternich und Hardenberg an ben 
Magiftrat gegen diefe Verfügungen, als der Gongrefbeflimmung 
wiberftreitend, erlafjene Schreiben blieben ohne Wirkung. — 

Nun wandte fidy die ifraelitiihe Gemeinde am 16. Rovember 
1816 an den Bundestag”). Die gewechfelten Streitfchriften 
führten endlich zu dem oben angegebenen Bunbesbeichluß vom 
10. Sept. 1818 **). 

Die von dem Senate in Gemäßheit des Bunbestagsbefchluffes 
ernannten drei Deputirten hatten damit angefangen, der Com⸗ 
miffion eine Leberficht ber privatbürgerlihen Rechte, welche als 
vereinbar mit der DBerfaflung, ben Ginrichtungen und bem 


*), Siehe ©. 304. 
*.) Eiche ©. 332. 
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Gemeinwohl der Stadt, ber Judengemeinde zugeflanden werben 
follten, zu übergeben, unb von ber tfraelitiichen Gemeinde war 
eine Grflärung in Bezug auf biefelbe eingereicht. 

68 wurbe von der Gommilfion über bie Faffung eines 
Geſetzes zur Feftftellung der privatbürgerlichen Rechte der Juden 
verhandelt und babet die erwähnte Ueberſicht zu Grunde gelegt, 
inbem bei jeder Stelle die von ber Commiſſion für angemefien 
gehaltenen Abänderungen bemerkt wurden. 

Unter Diefen Projecten und Gegenprojecten rüdte inzwiſchen 
die Sache nicht fehr vor, theils und beſonders weil die Stabt 
auf Verweigerung der Benennung ifraelitifher Bürger, theils 
aber auch, weil biejelbe auf manche Beſchraͤnkung der private 
bürgerlihen Rechte beftand. 

Es wurde hierauf von dem Senate ein Geſetzentwurf ver 
fertigt, in weldem Die Unträge ber Gommilfion zum 
Theil berüdfihtigt wurden, und nachdem folder vorläufig 
vom Senat und von der Bürgerfchaft genehmigt worden, 
von den Deputirten mittel einer Note vom 12. Juli 
1820 der Gommilfion vorgelegt, in welcher bie @ränbe 
gegen einige ber Anträge der Commiſſion, nnd beſonders auch 
gegen bie Benennung der Juden ald ifraelitiihe Bürger aufge 
führt wurden. Die Commiſſion zeigte in einer Rote an bie Depu⸗ 
tirten vom 28. Auguft 1820 denfelben an, daß fle die auf Ber: 
wendung der Zuben in Wien ihr mitgetbeilte Anficht des Faijer: 
lichen Hofes fich zu eigen gemacht habe, und fehte in Materı- 
und Form die Hauptpunfte für bie Ausgleichung auseinander. 

Unterbefien waren von den Juden unter dem 16. September 
41819, und unter dem 6. December 1820 Borftellungen an die 
Commiſſion übergeben, in welchen fie ſich über eine ihnen mit⸗ 
getheilte Ueberficht der ihnen einzuräumenden Rechte, ſowohl gegen 
die Hanptgrundlagen der beabſichtigten Geſetzgebung, als gegen 
die in Hinficht einzelner Puncte von ben Deputirten vorgeſchla⸗ 
genen Beichränkungen erklärten. 

Auch überreichten bie Juden am 13. Juli 1821 eine neue 
Vorftellung gleichen Inhalts, und mit der Binzugefügten Bitte 

Erſter Theil. 22 
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um Grhaltung bes ihrer Behanptung nad mehrfach von ber 
Stabi gegen den Bundestagsbeſchluß vom 10. September 1818 
geftörten Beſißſtandes. 

Die Commiſſion erließ nun unterm 81. Juli 1821 eine aus⸗ 
führliche Note an die Deputirten, in weldyer ber Gefegentwurf 
ben Deputirten zugefertigt, alle Hauptpunkte ausführlich 
auseinander gejegt und bie Abänberungen motivirt wurben, auch 
zugleih die Erwartung einer im Laufe be December ab: 
zugebenben legten Grflärung bes Senats, fowie eines während 
der Verhandlungen dem Bundestagsbeſchluſſe vom 10. Sept. 1818 
nicht entgegenftehenden Benehmens, ausgedrückt wurbe. 

Bon ben Deputirten war die Erklaͤrung auf biefe Rote 
unterm 12. März 1822 eingefommen, unb von ben Stuben wurbe 
unter dem 16. Februar 1824 eine Borftellung übergeben, tn 
welchen von neuem Gründe gegen bie in ber ihnen mitgetheilten 
Ueberficht beabfichtigte Geſetzgebung aufgeflellt waren. 

Der Stand ber Unterhandlungen im Unfange bed Jahres 
1824 ergibt fi in feiner weſentlichen Dualification zum Ber 
gleiche aus den lepten drei Acenftüden der Commiſſionsverhaud⸗ 
Iungen, naͤmlich aus 

1. ber Rote der Gommiffion an bie Deputirten des Raths 
vom 31. Juli 1821 und dem berjelben beigefügten Geſeß⸗ 
entwurfe; 

2. ber Erklaͤrung des Raths auf bie Note vom 12. März 
1822 mit gleichfalls beigefügtem Gefehentwurf; 

8. der Borftellung der iſraelitiſchen Gemeinde vom 16. Febr. 
1824. In jener Note hatte die Commiſſion ben derſel⸗ 
ben beigefügten @efeßentwurf zu Grunde gelegt, unb 
zugleih in Hinfiht der einzelnen fireitigen Puncte die 
Gründe für deren Annahme auseinander gefegt. — 

In der Erklaͤrung der Deputirten bed Raths waren gegen 
verichiedene Diefer Puncte Bemerkungen gemacht. Inzwiſchen war 
auf den Kal, daß tie Gegenbemerlungen bei ber Gommtiifion 
Seinen Eingang finden follten, bie Bereitwilligkeit zur Annahme 
ber Vorſchlage der Sommiffion, jebod mit der einzigen Ausnahme 
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erklärt, daß den Juden nicht Die Benennung „ifruelitiiche Bürger“ 
zugeflanden werben fünne Auch war von ben Deputirten bed 
Raths über die Korm und Einkleidung des Reſultats ber Vers 
banblungen eine von dem Commiſſionsvorſchlage abweichende 
Anficht geäußert. 

Ju der Vorflellung ber ifraelitifchen Gemeinde waren als 
Hauptpuncte gegen einen auf der Grundlage bed Geſetzentwurfs 
abzuſchließenden Vergleich Dargeftellt: 

1. daß folder von bem negativen Grundſaß ausgehe, nach 
welchen den Iſraeliten Feine Rechte zuftehen, fonbern nur 
ausnahmsweiſe einzelne Befugniſſe eingeräumt werben 
follten, flatt des von ihnen behanpteten umgekehrten 
Grundſatzes erworbener Bürgerrechte, und nur davon zu 
beflimmenter Ausnahme; 

2. daß eine Ausgleihung nur in Form eined unter Vers 
mittelung und Garantie der Bunbesverfammlung abzu⸗ 
fhließenden Vertrags Statt finden, und, ohne Beflimmung 
vertragsmäßigen Buͤrgerrechts, in die einzelnen Punkte 
bed Geſetzentwurfs nicht von ihnen eingegangen werben 
koͤnne. — 

Die Sommiffion, überzeugt, daß in jo complicirten und von 
beiden Xheilen unter gänzlich entgegengeſetzten Anfichten verhans 
delten Sachen die Vergleiche nicht Leicht zu Stande gefchrieben 
würben, erließ unter dem 6. Auguft 1824 eine Rote an bie 
Deputirten, zufolge welcher fie biefelben zu einer münblichen 
Verhandlung einlud. 

Dieſe am 10. Auguſt ſtattgefundene Verhandlung hatte auch 
inſofern dem Entzweck entſprochen, als den Deputirten des 
Senats nach Anſicht der Commiſſion das Zeugniß nicht verſagt 
werden konnte, daß von dem Senate der freien Stadt Frankfurt 
im Wege außergerichtlicher Bereinigung ein Mehreres, als wozn 
fi derjelbe in dem Geſetzentwurf anheiſchig gemacht habe, nach 
ihrer Ueberzeugung nicht zu verlangen gewefen fei. 

Es war nämlich von den Deputirten, nad, vorheriger Ges 
nebmigung des Senats alles dasjenige eingeräumt worben, was 
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von ber Commiſſion in ihrer legten Erklärung vom 31. Juli 
1821 zu bem Gubzwede einer ſolchen Bezeugung voraußgefeßt 
wurde. Der in Folge biefer mündlichen Verhandlung von dem 
Deputirten eingereichte @efeßentwurf Tantete nun folgendermaßen: 


Entwurf 
eines Geſetzes der freien Stadt Franffurt am Main 


zyar Schhchung der privalbärgerlien NKechte der Ifrelliten in Folge des 
Artikels 7 der Lonfiitutisus-Ergäuzungsecte. 





L. Bon der Aufnahme der SZfraeliten in das 
franffurter Staatsuntertbanen-Reht und von der 
Gingehung jübifher Chen. 


1. Alle in biefiger Stadt gegenwärtig feßhafte traelitifche 
Kamilien und Individuen find als ifraelitiiche Bürger Staat 
untertbanen der freien Stadt Frankfurt. Sie koͤnnen zwar, ins 
dem fie von ber unmittelbaren und mittelbaren Verwaltung bes 
Staats und der chriſtlichen Gemeinde ausgefchloffen bleiben, bes 
vollen Staatöbürgerrehtd und Bürgernamens nicht theilhaftig 
werben, und behalten daher auch in ihrer Eigenfchaft als tfrae 
Iitifhe Bürger neben ter ungeftörten Ausübung ihrer Religion 
ihre eigene Gemeindeverfaſſung; jedoch werben fie in allen privat 
bürgerlichen fowie in allen Gewerbi- und Abgabe⸗Beziehungen 
mit den Bürgern biefiger Stadt gleich behandelt, infofern biefe 
Beziehungen durch gegenwärtige Geſetz (woburd alle frühere 
deßfallfige gejehliche Beſtimmungen ausdrücklich und für immer 
aufgehoben werden) keine beſondern Modificationen erhalten 
haben. 

Auch ſollen alle in Betreff der Iſraeliten in der hieſigen 
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Gioils und Statutar-@efehgebung enthaltene beſondere Beftim- 
mungen einer Revifton unterworfen und jo weit fie fidh nicht auf 
Berfchiebenheit der Religion und des Gultus gründen, mit dem 
aufgeftellten Grundſatze der Gleichſtellung der Siraeliten in allen 
privatrechtlichen Beziehungen fofort in Binklang gebracht werben. 

2. Ber von biefigen iſraelitiſchen Bürgern ehelich geboren 
ober mit Ginwilligung der Obrigkeit ind Unierthanenrecht aufges 
nommen ift, fann unter ben in gegenwärtigem Geſetze enthaltenen 
näheren Beftimmungen und nad ben auch für bie Ghriften be 
ſtehenden Vorſchriften, jede Art von bürgerlihem Gejchäfte, 
Gewerbe und Handlung treiben. — 

8. 63 follen jährlich, oder ein Jahr ind andere, nicht mehr 
als fünfzehn ifraelitiiche Ehen geſchloſſen werben, jedoch darunter 
zwei ſich befinden Dürfen, bei welcher bie Zrau oder der Mann 
fremd if. — Wenn jebod in einem Sabre diefe Zahl nit 
erreicht wird, fo kann im folgenden das Fehlende nachgeholt 
werben. , 

4. Neben der Liebernahme ber gejeglichen äffentlihen und 
an bie Gemeinde zu entridhtenden Gelber und Abgaben muß ein 
biefiger ifjraelitifcher Bürger den Befig von wenigftens Eintau⸗ 
fend Gulden, nebft der binlänglichen Yähigkeit, eine Yamilie 
ernähren zu Eönnen, gehörig nachweifen. 


U. Bon der Befähigung ifraelitifher Bürger zum 
Dandel, Handwerten und Gewerben überhaupt. 


1. Allen denjenigen Verpflichtungen, welchen die Ghriften 
binfichtlich der Betreibung einer Handlung, eines Gewerks ober 
fonftigen Gewerbes unterworfen find, unterliegen auch bie ifraelis 
tifehen Untertbanen. 

2. Wenn ein Jude fi dahier als Handelsmann niederlaffen 
will, jo muß er durch vollgültige Zeugniffe erweijen, daß er bie 
Handlung überhaupt, jowie insbeſondere das beabfichtigte Geſchaͤft, 
von dem auch bei Ghriften gewöhnlichen Alter von fünfzehn 
Jahren an gerechnet, weuigſtens vier Jahre lang ordentlich er: 
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lernt und ſich bie dazu erforberlichen Kenniniffe eigen gemacht, 
auch nach diefer Zeit, wenn nicht hierüber vom Genate in ein 
zelnen Fällen bispenfirt wird, wenigftend vier Jahre in einem 
biefigen ober zwei Jahre in einem answärtigen chriſtlichen ober 
jüdiſchen Handelshauſe als Handlungscommis gebient haben. 

3. Diejenigen iſraelitiſchen Bürger, welche fi vom Handel 
und Krämergejchäfte ernähren, theilen fich gleich ben chriftlichen 
Sanbeltreibenden in zwei Glafien, nämlich 

a, bie Kaufleute, worunter auch bie Banquierd und Spediteurs 
begriffen find, und 

b. die Krämer. 

4. Den ifraelitiiden Handelsleuten if, wie den dhriftlichen, 
erlaubt, Fabriken und Manufacturen von jeder Gattung Waaren 
dahin anzulegen, jebod) bürfen folche, wie bei dieſen, nicht in den 
Nahrungs⸗ und Erwerböjweig der hiefigen Handwerker eingreifen. 
In diefen Fabriken und Manufacturen dürfen keine Sandwerfer 
aufgenommen — und, nad) Ablauf ber erſten zehn Jahre, Fünftig 
chriſtliche Arbeiter nur nach vorheriger Dispenſation des Senats 
in bejondern dazu geeigneten Fällen gebraucht werben. 

5. Den als Handelsleuten aufgenommenen iſraelitiſchen 
Untertbanen iſt jede Gattung des Handels und der Hülfsgefchäfte 
des Handeld ebenfo wie den Ghriften erlaubt, mit alleiniger 
Ausnahme des Handeld mit Brennholz, Frucht, Fourage unb 
Mehl, worunter jedoch der Kleinhandel mit Mebl durch dazu 
aufgenommene Meblhäntler nicht verftanden wird. 

6. Zur Grlernung und Betreibung ber Handwerke follen 
Kinder ber ifraelitifchen Bürger ebenfalld unter nachfolgenden 
Beftimmungen ermächtigt werben: 

a. ein jübifcher Lehrling muß von hiefigen ifraelitiſchen 
Bürgern ehelich geboren fein und das vierzehnte Beben 
jahr zurüdgelegt haben. 

b. derſelbe ift zwar in Hinficht der nad den Ariileln eines 
jeben Handwerks erforderlichen Lehrjahre, den chriftlicden 
Lehrlingen gleich zu halten; dafern berfelbe aber bei einem 
chriſtlichen Meifter in die Lehre gegangen ift, und nicht 
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erweisliih am jübifchen Sabbath glei ben dhriftlichen 
gearbeitet hat, jo muß er ein Jahr länger in ber Lehre 


ſtehen. 

ce. Eben dieſer Unterſchied tritt in Anſehung der Zahl ber 
Wanderjahre ein. 

d. Es ſteht den tfraelitifchen Bürgern frei, in ben Kalle, 
daß ein jübifcher Lehrling in einem von ihm erwählten 
Handwerk bei einem hiefigen Handwerker erweislich nicht 
untergebracht werben Eönnte, ihre Kinder auch an andern 
Orten bei hriftlichen ober jübifchen Meiftern biefes Hand» 
werks in die Lehre zu geben, und follen denfelben ihre in 
ber Fremde beſtandenen Lehrjahre bei ihrem Fünftigen 
Kortlommen ebenfo angerechnet werben, ald wenn fie ſel⸗ 
bige bei einem hiefigen Meifter beſtanden hätten. 

7. Wer auf diefe Weiſe zur Betreibung eines Handwerks 
befähigt if, ſomit durch vollgültige Zeugniſſe darthun kann, daß 
er das Handwerk, auf welches er ſich etabliren will, jenen Vor: 
ſchriften gemäß erlernt babe, der muß, unter Aufſicht der Ges 
fhworenen bes Handwerks, ein die Gigeufchaft eines WMeifterftüdt 
Bei den chriſtlichen Handwerken vollkommen befigenbes Probeftüd 
verfertigen, unb wirb fobann, wenn biejed feine Fähigkeit zur 
Betreibung bes erlernten Handwerks begründet, als ifraelitiicher 
Handwerksmeiſter anfgenommen. 

8. Ein folder iſraelitiſcher Handwerksmeiſter hat, fo viel den 
eigenen Betrieb feiner Profeffion betrifft, alle Rechte eines chrifts 
lichen Handwerksmeiſters. Er darf jeboch bei Verluſt des refp. 
Meifters und Handwerksrechts fo wenig in eine Societät mit 
einem chriſtlichen Meifter treten, als mit ſolcher Arbeit, welche 
er nicht felbft verfertigt Kat, ober mit rohen Materialien handeln, 
Auch darf ber jübifche Handwerfsmeifter fünftig fein Handwerk 
nur mit jübifhen Gefellen treiben, und nur ausnahmsweiſe ift, 
während der nächften jech8 Jahre, jedem jübijchen Meifter erlaubt 
fo viele Jahre hindurch mit chriſtlichen Geſellen zu arbeiten, ale 
nad den Gefepen jeine® Handwerks dazu gehören, bamit ein 
Lehrjunge das Meifterrecht gewinnen koͤnne. 
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9. Zar ein und baflelbe Handwerk können zu gleicher Zeit 
nie mehr ifraelitifche Handbwerkömeifter aufgenommen werben, als 
dem Verhältniffe der für das nämliche Handwerk vorhandenen 
chriſtlichen Meifterfiellen, mit Berädfihtigung ber ifraelitifchen 
Bopulation zu ber chriſtlichen, angemefien if. 

10. Wenn die Wittwe eined jüdiſchen Handwerksmeiſters 
das Handwerk ihres verflorbenen Ehemannes fortjegen will, fo 
Tann biefes mit Verüdfichtigung der in F.8 enthaltenen interimis 
ſtiſchen Beſtimmung künftig nur mit füdiſchen Gehülfen 
geſchehen. 

11. Will fih eine ſolche Wittwe wieder verehelichen und 
ihrem Ehemann das Handwerk zubringen, fo find die obigen 
Beftimmungen auch auf lektern anwendbar. 


mM. Bon dem Gigenthbumserwerb und ber Miethe 
and Vermiethung liegender Büter, Läden, Gewölbe 
u. f. w. durch ifraelitifhe Untertbanen. 


41. Die Berweifung der biefigen Einwohner jüdiſcher Religion 
in eine mit Mauern unb Thoren umgebene Straße bleibt auf 
immer abgejchafft, vielmehr wird 

2. den tfraelitifchen Unterthanen das Recht in der Stabt 
und deren Umgebungen Häufer unb Gärten eigenthümlich zu 
erwerben, auch in ben Häufern der Stabt Xäben und Gewölbe 
zu mietben und offene Läden zu halten, unter nachfolgenden 
Ausnahme und Beſchraͤnkungen eingeräumt: 

a. daß ein jeber Familienvater oder felbfifländiger Jude nur 
ein Haus und einen Barten zu kaufen oder eigenthümlidy 
zu beſitzen berechtigt ſei; 

b. daß ein jeder ifraelitifcher Familienvater ober ſelbſtſtän⸗ 
biger Iſraelit in jedem Theile der Stabt fi) eine Woh- 
nung, (jebod nur zum Behufe ber Bewohnung derfelben 
mit feiner Familie) miethen dürfe. 

c. daß in Hinficht der eigentbüimlichen ober gemietheten Laͤden, 
Gewölbe und Waarenniederlagen der Belikfland bes 14. 
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Juli 1817 in dem Maaße zur Rorm für die Bufunft aus 
genommen wird, daß die durch eine ohne Beitverluft zu 
veranlaflende Aufnahme und Verzeichnung ber zu jener 
Zeit eigenthümlich ober miethweife von ifraelitifchen Unter» 
thanen befeflenen offenen Läden, geichlofienen Gewoͤlben 
oder Waarenniederlagen jeber andern Art ſich ergebende 
Zahl aud in Zukunft nicht überfchritten werde, bergeftalt, 
daß wenn in einer Straße ein offener Laden, ein geſchloſ⸗ 
jenes Gewölbe oder fonflige Waarennieberlage in dem 
Beſiß eines Sfraeliten geweien, er felbigen ober felbiges 
fernerhin auch eigenthuͤmlich ober miethweife zu befipen 
berechtigt bleiben, auch wenn ein foldyer Laden, Gewölbe 
ober fonflige WBaarennieberlage einginge, dagegen ein ans 
derer foldyer Laden, Gewölbe oder Waanrennieberlage in 
den Häufern derjelben Straße, oder, Falls ſich dazu Feine 
Gelegenheit fände, auch in einer andern Straße der Stabt, 
mit Bewilligung des Senats von einem  ifraelitifchen 
Unterthan eröffnet werden könne, jo lange aber der Kal 
nicht eingetreten ift, daß ein oder der andere offene Laden, 
geſchloſſenes Gewölbe oder fonftige Waarennieberlage von 
feinem bisherigen ifraelitifhen Befißer als folcher oder 
ſolche nicht mehr benupt wird, die Eröffnung eines nenen 
Ladens, gejchloffenen Gewoͤlbes oder Waarennieberlage, 
durch einen ifraelitifden Unterthan zur Vermehrung ber 
oben bezeichneten Zahl derſelben überall nicht flattfinden 
fol. — 

8. Zum Behufe gleiher Bertheilung der Juden in bie 
zum Handel mehr ober minder vortheilbaften Stadtquar⸗ 
tiere, wird mit der Zahl der legtern in die Zahl der von den 
Juden eigenibünlih in den von Ghriften bewohnten Straßen 
bejefienen ober gemietheten Läden, gejchlofienen Gewoͤlben und 
Waarennieberlagen jeder andern Art bdivibiret, und fo jedem 
Quartiere eine beftimmte Zahl derfelben, welche ohne Dispen« 
fation derfelben nicht überjchritten werden darf, zugetbeilt. Findet 
ſich bei dieſer Vertheilung, daß dermalen cin Quartier mehr ale 
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bie ihm gebührenbe Zahl hat, fo barf — jebo nur in ber 
Vorausſetzung, daß irgendwo ein anderer Laden, gefchloffenes 
Gewölbe und Waarennieberlage jeber andern Art wirklich zu 
haben fein jollte — ein foldger eingehender Laben, Gewölbe umb 
Waarenniederlage, von einem iſraelitiſchen Handelsmann fo lange 
nicht wieder beſeßt werben, bis fie auf die feſtgeſegte Verhaͤltniß⸗ 
zahl vermindert find, wo hingegen bie tjraelitiichen Handelsleute 
nicht gehindert werben, ſolche in jedem Quartiere der Stabt 
neu zu errichten, wo jene Normzahl noch nicht erreicht if. 

Es findet jeboch dieſe Beſchraͤnkung bei der jebigen alten 
Judengaſſe nicht Statt, weldye den Juden ausſchließlich verbleibt, 
und deshalb in gegenwärtige Berechnung und Vertheilung nicht 
aufgenommen wird. 


N, Berforgung ber Armen und Kranken. 


Dei der Dbliegenheit ber ifraelitiichen Gemeinde für ihre 
Bemeinbelaften Sorge zu tragen, bleibt ihrem Borftande über: 
Laflen, unter obrigkeitliher Aufficht für Die Armen» und Kranken⸗ 
pflege ihren Glaubensgenofien zweckdienliche Maaßregeln zu 
treffen. 

Die Aufnahme des etwa in den Dienften eines biefigen 
ſtehenden chriſtlichen Befinbes in die hieflgen chriſtlichen Kranken 
bhofpitäler bat nicht anders als gegen eine in jebem einzelnen 
Falle zuvor zu vergleichende, von dem Dienſtherrn ober ſonſt zu 
leiftende Vergütung, es ſei an Gapital ober jährlichem Beitrage 
fett. 


Ausführung und Schluß. 


Die zur Ausführung und Aufrechterhaltung dieſes Geſeges 
"erforderlichen Verfügungen werben in bejonberen Verorbnungen 
nadhfolgen. 

Blei wie vorſtehende gefeßliche Beftimmungen auf die, dem 
Inhalte der deutfchen Bunbesacte entfprechende und mit bem 
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Gemeinbeiwohl im BinNMang ſtehende bärgerlihe Verbefferung 
der Hiefigen Binwohner ifraelitiichen Glaubens abzweckten, fo 
Bleiben ebenfowohl die Verfügungen, welche von ber hoben 
Bundesverfammlung in Betreff der Judenſchaft für ganz Deutſch⸗ 
land in der Folge noch getroffen werben könnten, als auch ber 
Geſeßgebung biefiger Stadt alle auf die bürgerliche Verbeſſerung 
biefiger Indenſchaft, ſowie auf das hiefige Gemeindewohl gerich⸗ 
tete und den Verhaͤltniſſen hiefigen Freiſtaats zu dem bentfchen 
Bunbe angemefiene fernere Verfügungen, welche jedoch in keinem 
Kalle den Beftimmungen bed gegenwärtigen Geſetzes, infofern 
fie der Judenſchaft günftig find, berogiren follen, ausdruͤcklich 
vorbehalten. 


Es konnte nunmehr nur noch darauf ankommen, daß bie 
iſraelitiſche Gemeinde auch von ihrer Seite fi mit ber buch 
diefen Gefegentwurt beabfichtigten Ausgleichung zufrieden erklärte, 

Die Commiſſion hatte nämlich, wie ſich aus ber Natur ber 
Sache ſchon von ſelbſt ergab, in einer Rote vom 18. Dezember 
1819 vorbehalten und demnähft in der Rote vom 28. Auguft 
1820 diefen Vorbehalt ausdrücklich erneuert, noch dasjenige nach⸗ 
zutragen, was etwa bie Sfraeliten, auf ſolche Gründe geftügt, 
welche die Gerechtigkeit nicht etwa unberüdfichtigt laſſen durfte, 
hierauf anzutragen fi veranlaßt finden koͤnnten. 

Bar von der Kommiffion audy bisher nicht förmlich mit 
der iſraelitiſchen Gemeinde verhandelt, fo war ihren Vorſtehern 
doch von den verfdhiebenen Referenten unb andern Mitgliedern 
von der Commiſſion über alle wefentliden Puncte bed Geſetz⸗ 
entwurfs Mittheilung geſchehen. — Auch waren von ihnen in 
dem ganzen Laufe ber Verhandlungen vielfache Anträge an ben 
kaiſerlichen Sof geſchehen, und diefe Anträge waren nicht allein 
mit Wohlwollen aufgenommen, fondern auch in den mehrften 
Hanptpuncten des Geſetzentwurfs berüdfichtigt. 
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Man glaubte daher, daß die Iekte Rebaction bes Geſeß⸗ 
entwurfs, wenigftend in der Hauptſache unb im Ganzen von 
ihnen angenommen werben würbe, und daß nur einzelne Puncte 
nur noch in Grörterung kommen könnten, in Hinfiht welder 
man bereit geweſen fein würde, fich für bas billig Befunbene 
nochmals bei dem Senate zu verwenden, um vielleidht auch in 
Hinſicht dieſer Puncte bei der von dem Senat bewiefenen Bereit- 
willigfeit noch dasjenige zu erwirken, was ben reblichen Abſchluß 
diefer fo lang verhanbelten Sache herbeiführen konnte. 

In diefer Ausſicht beſchloß die Commiſſion: die Vorſteher 
der iſraelitiſchen Gemeinde einzuladen, um ihnen ben @ejeßent- 
wurf vorzulegen, und ihre definitive Erklärung Darüber zu ev 
halten. 

Diefe Ausfiht wurbe aber auf eine der Commiſſion gaͤnzlich 
unerwartete Weife vereitelt, indem bie füdifchen Deputirten gleich 
bei Verlefung des Eingangs und bes 1.6. des Entwurfs erflärten 
von ber Gemeinde nicht zur Annahme des Entwurfs bevollmäd 
tigt zu fein. Die Gommiffion, in deren Sigung vom 13, Auguft 
diefe Erklärung der ifraelitiichen Gemeinde abgegeben wurbe, 
theilte denſelben den Geſetzenwurf mit, exöffnete denſelben, 
wie ohne Vollmacht für Annahme oder Wblehnung bderfelben 
feine weitere Verhandlung mit ihnen flattfinden koͤnne, und bes 
flimmte den von ihnen auf den 16. gewünjchten Termin bie zum 
18. Auguft, ber nachher auf ihr Anſuchen bis zum 20. erweitert 
wurde, um die befinitive Erklaͤrung ber Gemeinde einzu 
bringen. 

Man konnte ſchwerlich ein anderes Rejultat verlangen. Die 
Borfchläge bed Senats waren der Art, baß fie die ifraelitifche 
Gemeinde in jene Rechtöunficherheit zurliddgeworfen hätte, welche 
ihm im Laufe der Jahrhunderte fo oft zum Nachtheile und Vers 
derben gereichte. Betrachtet man bie von Staaten wie Frankreich, 
Preußen ıc. gegebenen Verbeiferungen in der Geſetzgebung über 
die Juden, jo begriff man wohl, daß fi) die Frankfurter Iſraeliten 
nicht ohne harten Kampf das bereits erworbene Bürgerredht 
nehmen Taffen wollten. Die Erklärung, welche fie gaben, ents 
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ſprach durchaus ihrer Lage, und flellte in ber ihr beiliegenben 
Kritit des Senatsvorſchlags die Situation Mar und ſcharf bar. 
Sie lautete: 


Hohe Bunbescommilfion } 


Es glauben die unterthänigft Unterzeichneten vor allen 
Dingen der biefigen iſraelitiſchen Gemeinde, wie ihren eigenen 
innigften Dank ausbrüden zu dürfen, der vielfachen Bemühungen 
und Verwendungen wegen, welche die hochverehrlichen Mitglieder 
einer hoben Commiſfion zur Herbeiführung einer gütlichen Aus» 
gleichung biefer leidigen Differenzen eintreten zu Taflen bie Gnade 
hatten. Wie es einerfeitd zu der Gemeinde Iebhaftem Bebauern 
gereicht, das gewünſchte Refultat dennoch nicht herbeigeführt zu 
feben, fo gereicht es anbererfeitö zu ihrer großen Beruhigung, 
daß fie mit bereitwilliger Offenheit jeber annähernden und ver⸗ 
mittelnden Sröffnung entgegengefommen, und nur bad als unan⸗ 
nehmbar zurüdweifen mußte, was offenbar zur Folge gehabt 
hätte, ihrer zulünftigen bürgerlichen Stellung jede fefte Grundlage 
zu entziehen, und ihre rechtliche Exiſtenz von zweifelhaften und 
einfeitigen Deutungen abhängig zu machen, daß dem alfo jei, 
wirb aus ben wenigen Bemerkungen ſchon hervorgehen, mit welchen 
die Gemeinde den ihr mitgetheilten Geſetzentwurf glaubt anliegend 
begleiten zu dürfen, fo wenig folde die Gefammtzahl der ihr 
zur Seite ſtehenden Gründe erjchöpfen, jo wenig beabfichtigt die 
Gemeinde durch deren Aeußerung und Mittheilung von Diefer 
hoben zum Verſuche einer gütlichen Ausgleichung gnäbigft nieder⸗ 
gefehte Commiſſion von ihren wohlerworbenen Rechten das geringfte 
aufzugeben, vielmehr tritt fie mit teren ganzem und ungeſchmaͤ⸗ 
Iertem Umfange, falls eine gütliche Ausgleichung nicht zu Stande 
fommen follte, in das der gnäbigen Anorbnung biefer hohen 
Commiſſion vorhergegangene Verhältnig zurüd, und fiebt ber 
rechtlichen Würbigung und Gnticheidung fiber ihre unantaftbaren, 


350 


nichts deſto weniger angefochten werden wollenden Rechtszuſtaͤndigkei⸗ 
ten, unb ber gnäbigen ferneren Aufrechterhaltung des Beſitzſtandes bis 
nach enblidher ber Sache Erledigung, von einer hoben deutfdyen 
Bunbdesverfammlung mit ruhigem Vertrauen entgegen. 


Nach dermaliger Sache und Actenlage glaubt die tiraelitifche 
Gemeinde Übrigens dem von Se. Excellenz bem großherzgoglichen 
Mintfter Freiheren von Pleſſen in dem in der zwölften Bundes⸗ 
tagsfigung vom 16. December 1816, als damaligen Referenten 
in biefer Angelegenheit, erftatteten Vortrage andgeiprochenen 
Anfichten und Grundfähen über das auf ben Fall einer nicht zu 
Stande kommenden gätlihen Ausgleihung einzubaltende Ders 
fahren unterthänigft in Erinnerung zu Bringen, und in Ueberein⸗ 
ſtimmung mit denfelben bemerflid machen zu bürfen, daß eine 
hohe deurfhe Bundesverfammlung nunmehr zuvoͤrderſt die Weiſe 
gnäbigft in Betracht ziehen wird, wie biefe Rechtsſache zwiſchen 
zwei ftreitenden Parteien über vertragsmäßig, titulo oneroso er» 
worbene, anerkannte, befeffene und ausgeübte Rechte, und in deren 
Gefolge zu machende Bahlungen, zum Spruche Rechtens, zum 
rechtlichen Erkenntniſſe zu bringen ift, vorbehaltlich der nochmali⸗ 
gen bundesgejeglichen, überhaupt durch die feflgeftellte Competenz 
begründeter Gimwirkungen einer hoben deutfchen Bunbesverfamms 
Iung, weldyem nach die unterthänigft LUnterzeichneten Namens ber 
hiefigen ifraelitifcden Gemeinde die ehrfurchtsvolle Bitte wagen: 


Eine hohe Commiſfion gerube, diefe Acten, da eine gütliche 
Ausgleihung der Sache nicht zu erzielen gewefen, fie vielmehr 
in den Stand vor Niederfeßung einer hohen Außgleichungscoms 
miffion zurüdgefehrt, an eine hohe deutſche Bundesverſammlung 
zur gnaͤdigen Beſchlußnahme über das zur Erzielung eines 
rechtlichen Erkenntniſſes in derfelben vorbehaltlich hochderen 
bundesgefeplich feftgeftellter nochmaliger Einwirkung einzu 
baltende Verfahren und gnädigen Aufrechthaltung des 
Befipftandes in der Biwifchenzeit, nad) Maaßgabe Hochderen 
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hoͤchſt verehrlichen Beichläffen vom 16. Juli 1817 und 17. 
September 1818 gnäbigft abzugeben. 
Einer hoben Bunbescommiifion 
untertbänigft gehorfamfte 
Amſchel M. Baron von Rothfchild 


Jonas Rothſchild 
Jacob Baruch. 
Frankfurt, 20. Aug. 1824. 


Bemerkungen 


zu dem 
Entwurf eines Geſetzes der freien Stadt Frankſurt am Main 


3ar Schfchung der privatbärgerlichen Kechte der Dfraeliten in Folge 
Art. 7 der Conflitutions-Ergänjangsace. 





Wenn man ber hiefigen freien Stabt als Bundesſtaat im 
Allgemeinen das Geſetzgebungsrecht gerne zugeftebt, jo if biefes 
jedoch bundesgeſeßzlich für befondere Fälle beſchraͤnkt. Es If 
bereitö von einer hoben deutſchen Bundesverſammlung beftimmt 
anerfannt, daß bie bürgerliche Stellung der biefigen ifraelitifchen 
Ginwohner unter diefe Beſchraͤnkung zu rechnen fei, und es find 
deren Rechte durch beſondere Congreßbeſchlüſſe in die der hiefigen 
Stadt wieber geſchenkte Selbfiftändigkeit dermaßen verflochten 
unb verwebt, Daß um fo weniger ber biefigen Stabt felbft und 
um fo mehr einer hohen beutichen Bundesverfammlung allein 
eine Cognition hierüber zuftehen kann. 

Benn alfo au in Folge eines unter Bermittelung einer 
hohen deutihen Bunbescommiffion zwifchen der Stadt und ber 
ifraelitiichen Gemeinde abgeſchloſſenen Vertrags ein Geſeß erlaflen 
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worben wäre, jo hätte dieſer bes äußern Anſtandes wegen gewählte 
Modus, weber ber eigentlichen rechtlichen Natur einer Ueberein⸗ 
funft noch der begründeten Gompetenz einer hoben deutſchen 
Bunbesverfammlung Abbrudy thun follen und dürfen, womit aber 
bie im Art. 7 der biefigen Conſtitutions⸗Ergaͤnzungsacte audge: 
fprochenen Grunbfäge in grabem Widerſpruch fiehen, weshalb 
die Erwähnung dieſes Artifeld, zumal, vorausgejeßt es kaͤme 
eine gütliche Vereinbarung zu Stande, tie ohnehin auch fonft 
begründete Gompetenz einer hoben deutſchen Bunbesverfammlung, 
von allem andern abgefehen, durch diefe Vereinbarung felbft für 
Fünftige Zeiten ausdrücklich feftgeftellt wurde, fo überflüffig als 
unthunlich erjcheint. Hiernach und nach dem, was unter ad. 1,2 
folgt, hätte fidy vieleicht, auf den Fall einer gütlichen Verein⸗ 
barung, folgende Verfaflung gerechtfertigt: 


„Sntwurf eined Geſetzes, die bürgerlichen Rechte ber iſrae⸗ 
litiſchen Gemeinde zu Krankfurt am Main betreffend. 


ad I Ueberſchrift. 

Bei diefem kurzen und einfachen Geſetze wäre ein Berlegen 
in Abſchuitte unnöthig geweien, und die nit fehr zahlreichen 
Paragraphen hätten mit fortlaufenden Zahlen bezeichnet werben 
tönnen, anf dieſe Weife wären die überflüffigen Weberjchriften 
von jelbft weggefallen, wie denn bekanntlich in jedem Geſetze 
jedes Ueberflüffige zu vermeiden iſt, und fo wäre wenigftens bie 
Bemerkung leicht befeitigt geweien, daß weder das Wort Aufs 
nahme, nody der Ausdrud Staatsunterthanenrecht bier paſſen. 

ad 15.1.2. Es ſcheint unmöglich, der Ifraelitifchen Gemeinde 
anzumutben, auf beftimmte und klare Rechte, bie fle auf rechts⸗ 
gültige Weife envorben, die fie unangefochten befefien unb aus 
geübt hat, zu verzichten, ohne diejenigen Rechte mit arbeit und 
Genanigteit über allen Yweifel zu feßen, in welcher man fie bes 
laffen will. Es ift aber befannt genug, baß ber Umfang ber 
ſtaats⸗ und privatbürgerlichen Rechte in verfchiebenen Staaten 
nach Verſchiedenheit ihrer Verfafſungen ganz verſchieden und 
a priori gar nicht zu beſtimmen iſt; auch hat es ſich wohl nir⸗ 
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gend wo in der Wirklichkeit fo geftaltet, daß Bürger unter eine 
vage Benennung unb Glaffification geftellt, und e8 ber Auslegung 
überlaffen worben, daran ihre Nechte abzuleiten, vielmehr wer⸗ 
ben umgekehrt Bürger nach dem Umfange der einzelnen ihnen 
deutlich und beſtimmt in ben Verfaflungen und Gefehen eiuges 
räumten Rechten claffificirt, denn bie Lehre muß erſt aus bem 
Rebendigen, Borhandenen und Gegebenen abftrahirt werben. Hier 
im Gingange, wo ber ganze Rechtszuſtand der tfraelitifchen 
Gemeinde für die Zubunft feitgeftellt werden fol, kann dieſe fich 
unmöglidy bei wagen Umrifſen, vielbeutigen Ausbrüden und zwei⸗ 
felhaften Beftimmungen beruhigen, Die zu unabfehbaren Anfech⸗ 
tungen und Streitigkeiten führen müfjen. Iſt es wirklich, wie 
verſichert worben, die Abficht Biefiger Stadt, die ifraelitiichen 
Einwohner im Bürgerredht zu belafien, und biefes lediglich durch 
bie mit der Gemeinde hbereinzulommenden Mobificationen zu 
beſchraͤnken, jo hätte diefe vorgebliche Abfiht etwa in folgender 
Faffung mit der in jedem Geſetze, wie VBertrage, vor allen Dingen 
erforderlichen Beftimmtheit wieder gegeben werben können: 
„Ale dabier gegenwärtig feßhafte iſraelitiſche Familien und 
Individuen, deren Kinder und Nachkommen, genießen als 
tfraelitifhe Bürger, mit unten folgenden Mobificationen in 
biefiger freien Stabt bad Bürgerrecht überhaupt gegen Leber: 
nahme gleicher öffentlichen Laften und Abgaben, gleiche bür- 
gerliche Befugnifje und Mechte, auch völlig gleiche Behandlung 
bei allen gerichtlichen und abminiftrativen Behörden mit ben 
übrigen hiefigen Bürgern, weldyem nad) alle entgegenftehende 
Vorſchriften, Anorbnungen und Obfervanzen außer Kraft 
und Wirkungen gefept find.“ 

„Die tfraelttiihe Gemeinde behält neben ber ungeftörten 
Ausübung ihrer Religion, ihre eigene Gemeindeverwaltung, 
das alleinige Eigenthum, bie alleinige und volllommene 
Verwaltung, Verwendung und Leitung aller ihrer Kirchen-, 
Schulen⸗ und milden Stiftungsfonds und der Gemeinde: 
befigung überhaupt.” 

„Die hiefigen ifraelitiichen Bürger find in ber Art von 

Erſter Theil. 23 
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der StaatSverwaltung ausgefchlofien. daß ihnen ber Eintritt 
in den Senat, in den fländigen Buͤrgerausſchuß und in ben 
geſetzgebenden Körper, ferner die Theilnahme an der Wahl 
zu Mitgliedern des Ichtern nicht geftattet iſt; fie haben auch 
feinen Anfprud) auf eine vom Staat bejoldete Givilanftellung, 
jeboch behält fi in Iehterer Beziehung der Senat vor, 

Ausnahmen zu geftatten. Die Beflimmungen (folgen. die 

Geſetze, welche ſich auf die Verſchiedenheit des Cultus 

beziehen) hinfichtlich der iſraelitiſchen Glaubensgenoſſen, 

bleiben als zum Cultus gehörig, mit veränderter entſprechen⸗ 
der Wortfafſung bei etwa erneuerter Rebacion fortwährend 
in Wirkung“. 

68 muß einen hohen Senat hiefiger Stabt, injonberheit 
daran gelegen fein, daß, was von Hochbemfelben, vermittelft der 
erwählten verebrlichen Herren Deputirten geäußert und zuges 
flanden worden‘, gejeßlich feſtgeſezt werde, well er ſich fonft 
feiner verfaſſungsmaͤßigen Stellung nady beim beften Willen außer 
Stand fehen könnte, den Anfechtungen zu begegnen, benen bie 
ifraelitifchen Bürger anderswo fi) außgefeßt jehen dürften. Mag 
alddann immerhin hinterher die Doctrin die ifraelitifchen Bürger 
nad) ihren deutlich ausgeſprochenen Rechten und Beichränkungen 
im Verhaͤltniß zum Staat und der Gejammtbürgerfchaft claffifis 
ciren, wenn nur nicht naturmwidrig aus der Glaffification von 
vorn berein deren Rechte beftimmt werben wollen. 

Der BZwed wäre auf die bier angegebene Weiſe erreicht, 
bie ifraelitiichen Glaubensgenofien wären das, was fie überein- 
kunftsmaͤßig alsdann fein follten, und das nicht, was fie überein- 
kunftsmaͤßig nicht fein follten, fie blieben im Beſiß deſſen, was 
ihnen al&bann vertragsmäßig belafien worben, und wären von 
dem ausgeſchloſſen, worauf fie alsdann vertragemäßig verzichtet 
‚hätten, und Tünftigen Streitigkeiten wäre fo viel als möglich 
vorgebeugt. 

Welche unendlich vielfache und verſchiedene Deutungen läßt 
nicht die dermalige Faſſung zul Wer vermag es zu beftimmen, 
was nicht alle unter bie unmittelbare Verwaltung bed Staats 
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und ber chriſtlichen Gemeinde zu fubfummiren if} Wer kann 
vorberfagen, weldye Rechte den ifraelitiichen Bürgern bed Aus⸗ 
drucks wegen, daß fie des vollen Staatsbürgerrechts und Bürger 
rechts und Bürgernamens nicht tbeilhaftig werben, wieber 
beftritten, ja entgegnet werden dürften! Wer vermag bie Grenzen 
der privatbürgerlichen Beziehungen (?) abzufteden? und wie ift 
ed moͤglich, auf alle dieſe unbeftimmten Aeußerungen zufammen 
einen beflimmten Rehtszuftand zu Bauen? Wil nicht den ifraes 
litiſchen Glaubensgenoſſen im Geſetzentwurfe der Gintritt in 
Zünfte und Innungen unterfagt, und dieſe wahrfcheinlich in das 
Gebiet ftaatöbürgerlicher Nechte gezogen werden? Welche Binder 
niffe wird man den ifraelitifchen Glaubensgenoſſen in den Weg 
legen, die zur Advocatur und zur Ausübung der Arzneiwiſſen⸗ 
Schaft gelafien fein wollen? Welche denen, die zu Officierftellen 
Beim Linienmilitaic und bei der Landwehr ſich qualificiren? Zu 
allen Zeiten hatten bier iſraelitiſche Glaubensgenoſſen ganz unter: 
geordnete Anftellungen; 3. B. als Polizeidiener, Rechneiamts⸗ 
Pedell ꝛc., auch diefes dürfte in Zukunft unterbleiben. Kerner 
hätten nach dem aufgeftellten Grundprincip alle entgegenftehende 
geſetzliche Borfchriften fofort abgeſchafft fein und bleiben follen, 
und es war ein leichted, die wenigen fich wirklich auf Verſchie⸗ 
denheit der Religion und des Gultus gründenden Geſetze als 
Ausnahmen nahmhaft zu machen; die im Entwurfe vorgefchriebene 
Beife würde zum großen Nacdhtheil der hieſigen ifraelitiichen 
Gemeinde, einen offenen Widerſpruch in der Geſetzgebung für 
unbeſtimmte Zeiten fanctioniren, da ber vorzunehmenden Revifion 
feine Friſt gefeht if. Auch bie eheliche Geburt bedurfte Feiner 
Erwähnung, da die iſraelitiſchen Glaubensgenoſſen hierüber den 
allgemein beftehenden Geſetzen unterworfen find. Selbft im Geifte 
des Entwurfs hätte nach den gemachten Aeußerungen ber Herren 
Senatödeputirten dem $. 2 am Schluſſe Hinzugefügt werben 
dürfen: 

„bie ungeftörte Ausübung wiſſenſchaftlicher Kenntniffe, als 

Advocaten, Procuratoren, Notare, Aerzte, Lehrer ıc. ftcht 
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den biefigen ifraclitiichen Bürgern, nach den auch für Ghriften 

beftebenden Vorfchriften, gleichfalls frei.“ 

Ad 1.3. Weun fih aud die Bemeinde je entſchließen 
tönnte, in dieſe gegen Keligion, Moral und Sittlichfeit ver 
ſtoßende Vorſchrift zu willigen, würbe jedoch die Glaujel: bis 
auf weitere Verfügung, ba Hierunter ſowohl eine Verminderung 
ald eine Vermehrung der Zahl gedacht werben kann, auszulaſſen, 
auch das angegebene Durchſchnittsverhaͤltniß näher zu erläutern, 
und endlich folder Ehen, zu deren Volljiehbung bisher ohne 
Grund die Erlaubniß verfagt worden, diefe nunmehr zu geben 
und ber Paragraph etwa dahin abzufaflen fein: 

„Es follen im Durchſchnitte von Jahr zu Jahr berechnet, 

nicht mehr als fünfzehn ifraelitifhe Ehen jährlih dahier 

geichloffen werden, jedoch Darunter ſich zum wenigflen zwei 
befinden, bei weldhen die Frau ober der Mann fremb ift. 

Sämmtlidye aus früheren Jahren zurüdftehente, bisher auf: 

gehaltene Ehen, infoferu nicht befonbere Anftände obwalten, 

find unter jener Zahl nicht begriffen, und wird deren Boll: 
ziehung im Allgemeinen bewilligt; auch ift ber angegebene 

Durchſchnitt dahin zu verftehen, Daß, was in einem vorher: 

gegangenen Sabre an ber gejehlih erlaubten Zahl zu 

ſchließender Ehen abgeht, dem folgenden Jahre gutgerechnet 
wird, und fo weiter von Jahr zu Jahr“. 

Ad 14. Die Fähigkeit, eine Familie ernähren zu können, 
läßt ſich eigentlich gar nicht nachweilen, da man Beifpiele genug 
hat, daß Leute mit geringerem Vermögen, jelbft mit geringeren 
Fähigkeiten es viel weiter gebracht haben, ald andere mit größe: 
ren Mitteln; darum Lönnte in diefe zu Unterſuchungen und Auf⸗ 
züglichfeiten aller Art möglicherweife führende Nachweiſung auf 
feinen Fall gewilligt werben. 

Ad 11, Ueberfchrift. 

Scheint, wie ſchon oben ad I bemerft, überflüffig. 

Ad II, 2. Der vorhergehende Paragraph ftellt die iſraeli⸗ 
tiſchen Glaubensgenoſſen unter die allgemein beftehende Geſetz⸗ 
gebung, und jebe weitere Beichränfung iſt zwedwidrig und unau⸗ 
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nehbmbar. Es ift eine unausführbare Zumuthung, daß ber Han⸗ 
delömann gerabe das zu etablirt habende Geſchaͤft erlernt haben 
müfle. Theils würde baburdy das Erlernen der Handlung un 
mögli gemacht, indem niemand einen Lehrling aunehmen wird, 
von dem er gewiß überzeugt ift, daß er baflelbe Geſchaͤft errichten 
möäfle, theils endlich geftattet es die Beweglichkeit bed Handels 
überhaupt nicht, fh für immer an ein beſtimmtes Geſchaͤft zu 
binden. So z. B. war vor einigen Decennien der Handel mit 
englifhen Waaren in Frankfurt ganz unbedeutend, jo Hatten 
3 B. vor wenigen Jahren die meiften ihriftlihen Handelshaͤuſer 
mit Golonialwaaren Geſchaͤfte gemacht, nud die damaligen vor 
übergehenben Gonfjuncturen benußt, ohne fi deshalb an dieſes 
Geſchaͤft für Die Folgezeit zu halten. — So gibt es bier viele 
chriſtliche Handeldleute, die Waarens, Wein, Leder⸗, Materials 
Gifens, Colonial⸗ und Banquiergefchäfte zu gleicher Beit treiben, 
und wieber andere, bie heute biejes unb morgen jenes Geichäft 
führen, je nachdem fie ihren Nutzen zu befördern glauben. Leber» 
haupt, wie es jedem dhrifttihen Handelsmann geftattet ift, in 
allen nicht zünftigen Artikeln Gefchäfte zu machen, muß bem 
ifraelitiihden Handeldmanne gleiche Befugniß zu ftehen, weil er 
fonft von allem andern abgejehen, ewigen Anfechtungen ausge⸗ 
ſeßt iR. 

Das auswärtige Konditioniren eined Handlungscommis iſt 
Ihon durch Zulaffung von Dispenfationen ald in den meiſten 
Fällen zwedwidrig erkannt, allein ed dürfte auch in der Regel 
nur nachtheilbriugend fein, indem nicht alle Städte Deutſchlands 
grade fo fehr Ausbildung für den Handel wie Frankfurt dar: 
bieten, und der mittlere Handelsmann dadurch Doppelt gedrückt 
wird, wenn er jeinen Sohn in feinem Haufe, in feinem Geſchaͤfte 
entbehren, und ihn auswärtd noch unterflügen muß. — Bei deu 
hiefigen Chriſten ſchicken nur die ganz Reichen ihre Söhne ins 
Ausland, oder die ganz Armen, die Fein Brod haben, nicht aber 
der mittlere Stand, ber durch feine Abweſenheit die verlorene 
Localkenntniß nicht wieder leicht bekommt. 

Ad II, 3. Da die ifraelitifchen Handelsleute der allgemein 
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dahier beftehenden Geſetzgebung untergeben find, fo fcheint biefer 
Paragraph wenu bie aufgeftellte Glaffification gefeplich ift, über 
flüffig, wenn nicht, ungegründet und unannehmbar, weil an die 
jelbe nicht vorberzufehende und zu berechnende Folgen geknüpft 
werben möchten. 

Ad II, 4. Die eingefchalteten Modificationen, daß die ver 
flatteten Fabriken in Leine Handwerke eingreifen bürfen, bedarf 
feiner Srwähnung, da der Paragraph ausbrüdlich bemerkt, baß 
auch die Chriſten diefer Beſchränkung unterliegen. Daß in foldye 
Fabriken keine Handwerker aufgenommen werben dürfen, fließt 
(wenn darunter verftanden wird als Arbeiter) zwar von ſelbſt 
aus dem Verbote, daß ſolche in fein Handwerk eingreifen dürfen. 
Da aber hierin einige Dunkelheit herrſcht, fo möchte man biefen 
Punkt näher aufgeklärt fehben. Es fcheint nicht immer ausführs 
bar, Fabriken obne Handwerker zu unterhalten. In Tuchfabriken 
3. B. gibt e8 einige Yweige der Handarbeit, prefien, färben xc. 
die bier zünftig betrieben werben. Der Zwang, daß diefe Mas 
nnjacturen und Fabriken, nach Verlauf einer gewiſſen Reihe von 
Yabren, mit jüdiſchen Arbeitern betrieben werben müflen, fäme 
einem Verbote, Fabriken anzulegen, faſt glei. Wer wirb es 
wagen, ſich in ſolche Unternehmungen einzulafien, wenn er 
befürchten muß, wicht zu jeder Zeit Arbeiter jüdiſcher Religion 
zu finden, oder daß tiefe, in Berechnung ibrer Nothwendigkeit 
und Erltenbeit, Den Arbeitslebn je febr ſteigern würden, daß die 
Fabrikwaaren mit den von Chriften verfertisten, in Woblfeilheit 
des Preſes unmöglich würden concurtiren fännen, 

Ad. II. 5 Ta für die bier angegebenen Beichränkungen, 
ın fe fern fie nicht alxenein had, ein Grund meter benfbar 
uch angexchen ıfl. Ne binaezen mittelber Die heizen irroelttiſchen 
Sirzdensgerfen vom Alena und Oeccaomie ecsichließen 

Erden, lo ſerren Re wrbaie und wnannehmßer 

al 6—t!. Dienerdsiezen riäriefeesee, unter 
weiten rıın den Sirschter des Bette&a ter Duıtwerfe wer 
Term win, Rot idee Ar, Dei fe mi daber SUUKERER 
fiusen, id one eryeredie urt kezriıhea Terzurt mehr, 
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als den Vorwurf: jet flünden ihnen die Handwerke offen, und 
dennoch befleißigten fie fich ihrer nicht, und verharrten lieber bei 
Handel und Schacher. Wäre ed Familten- Vätern, bie für den 
Wohlſtand und die Sicherheit dieſes Wohlftandes ihrer Kinder 
beſorgt find, zu verargen, wenn fie bei ben laͤſtigen oft ganz 
unausführbaren und wahren Verboten gleihfommenden Beſchraͤn⸗ 
fungen, unter weldyen das Handwerksmeiſterrecht erlangt und 
ausgehbt werben darf, ihre Söhne lieber den, fihere Bürgfchaft 
gewährenden, Kleinhandel ergreifen ließen? Als unter der ehe: 
maligen Großherzoglichen Regierung die biefigen Syiraeliten mit 
dem vollen Staatöbürgerrechte auch die unbejchränfte Freiheit zu 
allen Bewerben erlangten, da hatten fi in Beit von wenigen 
Jahren mehr als dreißig ifraelitifche Jünglinge dem Handwerks: 
ftande gewidmet, ein Beweis, daB ed an guten Willen nit 
fehlte. Aber, dba mit der Wiebererlangung der freien Verfaſſung 
die Hiefige Stabt, bie Bürgerrechte ber Iſraeliten, theild einzeln 
vorläufig fuspenbirt, theils mit der Entziehung bedroht hatte, da 
ließen die Eltern jener jungen Haudwerker, die ihre Lehrjabre 
noch nicht vollendet, wegen der Zukunft gerecht beforgt, ihre 
Söhne in den Handelsfland zurüdtreten, und die wenigen bie 
den Muth hatten, dabei zu verharren, find genöthigt worden, im 
Auslande das erlernte Handwerk ald Gejellen oder Meifter zu 
betreiben. Es iſt augenfällig, daß diefe Beſchraͤnkungen einem 
Verbote ſchon barum gleihlommen, weil die iſraelitiſchen Meifter 
nicht zünftig fein follen, ſich mithin nie ein Geſell, der auf der 
Wanderſchaft ift, entfchließen wird, bei ihnen, bie nicht zur Zunft 
gehören, zu arbeiten, da ihm dieſe Arbeit nicht in die Wander⸗ 
zeit eingerechnet wird. Es kann diefe hier zwiſchen chriftlichen 
und ifraelitifhen Olaubensgenoſſen aufgerichtet werben wolleube 
Scheidewand keine andere Folgen haben, als daß fidy, wie ſchon 
erinnert, jchwerlich ein guter Hausvater entjchließen wird, unter 
folchen Verhaͤltniſſen und Ausfichten feinen Sohn dem Haud⸗ 
wertöftaube zu widmen. Nach dem bier Geſagten ift es unnöthig, 
in die beſondern Beſtimmungen der SS. 6—11 einzugehen. Bei 
denjenigen, die das allgemein, auch für Ghriften geltende Hand⸗ 
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werksrecht vorjchreibt, iſt eine ausdrückliche Erwähnung über 
flüſſig, und von Beſchränkungen, welche man ben ifraelitifchen 
Gemeinde allein zugedacht, Tann biefe ſich hoͤchſtens nur zu fols 
genden bereitwillig finden laſſen, um jeder wenn auch ungegrüns 
deten Beforgniß wegen Ueberſchwerung der einzelnen Haubwerke 
zu begegnen: 

„Für ein und bafjelbe Handwerk können zu gleicher . Zeit 
nie mehr ifraelitiiche zünftige Meiſter aufgenommen werben, als 
dem Berbältniffe der für das nämlidhe Handwerk vorkanbenen 
chriſtlichen Meifter, mit Berhdfichtigung ber tfraelitifchen Popu⸗ 
Iation zu der chriftlichen, angemefien tft, jeboch darf in jedem 
Handwerke wenigftens ein zünftiger Meiſter iſraelitiſchen Glau⸗ 
bens fein. Ferner ſoll jede ſich herausſtellende gebrochene Zahl 
zu Gunſten ber iſraelitiſchen Gemeinde für ein Ganzes gerechnet 
werben.“ 

Uebrigend wäre bie vorgefchlagene beiljame Beflimmung 
beizubehalten: 

„Es fteht den tfraelitifchen Bürgern frei, in dem Falle, daß 
ein ifraelitifcher Lehrling in einem von ihm erwählten Handwerke 
bei einem biefigen Handwerker nicht untergebracht werben könnte, 
ihre Kinder auch am anbern Orten bei chrifllichen ober tfraeliti» 
fchen Meiftern dieſes Handwerks in bie Lehre zu geben, nnd 
follen benfelben ihre in der Fremde .beflanbenen Lehrjahre bei 
ihrem zukünftigen Fortkommen eben fo angerechnet werben, als 
wenn fie felbige bei einem biefigen Meifter beftanben hätten." — 

Ad. IM Ueberſchrift. (Siehe Ad. I Ueberfchrift). 

Ad. IH. 1. Diefer Paragraph iſt überflüffig, da im Allge⸗ 
meinen ber Grunbjag gilt, daß die ifraelitiihen Bürger alle 
Rechte der hriftlichen haben, welche ihnen nicht durch gegenwär« 
tiges Geſetz ausdruͤcklich entzogen worden. 

Ad. II. 2, 3. „Selbſtſtaͤndige iſraelitiſche Glaubensgenofſen 
dürfen, ohne beſondere Dispenfation vom Senate, ein jeber mehr 
nicht als eine Behaufung nebft Zubehör, unb einen Garten mit 
Bertenenzien kaͤuflich an ſich bringen, Beliebig beuupen unb ver 
äußern. (8 verfteht ſich jeboch von ſelbſt, daß jeber anberweite 
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Orundeigenthumserwerb der hiefigen ifraelitifhen Glaubensge⸗ 
nofjen, als durch Erbſchaft, Schenkung unter Lebenden und auf 
den Todesfall, Illation in die Ehe, Adjndication u. dergl. auf 
feine Weiſe beſchraͤnkt if, daß ferner der Befik von Immobilien 
in der Sjubengaffe nicht in Anfchlag kommt.” 

„Auch ſoll obige Beftimmung weder den Art. 18 der deut⸗ 
ſchen Bundesacte feinem Inhalte und Geiſte nach beſchraänken, 
noch ſoll er auf ſolche hiefige iſraelitiſche Glaubensgenoſſen ans 
gewendet werben können, welche ſich dem Feldbau und ber 
Deconomie widmen.” 

Bu mehreren ald ben bier zugeftandenen Beſchraͤnkungen 
fann ſich die ifraelitifche Gemeinde nicht verftehen, ohne eine 
Sleihgültigkeit gegen ihren eigenen Wohlſtand zu zeigen, die 
man von feinem Menſchen fordern wird. Der angenommene 
Grundſatz, daß jeder Sfraelite jedes beliebige Gewerbe foll ers 
greifen können, würde ja durch Ginfchränktung der Zahl der 
Läden wieder aufgehoben werben, weil daraus folgt, daß, wenn 
jene Normzahl einmal erreicht, Fein Sfraelite ein WBaarengefchäft 
treiben fann. Wird den Sjfraeliten verftattet, mit gleicher Freiheit 
wie die Chriſten, Handwerke, Künfte und Willenfchaften auszu⸗ 
üben, dann muß fich mit ber Zeit die Zahl der Handelslente 
von ſelbſt vermindern, da die Bevölkerung ber hiefigen ifcaeliti» 
chen &emeinde, bei der Sinfchränfung der jährlich verftatteten 
Ehen und bei den für nichts zu rechnenden Einwanderungsrechte 
von nur zwei fremden Sfraeliten jährlich, nie fteigen kaun, ja fich 
eher vermindern wird. Um fo ımträglicher dieſe Ausſicht ift 
um fo unndtbhiger, um fo härter Daher, um fo verderblicher er 
fcheint es, die Zahl der Läden und Gewölbe, das heißt, die Zahl 
der Handelsleute einzufchränfen. BZugleih auf eine Vermin⸗ 
derung ber Volksmenge, und auf eine Verminderung der Hans 
belötreibenden bedacht fein, das hieße, ein Licht an beiden Enden 
anzünden. Wer die Lage des Handels im Allgemeinen und Die 
biefigen Dertlichkeiten in&befondere Tennt, der weiß, wie oft unb 
ſchnell Veränderungen dabei eintrten, wie bald biefer, bald jener 
Zweig des Handels blüht. So haben feit einigen Jahren fos 
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wohl chriſtliche als iſraelitiſche Handelsleute ihre Waarengefchäfte 
entweder ganz aufgegeben, ober wenigſtens vermindert, um ben 
einträgliheren Hantel mit Staatöpapieren zu treiben. Die 
Freiheit, bei veränderter Lage von leizterem wieber zu Waaren⸗ 
geſchaͤften, oder innerhalb. diefer, von einem Bweige zum andern 
zurüdgufchren, muß den Iſraeliten fo !billig als den Ghriften 
offen gelafien werben; durch bie ein für alle mal feflgejeßte 
Bahl der Laͤden, wäre den iſraelitiſchen Hanbeldleuten jene Freis 
beit benommen. Es wäre einem Familienvater bie Yreiheit 
beuommen, fein Geſchaͤft zu theilen, um feine Söhne zu etabliren. 
Es wäre jeder Haubelöfocietät verwehrt, fih zu trennen, und 
diefe Unftattgaftigkeit voraus bebenkend, würben Fünftig feine 
Handelögejellichaften geichloffen werben können. Es wäre deu 
Sjiraeliten dadurch unterfagt, ſolche Zweige der Handelögefchäfte 
zu ergreifen, die fie bis jegt noch nicht benußt haben. Außer 
biefen gegen jede derartige Beſchraͤnkung geltenden Brünben 
macht noch der Umftandb bie neu vorgeichlagene Faſſung ganz 
unannehmbar, daß nach den hiefigen Localitäten der Handel nur 
in einigen Stadtquartieren, nicht in allen, mit gleichem Nutzen 
und Grfolge betrieben werben kann. Man braucht nur an 
Sachſenhauſen und fonft an die entlegenere Straßen zu denken, 
um das unthunliche dieſer neuern Yaflung gleich einzuſehen. 
Was den. Erwerb und Befig von Häufern und Gärten ans 
betrifft, fo kann bie Legislation, felbft vom ungünftigften Geſichts⸗ 
punkte ausgehend, doch nur verhüten wollen, daß der einzelne 
ifraelitifde Slaubensgenoffe deren nicht zu viele freiwillig an ſich 
bringe; keine Legislation kann aber Einzelne, ja Kamilien um 
ihr ganzes Vermögen, ober einen großen Theil deſſelben bringen 
wollen, was die notbwenbige Folge davon ift, daß fie, bei einem 
unfreiwilligen naturgemäßen und nothwendigen Anfall von fol 
chen Immobilien, 3. B. durch Erbſchaft, Schenfung, Legat, Illation 
in die Ehe, Adjudication ꝛc. auf deren Veraͤußerung beſtehen 
will. Es kann ferner den Beſitz faſt werthloſer Immobilien in 
der Judengaſſe ſo wenig in Anſchlag gebracht, als wenig den 
Beſtimmungen des Art. 18 der deutſchen Bundesacte derogirt, 
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oder den ifraelitifchen Glaubensgenoſſen binfichtlic) der Betrei⸗ 
bung des Aderbaued ıc. Beſchraͤnkungen auferlegt werben wollen. 


Ausführung und Schluß. 


Ginen Vorbehalt bejonderer Ordnungen unb Verfügungen 
ann fidh die Bemeinde um jo weniger gefallen laſſen, ald nad 
zwiſchen der Stabt und der Gemeinde abgefchloffener Ueberein⸗ 
funft und von Seiten einer hoben deutjchen Bundesverſammlung 
ausgeiprochener Genehmigung und Garantie bie bloße Promul⸗ 
gation des übereingefommenen Geſetzes binreiht. Wei feflge 
ſtellter Rechtsgleichheit der ifraelitiichden Bürger mit den chriftlis 
chen unter den einzelnen aufgezählten Beichränkungen unterliegen 
erftere nur den allgemein zu erlafienden allen biefigen Bürgern 
gleichtreffenden gefehlichen Beftimmungen fie allein treffenbe, 
würden für die Kolge undenkbar, deshalb ließen fi etwa nadı 
Lage der Sache folgende Schlußverfügungen benfen: 

„burch gegenwärtige Gejeß darf auf feinen Fall ein hiefiger 
tfraelitifcher Blaubensgenofje in der Wusübung und Beflg einzel 
ner beftimmter ſchon befigenber und ausübenber Rechte beſchraͤnkt 
werben.” 

„Begenwärtiges an fi) unabänberliches Geſeß wird jedoch 
durch bie Beſtimmungen modifizirt werden, welche zu Gunften 
der tfraelitiichen Glaubensgenoſſen in Deutjchland im Allgemeinen 
in Gemäßheit be8 Art. 16 der beutfchen Bunbesacte erfolgen 
follen, vergeftalt jebody, daß ſolche die feftgefeßten Rechte der 
Biefigen ifraelitifchen Gemeinde nicht verringern dürfen.” 

Auf den Fall eine Uebereinkunft zwifchen der Stabt Frank» 
furt und der ifraelitiichen Gemeinde zu Stande gekommen wäre, 
fo wurbe in bem über diefelbe zu errichtenben Protocolle vor: 
züglich die begründete Gompetenz einer hohen Bundesverſamm⸗ 
lung audy für alle Fünftigen, ſich in biefer Angelegenheit ex 
gebenbe Zweifel und Differenzen vorzubehalten geweſen fein, 
auch hätten beide Theile ihre Erläuterungen bünbig unb ſach⸗ 
gemäß zu machen gehabt, und verfteht es ſich endlid von felbfl, 
daß die tfraelitifche Gemeinde nie mehrere ober andere Zahlungen 
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zu leiten gehabt hätte, als nad) Maßgabe und gegen Herausgabe 
der im Gefolge des Vertrages mit dem Großherzog ausgeſtell⸗ 
ten Obligationen an beren Inhaber, ba deren verzögerte Zahlung 
Folge eined bei der Gemeinde angelegten Berbots und nicht ihre 


Schuld if. 


Durch dieſe Erklärung, in Berbintung mit den Bemerkungen 
wurde nun jebe weitere Berbanblung zu dem Gnbzwede einer 
Ausgleichung ausgeichloflen. 

Die Bemerkungen gingen naͤmlich nicht nur in einigen wich⸗ 
tigen Puncten über dasjenige hinaus, was bisher von dem Se 
nate als legte Bewilligung verlangt worben, fonbern fie fehten 
auch eine ſolche Beränderung in der Form und Redaction 
ded ganzen Geſetzentwurfs voraus, die die Commiſſion gleichfalls 
für eine vom Anfange der Verhandlungen an bis zu beren Ende 
zum Grunde gelegte Form zu verlangen, fi) nicht veranlaßt 
fand. Wäre aber auch wirklich in einem ober dem ats 
dern Punkte noch möglich geweien, auf früher ſchon von ber 
Eommiffion aufgegebenen Anträge zurüũckzukommen, um eine nodh 
weitere Bewilligung des Senats zu bewirken, fo wurde ſolcher 
doch die allgemein ablehnende und allgemein vorbehaltende Ten⸗ 
benz der Erklärung der ifraelitiicden Gemeinde ausgefchloffen, 
indem die Regel der Verhandlungen, bei einer Ablehnung bes 
Ganzen, nad) Anſicht der Commiſſion nicht zuließ, die Bewilli⸗ 
gung für einzelne Theile in Antrag zu bringen. 

Als die Commiſſion daher ihren Auftrag fo weit derſelbe 
dem Berhältniffe zu einem Mitbunbesftaat angemefjen, den Depus 
tirten ded Senats von ber Lage der Sadye, und davon, daß bie 
Ausgleihungsunterhandlungen gejchloffen feien, Mittheilung zu 
machen, und benfelben anheim zu geben, ob nicht vielleicht von 
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Seiten bed Senat3 der freien Stadt, noch etwas zur Beilegung 
diefer Sache geſchehen Fönne? 


Derfelbe fam dieſer Abfiht mit Bereitwilligkeit entgegen. 


68 wurbe von dem Senate nämlidh ein neuer Geſetzentwurf 
der Gommiffion vorgelegt, und dabei erklärt, daß die darin ent- 
baltenen Beflimmungen allein unter ber Borausfegung gegeben 
würben, daß dadurch im Wege der Geſetzgebung ber Stadt, und 
unter völliger Ablöfung ber frühern befondern Präftationen der 
tfraelitifchen Gemeinde wurden nun in einer Commiſſionsſitzung 
vom 25. Auguft mit den einzelnen Puncten des Geſetzentwurfs 
verglichen, und mit Rüdficht auf derjelben ein neuer Entwurf 
rebigirt, den die Commiſſion der Bundesverfammlung vorlegte 
und der folgendermaßen lautete: 


Entwurf eines Gefehes. 


Wir, Bürgermeifter und Nath ber freien Stabt Frankfurt, 
verordnen hiermit zur Keftftellung der privatbürgerlidyen Rechte 
der Iſraeliten 


Art. 1. 

Ale in hieſiger Stadt gegenwärtig feßhafte iſraelitiſche 
Familien und Individuen, nebft deren ehelihen Nachkommen, 
ſtehen als ifraelitifche Bürger in dem Staatsunterthanenrecht der 
freien Stabt Frankfurt. 

Sie können zwar, indem fie von der unmittelbaren Berwaltung 
des Staates und ber Kriftlidyen Gemeinde ausgefchloffen bleiben, 
des vollen Staatöblirgerrechts nicht theilhaftig werben und behalten 
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daher auch in ihrer Eigenſchaft als ifraelitiiche Bürger neben 
der ungeflörten Ausübung ihrer Religion ihre eigene Gemeinbes 
verfaffung; jedoch werden fie in allen Gewerbd und Abgabes, 
fowie in allen privatbürgerlichen Beziehungen mit ben Bürgern 
biefiger Stadt gleich behandelt, infofern dieſe Beziehungen durch 
gegenwärtige Geſetz (wodurch alle frühere desfallſige gefeßliche 
Beftimmungen, die fi) nicht auf den Gultus und die Berfchie 
denheit der Religion gränden, ausdrücklich und für immer 
aufgehoben werden) Feine bejondern Modificationen erhalten 
haben. 


Kt. 2, 


Ber von biefigen ifraelitiichen Bürgern ehelich geboren ober 
mit Ginwilligung der Obrigkeit als ifraelitiicher Bürger ins 
Unterthanenrecht aufgenommen ift, kaun unter den im gegenwär: 
tigen Geſetze enthaltenen näheren Beftimmungen, und nach ber, 
au für die Ghriften beftehenden Vorſchriften jebe Art von 
bürgerlichen Gefchäfte, Gewerbe und Handthierung treiben. 


Art. 9, 

Es follen jährlich nicht mehr als fünfzehn iſfraelitiſche Shen 
geichlofien werben, jebod) darunter zwei ſich befinden bürfen, bei 
welchen tie Frau ober der Mann fremd if. Wenn jedoch in 
einem Sabre diefe Zahl nicht erreicht wird, fo kann die fehlenbe 
Bahl auf die nachfolgenden Jahre übertragen werben. 


Art. 4. 

Neben der Uebernahme der gefeglichen öffentlichen, und an 
bie Gemeinde zu entrichtenden Gelber und Abgaben, muß ein 
biefiger ifraelitiicher Bürger, um bie Bewilligung zur Ehe zu 
erhalten, die hinlängliche Fähigkeit, eine Familie ernähren zu 
koͤnnen, gehörig nachweiſen. 


Art. 5. 
Allen denjenigen Verpflichtungen, welche die Ghriften Bin» 
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fihtlih der Betreibung einer Handlung, eines Handwerks ober 
fonftigen Gewerbes unterworfen find, unterliegen audy Die iſrae⸗ 
litiſchen Bürger. 


Art. 6. 


Benn ein Jude ſich dahier als Handelsmann nieberlaflen 
wii, fo muß er dur vollgültige Bengniffe erweifen, 
daß er die Handlung von dem au bei Ghriften gewöhnlichen 
Wter von fünfzehn Jahren an gerechnet, ‚venigftend Drei 
Sabre lang ordentlich erlernt, und fich Die dazu erforberlichen 
Kenntmifie eigen gemacht, auch nach diefer Beit, wenn nicht hier: 
fiber vom Senate in einzelnen Fällen bispenfirt wird, wenigftens 
vier Sabre in einem biefigen ober zwei Jahre in einem auswaͤr⸗ 
tigen chriflichen oder jũdiſchen Handelshauſe ale Handlungs⸗ 
eommiß gebient haben. 


Ari. 7. 


Den iſraelitiſchen Handelsleuten iſt wie den chriſtlichen er⸗ 
laubt, Fabriken und Manufacturen von jeder Gattung Waaren 
dahier anzulegen, jedoch dürfen ſolche, wie bei dieſen, nicht in 
den Nahrungs⸗ und Grwerbözweig der hieſigen Handwerker ein⸗ 
greifen. In diefen Fabriken und Manufacturen birfen feine 
Handwerker aufgenommen — unb nad Ablauf der erſten zehn 
Jahre künftig nur nad) Dispenfation des Senats in befonbern 
dazu geeigneten Fällen gebraucht werben. 


Art. 8. 


Den ald Handeldleuten aufgenommenen ifraelitiihen Bürs 
gern ift jede Gattung bed Handels und der Hülfsgeichäfte des 
Handels, ebenfo wie den Ghriften erlaubt, mit alleiniger Aus⸗ 
nahme des Handels mit Brennholz, Frucht, Fourage und Mehl, 
worunter jedoch der Kleinhandel mit Mehl durch dazu aufge: 
nommene Mehlhändler nicht verftanben wirb. 
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Die jegt vorhandene Zahl der ifraelitifchen Baaren- und 
Meinhändler fol von einem Jahre zum andern nicht über 
das Verhaͤltniß ihrer gegenwärtigen Population zur Fünftigen 
vermehrt werben können, jedoch in den naͤchſten Jahren, wo bie 
ifraelitiihen Bürger bei Handwerken und anbern Gewerben noch 
uicht ihr gehöriges Unterfommen finden, eine billige Ausdehnung 
ftattfinden. 


Art. 10. 


Bur Erlernung und Betreibung der Handwerke follen bie 
Kinder der ifraeliliichen Bürger ebenfalld unter nachfolgenden 
Beftimmungen ermächtigt werben. 


ein jüdifcher Lehrling muß von biefigen tfraelitifchen Bür⸗ 
gern ehelich geboren fein und bad 14. Lebensjahr zurück⸗ 
gelegt haben. 


b. derfelbe ifl zwar in Hinſicht der nach den Artikeln eines 


jeven Handwerks erforberlihen Lehrjahre den chriftlichen 
Lehrlingen gleichzubalten, dafern berfelbe aber bei einem 
chriſtlichen Meifter in die Lehre gegangen if, und nicht 
erweislih am jüdischen Sabbath glei den chriftlihen 
gearbeit bat, jo muß er ein Jahr länger in ber Lehre 
ſtehen. 


ec. Eben dieſer Unterſchied tritt in Anſehung der Zahl der 


d. 


Wanderjahre ein. 


Es ſteht den ifraelitiſchen Bürgern frei, in dem Falle, 
daß ein jüdifcher Lehrling in einem von ihm erwählten 
Handwerk bei einem hiefigen Handwerker erweisli nicht 
untergebracht werden Zönne, ihre Kinder auch an andern 
Orten bei hriftlichen ober jübifhen Meifter dieſes Hand⸗ 
werks in die Lehre zu geben und follen benfelben ihre 
in der Fremde beftandenen Lehrjahre bei ihrem Fünftigen 
Hortfommen ebenfo angerechnet werben, als wenn fie ſel⸗ 
bige bei einem hiefigen Meijter befanden hätten. 
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Art. 11. 


Ein ifraelitifcher Handwerfsmeifter hat, fo viel ben eignen 
Betrieb feiner Profeſſion betrifft, alle Rechte eines dhriftlichen 
Handwerksmeiſters. Er darf jebod) bei Berluft des reſp. Meiſter⸗ 
und Handwerksrechts jo wenig in eine Societät mit einem chriſt⸗ 
lichen Meifter treten, ald mit ſolcher Arbeit, welche er nicht ſelbſt 
verfertigt bat, ober mit rohen Materialien handeln. Auch darf 
der jübifche Handwerksmeiſter Tünftig fein Handwerk nur mit 
jübifchen Gehülfen treiben, und nur ausnahmsweiſe ift während 
der naͤchſten ſechs Jahre dem jüdiſchen Meifter erlaubt, fo viel 
Sabre hindurch mit chriſtlichen Gefellen zu arbeiten, als nad 
den Geſetzen feines Handwerks dazu gehören, daß ein Lehrjunge 
das Meiſterrecht gewinnen koͤnne. 


Art. 12. 

Kür ein und baffelbe Handwerk können zu gleicher Zeit nie 
mehr ijraelitiſche Handwerksmeiſter aufgenommen werben, als 
dem Verhaͤltniß der für das nämlidhe Handwerk vorhandenen 
chriſtlichen Meifterftellen, mit Berüdfichtigung der iſraelitiſchen 
"Bopulation zu der hriftlichen, angemeſſen iſt. 


Art. 13. 


Wenn die Wittwe eines jübifchen Handwerksmeiſter das 
Handwerk ihres verftorbenen Ehemannes fortfegen will, fo kann 
dieſes mit Beruͤckſichtigung der im Urt. 11 enthaltenen interimi⸗ 
ſtiſchen Beſtimmung Fünftig nur mit jübiichen Gehülfen geſchehen. 


Art. 14. 


Will fid, eine foldye Wittwe wieder verehelidhen und ihrem 
Ehemanne das Handwerk zubringen, fo finb die obigen Beftim- 
mungen auch auf letztere anwendbar. 


Art. 15. 


Den tfraelitiihen Bürgern wird das Recht, in der Stadt 
Erſter Theil. A 


a nn u ———— 
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und deren Umgebungen Häufer und Gärten eigentbümlich zu 
erwerben, auch in den Haͤuſern ber Stabt Läden und Gewölbe 
zu mietben und offene Läden zu Balten, „unter nachfolgenden Aus⸗ 
nahmen und Beichränkungen eingeräumt: 

a. daß ein jeder Kamilienvater oder felbfifländiger Jude nur 
ein Haus und einen Garten zu Laufen ober eigenthümlich 
zu befigeu berechtigt ei; 

b. daß ein jeber Kamilienvater oder felbfiftändiger Iſraelit 
in jedem Theile der Stadt fi eine Wohnung (jedoch 
nur zum Behnfe der eigene Bewohnung berfelben mit 
feiner Familie) miethen dürfe, 


Art. 16. 


Bei der Obliegenheit ber ifraelitiichen Gemeinde, für ihre 
Gemeindelaften Sorge zu tragen, bleibt ihrem Vorſtande über: 
laſſen unter obrigkeitlicher Aufſicht für die Armen- und Kranfen- 
pflege ihrer Glaubendgenofien zweddienlide Maaßregeln zu 
treffen. 

Die Aufnahme bes etwa in ben Dienften eines hiefigen 
Sfraeliten ftehenden hriftlichen Geſindes in die biefigen chriftlichen 
Krankenhofpitäler hat, nad) Maafgabe deren Stiftungsurfunden 
und Ordnungen, nidyt anders ald gegen eine, in jedem einzelnen 
Falle zuvor zu vergleichende, von dem Dienftheren ober fonft zu 
leiftende Vergütung, es ſei an Gapital oder jährligem Beitrage 
Statt. 

Die zur Ausführung und Aufrechterhaltung tiefes Geſetzes 
erforderlichen Verfügungen werden in bejondern Berorbnungen 
nachfolgen. 

Gleich wie vorftchende geſetzliche Beſtimmungen auf Die 
dem Inhalte der deutfchen Bundesacte entfprechende und mit bem 
Gemeinwohl im Ginflang ftehende bürgerliche Verbeſſerung der 
hiefigen Ginwohner ifraclitiihen Glaubens abzweden, fo bleiben 
ebenfowohl die Verfügungen, welche von ber hohen Bundesver⸗ 
fammlung in Betreff der Judenſchaft für ganz Deutſchland in 
ber Folge noch getroffen werben koͤnnten, als auch ber Geſetz⸗ 


371 


gebung biefiger Stadt alle auf die bürgerliche Berbeflerung biefiger 
Judenſchaft, fowie auf das hiefige Gemeindewohl aerichtete, und 
den Verhaͤltniſſen hiefigen Freiftaats zu dem dem deutſchen Bunde 
angemefiene fernere Verfügungen, welche jedoch in feinem Yalle 
den Beflimmungen bed gegenwärtigen Geſetzes, in jo fern fie ber 
Judenſchaft günftig find, derogiren follen, ausdrücklich vorbehalten. 


Die Commiſſion hatte in diefem Vorſchlage des Senats ein 
angemefiened Auskunftsmittel für bie Grledigung ber Sache ge 
funden, indem der nunmehr vorgelegte Geſetzentwurf alles das⸗ 
jenige entfernte, was bisher gegen den frühern vorgebradht 
worden, und alles dasjenige enthielt, was nach ibrer Auſicht von 
einem billigen Regulativ ermartet werden konnte. 

Die Sommiffton richtete daher die Aufmerkſamkeit der 
Bunbesverfammlung durch eine vergleichende Darlegung und 
Beurtbeilung der einzelnen Puncte dieſes Entwurfs, in Vergleich 
mit den von ben Borflehern der ifraclitifchen Gemeinde gemachten 
(S. 349) vorgelegten Bemerkungen in Anſpruch nehmen zu 
dürfen. 

Die Sommilfion ſtellte nun folgende Geſichtspunkte auf: 

1. Sie zeigte, daß der neue Geſetzentwurf nunmehr nicht 
nur wefentlid dasjenige gewährte, was nach den bisheri⸗ 
gen Verhandlungen und felbft nah den frühern, theils 
bei der Commiſſion, tbeild bei den Faiferlichen Hofe ge= 
ſchehenen Anträgen ber Vorſteher der ifraelitifchen Gemeinde 
im Wege der Ausgleichung als erreichbar erfcheinen konnte; 
fondern daß derfelbe auch 

2. ein die ganzen Beichwerden der Siraeliten nach Billigkeit 
erlebigendes Negulativ barböte, 

Sie gebt nun auf das Ginzelne über: 
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Die Bemerkungen fiber die Worte des rabri in dem frühern 
Entwurfe: „in Folge Art. 7 der Gonftitutions-Brgänzungsacte “ 
war von ber einen Seite nad, ihrer Anſicht überflüffig, von 
ber andern ungegründet. 

Die Bumdesverfammlung und bie Sommtfflon bedurften der⸗ 
felben nicht, um bie außer allen Bweifel ftehende Gompetenz zu 
fichern. 

Die eigentliche Lage der Sache hatte die Commiſſion nie 
aus dem Auge verloren. 

Diefelbe follte eine Ausgleich ung verfuden Aus 
Rülfiht für ihren Mitbunbesftaat, bie freie Stabt Yranffurt, 
hatte dieſelbe die Form eined von dem Senate zu erlafienben 
Gefehes angenommen, welches auf ber Grundlage einer, dem⸗ 
felben vorangehenden, von der tfraelitiichen Gemeinde erwarteten 
Erklärung beruht haben würbe, daß dadurch ihre Beſchwerde 
befeitigt fei, biefe Grundlage war alfo allerdings die einer Aus⸗ 
gleihung und nad dem Bundestagsbeſchluſſe vom 10. Septbr. 
1818 würde auch für dieſes Geſetz die Billigung und Genehmi⸗ 
gung ber Bundesverſammlung erforderlich geweſen fein. 

Es war eine ungegründete Beforgniß, daß die Lage ber Sache 
durch die Worte: „in Kolge des Urt. 7 der Conſtitutions⸗ 
Ergänzungsacte” hätte in Zweifel gejeßt werben können. Diefer 
Sinn Eonnte diefen Borten um fo weniger beigelegt werben, als 
vielmehr die Qualität der Sache als eine Berfaffungsfache daraus 
hervorging, weldye vom Anfange an als ber Hauptgefichtöpuntt 
für die Competenz betradytet war. Es war mithin in der That 
fein audreichender Grund für bie Weglaflung diefer Worte. 

Bleihwohl hatte der Senat dur dieſe Weglaffung bie 
ganze Bemerkung entfernt. 

Die Commiſſion hatte glei anfangs die allgemeine Bemer: 
kung ad I des frühern Entwurfs Nr. 1, in Hinſicht ber Ueber⸗ 
ſchrift als eine für Untertbanen zu weit gehende Kritif betrachtet. 
Bad die Bejorgniß der ifraefitifchen Gemeinde betraf, es koͤnne 
das Wort „Aufnahme in das Unterthanenrecht“ zu der Voraus: 
fegung gedeutet werben, daß bie Juden erft jet als Fremde 
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ohne Recht aufgenommen werben follten, unb daß dadurch gegen 
fie im Fundament der Sache, ald gegen foldye, die feine Rechte 
hätten, entſchieden werben follen; jo konnte freilih eine eigent⸗ 
liche Aufnahme in das Staatöunterthanenrecht für die Juden 
nicht gebacht werden. Denn alle Staatsunterthanen haben Rechte, 
diefe mögen fein, welche fie wollen. Staatsunterthanen aber 
follten die Juden nicht allein fein, ſondern fie waren es feit vielen 
Jahrhunderten gewejen und zwar mit beftimmten Rechten unter 
kaiſerlichem Schutz. Sie konnten alfo nicht erft damals in das 
Staatsnuterthanenrecht aufgenommen werben. 

Aber der Senat hatte biefe Grörterungen gänzlich befeitigt, 
indem er die Ueberfchriften überhaupt aus bem Entwurfe ganz 
weggelaflen, und vbenfelben in einer fortgebenden Reihe von 
Paragraphen verfaßt hatte, wie der Iehte Entwurf ergibt. 

Die Bemerkung ad 1. F. 1 und 2 bes frübern Entwurfs 
enthielt zwar ein Ganzes in Hinficht der allgemeinen Befeßgebung 
für Die privatbürgerlichen Nechte der Juden. 

Diefed Ganze zerfiel aber in verfchievene Abtheilungen. 

1. Die Sfraeliten verlangten die privatbürgerliher Rechte 
tn ihrem ganzen Umfange mit alleiniger Ausnahme der 
befonderen Mopdificationen, die das Gefeb enthalten 
würde, 

Diefed Verlangen war billig: es war jedoch mit vieler 
Mühe eine fo allgemeine Beftimmung erlangt, wie in bem 
$. 1 des lebten Entwurfs enthalten war. 

In der That war diefelbe jo Far, daß es darum nicht 
der von den Sfraeliten verlangten gänzlidyen Umaͤnderung 
der Fafſfung beburfte. GE war nicht möglih, wenu bie 
Sade erhalten werben follte, jelbft in der Korm jeden 
Ausdrud, wenn er aud der beflere wäre, der Obrigkeit 
aufzubringen. 

Die Abfiht der Commiſſion war nicht nur dahin ge 
gangen, fonbern ed war auch ausbrüdlich in dem Geſetz⸗ 
entwurfe audgeiprocdhen, daß alle privatbürgerlichen Rechte 
den Ifraeliten glei den chriſtlichen Bürgern eingeräumt 
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werben follen, bie nicht in dem Geſetßze namentlich ausge⸗ 
nommen waren. 

Gleichwohl Hatte die ifraelitifche Gemeinde noch bie 
Befosgniß unterhalten, daß der Ausſchuß nicht nur von 
der unmittelbaren fonbern auch von ber mittelbaren Staat#- 
verwaltung dahin gebeutet werben Eönnte, als ob bie 
Ausübung der Abvocatur, der Heillunde in allen ihren 
Zweigen, des Notariats, fowie ber wifienfchaftlichen Kennt⸗ 
nifje überhaupt für bie ifraelitifchen Bürger einer befonbern 
Beihränfung unterworfen gedacht werben koͤnnten. — 
Diefe ſchon an fi durch die allgemeine Beftimmung des 
Geſetes ausgeſchoſſene Deutung war aber gänzlich durch 
die ausdrückliche Erklaͤrung der Deputirten des Senats 
befeitigt, daß die Abficht defielben nie auf eine ſolche Bes 
ſchraͤnkung gerichtet geweſen fei. 

Ebenſo war auch von berfelben erklaͤrt, daß das 
Avancement im Militair für die Sfraeliten keineswegs 
ausgefchlofien fein follte, vielmehr die frühere Beſchraͤnkung 
in dieſer Hinficht bereits aufgehoben ſei. 

Es war auch von dieſer Seite die Befugniß der Iſrae⸗ 
liten beſeitigt. Es wurde 


. von ber tfraelitiichden Gemeinde verlangt, daß die einzel» 


nen flaat6bürgerlichen Beziehungen ausgebrüdt werben 
müßten, in Hinficht welcher ein Ausſchuß von ber Stadt⸗ 
verwaltung flattfinden fol. 

Aber diefem Anfpruche fand nach Anficht der Comiſfion 
dafielbe Princip entgegen, zufolge welches von ihnen mit 
Recht verlangt und ihnen bewilligt war, daß ihnen alle 
privatbürgerlichen Rechte mit Ausnahme der ausbrüdlich 
aufgeführten Mobificationen zugeſtanden werben follten. 
Sp wie diefe in Complex ihnen unter jenen Modificatio« 
nen gelaflen war, fo konnte auch bei einer Ausgleichung 
von dem Senate nicht verlangt werben, fiatt des Com⸗ 
plexes flaatöbürgerlicher Rechte, deren Verzicht immer 


375 


vorausgeſeßt war, ſich einzelne dieſer Rechte fubftituiren 
zu laſſen. 

Dagegen Eonnte 
. Falls nit bis dahin nicht genug befannte ober nicht 
genug motivirte Rüdfichten entgegen ftehen follten, ber 
Vorbehalt einer künftigen Reviſion der Geſetzgebung nicht 
erforderlich fcheinen. Vielmehr Eonnte die ohnehin in 
biefem Gefeße bereitö ausgeſprochene Aufhebung aller ents 
gegenftehenden Beftimmungen, mit Ausnahme der fich nicht 
auf den Gultus und die Verſchiedenheit ber Religion 
begründenden, obne den Zuſatz bleiben, nach welchem 
ihre Realifation erſt von einer vielleicht nicht jo leicht, 
noch fo bald zu bewerkftelligenden Revifion abhängig 
erſchien. 

Der Senat war dieſer Anſicht der Commiſſion entgegen⸗ 
gekommen, indem derſelbe ben ganzen Zuſatß weggelaſſen⸗ 
und dadurch die Bemerkung aufgehoben hatte. 

Eben daſſelbe war in Hinficht 

. der gewünfäten Einſchaltung des Wort „Kinder und 
Nachkommen“ geichehen, inbem die Worte „nebft ehelichen 
Nachkommen” gefeht wurden. 
. Was den Bufaß „und Bürgeruamens“ betraf, jo war 
durch die Einräumung der Benennung „Sfraelitifcher 
Bürger“ ſchon unftreitig eine große Bereitwilligkeit bes 
Senats bewiejen, die in der That von denjenigen aner: 
fannt zu werben verdiente, die die Schwierigkeiten dieſer 
Einränmung kannten, und bie Realifation berjelben mit 
Recht gewünſcht und als Bedingung der Ausgleichung 
verlangt hatten. 

Da nun tie Benennung Sfraelitiicher Bürger zugeftans 
den war, fo konnte mit Recht gefagt werben, daß fowie 
nicht volles Staatsbürgerreht, alfo auch nicht voller 
Bürgername ftattfinde. 

Aber der Senat war in dieſem Puncte hinausgegangen, 
was allerdings als begründet betrachtet werben konnte ; 
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derfelbe Hatte die Worte ganz eliminirt, wie bie Anficht 
des letzten Geſetzentwurfs ergab. 

Die Sommtifion hatte adL 3. des frühern Entwurfs bereits 
in ihrer Note vom 31. Juli 1821 geäußert, baß die Beſchraän⸗ 
fung der Shen gegen das natürliche Gefühl anftoße. 

Es war noch in der letzten Leit die Tendenz diefer Beſtim⸗ 
mung von fünfzehn Seelen für eine Bevölkerung von mehr als 
2000 Seelen von neuem bei der Commiſſion in Betracht ge 
fommen, und die fämmtliden Mitglieder derfelben 
hatten bie Meinung getheilt, daß diefer Beſchrän— 
fung wichtige Gründe entgegenftänden. 

In der Rüdfiht auf die Anfichten des Senats über biefen 
Punct, der fi darauf bezogen hatte, baß unter der großherzog⸗ 
Iihen Regierung, bei völliger Freigebung der Ehen, nur dieſe 
Zahl der Ehen ftatigefunden habe, auf die frühern Verhandlun⸗ 
gen und auf bie Vorausfeßung eined geringen Widerſpruchs der 
Vorfteher der ifraelitifchen Gemeinde gegen diefe Beftimmung 
hatte die Commiſſion aber bafür gehalten, daß man jept nicht 
mehr auf diefen Gegenftand zurüdtommen könne Die Worte 
„bis auf weitere Verfügung” batte der Senat weggelaflen. 

Der Beweis der Fähigkeit eine Familie zu ernähren, ad LA. 
des frühern Entwurfs warnun einmal bei der franfjurter Admini⸗ 
ftration für die Zulaffung ber Ehen in der Regel erforderlich, 
unb dieſe Beflimmung mußte dur den Zuſaß, gleich wie bei 
den riflliden Bürgern, alle Bejorgniß einer befondern Beſchraͤn⸗ 
fung entfernen. 

Die Beflimmung ad II. 2. des frühern Entwurfs, daß ein 
Jude, ter fih ald Handelsmann nieberlafien will, drei Jahre 
die Handlung ordentlich erlernt, und zwei Sabre in einem aus 
wärtigen ober vier Jahre in einem frankfurter Handlungshauſe 
als Handlungscommis gedient haben mühe, hatte Vieles gegen 
fih, weil fie für den Mittelftand drückend war, überhaupt aber 
in mancher Hinfiht nicht zwedmäßig erfcheinen Tonnte. 

Die Deputirten des Senats hatten inzwifchen angeführt, daß 
zwar für Ghriften Leine ausdrückliche gefehliche Vorſchrift dieſer 


377 


Art beftehe, eine Gewohnheit fi aber darüber gebilbet babe, 
und bis ſolches audy bei den Juden der Fall fein werde, ber 
ihnen feldft nachtbeiligen zu großen Vermehrung ter Handlungs⸗ 
bäufer durch eine ſolche Beflimmung zu begegnen fe, auch für 
befondere Fälle das Dispenfationsrecht des Senats bleibe. 

Da num die Nachtheile einer ſolchen Beſchraͤnkung von den 
Borftehern ber ifraelitiichen Gemeinde nicht befonders beftritten 
ſchienen, fo hielt die Commiſſion dafür, daß dieſer Punct nicht 
befonder® wieder auszubeben jet. 

Die ad II. 3. des frübern Entwurfs enthaltenen Claſſifica⸗ 
tion war nur von einer frühern, fpäter außgefallenen Vermoͤgens⸗ 
beftimmung für die verfchiedenen Arten der Handlungtreibenden 
übrig geblieben, und hatte nur auf ſolche ihre Beziehung; daher 
fle von dem Senat weggelaflen war, wie ber lepte Entwurf 
ergab. 

Die Beftimmung, daß keine Handwerker in die Fabriken 
aufzunehmen feien, war eine allgemeine gejehlidhe, von welchen, 
da fie auch für chriftlihe Bürger galt, die ifraelitifchen nicht 
ausgenommen werben konnten. Die Beſchraͤnkung, in den Ya 
Briten keine chriſtlichen Arbeiter aufnehmen zu bürfen, follte aber 
nach einer von dem Senat nachträglich zugeftandenen Abänderung 
für die erften zehn Sabre nicht in Wirkung treten. — Es hatte 
daher bei dem Entwurfe fein Bewenden behalten müflen. — 

Die Beihränkung ad II. S. 5. des frühern Entwurfs, in 
Hinſicht des Hanbeld mit Brennholz, Frucht, Fourage und Mehl, 
mit Ausnahme des Kleinhandels mit Mebl durch dazu aufges 
nommene Mehlhaͤndler war bis dahin überall nicht beftritten, 
und wenn auch die Sfraeliten in diefer Hinficht keine Veranlaffung 
zu Vorwürfen gegeben hatte, jo war Doch biefe polizeiliche Maaß⸗ 
regel darum nicht damals auszufchließen. 

Bad ad II. S. 6. des früheren Entwurfs die Handwerker 
betraf, fo war es gegründet, daß die Abfiht, die Juden vom 
KHeinbandel mehr ab» und zu nuͤtzlicher Handwerksthaͤtigkeit zu 
führen, durch Beſchraͤnkungen, die ben Gintritt in die Handwerke 
und Gewinnung det Meiſterrechts erjchwerten, vereitelt werben 
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müßte, und daß ſolche den Juden nur den Vorwurf zuziehen 
fonnten, von einer Bewilligung nicht Gebrauch zu machen, deren 
Bedingungen eben fo viele Hinderniſſe ihrer Benupung geweſen 
fein würden. Diefe Befchräntungen fonnten baber nur aus dem 
Geſichtspuncte eines fich felbft zerftörenden Principe beurtheilt 
werden. 

Die Commiſſion hatte aber auch auf biefen Gefichtäpund 
bie vollſte Rüdficht genommen, und der Senat hatte ihren Abs 
fihten vollftändig entfprochen. 

Es waren baber alle wirklich laͤſtige Beichränkungen aus 
dem Gefepentwurf eliminirt. 

Die einzigen welche geblieben, waren 

1. daß ein jübifcher Lehrling, der bei einem dhriftlichen 

Meifter am jüdiſchen Sabbath nicht gearbeitet, ein Jahr 
länger in der Lehre flehen müſſe: dieſe Beftimmung bes 
rubte auf dem arithmetiſchen Grunde, daß er unter der 
angegebenen Borausfeßung weniger gearbeitet und gelernt 
baben würde, als ber hriftliche Lehrling. 

Daffelbe trat mit gleihem Grunde für die Wander⸗ 
jahre ein. 

2. Daß nur während der nächften ſechs Jahre chriſtliche 

@efellen bei jüdiſchen Meiftern arbeiten dürften. 

Abgerechnet, daß nicht möglich war, mit einem Male alle 
bei Hanbwerfseinrichtungen, Zünften und Inuungen herrſchenden 
Begriffe zu zerftören, und daß die chriftliden Handwerker 
wünfchen konnten, fi) vorzugsweiſe die Geſellen ihrer Religion 
zu erhalten; fo war angenommen, baß dieſe Befchränfung, dba 
fie erft in 6. Jahren eintrat, alsdann Feine fein werbe, well 
vorandgefeßt wurbe, e8 werbe alsdann nicht an jüdiſchen Geſellen 
fehlen, was fih jedoch fpäterhin nicht bewahrbeitete. 

68 waren mithin die in Hiuſicht der Handwerke gebliebenen 
wenigen Beſchraͤnkungen überall nicht mehr aus dem in den Be 
merkungen aufgeftellten Geſichtspunkte zu betrachten. Es war 
aber auch die allgemeine Beſorgniß der iſraelitiſchen Gemeinde, 
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welche fie in Hinſicht der Rechte ber Hanbwerfömeifter überhaupt 
äußerte, durch ben neuen Gefegentwurf ganz aufgehoben. 

Diefelbe war bejorgt, e8 fei durch die Ausbrüde von Probe 
ſtück und Handwerksmeiſter die Gleihftellung chriſtlicher und 
tfraelitifcher Meifter verrüdt, und es Fänne barnady angenommen 
werben, woransdie Folge entftehen müßte, daß chriftliche Geſellen 
nicht bei ihnen in Arbeit gehen würden. 

Die Deputirten des Senats hatten bereitd dieſe Zweifel 
gänzlich gehoben. Diefelben hatten erklärt. daß infofern mit dem 
Eintritt in die Bünfte und Innungen flaatsbürgerliche Rechte 
verbunden, felbige den Iſraeliten nicht zuftehen, und baß dieſel⸗ 
ben auch nicht Geſchworene der Zünfte fein koͤnnten. In Hinficht 
aller übrigen Zunftrechte war Fein Unterfchieb zwiſchen chriftlichen 
und ifraelitifchen Meiſtern, noch konnte tiber die Zünftigkeit der 
leßtern irgend ein Zweifel fein, 

Der Senat war aber in bem neuen Gefeßentwurf noch 
weiter gegangen, indem derjelbe den ganzen Paragraphen wegges 
lafjen Hatte. 

Uebrigend war ad 11 S. 9. des frühern Entwurfs von ber 
Gommiffion, und zwar unter einftimmiger Anfiht des Senate 
angenommen, daß die in diefem Paragraphen enthaltene Beſtim⸗ 
mung den Zwed habe, dafür zu forgen, daß bie verhältnigmäßige 
Theilnahme der Juden an einem Handwerke nicht durch die wirf- 
lich vorhandenen chriftlichden Meifter, fondern durch die in den 


Bunftgefepen erlaubte Zahl der Meifterftellen geregelt werden 


follte, woraus denn auch hervorging, Daß die Beſtimmung folder 
Berhältniffe nur in gefchloffenen Bünften flattfinden konnte, 
während der Eintritt der Juden im ungefchloffene Zünfte und 
freie Handwerker an Fein numerifches Verhältniß gebunden wer⸗ 
den durfte. 

Um alle Mißverftändnifie fo viel al8 möglich zu befeitigen 
ſchien e8 der Commiſſion dringend nöthig, Daß in einem Anhange 
zum Geſetz offentlich befannnt gemacht werbe: 

1. die nad dem im $. 9 (nun 12) aufgeftellten Grundſatze 
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zeſeßliche Zahl der für die Inden offener Meifterftellen 
und zwar 

a. im Allgemeinen, 

b. für jebes Handwerk beſonders; 
die Beſtimmung, daß dieſes doppelte Verzeichniß von 
oon Zeit zu Zeit rewibirt und nad dem Populationsvers 
bältnifje abgeändert werben folle. 


. Die Beſtimmung, baß, das Verhältuiß möge fein wie es 


wolle, den Juden in jedem Handwerke wenigftend eine 
Meifterftelle offen ftehen müſſe. 


Die in dem frübern Gefepentwurfe ad III. 1. enthaltene 


Aeußerung in Hinſicht der auf immer aufgehobenen Beſchraͤnkung 
auf eine mit Mauern und Xhoren umgebene Strafe war von 
dem Senate ganz weggelaflen worden. 


Die Bemerkungen ad IIL 2. des frübern Entwurfs betrafen 


den eigentlichen Realpunkt, auf welchen die Intereſſen ber Iſra⸗ 
eliten berubten, denjenigen, um welden fi die ganze 
BZuflandebringung einer Ausgleihung vom Anfange 
bis zum Ende derBerbandlung hauptfſächlich Herums 
gebrebt hatte. 


In Hinfiht auf 


1. die Beftimmung ad a und b, in Betreff des Kaufes oder 


ber Miethe der Häufer hatte der Senat das Gigenthum 
eines Haufes und eines Gartend, und die Miethe, jedoch 
nur zur Bewohnung, in jedem Theile der Statt zuge 
flanden. Dieſes Zugeſtaͤndniß lag allerdings auch in dem 
eigenen Sinterefje ber Stadt. Aber ed war darum nicht 
weniger von ber ifraelitifchen Gemeinde als einen Beweis 
bereitwilligen Gntgegentommend des Senats zu ben 
Wlnfchen der Gommilfion und der Yuflandebringung 
der Außgleichung anzuerkennen. 

Denn es waren gewiß viele und tiefliegendbe Vorurtheile 
zu befiegen, um zu dieſem Refultate zu gelangen. 
Daß, nah ben Bemerkungen, in Fällen von Grbfchaft, 
Schenkung, Nation in die Ehe und Abjudication, von 
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der Beſchraͤnkung auf ein Haus eine Ausnahme gemacht 
wurbe, war anfich billig. Es follten aber auch für chriſt⸗ 
lihe Bürger nah der Frankfurter Verjaflung Fälle der 
Art eintreten Tönnen, in welden ber Befiß beichränft 
wear. 
Die Deputirten des Senatd hatten bemerkt, daß gefeplich 
in foldden Fällen Jahr und Tag zur BVBeräußerung für 
den Acquirenten frei bleibe, da diefe Frift in beſondern 
Fällen dur Dispenfation verlängert werben konnte; fo 
hatte die Commiſſion nicht geglaubt, auf eine weitere Bes 
fimmung für diefe fpeciellen Källe antragen zu Eönnen. 

Der Senat hatte alle übrigen Puncte des Streites 
entfernt. 

Alle uͤbrigen Beichränkungen für Gewölbe, Niederlagen, 
offene Läden follten ganz wegfallen, und tamit alle über 
diefen Hauptdifferenzpunct fo lange flattgefundenen Bes 
ſchwerden, Grörterungen und Bemerkungen. 

Nur die Zahl der Waarens und Kleinbändler wurde in ber 
Maaße ihre Feftitellung erhalten, welche in dem F. 9. des letzten 
Entwurfs enthalten war. 

Die damals vorhandene Zabl der Waaren: und Kleinhaͤndler 
ſollte von einem Jahr zum andern nicht über das Verhaͤltniß 
ihrer gegenwärtigen Population zur fünftigen vermehrt werden 
fönnen, jedoch in ben nächften Jahren, wo die ifraelitilchen 
Bürger bei Handwerken und andern Gewerben noch nicht ihr 
gehöriges Unterfommen finden konnte, billige Ausdehnung ſtatt⸗ 
finden. 

Diefe neue Beflimmung fand mit der völligen Freigebung 
in Hinfiht der Gewölbe, Waarenniederlagen und offenen Läden 
infofern in Verbindung, al® fie durch felbige ihre Aufklärung 
und Rechtfertigung. erhielt. Anden nämlich jede bejonbere Bes 
fchränfung des Handels für die Siraeliten gänzlich wegfallen 
follte, war die von jeher angenommene Abficht, diefelben jo viel 
ald möglidy auch zu den andern Erwerbsarten in Betracht gezo⸗ 
gen, und dafür gehalten, daß die Zahl der Waaren⸗ und Klein⸗ 
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hänbler für die Zukunft, wenigften® nicht über das damalige 
Verhaͤlmiß binausgedehnt werben dürfe. Dieſes Verbältniß der 
damals vorhandenen ifraelitiichen Waaren⸗ und Kleinhaͤndler zur 
damaligen tfraelitiichen Population war daher mit felbfiverftan- 
dener Berüdfihtigung der jährlih Hinzukommenden Ehen zum 
Grunde gelegt, und feftgejeßt, daß die Vermehrung berfelben nur 
nad dem Verhältniffe der Vermehrung der tiraelitiihen Popu⸗ 
lation fattfinden follte, noch über dieſe Beflimmung hinaus aber 
eine billige Ausdehnung in den nächften Fahren geftattet. Eine 
vom Handel noch außfchießlich Tebende, und auf denfelben als 
Erwerbsmittel allein befchränkte Bevoͤlkerung konnte nicht in 
einem kurzen Zeitraume und noch weniger auf einmal in einem 
andern Bang der Induſtrie und des Erwerbs geleitet werben. 
Indem von der Zeit und von der Gröffnung anterer Gewerbe 
dieſe Folge erwartet werden durfte, konnte man feine andern 
Verhaͤltniſſe als die der tfraelitifchen Population bei diefer Bes 
flimmung zum Grunde legen. 

Zu dem die Commiſſion diefe befondern Rüdfichten und bie 
Berjchiedenheit der in einer ganz andern bürgerlichen und ins 
duftriellen Lage ausgebildeten Verhältniffe der chriftlicden Bürger 
in Betracht zog, hielt diefelbe dafür, daß bei übrigens geftatteter 
Handelsfreiheit dieſe Beſtimmung ein angemeflened Auskunfts⸗ 
mittel darbieten werde, um die neue Geſetzgebung mit ben der⸗ 
felben zum Grunde liegenden Abfichten in Uebereinftimmung zu 
bringen, und in das allgemeine Wohl dasjenige der tfraelitifchen 
Bürger zu begreifen. 

Was bie Ausführung und den Schluß bed Gefepentwurfs 
betraf, fo war nach ben vielfältigften Grörterungen, Berichtigungen 
und Verhandlungen bie Faffung des Ickten Entwurfs zum Grunde 
gelegt. Die Commiſſion Hatte diefelbe als eine folche betrachtet, 
daß nicht mehr verlangt und nicht weniger gegeben werben könnte. 
Den wejentlidhen immer im Auge behaltenen Endzwede entiprach 
diefelbe, daß tie ifraelitiiche Gemeinde gegen einfeitige Abänbe- 
rung desjenigen Rechtszuſtandes, welcher damals feftgeftellt wer⸗ 
den follte, dadurch ficher geftellt werde. 
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In Hinfiht des Rüdflandes der Ablöfungsjumme ergab 
das der Rote.der Commiſſion vom 28. Auguft anliegende Proto- 
coll die Anficht derſelben. Zufolge derfelben fiel in Folge die 
Inhibition gänzlih weg, auf deren Aufhebung die Juden ange 
tragen hatten. und die Sache war audy in diefer Hinficht erledigt, 
indem die Zahlung mit den Zinfen gegen Rüdgabe der Obliga- 
tionen ftattfinden follte. 

Die Rüdgabe der Haupt: und Partialobligationen gegen bie 
Bahlung war rechtlicher Ordnung. 

Die Sommiffion glaubte durch ihre Grörternngen zu der 
Behauptung berechtigt zu fein, daß ber Ichte Geſetzenwurf nicht 
nur weſentlich alles, was nach den Verhandlungen und Anträgen 
als Ausgleihung irgend erreichbar feheinen konnte, fonbern auch 
ein die Beſchwerde erledigendes billiges Regulativ darbiete. 

Die dur ten Beſchluß ber Bunbesverfammmlung der 
Commiſſion geworbene Aufgabe war eine doppelte gewefen. 

Dieſelbe jollte 

1. bie Beichwerde auf dem Wege der Güte und Billigfeit 
auszugleichen fuchen ; 

2, nöthigenfall® auch diejenigen Punde, worüber man fich 
nicht vereinbaren koͤnne, zu einer erlebigenden Entſcheidung 
vorbereiten 

Der erfte Theil diefer Aufgabe war durch bie von ber ifra- 
litiſchen Gemeinde geichehene gänzliche Ablehnung einer Auss 
gleihung nicht erreichbar geweien, den zweiten Theil dagegen 
glaubte fie dur ben neuen, von dem Senate ſelbſt gegebenen 
Gefegentwurf und durch ihre Darftellung und Grörterung defjelben 
zur vollfländigen Erledigung gebracht zu haben. 

Die Grörterung des ganzen Rechtöverhältnifies der Sache 
war von der Gommilfion in den frühern Verhandlungen um⸗ 
gangen, weil nach ihrer Anficht dieſelbe jo wenig zu einer Be 
förderung der Ausgleichung führen konnte, daß vielmehr davon 
nur die Bermittelung berjelben zu erwarten geweſen wäre. Auch 
bei der legten Verhandlung ging die Gommilfion nicht auf bie 
Grörterung des Rechtsverhältnifies der gan Sache ein. 
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Welche auch bie rechte Entfcheibung der Sache fein mochte, 
in der concreten Anwendung bes Rechts wäre bod immer auf 
Grundſaͤtze zurüdzulommen nptäwendig geworben fein, bie dem 
Rechtögebiete nicht angehörten. 

Denn außer ihrer rechtlichen Beichaffenheit war vdiefe 
Sache politifcher, conftitutionellee und abminifirativer Natur, 
und nad folcher Hätte biefelbe in ihrer letzten Beſtimmung 
Grundfägen unterliegen müſſen, bie nicht in ber reinen Theorie 
des Recht3 unterlagen. Die rechtliche Ratur der Sadye ' mußte 
freilich auch auf diefe Beſtimmung ihren gebietenden Ginfluß 
üben, aber nicht auf eine den andern Xheil ihrer Natur ans⸗ 
fließende oder gaͤnzlich unterbrüdende Weiſe, und gleichwie in 
allen menſchlichen Berhältniffen verwidelter Art, mußte am Ende 
bie Billigkeit das vorherrfchende Princip ihrer Entſcheidung werben. 

Diefe Billigfeit des Regulativs, welche ber neue Geſetzent⸗ 
wurf darbot, konnte nah Anſicht ber Commiſſion nicht Elarer 
dargelegt merden, als indem decſelbe mit allen Bemerkungen 
über den früheren Entwurf in jedem Punct verglichen würde, 
und wenn nach der vollften Erörterung derſelben gefunden würde, 
daß in jedem einzelnen alles durch den neuen Geſetzentwurf gegeben 
fet, was verlangt war, oder billiger Weiſe hätte verlangt werben 
können. 

Die Sommilften war mit fi darüber zu Rathe gegangen, 
ob nicht bei ber durch die Bereitwilligkeit des Senats gegebenen 
neuen Tage der Sache eine nochmalige Aufforberung zur Aus⸗ 
gleichung an die ifraelitifchen Vorfteher angemeſſen gewefen fei? 
Aber fie wurde davon abgehalten, daß der ifraelitifche Worfteher 
nicht nur gegen die einzelnen nun gänzlid binweggeräumten 
Puncte ſich erklärt, fondern auch bie aus den vieljährigen Wer: 
banblungen bervorgegangenen Oeſammtgrundlagen ben Aus—⸗ 
gleihung mit entſchiedenem Wiberfpruche zurücdgewiejen hatten. 

Die Sommiffion übergab nın der Bundesverſammlung das 
Refultat ihrer Urbeiten mit dem Antrage zur Billigung und 
Genehmigung des Geſetzentwurfs. 

Dieſer lautete: 


Entwurf 


eines Gefebes der freien Stadt Franffurt am Main. 


Art. 1. 


Ale in biefiger Stabt gegenwärtig ſeßhafte ifraelitiiche Fa⸗ 
milten und Individuen nebft deren ehelihen Nachkommen, flehen 
als ifraelitiiche Bürger in dem Staatsunterthanenrecht der freien 
Stadt Frankfurt. Sie können zwar, indem fie von der unmittel» 
baren Verwaltung des Staat? und der chriftlihen Gemeinde 
ausgeſchloſſen bleiben, des vollen Staatsbürgerrechts nicht theils 
baftig werben und behalten daher auch in ihrer Eigenfchaft als 
tfraelitifche Bürger neben der ungeftörten Ausübung ihrer Religion 
ihre eigene Gemeinbeverfafjung; jedoch werben fie in allen Ge 
werbs⸗ und Abgabes, fowie in allen privatbürgerlichen Beziehungen 
mit den Bürgern biefiger Stadt gleich behandelt, injofern dieſe 
Beziehungen durch gegenwärtiges Geſetz (wodurch alle frübern 
desfallfigen Beflimmungen, die fi nicht auf den Kultus und bie 
Verſchiedenheit der Religion gründen, ausbrüdli und für immer 
aufgehoben werden) feine befondern Modificationen erhalten 


haben. 


Art. 2. 


Her von ben Hiefigen ifraelitifchen Bürgern ehelich geboren 
oder mit Ginwilligung der Obrigkeit als ifraelifcher Bürger ins 
Unterthanenrecht aufgenommen iſt, kann unter den im gegenwärtigen 
Geſetze enthaltenen nähern Beſtimmungen und nach ben auch für 
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die Chriſten beftehenden Vorfchriften jebe Art von bürgerlichen 
Geſchaͤfte, Gewerbe und Hanbthierung treiben. 


Art. 3. 


Es ſollen jährlich nicht mehr als fünfzehn ifraelitiiche Ehen 
geſchloſſen werden, jedoch darunter zwei fidh befinden dürfen, bei 
welchen die Frau oder ber Mann fremd if. Wenn jebocdh in 
einem Jahre dieje Zahl nicht erreicht wird, jo kann dieſe fehlende 
Anzahl auf die nachfolgenden Sabre übertragen werben. 


Art. 4. 


Neben der Uebernahme der geſetzlichen äffentlichen und an 
bie Gemeinde zu entrichtenben Gelder und Abgaben muß ein 
ifraelitifcher Bürger, um die Einwilligung zur Ehe zu erhalten, 
eine binlängliche Yähigkeit, eine Familie ernähren zu koͤnnen, 
gehörig nachweifen. 


Art. 5. 


Allen denjenigen Berpflihtungen, welchen die Chriſten bin» 
fichtlich der Betreibung einer Handlung, eines Handwerks ober 
fonfligen Gewerbes unterworfen find, unterliegen audy bie ifraeli- 
tiichen Bürger. 


Art. 6. 


Wenn ein Jude fi dahier als Handeldmann nieberlaffen 
will, jo muß er durch vollgültige Zeugniſſe erweifen, daß er die 
Handlung von dem aud bei Chriften gewöhnlichen Alter von 
fünfzehn Jahren an gerechnet, wenigſtens drei Jahre lang orbent- 
lich erlernt, und fi die Dazu erforderlidhen Kenntniffe eigen 
gemacht, auch nach diefer Zeit, wenn nicht hierüber vom Senate 
in einzelnen Fällen Dispenfirt wird, wenigftens vier Jahre in einem 
biefigen oder zwei Jahre in einem auswärtigen chriſtlichen ober 
judiſchen Handlungshaufe al® Handlungscommis gebient haben. 
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Art. 7. 


Den ifraelitiihen Handelsleuten ift wie den chriftlichen er- 
laubt Fabriken und Manufacturen von jeber Gattuug Waaren 
dahier anzulegen, jedoch Dürfen ſolche wie bei dieſen nicht in Den 
Nahrungs: und Erwerböjweig der biefigen Handwerker eingreifen. 
In diefen Fabriken und Manufacturen dürfen Leine Handwerker 
aufgenommen — und nad Ablauf der erflen zehn Jahre künftig 
chriſtliche Arbeiter nur nach vorberiger Dispenfation des Senats 
in befondern dazu geeigneten Fällen gebraucht werben. 


Art. 8. 


Den ald Hanbeldleute aufgenommenen ifraelitifchen Bürgern 
ift jede Gattung des Handeld und der Hülfsgefchäfte bed Han⸗ 
dels, ebenjo wie den Ghriften erlaubt, mit alleiniger Ausnahme 
des Handels mit Brennholz, Frucht, Kourage und Mehl, worunter 
jedoch der Kleinhandel mit Mehl dur dazu aufgenommene 
Meblhändler nicht verftanden wird. 


Art. 9. 


Die jetzt vorhandene Zahl der ifraelitiihen Waaren- und 
Kieinhändler fol von einem Jahre zum andern nicht über bag 
Verhältniß ihrer gegenwärtigen Population zur künftigen ver, 
mehrt werben können, jedoch in ben nächſten Jahren, wo bie 
ifraelitifchen Bürger bei Handwerken und andern Gewerfen noch 
nicht ihr gehöriged Unterfommen finden, eine Billige Ausdehnung 
ftattfinden. 


Art. 10. 


Zur Erlernung und Betreibung der Handwerke follen bie 
Kinder der ifraelitifchen Bürger ebenfalls unter nachfolgenden 
Beſtimmungen ermächtigt werben: 

a. ein jüpifcher Lehrling muß von hieſigen tiraelitijchen 
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b. XLerfeibe if wer im Gimfidet der ned Deu Urtikeln eines 
Searlıngen glei u achtes, tbafern berfelbe aber Bei 
einem riftligen Weiter im bie,Zchre gegangen ift und 
nit erweißli au jübiiden Gabathen glei den chriſt⸗ 
lichen gearbeitet bat, fo muß er ein Fahr Tänger in der 
Lehre Rechen. 

e. Een biefer Unterſchied tritt in Uufehung ber Zahl ber 
Wanderjahre ein. 

4. Es ſteht den iſraelitiſchen Bürgern frei, in dem alle, 
daß ein fübifcher Lehrling in einem von ihm ermwählten 
Handwerk bei einem biefigen Handwerker erweislich nicht 
untergebracht werben könnte, ihre Kinder auch an andern 
Drten bei chriſtlichen ober jübifchen Meiftern dieſes Hand» 
werks in bie Lehre zu geben, und follen bemfelben ihre 
in der Fremde beſtandenen Lehrjahre bei ihrem künftigen 
Jortkommen ebenfo angerechnet werben, als wenn fle 
felbige bei einem biefigen Meifter beſtanden haͤtten. 


Art. 1 1. 


Bin ifraelitifcher Handwerksmeifter bat, fo viel ben eigenen 
Wetrieb feiner Profeſſion Betrifft, alle Rechte eines chriſtlichen 
VDandwerkomeiſters. Gr darf jedoch bei Verluf des refpeciven 
Werten oder Handwerkerechte fo wenig im eine Societät mit 
emen chriſtlichen Weiter treten, ald mu folder Arbeit, welche 
er nicht JR weriertigt dat. eder mt toben Muterozlien handeln. 
Ru Dart ber gilinde Surtwerlimeiter Ninitıg feum ambwerf 
nur Wut ihre Wrdste ttetden. und zur unkarbendigerfe it, 
wide Der made ud Idre etens tülchen Were erkambt, 
we met Jahre Yardund wur deretiien Sefeilen me arheiem, aid 
wi Dia Whigen red Sunümwerid Zus Jeden, em em 
u tume Ad Weitere zeminmee Sune 
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Art. 12. 


Für ein und daſſelbe Handwerk koͤnnen zu gleicher Zeit 
nie mebr ifraelitifche Handwerksmeiſter aufgenommen werben, 
als dem Verhaͤltniß der für das nämliche Handwerk vorhandenen 
chriſtlichen Meiſterſtellen, mit Berkdfihtigung ber ifraelitiſchen 
Population zu ber chriſtlichen angemeſſen if. 


Art. 18, 


Wenn die Wittwe eines jübifhen Handwerkémeiſters das 
Handwerk ihres verflorbenen Ehemannes fortjegen will, jo kann 
dieſes mit Berhdfihtigung ber im Art. 11 enthaltenen interimis 
ſtiſchen Beſtimmung, künftig nur mit füdifchen @ehülfen geſchehen. 


Art. 14. 


Will fi eine foldge Wittwe wieber verehelihen und ihrem 
Ghemann das Handwerk zubringen, fo find die obigen Beſtim⸗ 
mungen auch auf leßtere anwendbar. 


Urt. 15. 


Den ifraelitifchen Bürgern wird das Recht, in der Stabt 
und deren lmgebungen Häufer und Gärten eigenthümlich zu 
erwerben, audy In den Häufern der Stabt Läden unb Gewölbe 
zu miethen und offene Läden zu halten, unter nachfolgenden 
Ausnahmen und Befchränkungen eingeräumt: 

a. ba ein jeber Familienvater ober ſelbſtſtaͤndiger Jude 
nur ein Haus und einen Garten zu Faufen ober eigentlich 
zu befigen berechtigt ſei; 

b. daß ein jeder ifraelitifcher Familienvater ober ſelbſtſtaͤn⸗ 
biger Iſraelit in jedem Theile der Stabt fi eine Woh⸗ 
nung (jedod nur zum Behufe der eigenen Bewohnung 
derſelben mit feiner Familie) mieihen bürfe. 
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Urt. 16. 


Dei der Obliegenheit ber ifraelitiichen Gemeinde für ihre 
Gemeinvelaften Sorge zu tragen, bleibt ihrem Borftaube über 
laflen, unter obrigkeitlicher Aufficht für die Armen⸗ unb Kranken⸗ 
pflege ihrer Blaubensgenofien zwedbienlie Maafregeln zu 
treffen. 


Die Aufnahme des etwa in den Dienften eines hieſigen 
Sfraeliten ſtehenden chriftlichen Gefindes in bie Biefigen chriſt⸗ 
lien Krantenhofpitäler bat, nad Maaßgabe deren Stiftunge- 
urkunden und Ordnungen nicht ander als gegen eine in jebem 
einzelnen Kalle zuvor zu vergleichende, von dem Dienſtherrn ober 
fonft zu leiſtende Vergütung, es fei an Gapital ober jährlichen 
Beitrage, flat. Die zur Ausführung und Aufrechterhaltung 
dieſes Geſetzes erforderlichen Verfügungen werben in befondern 
Verordnungen nachfolgen. 

Gleichwie vorſtehende gefepliche Beſtimmungen auf die dem 
Inhalte der deutſchen Bundesacte entiprechende und mit dem 
Bemeinwohl in Einklang ftehenbe bürgerliche Verbeflerung der 
biefigen Einwohner ifraelitifchen Glaubens abzweden, fo Bleiben 
eben fo wohl Die Verfügungen, welche von ber hoben Bundes⸗ 
verjammlung in Betreff der Judenſchaft für ganz Deutſchland 
in der Folge noch getroffen werden könnten, als auch der @efeh- 
gebung hiefiger Stadt alle auf die bürgerliche Verbeſſerung bie 
figer Jugenſchaft, fowie auf das biefige Gemeinwohl gerichtete 
und den Verhaͤltniſſen biefigen Freiſtaats zu dem beutjchen 
Bunbe angemefjene fernere Verfügungen, welche jedoch in keinem 
alle den Beflimmungen des gegenwärtigen Geſetzes, infofern fie 
der Judenſchaft günftig find, derogiren jollen, ausdrüdlich vor: 
behalten. 
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ALS die Angelegenheit der frankfurter Juden num zur Bes 
Ihlußnahme der WBunbesverfammlung reif war, erflärte ber 
Präaftbialgefandte im Auftrage feines Hofes Folgendes: 


„Der kaiſerlich⸗koͤnigliche Hof erblidt in demjenigen Geſetze, 
welches unter Ginwirfung bes beftellten Bundestagsausſchuſſes 
zur Regulirung der bürgerlien Verhaͤltniſſe der Juden 
zu Stande gekommen iſt, ſolche Beſtimmungen, welche ge⸗ 
eignet find, der Bundesverſammlung darüber volle Beruhi⸗ 
gung zu geben, daß hierbei ſowohl die früheren, wenn 
auch niht unwiderruflich, do wohlerworbenen 
Rechte der Frankfurter ifraelitifhen Gemeinde, 
als aud die gegenwärtige Verfafjung und das Gemeinwohl 
der freien Stadt in ebenmäßige Berüdfihtigung gezogen 
worden ſeien. Aus dieſem Brunde, und in ber ferneren 
Grwägung, daß Durch den heute vom Bunbestagsausfchuffe 
zur ſchiedsrichterlichen Entſcheidung der Bundeöverfammlung 
vorgelegten Gejegentwurf alle begründeten wefentlihen Eins 
wenbungen der ifraelitiichen Gemeinde gegen den frühern 
Vergleichſsentwurf umfichtig beachtet erjcheinen, findet man 
kaiſerlich oͤſterreichiſcher Seit fein Bedenken barauf anzu⸗ 
tragen, daß dem Senat der freien Stadt Frankfurt durch 
deren Bundestagsgeſandten dies mit dem Beiſatze eröffnet 
werde, wienady man gewärtige, baß dieſes Geje von dem 
Senat erlafjen werbe, jo wie die Sfraelitengemeinde auf 
daſſelbe als auf ein billiges, ihre bürgerlichen Rechte beftims 
menbes, unb ihre Beſchwerde erlebigendes Regulativ ver: 
wiejen werbe, und daß endlich, da ber ven ben Siraeliten 
angefuchten Behebung ber Inhibition der Zahlung bes 
Heftes der Ablöfungsjumme nunmehr nichts im Wege 
fteht, Die Sfraelitengemeinde zur Zahlung dieſes Reſtes gegen 
Rüdgabe der Obligation angewiefen werde.“ 


Der preußifche Befantte fand gegen die auf ben Commiſfions⸗ 
vortrag gegründeten Beſtimmungen durchaus nichts zu erinnern, 
welche durch Ginwirkung des Bundestagsausfchufies zur Sicher 
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felung bes Zuſtandes ber Sfraeliten erlaffen werben follten, 
ſprach aber ben Wunſch aus, über dieſe Sache vorher an feinen 
Sof berichten zu können, wollte jedoch feinerfeits ben Beſchluß 
nicht aufhalten. 

Diefem Votum ſchloſſen fi) der badiſche, Turheifiiche, ber 
großherzoglich und herzoglich ſaͤchſiſche und bie 15. und 16. 
Stimme an. Sachſen und Württemberg verwahrten fi in 
ihren Abflimmungen gegen Gonfequenzen aus dem beantragten 
Beſchluß für ihre Verfaflungen. Der koͤniglich ſächſiſche Geſandte 
erflärte: 

„Kür die Königlich fächfiiche Regierung kann Feine Veran⸗ 

loffung vorwalten, fih von den fo eben bargelegten 

Anfihten und Anträgen des kaiſerlich königlich öfter 

reichifchen Hofes zu trennen; biefelbe könnte — 

abgeſehen von dem gegenwärtigen fpeciellen 

Halle, wo das Einſchreitungsrecht der Bundes 

verfammlung feſtſteht — nicht wollen, daß einem 

Bundesgliede Conceſſionen in innern Ange⸗ 

legenheiten ſeines Staats abgedrungen werden, 

welche ſelbiges dem Gemeinwohle und der bes 
ftehenden Berfafjung entgegen findet, und eben 
fo wenig Tann fie wollen, baß einer Glaffe der 

Unterthbanen eines Bundesgliedes privatbürger: 

lie Rechte vorenthalten werden, die ihre 

Lanbesobrigkeit ſelbſt ihnen darbietet.” — 

Der württembergifche Geſandte aber fagte: 

„Ausgehend von bem doppelten Gefichtöpuncte, 

1. daß der vorliegende Fall ein ganz beſonderer fei, ber 
weder ber Form, noch der Materie nad) jemals zur 
Conſequenz gereichen koͤnne; 

2. daß die hohe Bundesverſammlung nur in Folge einer 
beſondern Ermädtigung nad fruchtloſem Verſuche ber 
Guͤte nunmehr über ein politiſches Geſen zu erkennen 
babe, indem ihr übrigens die Gigenfchaften und bie Bes 
fuguiß zu dem eigentlichen Richteramte abgehen. 
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tritt der wöürttembergifhhe Hof der verehrlidhen kaiſerlich öfter 
reichiſchen Abſtimmung bei. —“ 
Der Geſandte der freien Städte gab ſeine Abſtimmung 
dahin: 
„ba8 Geſetz, welches die freie Stadt Frankfurt wegen ber 
franffurtiichen Sfraeliten erlaffen will, muß bie eigenen 
Erwartungen derfelben überfteigen, wenn ſolche nur einiger» 
maßen — frei von überfpannten Anmaßungen — auf Be 
ruckſichtigung der Verhaͤltniſſe gegründet waren. Der Geſandte 
flimmt baher für die Gurie dahin, daß die Sache hiernach 
für volltommen erledigt anzunehmen ſei. 

Für Frankfurt muß der Geſandte jedoch bemerken, daß 
die Stadt zu jenem nur aus dem Grunde vermocht worden 
if, damit, da nun alles erſchoͤpft ift, jebem weitern Anfinnen 
der Siraeliten, welches, ohne fefte Beſtimmung mit gemeſſe⸗ 
nem Ginfchreiten nie ein Ende erreihen, vielmehr immer 
wieberfehren würde, ein Biel geſezt werbe; Daß aber 
die Stadt hieran nicht gebunden zu fein glaubt, wie fie es 
nicht fein kann, wenn die Sache auf dieſe Weiſe nicht wirk⸗ 
lich zur gänzlichen Erledigung gebracht würbe. 

Die Mehrheit der Stinmen hatte ſich mit dem öfterreichifchen 
Antrage vereinigt, und hiernach lag der Beſchluß materiell vor; 
das Bräfibium wollte aber den Beichluß nicht ziehen, weil es fich 
im Wefentliden nicht darum handle, daß der Beſchluß nicht aufs 
gehalten werde, fonbern um die unummwunbene Anficht aller Re 
gierungen, vorab ber preußiſchen über die Sache felbft zu 
vernehmen. 
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Bei der hierauf flattgehabten Umfrage wurbe von einer 


Geſandtſchaft ber Antrag geftellt, ob e8 nicht thunlich jet, 
die Schlußziehung bis nah den Herbftferien zu 
verfhieben? 


Das Prafivium gab Hierauf folgenve wichtige Erklärung: 

„88 fei bereit, jedem auch noch fo entferntem Termin, beizu- 
ftimmen; aber e8 würbe e8 vor feinem allerhöchften Hofe 
nicht verantworten können, wenn es bie beabfidhtigte Ver⸗ 
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tagung ber Bunbeöverfammlung in einem Augenblid propo- 
niren würde, in welchem die definitive Schlußziehung über 
einen Durch acht Jahre am Bundestage anhängigen Gegen» 
fand nur von Nachtragung weniger Stimmen abhängig fel. 

Die Bundesverfammlung babe nah dem Art. 
T ber Bundesacte die Befugniß, wenn bie ihrer 
Beratbung unterzogenen Gegenftände erledigt 
feien, fih zu vertagen; bie NRegulirung des 
bürgerliden Rechtszuſtandes der Sfraeliten in 
Srankfurt fei der Berathung unterzogen, bie 
Erledigung HängevonberRadbringung einiger 
Stimmen ab, mithin könne tie Vertagung erft 
ausgeiprodhen werden, wenn ber Befhluß in 
dieſer Sadhe gezogen fein werbe. 

Zu dieſer Bunbesgefeßlichen Beftimmung trete noch fol 
gender Umftand. Die Sfraeliten haben gleich bei Eröffnung 
bes Bundestags im Jahre 1816 gegen den 7. Artikel ber 
franffurter Verfaſſungsurkunde Beſchwerde geführt, die 
Bundesverfammlung bat deren Ausgleichung verſucht, dieſe 
ift im Wege des Vergleich nicht gelungen, bie freie Stabt 
Frankfurt erbietet fi) aber, im Wege der Sefepgebung ben 
Grund der Beſchwerde ber Ziracliten zu heben, jedoch nur, 
wenn dieſe Sache durch dieſes Erbieten fofort zur gänzlichen 
Erledigung gebracht würde. 

Bei Diefer Lage der Sache liegt ſonach die Verpflichtung 
der Bundesverſammlung entfchieben vor, von biejer Berathung 
uicht früher abzulafjen, und fi nicht eher zu vertagen, bie 
die Bundeöverfammlung ihr ſchiedsrichterliches Amt in dieſer 
Sache verwaltet haben wird. 

Außerdem dürfte e8 wohl auch nicht gerathen fein, dieſe 
Angelegenheit in ihrer gegenwärtigen Lage durch vier Mo⸗ 
nate In suspenso zu belafjen und die Spannung, die zwiſchen 
den chriſtlichen und jüdilchen Bewohnern der Stadt Frank 
furt über die Ungewißheit der Stellung ber letztern bis zum 
Austraze der Sache nothiwendig herrſchen muß, zu erhalten.” 
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Die ſehr entſchiedene Sprache bes Präfibialgefanbten, welcher 
offenbar im vollften Rechte ſich befand, verfehlte nicht einen 
großen Gindrug zu machen und der preußiiche Geſandte erklärte 
nun: 

„er finbe fich, obgleich mit jeder Bertagung, die. nothwendig 

erachtet werben mödhle, einverflanden, durch die Bortheile, 

die von alsbaldiger Ziehung des Beichluffes erwartet 
würden, beſtimmt, der Mehrheit unbedingt beizutreten.” 

Diefem Votum traten die Geſandten von Baben, Kurhefien, 
die ſaͤchfiſchen Haͤuſer, Medlenburg und die 16. Stimme nuns 
mebr bei, fobaß der einftimmige Beſchluß zu Stande kam: 

„1. daß die Bunbesverfammlung ben ihr durch ben eigens 
beftellten Bundestagsbeſchluß vorgelegten Gejehentwurf 
genehmige, von dem Senate ber freien Stadt Frankfurt 
die Grlafjung bes Geſetzes nad dem Wortlaute des mit⸗ 
folgenden Entwurfs vertrauensooll erwarte, die ifraelitifcdhe 
Gemeinde hierauf als auf ein billiges, ihre bürgerlichen 
Rechte beſtimmendes, und ihre Beſchwerde erledigendes 
Regulativ verweife; übrigens aber bie Aufhebung ber 
Inhibition zur Zahlung bes Reſtes ber Ablöfungsgelder 
voraußfepe; 

2. daß von dieſem Beſchluſſe die iſraelitiſche Gemeinde zu 
verftändigen ſei“. — 


Damit ſchließen die Verhandlungen über biefen wichtigen 
Gegenſtand, der eine Reihe der verwideltfien Rechtsfragen vom 
Standpunkte der Bundeöverfammlung aus weniger erledigt als 
umgeht, für die Zukunft anderer ſchwebender Rechtsfragen von 
Bedeutung wird. Wir werben weiter unten auf bie ſchweren 
Gonfequenzen aufmerffam machen. 

Ueber die Gmankcipation ber Juden herrſchten Damals wie 
jet ſehr verfchiedene Anfichten, welche fi aber durchaus nicht 
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nad) ben gewöhnlichen Rubriken ber verſchiedenen Parteien 
ſcheiden. Männer, beren politiſche Anſichten Sefunntli nicht 
dem Metternichfchen Syftem hold waren, ſprachen ſich fehr ent 
ſchieden gegen bie unbebingte Gmancipation der Juden zur Beit 
bes Wiener Congreſſes aus, während Anhänger bes Abſolutis⸗ 
mus für biefelben ſtimmten. So fagte Klüber *): 
„der Judenſchaft, das Heißt dem ganzen Jubegriff ber 
Bekeuner des Judenthums, wie es vor unſern Augen lebt 
und webt, volle Staatsbürgerſchaft, völlig gleiche 
Rechte mit allen Staatsbuͤrgern ertheilen, Die nicht in ſolchem 
erflärten Widerftreit, wie die Juden mit bem Staate leben, 
wäre eben fo viel, als jenes begrängt unheilbare Uebel in einen 
unheil baren Krebsſchaden verwandeln, ber ein ſtets um 
ſich frefſender wäre, mithin das Gauze, wo nicht über kurz 
ober lang zerſtoͤren, doch immerwährenb peinigen würde”. 
Er vertrat bie Auſicht, daß die Juden als eine eigene Ration 
auf dem ganzen Erdkreiſe bildend, von jeber andern durch fo 
eigenthämliche, in das ‚bürgerliche Leben fo vielfach eingreifenbe 
politiſch⸗ eligibſe Einrichtung, Handlungs» und Sinnesart völlig 
abgeſchloſſen ſeien und nothwendig einen Staat im Staate bil⸗ 
deien, ja bilden müßten. Gr verwies zur Begründung ſeines 
Urtheils auf die nach feiner Anfiht für damalige Berhältnifie 
durchaus noch enticheibenden Schriften von Bodenſchaß, Selig 


und Gifenmenger*"). 


©) neberficht der diplomatiſchen Berbanblungen des Diener Congreſſes. 

©. 393. 
=) Bodenſchah (3. C. ©.) Kirchliche Verfaſſung der heutigen Suben, 
Sranffurt und Leipgig 1748-1749. 4 Theile. 

Gelig (Bottfe.) Der Zube, eine Wochenſchrift. Leipgig 1758-1772. © 
Bde. und defien Der Jude oder das alte Judenthum. Leipzig 1781. TE. L 
Deffau 1782. Th. II. (Selig war in dem Jubenthum geboren unb erzogen, 
dann zu dem Chriſtenthum übergegangen, und bei ber Univerfität Leipzig als 
leotor rabbinicus et talsındious angeflellt.) 

@ifenmenger (3. U.) Gntdedtes Zudentgum. Brauffurt 1700. 2 TE. 4° 
2. U. Königöberg 1711. (Die franffurter Judenſchaft erwirkte beim Reiche⸗ 
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In diefen zum Theil fehr feltenen Schriften waren bie 
Lehren und Meinungen der Inden wörtlih aus ihren eigenen 
Schriften bargeflelt und Bieten eine Reihe von fehr bedenklichen 
und gefährlichen Mazimen *), welche fih mit keinem georbneten 
Staatsweſen vertragen würben. Auch ber berühmte rationaliftifche 
Theolog Paulus bat noch im Jahr 1840 gegen die völlige 
Gleichſtellung der Juden ſehr geeifert **), und wollte ihnen uur 
Scugbürgerfchaft zugeftehen, weil bie Juden felbft eine abge 
ſonderte Nation bleiben wollten, und es für ihre Religionsaufs 
gabe hielten, daß fie eine ſolche von allen Rationen eine gefehiedene 
Nation bleiben müßten. So lange das talmudiſche Rabbinate- 
weien, das nichts weiter fet als eine fremdartige und fogar 
ſchaͤdliche Winkelgeſeßgeberei, nicht Befeitigt würbe, koͤnne auch 
von einer Verleihung ſtaatsbürgerlicher Rechte an bie Juden 
nicht die Rebe fein. 

Rob. v. Mohl » Hat fogar noch im Jahre 1856 die An 
fiht aufgeftellt: „daß für den Staatsmann die zähe, eng ver 
Bundene, fremdartige Rationalität der Juden, ihre vielfach ver 
ſchiedenen Grundanſchauungen vom Leben und feiner ſittlichen 
Träger, eine nicht wünfchenswertbe Richtung ber Thätigkeit, 
gegrünbete Veranlafiung von Bögerungen unb Bweifeln jeten, 
wo es fih — verftebt fih nicht etwa von menfchlichen ober 


hofrath drei Mandate, wodurch die ganze erfie Auflage dieſes merkwürdigen 
Budes zu Branffurt 40 Sabre lang mit Arreſt belegt war. Hierauf lieh 
der König von Preußen zu Königsberg einen Abdrud veranftalten. Erſt 
1741 ward ber Arreſt aufgehoben. Gifenmenger war Brofeflor der orientali- 
fen Sprache zu Heidelberg ; er farb 1704.) 

©) Gin kurzer Auszug, aber foematifch geordnet, aus Gilmmengere 
geoßer Schrift ſindet Ah in: Die Juden und das Judenthum wie Re find. 
Göln 1816. 96. ©. 

**) Baulus, Die füdifhe NRationalabfonderung. Heidelberg 1830. und 
Ürcenfion defielben über die Schrift: „Ein Wort über die Emancipation der 
VBelenner des moſaiſchen Glaubens von einem chriſtlichen Badener 1831”. 
in Sophronizen XIU 4. ©. 1—14. 

*) Mohl, Seit. und Litter. der Gtaatswifienfcheften U 322. 
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birgerlidyen Rechten — aber von einer vollftändigen Ginfügung 
in das ſtaatliche Leben handle”. 

Da iſt e8 num nicht zu verwunbern, daß im zweiten Decen⸗ 
nium unſeres Jahrhunderts ſich jehr bedeutende und zahlreiche 
Stimmen gegen bie völlige Gleichſtellung der Juden überall 
erboben. Der Art. 16 ber Bundesacte hatte zunächft die erneu- 
erte Beranlaffung zu einem lebbaft geführten litterariſchen Streit 
gegeben. Insbeſondere traten Rühs und Fries gegen bie An, 
ſpruͤche der Juden anf, während ihnen Friedrich Schmid (1816) 
und Friedländer (1820) das Wort redeten. Während die eine 
Seite behauptete, dab Gtaatdmänner und Rechtsgelehrte und 
ſeibſt die meiften der damaligen Theologen das Verhaͤltniß der 
füdifhen Nation zu der Gefehgeberei des Talmuds und ber 
Rabbiner weniger kannten und daß der Talmud ſchon beinahe 
verfchollen und der Rabinismus untergehenb fei*), wies die ans 
dere Seite auf Lehrbüͤcher der moſaiſchen Religion, in-benen 
fi das Gegentheil ausgefprochen finde. Allerdings ließ ſich 
nicht leugnen, daß ſelbſt no fpäter als im zweiten 
Decennium des 19. Jahrhunderts, Lehrbücher dies 
fer Art den Sapungen ber Mifhna und Gemara 
für die gefammte jüdifhe Ration no immer eine 
vollflommen gleidhe Gültigkeit mit der heiligen 
Schrift beilegten, und daß fogar bie dreizehn 
Blaubensartitel des R. Ben Maimon flatt der aus— 
gelaffenen gehn Gebote in einem jübifhen Katechis— 
musaufgenommenwaren"®), daß unter des Verfaſſers 


*) Dies behauptete auch fpäter (1831) Rießer Ueber die Stellung ber 
Belenner des moſaiſchen Glanbens in Deutſchland, an die Deuntſchen aller 
Gonfeffionen. Altona. ©. 46. 

0) Alex. Behr Lehrb. der meſaiſchen Religion, welches unter Aufſicht 
und Leitung bes Oberrabbiners Abrah. Bing zu Würzburg umb mehrerer 
angefchemer Mabbiner in Münden 1826 erſchien. Siche daſelbſt ©. 17. 
Die 13 GBlaubensartifel des Maimonides waren ein Erzengniß der erſten 
Sugendhige deſſelben als eine Art Proteſtation gegen bie chriſtlichen Dogmen 
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deffelben Leitung, in Kürth wieder eine Talmud- 
fhule erritet wurbe. Es ließ fi ferner nicht leugnen, 
und war von jüdiſchen Schriftfiellern eingeftanden*), daß bie 
Rabbiner, unter dem Schein münblicher Leberlieferung Moſes, 
Geſetze machten und fie als Gewiſſensſache den Bläubigen zur 
Richtſchnur über alle Staatögefehe gaben, ja daß fich ſelbſt die 
Nichtgläubigen fi von dieſem Rationalband ſchwer losmachen 
fonnten, wie dies jpäter noch NRießer durch ben Vorſchlag von 
Vereinen für das Beharren als Bekenner eines rein mofailchen 
Glaubens für die Glaubensfrelen beweiſt. Wahrbaft bedenklich 
und verabfheuungswürdig waren aber die Lehren über Eid und 
Meineid, welche fi in einzelnen Lehrbüchern der Juden fanden. 
Stern **) Hatte in feinem für das jüdiſche Volk beſtimmten 
Gonfirmationsbuh eine Beſtimmung des Maimonives aufge 
nommen, weldye durch eine leichtfinnige Meberfegung des bebräi- 
ſchen Textes in ihrer Bedenklichkeit noch fehr erhöht wurde. Es 
heißt dort: „Der Eid, welden wir aus freiem Willen 
ablegen, können drei Kundige unferer heiligen 
Lehre dur einen feierlihen Sprud aufldfen, ſo⸗ 
bald die Urfade bes Eides niht mehr vorhanden 
if. Der Eid hingegen, welder und von einem Ans 
bern auferlegt wurbe, bleibt ewig unauflösber, 
und der ihn alfo auf irgend eine Weife verlegt, ift 
meineidige)“. Wann ift die Urſache eines Eides nicht 


feiner Zeit von ihm fpäter ſelbſt nicht mehr aufrecht erhalten und finden ſich 
in feinem größern Werle (Jad⸗Hachaſalah) nicht mehr wor, wurde überdem 
von den frömmften und gelehrichen jübiſchen Gelehrten verworfen, da fi 
nit einmal im Talmud eine Spur davon findet. Vergl. Baulus 1. 6. 

*) Hermann Stern Gonfirmatiensbud; für Sfraeliten. 1829. 

*) a. a. O. S. 25. Nr. 40—42. 

0) Der Text des Maimonibes iR nit ganz fo bedenllich. Br lautet: 
„Wenn einer einen leitfinuig ausgefprodenen Cid (Nedarim Bataiim) 
geleißet hat, und dies ihn reuet, weil er einſieht, daß er ſich ſelbſt verkieinere 
(Hitzaer), wenn er den Ein geltend macht; ober daß für ihn etwas Neues 
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mehr vorhanden? Würben ſich Viele nicht ‚überreben, daß fie 
einen freiwilligen Gib geleiftet haben, und baß fie baren durch 
drei Rabbiner entbunden werben können ? 

Neben vielen mit Recht zu erbebenben Bedenklichkeiten fan» 
den fi) and Vorwürfe von bebeutenden Schrififtellern, bie in 
dieſer Kategorie zu finden billig zu verwunbern if. Man fanb 
in den rabbiniſch officiellen Geboten, welche bie Ifraeliten zu 
beobachten haben, ein bemitleidenswerthes Unglüd ber Juden. 
Wird nun glei die Zahl derſelben nach vielen Hunderten ge 
rechnet *), jo gibt doch bad gewiß Leinen Grund gegen die Auf⸗ 
nahme der Inden in die ſtaatsbürgerliche Gemeinſchaft ber 
chriſtlichen Staaten ab. Manche der für bie Eörperlihen Ber 
bältnifle ber Siraeliten beflimmten Gebote wären auch für andere 
Voltsklaffen ſehr praltiih. Man werfe einen Blid in ben pol 
nifchen und iriiyen Schmuß, man fehe füdeuropäijche und felbft 
deutſche Haushaltungen der armen Kaffe, ja man fleige noch 
etwas höher hinauf: — eine ganze Reihe jüdifher Reinlichkeits⸗ 
gejege durchgreifender Art koͤnnten nicht fchaden — Den 
gegen die Gmancipation erhobenen Bedenken ließ fi aber mit 
Hecht entgegenftellen, daß die Lehre, weldye von einzelnen Rabbi 
nern feftgehalten wurben, vonder großen Mehrzahl der Iſraeliten 
verworfen wurden. Gin weit verbreitete® Buch: J. Johlſon 
Die Lehre der Mofatfchen Religion 8. A. Yranffurt 1829 enthält 
in Beziehung auf den Eid ganz andere Grunbfäße, ald das 
Lehrbuch von Alez. Behr*), und tm eilften Abfchnitt: „Bon den 


entflanden if, welches zur Stunde des Cidſchwoöͤrens nit in feiner Reuntnig 
war, fo wird ı.”. Der Gall aber, wo Jemand zum Bid mit Unrecht gende 
tigt wird iſt zwar nit erwähnt und darnach war in früßerer Zeit yon an 
gefehenen Rabbinern ber Gap ausgeiprodden, daß jeher Eid, zu welchem man 
genötgigt wurde, zum Boraus ungültig fel. vergl. Ester et Lotichius Diss, 
de Lubrioo Jurisjurandi Judasorum. Marp. 1746. 

©) 613 aus der heiligen Schrift, dazu feit der Berfireuung unter aubere 
Böller noch 369 und unter biefen allein 248 nad ber Anzahl der Glicher 
am menſchlichen Körper (Stern a. a. D. ©. 22. 121). 
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DBürgerpflichten” entwidelt ed Anſichten, deren ſich Chriſten nicht zu 
ſchaͤmen hatten. Ausdrüdlich heißt es dort **): „Als unſer Vaterland 
ertennen wir ein jedes Land, worin wir geboren wurben, ober 
wo wir und niebergelaffen haben und wohnhaft find und unter 
bdefien Geſetzen wir Schuß und Sicherheit finden. Wir dürfen unfern 
Privatvortheil und Wohl unferer eignen Kamilie von dem Wohl 
der großen Staatöfamilie nidyt trennen, ſondern müſſen ben 
Geſetzen des Staates gemäß, biejes unfer Vaterland mit unferem 
Vermögen und mit unferem Blut und Leben vertheibigen.“ 
Diefe Pflichten werden dur WBibelftellen begründet *%%) durch 
Anführungen aus dem Thalmub weiter bekräftigt }). An einer 
andern Stelle +f), wo die Frage aufgeworfen wird: „ob es er: 
laubt fei einen Nichtjuden zu beleidigen ober zu betrügen ? * 
beißt e8: Unſere Gefeplehrer erklären eiuftimmig, daß ein foldyer 
Sfraelit nit nur ausprüdlich gegen die Geſetze Gottes jündiget, 
fondern andy dabei noch das umverzeihlidhe Verbrechen auf ſich 
labet, den heiligen Namen Gottes zu entweihen: indem er dadurch 
feine Religion und feine Glaubensgenoſſen — in den Augen an: 
derer Völker herabjegt”. Dazu wird aus dem Thalmud FF) 
angeführt: „Jeder Iſraelit iſt dem göttlihen Geſetze 
noch verbunden, diejenigen Menſchen aus jedem Volke, 
welche die fieben Noahitiſchen Gebote TFT) befolgen, als feine 


©) Man ehe 5 97. 98. 99. 154. 
”) $. 232 fi. 
°°s) Jerem. 29, 5. 7. 40, 9. 

T) Thalmud Berachoth 58: „Sieheit du einen König von einer andern 
Nation, fo fpri den Gegen: Gelobt feit du Gwiger, unfer Bott, König der 
Welt! der du einem Menſchen etwas von deiner Mafehät mitgeteilt haſt.“ 
„Gefehe des Landes — Giantegejege — find zugleich Meligionsgefehe *. 

+4) & 215. 216.: 217. 
TH) Trader Gittin 61 wogu Maimonides von den Königen Abſchn. 10 
$. 12 verglichen wird. 
tt) Sig der Abgötterei enthalten, feine Goltesläfterung auszuflofen 
feinem Rädken weber zu verwunden noch zu tödten, nicht zu Rchlen und- nicht 
zu betrügen, die Berechtigfeit zu handhaben, ſich keineswegs Chebruchs und 
Erſter Theu. 26 
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Brüder zu lieben, ihre Kranken zu beſuchen, ihre Xobten zu 
begraben, ihre Armen und Nothleidenden zu pflegen und zu 
unterftüßen, wie bie von Sfrael; und fo gibt es auch überhaupt 
feine Handlung der Menſchenliebe, deren ſich ein wahrer Iſraelit 
gegen die Beobachter der Noahitiſchen Lehren entziehen könnte. * 

Die YBunbesverfammlung ſelbſt erfannte auf Vortrag bes 
Frh. v. Wangenheim an, daß das Lehrbud von Johlſon den 
Gharacter und die Lehre des Judenthums aus den reinften und 
zuverläffigften Quellen gefhöpft und getreu unb ber firengften 
Wahrheit gemäß bargeftellt habe und votirte dem Berfafler einen 
Dank für die Ueberreihung feines Lehrbuches *). 

Die von den Gegnern ber Gmancipation der Juden anges 
führten Beſchuldigungen der Lehre find demnach nicht zu rechtfer⸗ 
tigen. Jene oben angeführten Lehren aber ſind als die Anfichten 
einzelner unverftändiger und beſchraͤnkter Eiferer anzufehen, beren 
es auch bei ben Ghriften und zwar in nicht geringer Anzahl von 
jeher gegeben bat, ohne daß man deßhalb dem Ghriftenthum 
zugerechnet hätte, was lediglich Mißverftand, Thorheit ober gar 
Heuchelei Einzelner verſchuldet. 

Eine andere Frage würde aber fein, ob nach dem damaligen 
moraliſchen Zuſtande oder der Lebensgewohnheit ber Juden eine 
Emancipation derfelben fchon 1816 eintreten konnte ? Viele und 
große Beſchwerden find, und fehr oft mit voller Urſache, 
felbft von den Wohlwollendften in dieſer Beziehung gegen 
die Juden erhoben worden. Doch Hat man fi babei 
nicht immer Mar gemadt, daß die Urſachen tadelswerther 
Erſcheinungen ſehr Häufig In der mangelhaften Staategejepgebung 
im Beſondern in der ſehr troſtloſen ſtaatswirthſchaftlichen Geſeß⸗ 
gebung, und vorzugsweiſe in dem Druck und in ber Ungerechtig⸗ 
keit, die auf den Juden Iaftete, lag. Wohl ift es gewiß, daß 
eine Emancipation ſaͤmmtlicher Juden in Deutfchlanb ohne vor» 


feiner Unkeuſchheit ſchuldig zu machen, nicht cher vom Vleiſch eines Thieres 
zu eſſen, bis dieſes wirklich tobt iR. |. $. 90. 
*) B. Pr. 1824, 20. Gig. v. 24. Mai. 
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bergegangene Revifion der Befepgebung auf ſtaatswirthſchaftlichem 
Gebiete zum Theil fehr Höfe Folgen hätte Haben Fönnen*). Uber 
die Schuld folcher Verzögerungen der nöthigen Revifionen lag 
vorzugswelfe in der mangelhaften Erkenntniß der wirthſchaft⸗ 
lichen Gefepe der Völker Seitens der Regierungen: — die meiften 
derſelben wollten Ginrichtungen feithalten, die durch bie Ent⸗ 
widelung der Induſtrie, des Handels, ja felbft des Landbaues 
fängt unbrauchbar und fchäbli geworden waren. Auch bie 
Vollswirthichaftögelehrten waren damals in den traurigften Irr⸗ 
tbümern befangen. Konnten doch damals noch die einfachften 
Grundgefege der Volkswirthſchaft, wie fie Adam Smith Iehrte, 
jeitvem funbamental geworben, nicht zur rechten Beltung gelangen! 
Statt von den Juden zu lernen, daß die Affociation bei durchweg 
andern Sommunicationsmitteln und Goncurrenzen mächtiger auf 
induftriellem Gebiete wirken mußte, als die namentlich, für eine 
ganz andere Arbeitstheilung berechneten alten Zünfte, hielt man 
bie alten verrotteten Zünfte aufrecht, ja führte fie mit befeitigter 
Srembberrjchaft wieder neu ein, und wo man fie fallen Iteß, ſeßte 
man feine neue Orbnung an ihre Stelle. Enweder follten die 
alten verrotteten Drbnungen nad Anſicht der Regierungen der 
modernen wirtbfchaftlicden Entwidelung der Völker genügen oder 
gar fie als DVerberben briugend meiftern und auf andere Wege 
Bringen; mitunter wurbe nur einmal mit plumper Hand irgendwo 
zornig dreingeſchlagen. Oder die Gentralifationswuth, das trau: 
ige Erbtheil ber bourbonifchen Könige Frankreichs **), nivellirte 
auch auf wirtbfchaftlichem Gebiete jete Slieberung, wie fie es 
auf Rändifchem ebenfalls gethan, nicht nur etwa ohne den wirth⸗ 
ſchaftlichen Geſezen nachzulommen , jondern mit unbegreiflidyer 


—— - —r ·— 


*) Wer ſich über dieſen Gegenſtand genau unterrichten will, vergleiche 
Die dem preußiſchen vereinigten Landtag im Jahre 1847 vorgelegten gründ⸗ 
lien Dentfchriften bei Blei, der vereinigte Landtag ıc. ©. 390 fi. 
©. 1853 ff. 
=, Mit der Revolution von 1789, wie Tocqueville ſehr ſchoͤn nachge 
wieſen hat. 
25° 
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den Wehlfenb des Volles madjenb. Rein Wunder: mit wenigen 
Hnßnafınen waren’ bie wirthſchaftlichen Berhältnifie ber Wölter 


mögend betrachtet worben,, nur gefchäht, wenn fie viel Gelb in 
die Kaffe brachten. 

Da war es unvermeiblih, daß die auf wirtbichaftlichem 
Gebiete afforiirten Inden in der Induſtrie unb im Hanbel bie 
in den Hünften eingeengten oder bequem geworbenenen, bie ohne 
Bünfte vereinzelten, die auf eigene immer ungenügenbe Kapitalien 
beſchraͤnkten chriſtlichen Mitbürger überflügelten, was um fo 
leichter zu erflären, da ſich der Jude wenige Beit zum Vergnügen 
gönnt und im Durchſchnitt weit mäßiger lebt — letzteres eine Mitgabe 
aus der Heimath, der warmen Zone !—- als ber Chriſt der gemäßig- 
ten unb fälteren Länder. Darüber wurbe man nım überaus 
zornig; man ſchrieb den Juden zu, was Schuld der Berhältnffie 
war. Woher follte aber bei den Höfen und Bureaukraten bie 
Kenutniffe folder Verhältnifie kommen? Gin Großherzog von 
Baden hatte zuletzt 15000 unerlebigte, unerbrochene Gingaben 
von Behörden x. liegen, ein König von Württemberg erließ 
Berorbuungen, die den Ackerbauern es faft unmöglich machten, 
in ber Nähe feiner Reſidenz ihre Felber zu büngen, 
in einem andern Lande war ben Bürgern verboten, mehr 
ale zweimal wöchentlich Kaffee zu trinken, ober e8 war gar, wie 
im Großherzogtum Nafjau, eine allgemeine Gonceffion für bie 
Stellung der Bullen im ganzen Lande einzelnen Perſonen ge 
geben! Wollen wir aber noch zwei bis drei Decennien weiter 
zurbdgehen, fo erbliden wir ein großes Herzogthum, in welchem 
ein adliges mecklenburgiſches Fräulein als Maitreffe bes Herzogs 
den Sigungen des Staatsminiſteriums präfibirte*), ober einen 
König, der mit feiner Umgebung wegen ertheilter Mauljchellen 
auf Abrechnung fand. Woher alfo Kenntniß von Buftänben, 





©) Saqhloſſer Geſchichte des 18. Jahrhunderts. 
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die genau beachtet werben muſſen, weil fie ſich lange und 
unſcheinbar im Leben ber Voͤlker vorbereiten, und die nicht 
mit Soldaten, Hofbelufligungen, Maitreſſen usb .bers 
gleichen zufammenbingen? Auch vie wohlmollenden, väterlidy 
beforgten Regenten jener Beit wirtbfchafteten wohl fparfam, in 
vielen Dingen gewiß fegensreih, aber doch oft zum Nachtheil 
ihrer Länder, weil fie fih von dem Soldatenſpiel fdhwer los⸗ 
machen Tonnten, und fi, wie wir an anderer Stelle gezeigt 
haben *), durch demagogiſche Umtriebe zu einem bevormundenden 
BoligeisRegimente, welches das größte Hinderniß: der wirthſchaft⸗ 
lichen Entwickelung eines Volkes iſt, verleiten ließen. 

Dieſes Alles muß man erwaͤgen, wenn man die Verſuche 
damaliger Zeit, welche auf gaͤnzliche oder theilweiſe Emancipa⸗ 
tion der Juden ging, ins Auge faßt. 

Deshalb iſt es ſehr anzuerkennen, daß bie Bundesverſamm⸗ 
lung den zum Theil gehäffigen und ungerechten Angriffen bes 
franffurter Senats energiſch entgegengetreten, daß fie jenes trau⸗ 
rige Schupbürgerthum befeitigte, und mit einigen Ausnahmen 
die privatbärgerlihen Rechte der chriſtlichen Bevoͤlkerung auch 
den Juden zufommen ließ. Nah damaligen Berhältniffen war 
für die Juden nicht mehr zu erreichen. — 

Hervorleuchtend tft Hierbei dad Verdienſt der Commiſſion, 
aber auch Oeſterreichs und Preußens, welche ſoweit nidht etwa 
anbere von ihnen bekaͤmpfte Principien im Wege landen, wie 
+ B. die Berbinblichleiten aus ber fogenannten Zwiſchenherr⸗ 
ſchaft, die Rechte der Iſraeliten in Frankfurt Iebhaft unter 
fügten und dem Senat ber freien Stabt Frankfurt zu weſent⸗ 
lichen Gonceffionen veranlaßten. Es if intereffant die echte 
der Sfraeliten in den deutſchen Staaten vor dem Jahre 1848 
zu vergleichen, deshalb haben wir im Anhang dieſes Bandes **) eine 
vergleichende Ueberſicht nach den einzelnen Staaten beigefügt. Lehr⸗ 


©) Siche oben ©. 91 fi. und Meine Geſchichte der pofttifchen Berfolgungen 
x. Sranffurt 1860. a. v. D. 
©) Giche Anhang 4. 
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reich iſt es, daß die Bunbesverfammlung ben fraukfurter Juden 
Rechte einräumte, welche fie in vielen Staaten noch lange ent⸗ 
behren mußten und mäflen. 


Auch die Ziraeliten in Vremen und Lübed hatten fidh Bei 
ber Bundesverfammlung beichwert; fie wurden aber kurz abge 
wiefen, ihre Beichwerben gelangten nur bis in die geſchriebenen 
Regiftraturen ). Sie find nicht wichtig genug bier vorgeführt 
zu werben. — Die Berbältniffe der Juden in Deutſchland im 
Allgemeinen zu orbnen, wurbe zwar an der Bundesverſammlung 
verfucht, Fam aber zu feinem Biel"). 


°) Bertraulide Sipung vom 4 Ersiember 1830. Bericht v. Arctins 
Bertraul. Eigung vom 12. Juli 1821. 

0) Die Wiener BRiniferials Gonferengen Gatten in ber 33. Genferem 
(1820) die Juden⸗Angelegenheit an den Bundestag verwieſen. Metternich 
hatte damals den Antrag gemadt: „Die in den verſchiedenen Bunbeöfanten 
befichenden Geſehe in Anfehung ber bürgerlichen Berbefierung der Juden gu 
fauımeln und als Grundlage zur ferneren Bearbeitung der Frage durch eine 
dieſerhald von der Bundeöserfammlung zu erneunenbe Gommifien zufammenfrllen 
zu laſſen“. Die Gommilflen wurde zwar erwählt (B. Br. 1831 $. 197. 
el. 569), allein fie bat nie etwas von ſich Hören laflen. — 
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Viertes Kapitel. 


Der Fortgang der Verhandlungen über die Angelegenheiten des Verkehrs 
und Handels in den dentſchen Pundeshaeten am Pundestage und bei den 
scheimen Minikeriel-Conferenzen zu Wien. (1818—1321). 


Wir nehmen nun wieber den im zweiten Kapitel begonnenen 
Segenftand über die Angelesenheiten bes freien Verkehrs und 
Handels mit ben nothwencigften Lebensbebürfnifien auf. Die 
troftlofen Abſtimmungen, insbelondere die Oeſterreichs (S. 212 ff.) 
ließen feine großen Hoffnungen faflen. Aber die Angelegenheit 
war für das materielle Wohl der Völker doch zu wichtig, um fie 
ohne Weitereö bei Seite ſetzen zu Finnen, und fo wurbe dann 
in der 9. Sigung vom 16. Februar 1818 das Protocoll von 
Reuem eröffnet. Württemberg ſprach zuerft feine Anfiht®), die 
es indeſſen ſchon in ber vertraulichen Sigung vom 11. Dechr. 1817 
vorläufig zur Kenntniß gebracht, aus. Anknüpfend an den Ve 
ſchluß, welchen wir oben (S. 213) mittheilten, erklärt e8, daß 
es ſchon am 7. Auguft 1817 alle Beſchraͤnkuugen ver Verkehrs 
aufzuheben geſonnen gewejen ſei, und ben Buftand vor bem 
8. Novbr. 1816 babe Herftellen wolleu, und daß es hiervon bie 
Minifterien in Münden, Carlsruhe und Darmftabt, fowie bie 
Regierungen in Sigmaringen und Hechingen benachrichtigt habe. 
Allein diefe Schritte hätten die erwartete Wirkung nicht herbeis 
geführt. Denn die baieriſche Regierung habe fich nicht bewegen 
laſſen, Die Vorſchrift, nach welcher die Größe der Ausfuhrzölle 
von dem Steigen und Fallen der Fruchtpreiſe abhängig gemacht 
werbe, zurüdzumehmen. Diefe Borfchrift ftehe aber nicht nur im 
Widerſpruch mit dem 3. Artikel der in Vorſchlag gebrachten 
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Uebereinfunft, fondern wirke auch befonbers entfchieden auf 
Württemberg. Es würde ber wirklichen Uebereinkunft fonft nichts 
im Wege fliehen. 

Baiern modificirte feine frühere Abflimmung dahin, daß es 
fih zum Beitritt zur Webereinfunft unter der Bedingung bereit 
erflärte: daß alle deutſchen Bundesſtaaten ohne Au 
nahme wenigfiens mit ihren beutfhen Ländern (fohin 
auhDefterreih mitbengumbeutfhen Bundegehörigen 
Provinzen) dem Berejne beitreten, und daß bie 
Bunbesflaaten, weldhe nur mit einem Theile ihrer 
Länder zum beutfhen Bunde gehören, den Tranfit 
des ansländifhen ®etreibes au durch ihre übrigen 
Länder, bie nicht dem deutſchen Bunde einverleibt 
jfeien, ohne Beſchraäͤnkung frei geben würde, 

Hinfihtli der von dem Steigen und Fallen tes Getreide 
preifes abhängenden Zölle, wollte es ſich dazu verſtehen, bak ber 
legte Tarif vom 23. September 1811 ohne weitere Abänderung 
und Steigerung, welche feitbem noch nadyträglich.. angeorbnet 
wurbe, als feft und bleibend heibehalten werten folle. Das 
Mäpige dieſer Zollerhebung falle von felbft auf und überliefere 
ben fiberzeugenbften Beweis, wie ſchon Baieru dem beabfichtigten 
Verein felbft ihre finanziellen und übrigen Nüdfichten zu opfern 
fi) beeifere. Doch meinte es ſchließlich, daß es ihm vorbehalten 
bleiben müfle, bie Ausfuhr des Getreides in bie Schweiz (in 
Folge ber mit derjelben beftehenden Salzbanblungsverbindüng) 
nach ihrem Ermeſſen unbejchränft reguliren zu koͤnnen. — 

Das Königreid Sachſen fand großes Bedenken bei bem 
Vorſchlage, daß unter der allgemeinen Freiheit bed Handels mit 
Getreide und Schlachtvieh zwiſchen den Bundesſtaaten eine Be 
freiung von ben gewöhnlichen gleichbleibenten Ausfuhrzöllen nicht 
begriffen jei, diefe Zölle aber auch vou dem Steigen ınd Fallen 
der Sruchtpreife nicht abbängig gemacht werben follten, und trug 
auf einen ganz freien Verkehr mit Lebenöbebürfniffen zwifchen 
den Bundesflaaten, ohne Anleguug von Ausfuhrzöllen an. 
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Uebrigens inbärirte es feine frühere Abfimmung und den bereits 
gefaßten Beſchluß. 


Hanover erflärte: 
Hannover, das von jeher die Freiheit dieſes Verkehrs bei 


ſich möglihft begänftigt Hat, wird gerne die Haͤnde zu einer all 
gemeinen Vereinbarung über dieſen gemeinwichtigen Gegenſtand, 
auf den in der 43. Stgung von 1817- in-Borfchlag gebrachten 
Kuß, bieten: doch nur, ſofern 


1. 


2. 


diefe Vereinbarung allgemein für alle Bundesſtaaten unter 
einander gleihförmig abgejchloffen wird; 

ber Handel mit dem Auslande, es fei zur See oder zu 
Lande, ſowohl was feine Befreiung als feine Beſchraͤnkung 
betrifft, nach wie vor der freien Dispofition, infonberheit 
ben an der Grenze liegenden Bundesſtaaten, ausdrücklich 
überlafjen bleibt, mithin Leinen Gegenſtand ber Verein» 
barung ausmadht; 


. ber Ausfuhr und ber Tranfito nach einem jeben ber Bundes 


ſtaaten gegenfeitig mit feinen mit dem Preiſe der Lebens 
mittel fteigenden Böllen belegt, nicht an befondere Com⸗ 
merztalrouten gebunden, ober auf gewiſſe DQuantitäten bes 
ſchraͤnkt wird, mo hingegen 


. e8 nicht als Verlegung bed Vertrags angejehen werben, 


noch eine Beſchwerde bei ber Bunbesverfammlung verans 
laffen kann, wenn ein Staat in eben dem Maaße Eſſito⸗ 
ober Tranfito-Yölle gegen einen andern Bundesſtaat er: 
hebt ober erhöht, ober Beſchraͤnkungen der Ausfuhr eintreten 
läßt, In welchem biefen in dem Berhältnifje zu ihm oder zu 
andern Bundesftaaten dieſe Zölle beftehen laͤßt, einführt 
ober erhöht, ober Beſchraͤnkungen der Ausfuhr verfügt. — 
Sollte eine ſolche allgemeine Vereinbarung auf diefe Be 
dingungen ſich nicht erreichen Taflen, fo wirb Hannover 
nad) wie vor gerne bie Hände zu befondern Berträgen mit 
dazu geeigneten und geneigten Bunbesflaaten bieten, woran 
jedoch die Verhandlungen fein Gegenſtand ber Berathungen 
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am Bunbedtage zu fein ſcheinen, ob es gleich wuͤnſchens⸗ 
wertb wäre, wenn die Anmwefenheit der Gefanbten ber ver 
ſchiedenen Bundesftaaten Die Gelegenheit zu ſolchen befonderen 
Bereinbarungen am Sige des Bunbestags beförbern Eönnte*, 

Baden, trat ber vorgeſchlagenen Uebereinkunft ihrem ganzen 
Inhalte nach bei, bemerkte jedoch, daß von bem auswärtigen 
Landhandel daſſelbe zu gelten haben werde, was nad 6 
vom Seehandel gelten follte, und bradte den BZufag in 
Vorſchlag 

„daß ſaͤmmtliche Bundesſtaaten auf jede Maaßregel, 
welche auf indirectem Wege die Freiheit des Getreide⸗ 
verkehrs ſtoͤren, und den Zweck der zu treffenden Ueber⸗ 
einkunft vereiteln würde, namentlich auf die Beſchraͤnkung 
der Ausfuhr auf einzelne Punkte, ober auf gewiſſe 
uantitäten gegenfeitig Verzicht leiften“. 

Die großberzoglich und berzoglich fächfifchen Häufer fchloffen 
ſich an die nachträglich aufgeftellten Grundſätze bereitwillig 
an, weil fie alles zu befördern beabfichtigten, was zu einer 
gemeinfamen Webereiufunft führen Tönne, 


Mediendburg Schwerin und Mecklenburg⸗Strelitzz erflärten 
fi mit den aufgeftellten ſechs Punkten vollkommen einverftanben, 
um ſolche als Normen anzunehmen, auf deren Grundlage bie 
Uebereinkunft, entweder miüttelft eined zu fallenden gemeinfamen 
Beichluffes, oder fonft durch das befondere gegenfeitige Einver⸗ 
ſtaͤndniß derjenigen Bundesſtaaten, die ſich für den freien Ver⸗ 
kehr erflärten, nun, ohne längern Verzug, zu Stande gebracht 
werben möge. 


Am Schluſſe wirb bemerkt: der Durchgang des Getreides 
von einem Bundesſtaate zum anbern, werde weber durch Verbote, 
noch durch ungewöhnlich erhöhte ober fleigende Zölle, auch in 
ſolchen deutſchen Staaten immer nicht geflört werben Dürfen, 
welche jelbft dem, von ben übrigen befchloflenen, freien Verkehr 
der Lebensmittel nicht beitreten wollten. 
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Oldenburg, Anhalt und Schwarzburg fchloffen ſich der 
Hannoͤverſchen Erklärung an, 

Die 16. Curie trat der Maforität bei, und wünfjchte bie 
baldigſte, vollſtaͤndige Uebereinkunft über biefen Gegenſtand; vor- 
behaltlich jedoch der Retorſion, im Falle einzelne Staaten Ex⸗ 
portationsabgaben erheben ſollten. 

Die freien Städte erklärten ihre Bereitwilligkeit an ben 
vorgefchlagenen 6 Punkten ſowohl, ald au einer jeben, auch be 
ſchraͤnkten Vereinigung über dieſen Segenftand Theil zu nehmen, 
welche bie Begünftigung des freien Verkehrs zum Zweck habe. 

Dänemark äußerte feine Bereitwiligkeit, bie erwähnten ſechs 
Bunte ald Grundlage einer zu treffenden allgemeinen Berein: 
barung der deutſchen Bundesſtaaten anzunehmen, wobei es fid 
jedoch von felbft verftehe, daß bie Bundesmitglieder für ihre, 
nicht zum Bunde gehörenden Staaten feine Verpflichtung über- 
nehmen koͤnnten, die irgend einen Bezug auf biefen @egenfland 
babe, der nur die Bunbesftaaten felbft betreffe. 

Preußen ſprach fi dahin aus: 
diepreußifgeRegierung jeiimmer überzeugtgewejen, 
das der freie Verkehr unter allen Bundesſtaaten, 
und die Aufhebung der Fruchtſperre, im Innern 
Deutfhlande, dem Gelfle ber Bundesacte anges 
meffen, und den Grundfätzen einer liberalen Vers 
waltung vollkommen entfpredend fei. 

Sie habe in dieſer Hinfiht, unaufgefordert, ihre Leber: 
zeugung durch das gute Beifpiel beftätigt, daß ſie ſchon während 
bes vorjährigen Notbflandes die Sperre nur als Reprefialie 
gegen ſolche Staaten, welche ſich gegen fie zu ähnlichen Maaf- 
regeln veranlaßt geglaubt hätten, verfügt habe — und fie habe 
daher auch keinen Anftanb genommen, die Gefanbtichaft zu er⸗ 
mächtigen, fhon in ber 40. vorjährigen Sigung, dem in ber 
32. Siyung in Antrag gelommenen Sommiflionsvorfchlage, wegen 
einer unter allen Bundesſtaaten, zu ſchließenden allgemeinen 
Uebereintunft über die Freiheit des Verkehrs mit Lebensmitteln, 
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unbedingt mit dem Wunſche beizutreten, daß man ſich auch noch 
bejonder& in Betreff ber hohen Ausfubrzölle und Mauthen, .bie 
einem Berbote gleich, kämen, über Billige Otunbfäge vereinigen wollen. 

Die Geſandtſchaft fei nun, in Folge des zufeht in ber 43. 
Sißung genommenen Beſchluſſes: 

„daß man über bie ſechs Punkte, die zuerſt dieſer allgemeinen 

Uebereinfunft zum Grunde zu legen fein wärben, entfcheibenve 

Jnuſtruction einholen wolle“ 

wiederholt augewiefen, unter Boransfegung ber Beiflimmung ber 
übrigen Bunbesftaaten, mit Bezug auf das ſchon früher abgelegte 
Botum, die beifällige Erklärung ihres allerhöchften Hofes in ber 
Art zu beftätigen, daß, 

da nach dem bereits beftimmt zu erkennen gegebenen Wunſche, 

einer ſolchen allgemeinen Vereinigung über jene ſechs Punkte, 

Die baldige VBefeitigung der noch vorliegenden Schwierigfeiten 

zu erwarten fei, auch die preußiſche Regierung ihre Mü- 

wirkung zu biefem Zwede, in fo fern es deshalb auf fie ans 

fomme, nach Thunlichkeit verfichern wolle. 

Großherzogthum Heſſen erklärte: 

Obgleich man diesſeits fortdauernd überzeugt ſei, daß Faͤlle der 
Noth eintreten koͤnnten, wo eine Regierung die Subſiſtenz ihrer 
Unterthanen von dem gewoͤhnlichen Gange bes Handels nicht 
mehr abhängen laſſen dürfe, fo Habe ber großherzogliche Hof 
fi dennoch entfchlofien, den unterm 14. Juli 4817 vorgelegten 
Entwurf einer Uebereinkunft unter den alleinigen Einſchraͤnkungen 
Beizutreten: 

1. daß man der Beſchraͤnkung ber Ausfuhr einer ober ber 
andetn Gattung der genannten Lebensbedürfniffe auf be 
fondern Handelsftraßen, ober gewiffe Ouantitäten, fo wie 
auch wanbelbare Bölle, als der Mebereinfunft zu wider: 
laufend betrachte, und ſich die Retorfion vorbehalte, gegen 
diejenigen Bundesſtaaten, welche die Ausfuhr überhaupt 
durch Bölle erjchwerten. 

2. Könne man den Wunſch nicht unterbrüden, daß diejenigen 
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Bundesglieder, i welche zugleich Beherrſcher auswärtiger 

Staaten feien, ſich beſtimmt finden möchten, ben freien 

Traufit des auslänbifchen Getreibes auch durch biefe nicht 

zum beutfchen Bunbe gehörige Staaten zu geftatten. 

3. Möchte in der Uebereinkunft noch beftimmter auszubrüden 
fein, daß der Handel mit bem Auslande der freien Dispo: 
fition einer jeben Regierung überlafien bleibe, zu Land 
wie zur See. 

Niederlande trat den ſechs Punkten unter ber Beſchraͤnkung 
bei, daß es rüdfichttih des Hornviehs für Luxemburg bei ben 
frühern Prohibitiv-Maaßregeln fein Bewenden behalte. 

Su der 37. Sigung vom 9. Juli 1818), erklaͤrte ſich 
Defterreih dahin, daß der Antrag bes würtembergifchen Hofes 
von fämmtlihen deutſchen Regierungen als ein achtenöwerther 
Beweis aufgenommen worben jet, wie jehr man beabfichtige, daß 
das gemeinfame, alle deutſchen Staaten vereinigende Band, ſich 
zugleich au wohlthätig für das individuelle Wohl der einzelnen 
Gebiete bewähren ſolle 

Die dadurch veranlaßten Gommiffionsberathungen, fo wie 
mehrere darüber erfolgten Abflimmungen atbmeten einen gleichen 
Geiſt, und berubten auf der ſchon in der Erkenntniß wohlthätigen — 
nie genug zu würbigenden — Wahrheit, daß Deutfchlanb in feiner 
Geſammtheit nur durch ganz außerorbentlihe Glementarzufälle 
in einen Zuſtand allgemeiner Noth hinfichtlich der erften Lebens 
bebürfniffe verfeßt werben koͤnne, wenn alle deutſchen Staaten fi 
au in dieſem Sinne und nad ben Andeutungen beB Art. 19 
ber Bundesacte als ein für gemeinfames Wohl und Sicherheit 
vereinted Ganzes anjähen. 

Bei diefem unverfennbarem genauem Bufammenbhange, bei 
dieſer gleihfam bedingten Wohlfahrt der einzelnen beutfchen 
Gebiete, durch gleiche Umfaſſung ded Ganzen, [heine auch 

Sr. Majeſtät eine gemeinſame Berathung in diefer Beziehung 


*)B. Br. 1818. 5. 165. el. 375. 
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geriquet zu fein, um eime cheufe für Die einzinen Gänaten, alö 
für die Gefummtbeit wehlthätige Unsrbuung, in Urt einer freunk- 
ſchaftlichen Llebereinfuuft, zu bewirken. Sei keine ſolche UNeber 
einkanft m erzielen, fo ſei die wehlgemeinte Ulli zur durch 
Separetco wentionen erreichber, atjo dieſen verbebelten. 
Nach ten vorliegenden Niftimmungen treie aber bie Tiniglich 
baieriſche Regierung in drei weſentlichen Punkten dem in der 
43. Eigung vom 14. Yali 1817 mr aftıwıtisndeinhelung vor 
behaltenen Suhwurj einer Llcherrintuaft wicht bei. GES werde 
nämlich 

1. anftatt der alltert begutachten wuwandeiberen Ilneb- 
hängigfeit ber Anstubrzölle, vom Gteigen und Fallen der 
Fruchtpreiſe, tiefes mit dem königlich baierijchen Mauik- 
ſyſtem als unvereinbar erfannt, wub fi nur zu einem be 
dingten Marimum verfanben ; 

2. ferner, während bie Beibehaltung ber gewöhnlichen Durch⸗ 
gangögebühren im Allgemeinen für das blos durchgeheude 
Getreide im Gonventionsenhwurfe begutachtet werbe, glaube 
die Königlich baieriſche Regierung, daß diejenigen Bundes⸗ 
Raaten, welche nur mit einem Theile ihrer Länder zum 
deutfhen Bunde gehören, grabe für dieſe Gebiete den 
Zranfito ohne Beſchraͤnkung frei geben jollten, und endlich 

3. während, gemäß dem in Antrag gebrachten Gutwurfe, ber 
Beitritt der nicht zum beutichen Bunde gehörenden Etaaten 
eined Bundes⸗Mitglieds als nicht erforberlih angeſehen 
werde, und überhaupt der Handel mit bem Auslande gar 
feinen Gegenſtand diejer Convention ausmachen folle, daher 
tie Königl. Baieriſche Abſtimmung jelbige au anf die 
nicht deutfchen Gebiete unb Reiche von Bunbesregierungen 
fo and, daß drren Aufnahme, wenigfiens in Beziehung auf 
den angeführten Zranfito, als unerläßliche Bebingung bes 
Baleriſchen Zutritis angejehen werde. 

Unter diefen Umfländen, und da man es allerdings 
einer jeden deutſchen Regierung, und aljo and ber 
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köonigl. Baterifchen, individuellen eigenen Würdigung 
überlaffen müffe, ob und unter welchen Boraußs 
fegungen biefelbe eine folde Uebereinfunft den be 
fonderen Berbältniffen und der fpeciellen Wohl- 
fahrt ibres Gebiets entfprechend finde, da ferner 
aud felbft bei einer ganz verſchiedenen Auſicht über 
Diefe wahre NationalsAngelegenhbeit, wodurd man 
eine wohltbätige Bereinigung der verſchiedenen 
deutfhen Staaten beabfichtiget, dennod gewiß jede 
deutſche Regierung weit entfernt fei, ben entfdei- 
dBenden Standpunkt zu verfennen, worauf fi eines 
einzelnen Landes eigene Regierung in foldsartigen 
Zandespolizei®erbhältniffen befiude, könnte man ſich 
Baiferlih Hfterreihifher Seits dermalen darauf bejchränfen, 
auch die abweichenpften, mit Umſicht und Unbefangenheit vorge 
tragenen Anfichten zu ehren, tibrigens aber diejer Geſchaͤftslage 
ben vorliegenden Gegenftand nur beſondern Gonventionen vor: 
behalten zu betrachten. Man koͤnnte aljo eine weitere Bundes: 
tagäberathung bis zu dem Beitpunkte ausgeſetzt anfehen, wo 
zugleih auch etwa die jet noch beftehenden abweichenden 
Sintereffen fi) genährt haben bürften; gleichwohl ſehe man fidy 
veranlagt in Erwiderung einiger von baieriſcher Seite aufges 
ftellten Behauptungen ſich über die in Oeſterreich rüdfichtlidy 
des Handels mit den uothwendigften Lebensbedürfniſſen bes 
ſtehenden Ordnungen etwas näher zu verbreiten“. 

Nachdem der äfterreichiiche Geſandte dieſe Verhältniffe aus 
einanbergejeßt und nachzuweiſen verfucht hatte, daß in ber öfters 
reichiſchen Monarchie der Handel und Verkehr mit den noth« 
wenbigften Lebensbedürfniffen keinerlei bejchwerenden Beichräns 
tungen unterworfen, und daß namentlich gegen das Ausland nur 
die alten niedrigen Ausgangszölle beibehalten worden feien, ſchloß 
ex mit den Worten: „Man wuünſche übrigens vereint mit den 
gleiche Anfichten ausiprechenden beutfchen Regierungen, daß es 
der Zukunft vorSehalten fein möchte, ſich auch in biefem wichtigen 
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Punkte über gemeinfame Grundfäge zn einigen, und fo auch in 


biefer, das individuelle Wohl ber einzelnen Bundesſtaaten eben 
fo fehr als jenes ber Geſammtheit betreffenden Angelegenheit, 
den wahrbaften Rationalfinn zu bewähren, welder allein den 
großen deutichen Stantenverein in feiner Kraft und Würde zu 
erhalten vermöge. Seine Majeflät der Kaifer von Oeſterreich 
bebauerten daher aufrichtigft, wenn die Berathungen über diefe für 
die einzelnen Staaten und für die Geſammtheit jo wichtige An⸗ 
gelegenheit dermalen noch zu feiner gemeinnüßigen Verabredung 
führten, nährten jedody die Hoffnung, daß nach mehreren etwa 
jegt noch zweckmaͤßig fcheinenten vorläufigen Grörterungen, bem- 
naͤchſt diefer Gegenſtand wieder in erneuerte Anregung gebracht 
werben und fodann bie Verhandlungen ein augemefjeueß gemein- 
ſames Rejultat Haben möchten”. — 

Die für Defterreih und andre Länder bei Abſchluß bed 
projectirten Vertrags eintretenden Schwierigkeiten konnten freilich 
nicht anerfannt werben, aber bie jpätere Zeit Bat beiwiejen, wie 
fie bei ernftem Willen doch zu bejeitigen waren. Bei ben biäher 
betrachteten Verhandlungen ift e8 aber nur zu offenbar, daß ein 
ernfter Wille bei Baiern und Defterreih nicht vorhanden war, 
daß alles nur auf eine Hinzögerung hinauslief. Grundſaͤtze, wie 
fie Defterreih in feiner Abſtimmung ausſprach (S. 213. 414.), 
würden, wenn fpäter feftgchalten, eine Zollvereinigung niemals 
haben zu Stande fommen lafjen. 

Rod lange nad der Zeit ber Mißernte zeigten fi bie 
Folgen einer bie erften Grundſätze des Verkehrs mißkennenden 
Handels⸗ und Verkehrs⸗Politik der dentſchen Staaten. Wenn 
wir bier auf dieſe Verhältniffe auch nicht näher eingehen koͤnnen, 
fo wollen wir dod an einem Beifpiele die verkehrten volkswirth⸗ 
ſchaftlichen Grundſaͤtze damaliger Beit beleuchten. Man nahm 
damald und nimmt noch heute vielfach — wenn auch irrig — 
an, daß Kurheſſen jo viel an Früchten erziele, als es zur Con⸗ 
ſumtion gebraudye, man glaubte, ja man glaubt noch heute von 
manchen fonft intelligenten Seiten, daß bie früheren Fruchtboͤden 
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jeden durch Mißernte eintretenden Ausfall erfegen koͤnnten, wenn 
nur in ſolchen Beiten keine Ausfuhr Statt finde, man nahm und 
nimmt an, daß der Staat am beften für has Volkswohl bie 
Fruchtboden verwalte. Run, wir wollen für Letzteres ein Bei 
fpiel aus jener Zeit anführen. 

Die kurheffiſche Staatsregierung Hatte durch Rothſchild 
Früchte von der Oſtſee kommen Iaffen. Daſſelbe kam, wie auch 
das in Sübbeutichland der Fall war, zu fpät an, um ber Noth 
abzubelfen. Die Preiſe ber Früchte ſanken ſchnell und nad 
Baltig. Der Preid der Frucht war gegen die Mitte des 
Monats Auguſt 1817 überall im Lande 7 Thlr. für das kafſſeler 
Viertel *) zu haben. Aber die Kruchtböden follten ben Schaden 
nicht tragen, und fo wurde den Tafleler Bädern bei Kaftellfixafe 
auferlegt »e), wöchentlih eine gewiſſe Menge Oſtſeekorn zu 
12 Xhlr. 2 Gr. für das kaſſeler Viertel von den berrichaftlichen 
Böden zu nehmen. Da nun zu jener Zeit die bis dahin unents 
geltlichen und wohlfeileren Brobvertheilungen ploͤtzlich aufhoͤrten, 
fo kam gerade das Gutgegengefehte von dem zum Vorſchein, 
was man nach ber befeitigten Gefahr einer neuen Mißernte und dem 
Eingang einer guten Ernte Hätte erwarten follen. Während ber 
Mißernte Eofteten 22 Roth Roggenbrod in Kafjel einen Albus 
(9 Pfennige Sour), mit dem auf ben herrſchaftlichen Boͤden 
angelangten Oftfeegetreide kofteten 19 Loth eben fo viel; nad dem 
Marktpreife im ganzen Lande hätten aber für einen Albus 36 
Loth Brod gegeben werben müflen.— Daſſelbe geſchah, ober doch 
ähnliches in vielen audern Ländern. Als in Württemberg bie 
Theuerungs » Sommiffion fidh auflöfte, zeigte der Praͤſident v. 
Malchus dem König unter dem 23. Februar 1818 an, daß fih 
für den Staat ein Schaben von 1,816,255 Gulden bei bem 
Getreidehandel beransgeftellt Habe; — bie preußiſche Rheinpro⸗ 
vinz hatte aͤhnliche Erfahrungen zu machen gehabt. 


*) 1 Kaſſeler Viertel —= 8085 Pariſer Kubikzoll — 2,917 preußilde 
Schheffel. 
oo) A. Augeb. Zeitung 1817 Ar. 239. 
Erſter Theil. 27 
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Während ter am Bundestage geführten Berbanblungen 
hatte Preußen raſtlos biefenigen Reformen in feiner Verwaltung 
vorbereitet, welche mit dem Mangel einer reihöftändifchen Ber 
fafiung ausjöhnen follten. In erfter Linie fanden bie Beſtre⸗ 
bungen auf finanzielem und flaatswirtbichaftlihem Gebiete, 
Darunter die nene Gefehgebung in Zoll⸗- und Handelsſachen. 
Trog aller Schwierigkeiten, bie in ben verwidelten Berbältnifien 
Iagen und bie ein jo ſchwieriger Gegenſtand theoretifch wie practiſch 
bildet, erfchien am 26. Mai 1818 das Gefe über den Zoll und 
der Verbrauchsſteuer von ausländifhen Waaren unb über beu 
Verkehr zwilchen den Provinzen des Staates*) Gr bob bie 
Binnenzölle auf, erkannte die Handelsſreiheit als Princip an, 
figirte da6 Maximum der Gonfumtion aus dem Auslande ein 
gehender Manufacurs und Yabrifwaaren und ſetzte babei bie 
Erhebung der Gefälle nah Gewicht, Maaß und Stückzahl feſt. 
Wenngleich ſich nicht leugnen ließ, daß in ber neuen Geſetzgebung 
ein wefentlicher Fortſchritt zu Liberalen Grundjäßen der Finang 
und Handelspolitik flattfand, fo wurbe es ben beutfchen Rad: 
Barftaaten doch fehr Iäftig, weil die fehr firenge, aber durchaus 
notbwenbige Grenzbewachung den bisherigen Handel und Wandel 
zwiſchen Preußen und ben angränzenden Staaten ‚in empfinblichfter 
Weiſe flörte, und eine Reibe fchwerer Bedrängniffe für Einzelne 
berbeiführte. Nur Wenige ſahen ein, Daß mit der neuen preußi⸗ 
ſchen Gefebgebung gerade ein Uebergang von dem alten, dem 
Bolkswohlftande fo ſehr ſchaͤdlichen Prohibitivſyſtem Tag **). Die 
preußifche Staatözeitung gab ſich vergebene Mühe die leitenden 
Grundfäge der prenßiſchen Regierung als wohlthätig für 


*) Ban vergleiche Dieterici, Der Volkowohlſtand im preußiſchen Staale. 
Berlin 1846 ©. 61 ff. Hier finden fi die hochſt intereffanten Nachrichten 
über die Schwierigkeiten bei Vorbereitung des Gejebes vom 26. Mai 1818. 
Wir müſſen uns verfagen an bdiefem Orte näher wie wohl fenft wünſchens⸗ 
wertb wäre, hierauf einzugeben. 

0) Dönnigee, Das Syſtem bes freien Handels und der Schupgäfle mit 
mit vorzüglicer Rüdfidgt auf den deutſchen Zollverein. Berlin 1847. ©. 114 ff. 
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Deutſchland barzuftellen ?. Nur einzelne Kleine Staaten in 
Thüringen ſchloſſen fi dem preußiſchen Suftem an, zuerft 
Schwarzburg:Sonderöhaufen mit ber fog. Unterherrſchaft **) 
Schwarzburg⸗Rudolſtadt erfi 1822, Weimar 1823 u. f. w. 
Anhalt Defiau und Anhalt⸗Koͤthen erſt 188. Mit Köthen ent- 
fpann fi aber ein ſehr verbrießliher Etreit, der zu langen 
Verhandlungen vom Bundestage führte). Erſt durch die 
Verträge mit Darmſtadt F), und Kurheſſen ;F) wurde die Trens 
nung bed preußifchen Staates, der öftliche und weſtliche Zollverband 
befeitigt und ein Zollſyſtem für Die Monarchie hergeſtellt 1 So Taugfaın 
reiſte die Erkenntniß der deutſchen Regiernugen auf volkswirthſchaft⸗ 
lichem Gebiete. Der wahre Geſichtspunct, aus welchem nach 
damaliger Sachlage das neue preußiſche Geſetz im deutſchen 
Intereſſe betrachtet werden mußte, wäre geweſen, daß alle 
größeren europäiſchen Staaten von der Einfuhr, Ausfuhr und 
Durchfuhr Abgaben erhoben, und daß fie es in ihrer Gewalt 
hatten, einige Handelszweige vorzüglich zu belaften und zu bes 
fchränten. Sie mochten Recht oder Unrecht dabei haben, daß fie 
Hand au den Handel legten und feinen natürlichen Lauf nad 
ihrer Abſicht zu lenken trachteten; immer mußte derjenige Staat 
ſchwach und wehrloß gegen feinen Nachbar erjcheinen, der biefem 
aligemeinen Syſteme nicht beitrat, nud fih Die Möglichkeit nicht 
erhielt, Freiheit und Zwang zu erwidern. Mögen auch Reprefla: 
tion ſehr oft demjenigen mehr frhaben, der fie ausübt, ald dem, 
gegen den fie gerichtet find, felbfiftändige Staaten können gleich 
wohl diefer Waffe nicht entbehren. Abgaben von ber Berzehrung 
und dem Verbrauche Inlänbifcher Erzeugniffe Fönnen nicht beftehen, 
ohne Mittel die Zufuhr ähnlicher Warren vom Wuslande ber 
gleichmäßig zu befteuern. Wer das Salz, den Branntwein, den 


®) Staatzeitung 1819. Januar. 
”°) Vertrag vom 25. October 1819. 
#00) fiche weiter unten. 
4) 14. 28. Behr. 8. März 1828. 
r}) 25. Aug. 1891. 
27° 
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Tabak, tie das Land erzeugt, beſteuern will, muß wenigſtens bie 
gleiche Abgabe auch von dem Salze, Brauntwein und Tabak 
erheben, bie vom Auslande eingehen. 

Endlich aber if, abgefehen von jebem Bebürfuiffe ber innern 
Verwaltung die Beſteuerung bes Handels mit bem Auslande 
überall eine bebeutende Hülfßquelle fhr die Yinanzen. Seine 
biefer drei Beziehungen darf überfehen ober einfeitig hervorge⸗ 
hoben werben, wenu es darauf ankommt, Steuerſyſteme für ben 
äußern Danbel richtig zu würbigen. Die Kraft aller diefer Sy 
fteme berubt darauf, daß der Handel auf möglihft wenigen 
Punkten in möglihft großen Maſſen vereinigt ſei. Beiſpiele 
Iagen damals gewiß in Binreihender Menge und von großem 
Gewichte vor. Es gab Länder, in welchen durch bie Natur ſelbſt 
aller Kleinhandel mit dem Auslande damals unmöglich gemacht 
war. Die norbamerifanifchen Freiftaaten grenzten damals auf 
der Lanbfeite nur an weite Einoͤden, burdy die noch Feine Hans 
belöftraße führte; ihre Küften umgab das offene XBeltmeer, nur 
befahrbar mit großen Schiffen, welche damals fo tief im Wafſer 
gingen, daß fie nur auf wenig Puncten ben befannten Häfen 
und Ankerplaͤtzen ſich gefahrlos dem Lande nähern konnten. In 
Folge diefer Tage konnte Rorbamerifa Zölle von zwanzig, dreißig 
uub mehr Procenten mit großer Leichtigfeit und Sicherheit 
erheben. Es bezog davon jährlih Die ungeheure Summe von 
38 Millionen Thaler, womit e8, ohne andere Abgabe, feine 
fämmtlichen Verwaltungstoften beftzeiten, feine Schulden ver 
sinfen und abbezahlen, feine Häfen befeftigen, Kriegsichiffe bauen 
und große Nationalwerfe ausführen konnte. Großbrittanniens 
Lage war damals nur infofern minder günftig, als es auch mit 
Heinen Fahrzeugen von ber nieberländiichen und franzöfiichen 
Küfle erreicht werben konnte. Diefer Küftenverfehr, abhängig 
von jebem Wechſel der Witterung, würbe fidh ſtets auf Kleinig⸗ 
leiten beichränkt haben, die der Gunſt des Augenblicks anvertraut 
werben konnten, wenn bie ungeheuern englijchen Ginfuhrabgaben, 
bie Bei weitem zum Beifpiel häufig ben ganzen Einkaufspreis über- 
fliegen, nich tfo reichlich Die @efahr und Koften bes Schleichhandels 
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gelohnt hätten, Landgrenzen ließen damalö bei dem Mangel ber 
Gifenbahnen im Ganzen die Möglichleit einer größeren Splitte⸗ 
rung bed Verkehrs zu, doch auch in fehr verfchiebenem Verhalt⸗ 
niffe. Sehr viele Handelsartifel vertrugen Landfradht nur auf 
kurze Streden und mußten nothwendig den Klüffen folgen, wenn 
fie aus beträchtlichen Gutfernungen herbeigeführt werben follten. 
Sa ſchwach bebauten Ländern lagen die großen Seerftraßen, 
worauf allein dad ſchwere Frachtfuhrwerk in allen Jahreszeti.n 
fiher fortlommen konnte, weit auseinander. Gebirge boten nur 
fparfam an einzelnen Stellen BVäfe bar, durch weldhe 
Hanbelöftraßen angelegt werben fonnten. Nachbarn, welche ftrenge 
Zollſyſteme Hatten, öffneten ihre Greuzen dem Handel nur auf 
wenigen Puncten. 

Vornehmlich aber lag es damals in ber Natur bed Handels 
ſelbſt, daß er überall fih auf großen Märkten zu vereinigen 
fuchte, wo ber Zujammenfluß der Käufer, ber Umfaug und die 
Mannigfaltigleit der Waarenlager unb bie Größe ter in ben 
Handel gebrachten Kapitale eine Sicherheit, Wohlfeilheit und 
Lebendigkeit des Handels und eine Vollkommenheit aller Anftalten 
zu feiner Srleichterung erzeugte, von der man im Kleinhandel 
feinen Begriff hatte. Gin größerer Staat konnte viel thun, um 
dem Handel diefen Sharacter zu erhalten. Zunaͤchſt und vor 
Allem dur eine hohe Sicherheit und Freiheit der Perſonen 
und bed Gigenthums; nur da, wo diefe Sicherheit und Freiheit 
beftebt, ift das Baterlaud des Kapitaliften. Sodann durch Ers 
wedung eine® großen und eblen Geiftes in ben kaufmaͤnniſchen 
Gorporatienen; die Geldmacht muß ihren natürlichen Rang nicht 
erſchleichen und erbetteln, denn das macht fchlau und troßig, 
nicht Flug und muthig. Endlich durch große Nationalwerke für 
die Gommmmication aus einer umfaflenden Anſicht entworfen, 
durchgeführt mit wahren praktischen Geiſte, und gepflegt mit Ge⸗ 
meinfinn und Ausdauer. Man fol hier rechnen, aber nicht wie ber 
Nomade, der die Saat ausgräbt, um fie aufzueflen, weil er die 
Ernte nicht erwarten kann. Der Handel fucht fih ber Beſteue⸗ 
rung dur Berfplitterung zu cutziehen, fobald er den Vortheil 
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ter Bereinigung zu theuer erkaufen muß. Aus ben Rieberlagen 
wird ein Winkelkram, aus ben reichen Laͤden Haufiter, aus den 
Frachtfuhren Packtraͤger. Wer nur durch Auffiht zu fleuern 
weiß, ift gendthigt, fie in gleichem Maaß zu zeriplittern, wodurch 
zulegt Alles wnüberfehbar wird. Wer zum Schleichhändler, 
Padträger und Haufirer aufgezogen if, bat felten mehr Neigung 
und Kraft, ein befiered Gewerbe zu ergreifen. Dieſe Lotterie 
mit ihren Gewinnen unb Nieten, dies unftete umberfchweifenbe 
Leben hat einen großen Reiz für Menſchen, die nur bem Augen⸗ 
blide argehören. Wo der Irrthum oder die Noth ſolches 
Gewerbe erzeugt bat; wird man ber Auffiht darüber ſich nicht 
entziehen koͤnnen. Daß aber dieſe Wufficht nur erfcheine als 
vorläufige Hülfe wiber zeitliches Uebel, daß in dem Geiſte des 
Steuerſyſtems und der Steuerverwaltung bie Kraft und ber 
Beruf liege, die Keime eines ebleren Lebens zu pflegen und 
aufzuziehen, daß vornehmlich das GSteuerweien nicht fremd fei 
den höhern Staatszwecken, nicht vorberrfchen, fondern mit vers 
walten, nicht Zweck ſondern Mittel fein wolle, dies {ft es, woran 
eine verbeflerte Verfaſſung erfannt werben möge. 

Diefe Grundfäbe fcheinen fo Mar, dab man biernadh bie 
neue preußifche Geſetzgebung von 1818 hätte beurtheilt glauben 
folen. Allein weit entfernt, daß diefem fo geweſen wäre, trat 
überall ein fehr großer Widerſtand und eine tiefgreifende Bitter 
feit gegen Preußen zu Tage. Klagen kamen von allen Seiten, 
insbefondere ans Sachſen. Wan erinnerte von dort aus Preußen 
an fein bei Uebernahme der Provinz Sachſen gegebene Ber: 
ſprechen, für das dem Könige von Sachſen übrig gebliebene 
Land durch die wohlwellenbften und ihm nöthigften Einrichtungen 
im Nahrungsbetrieb zu ſchuͤtzen aber nicht zu beeinträchtigen, wie 
e8 nun gefchehen ſei. Die Tuchmacher im Voigtlande z. B. 
hätten früher das Stüd ihrer Waare zu 60 Thlr. in das 
preußifche Sachfen verkauft, und müßten ſich nun feit Wufrich- 
tung des neuen Holltarif mit 48° Thlr. begnügen, wodurch 
das Gewerbe zu Grunde ginge, Elend und Armnth täglich 
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Reige®). Kurbefien wandte fofort Repreffalien an und legte auf 
die auß Preußen Tonımenden Waaren, Grzeugniffe und Fabrikate 
dieſelben Eingengögebühren, weldhe nad bem preußiſchen Boll» 
tarif an den Grengen von kurheſſiſchen Producten verlangt 
wurden. Gin bittrer Streit (geſchürt durch ben äfterreicdhifchen 
General · Conſul Ab. Müller in Leipzig *) mit Köthen regte bie 
öffentlige Meinung, wie ſchon oben gejagt, noch mehr auf, und 
bie Vreffe verfehlte nicht faſt überall gegen Preußen Partei zu 
nehmen. Der befannte Brofefior Krug zu Leipzig fchrieb in einer 
Zeitſchrift ) eine Kritik, welche ben Beweis lieferte, daß auch 
in dem SKreife, wo man es am wenigften hätte erwarten follen, 
in dem Kreiſe der Staatswirtbichaftßlehrer, eine unendlich ober 
flächliche Kenntnis bes volfswirtbichaftlichen Lebens und feiner 
‚Bewegenden Principien fi) darlegte. Ginzelne Ungeſchicklichkeiten 
ber Bertbeidiger der preußiſchen Meßregeln, Die nicht einmal von 
ilicher Stelle hergekommen +) gaben Stoff zu den gehäffigften 
Ungriffen, es wurbe auf ebeu fo oberflädhlidhe Schrififteller wie 
Krug war verwiefen FF), ja Leßterer ging fo weit zu fagen: 
„ſelbſt wenn es — das preußifhe Zollgeſetz — eine 
Wohlthat für die Heinen benachbarten Staaten oder ein» 
gefchloffenen Enclaven fo ſei fie doch immer eine aufge» 
deungene und wenn es in Anfehung bes Rechts ſchon 
bedenklich fei, die eigenen Untertfanen par force glüdlid 
machen zu wollen, fo ſei es wohl in Anſehung fremder 
Unterthanen uoch weit bedenklicyer *. 
Preußen Tieß fih aber zum Helle Deutichlands nicht irre 
madhen und verfolgte feft und ruhig fein angenommenes Princiy, 





*) %. A. Ste. 1819 Nr. 46. 
) Berh Leben des Brh. v. Etein V ©. 605. Briefwegiel zwiſchen 
Genp und WM. Müll ©. 6. 7. 353. 
**©) Sermes 1819 III 279 Fi. 
7) 2 8. Recenflon in der Allg. Litt. Big. 1819 Nr. 114. 
4) Bimer Jahrb. der Lilterat. V ©. 283 verwies auf Pradis Gemälde 
von Curopa. 
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und das Organ der preußifchen Regierung, tie Gtaatözeitung, 
erflärte*) bei Gelegenheit ber Adreſſe eines Vereins von Kauf 
leuten und Yabrifanten, auf welche wir ſogleich fommen werben; 
„Breußen werde fhon feiner Lage wegen, mehr 
aber noch, weil die Vereinigung des einzelnen 
Intereffes der deutſchen Bundesſtaaten in ein Ge⸗ 
fammtintereffe für Preußen vorzüglich wünſcheus⸗ 
werth fe, zu Dem Plane einer völligen Danbels- 
freiheit (zwiſchen den deutſchen Bundesftaaten) 
die Hand zu bieten amerfien geneigt fein, unb werbe 
am liebften die Schwierigkeiten gehoben ſehen, bie 
ſich der Wusführung entgegen zu ellen [heinen.“ 

Eine große Kalamität war in Bezug auf die Handels⸗ und 
Gewerbeverhältniffe durch Deutfchland gegangen und die allge 
meine Noth veranlaßte endlih, da die Bundesverſammlung ger 
keine Anſtalt madte, auf, Grund ber Art. 19 der 3. U. bie 
Zoll⸗ und Haudelsſachen zu ordnen, eine Anzahl von Kaufleuten 
und Fabrifanten eine Eingabe an ben Bunbestag zu überreichen. 

Ein von Kaufleuten und Fabrikanten bei Belegenheit ber 
franffurter Meſſe gebildete deutfche Handels- und Gewerbsverein 
hatte nämlich in einer am 24. April 1819 gehaltenen allgemeinen 
Verfammlung fi folgende Statuten gegeben **), unter ber auß« 
drucklichen Bedingung, daß dieſe Etatuten bei ber nädften 
Bufammenkunft erſt deſinitiv feftgefegt werben follen, da mehrere 
Theile des deutſchen Hanbeld und Yabrilantenftanbes an ber 
Berathung nicht Antheil nehmen konnten: 

„1. Der Bwed des Vereins iſt: in verfaffungd und gefep 
mäßigem Wege zu ftreben, daß Handel und Gewerbe in 
Deutfchland wieder gehoben werden. 

2. Der Verein iſt durchaus nicht politifcher Natur. Gr fteht 
zum Staate ganz in demſelben Berhältniß wie andere 
Privatvereine, z. B. Landwirthſchaftliche, Gelehrten 
Vereine. 


°) 1819 Mr. 131. 
“e) U, A. Big. 1819 Mr. 130. 
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. Der Ort der Bufammentunft tes Bereins IR Frauffurt 


a. Main. Hier wirb bderfelbe zur Zeit ber Ofler⸗ und 
Herbfimefle feine Sigungen halten. Die Berhanblungen 
follen ohne Ausnahme öffentlich bekännt gemacht werben. 


. Bum Behufe der geregelten Geſchaͤftoführung beflellt ber 


Verein einen Ausſchuß, weldyem er die Leitung ber Ge⸗ 
ſchaͤfte überträgt. Diefer Ausſchuß befteht vor der Hand 
aus einem Gorrefpondenten der Kaufmannfchaft eines 
jeden deutjchen Staates unb einem Erſatzmanne. In der 
Folge ſoll e8 aber dem Handelsſtande jeder bedeutenden 
Stadt freiftehen, einen eigenen Gorrefponbenten zu be 
ſtellen. 


. Der Ausſchuß bereitet mit Hülfe eines gelehrten Geſchaͤfts 


führers die Geſchaͤfte vor, handelt in unbebeutenden 
Sachen für ſich ſelbſt, Bringt bedeutendere an den ganzen 
Berein, und vollzieht die Beſchlüſſe deſſelben durch einen 
Vorſteher. 


. Die Art ber Wahl des Ausſchufſes, des Vorſtehers und 


des Geſchaͤftsführers fol erſt in ber Herbſtmeſſe mit 
Uebereinflimmung aller Theile befinitio feftgeflellt werben. 
Bis dahin fol beftellt werben: Johann Jacob Schnell 
aus Nürnberg ale Vorſteher (Gorrefpondent aus Bayern). 
Als Gorrefpondenten: Leiſsner aus Hanau für Kurheſſen, 
Hartmanu, Gommerzienrath aus Heidenheim, für Württem⸗ 
berg, Herrofe aus Conſtanz für Baben, Ernſt Weber in 
Gera für Sachen, Bergraty Buberus für Nafſau und 
Darmſtadt. 


. Nothwendige Geſchaͤfte, welche in ber Zwiſchenzeit vor 


fallen, ſollen von dem proviſoriſchen Vorſteher und dem 
Geſchaͤftsführer erledigt werden. An den Vorſteher Schnell 
ſollen alle Notizen eingeſchickt und von dieſem dem Ge⸗ 
ſchaͤftsführer zur Verbreitung für bie künftige Herbſtmeſſe 
mitgetheilt werben. 

Der Bunbebverfammlung, den Regierungen der beutfchen 
Staaten unb tem Senat der freien Stadt Yranffınt 
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jollen zur ſchuldigen Ehrfurchtobezeugung Exemplare biefer 
proviforifchen Statuten eingereicht werben. 

9. Auch find fie der Kaufmannfchaft aller derjenigen Staaten 
mitzutheilen, von welchen keine Mitglieder anweſend waren, 
und dieſelben follen zugleich eingelaben werben, bem 
Vereine beizutreten *. 


Nachdem die Vorftelung bei der Bundesverfammlung ein 
gegangen war, wurde v. Martend zum Berichterftatter darüber 
ernannt. Diefer gehörte zu denjenigen Geſandten, welche bis 
dahin der Erwartung bes deutſchen Volkes, foweit wie immer 
erreichbar fehlen, am Bundestage zu entiprechen fuchte. Aber 
auch er erkannte nicht, welch ein Kortjchritt der Entwickelung 
des gewerblichen und Handelsleben bes Volkes in dem Verſuch 
eined folhen Vereins, als ſich der zu Frankfurt bildende Verein 
von Kaufleuten und Fabrifanten bdarftellte, zu Tage trat, wie 
diefer Anfang, diefe Vorbereitung zu einer Aflociation, zur Selbſt⸗ 
beſtimmung auf dem wichtigen Gebiete der Bolkswirtbichaft 
führen fonnte Gr fagte in feinem Gutachten darüber”): 

„Sofern diefe Statuten ber Bundesverſammlung blos zu 
ihrer Notiz mitgetheilt werden, Tann diefe fi) dabei begnügen, 
biefelben ad acta zu legen und ber freien Stabt Frankfurt übers 
laffen, wiefern fie diefen in ihrem Gebiete errichteten Verein 
auterifiren wolle. 

Da aber biefer ſich ernennende deutſche Handels⸗ und 
Gewerbsverein unter biefem Namen aud eine von fiebenzig 
Rauflenten unterfchriebenen Petition sub Rr. AO des Einreichungs⸗ 
Protocolls durch Herrn Profeffor Lift aus Tübingen. der fi ale 
Bevolmädtigter des allgemeinen deutſchen Handels- unb 
Gewerbsvereins angibt, Tibergeben hat, worin berfelbe auf bie 
Abſchaffung aller Zölle und Mauthen in dem Innern von 
Deutſchland und auf bie Anlegung einer allgemeinen Donanen- 
Tinte gegen das Ausland anträgt; jo wird DieBunbesverfammlung 
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fi wohl darüber entſcheiden müllen, ob fie tiefe Gingabe des 
Herrn Profeſſors Lift als eine von der moralifdyen Berfon dieſes 
Vereine, oder Iebiglich als eine von einzelnen Kaufleuten durch 
einen Bevollmächtigten eingerichtete Bittſchrift anzufehen und zu 
behandeln babe. 

Nun wird zwar Niemand Privatperſonen, mithin auch 
einzelnen Kaufleuten, die Freiheit befchränten wellen, über Gegen: 
ſtaͤnde, die ihr Gewerbe betreffen und zu ihrer Gompeteuz ge 
hören, ſich zu befprechen, auch zu: dem Ende in Geſellſchaften 
zufammen zu treten; und in den, in ben vorliegenden Statuten 
augekündigten Zwecken dieſes Vereins liegt an ſich gewiß nichts 
Unerlaubte8 ober Bedenkliches. 

Allein wenn diefe Zufammentretung auf bie Stiftung einer 
foͤrmlich organifirten Geſellſchaft gerichtet ift, welche ihren Vor⸗ 
fteber, ihren Ausſchuß, ihre Gortefpondenten annimmt nnd fi) 
fortwährend auf gefeßten Beiten zu vereinigen und Befchlüffe zu 
fafien verabrebet, und welche kurz nad ihrem Urfprunge ſchon 
beweift, daß ihr Zweck fi nicht darauf beſchraͤnke, wie andere 
Gelehrten Vereine, durch wiffenfchaftlihe Grörterungen einen 
Bweig des menſchlichen Wiffens feiner Volllommenheit näher zu 
Bringen, fondern ben Regierungen Ratbichläge zu geben und den 
darauf gerichteten Petitionen durch zahlreiche LUinterfchriften mehr 
Gewicht zu verfchaffen, auch einer in der That nur noch aus 
einzelnen Kaufleuten und Fabrikanten einzelner Länder gebildeten 
Geſellſchaft das Anfehen einer den Handelsſtand aller deutſchen 
Staaten repräfentirenden Geſellſchaft zu geben; fo Tann nicht 
nur die Errichtung einer ſolchen Geſellſchaft dem Staate, in 
welchem fle entfteht, nicht gleichgültig fein, fondern fie ſetzt, um 
die Rechte einer Körperichaft zu erlangen, mindeftend bie Ge⸗ 
nehmigung des Staates voraus, worin fie beftehen foll. 

Schon unter dieſem Geſichtspunkte glaube ich daher, daß, 
fo Tauge bie freie Stabt Frankfurt dieſer bei ihr entfiehenden 
Geſellſchaft nicht ihre Genehmigung ertheilt und fie anerkannt 
hat, die Bnnbesverfammlung von derfelben ald Verein gar Feine 
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Rotiz zu nehmen, ſondern ihre jepigen und Pünftigen Eingaben 
lediglich als von einzeluen PBrivatyerfonen eingereicht, zu Beur- 
theilen und zu behandeln bat. 

Und wenn vollends, wie in bem vorliegenden Falle, Jubivt- 
duen einzelner Staaten fi als Bevollmaͤchtigte eines ganzen 
Standes in denfelben benehmen und unterzeichnen, indeß fie doch 
nur von einigen wenigen berjelben dazu autorifirt worben, unb 
diefe Bevollmächtigten aus wenigen einzelnen Staaten fi für 
berufen halten, einen Handels⸗ und Gewerbs ⸗Verein für ganz 
Deutſchland zu fliften, fo fcheint Dies ben Staaten, deren Unter⸗ 
thanen zu biefem Bereine gezogen werben, um fo weniger gleich- 
gültig zu fein, je weniger ſich bie fpätere Xenbenz biefer Ge⸗ 
ſellſchaft aus ten bloßen Worten ber proviforifhen Etatuten 
verbürgen läßt, und baber manche Etaaten fi bewogen finden 
Eönnten, ihre Untertbauen in Beiten vor der Xheilnahme am 
Verbindungen zu warnen, beren fpätere Entwickelung biefe viel 
leicht nicht vorauszufchen vermögen. Da nun in ben Etatuten 
fi zwar nur bie oben angeführten Borfteher und Gorrefponbenten 
unterzeichnet finden, in ber sub Nro. 40 eingereichten Petition 
aber ſich fiebenzig Kaufleute und Fabrikanten aus einigen beutfchen 
Staaten unterzeichnet haben, ohne daß fie jedoch bie Aechtbeit 
diefer Unterfchriften weiter, ald dur die von Herrn Profeſſor 
Lift erfolgte Uebergabe diefer Schrift, verbürgt findet, und noch 
mehrere Thelluehmer angekünbiget worden find; fo glaubt Referent, 
daß, fo viel die sub Rro. 43 eingereichten Statuten betrifft, bie 
Bundesverfammlung felbige vorerfi Iebiglih ad acta zu legen, 
die Namens des Vereins übergebene Petition ro. 40 als eine 
blos von einzelnen Brivatperfonen durch ihren Bevollmächtigten 
eingereichte Vorſtellung zu beurtbeilen, im Webrigen aber beu 
Herren Geſandten der Staaten, aus welchen Kaufleute unb 
Fabrikanten an biefem Vereine. Theil genommen, zu überlaffen 
babe, das Verzeichniß derjelben ihren Regierungen einzufenden 
und biefen Die weiteren desfallfigen Verfügungen zu überlafien; 
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und da lehtere® feines beſondern Beſchluſſes bedarf, fo wärbe 
ber Beſchluß auf Nro. 43 fi blos darauf beſchraͤnken können, 

daß bie von dem Herm J. J. Schnell unter Pro. 43 

eingereichten Statuten eine® Hier gejchloffenen Vereins 

vorerft lediglich ad acta zu legen fein“. 

Bu gleiher Zeit ging aber auch eine Bittfchriit des 
Profeſſor Liſt aus Tübingen als Bevollmaͤchtigter des oben ge 
nannten Vereins der in Frankfurt am Main verſammelten 
deutſchen Kaufleute und Fabrikanten, 

„um Aufhebung der Zölle und Mauthen im Inuern Deutſch⸗ 

lands und um Wufftellung eines allgemeinen deutſchen, auf 

das Prinecip der Retorfion beruhenden Zoll⸗Syſtems gegen 
bie angrenzenden Staaten“, ein. 

Sin diefer Bittſchrift wurde, unter VBorftellung bes ſchauer⸗ 
lichen Berfalls dentſcher Gewerbe und Handlung, die Urſache 
dieſes Uebels in den Mängeln der geſellſchaftlichen Ordnung in 
Deutichland gefucht. 

Der Wohlſtand der Völker werde burch Feſſeln gebeugt, 
welde der Production und bem Verkehr ber Güter angelegt 
würden. Nur durch allgemeinen, freien, unbeſchraͤnkten Handels⸗ 
verkehr Fönnten die Völker der Erbe den hoͤchſten Brab des 
phufiichen Wohlſtandes erreichen. 

Daß inländifche Induſtrie durch Mauthen und Zölle gewedt 
werbe, ſei irrig; biefe würben nur zu Prämien für bie Echleich 
händler unb wirkten nachtheilig auf alle inländifhe Induſtrie 
zurück. 

Deutſchland, umguͤrtet von engliſchen, franzoͤſiſchen, nieder⸗ 
laͤndiſchen xc. Douanen, thue als Geſammtſtaat nichts, was jene 
Nachbarſtaaten nöthigen koͤnnte, zur allgemeinen Handelsfreiheit 
für Guropa die Haͤude zu bieten. 

Dagegen beichränften bie Deutfchen fich felbft um jo mehr, 
38 Boll- und Mauth⸗Linien in Deutſchland Tähmten ben Verkehr 
im Innern. 
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Bol und Mauth Ennten, wie ber Krieg, nur als Ber 
theibigung gerechtfertiget werben ‚ und je Eleiner der Staat fei, 
ber eine Mauth errichte, befto größer fei das Uebel. 
felen 38 Mauth-Rinien dem Bolle Dentfhlande ungleich ſchad⸗ 
licher, als eine Douanen⸗Linie bon Deutſchlands Grenzen, wenn 


Als Hauptgrund wider dieſe Maasregel werde gewöhnlich 
der dadurch entſtehende Ausfall in ben Finanzen ber einzelnen 
Staaten vorgefhüpt; allein diefer Einwurf fet leicht zu heben, 
denn 

1. Babe noch feine Regierung Öffentlich behauptet, daß fie 
Zölle und Mauthen anlegen, in ber einzigen Abſicht, da⸗ 
durch zu Gelde zu kommen, vielmehr ergaͤben die mehreſten 
Voreingaͤnge ber BZollordnungen, daß -die Zoͤlle angefept 
‚würden, um bie inländifche Induſtrie zu heben; wenn alfo 
bewiefen werbe, daß biefe dadurch serftört werde, fo fei 
fein Grund, fie beizubehalten, 

2. Dur ben Ertrag ber Bunbe8:Douanen werbe ein bes 
traͤchtlicher Theil des Ausfalls gededt, das Uebrige Fönne 
durch Directe Befteurungen ergängt werben. 

9. Die Erhebung ber Böle und Mauthen verleite Ju uners 
Iqubter Umgehung derſelben, ſchade ber Moralität ber 
Völker und fepe das Anſehen der Staatögewalt herab, 
wenn ein Theil der Staate dienerſchaft (das Bollperſonal) 
dem Volke feindlich gegenüber geftellt werde. 

4. Die Natur des dentſchen Bundes erheiſche unerläffig die 
vorgeſchlagenen Maaßregeln; der Bund fei verpflichtet, die 
Mitglieder beffelben gegen das Autland nicht blos durch 
bewaffnete Macht, ſondern auch duch Bundes⸗Douanen zu 
ſchüßen. Bol und Mauthen im Innern bes Bundes feine 
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Bande, weldhe weder National⸗Wohlſtand, noch National« 

Gefühle auflommen ließen. 

Dierauf erwähnten die Bittſteller ter neuen preußifchen 
Bollorbnung, welche fie al3 die Veranlaffung zu ihrer Bittfchrift 
bezeichneten. Dieſes Mauthſyſtem, ſcheine, fagten fie, nicht ſowohl 
gegen ben Handel mit dem Anolande, ald gegen ben mit Deutſch⸗ 
land gerichtet zu fein, weil der Zoll nach dem Gewichte beftinmt 
fei, und daher, wenn bie auswärtigen Nationen, weldye mit 
Breußen einft nur mit feineren, mithin leichteren Waaren ver 
fehrten, nur etwa 6 Procent bezahlten, der für bie deutſchen, 
mit gröberen und fehwereren Waaren Hanbeluben meiftens 25 
bis 30, ja dfterd 50 Prozent betrage, weldyes einem Ginfuhr- 
Berbote gleich fei. Eben fo brüdend erfcheine der Durchfuhrzoll, 
der für einige, 3. B. orbinäre Wollen⸗Waaren 4} Prozent be 
trage, und gauz Deutjchland Preußen zinsbar iu Anſehung aller 
derjenigen Büter made, welche auf dem Rhein, auf der XBefer 
und Elbe durchpaſſirten und bie zur Leipziger, Naumburger und 
Frankfurter Mefle gingen. 

Da durch die Aufrechthaltung dieſes Zollgeſetzes der deutſche 
Sanbel total ruinirt würde, mithin baffelbe dem Geifte bes 
Bundes fchroff entgegen ftehe, jo müſſe man annehmen, daß 
Preußen dabei die große Abficht hege, durch dieſes Bollfuftem 
die übrigen Staaten Deutſchlands zu veranlaften, ſich endlich 
einer völligen Handelsfreiheit, die Preußen ſelbſt vor allen andern 
wäünfgen müffe, zu vergleichen. | 

Nach diefen Prämiffen tragen die Bittfteller der Bundesver⸗ 
ſammlung die Bitte vor: 

4. daß bie Zölle und Mauthen im Innern von Deutſchland 
aufgehoben, dagegen aber 

2. ein auf dem Grundſatz ber Retorfion beruhendes Zollſyſtem 
gegen fremde Nationen aufgeftellt werben möchte, bis auch 
fie den Grundfaß ber europälfdden Handelsfreiheit aner⸗ 
kennten. 

Sie fügten noch hinzu, daß, ba fie wohl fühlten, daß bie 
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Verderblichkeit ber Zoͤlle und Manthen im Innern Deutſchlands 
durch Detail⸗Ausführungen und Berechnungen nachgewieſen fein 
ſollte, ſie dieſe in Gemeinſchaft mit dem ſaͤmmilichen Handels⸗ 
und Gewerbſtande ihrer Laͤnder zu entwerfen und nachtraͤglich 
einzureichen ſich vorbehielten. 


v. Martens als Berichterſtatter der Bundesverſammlung fab, wie 
ſchon oben geſagt, in der Bittſchrift des deutſchen Handels und Ge⸗ 
werbvereins nur eine von 70 Individuen unterſchriebene Bittſchrift 
Einzelner an, und legte derſelben keine Wichtigkeit bei. Er ſagte: 

In der Sache ſelbſt iſt zwar der Gegenſtand, der in dieſer 
Bittſchrift behandelt wird, ſofern er die Befoͤrderung des Handels 
und Gewerbes betrifft, gar wohl geeignet, um in der Bundes⸗ 
verfammlung erörtert zu werben, da in dem 19. Artikel der 
Bunbesacte die Bundesglieder fi, vorbehalten haben, in ber 
erften Zufammentunft ber Bundesverfammlung wegen des Handels 
und Verkehrs zwiſchen den Bunbesflaaten in Berathung zu 
treten, unb die Wichtigkeit und Dringlichkeit läßt ſich nicht vers 
fennen, wenn man auch bier wnerörtert laſſen kann, wiefern bei 
ber in diefer Bittfchrift euthaltenen Schilderung des fchauerlichen 
Zerfalles der deutfchen Gewerbe und Handlung richtig abgewogen 
worden, wie Vieles daran auf die Rechnung ber Zölle zu fehen, 
und wie Bieled dem Bufammentreffen ſolcher Umſtaͤnde bei zu 
meſſen fei, in deren Folge eine’ Stodung bes Handels und Be: 
werbes augenblicklich faft in allen Ländern gefühlt und beklagt 
wird. 

Die Bundesverfammlung bat ihren Wunfch, auch ohue Unf⸗ 
forderung von Privatperfonen, für das Beſte des inuern Ber 
kehrs Sorge zu tragen, ſchon dadurch bethätigt, daß fie, auf die 
erfte Beranlaffung eines ihrer Mitglieder, die Einführung eines 
freien Verkehrs mit den nothwendigſten Lebensmitteln zum Gegen- 
Rande einer ſehr ernften und forgfältigen Berathung gemacht, 
allein die Erfahrung bat gelehrt, wie ſchwer es hält, felb Aber 
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biefen fpeciellen Punkt zu einer allgemeinen Vereinbarung zwifchen 
einer Zahl von einander unabhängiger Staaten zu kommen, wenn 
gleich die Hoffnung dazu nicht als aufgegeben anzufehen iſt. 

Der viel weiter gehende Vorſchlag, den dieſe Bittfchrift ent- 
hält, alle inneren Zölle abzufchaffen und fie an bie Grenze zu 
verlegen, Tann allerdings theoretiſch jehr Scheinbar als vortheilhaft 
dargeftellt werben, vollends wenn man den Anfichten der Bitt⸗ 
fteller folgen zu koͤnnen glaubte, daß durch tiefe Maaßregel bie 
fremden Mächte zur Einführung einer allgemeinen Handelsfreiheit 
bewogen werden könnten, und fo nad und nad in Buropa, und 
wer weis, auch in andern Xheilen der Welt, eine allgemeine 
Handelsfreiheit eingeführt werbe, bei welcher alle Voͤlker ſich wie 
Brüber behandelten, unb, bei völlig freiem Verkehr mit allen 
Probucten der Ratur und Kunfl, nur demjenigen der Vorzug des 
Reichthums gebühren werbe, ber den hoͤchſten Grad der Induſtrie 
bei ih zu erreichen wife). 

Allein, indem die Bundesverfammlung ihren hohen Gommitten: 
ten überlaflen muß, wiefern dieſe eine ſolche Anficht theilen und für 
ausführbar Halten, kann fie, ohne denfelben vorgreifen zu wollen, 
fi wohl nicht verhehlen, welche große Schwierigkeiten fich Der 
Erfuͤllung entgegen flellen, und wie der Antrag, ſowie er geftellt 
worben, wohl nicht geeignet ſei, um unmittelbar eine Berathung 
bes Bundestags nach fi zu ziehen, wenn fchon auch die in 
demfelben enthaltenen Ideen mit berüdfichtiget zu werben vers 
dienen, wenn bie Bunbesverfammlung bie Erfüllung bes 19. 
Artikels der Bundesacte ferner zum Gegenftande Ihrer Berathung 
machen wird. 

Der Antrag enthält zwei Punkte: 

1. bie Anſchaffung aller innern Zoͤlle und Mauthen in Deutſchland 
2. an beren Stelle die Anlegung einer allgemeinen Douanen- 
Linie gegen das Ausland. 


*) Dies hatten die Bittſteller wicht gemeint, fondern gerade ins Gegentheil 
behauptet, Daß man fo lange Retorfion gegen das Ausland anwenden mülle, 
bis daſſelbe zus Conceſſton in Deuiſchland ſich geneigt fände. 

Grfer Theil. 28 
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Was den erſten Punkt betrifft, fo lehrt die Grfahrung, 
wie ſchwer es ſelbſt in einfachen, aus urfprünglich verichiedenen 
Provinzen beſtehenden Neichen if, die fämmtlichen Provinzial: 
zoͤlle abzufhaffen und an die Grenzen vorzulegen; davon hat 


Frankreich in den Beiten vor der Revolution bei manchen des⸗ 


falls gemadıten vergeblidden Verſuchen ein redendes Beiſpiel 
gegeben, und wenn es ter, alle vorigen Bande loͤſenden Revo- 
Iution möglid war, dies zu bewirken, fo war ber Bortheil da: 
von um biefen Preid wohl zu theuer erfauft, und es ift gewiß 
die Abſicht der Bittſteller nicht, diefe heroorzurufen, ober Kran 
reich darım zu beneiden. Schon als Deutſchland immer gemein: 
famer hoͤchſter Gewalt unterworfen war, ift viel und oft mit 
Brund über die Wannigfaltigfeit der Land» und Waſſerzoͤlle und 
Mauthen geflagt worben, doch iſt es Niemanden eingefallen, 
auf mehr als auf die Ermäßigung und mögliche Vereinfachung 
derſelben anzutragen, weil. man wohl damals glaubte, feine 
Wünfche nur auf dies Erreichbare befchränfen zu müffen, 

Sept, wo Deutſchland nach feiner felbft gewählten unb von 
ben europäiihen Mächten garantirten Verfaſſung nicht mehr 
einen Staat ausmacht, fondern aus fouverainen, Durch einen 
gleichen Staatenbund vereinigten Staaten befteht, ift die Schwie- 
rigkeit unverkennbar noch größer, eine jo gänzliche Veränderung, 
mie die Bittſteller in Hinficht der Zölle und Mauthen wünjchen, 
durch eine Vereinbarung, zu der nothwendig alle und jebe Mit 
glieder zuflimmen müßten, zu bewirken. 

In Rändern, wo die Zölle und Mautben einen bedeutenden 
Theil der Landes:Revenüen ausmachen, wird man es ſchwerlich 
dem Staate zumuthen koͤnnen, dieſe aufzuopfern, um ben Erſatz 
dafür theild durch einigen Antheil an dem Ertrag ber Brenn 
zölle theils durch neue birecte Steuern zu decken, welcher letztere 
Vorſchlag wohl den Beifall der Kenner nicht erhalten wird, zus 
mal wenn man bebenkt, daß zur vollfiändigen Grreidhung ber 
bezwedten gänzlihen Handelsfreiheit, die Bölle und Mauthen, 
im firengeren Sinne des Wortes, nicht die einzigen indirecten 
Abgaben fein würden, die tm Innern abgejchaft werben müßten, 
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und wenn auch bafür der Erſaß durch birecte Steuern gebedt 
werben follte, fi dabei wohl der Handelsſtand fehr gut, aber 
der Staat und die übrigen Stände in bemfelben befto fchlechter 
befinden wärben. 

Zweitens. Der Berihlag der Grridhtung einer allgemeis 
nen, auf Retorfion gebauten Douanenlinie bat in ber Ausführung 
wohl nidgt weniger Schwierigleiten, wenn man auch nur bebenkt, 
daß zu dem Ende alle ober doch bie mehrſten ber zwiſchen ein 
zelnen Staaten und dem Auslande beftchenben Handelsvertraͤge 
über den Haufen geworfen werben müßten, auch daß einzelne 
Bundesſtaaten in Anſehung einiger ihrer Provinzen zu bem 
Auslande zu zählen find, nnd biefen wohl nicht zugemuthet wer 
ben kann, an ber Grenze zwiſchen beiden eine Bunbesbouan 
zu bulben. 

Die Schilderung biefer Schwierigkeiten hat übrigens nicht 
zum Zweck, das tbeoretiih Wunſchenswerthe dieſes Antrags in 
Bweifel zu ‚ziehen, wohl aber die Erwartungen von der Möglich. 
feit feiner baldigen Erreichung zu mäßigen. 

Daß es übrigens fehr wünjchenswerth ſei, daß ſich bie 
Bundesglieder baldmoͤglichſt unter einander über eine Billige Er⸗ 
mäßigung ber Bölle und Mauthen, zumal die Tranfitozölle, ver⸗ 
einigen und fi) dadurch ber Nothwendigkeit der ben freundſchaft⸗ 
lichen Berbältnifien ber Mitglieder fo wenig entſprechenden 
Retorfionen überheben möchten, wirb wohl ein Jeder einfehen, 
und bäürfte es nicht erſt der Aufforderung von Privatperjonen 
behfrfen, um die Bunbeöglieder geneigt zu machen, ſich die Er⸗ 
füllung des 19. Artikeld angelegen fein zu Laflen, wenn gleich 
auch hierin mehr von befonderen Vereinbarungen zwiſchen ein 
zelnen, infonberheit benachbarten Staaten, als von allgemeinen 
Bunbestagsbeichlüfien zu erwarten fein möchte. 

Uebrigens wirb es den Kanfleuten und Yabrilanten eines 
jeden einzelnen Bundesſtaates unbenommen fein, wenn fie ſich 
durch bie in andern Staaten ergriffenen, bie Freiheit bes Ge⸗ 
werbes hemmenben Maßregeln beichwert fühlen, fi) desfalls an 
ihre eigenen Gouveraine zu wenden, unb von biejen zu erbitten, 
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daß fie die Abflellung derſelben durch Unterbanblungen auf 
diplomatifhen Wegen zu erlangen fuchten, und wenn biefe den 
gehofften Erfolg nicht hätten, daraus aber gegründete Beſchwer⸗ 
den, nicht blos einzelner Kaufleute, fonbern der Bundesſtaaten 
nnter einander erwachſen würben, Eönnten ſich biefe Fälle zur 
wirffamen Berwendung des Bundes eignen, 


Da aber bie Unterzeichner der Bittſchriſt diefen Weg nicht 
gewählt haben, ben einzelnen Privatperfonen ber verſchie⸗ 
denen Bundesftaaten aber in ftaatSrechtlichen Begenftänben biefer 
Art das Recht nicht eingeräumt werben Tann, ſich mit Uebergehung 
ihrer Obrigkeit, mit ihren Beſchwerden und Petitionen unmittel- 
bar an die Bundesverſammlung zu wenben; fo ſcheint es, daß 
Die Bundesverfammlung ſich nur bewogen finden könne, über ben 
in Frage flehenden Begenftand nachſtehenden Beichluß zu faflen 
und zur Kenntniß der Unterzeichner ber Bittſchrift gelangen zu 
laſſen: 

„Da das Zollweſen mit dem Handel und Ver— 

kehr zwiſchen den verfhiebenen Staaten in ber 

engfien Verbindung flebt, fo wird die Bundes: 
verfammlung bei der ohnehin bevorflehenden 

Beratbung, au welder fie nad dem Art. 19 der 

Bundesacte berufen if, auch jenen Begenftand 

reifer Prüfung unterwerfen, und dasjenige 

nah den Verhältniffen einzuleiten bemüht fein, 
was wahrhaft zur Beförbeung bes deutſchen 

Handels, vereiniget mit Dem Gemeinwohl des 

Banzen, gereicht. 


Zu dem Ende wird die Bunbesverfammlung 
von ihren Regierungen fi bie nöthigen Erläu: 
terungen über dDiefen Gegenſtand erbitten, und 
werden dieſe obne Zweifel von ſelbſt darauf 
Bedacht nehmen, von dem Handeld« und Gewerb⸗ 
ftanbe ihrer Länder, da, wo fie e8 für nötbig 
finden, Anskünfte zn begehren“. 
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Dieſem Untrage gemäß wurde von der Bunbesverfammiung 
ber Beichluß auch gegogen. *) 

Indeſſen waren die volkswirthſchaftlichen Zuſtaͤnde Aberafl 
zu bebenklih geworben, als daß nicht einzelne einſich⸗ 
tige Regierungen mehrmals ben Verſuch gemacht Hätten, einen 
andern Zuſtand herbeizuführen. Die am meiften leidenden thü⸗ 
ringiſchen Fürften ergriffen von Renem bad Wort Bei der 
Bunbesverfammlung. 

Die großherzoglich und herzoglich fächfiichen Häufer Außerten 
in der 26. Sigung vom 22. Juli 1819 *%) mit befonderer Beziehung 
auf den Fabrikſtand in dem Thüringer Walde: 

„Die von allen Seiten lautwerbenden lagen, daß Deutſch⸗ 
land mit Probucen ſolcher außwärtiger Staaten überjchwemmt 
werde, in welcher den Erzeugniſſen des beutfchen Arbeitsfleißes 
der Eingang verfagt fei, und daß durch die neuerlich in einigen 
großen Bunbesftaaten auf alle ein und ausgehende Waaren 
gelegten Zoll» und Mauthabgaben die inländifchen Fabriken und 
der Handel nicht nur auf das Hochſte bebrängt, fondern bier und 
da ganz vernichtet werde, fchienen eine baldige Berathung über 
diefen Gegenſtand nöthig zu machen. GEs liege unwiderſprechlich 
in den Worten ber Bunbesacte, und noch mehr in bem Geiſte 
des Vereins, daß Deutfchland ein Ganzes Bilden folle. Dieſes 
fei aber unmöglich, jo lange durch Zoll und Mautblinien im 
Innern, benachbarte Bundesſtaaten als Ausland behandelt und 
die Reibungen vermehrt würden, flatt durch bie Idee eines ges 
meinfamen Vaterlandes vermindert zu werben, Die großberzoglich 
und herzoglich fächfifchen Häuſer erfannten es als Pfliht am, 
Immer und vor allen Dingen das deutſche Nationalwohl im 
Auge zu haben, und das öfterhin und oft nur fcheinbare Intereſſe 
des einzelnen Staates demfelben unterzuorbnen. Der Nacıtheil 
der ihren Gaflen daraus erwachſen fönnte, werde fie daher nicht 





*) ©. Br. 1819. 19. Gig. 24. Rai 1819 5. 103. 
**) B. $r. 1819 3. 152. 
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abhalten, für die unbebingtefte Erweiterung ber Gewerbe und 
Handelsfreiheit in fämmtlichen deutſchen Bundesſtaaten zn 
flimmen. Der Urt. 19 ber Bundesacte ſpreche deutlich aus, 
daß bei der erfien Berfammlung ber Bundesverſammlung bie 
Orunbfäge wegen bes Handels und Verkehrs zwiſchen ben 
beutfchen Staaten in Berathung genommen werben follten und 
e8 fcheine daher dringend nothwendig, daß obnelängern Auſtand ein 
Ausfchuß gewählt werde, der ſich mit dieſer wichtigen Angelegen- 
heit beichäftige, und Borfchläge thue, wie bem nicht bloß drohen⸗ 
ben, fondern nun fchon eingetretenen liebel abgeholfen, und ben 
Hilligen Wunſchen bes deutfchen Arbeitöfleißes entſprochen werben 
könne”. 

Auf diefen würbigen und wahrhaft nationalen Vortrag ber 
fächfifchen Häufer wurde beichlofien: 

„1. die in Bezug auf den Art, 19 der Bundesacte, nnd in 
Gemaͤßheit des in der 19, diesjährigen Sikung gefaßten 
Beſchluſſes, F. 103. Nr. 2; von den großherzoglich und 
herzoglich fächhfiichen Häufern abgegebenen Erklärung vor 
erfi zue Sammlung zu nehmen; zugleich aber 

2. an Diejenigen Regierungen, welche ebenfalls bierüber 
Erflärungen abzugeben oder Erläuterungen nachzubringen 
gedenken, die Bitte zu wieberholen, diefelben bald, und 
noch im Laufe ber nächſten Ferien anher gelangen zu 
laffen, damit 

3. nach Wiebereröffuung der Sigung eine eigene Commiſſion 
ernannt werden koͤune, welche 

4. die eingehenden Erklaͤrungen zufammen zu flellen, mit 
ihrem Gutachten der Bundesverſammlung vorzulegen, 
und biejelbe durch dieſe nötbige Vorarbeit in den Stand 
zu feßen hätte, demnaͤchſt diefen wichtigen Gegenftanb 
einer reifen Berathung zu unterwerfen.“ 

Die großherzoglich heſſen⸗darmſtaͤdtiſche Regierung ließ gleich 

darauf ebenfalls in entfchiebener Weiſe erflären®), daß von bem 


©) ©. Sr. 1819. 28. Sig. 5. Aug. 5. 168. 
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Augenblid an, wo die ehemalige beutiche Reich&verfaffuug aufbörte, 
von ber Ueberzeugung durch drungen geweſen, Daß es von ben 
nachtheiligften Kolgen für den deutſchen Rationalwohlſtand fein 
werbe, wenn jeder deutiche Souverain, nunmehr ber wohlthätigen 
Feifeluentledigt, welche Die deutſche Reichöverfaffung den Landesherrn 
in Beziehung auf das Zollweſen in ihren Territorien angelegt hatte, 
fi ifoliren und das Zollweſen auf eine willkürliche Art das 
Iniereſſe der Bundesgenoſſen nicht berüdfichtigend ordnen wolle. 

Bon diejer Ueberzeugung ausgehend, babe die Regierung bie 
Bolleinridhtungen im Großherzogthum Hefien ganz in dem Stande 
belafien, wie fie zur Zeit der deutſchen Reichsverfaſſung geweſen 
waren, ohne die bedeutendeu finanziellen Vortheile zu beachten, 
welche ein verändertes Zolfuftem, nad der Lage der großher: 
zoglichen Lande, den Staatscaſſen gebracht haben würbe. 

Mit Bedauern mußte Dagegen wahrgenommen werben, daß 
mehrere deutſche Buntesftaaten eine andere Anſicht ergriffen, 
und mit Aufhebung alle Unterſchiedes zwilchen ganz fremden 
Staaten und beutfcher Bunbeslanden, ihr Zollweſen nady Grund» 
fägen des Mercantilſyſtems geordnet haben. Die dadurch dem 
Nahrungsſtande der Bewohner des Großherzogthums zugefügten 
Nachteile find ſehr fühlbar geworden. 

Aufgeforbert durch die zahlreichen Beſchwerden der Unter: 
tbanen, babe fie baher die Geſandtſchaft beauftragt, bei ber 
Bundesverfammlung auf einen gemeinfchaftlihen Beichluß über 
den wedhfelfeitigen freien Handelsverkehr in ber Art anzutragen, 
daß unabhängig von demjenigen, was in Beziehung auf die 
Handelöverhältniffe Dentſchlands gegen nicht deutſche Staaten 
künftig etwa zu beichließen fein möchte, bei allen Producten um 
Zabrifaten deutſcher Bundesftaaten, in feinem Bundesſtaat cin 
Unterfchied zwiſchen inländifchen und auslaͤndiſchen Waaren, in: 
fofern fie nur aus einem deutſchen Bundesſtaate berrühren, 
keinen andern Beichänkungen, als aud der Berfehr mit inlän- 
diſchen Waaren unterliegen dürfe; und daß allenfall3 auf alle 
blos tranfitisenden Waaren eine mäßige Abgabe nad gleichför« 
migen Bruudfäßen regulirt werben möchte. Man kam bierauf 
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überein, dieſe Erflärung, bis bie übrigen noch eingehen würden, 
zurückzulegen. Auch Baden gab eine Erflärung ab. 

Hier wirkte ſchon Nebenius, deſſen Denkſchrift bei den 
Wiener MinifterialsGonferenzen 1840 die Brunblage ber Ber 
bandlungen bildete. Die Erklaͤrung war einfach, Mar, wärbig 
und vollkommen ben Berbältniffen augemeffen. Sie lautete: 

„Die großherzoglich badiſche Regierung bat je und allezeit 
dem Grunbfage des freien Handels und Verkehrs practiich 
gehuldigt, und feine Töniglide Hoheit ber Großherzog 
ſchließen fi mit Vergnügen dem Vorſchlage an, daß ein 
folches Syſtem für ben ganzen Umfang Deutſchlands befolgt 
werde, damit nicht das Iſolirungsſyſtem der (Ginzelnen 
Retorfiouen zur Folge hat, welche dad, was in das wirkliche 
Leben übergehen fol, auf einen fterilen tbeoretiihen Saß 
rebuciren. 

Unter den vielen längft erörterten Geſichtspuncten, welche 
diejer Außerft wichtige Gegenſtand darbietet, will man bier nur 
den herausheben, daß das gemeinfame Band ber beutfchen 
Staaten fi nicht blos in Formen und Worten, fondern aud 
in reellen wohlthätigen Folgen barftellen müfle, namentlich in 
ſolchen gemeinnüglich weſentlichen Beziehungen. 

Ein Syſtem, zu weldem Badens Regenten aus Gründen 
des felbft erkannten Gemeinwohls ſchon Tängft die Hände Boten, 
ift jept allgemeiner Wunfd der Geſammtheit, der fi) von allen 
Seiten vielfach und dringend ausfpridht, und den, nach dem be 
ſtinnnten Auftrage Sr. Eönigl. Hoheit von ber Geſandiſchaft zu 
machenden Antrag binlänglidy motivirt, 

„auf vie fchleunigfte Herftellung der Handels⸗ unb Verkehrs⸗ 

freiheit, und zwar in dem Maße anzutragen, daß biefes 

wohlthätigfte Wert, ſelbſt durch ein Retorfionsfuften Deutſch 

lands gegen auswärtige Staaten nicht verzögert und anf« 

gehalten werte *. 

Die Gefandtichaften von Württemberg, Kurhefien, ben 
aroßherzoglidy und herzoglich fächfiichen Häufern, ſprachen ſich 
ebenfalls dafür ans, daß der Handel möglich freigegeben und 
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der Feſſeln entlebigt werben, bie bemfelben gegenwärtig in 
Deutſchland angelegt wären. 

Beim Schluſſe der Sitzungen des Jahres 1819 ($. 219) 
wurbe unter ben Gegenfländen, über welche Inſtructionen ein» 
zubolen feien, um bei Wiedereröffnung ded Bundestags nach ben 
Zerien dieſelben unverweilt verhandeln und zu einer endlichen 
Beihlußnahme Bringen zu können, auch genannt. 

6. Die Grleidhterung bes Handels und Verkehrs zwilchen 
den verſchiedenen Bunbesflaaten, um den Art. 19 der 
Bunbesacte zum möglichften Ausführung zu bringen, ſoviel 
die Verſchiedenheit der Localitäten und bejonderd die 
Steuerfufteme ber einzelnen Bunbesftaaten ſolche zulaffen 
koͤnnen *, 

In der 35. Sibnng vom W. September 1819 ($. 233) 
fprachen bie Geſandiſchaften Batern, Hannover, Medlenburg und 
Anhalt ihre lebhafte Theilnahme an dem ſoeben zur Sprade 
gebrachten Gegenſtande aus. Aber dennoch geſchah nicht. 

Während der Dauer ber MinifterialsGonferenzen vom 4. 
Mär; bis zum 29. Mat 1820 wurde am 4. Mat 1820 in vertraulicher 
Sigung zu Frankfurt befehloffen, die von Schnell, Lift und Arnolbi, 
Ramend des |. g. Handels⸗ und Gewerbvereins fellen fo lange 
ad acia genommen werben, bis bie nachgefuchte Inſtruction eine 
Beratbung des 19. Art. der B. A. möglich madıten®). 


Bei den Wiener Minifterialconferenzen kamen die Handels⸗ 
angelegenheiten ebenfall& zur Sprache. Es wurbe dieferhalb ein 
befonderer Ausſchuß beftellt, ber am 4. März 1820 Vortrag 
erftattete **) 


©) Ungebrndte Negiſtratur vom 4. Mai 1820. 
4) Bier DiinikerialsGonferm; 18. Sig: 
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Hierin if gefagt: 

Dem zehnten Ausfchufie fei der Auftrag geworben, gutadhtlidge 
Borfchläge darüber vorzulegen, wie dem Art. 19 der Bundesacte 
durch ſolche Erleichterungen des Handels und Verkehrs zwiſchen 
ben verſchiedenen Bundesſtaaten Genüge geſchehen könne, als 
die Verſchiedenheit oͤrtlicher Verhaͤltniſſe und zumal die beſondern 
Steuerſyſteme der einzelnen Staaten zulaſſen möchten, 

In der Art, wie diefe Aufgabe geftellt fei, Liege ſchon bie 
Andeutung und Anerkennung der Schwierigkeit ihrer Löſung. 
Diefe Schwierigkeit habe ſich Bei näherer Beleuchtung des Gegen⸗ 
ſtandes nur zu ſehr beftätigt. 

Nachdem ber Ausichuß alle, fowohl in feiner Mitte ange 
ſprochenen, als ihm von einigen andern der Bevollmächtigten 
vorgelegten Wünfche und Anfihten auf das Sorgfältigfte gepräft, 
und Keinen Verſuch unterlaffen habe, um foldye, fo weit es die 
Verſchiedenheit ber Boll« Steuer» und Gewerb-Berfaffungen der 
einzelnen Bundesſtaaten für jegt nur irgend geftatte, unter ſich 
auszugleichen, und in einem einhefligen Befchluffe zu vereinigen, 
ſehe ſich derſelbe genoͤthigt, feine Auträge auf folgende mehr 
vorbereitende als entfcheibende, Feinen künftigen Bunbesförberlichen 
Beichlüffen vorgreifende Beftimmungen zu befchränfen: 


l. 


Die Bundesverſammlung babe die Befoͤrderung und Er⸗ 
leichterung des dentſchen Handels überhaupt, und inſonderheit 
auch des Verkehrs zwiſchen den einzelnen Bundesſtaaten, nach 
Anleitung des 19. Artikels der Bundesacte, als einen der Haupt: 
gegenflände ihrer Aufmerkſamkeit und Thätigkeit anzufehen, und 
ſich fortwährend zu beftreben, die dieſem Gubzwe entgegen 
ſtehenden Hinbernifje aud dem Wege zu räumen. 


Sie habe zur nähern Bearbeitung dieſer Begenftände einen 
Ausſchuß zu beftellen, und demſelben die Befugniß zu ertheilen, 
zu feinen Berathungen diejenigen Sachverfländige zuzuziehen, 
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welche einzelne Bunbeöftanten zu dieſem Ende abzuorbnen fidh 
veranlaßt finden möchten. 
Il. 


Zuvoͤrderſt und vorzugsweile babe Die Bundesverfammlung 
ihre Bemühungen dahin zu richten, daß die in ihrer Mitte früher 
eingeleitete Verhandlung wegen des freien Verkehrs mit allen 
Arten Getreide, Hülfenfrüchten, Kartoffeln und Schlachtvich 
wieder angefnüpft und eine Vereinbarung darlıber nach Möglich 
keit befördert und zur Ausführung gebracht werde. 


W. 
Um anf der Flußſchiffahrt die berfelben durch die Wiener. 
Gongreßacte zugefiherte Grleichterung wirfli zu gewähren, 
machten fämmtliche dabei betheiligte Bundesglieber fi) verbind⸗ 
lich, die deshalb ſchon beſtehenden Unterhandlungen fo ihätig zu 
betreiben, und fo fchnell zu beenbigen, ald die Natur bes Gegen 
ftanbes es zulaffen könne, wie auch da, wo Feine Unterhanblungen 
eingeleitet feien, ſolche baldthunlichſt eintreten zu Tafien. 


V. 


Die in Folge der vorſtehenden Beſtimmungen den fämmt: 
lichen Geſandten am Bundestag zu ertheilenden Inſtructionen 
ſeien denſelben bis zur kuͤrzeſten Zeit zuzuſenden. 


In der 28. Sigung der Wiener Miniſterial ⸗Conferenzen am 
11. Mat wurden fernere Verhandlungen fiber biefen Gegenſtand 
gepflogen. 

Metternich ſprach hierbei feine Ueberzeugung ans, baß ein 
allgemeines deutfches. Handelsſyſtem, und eine die gefammten 
Bundesſtaaten umfafjende Santelögefeßgebung wohl nur als 
fromme Wünfche zu betrachten wären, in ber Wirklichkeit aber 
jeder Regierung überlafien Bleiben müffe, auf practifchem 
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Wege, durch freie Beratbung und Bereiubarung mit 
ihren Nachbarn das Mögliche zu erreichen. 

v. Marichall gab die Erklärung ab, daß nach biesfeitiger 
Ueberzengung nichts mehr zu wünfcdhen, ale daß es möglich 
geweſen wäre, in Hinficht auf Handel und Verkehr zwiſchen ben 
einzelnen Bunbesftaaten über irgenb eine ben Handel und Verkehr 
wirklich beförbernde Beſtimmung fich zu vereinigen. In ben von 
dem Ausichuffe aufgeftelfen Säben werde von Nenem, in Lieber 
einfimmung mit den Wünfchen der Bewohner ber beutfchen 
Bundesſtaaten, Die Nothivenbigfeit ber Beförderung des freien 
Verkehrs anerkannt, allein es fcheine in ben nachfolgenden Sägen 
nichts zu liegen, als was eine wirliche Beförderung des Haudels 
und Verkehrs als wirkliche Grfüllung des auch bier anerlannten 
Bebürfniffes angefehen werben werde. 

Wenn e8 den zu Wien verjammelten Kabinetten unmöglich 
gewefen, ſich in biefer Beziehung über ſolche Beflimmungen zu 
vereinigen, wie folle dieſes ber Bundesverſammlung möglich 
werden, die ſich fchon lange ohne Erfolg mit dieſem wichtigen 
Gegenſtande beichäftigt babe, und bazu bereits durch ben 19. 
Artikel der Bundesacte angewiejen fel? 

Die Belanntiwerbung ber hier ausgeſprochenen Säge bürfte 
alfo unter ſolchen Umſtaͤnden die Wirkung hervorbringen, bie 
Hoffnungen der Bewohner ber deutſchen Staaten, daß irgend 
eine Grleidhterung ihnen wirklich werde zu Theil werben, noch 
mehr zu ſchwaͤchen. 

Es dürfte baber auch beſſer fein, dieſen Gegenſtaud bier 
unberührt zu laſſen, als ihn mit den vorgejchlagenen Sätzen, 
wenn nicht beliebt werben jollte, ihnen eine andere Faſſung zu 
geben, an die Bundesverfammlung zurüdzumeilen. 

Die Mehrheit der übrigen Bevollmächtigten war jedoch mit 
diefer Abflcht nicht einverftanden, ſondern hielt es für rathſam 
und nügli, daß nachdem die Gonferenz fich einmal mit ber 
Handelsfrage beichäftigt habe, fie bie dabei obwaltenben Schwie⸗ 
rigfeiten rein außfpreche, zugleih aber der Buntesverfammlung 
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die weitere Behandlung biefer Frage dringend za Pflicht 
mache. 


In derfelben Sitzung verlas ber großherzoglich und herzog⸗ 
lich ſaͤchſiſche Abgeordnete, Baron von Fritſch einen Aufſatz, in 
welchem bargeiban war, daß bie Vollziehung bes Art. 19 
der Bundesacte das zuverläffſigſte Mitteldarbiete,die 
Aube in dem geſammten Denutſchlandzu ſ erhalten und 
zu befeſtigen. So wenig auch bie Schwierigkeiten zu verkennen 
ſeien, welche in ber Verſchiedenheit der oͤrtlichen Verhaͤltniſſe und 
der Steuerſyſteme der einzelnen Bundesſtaaten beruhten und es 
zur Unmoͤglichkeit machten, daß jept bereits eine durchgaͤngige 
Handels⸗ und Gewerbefreiheit eingeführt werde, fo fei es doch 
ohne Zweifel eben fo möglich alsdringlich, einige leitende Grund» 
fäße aufzuftellen,, welche zur weiteren Gutwidelung und Ausbil 
Jung der Bundesverſammlung überlaffen werben könnten, 

Man folle nicht fäumen, den Grundfag zu verfünbigen, daß 
bie Freiheit des Betreibehandeld und bes Verkehr mit ben 
Lebensmitteln in den deutſchen Bunbesftaaten nie unterbrochen 
werben jolle. Die Gonferenz babe das ausgezeichnete Verdienſt 
fih erworben, die Begriffe über die Bunbesverhältnifie berichtigt 
und Irrthuͤmer aufgeflärt zu baben, woburd der Keim vieler 
Streitigkeiten erſtick worben fe. — Sollte e8 ihr nicht no 
gelingen, die allgemeine Frage ſowohl über die Handelsfreiheit, 
als auch die Frage zu erörtern und zu beleuchten, ob ein Bun⸗ 
desſtaat bad Recht befibe, fein angenommenes Finanzſyſtem auf 
die Sonjumtion des Nachbarſtaates auszubehnen? 

Der großherzoglich und herzoglich ſaͤchſiſche Abgeordnete fei 
befehligt, gegen die Fortdauer des dermaligen Zuſtandes als 
eines rechtlichen, im Sinne ber Bunbesacte, eine förmlidye Pro 
teftation nieberzulegen, und bie nachdrücklichſten Anträge beim 
Bundestage nad) Maßgabe und auf den Grund der Bunbesacte 
Art. 19 vorzubehalten. Da in diefem Auffage ber nachbar⸗ 
lien Handelsverhaͤltniſſe erwähnt wird, fo bemerkte ber 
preußiſche Staatsminifter Graf von Bernstorff, daß er keine 
Bundesverbhältniffe kenne, nach welchen ſolche Souverainetäts 
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rechte, als man hier anfechten wolle, audy nur zweifelhaft erſchei⸗ 
nen könnten. — 

Nach einer lange fortgejehten Discuffion Über biefen Gegen: 
ſtand machte Fürft Metternich bemerklich, daß bie Wiener Con⸗ 
feren; keineswegs berufen ſei, fid) auf Streitfragen, wie bie bei 
Gelegenheit diefer Discuffion aufgeworfenen, einzulaffen, indem 
für folche, wenn fie einmal verhandelt werben mäßten, die Bundes⸗ 
verfammlung in ben Schranfen ihrer verfaflungemäßigen Gom- 
petenz unb ber Rechtöweg offen fände. 

Da die Beſprechungen übrigene zu Teinem beftimmten 
Refultate führten, fo behielt man fi vor, den DI. Sap, wegen 
Freiheit des Verkehrs mit Getreide und andern Lebensmitteln, 
für deſſen unmittelbare Erledigung die kaiſerlich oͤſterreichiſchen, 
koͤniglich preußiſchen und koͤniglich baieriſchen, ſowie ſaͤmmtliche 
übrigen Bevollmaͤchtigten ſich vorläufig im günftigften Sinne 
erflärten,, in der nähften Sigung zur Beratbung zu ziehen. 

Die 9. Sigung eröffnete Fürſt von Metternich mit ber 
Bemerkung, daß man ſich fiber einige in den Anträgen berübrte 
Buncte vielleicht Bier ſchon vereinigen und beſtimmt ausſprechen 
tönnte, fo daß alsdann nur die übrigen dem Bundestage zur 
ferneren Bearbeitung zu übergeben fein würben. Bu jenen 
Puncten gehöre vorzüglich der freie Verkehr mit Betreibe und 
anbern nothwenbigen Lebensmitteln, über welchen man fidy bereits 
von allen Seiten günftig erflärt babe, und für welchen dere 
Fürft in wenigen Tagen and tie definitive Zuſtimmung 
des Kaiſers, ober wenigftend eine Entſchließung zu er 
halten hoffe, wodurd eine baldige Bereinigung am Bundestage 
bewirkt werben koͤnnte. 

Rüdfichtli der Flußſchiffahrt wurde in derſelben Sigunz 
eine veränderte Faſſung des hierauf bezüglichen Artikels ange: 
nommen. 

In der 32. Sigung vom WU. Mai dAußerte Fürſt von 
Metternich, daß in Anfehung bes vorläufig beſprochenen Artikels, 
wegen bes freien Verkehrs mit Getreide und Lebensmittel 
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erſt nach Eingang der noch zu erwartenden WRefolntion 
bes Kaiſers eine Entſchließung zu fallen, und im Kalle ber 
Buftimmung deſſelben dieſer Artikel, fowie der wegen der 
Flußſchiffahrt als definitiv feſtſtehend, die übrigen Puncte aber 
als Ginleitung zu ferneren Berathungen durch die Höfe und 
Regierungen an den Bundestag zu erlaffen fein würden. 
In der 33. Sigung am 23. Mai wurde beſchloſſen: 
1. ben Artitel wegen ber Flußfchiffahrt von dem entworfenen 
Separatprotocoll ganz anszufcheiben; 
2. ben Artikel über den freien Verkehr mit Getreide und 
Lebensmitteln zwar dem genannten Separatprotocoll vor⸗ 
Iäufig einzuverleiben, jedoch in Rüdfiht auf die zu er- 
wartende Refolution bes Kaiſers, ein anderes 
Separaiprotocoll zu entwerfen, worin der Grund: 
fa des freien Verkehrs mit ben gedachten Begeuftänden 
ale definitiv angenommen und außgefprochen werde, 
hiernaͤchſt aber nad) Maßgabe ber Limflände entweder 
von lejterm Protocol Gebrauch zu machen und ſolchen⸗ 
falls in dem Protocoll über den Handel ben IT. Artikel 
zu flreichen, oder aber, wenn bie kaiſerliche Zuftimmung 
nicht erfolgen follte, dieſen Artikel in feiner jeßigen 
Geftalt befteben zu laſſen. 

Der großherzoglich Iugemburgifche Bevollmädptigte ernenerte 
den ſchon am Bundbestage gemachten Vorbehalt wegen Ginführung 
des Hornviches in das Großherzogthum Luxemburg, trat im 
Uebrigen aber ben Vorſchlaͤgen der Konferenz bei. 

In der 34. Sißung am 34. Mai wurden die in ber 33. 
Siyung beſprochenen Separatprotochlle unterzeichnet; fie Tauten 
wie folgt: 

„Da bie hier verfammelten Bevollmächtigten mit Zuftimmung 

ihrer Höfe und Regierungen fi) über ben Grundſaß eines 

für alle Zeiten freien unb ungehinberten Verkehrs mit Ge: 
treide und andern Lebensmitteln zwiſchen ben Bunbesftaaten 
definitiv vereinigt, zugleich aber beichloffen haben, die weitere 
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Gntwidelung und Vollziehung des Grunbfapes, in Bezug 
auf alle dabei eintretenben Mobalitäten, ben Berathungen 
ber Bunbesverfanmmlung zu überlaſſen; fo iſt zu biefem Ende 
das gegemwärtige Separatprotocoll abgefaßt, und ven 
fämmtlicden Bevollmächtigten unterzeichnet, auch einftimmig 
verabrebet worben, ſolches ihren reip. Höfen und Regierun- 
gen zu überreichen, damit bie Bumbesverfanunlung von dem 
Inhalt deſſelben unverweilt benachrichtigt, und zur fernen 
Bearbeitung und Vervollſtaͤndigung des gefaßten vorläufigen 
Beſchluſſes angetwiefen werde.“ 

Ferner 
„Die Conferenz hat aus dem Vortrage des 10. Ausſchuſſes 
erſehen, daß die bei demſelben über ben Handel und Ber- 
kehr zwiſchen den Bundesſtaaten gepflogenen Berhandblungen 
zu keiner erfchöpfenden Uebereinkunft geführt haben. — Gin 
jo vielfeitiger und verwidelter Gegenſtand Tieß fi in dem 
Verbhältnifie, worin Die Bundesftanten gegen einauber fleben, 
ohne ausführliche Inſtructionen der Höfe und Regierungen 
nur hoͤchſt unvolllommen bearbeiten; bie Grtbeilung folder 
Inſtructionen aber Tonnte bei dem Umfange und ben 
Schwierigkeiten der Fragen bei der Kürze ber Zeit und bei 
der Mannigfaltigteit anderer dringender Berathungen nicht 
erwartet, folglich auch hier nichts Entſcheidendes barüber 
beſchlofſen werden. 

Der Ausſchuß Hat daher — in der Leberzeugung, daß 
uureife und nicht hinreichend vorbereitete Maßregeln in 
einer Sache von jo großer Wichtigkeit, anſtatt ben Zweck 
zu befördern, nur das wirklich erreichbare Gute erfchweren 
oder vereiteln können, — bie fernere Grwägung ber bier 
nicht aufzulöfenden Fragen der Bundesverfammlung über 
Iaffen zu müflen geglaubt, ohne ben bei ihr einzuleitenken 
Verhandlungen vorzugreifen. Nichts deſto weniger theilen 
ſaͤmmtliche hier vereinigte Bevollmaͤchtigte das lebhafte 
Gefühl, daß man ſich mit Aufkläͤrung dieſer Fragen, zumal 
in einem Beitpunde, wo das Publicum, und befonbers bie 
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probucirenden unb gewerbtreibenden Glaffen durch wider⸗ 
fprechende, verkehrte oder treuloje Darftellungen fo vielfältig 
irre geführt werben, ernfthaft beichäftigen mäffen und haben 
fih zu dem Ende vorläufig über folgende Beſtimmungen 
vereinigt. * 


„Die Bundesverfammlung bat bie Beförderung und Erleich⸗ 
terung des beutfchen Handels überhaupt, und infonberheit bes 
Verkehrs zwiſchen den einzelnen Bundesſtaaten, nad Anleitung 
des 19. Artikels der Bunbesacte, als einen der Hauptgegenflänbe 
ihrer Aufmerkſamkeit und Thaͤtigkeit zu behandeln und fidh fort 
während zu beftreben, die jenem Zweck entgegenftehenben Hinber« 
nifle aus dem Wege zu räumen. 


1. 


Ste bat zur nähern Bearbeitung bes Gegenſtandes einen 
Ausſchuß zu beftellen und demſelben bie Befugniß zu ertbeilen, 
bei feinen Beratbungen fachverflänbige Geſchaͤftsmaͤnner nad) 
einer dieferhalb mit den Regierungen zu treffenden Verabrebung 
zu Rathe zu ziehen. 


Ill. 


Die Bundesverfammlung bat fortbauernd ihre Bemühungen 
dahin zu richten, daß bie in ihrer Mitte früher eingeleitete Ver⸗ 
handlung wegen des freien Verkehrs mit allen Arten von Getreide 
und Schlachwieh baldmoͤglichſt zu einer gründlichen und feften 
Vereinbarung zwiſchen den Bunbesftaaten gebeihe. 


IV. 


Da e8 für das Gefammtwohl der Bunbesflanten und zur 
Beförderung ihres gemeinfchaftlichen Flors Außerft wünfchenswerth 
ift, daß die im Art. 1 berührten und mit diefen in Berbinbung 
ftehenden Begenflände von allen Seiten grünblidy aufgeflärt und 
erörtert werben; fo verpflichten ſich Jämmtliche Bundesregierungen 
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ihre Sefandtihaften am Bundestage mit möglich erichöpfenben 
Inſtructionen zu verfehe, damit die nach Art. 2 bei der Bundes⸗ 
verfammlung zu beftellende Commiſſion zuvoͤrderſt zu einer voll: 
fländigen Ueberſicht des gegenwärtigen Standes ber Dinge, ale 
der nothwendigen Grundlage aller ferneren Verhandlungen, und 
demnaͤchſt nach reifer Lieberlegung zu einem mit ber eigenthäm- 
lichen Lage nnd den Berwaltungdfgftemen ber einzelnen Staaten 
vereinbaren, zugleich aber für die Geſammtheit des Bunbes er 
fprießlichen Refultate gelangen möge. — 

Vorſtehende Säge follen in Form eines abgefonberten 
GSonferenzprotocolls von den bier anweſenden Bevollmächtigten 
unterfchrieben und an bie refp. Höfe und Regierungen mit ber 
Bitte, ihren Geſandten am Bundestage die erforderlichen Juſtruc⸗ 
tionen im Sinne bes Art. 3 fobalb bie Wichtigkeit der Sache 
e8 nur irgend zuläßt, zu ertbeilen, eingefenbet werben.“ 

Hiermit Schließen fi die bei den Wiener Miniſterial⸗ 
Gonferengen über den Hanbel und Verkehr gepflogenen Verhand⸗ 
lungen. — 


Sn der 13. Sißung der Bunbesverjammlung vom 22. Juni 
1820 machte das Prafidium bie Gröffuung, daß Se. Majeftät 
ber Kaiſer zu lebhaft das von ſaͤmmtlichen, alleriingf in Wien 
vereinigt geweſenen Bevollmächtigten der Bundesſtaalen ausge: 
ſprochene Befühl über die Nothwendigkeit theilten, daß bie hohe 
Bunbesverfammlung bie Beförberung und Erfüllung bes beutjchen 
Handels überhaupt, und infonderheit des Verkehrs zwiſchen ben 
einzelnen Bundesſtaaten, nad Unleitung des 19. Artikels ber 
Bunbesacte, als einen der Hauptgegenflände ihrer Aufmerkſam⸗ 
feit und Xhätigleit bebanbele, um nicht auf bie thunlichſte 
Beichleunigung diesfälliger, möglich erichöpfenber, fofort bie 
einichlägigen, mannichfaltigen Modalitaͤten umfafiender Inſtruc⸗ 
tionen dringend anzutragen. 
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Se. Majeflät yielten dafür, daß unter diefen Mobalitäten 
unverlenubar und vorzugsweiſe bie Beachtung zwedimäßiger Zoll⸗ 
verhältniffe in den verfchievenen Bundesftaaten und die Beſtim⸗ 
mung bed Rechts der Regierungen binfichtlich der Abnahme und 
des Ausmeflens von Aus, Ein: und Uurchfuhrzöllen bei dem 
wechſelſeitigen Verkehr gehörten, unb als weſentliche Praͤmiſſen 
erwogen werben müßten, um zuvoͤrderſt nach Ihrem aufrichtigſten 
Wunſche die ſchon früher eingeleitete Verhandlung wegen bes 
freien Verkehrs mit allen Arten Getreide und Schlachtvieh 
eheften® zu einer gründlichen und feiten Bereinigung unter ben 
Bundesſtaaten zu bringen. 

Sämmtlide Stimmen vereinigten ſich, über den Praͤſidial⸗ 
antrag Bericht zu erflatten, und um ſchleunige Inſtruction zu 
bitten. 

Sin der 18. Bunbestagsfigung vom 27. Juli 1820 wurde 
die Zufammenftellung der beſondern Gegenftände, welche in Folge 
ber lepten Wiener Minifterialconferenzen zur weitern Berathung 
an den Bundestag gebracht werden follten, mit näherer Bezeichnung 
des verfchiebenen Stanbpuncts berjelben vertraulich vorgelegt. 

Hierin ift sub II. 3 geſagt: 

„In Betreff des Handels und Verkehrs zwiſchen den Bundes: 
ſtaaten hat ein Separatprotocoll vom 24. Mai zur 34. Sitzung 
(ber Wiener Sonferenzen) zwar bie fernere Erwaͤgung ber in dieſer 
Hinſicht dort nicht aufzuldfenden Fragen dev Bundesverſammlung 
überlaffen zu müflen geglaubt, um ben bei ihr einzuleitenben Ver⸗ 
handlungen nicht vorzugreifen; allein vier allgemeine Beſtimmungen 
zu Anhaltspuncten dabei angenommen, in deren @emäßheit 

nun zunächft von der Bnndesverſammlung 
a. ein Ausſchuß zur nähern Bearbeitung bes Gegenflandes 
überhaupt zu beftellen wäre, zu weldyem Ende fih ſaͤmmt⸗ 
liche Bundesregierungen verpflichtet haben, ihre Geſandt⸗ 
fhaften am Bundestage mit möglihft erichöpfenden 
Inſtructionen zu verſehen, damit biefe zu beftellende Gonıs 
miffion zuvoͤrderſt zu einer vollftänbigen Ueberſicht des 
gegenwärtigen Standes der Dinge als ber nothwendigen 
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Grundlage aller fernern Berhanblungen und bemnächft x. 
gelangen möge, 

die Bundesverſammlung fortbauernb ihre Bemühungen 
dahin zu richten haben wird, daß die in ihrer Witte 
früher. eingeleitete Verhandlung wegen des freien Ber 
kehrs mit Lebensmitteln balbmöglich zu einer gründlichen 
und feflen Bereinbarung zwiſchen ben Bundesftaaten 
gebeihe. Nach einem Beichinfie im 83. Protocoll find bie 
Höfe und Regierungen erfucht worden, in dieſem Sinn 
bie erforberlidhen Inſtructionen an ihre Geſaudten am 
Bundestage, fobald die Wichtigkeit ber Sade ed nur 
irgenb zuläßt, zu ertbeilen *. 


In der 19. Bunbestagäfigung vom 3. Auguſt 1820 wurde 
die Commiſſion zur Begutachtung dieſes Gegenſtandes, beftehenb 
aus 5 Mitgliedern, erwählt.' 

Die Sommiffion erflattete in ber 30. Sigung vom 12. 
October 1820 Vortrag, in welchem fie ſich 

1. ruckſichtlich des freien Verkehrs zwiſchen den Bundes⸗ 
ftaaten mit Betreibe, Hülfenfrüchten, Kartoffeln und Schlachtoieh 
noch dahin ausſprach: 


A. 


baß eine fefte Rorm über unabänberlicye, möglich gleich⸗ 
förmige Ein⸗ Aus⸗ und Durchfuhrzoͤlle, denen alle Arten 
von Getreide, Hülfenfrüdhten, Kartoffeln und Schlacht: 
vieh unterworfen fein würden, fid) vereinigen wollen. 


. Sie glaube ferner, daß als Regel werbe ausgeſprochen 


werben möäflen, daß zwiſchen den Bundesſtaaten unter 
fi feine Art von Sperre dieſer Gegenſtände jemals ein- 
treten folle. 


. Daß nicht von einfeitigen Verfügungen, fonbern nur von 


dem gemeinfcyaftlichen Einverflänbniffe e8 abhängen folle, 
ob an den Brenzen der Bundesſtaaten gegen die zu dem 
Bunde nicht gehörigen Staaten, Sperranftalten verfügt 
werben follen. Ausgenommen hiervon fei nur allein, wenn 
ein nicht zum Bunde gehörender Staat gegen die an 
feinen Grenzen liegeuden Bunbesflaaten die Sperre an⸗ 
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ordnete, in welchem Falle es den betreffenden Vundes⸗ 
ſtaaten durchaus freiſtehe, eine aͤhnliche Sperre zu ver⸗ 
fügen oder nicht; im erſtern Falle jedoch würden fie 
ſaͤmmtliche Bundesregierungen von dieſer Retorſionsmaß⸗ 
regel unverweilt in Kenutniß zu ſetzen haben. 

D. Unter der allgemeinen freiheit bed Getreidehandels 
zwilchen den Bundesſtaaten wäre eine Befreiung von den 
vor dieſer Vereinbarung feftzufeßenden Ein⸗ Aus⸗ und 
Durchfuhrzoͤllen nicht zu verftehen. 

E. Blos durchgehendes Getreide, es fei im Auslande oder 
in Bundesſtaaten erfauft, wenn es nicht für einen mit 
dem Bunde im Kriege befindlichen Staat beſtimmt ift, 
würde mit bloßer Erlegung ber der feftzufegenden Durch⸗ 
gangszölle durch alle Bundesftaaten unaufgehalten durch⸗ 
zuführen fein. 

IL Der zweite Gegenftand des der Commiſſion ertheilten 
Auftrags betreffe, nach Anleitung des 19. Art. der Bundesacte 
und des 2. Art. bes Separatprotocolld ber 34. Minifterialconferenz 
Die Beförderung und Grleichterung bed deutſchen Handels und 
Verkehrs im Allgemeinen und infonderheit des Verkehrs unter 
den deutfchen Bunbesftaaten unter fich. 

Der Sommiifion gingen zur weitern Bearbeitung biejes fehr 
wichtigen und allgemeinen Gegenſtandes noch fo viele Nachrichten 
ab, die fie theils von den hoͤchſten und hohen Bundesregierungen, 
theils von fachverftändigen Gefchäftdmännern, Die bei ihren Be⸗ 
rathungen zuzuziehen fie fih vorbebalte, erhalten zu koͤnnen 
boffe. Bor der Hand glaube fie jedoch fi) darauf befchränfen 
zu müuͤfſen, von fämmtlichen Bundesſtaaten die Mittheilung 

a. ber bei ihnen beftehenden Boll, Mauth⸗ und Acciſegeſetze 
fiber Ein-, Aus und Durchfuhr ſämmtlicher Gegenſtände 
des Handels nebft den verfchiebenen allenfallfinen Beſtim⸗ 
mungen über Gontrebanbe. 

b. einer Anzeige: ob und welche Verfügungen an ihren Orenzen 
über den Heinen Verkehr mit den Nachbarſtaaten beftehen, 
erbitten zu müffen. 
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Hierauf wurbe befchloflen: 


„daß über bie bier aufgeftellte Anfidyt der Sommitfion Bericht 
zu erftatten, in&bejondere aber die Regierungen der Bundes⸗ 
ftaaten zu erfuchen feien, über die gegenwärtig beſtehenden, 
den Handel betreffenden Geſetze und Einrichtungen in ben 
Bundesſtaaten, dann über die bei ihnen eingeführten Yoll-, 
Mauth und Acciſe⸗Geſehe über Ein, Aus und Durchfuhr 
fämmtlicher Gegenflände des Handels nebft den verfchiebenen 
allenfallfigen Beftimmungen über Gontrebande ber Bundes⸗ 
verfammlung Mittheilung zu machen, auch damit die Anzeige 
zu verbinden, ob und welde Verfügungen an ihren Grenzen 
über den Meinen Verkehr mit den Nachbarſtaaten beftebe*. 

„Was die bierunter begriffenen Mittheilungen unb ns 
fiructionen wegen des freien Handels und Verkehrs mit 
Getreide, Hülfenfrüchten, Kartoffeln und Schlachtvieh betrifft, 
jo wäre deren moͤglichſte Befchleunigung zu erbitten *. 


Au der 12. Sigung vom 26. März 1821 wurde von 
Baiern über biefe Anträge abgeflimmt, wobei fich bie Zönigl. 
Regierung mit denfelben, infofern fie fi auf ben freien Verkehr 
mit den nothwenbigften Lebensmitteln beziehen, im XBefentlichen 
einverſtanden erklärte und binfichtlich der Beförderung und Er⸗ 
leichterung bes deutfchen Handels im Allgemeinen bie gewünfchten 
Mittheilungen machte. Im gleihen Sinne erflärte fi Königs 
reich Sachſen in der 13. Sipung deffelben Jahres. Württemberg 
ſtimmte ebenfalls beifällig ab, mit Ausnahme tes Punctes C, 
wegen des Verkehrs mit den notbwendigften Lebensbedürfnifſen, 
indem diefer Antrag mit der früher ausgeſprochenen Anficht Der 
Mojorität der Bundesglieder, welcher zufolge der Handel mit 
dein Auslande feinen Gegenfland dieſer Konvention ausmache, 
nicht übereiuftimme. 

In der 18. Sipung vom 14. Mai 1821 erflärte fih Groß: 
herzogtum Heſſen im Weſentlichen mit den Sommilfionsanträgen 
einverflanden und bemerkte, daß die großherzogliche Regierung 
fich gerade damit befchäftige, die jenfeitige Zoll» und Handels⸗ 
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gefebgebung zu reguliven, und daß man ſich baber in biefer 
Beziehung weitere Mittbeilung vorbehalte. 

Die fürſtlich fchwarzburgifchen Häufer brachten einige No 
tigen über die jenfeitigen Boll und Handelsverhaͤltniſſe zur 
Kenntniß der Bundesverfammlung. 

In der 28. Bunbestagsfigung vom 14. Juni erklärte 


Ben: 

daß es erbötig fei, einer Bereinigung der Bunbesflaaten 
dahin beizutreten, daß 

a. binfichtlich des Verkehrs mit allen Arten von Getreide, 


c 


d. 


E. 


Hulſenfruͤchte, Kartoffeln und Schlachtvieh ein Maximum 
des Ausfuhrszolls feſtgeſtellt, 


. jeder ſonſtigen, ben freien Verkehr ſtoͤrenden Beſchraͤnkung 


der Ansfuhr von ben gedachten Lebensbedürfniſſen, ſowohl 
in Nuͤckſicht von Quantitaͤt, als auf bie einzelne Ausgangs⸗ 
puncte entfagt werde, 

daß unter ber allgemeinen Freiheit des Getreidehandels 
zwifchen ben Bundesſtaaten eine Befreiung won Gin, 
Aus⸗ und Durchfuhrzoͤllen nicht zu verftehen ſei, 

daß durchgehendes Getreide, es fei im Auslaude ober in 
Bunbesftaaten erlauft, wenn es nicht für einen mit dem 
Bunde im Kriege befindlichen Staat beftimmt if, mit 
Bloßer Entrichtung der gewöhnlicden Durdygangsgebühren 
nicht allein die Grenzen des Bundes, fondern auch in dem 
zum Bund nicht gehörigen Ländern eines Bundesgliedes 
allenthalben unaufgehalten burdpgeführt werben könne; 
unb 


daß ber Verkehr mit dem Auslande nicht zum Gegenſtand 
der Bereinigung zu machen fel. 


Zugleich theilte Preußen die jenfeitigen gefeglichen Beſtim⸗ 
mungen über bie Abgaben von ber Ein, Aus⸗ und Durchfuhr 
fämmtlicher Handelsgegenſtaͤnde über den Schleichhandel und 
über den Pleinen Grenzverkehr mit Nachbarſtaaten mit. 

Sn der 3. Sigung befielben Jahrs fiimmte Baben in 
demfelben Sinne wie Württemberg ab. 
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Weitere Abflimmungen über dieſen Gegenſtand kamen Feine 
ein. In der 26. Sikung vom 26. Auguſt 1824 wurbe bie 
Sommiifion zur Begutadytung der Berbältnifie bes freien Han⸗ 
dels und Verkehrs, welche in ber Zwiſchenzeit unvollzählig 
geworben war, wieder ergänzt. 

Bei diefer Gelegenheit erklärte Baden: Die großberzogliche 
Regierung habe aus allen biöherigen Verhandlungen die Ueber 
zeunung gefchöpft, daß die Schwierigkeiten, welche bie Verſchie⸗ 
denheit der Hanbelsinterefien den Verabredungen über Handels⸗ 
angelegenheiten entgegenflelle, um fo leichter zu überwinden feien, 
je größer das Marktgebiet und je zahlreicher die Artikel feien, 
wofür die unbedingte Freiheit, oder eine Grleichterung bes 
Verkehrs in Anſpruch genommen werde. 

Unter Diefer Borausfegung werde naͤmlich unverlennbar eine 
Ausgleihung der verjchiedenen Intereſſen der Production und 
des Haudels der einzelnen Staaten leichter möglih, während 
bei einer Beſchraͤnkung gemeinfamer Waßregeln auf wenige 
Begenftände leicht der Fall eintreten koͤnnte, daß biefe wenigen 
Erzeugniſſe in dem einen Land nur zu ben Ausfuhrartifeln und 
in dem andern nur zu den Importationsartifeln gehörten. Gine 
wahre und gerechte Reciprocität, die allein ba Biel gemeinfamer 
Mapregeln fein könnte, werbe aber nur erreicht, wenn bie Be 
dingung bes freien Austaufches jedem Theile Abfapwege für die 
Ueberfchüffe einzelner Probuctionsgegenftände eröffneten. 

Daher erfcheine ed als hoͤchſt wunſchenswerih, daß bei ber 
Reaffumtion der Verhandlungen zur Begründung eined freien 
Verkehrs zwifchen den fämmtlichen Bundesſtaaten ber frühere 
Plan eine angemeflene Ausdehnung erhalten, und jene Verkehrs⸗ 
freiheit für alle rohen Gryeugnifie des Bodens, ohne Ausnahme, 
und für fo viele verarbeitete Stoffe in Anfprud genommen 
werden möchte, ale es nur inmer bie Rüdfichten erlaubten, 
weldye die gegen das Ausland beftehende Handelsverhältniffe ben 
einzelnen Bundesſtaaten zu nehmen geboten. 

Da in dem nänlichen Berbältnifie als der Kreis des wechſel⸗ 
feitigen freien Verkehrs erweitert werde, die Vortheile beffelben 
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unter allen Staaten fich dleiymäßig vertheilten, fo bärfe auf 
biefem Wege audy nur um fo eher ein gemeinfames Ginverfländ- 
niß und die Befriedigung eine eben fo allgemeinen als bringen 
den Bebürfniffes erwartet werben. 

Großherzogthum Hefien und bie großherzoglich und herzogl. 
fächfifchen Häufer traten dieſer Erklärung im Weſentlichen bei. 

Seitdem if bis zum Jahre 1832, wo Hannover 
die Sache wieder-aufnabm über biefen Gegenſtand 
inderÖundesverfammlungnidtsporgelommen Man 
kam alfo weder deu Beihlüffen der Wiener Mini» 
fferialconferenzen, nad denen der Bundesverfamms 
lung, amwenigftlen aber der Vorſchrift der Bundes⸗ 
und Schlußaete nad. Um fo höher muß das Verdienſt 
Preußens für die Schaffung bes Zollvereind von 
Deutfhland anerfannt worden). 


Füuftes Kapitel. 
Pie Angelegenheiten der Wnterihouen des auufgelöken Wchphälifigen 
Abrigreichs in Pezug auf gehaufte Jomainen, richfändige Pefoldungen 
und geflelie KCantisaen. 


Erſtes Stadium. 


Die Bunbesverfammlung war von ber Zeit ihres Zufammen- 
tritis an mit zahlreichen und fehr verfchiebenartigen Reclamationen 
von Privatperfonen beichäftigt geweien. Keine aber ſchien fo 
wichtig als die der Käufer der Domainen bed aufgelöften König⸗ 
reichd Weſtphalen. Die Sache gewann dadurch noch eine erhöhte 
Wichtigkeit, daß bei terfelben Grundſaͤtze zur Sprache kamen, 
welche tief in das Leben ber Staaten eingreifen, welche eine 

9) Weber einige fperielle Gegenſtaͤnde des Verkehrs z. B. die Poſt werden 


wie ganz kurz berichten. Ueber dieſen Gegenſtand muß man die ausgezeichnete 
Abhandlung v Linde’s in deſſen Archiv vergleichen. 
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Grörterung bervorriefen, die fich über weite Lebenskreiſe ver⸗ 
breitete und in politiicher wie moralifcher Beziehung bie Auf: 
merkfamfeit aller Beitgenofien auf fi zog. Die Träger des 
monarchiſchen unb Ianbesberrlichen Princips ftellten Säge auf, 
weiche eine tiefe Aufregung im ganzen beutfchen Volle nach ſich 
zogen, ben Gegnern biefer Brincipien einen ſehr großen Vorſchub 
leifteten und viel dazu Beitrugen, daß das Vertrauen auf bie 
Bunbeeverfammlung verloren ging. Was fo durchaus gegen 
die moralifche Weberzeugung eines ganzen Volkes ift, wie in 
diefer Angelegenheit die von der Anfangs vom beiten Willen 
geleiteten WBunbesverfammlung fpäter nah und nad aus⸗ 
gefprochenen Principien, kann nicht gerechtfertigt werben durch auf 
die Spige geftellte fogenannte Rechtsgrundſaͤtze. Wohl wäre es 
thöricht, ſich bei jeder Gelegenheit, wo es fi) um ſtaatsrechtliche 
Kragen handelt, eine Berufung auf die moralifche Ueberzeugung 
des Volfed vorzunehmen; damit könnte man Alle in Yrage 
ftellen. Aber e8 gibt im Leben der Völker Momente, in denen 
fie während der kurzen Spanue eines Jahrzehnts in der Ent⸗ 
widelung ihres öffentlichen Lebens fo große Kortfchritte machen, 
wie fonft faft nicht in einem halben Jahrhundert und wo fie Diealten 
abgelebten Formen, welche nur ein jcheinbares Leben hatten, mit 
einem Male zerbrechen. Das deutſche Bolt war in diefem Kalle 
in der Beit von 1807—1815 geweſen. Wir haben in der Eins 
leitung diefen Gegenſtand fchon berührt. Wer nun wagen will, 
jene abgelebten Formen bes politifchen Lebens wieder einzuführen, 
weil fie eva formel juriftifch zur Zeit nicht bejeitigt waren, wer 
noch weiter gebt, und Principien geltend machen will, weldye 
eine Ration in endlofes Ungläd geftürzt, wer enblid fo unfinnig 
ifl, Die Anftrengungen eines Volkes zur Befeitigung jenes Nationale 
Unglüdes zu mißachten und ihm, dem Volke, biefes Unglück 
zurechnen, welche es mit feinem Herzblute wieder gutmachen 
mußte: mag ſich nicht wundern, wenn Abneigung und Mißtrauen, 
wenn Grbitterung und Haß flatt bed eben wiedergeiwonnenen 
Vertrauens und der Anhänglichkeit eintritt. Wir haben zum 
Defteren barauf augewiefen, daß nur das deutſche Volk fo harte 
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Proben überwinden kounte *). In ber weftphälifchen Domainen⸗ 
Angelegenheit findet fi eine Weftätigung biefer Anſicht. Wir 
wollen bier nicht die Frage erörtern, ob die Regiernugshandlun⸗ 
gen eines fogenannten Zwiſchenherrſchers an dem wieber eintre⸗ 
tenden rechtmäßigen Fürften wieder anzuerkennen ſeien, insbeſondere 
wenn es fi) um Privatforberungen handelt ®®); aber fidher war 
es ein politifcher Fehler ſonder Gleichen, die Privatforberungen, 
welche aus ber Zeit der Zwiſchenregierung berrührten, fpäter 
nicht anzuertennen. 

Aber nicht nur ein politifcher Fehler war bies, fonbern auch 
ein moralifches Unrecht. Denn man fagte damit: „Lönnen bie 
Fürften ihre Voͤlker nicht gegen ben Feind vertheidigen, fo müfjen 
fi die Voͤlker gefallen laſſen, währenb ber Herrſchaft des fremden 
Fürften, und dauere fie ein Menfchenalter, in vielen Beziehungen 
rech tlos zu fein“. Nie wird es daher gelingen, und ließen 
fih fämmtlihe Juriſten ber civilifirten Welt dafür aufbieten, 
einem Volke unferes Jahrhunderts Die Ueberzeugung beizubringen, 
daß ein ſolches Princip Recht fein muͤſſe. Daß ed Recht war 
und fein follte, hat das deutſche Volk damals allerdings ge 
feheu und würde es weiter Bid zum Sabre 1840 gefehen haben, 
wenn die Bunbesprotochlle veröffentlicht wären. Bu dem poli- 
tifchen Fehler, der nicht um 20 Millionen Willen hätte gemacht 
werben bürfen, trat aber von einzelnen Regierungen noch offens 
barer Hohn hinzu. Der Kurfürfl von Heflen beichränfte fich 


©) Geſchichte der politiſchen Unterſuchungen ıc. Fraukfurt 1860. ©. 55. 
*) Pfeiffer. Im wiefern ind die Megierungshenbiungen eines Zwiſchen⸗ 
herrſchers für die redhtmäßigen Begenten verbindlid. 1818, 
Schaumann. Die rechtlichen Berhältnifie des legitimen Fürſten, bes 
Ufnrpatore und bes unterjocdhten Bolfes. 1820. 
Stickel. Beitrag zu der Lehre von ber Gewährleiflung und der Rechts⸗ 
beRändigfelt der Handlungen eines Zwiſchenherrſchers. 1820. 
Bülow. Abhandlungen. Br. I. und 11. 
CL. Zacharia. Deutſches Staat⸗⸗ und Bundesrecht. 1. ©. 363° fi. 
® Br. 1838. Fol. 656 fi. 


N 


Bro wugpe m ar uw in rn 


\ 


ANAL LIUUFUN 


ap IIDAMERENIET AT AMT 


“ ATR EIN WEEE % 


—*8 


TU TE SEI EU ai IVX 
2  :» ss pp a I. a A De | wer .3.. r 


Ge 4 z 
SIR BZ BE SUR 35 8 8 WR 


ass 


irn) Dr 1 F2n 


460 


einfach auf fein behanptetes Recht als Iegitimer Batrimonal: 
Kürft, aber der Regent von England *) wagte zu fagen: 
„daß es das dringende Intereſſe ber Fleinexen, wie ber 
größeren Staaten, für kommende Beiten ſei, dieſe Grund» 
fäße feftzubalten, und zum Voraus den Unterthanen 
die Luſt zu benehmen, dem eindringenden Feinde 
behülflich zu fein, wenn er wider alle Orund⸗ 
ſähe DesKriegsrehts die Subſtanz eines Landes 
verzehren will, das ſelbſt der rechtmaͤßigſte Feind nur ſo 
lange zu verwalten berechtigt iſt, bis ein Friedensſchluß das end» 
liche Scidfal dieſes Landes beftimmt, oder bis er, wie bier 
der Fall war, von biefem Beitpunct bes factiſchen Befikes 
wieder entjeßt und alle rechtlichen Wirkungen beffelben für 

die Zukunft vereitelt worden! * 

Das deutfche Volk mußte fi) von einem fremden Regeuten, 
von einem in allen Laftern fi waͤlzenden Prinzen jagen Iafien, 
daß es eher mit Steuern und Laften zu Grunde gehen müſſe 
und folle, ehe nur eine einzige Domaine mit ihrer Beihülfe ver- 
kauft werben bürftel Die Braunfchweiger, ja die Deutfchen 
mußten hören: daß ihnen in Zukunft die Luft benommen werben 
follte, dem eindringenden Feinde behülflich zu fein, Die Subſtanz 
des Landes zu verzehren! Das mußten diefelben Braunfchweiger 
hören, die in Roth und Tod mit ihrem Herzog audgehalten, 
wovon felbft in der teofllofen Zeit der tiefften Erniedrigung bie 
Einwohner der Reſidenz die Proben ablegten, als ber Herzog 
die Nacht (31. Juli 1819) vor den Thoren derſelben bei feinen 
treuen Kampfgenoſſen auf Stroh ſchlief; damals waren die Bes 


weiſe der XTheilnahme und Treue tobeögefährlih. Der edle 


Held erkannte wohl die Hingebung feiner Untertanen, und er 
wäre wahrlich nicht mit jenen fchmachvollen Worten bes Prinz 


*%), B. Br. 1818, Kol. 404. 
Man war fo flug, diefe Erklärung ale Vormund Braunſchweigs 
abzugeben. 
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tegenten einverflanden gewejen. Wäre ein Freiherr v. Stein in 
der Bunbesverfammlung geweſen, wel” eine Antwort möchte 
wohl erfolgt fein! Er, der die berühmte Antwort an die Kaiferin 
von Rußland gab”), was möchte er einem Prinzen, welchem 
der Borwurf der Bigamie gemadt wurde"), geantwortet 
haben ? 

Wir werben fpäter fehen, wenn wir von ben Berfaflungs- 
Ungelegenbeiten zu ſprechen haben, daß derfelbe Prinzregent in 
fat noch fchmählicherer Weiſe gegen den mißleiteten und aus 
der Art gefhlagenen Herzog Garl von Braunſchweig ſich 
benahm und daß er in der Bundesverſammlung Worte gebrauchte, 
bie fih deutſche Fürften und Staatömänner niemals hätten gefallen 
laſſen follen. 

Preußen nahm zwar non Anfang an in biefer Angelegenheit 
eine wiürbigere Stellung ein, ſchwankte aber bei verſchiedenen 
Gelegenheiten bin und ber, und bei den Wiener Minifterial: 
Gonferenzen 1820 gab Graf Bernflorf nebſt den übrigen Bevoll- 
mädhtigten zu Protocoll *%), daß bei Abfafiung des 15. (jebt 30.) 


%) Berg ID. ©. 199. Bei der Radriht von dem Rückzuge der Fran⸗ 
zofen aus Moskau hatte die Kaiferin Wutter gefagt: „Bürwahr, wenn von 
dem franzöflichen Heere Bin Dann über den Mhein Ins Baterland zurüds 
fommt, werde ich mich fchämen eine Deutſche zu fein“. Stein fand von der 
Tafel auf und erwiderte: „Sure Majeſtäͤt Haben fehr Unrecht dies zu fagen, 
und zwar vor den Ruflen zu fagen, die den Deutſchen fo viel verbanfen. 
Sie follten nit fagen: Sie werden Si der Deutfſchen ſchaämen, 
fondern foltten Ihre Bettern nennen, die deutſchen Fürſten. Ich 
Habe in den Jahren 1792-1796 u. f. w. am Mhein gelebt; das 
brave deutſche Volk Hatte nit Schuld; Hätte man ihm vertraut, 
hätte man es zu brauden verfkanden, nie wäre ein Brangofe über 
die Elbe, gefhweige Aber die Wechſel und den Dniepr gefommen.“ 

*6) Die Bertbeidiger der Königin Caroline von England erflärten, dag 
nur derjenige auf Cheſcheidung nad englifchen Geſegen antragen dürfe, weldyer 
nicht ſelbſt Chebruch getrieben; fie, die Bertheibiger, fönnten aber fogar bes 
weilen, daß der König in Biganıie Iche, 

©.) 17. Protocol der Wiener MinikerialsGonferengen von 1820. 
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Artilels ber Schlußacte von ben weftphäliihen Forderungen 
durchaus nicht die Webe fein Eönne, die Abſicht biefer Artikel 
lediglich dahin gehe, zu beflimmmen, wie es mit rechtmäßigen und 
begründeten Forderungen umb Anſprüchen zu balten, denen bie 
gebührende Befriedigung deshalb verweigert werbe, weil bie Ber: 
pflichtuug dazu ober das Maß ber Uebernahme und Repartition 


vollmachtigten derſelben, dem Dr. Schreiber, mündT ich mitgetheilt 
wurbe. Im Ganzen bat aber body bie preußifche Regierung am 
meiften ihre wohlwollende Gefinnung und ihren Wunſch Gered- 
tigkeit in biefer Sache zu üben, bargelegt. — Wir wollen nım 
auf die Sache felbf näher eingehen. 


Im Jahre 1802 occupirte bekanntlich Napoleon bie Han⸗ 
növerlihen Lande in Verfolg eines Krieges gegen England, 
eroberte Daun 1806 im Kriege gegen Preußen einen Theil der 
preußifchen Staaten und occupirte zugleidy die Eurbeffifchen und 
herzoglich braunſchweigiſchen Laube, obſchon gegeu ben Kurfürften 
von Heflen und Herzog von Braunfchweig ein formaler Krieg 
nicht erflärt war und nicht ſtattgefunden hatte. Dennoch wurben 
beide Regenten aus ihren Landen vertrieben. Im Sabre 1807 
war Preußen gendthigt im Tilfiter Frieden einen Xheil feiner 
vom Feinde eroberten Länder zur Verfügung Napoleons zu 
ſtellen. 

Dieſer bildete in demſelben Jahre das Koͤnigreich Weſt⸗ 





®) 22. Gigung. Der Beſchlaß wer einfimmig gefaßt. 
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phalen und fchlug dazu einen Theil ber von Preußen ihm abge 
tretenen und von Hannover unb Keurheſſen occupirten, fowie bie 
Brannfchweigifchen Länder. Das Jahr 1813 fah biefe Schöpfung 
Napoleons wieberum fallen. Das Königreich Weſtphalen wurbe 
von den gegen Napoleon und feine Dynaftie verbündeten Mächten 
Defterreih, Rußland und Preußen erobert und bierauf in folder 
Weiſe aufgelöft, daß deſſen Gebietstheile an bie vorigen Befiker, 
die Negenten von Preußen, Sannover, Kurheſſen und Braun- 
ſchweig, zurüdgelangten, ober ſonſt verteilt wurden. Das unter 
den an Preußen zurüdgelaugten Ländern begriffene Fürſtenthum 
Hildesheim wurbe jedoch 1815 in ber Wiener Congreßacte an 
Sannover abgetreten. 

Rah der bei dem Wiener Gongrefie 1814 durch befien 
ſtatiſtiſche Sommifflon gefertigten und den Thellungsverhandlungen 
zum Grunde gelegten Lieberfiht der Bevölkerung bes Königreichs 
Weftphalen zur Beit ber Auflöfung derſelben beſtand die Volko⸗ 
zahl in 


891,970 Unterthanen von Preußen, 
397,038 „ „Hanmover, 


401,698 " „ Kucheflen, 

208,998 P „Braunſchweig, 

91,108 n „n Königreich Sachſen, 

34,000 " „ Gorwey, Nitiberg, Schaum unb ber 
mebistifirten Ritterfchaft in Kurs 
befien. 

1,969,907 *) 





%) Klüber, Ucten des Wiener Gongrefles Br. V ©. 59. 
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Dieſes betraͤgt 
Aörg24384 p. C. auf bie preußiſchen Landestheile 
Den nn m bannöveriichen „ 
Denn m m Burhefftichen „ 
On nn m braunfchweigifchen „ 
Inn nm m fibrigen " 


Das völferreätlihe und ſtaatsrechtliche Verhaͤlmiß des 
Koͤnigreichs Weftphalen war folgendes: 

Das Königreich Weſtphalen und deſſen König wurben von 
den mehrften europäifchen Mächten, inſonderheit auch von Preußen 
völferreihtlih anerkannt; allein die Negenten von Hannover, 
Kurbefien und Braunfchweig erkannten dieß niemald an und 
traten weber an Napoleon, noch an einen Dritten etwas 
von dem ab, was ihnen dur militäriihe Occupation 
entriffen worden war. Napoleon aber beftimmte das neue 
Königreih zu einem Mitglieve bed von ihm neugejchaffenen 
Rheinbundes und gab dem Lande eine Gonftitution nad) jener 
oberflächlichen franzoͤfiſchen Manier, welche in wenigen Stunden 
eine Berfaflung ohne alle Rüdfiht auf die verfchiedenen Landes 
theile, aus denen es zufammengejeßt war, fabricirt. Das Land 
follte al8 ein einheitlihed Ganzes betrachtet und verwaltet, 
übrigens in Departements neu eingetheilt werben und ber Form 
nach eine völlig georbnete Verfafjung und Verwaltung analog 
derjenigen, welche in den übrigen nach den Grundſätzen des dama⸗ 
maligen franzöflfhen Gouvernements organifirten Staaten 
beftand, befigen ). 

Die nene weitphäliiche Regierung, im Beſitze einer fouverainen 
Gewalt unter gewiſſen confttntionellen Kormen und fortwährend 
gebrängt durch eine flürmifche Zeit, durch die Habjuht Napo⸗ 
leons und die unerfättliche Bier feiner Marfchälle und die faft 
ununterbrochenen Kriege bewegte ſich frei innerhalb der Grenzen 


*) Bülletin der Geſetze und Deerete des Königreichs Weſtphalen. Bb. I. S. 7. 
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ihrer Macht. Sie veräußerte und erwarb Domainengut. Unter 
ihrer Berwaltung wurben manche Objecte deſſelben deteriorirt, 
andere verbefiert; fie belaftete ſowohl ihren Staatsſchaß als ihren 
Staat inder Befammtheit mit Schulden, tilgte Dagegen wieber ältere 
Schulden der Landestheile, aus denen dieſer Staat zufammengejeßt 
worden war; fle erhob von ihren Dienern und andern Yunctionärs 
betraͤchtliche Cautionen, die fie nicht zurüdgab, und ftellte eine 
Menge Diener an, welche die nachfolgenden Regierungen, ımter 
gaͤnzlich veränderten Verhaͤltniſſen und Verwaltungseinrichtungen, 
nicht alle beibehalten wollten oder konnten. 

Jene Handlungen der weftphäliichen Regierung wurben nach 
der Auflöfung ihres Staates von den nachfolgenden Regierungen 
zum Theile nicht anerfannt, und baraus erwuchfen empfindliche 
Nacıtheile für das Intereſſe vieler Privatperfonen. Gin Theil 
derfelben wendete ſich deshalb mit Reclamationen fowohl an bie 
verbündeten großen Mächte, ald an den deutſchen Bunb und 
fuchte deren Hülfe. 

Diefe Reclamanten, jo weit deren Anfprüche bier in Betracht 
fommen Tönnen, theilen ſich in fünf Glafien. 

1. Erwerber von Domainengut im Königreih Weſtphalen, 

2. Gläubiger des weſtphaͤliſchen Staatsſchatzes, 
3. Glaͤnbiger wegen der weſtphaͤliſchen Regierung beſtellter 
Cautionen. 
4. Gläubiger der weſtphaͤliſchen Staatsſchuld 
und 
5. vormalige weſtphaͤliſche Staatödiener, welche auf Ber: 
ſorgung oder Penſion Anſpruch machen. 


Betrachten wir nun zubörberft bie erſte Klaſſe der Recla- 
mationen die der Erwerber von Domainengut im Königreiche 


Weftphalen. Diefe find ed, welche von Anſang wie Beſtaudes 
Erſter Theil. 
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der Bunbesverfammlung die öffentliche Meinung aufregte mb 
mit am meiften bazu beitrug, ein umüberwinbliches Mißtrauen 
gegen tie Bunbeöverfammlung zu erregen. Das Thatfäcliche 
war Folgendes: 

Gleich nach dem Tilfiter Frieden ließ Napoleon den Ertrag 
der Domalnen in ben Ländern, welde das Königreich Weſt⸗ 
phalen bilden follten, ausmitteln. Er wurde auf ungefähr 
16,500,000 Franken jährlich angeichlagen. 

In der dem Königreiche gegebenen Gonftitution beſtimmte 
nun Napoleon, daß er fi die Hälfte der Allobialbomainen ber 
Fürſten zu Donationen vorbehalte, und daß der König und bie 
koͤnigliche Familie zu ihrem Unterhalte einen beſondern Schaß, 
unter dem Namen Kronſchatß beſihen, welcher in 5 Millionen Franken 
jaͤhrlicher Einkünfte zu beſtehen babe, auch der Ertrag ber Do⸗ 
mainenwaldung und ein Theil der Domainen zu dieſem Behufe 
beſtimmt fein ſollte. Der Ertrag der von Napoleon vorbehaltenen 
und ſogleich abgefonderten Hälfte der Domainen, welde er für 
allobial hielt und in Bütern, Zehnten, Mühlen x. beftanden, 
war auf 7 Millionen Franken angefchlagen, mithin wurden bie 
bei dem Königreiche Weſtphalen verbliebenen Domainen zu 94 
Millionen Ertrag gerechnet. 

Es wurde nun eine doppelte Claſſe der weftphäliichen 
Domainen angenommen. 

1. Staatsdomainen unter der Verwaltung des Finanzmini- 
fteriums, deren Ertrag in die Staatskaſſe floß, und 

2. Krondomainen, welche unter einer eigenen Verwaltung für 
den koͤniglichen Privatichap benugt wurden. 

Als die weſtphaͤliſche Regierung ſich wegen ber Abfindung 
Napoleons und feinen Bünftlingen zum Verkauf der Domainen 
entſchließen mußte, jo erftredte fi) die Veräußerung ſowohl auf 
ganze Büter und Waldungen ald auch auf Vorwerke und einzelne 
landwirthſchaftliche Grunbflüde alle Art, auf Fabriken, 
Schloͤſſer, Gebaͤude, Gefälle, Dienfle und andere nupbaren 


te. 
Die Gefälle, Dienfte und andern nupbaren Rechte wurben 
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theild von benen abgelöft, welchen die Wräftation oblag, thells 
von Dritten erworben. 
Diefe Veräußerungen fanden flatt: 
a. bei denjenigen Domainen, welche zur Zeit der Decupation 
ſchon Domainen waren, 
b. bei den zu den Domainen gefchlagenen Ghtern der von 
dem König von Weſtphalen aufgehobenen Stiften, 
e. bei den während feiner Befikzeit dem Landesherrn ale 
eröffnet anheim gefallenen Lehnen, und 
d. bei den dem König von Weftphalen zugefallenen @ütern 
des deutſchen Ordens. 


Wenugleih der aufgeloſte deutſche Orden derſelbe 
nah 1808 buch den Reichsdeputationsſchluß in feiner 
Verfaffung beſtaͤtigt worben war, fo erhielt biefe Ber- 
faflung bald nachher durch den Preßburger Frieden zwiſchen 
Deſterreich und Frankreich (26. Dezember 1805) eine weſentliche 
Xeränderung, indem die Wurde des Großmeiſters, ſammt allen 
Rechten, Domaiuen und Ginkünften berfelben einem Prinzen bes 
öfterreihiichen Hauſes und deſſen männlichen Nachkommen erblich 
übertragen wurde. Auch die Verhaͤltniß währte nicht lange. 
Napoleon bob während eines ferneren Krieges mit Defterreich 
durch ein einfeitigeß Decret von 24. April 1809 den deutſchen 
Drden in den Staaten bed ARheinbundes auf und verfügte: 
»tous les biens et domalnes da dit ordre seront r&unis au domaline 
des princes dans les Etats desqueis ils sont situes.« 

Auf den Grund diefer Verfügung erließ der König von 
Weftphalen nuterm 1. Juni 1809 ein Deeret, wodurch er die in 
feinem Reiche gelegenen Güter de3 Ordens mit feinen Krondo⸗ 
mainen vereinigte. 

Am Wiener Frieden zwiſchen Defterreid, nud Sranfreid, vom 
14. October 1809 wurte die Verfügung NRapoleond von dem 
Kaifer von Oefterreih anerkannt und für defjen Bruder, ben 
Erzherzog Anton, als Großmeiſter des deutſchen Ordens, dem 
Gtrofmeifterthume in den Staaten des Rheinbundes entjagt. 
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Bei der Auflöfung des Rheinbunbes 1813 blieb es zweifel: 
baft, ob der deutſche Orden in ben zu biefem Bunde gehörig 
gewejenen Staaten werde wieder hergeſtellt werben. Jedoch bie 
deutſche Bundesacte ließ e& Art. 16 bei der bereits anerkannten 
partiellen Aufhebung befjelben bewenven, indem fie, obne bier: 
über eine directe Beſtimmung auszufprechen, verfügte: 

„Die Mitglieder des deutſchen Ordens werben nad den in 
dem Reichsdeputations⸗Hauptſchluſſe von 1803 für die 
Domtftifter feftgefehten Grundſaͤtzen Penfionen erhalten, in⸗ 
fofern fie ihnen noch nicht hinreichend bewilligt worben, 
und diejenigen Zürften, welche eingezogene Befigungen des 
deutjchen Ordens erhalten haben, werden biefe Penſionen 
nach Verhaͤltniß ihres Antheil® an den ehemaligen Beflgungen 
bezahlen *. 

Die Veräußerung des Domainenguts im Königreiche Weſt⸗ 
phalen erfolgte durch Schenkung, Tauſch, Verkauf und Vererb⸗ 
lichung. 

Der Verkauf der Staatsdomainen geſchah auf beifälliges 
Gutachten des Staatsraths, mit Concurrenz der 
weſtphäliſchen Stände nach vorgängiger Veran— 
ſchlagung bes Werths, unter öͤffentlicher Autorität, 
Beobachtung geſeßlich vorgeſchriebener Formen 
und richterlicher Beſtätigung, an den Meiſtbieten— 
den. Ein Gleiches fand meiſt auch bei den Vererbleihungen und 
dem Verkaufe der Krondomainen ſtatt. 

Um den Staatseredit zu heben, wurde als Verkaufsbedingung 
feſtgeſetzt, daß ein beſtimmter Theil bes Kaufgeldes in Obliga⸗ 
tionen bald Aber bie Altern vorgefundenen, bald über die neuern 
Staatsſchulden des Koͤnigreichs nah dem Rominalwertb bezahlt 
werben mußte Die Zahlung auf die Altern Staatsſchulden 
konnte nach Belieben des Käufers in preußifchen, hannoͤveriſchen, 
kurheſſiſchen und braunfchmeigifchen von Weſtphalen zu vertre 
tenden Obligationen geſchehen. Die eingezahlten Schulbfcheine 
wurden an bie Amortifationskaffe abgegeben und daſelbſt vers 
nichtet. 
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In den Jahren 1809 und 1840 wurden für mehr als 6 
Millionen Franken Staatsbomainen verkauft. 

Durch ein Decret vom 1. December 1810 wurde als Til- 
gumasfond der auf 20 Millionen Franken beflimmten Staat 
anleihe die Summe von 10 Willionen Franken in dergleichen 
Gütern angewiejen, auch zugleich feitgefeßt, daß ber dritte Theil 
des Kaufgeldes für die zu veräußernden Güter in Obligationen 
über jene Anleihe berichtigt werben müſſe. 

Ein Deeret vom 17. Mai 1811 ſchrieb allgemeine und an 
fi) zwedmäßige Grundſätze für die Kertigung der Verkaufs: 
anſchläge und das formale Verfahren bei dem Verkäufer vor. 

Uebrigens war in Drudichriften und felbft bei der Bunbes- 
verjammlung angeführt worden, baß unter ben Tauſch⸗ und 
Kaufgefchäften auch Schenkungen und Bevortheilungen verborgen 
waren und baß von ben erlangten Kaufgeldern ein nicht geringer 
Theil zu verjchwenterifchen, dem Lande keineswegs zu Nuben 
gereichenden Ausgaben verwendet worben fei. 

In einer mitgenauer Sachkenutniß verfaßten Schrift *) werben 
über den Finanzzuſtand Weſtphalens S. 8 bis 19 mit Hius 
weifung auf amtliche Quellen folgende Daten abgegeben: 

Das Königreich Weftphalen war bei feiner Entſtehung mit 
94 Millionen Franken Schulden der Landestheile, aus welden 
bafjelbe gebildet wurde, belaftet. Obige Schuld wurde durch 
25 Millionen Franken rüdftändiger franzöfiicher Kriegscontribu⸗ 
tionen vermehrt. Aus der Periode der franzoͤfiſchen Verwaltung, 
welche ber weftpbälifchen unmittelbar vorberging, waren viele 
Rückſtaͤnde und Verwaltungsſchulden übernommen worden, ohne 
die Fonds, weldye zu deren Deckung beftimmt uub in die fran- 
zöftfche Armeecafje geflofjen waren. Der Verluft, den das Reich 
an dem Grtrage der von Napoleon vorbehaltenen Domainen 
und beren auf den Staatöihap zu übernehmenben Laften litt, 
betrug auf die 54 jährige Dauer des Reihe an 51 Millionen 





*) „Ueber die Negulirung der Centralangelegenheiten des Königreichs 
Meitphalen, nebſt Borjchlägen zu ihrer Bewirtung”, Burns, 1823, 4. 
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Tranten und ungefähr eben fo viel betrugen in dieſer Zeit Die 
Leiſtungen an und für Frankreich. Ueberdem waren durch die 
Zeitereiguifle die Quellen des öffentlichen uud Privateinfommens 
erſchoͤpft. 


Im Staatshaushalte detrugen 


| 1808 | 1809 | 1810 | 1811 | 1812 


Freut. Fraxt. Frank. Frauf. Fraul. 
Die gewoͤhnlichen 
Einnahmen von 
Steuern, von He 
galien, unmittelbe- 
sem Etaatsrigen- 
thume, auch beſon⸗ 
derm und zufaͤlligem 
Einkommen unge 
fähr . . . ._ .128,600,000137.500,000|34 400,000|38,00,000i 42,300,000 
Die Ausgaben für 
Die Staatsſchuld, 
die Civilliſte, Pen⸗ 
Ronen, den innern 
Din und das 
Kriegewefen unge 
für . .... 31,900,090|37,300,000|34,500,000153,600,000|55,000,000 


Unter diefen Umftänden mußte die weftphälifche Regierung 
zu außerorbentlichen Hülfsquellen die Zuflucht nehmen, welche in 
dem Verkanfe von Staatsbomainengut, einer Zwangsanleihe und 
der Smiffion von Bons oder Gaffentratten beftauben. 

Der Verlauf der Krondomainen geſchah für Rechnung bes 
königlichen Privatſchatzes. 
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Betrag des verkauften Domainenguts ſowohl über 
haupt, al& in den verfhiedenen Bebietstheilen. 


Nach der Schrift: „Ueber tie Negulirung der Gentralange 
legenheiten des aufgelöften Königreih8 Weftphalen ©. 18. 19. 
und 24° verkaufte die weftphälifche Regierung von den Staats⸗ 
domainen: 


an Büten . . . 2: 2 2 00. für 10,770,2%8 Fr. 4 Gt. 
an einzelnen Barzellen, Grundſtüuͤcken, 

Haͤuſer ungefähr - - - 800000, — n 
an Gefällen, Zehnten, Dienften . . „ 2,000,000 „ — „ 
überdieß noch von den Krondomainn „ 2,201,500 „ —- „ 


15,771,729 $r. 4 &t. 


Wieviel an Domainengut in jebem bem Königreiche Weſt⸗ 
phalen einverleibten Landestheile verkauft wurde, war zufällig. 
Sn allen wurde befien feilgeboten, aber der Verkauf bing davon 
ab, ob fi annehmlich jcheinende Käufer fanden. Daher war 
auch das, was In jebem Lanbestheile verkauft worden tft, im 
Verhaͤltniſſe des einen Theild zu dem andern fehr ungleich. 

Bon obigem Befammtbetrage der Verkäufer kamen, nad 
Maßgabe des jekigen Teritorialbefiges, laut der angeführten 
Schrift, S. 19 und 24. 
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son den Gtastsdomainen von d. Kron⸗ 


an ſa. Gefaͤllenj Domainen | zufammen 
Barzellen 7 
w.nngefähr| ungefähr ungefähr 


fr. le: fe. | Fr. Fr Fr. er Fr. la: 


an 
Bütern 


auf die vormals 
und dann wieder 
koͤniglich preuß. 


Provinzen. . .[6452229| 4 — 1800000|—| 542800] Is145020| + 
anf vormals mei 
preußiſche, bann 

bannöyerifche 
Provinzen. . . 4218000| —1|350000| — 17000001 - 353000|—i 562000! — 
auf Karbefien 150000 $r. 200000| —| 573008| —| 923000 1 


auf das Herzog: 
thum Braun- 
ſchweig . . . — 








Hierbei wird bemerkt, daß der oben angegebene Betrag der 
Kaufgelder für Guter und deren Repartition auf die verſchiedenen 
Gebietötheile aus Acten entnommen fei, Dagegen der Betrag ber 
Kaufgelder für Protocolle, Grundflüde, Haͤuſer und Gefälle, 
Zehnten, Dienfte, fowie beren Repartition auf die @ebietötheile 
ih auf Schäpung gründe. 


Ferner wirb bemerkt, daß in dem kurheſſiſchen Gebietstheile 
ein bedeutendes Activum des Krondominiume verblieben fei, welches 
über 1} Million Franken und mit Einfchluß besjenigen aus 
ber Staatöverwaltung an 34 Millionen Franken betragen haben 
dürfte. 

Aus den vorftehenden Angaben erhellt, daß bie auf die 
Domainentäufe fi) beziehenden Reclamationen im Allgemeinen 
einen Gegenſtand betreffen, welcher nicht nur für bie betheiligten 
Privaten, fondern aud für die betbeiligten Staaten von großer 
Wichtigkeit war. 

Die Donationen des Kaiferd Napoleon wurden nach dem 
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Umfturze feiner Herrſchaft in Deutfchland nicht mehr anerkannt. 
Eben fo wenig erfanute man die feined Bruder Jerome an. 
Die von dem einen und dem andern im Gebiete des Königreichs 
Weftphalen verfchenkten Dominialgrundfihde, Rechte und Gin- 
fünfte wurben daher von den nachfolgenden Regierungen 
vinbicirt. Deshalb find auch Neclamationen an die Bundes⸗ 
verfammlung nicht gelangt. 

Die von ber weftpbälifen Regierung einges 
taufhten Objecte wurden Theile des Domainens 
guts, welches an die nahfolgenden Regenten 
gelangte. 

Was das durch Verkauf veräußerte Domainengut anlangte, 
fo ließ die preußifche Regierung, weil fie die weitphäliiche im 
Tilſiter Frieden anerfannt hatte, bie von legterer gefchloffenen 
Berläufe befteben: es iſt daher eine Reclamation von 
Domatnenktäufern gegen diefelbe bei ber Bundes» 
verfammlung niemals angebraht worden. 


Dagegen ergriffen die Regierungen von Hannover, Kurs 
hefien und Braunſchweig, weldhe bie weftpbäliihe Regierung 
nicht anerkannt hatten, Maßregeln zum Zwecke ber Binbication 
des in ihrem Gebiete verkauften Domainenguts 


Die hannoͤveriſche Regierung erklaͤrte auch im Fürſtenthum Hildess 
beim objchon jelbiges vorhin Preußen gehörig geweien, im Tilfiter 
Frieden von demfelben abgetreten und erſt 1815 an Hannover gefom: 
men war, Durch eine®erorbnung vom 26. Auguſt 1815 und eine 
Grläuterungsverordnung vom 22. Juni 1819 die von ber weft: 
phaͤliſchen Regierung bewirkte Veräußerung dafiger Domainen 
und Stiftögüter für ihrer Seits unverbindlih und behielt fidy 
auch eine Zeitfrift die Entſchließung über die Wiebereinziehung 
derſelben gegen Grftattung des Kaufpreijes vor. 


Uebrigens war das Verfahren, welches einer Seits die hannö⸗ 
verifche und braunfchweigifche und anderer Seits die kurheſſiſche 
Regierung gegen die weftpbälifchen Domainenkäufer beobachteten, 
wejentlich verſchieden. 
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Des Verfahren, welches bie Tönigfich bannöverifche und 
berzoglich braunfcnoeigiie Wegierung gegen bie weſtphäliſchen 
Domainenfäufer beobachtet haben, iſt aus einer durch einige 
Rerlamationen wieder die braunfchweigiiche Regierung veran- 
laßten Grflärung bed haunöveriihen und braunfdhweigiichen 
Bundesgeſandten von Martens abzunehmen. 

Nachdem derſelbe früher bemerkt hatte, daß man in Braun 
ſchweig, fo viel er wifle, gauz nach benfelben Grundfägen ver: 
iahren fei, wie in den alt-hannöveriſchen Provinzen *), entwidelte 
er dieſe gemeinfchaftlidhen Brunbjäge in der Bunbestagäfigung 
am 23. Juni 1818 mit folgenden Worten: 

„Die herzoglich braunſchweigiſche Regierung bat zwar in 
Anfehung keines der in Yrage ſtehenden Fälle oder anberer aͤhn⸗ 
licher Art, fi) von ben umwanbelbaren Grunbfäpen bed Bölfer 
rechts entfernen können, daß das bloje Recht der Eroberung unb 
feindlichen Dccupation eines Landes dem Sieger nicht blos das 
Recht gebe, unbewegliche Büter des Staats ober der im Lande 
befindlichen Gorporationen zu veräußern, ober durch denjenigen 
veräußern zu laſſen, dem er feinen Beſitz abtritt, doch nicht mehr 
Recht als er ſelbſt Hat, abzutreten vermag; daß vielmehr alle 
biefe Dispofitionen ungültig find, fo lange nicht die rechtmäßige 
Landesherrſchaft ihren Rechten entfagt, oder alle vernünftige 
Hoffnung verloren bat**), wieder zum Befiß derjelben zu ge 
langen. 

„Sie if daher ffandhaft der Ueberzeugnug ges 
folgt, daß für Braunſchweig, feit e8 im Jahre 1806 
von Rapoleon ohne Kriegserklärung, obne den 
minbeften Schein eines rechtlichen Anſpruchs feind- 
li befegt und nachmals feinem Bruder abgetreten 
worden, alle von diefem vorgenommenen Beräuße: 
rungen von Domainen und Stiftsgütern und alle 


° B. Br. von 1817. ©. 662. 
0) Wer entfcheidet darüber? die vertriebene Dynaflie ? Bourben, Orleans 
oder Napoleon in Frankreich? 
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Dispofitionen, welche fih über die Dauer feines 
factiſchen Befipes hinaus erfireden, null und nich— 
tig find, und daß die rehtmäßige Landesherrſchaft, 
welde weit entfernt bis 1813 einen Frieden ober 
ſonſt irgend einen Bertrag einzugehen, wodurd fie 
zur Anerlennung folder Dispofitionen verbunden 
worden wäre, vielmehr fortwährend in feindblider 
Stellung gegen den Eroberer und befjen Gefftionar 
geblieben ift, nahdem fie 1813 mit eigenen Kräften 
wie mit Hülfe der Allitrten, den Feind vertrieben 
und feinem Beſitz ein Ende gemadht bat, das volle 
Net gehabt habe, fi wieder inden Bejiß des ihr 
geraubten Eigenthums zu ſetzen, unbelümmert, in 
weifen Hände baffelbe gefpielt worden, und obne 
Verbindlichkeit, den zu entſchädigen, der obne 
Nehtstitel gelanft oder fonft contrahirt hat, daß 
e8 dabei auch nit auf Die Frage ankommen könne, 
ob ſolche Güter von dem feindlichen Befiker ver: 
äußert, oder ob fie verſchenkt worden, und daß mit 
eben dem Rechte, mit weldem die Büterverjäen- 
Inngen Rapoleond an feine Donataird in den ero— 
berten Zändern inganz Europa als null und nichtig 
anerfannt worden, ohne daß dabei von Entſchädi— 
gung aud nur für diejenigen die Rede geweſen, 
welde von den Donatairs gelauft hatten, auch alle 
BVeräußerungen von Domainen und Stiftsgätern, 
weche in nit abgetretenen Provinzen von der weft: 
pbalifhen Regierung unternommen find, nad 
Bertreibung derfelben ale nichtig und zu nichts 
verbindend betrachtet werden können und felbft 
müffen, wenn man nit in Snconfequenzen ver: 
fallen will. 

„Daß es dag dringende Intereffe der kleineren 
wie der größern Staaten für Eommende Beiten fei, 
an diefen Ornndſätzen feftaubalten und zum Borane 
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den Untertbanen die Luft zu benehbmen, bem ein: 
dringenden Feinde bebülflih zu fein, weun er 
wider alle Brundfäpe des Kriegsrechts die Sub: 
ſtanz eines Landes verzehren will, das ſelbſt der 
rechtmäßigſte Feind nur jo lange zu verwalten 
berechtigt if, bis ein Friedensſchluß das enbliche 
Schickſal diefes Landes beſtimmt, oder bis er, wie 
bier der Fall war, vor diefem Zeitpuncte feines 
factiſchen Beſitzes wieder entfeßtundalle rechtlichen 
Wirkungen deſſelben für die Zukunft vereitelt 
worden. 
„Daß endlich Verträge, welche zwiſchen andern 
Mächten eingegangen ſind, einen dritten Staat 
nicht binden können, der an dieſen Verträgen und 
deren Verhandlungen keinen Antheil genommmen 
hat.“ 
„Gleichwohl hat die herzoglich braunſchweigiſche Regierung 
nicht nur 
1. in einem jeden Falle ber bei ihr angebrachten Beſchwer⸗ 
den von Käufern oder Pächtern von Domainen, Stifte 
gütern u. ſ. f., injoweit fie fih nur zu einer rechtlichen 
(Störterung qualificiren konnten, den Neclamanten den 
Weg Nechtens bei den Landesgerichten nicht nur nicht 
verjperrt, fondern willig eröffnet, und in dem gerechten, 
auch nicht getäufchten Vertrauen auf bie Legalität derſelben 
ihnen die Entſcheidung ber dabei eintretenden Rechts⸗ 
fragen dur Urtheil und Recht ohne alle Einmiſchung 
uͤberlaſſen; fie hat 

2. in den Fällen, in welchen bie Berichte auf die Manu⸗ 
tenenz; in summarlissimo bid zur Grledigung des posses- 
sorli ordinarli vel petitorli wiber die fürftliche Kammer 
geiprochen haben, unbedenklich diefen Beſitz manutenirt; 
fie iſt aber 

3. noch viel weiter gegangen und iſt felbft mehren von 
denen, beren Beſchwerden von den Gerichten als unge: 
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gründet verworfen worben, die aber wegen der Umſtaͤnde, 
unter welchen fie zu ſolchen Käufen, Pachtungen u. |. f. 
verleitet wurden, einer Schonung würdig geſchienen haben, 
auf alle Weiſe, die nur mit jenen Grundfägen ſich ver 
einigen ließ, zur Hülfe gelommen und bat manche dadurch 
völlig klaglos geftellt, andere aber fo ſchonend behandelt, 
daß wenn fie auch Reclamationen erheben, dieſe nur ein 
ungünftige® Licht auf die Reclamanten felbft zurüchwerfen 
fönnen *). * 

Die bannörerifhe und braunfchweigiiche Regierung haben 
den Domainenkäufern in ihren Landen den Anlaß zu Beichwer: 
den benommen, indem fie fi) mit ihnen verglichen, ober ihnen 
uneingefchränft geftatteten, den Weg Rechtens zu betreten. Wider 
Grftere war bei der Bundesverfammlung nie eine Reclamation 
vorgelommen, und wider Leptere ſchon Feine mehr feit 1820, 

Anders aber flellte ſich die Angelegeit im Kurfürftenthum 
Heſſen 9). 

„Nachdem Kurhefien 1813 durch die Waffen der hoben 
verbündeten Mächte, ohne Zuthun des Kurfürften, dem Könige 
von Weltphalen wieder entriffen worben war, fchlofien dieſe 
Mächte mit Grfterem unterm 2. Dechr. d. a. einen Vertrag, 
worin fie ihm feine Lande zurüdgaben und zugleich feine Souve⸗ 
rainität und Beflgungen garantirten. 

Diefer Bertrag enthielt nur Beſtimmungen über die von 
dem Großherzog von Frankfurt in dem Fürſtenthum Hanau 
vorgenommenen Domainenveräußerungen, und zivar: 

Art. 3. Toutes les ventes de proprietes Hessolses faites 

par le Gouvernement du Grand-Duc de Fraukfort sont decla- 

rees de nulle valeur et envisagees comme non avenues. 

Si cependant Il avalt &tE payd par les acquereurs de 

bonne fois quelques termes à compte da prix de l’achat, 


*) ©, Br. 1818 Fol. 403. 
*0) Wörtlih aus dem Bundes⸗Protocolle 1827. Bol. 525. Bericht 
loco diet, 
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S. A. S. Electorale en baalliers ie mentsnt d'sprör une 

Nquldatien r&guliöre. 

Dagegen überging berfelbe die von der weſtphaliſchen 
Regierung im kurheſſiſchen Gebiete veranfalteten Domainen 
veräußerungen gänzlich mit Stillſchweigen.“ 

Der Kurfürft erließ num wegen biefer unterm 14. Jannar 
18148 folgende Berorbnung: 


„Bon Gottes Gnaden Wilbelm L Kurfürft ıc. 


„Bu ten mehreren, während der feinblidhen Ueberziehung 
Unferer Rande ausgeführten Kränkungen Unferer Ianbesherrlichen 
Gerechtſame gehören auch die in tiefer Periode ftattgefunbenen 
Beräußerungen und Berfchenkungen eines Theil Unferer Kammer: 
güter, beftebend in Vorwerken, Gütern, Binfen, Zehnten, Ge: 
bäuden und Forſten und dergleichen mehr. 

Die auf folde Art zum Nachtheil des rechtmäßigen Regenten 
verhbten Schmälerungen bed Staatseigentbums find für Uns, 
Unjere Erben und Nachkommen in der Regierung ganz unver- 
bindlich, und es trifft die Sinhaber foldyer Guͤter und Gefälle 
der Vorwurf, daß fie fi) fremdes Gut zugeeignet haben, fie 
mögen nun läftiger Beije oder als Geſchenk in den Beſitz von 
dergleichen Begenftänden gefommen fein. 

Um dieferhalb über Unſeren landesberrlihen Willen feinen 
Zweifel zurüdzulafien, jo erflären Bir, kraft diefer gegenwärtigen 
Verorbnung, alle während ber feindlichen Occupation Uuferer 
Lande vorgegangenen PVeräußerungen und Verſchenkungen ber 
Uns und Unjerm Kurfürftliden Haufe zugehörigen Kammergüter, 
beſtehend in Vorwerken, Korften, Gütern, Gebäuden, Zinfen, 
Zehnten und andern Kammergefällen, nicht weniger die mit foldyen 
Gütern vorgegangenen Dererbleihungen, desgleichen die von 
Zins, Zehnt: und Dienftpflichtigen eingeleiteten Ablöfungen ber 
auf ihren Guͤtern gehafteten Präftationen, ohne Unterſchied, für 
null und nichtig. 
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Wir befeblen zugleich Unſerer Oberrentkammer, bie auf 
gleiche Art enttommenen Güter unb Gefälle fofort zufammen zu 
Bringen und fi, ohne auf Widerſpruch der Inhaber zu achten, 
in den Beſiß derfelben zu fegen, auch die tavon auffommenben 
NRevenhen neb den etwa vorhandenen Actenflüden einzuziehen 
und durch die betreffenden Rendanten zum Beften Unſer Kammer: 
kafſe verwalten zu lafien. 

Sammiliche Inhaber von bergleihen Kammergütern und 
Gefällen werben aufgefordert, fig in dieſem Stüde ben Ber 
fügungen Unſerer Oberrentfammer zu unterwerfen, obne daß 


ihnen geftattet if, unter dem Vorwande von bezahlten Kaufgel⸗ 


bern ober verwendeten Meliorationen, bie begehrte Abtretung 
bed Beſihes zu verweigern. Wogegen Wir ihnen vorbehalten, 
die allenfalld wegen nüplicher Verwendungen habenden Anſprüche 
wenn bieferhalb eine gütlidhe Wusmittelung nicht zu Stande 
fommen follte, gegen Unſere Oberrentlammer im Wege Rechtens 
beſonders auszuführen. 

Urkundlig Unferer Höcfteigenen Ramenslinterichrift und 
beigebrndtem Kurfürſtlichen Geheimen Inſiegels. So geſchehen 
Gafjel, 14. Januar 1814. 

(unter) Wilhelm, Kurfürf. 
(L. 8.) 
vt. Schmerfelb. 


Schon gleich nady Eröffnung der Bunbesverfammlung hatten 


einzelne Betheiligte*) durch Dr. Schreiber eine Reclamation nebſt 


Denkſchrift wegen Uufrechterhaltung ber ımter ber Töniglich 


*) Steig, Habich, Reuno, Schneider, Leſer, v. Raleburg, Bodol;, 
Nurhard 1. zufammem 29 Gommiitenten. 
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weftphäliichen Regierung flattgehabten Domainenläufe an ben 
Bundestag erlaffen. v. Berg erflattete darüber Bericht *). 

Die Domainentänfer behaupteten, in bem kurheſſiſchen Gebiete 
ſei unter ber weſtphäliſchen Regierung verhältnißmäßig nur ein 
feiner Theil von Domainenftüden veräußert worden, unb ber 
ganze Betrag belaufe ſich nicht hoͤher als etwa eine Biertel 
Million Thaler. Kein einzige® Gut von einiger Bebentung fei 
zum Berlauf ausgeboten worden, das Meifte beflche in Zehnten 
Naturalgefällen und Grundzinfen, welche entweber von ben 
Pflichtigen felbft oder von Dritten nad gejehlich vorgefchriebenen 
Bedingungen abgelöjet worben feien. 

Der Zufammenhang der Schritte, weldye die Eupplifanten 
bei ihren Landesherrn gethan hatten, um eine Abänderung ober 
Mobification der Verordnung vom 14. Januar 1814 zu bewirken, 
lag der Bunbesverfammlung nicht vollfländig vor. Sie Batten 
jebody im Frühjahr 1814 eine Verwendung des Staatöminifters 
Freiherrn von Stein nachgeſucht und erhalten. Ebenſo hatten 
fie bei dem Wiener Gongrefie Schritte gethan, um eine ihnen 
günftige Beſtimmung in der Gongreßacte zu erlangen, und dazu 
war ihnen auch Hoffnung gemacht worben. 

Am 12. Februar 1816 hatten fie ſich mit einer ausführlichen 
Borftelung an Se. königliche Hoheit ben Kurfürften gewendet 
und gebeten, ihre Angelegenheit der Beurtbeilung ber Eurfürftlichen 
Regierung communlcative mit ber Oberrentlammer zu unter: 
werfen, aber am 27. deſſelben Monats die Refolution erhalten, 
daß das Geſuch nicht ſtattfinde. 

Hrüber ſchon hatten fie der preußiichen Hof um feine Ber 
wenbung gebeten, welche ihnen jedoch abgejchlagen wurde, weil 
es, wie der Staatskanzler Fürft von Hardenberg in feinem Schrei- 
ben vom 6. Januar 1816 fagte, nach der Stiftung bes beutfchen 
Bundes deſſen Verfafiung entgegen wäre, wenn Seine koͤnigliche 
Majeftät von Preußen auf den Grund einer früheren Befugniß 





*) 8. Br. 1817. 5. 166. Bell. 54. Fel. 248. 208. 
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oder Verbindlichkeit, welche aber weber der Tilfiter Friede noch 
ein fpäterer Friedensſchluß ertheile, für das Intereſſe ber Do» 
mainenfäufer eine einfeitige Wirkſamkeit zulafien wollten, welchem 
nad) dieſen nichts übrig bleibe als die Eröffnung und den Fort 
gaug der beutichen Bunbesconfereszen abzınvarten, um bort mit 
ihren Anfprüchen fi zu melden, wo dann ber Fürſt⸗Staatskanzler 
gern bereit fei basjenige zu unterflüßen, was in Abſicht jener 
Unfprüde einer unparteiiſchen Anfiht der vorwaltenden Rechts⸗ 
verhältnifie gemäß ſei. 
Aus der Beſchwerde der Reclamanten bob ber Referent nun 
befonder8 hervor: *) 
„Der Wachslichterfabrikant Steig, wohnhaft in ber Wilhelms⸗ 
höher Vorflabt, ein 73 jähriger Greis von echter beuticher 
Biederkeit hatte 50 Jahre lang ber berrichaftlichen Wachs⸗ 
fabrit vorgeflanden. Die Fabrikgebäude nebſt Bubehör 
follten unter der weftphälifchen Regierung verkauft werben, 
weil dieſe es zwedmäßiger fand, eine foldhe Anftalt von 
Privateigentbümern betreiben als wie bisher vom Staate 
verwalten zu Iaffen. Herr Gteih ſah fi daher in bie 
Nothwendigkeit verjept, dieſe Fabrik, welche früher 
kurheſſiſches Staatseigentfum geweſen war, durch Kauf an 
fi) zu Bringen, denn Dies war das einzige Mittel, was ihm 
zu Gebot fand, um zu verhindern, daß biefe Anftalt, bie 
ibm und feiner Familie fo Iange Zeit Unterhalt verfchafft 
hatte, nicht in andere Hände komme. Der Kauffchilling 
beftandb in 22,000 Rihle. die Steib zum Theil auf feinen 
Grebit bei Sapitaliften erborgen mußte, um in ber verlangten 
Zeit richtige Bahlung zu Teiften *. 
„Das Selb wurde von ihm haar eingezahlt und bei dem 
Notar Diebe zu Gaffel niedergelegt. Mit diefem nämlichen 
Gelbe wurde nun von ber weſtphaͤliſchen Regierung das Hoffe 
mannfche Landgut in dem Dorfe Wehlheiden angelauft. Der 
Kurfürft bat nun fo wohl bie Steig’jche Wachsfabrik als auch 





©) 8. Br. 1R17. Bol, 261. 
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das Hoffmannfche Gut, erſtere ald unter ber vorigen Lan⸗ 
besregierung veräußertes, leßteres ald unter berfelben nen 
erworbene Staatseigenthum in Beftg genommen, mithin 
fi) rem et pretium zugleich zugeeignet. Der Yabrifant 
Steig Hat überdies in der Zwiſchenzeit über 5000 Rthir. zur 
Erweiterung und Vergrößerung ber Bebäube, fowie zur Ber 
befferung und Vervollkommnung dieſer dem Lande hoͤchſt 
vortheilhaften Anftalt aufgewenbet, welche er eben fo wie 
das baar eingelegte Kaufgelb, zu verlieren in Gefahr ſteht, 
wenn fein Kauf⸗Contract nicht aufrecht erhalten wird". 
„Der Salpeterfabrilant Habich, ein ehrwürbiger reis, 
deſſen Werbienfte um Heſſens Gewerbfleiß anerkannt find, 
hatte eine lange Reihe von Jahren hindurch ſeine verſchie⸗ 
denen Fabrikzweige in einem herrſchaftlichen Gebaͤude bei 
Caſſel betrieben, welches ihm zu dieſem Zweck war einge⸗ 
räumt worden. Unter der weftphälifchen Regierung mußte 
er dies Local, das eine andere Beflimmung, nämlid für die 
Artillerte erhielt, plöplid) räumen. Man bot ihm dagegen 
von Seiten ber weftphälifchen Regierung ein für fen Ge 
fchäft weit zwedimäßigere® Local, naͤmlich das alte Jagdſchloß 
zu Veckerhagen zu einem neuen Etablifſement, jeboch nur unter 
der Bebingung bed Kaufd an. Da er in der Gile Fein 
anderes Local finden konnte, fo ſah er fih, um feine weit 
Läufigen Geſchäfte nicht ins Stoden gerathen und biefe ganze 
Anftalt zu Grunde gehen zu laſſen, gendthigt, das gebachte 
alte Gebaͤude für die baare Summe von 28,000 Fr. zu 
faufen und noch 30,000 Fr. anzuwenden, um baflelbe in 
gehörigen Stand zu fegen. Das alte Jagdſchloß hatte vors 
mals dem Kurfürften jährlih nur 17 Rthlr. Pacht einge: 
tragen, und alle Sjabre 150200 Rthle. zur Unterhaltung 
gekoſtet. Das von dem Fabrikanten Habich erlegte Kaufgeld 
wurbe zur Aufführung nener Gebäude zum Behuf ber 
Artillerie in Gafjel angewendet. Die wieberhergeftelite 
kurheffiſche Regierung ift jept nicht nur Gigenthümertn von 
biefen, fondern fie Bat fi auch in Befik jenes Jagdſchloſſes 
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gejegt und dadurch den Fabrikanten um fein ganzes, 40 
Sabre lang, durch raftloje Thätigkeit und Induſtrie erwor⸗ 
bene® und erjparte® Vermögen gebracht”. 

„Die Schweizerei bei Gafjel wurbeunter ber vorigen Re- 
gierung meiftbietenb zum Verkauf ausgeboten. Der lang⸗ 
jährige Pachter anf derfelben, Herr Reno, fand, um nicht 
mit feiner zahlreichen Yamilie zu Grunde gerichtet zu wer- 
ben, feinen andern Ausweg, als felbft Käufer zu werden. 
Der Kaufſchilling war 30,000 Franken und Reno genöthigt, 
dieſes Geld größtentheild zu erborgen. Der Erlös aus diefem 
Verlauf wurde dem Vernehmen nad auf Wiederherſtellung 
und Verbefjerung von Gebäuden zu Wilbelmshöhe verwendet. 
Sept befipt der Kurfürft dieſe wieder und der Verlauf der 
Schweizerei ift zugleih ohne Entſchädigung für null und 
nichtig erklärt worden. Während Reno foldhergeflalt um 
nicht Alles zu verlieren, ſich gezwungen gejehen bat, von 
feinem erfauften Eigenthum wie vormald Pacht zu geben, 
muß er zu gleicher Zeit das von ihm zu dieſem Kauf er 
borgte Kapital mit 6 Procent jährlich verzinjen *. 

„Das Vorwerk Kreienhagen, eine Stunde von Gaflel, war 
zu den kaiſerlich⸗franzoöͤſiſchen Domainen gefchlagen worden 
und follte als folche veräußert worden. Der jebige koͤnigl. 
preußifche Regierungsrath Beermann that ein beträdhtliches 
Gebot auf dafjelbe. Der Wijährige Pachter auf dvemfelben, 
der Delonom Schneider, war mit feiner zahlreichen Familie 
zu Grunde gerichtet, wenn ber Verkanf zu Stande Fam. 
Er batte dies But zuerfi urbar gemacht und den größten 
Theil feines Vermögens auf deſſen Verbefjerung verwendet. 
Da trat defien Schwager der Negociant P. W. Schreiber 
ins Mittel, und es gelang ihm den Kauf auf feinen Namen 
zum Beſten der Familie feines Schwagers, für 12,000 Thlr. 
zu Stande zu bringen. Die Lurfürftlide Regierung hat 
auch dieſen Verkauf ohne Entſchaͤdigung für ungültig erklärt, 
obgleidy das Gut früherhin gar nichts eingebracht hatte, 
jeßt aber durch das von dem Käufer auf baflelbe verwendete 
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Kapital zu einem ganz bebeutenben Ertrage gebracht worden 
if. Dies if übrigens die einzige kaiſerliche Domaine, 
weiche auf kurheſſiſchem Gebiete während ber Dauer der 
weſtphaͤliſchen Regierung verfauft worden ift, und bei ber 
feine versio in rem nachzuweiſen fieht, während das Geld 
von allen übrigen veräußerten Domainen im Lande geblieben 
unb verwandt worden if”. 

„Der Gifenfabrifant Leſer zu Brotterode warb Käufer 
des dortigen Amthaufes, wo er von biejer Zeit an in einem 
ber ärmflen Theile von Heflen einige hundert Menfchen 
durch feine Induſtrie beſchaͤftigt. Auch er wirb ohne Rüd- 
fiät von Haus unb Hof vertrieben *. 

„Der Graf von der Malsburg trat ber weftphäliichen 
Regierung ein von ihm neu erbautes großes Haus in Gaffel 
zum Gtabliffement des Lyceums ab, und erhielt dafür als 
Erſatz oder Tauſch, nachdem er eine beträdhtlihe Summe 
binzugejchoflen, einen bei feinem Gute gelegeuen großen 
Wald für den Preis von 40,000 Rthlr. Die kurheſſiſche 
Regierung tft jegt in dem Befig jenes Haufes in Gaflel, 
welches fie als unter ber vorigen Regierung neuerworbenes 
Staatseigenthum betrachtet, aber zugleich hat fie auch von 
dem dagegen vertaufchten Wald als vormaligem Staats- 
eigenthum Beflg ergriffen, wodurch fie alfo rem et pretium 
nun in Händen bat”. 

„Der geheime Rath von Malsburg, ber eble Veteran ber 
kurheſſiſchen Ritterfchaft, vormaliger koͤniglich weſtphaͤliſcher 
Staatsrath, bat für 34,000 Rthlr. Zehnten, Gefälle und 
Grundzinſen, die auf ſeinen Gütern hafteten, angekauft, um 
fie nicht in fremde Hände kommen zu laſſen. Der erlegte 
Kaufſchilling if noteriſch und wie ſich aus Acten erweiſen 
läßt, zur Tilgung von alten Landesſchulden verwandt worden. 
Die Oberrentlammer zu Gaffel bat ſich, ohne dies zu berüds» 
fichtigen wieber in den Befiß biefer Einkünfte gejeht, ohne 
an irgend eine Entſchaͤdigung für die Käufer zu denken“. 

„Der Graf von Bocholz im Paderborniſchen ſah fih in 
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der Nothwenbigfeit, zu feinem Gtablifjiement als koöniglich 
weſtphaͤliſcher Großceremonienmeiſter ein Haus in ber Refl- 
denz anzulaufen, zu weichem Bwede man ihm von Seiten 
der vorigen Regierung ein ſchicklich gelegenes Haus in der 
Königftraße anbot, das ihm für einen Kaufpreis von 12,000 
Athlr. eingeräumt ward. Das Gelb wurbe zur Reparatur 
des Schloſſes zu Caſſel verwendet. Seht bat ber Kurfürft 
das Schloß und auch jenes von dem Grafen erfaufte Haus, 
welches lebtere vormals kurheſſiſches Staatseigenthum ge 
weten, in Beſitz genommen“, 

„Der Hofrath Murhard zu Caſſel bat etwa für 40,000 
Franken Grundzinſen, welche auf Häufern und Grundftüden 
in der Reſidenz und der umliegenden Gegend laften, ange: 
kauft, und der Kauffchilling ift, wie actenmäßig bargetban 
werden Tann, zur Tilgung alter Landesſchulden verwandt, 
mithin bie versio in rem far. Dennoch iſt er ohne bie 
mindeſte Entihädigung feines wohlerworbenen Gigenthums 
beraubt worden *. 

„alles Uebrige was an Domainenftüden in Kurheſſen 
außerdem noch in Privatbänbe gekommen ift, befteht in ein⸗ 
zeinen Gefällen, Gärten und audern GBrimbflüden von 
geringer Bedeutung. Dahin gehört das Wenige, was an 
Etiftd« und Kloftergütern im Schanmburgifcdhen, Fritzlar'ſchen 
und Amöneburgifchen veräußert worden *. 

Der fritzlar'ſchen Käufer, die befonbers eingefommen find, 
iſt ſchon gedacht worden. Sie haben im Weſentlichen nichts 
eigenthuͤmliches für fi) anzuführen, als daß neuerworbene Stifts, 
alter noch unbedenklicher gültig hätten veräußert werben können. 
als alte Domainen. Die Beſchwerdeführer verficherten weiter, 
daß dem Staatsvermögen burh das unter der 
Zwifhenregierung auf kurheſſiſchem Gebiet neu 
erworbene und in Staatseigentbum verwandelte 
Grundeigenthum ein mehr als doppelter, ja drei: 
facher Erfah au Theil geworden fei. Sie führten noch 
andere Gegenftände an, wodurch dieſer Erjag vermehrt fein 
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follte, deren Aufzählung zu weitläufig fein würbe, unb fügten 
die Bemerkung hinzu, baß, wenn bie kurheſſiſche Wegie- 
rung bie unter der weſtphäliſchen gemachten Ankäufe 
gültig annehme und ſich zueigne, es ber Gerechtig— 
keit gemäß ſei, auf die unter derſelben Regierung 
angenommenen Berfänfe für rechtsbeſtändig anzu: 
erkennen. 

Die Reclamanten hielten die Bunbesverfammlung zur Ein» 
fhreitung befugt, weil die Regulirung ber Angelegenheiten bes 
vormaligen Königreichs Weftphalen durchaus nothwendig fei, 
wenn nicht ein Theil der Bunbesftanten in einem ungewiſſen 
Rechtszuſtande bleiben follte; weil, was in dieſer Hinſicht 
der Wiener Gongreß nicht beftimmt babe, jet nur von ber 
Bundesverfammlung erjegt werben Tönne, und aud an fie ver 
wieſen fei, weil endlich die Reclamanten, denen alles recht: 
lihe Gehör verfagt werde, keine andere Zuflucht 
wüßten, als die Bereinigung aller Bundesgenoffen, 
weldhe nit zugeben würden, daß ein Deutſcher 
rechtlos gelaffen werde. 

Der Referent der Bunbesverfammlung fand in der Bunbes- 
acte weder eine beftimmte noch eine analoge Vorſchrift, welche 
die Bundesverfammlung verpflichtete und berechtigte, basjenige 
anzuorbnen, einzurichten oder zu enticheiben, was in Folge ber 
Auflöfung des ehemaligen Koͤnigreichs Weftphalen zweifelhaft 
oder flreitig, ober wenigftend von einem ober dem andern ange: 
fochten fein mag. Die Wiener Gongreßacte ſchweige nach feiner 
Anficht über die aus jenem Greigniffe bervorgegangenen Berän: 
derungen in mancherlei Rechtöverhältnifien gänzlich, indem fie fid) 
begnüge, über bie Beſtandtheile des Koͤnigreichs Weſtphalen, 
welche nicht unmittelbar an ihre rechtmäßigen Fürſten zurückge⸗ 
fommen waren, zu verfügen. Sie verweiſe nichts ſolcher Art an 
den Bundestag, und biefem feien alle Zeritorial-Anordnungen 
mit ihren Folgen durchaus fremd geblieben. Die Reclamationen 
der Supplicanten feien Klagen gegen ihren Landesherrn, weldye 
dahin abzwedten, daß derſelbe in dem Beſitz nnd Eigenthum ber 
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erfauften Domainen nicht flöre, vielmehr da, wo ſolches bereits 
geſchehen, in den vorigen Stand wieber herſtelle. Ihre Anſprüche 
feien gegen eine Berorbnung gerichtet, die nad bed Referenten 
volllommener Ueberzgeugung ber vom Feinde vertrieben geweiene, 
num in feine Staaten zuruͤckgekehrte Landesherr zu erlafen wohl 
berechtigt war. Gegen dieſe Landesverordnung an und für fi 
komme es allerdings den Landgerichten nicht zu, ein Erkenntniß 
abzugeben. Die Bundesverſammlung könne fie aber nicht erfegen, 
da fie feinen Auftrag dazu babe. Gin Hauptzwed bes Bundes: 
innere Sicherheit, ſei nicht geftört, denn es fet fein allgemein un« 
gültiger, das Gigenthum und den Rechtszuſtand in dem Bunde 
verlegender Grundſaß aufgeftellt und ausgeführt, noch koͤnne es 
ber Regierung an Mitteln fehlen, etwa zu bejorgenben Unruhen 
vorzubeugen und zu ſtenern. Es fei bier Fein Fall vorhanden, 
wo eine in der Bundesacte gegründete Garantie eintreten, ober 
Die rechtliche Kraft und Wirkung irgend einer Beſtimmung biejes 
Grundvertrages erklärt und feftgefeßt werben müfle. Wenn es 
auch für zweckmaͤßig erkannt werben möchte, daß voͤlkertechtliche 
Berhältniffe, welche mehrere Bunbesftaaten berühren, daß noch 
unbeftimmte Folgen politifcher Ereigniſſe, daß Schwierigkeiten, 
die aus früßeren diplomatiſchen Verhandlungen übrig geblieben 
fein möchten, daß Einrichtungen, welche in Deutſchland in Folge 
völferrechtlicher Verträge und infonberbeit in Folge ber Wiener 
Gongrefacte zu treffen jeien, wenn dabei Reibungen mit einhei⸗ 
mifchen oder fremden Nachbarſtaaten entfliehen fönnten, jal daß 
ſelbſt folche Berhältmiffe, welche in das allgemeine Wohl mehrerer 
Staaten eingriffen, — dem Bunde zur Berathung, zur Vers 
mittelung und wo nötbig zur Entſcheidung verftellt würden: fo 
fei doch darüber noch nichts beſchloſſen, und die Verweiſung ber 
Supplicanten an die Bundeöverfammlung von Selten einiger 
Minifterien laſſe ſich leicht aus ber Erwartung erklären, daß 
deshalb etwas werde befchloffen werben. Die proviforifche 
(Sompetenzbefttimmung werbe dazu den Weg Bahnen, unb in ber 
Folge die Grundgefeßgebung und organifche Einrichtung auch 
diefen Theil dee Bundesverfaſſung vollenden. 
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Die Supplicanten wärben es in ber Ueberzeugung von ber 
Gerechtigkeit ihrer Sache bart finden, wenn fie ben Beltpuntt, 
wo dieſes gefchehen fein werbe, abwarten follten. Allein bie 
Bundesverfammlung könne nicht mehr, ale daß fie bie proviſoriſche 
Gompetenzbefimmung moͤglichſt beſchleunige, und es flehe immer 
noch dahin, ob diefelbe auf den Fall der Supplitanten fi} er 
fireden werbe ? 

Wenn indefien glei der Referent den Grundſatz, aus 
weldyem die kurheſſiſche Verordnung vom 11. Januar 1814 ge 
fiofien fei, für durchaus unumſtößlich in dem europaͤiſchen Voͤlker⸗ 
rechte feſt gegründet, und beffen Gegenſaß für rechtlich unerweißber, 
für politiſch unrathſam, ja! dem Wohl der Staaten höchſt 
gefährlih Halte; fo fei er bagegen doch auch vollkommen 
überzeugt, daß es rechtliche und politiide Gründe 
geben fönne, welde gehörig erwiejen, die Anwend⸗ 
barkeit dieſes Grundſatzes, und folglih aud der 
turbejfifhen Verordnung unftatthatthaft, oder doch 
böhft unbillig machen würben. 

Referent wolle niht an bad summum jus, summa injuria 
erinnern; wenn aber, wie von ben Supplicanten behauptet werde, 
der größte Theil der von ben veräußerten kurheſſiſchen Domainen 
eingegangenen Kaufgelbern wirkli in den Nußen des Landes 
verwandt wären; wenn man in mehreren Faͤllen mit Recht jagen 
koͤnnte, die kurheſſiſche Regierung habe durch die (übrigens gewiß 
rechtömäßige) Beftgnahme der von der weitphälifchen Regierung 
mit jenen Geldern gemachten neuen Srwerbungen und Verbeſſe⸗ 
rungen, und durch die Burüdnahme der verkauften Staatsgüter 
die Sache und ihren Preis zugleich ſich zugeeignet; wenn dieſe 
ober andere glei erhebliche Umſtaͤnde, welche infonderheit bei 
der Abloͤſung von Befällen und Dienften in Betracht kommen 
dürften, gehörig betwiefen werben koͤnnten; fo fcheine eine Aus⸗ 
nahme flatthaft, eine rechtliche Einrede — nicht gegen bie Rechts: 
gültigfeit — fondern gegen die Anwendung bes Geſetzes auf die 
beftimmten Faͤlle wohl gegründet zu fein, und damit follten daher 
die Supplicanten gegen den landesherrlichen Fiscus von der 
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competenten Landesbehoͤrde Billig gebört werben. Geſchehe dies 
nicht : wiefen die Lanbesgerichte fie, wie von ihnen wieberholt 
behauptet jei, mit ihren — anf biefen Gegenſtand gerichteten 
Klagen durchaus zurüd; fo entftehe für fie ein Zuſtand 
der Rechtloſigkeit, ber dem allgemeinen Bundes 
jwed und den aus dem Geifte der Bunbesacte bers 
vorleuchten, dem Beftreben für die Herfiellung und 
Handhabung eines allgemein gefiherten Rechtszu⸗ 
ſtandes unftreitig widerfprede. 

Finde in diefer Hinficht die Meinung des Referenten den 
Beifall der Bundesverfammlung; fo ſcheine e8 dem Berufe der 
felben gemäß zu fein, ihre Anfiht der Sache zur Kenntniß der 
Purbeffiihen Regierung zu bringen, unb zu dem Ende ben an 
weſenden kurheſſiſchen Gefandten um geeignete Berichtderftattung 
und die Veranlaffung zu erfudden, damit den Supplicanten für 
den angezeigten Zweck der Weg Rechtens eröffnet werde. SDiele 
Berwendung wäre ben Supplicanten befannt zu machen, und ihnen zu 
verftatten, nöthigenfalls mit ihrer weitern Vorftellung einzufommen. 

Wenn endli das Vorgeben der Supplicanten richtig fein 
ſollte, daß Die kurheſſiſche Regierung eine mehr als vollftänbige 
Entſchaͤdigung für die während der feindlichen Occupation ver 
äußerten Domainen erhalten habe; fo würbe dieſes zwar aud) 
unter gewiflen Umftänden rechtliche Rüdficht verdienen, vorzüglich 
aber neben andern Billigkeitögründen dazu bewegen koͤnne, bie 
Käufer kurheſſiſcher Domainen Sr. koͤnigl. Hoheit dem Kur 
fürften zu milder Ianbesväterlicher Behandlung von Seiten des 
Bundes zu empfehlen und auch in dieſer Beziehung ben Herrn 
Geſandten um gefällige Berichtserſtattung zu erfuchen. 

Referent feße in den Gharalter und in die Gerechtigkeits⸗ 
liebe Sr. königl. Hoheit des Kurfürften ein fo großes Vertrauen, 
daß er feine Meinuna ohne Rüdficht auf neuere Vorgänge aus- 


gefprocdhen babe. 
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In der Sigung vom 27. März 1817 wurbe mit Hinweg- 
lafjung der ſtark gefärbten Heußerungen bes Referenten bas 
Gutachten im Weſentlichen wieberbolt. Defterreih und Hannover 
verwies deu. Kurfürflen auf bie Beiſpiele benachbarter Ränder, 
weldhe mit Milde gegen diejenigen verfahren hatten, weldye 
Schonung verdienten. v. Gagern ließ es ſich nidyt nehmen, für 
Luxemburg eine ausführlihere Grölärung abzugeben, weldye 
lautete: 

„Ohne noch zur Zeit in Gerechtfame und ihre Würdigung 
einzugeben, wünfche man von Seiten Lugemburgs nad) vorbern 
Aeußerungen, daß ber gerichtliche Weg in der Sache überhaupt 
nicht verjperrt je. Man Tann von den Grundfäpen und 
Ueberzeugungen nicht abgehen. 

1. Verfügungen, wodurch Beſitz und Grwerb geftört und 
wodurch confiscirt werben foll, können nicht in bloſer Willkür 
fteben,, jo daß ohne andere Vorbereitung nur das perjön- 
liche Gewiſſen darüber endlich entſchiede. Es iſt nie in 
Deutſchland fo gewefen, und es ift ſchaͤdlich, daß es nun 
fo fei. 

2. Heſſiſche verfländige Männer als richterlihe Behoͤrde 
werben vor andern zu finden wiffen, was in ihrem Lande 
recht oder unrecht, erlaubt und vernünftig, oder firäflidh 
fei oder gewefen fei. Und falls fie auf unüberfteigliche 
Hinderniffe floßen, werben ihnen die Quellen der Beleh: 
rung nicht entgehen. 

3, Die Bundesverfammlung, in dem Sinn, daß fie Deutidy: 
lands Machthaber repräfentirt und ſich bei ihnen ſelbſt 
Beifung und Hülfe erbitten ann, ift ihrer Natur nady 
dazu beſtimmt, in ben fi) ergebenden Fällen zwifchen den 
nicht mehr vorhandenen politiſchen Ginrichtungen und 
denen noch nicht wieder bergeftellten ober angeorbneten, 
auf irgend eine Weiſe die Lüde auszufüllen. Aljo trete 
ich dem Antrage bei, der Gerechtigkeit feiner koͤniglichen 
Hoheit die Betheiligten zu empfehlen.“ 

Die übrigen Stimmen vermieben einflweilen cin näheres 
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Gingeben auf die leitenden Grundſaͤtze. Alle aber vereinigten ſich 
zu dem Beſchluſſe: 


1. 


19 


ben anwefenden kurheſſiſchen Herrn Geſandten zu erjuchen, 
feinem böchften Hofe von der Anficht diefer Berfammlung 
Bericht zu erflatten und zu veranlaffen, damit den Supplis 
canten zur Ausführung ihrer Einrede gegen bie Anwen⸗ 
dung der lanbesherrlichen Berorbnung vom 14. Juni 1814, 
injonberheit ber Ginrebe der versionis in rem, ber Weg 
Rechtens eröffnet werde; 


. den Supplicanten hiervon Kenutniß zu geben, und ihnen 


zu verftatten, nöthigen Falls mit ihrer weitern Borftellung 
einzufommen ; 


. Auf den Fall, daß das Abgeben der Supplicanten gegrün⸗ 


bet fein follte: „daß die kurheſſiſche Regierung eine mehr 
als vollftändige Entihädigung für die durch bie weſtphaͤ⸗ 
liſche Regierung veräußerten Domainen vorgefunden 
haben“, die Käufer kurheſſiſcher Domainen Seiner 
koͤniglichen Hoheit dem Kurfürften zur milden, landes⸗ 
väterlihden Behandlung von Seiten des beutfchen 
Bundes um fo mehr zu empfehlen, ald auch andere 
nicht unerbeblihe Willigkeitögründe hierbei in Betracht 
kaͤmen, und daß gleihfalls in dieſer Beziehung der 
kurheſſiſche Herr Geſandte um gefällige Berichtser⸗ 
ftattung zu erjuchen ſei. 


Der kurheſſiſche Geſandte erflärte fi bereitwillig, ben 


Auftrag zu Übernehmen, welchen der eben gefaßte Beſchluß unter 
Nr. 1 und 3 enthalte, nur gegen den Punct Nr. 2 müſſe er fidh 
in Bezug auf feine am 13. März*) zu Protocoll gegebene Gr; 
klaͤrung beftens verwahren. 


Das Prafidium verwies aber Iebiglih auf bie von der 
Bundesverſammlung gegebene Gegenerflärung *). 


*) Eiche ©. 150 Fi. 
“.) Eiche ©. 159 fi. 
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Gouverainetät und wollte fi) von der Bundesverfammlung nichts 
vorjchreiben Iafjen, und wurbe hierin von Metternich unterftügt, 
welcher, wie wir oben gejehben (S. 161) in der Hofmannſchen 
Angelegenheit die Bunbesverfammlung desavouirt hatte (April 
1817). Sept trat einfach die Gonfequenz dieſes Verfahrens ein. 
Der Kurfürft, Oeſterreichs fiher, im Principe ber vorliegen« 
den Angelegenheit auch der Unterſtützung Hannovers und Braune 
ſchweigs gewiß, gab am 5. Mai 1817 eine äußerft ſcharfe Erklaͤ⸗ 
rung an die Bundesverfammlung durch feinen Gefandten v. Lepel. 
Sie Tautete”): 


„IH babe nicht verfehlt, der übernommenen Verpflichtung 
zufolge, Seiner Töniglihen Hoheit dem Kurfürſten über die 
Beichwerde der Domainenfäufer und die darüber in ber 
23. diesjährigen Sitzung ftattgehabte Berathung einen aus⸗ 
führlichen Bericht zu erftatten, und obngeadhtet diefe Ange 
Tegenheit abermals zu dem gehört, worin fie die Gompetenz 
der Bundesverfammlung vorerfl nicht anzuerkennen vermögen, 
fo haben Sie mir doch aufgetragen, ber Verſammlung 
darüber Nahftehendes zu erflären. 

Daß Seine koͤnigliche Hoheit berechtigt waren, die unter 
der ufurpatorifchen Regierung vorgenommenen Veräußerungen 
des Staatseigenthums als nicht geichehen zu betrachten und 
zu annulliren, laͤßt fih aus den allgemeinen Grundſaͤtzen 
des Staatd: und Voͤlkerrechts Leicht beduciren, und iſt von 
den verbünbeten Mächten, in dem Vertrage vom 21. Der. 
1818 ausdrüdlid ankannt worden. 

Daß ferner die Bundesverſammlung weder verpflichtet 
noch befugt fei, über das, was als Folge der Auflöfung 
des Koͤnigreichs MReftphalen ftreitig ober zweifelhaft ift, 
jetzt ſchon etwas anzuordnen ober zu entjcheiden, ift von 
dent Herrn Referenten ſelbſt dargethan worden, bebarf aljo 
feines Beweiſes. 


——— — 


*) 9. Br. 1817 5. 154. ol. 206. 
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Da nun das Geſuch ter DQuerulanten dahin ging, daß 
die Bundesverfammlung bie Rechtegältigkeit der in dem 
Königreiche Weftphalen und namentlich in Kurheſſen geſchehe⸗ 
nen Domainenveräußerungen ausſprechen möge, fo bätte 
wohl zu erwarten geftanden, daß ihr Gefuch als unſtatt⸗ 
haft und nicht hierher gehörig abgewiejen werben würde. 

Was die Berfammlung veranlaßt habe, gleihfam kraft 
mildrichterlichen Amts den einzigen Geſichtoͤpunct hervorzu⸗ 
fuchen, unter welchem ihre Verwendung für einige ber 
Querulanten gerechtfertigt werben kann, wollen Seine koͤnigl. 
Hoheit dahin geftellt fein Tafien. 

Es hätte übrigens der Verwendung derjelben und bes Vor⸗ 
trags ihrer Anficht, Hinfichtlic der Anwendung ber Verordnung 
vom 14. Januar 1814 anf einzelne Zälle um fo weniger 
beburft, als die Einficht jener Verordnung ergibt, daß Seine 
Föntgliche Hoheit am Schluffe derfelben denjenigen Domainen: 
fäufern,, welche wegen nütßzlicher Verwendungen Anfprüche 
hätten, ausdrücklich vorbehalten Haben, foldye im Wege 
Nechtens gegen die Oberrentfammer befonderd auszuführen. 
Seit drei Jahren ift alfo der Weg Rechtend für die, welche 
- verslonem In rem oder Meliorationem beweifen koͤnnen, er⸗ 
öffnet. Bis jept wurde aber nicht eine einzige darauf 
gerichtete Klage Bei den Gerichten erhoben. Alle gingen auf 
Schutz im Beſitz oder Wiebereinfegung in benfelben, und 
mußten natürlich abgewiefen werben. 

Ebenfo haben ſchon vor der geichehenen Gmpfehlung 
zu landesväterlier Behandlung mehrere der Duerulanten 
Beweiſe derjelben erhalten, nicht auß bem von ihnen ange 
führten abjurben Grunde, daß Se. königliche Hoheit reich 
lihe Entſchaͤdigung für die veräußerten Domainen vorge 
funden (denn die wenigen Häufer und Grunbflüde, womit 
das Staatsvermögen unter der ufurpatorifchen Regierung 
vermehrt worben fein fol, möchten nicht zum - fünfzigften 
Theil erfegen, was demfelben durch die franzoͤſiſche Occu⸗ 
pation war entzogen worben), fondern weil Seine königliche 
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Hoheit fie zum Theil Billiger Schonung würbig fanten. 
So finb einigen bie acquirirten Domainen auf erbliche, 
anbere unter jehr billigen Bebinnungen in Beitpacht gegeben 
worben, unb es iſt eine ber frechften Lügen, wenn noch im 
den neueſten Gingaben ber Domainentäufer gelagt wird, 
daß Fein einziger der Käufer eutfchäbigt ober befriedigt 
worden, und zahlreiche deutſche Familien durch gewaltfame 
Entziehung ihres wohlerworbenen Gigenthums gänzlichem 
Ruin ausgeſetzt ſeien, welches lehtere am wenigſten ben an 


In dem rubigen Bewußtſein, Ihre Pflichten als gerechter 
Regent mit bem als milder Landesvater bei dieſer Angele 
genbeit in genaue Uebereinſtimmung gebracht zu haben, 
tönnen Seine koͤnigliche Hoheit die Erfinder und Verbreiter 
folder haͤmiſcher Verläumbungen nur mit ber tieffien Ber: 
achtung frafen *. 

Die weſtphaͤliſchen Domainenkaͤufer in Kurheſſen wieber: 
holten aber demohngeachtet ihre Bitte um XBiebereinfegung in 
ben Befig, aus welchem fie in Folge ber kurfürſtlichen Berorbnung 
vom 14. Januar 1814 gefeßt worden waren. Zwar befcheinigten 
fie dieſes nicht, und es war befannt, daß noch verjdhiebene der: 
felben ſich im Beſitze ber von ber weſtphaͤliſchen Regierung an fie 
verkauften Domainen befanden. In Anſehung ber übrigen aber 
konnte bie von dem kurheſſiſchen Geſandten am 5. Mai 1817 
zu Protocoll gegebene Erklaͤrung flatt der Beſcheinigung dienen. 

Die BVittfleller fanden in der Ausführung biefer Verorbnung 
ein Spolium, und geftüßt auf die von allen cultivirten Völkern 
anerfaunte Heiligkeit des Vefipftandes beriefen fie fi auf bie 
allbelannte Regel: daß ber Spoliirte vor allen Dingen zu refli- 
tuiren ſei. So hätten die ehemaligen Reichögerichte ben Befip- 
Rand gegen Misbrauch der Gewalt durch fcharfe Strafbefehle 
ſtets aufrecht erhalten. „Dahin fei freilich — dieſes Palladium 
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bes deutichen Bürgers: doch nicht verſchwunden könne bie Gerech⸗ 
tigkeit fein vom vaterlaͤndiſchen Boden!” 

„Allein, fagten fie weiter, zu welchen Retter follen num bie 
bis zur Verzweiflung getriebenen weftphältichen Domainenkaͤufer 
in Kurheſſen ihre Zuflucht nehmen? — Sie, die unter einer 
völferrehtlih confiituirten Staatöverfafiung in gutem Glauben 
Eauften, Jahre lang in gutem Glauben beſaßen, und im grellften 
Wideriprudge mit dem Beiſpiele glorreiher Souveraine, mit 
Nichtachtung ber felerlichften Öffentlichen Verträge, aller Grund» 
ſaͤße bes bisher in Europa gangbaren Voͤlkerrechts und ſelbſt 
aller Rechtöformen, buch bloße Gabinetsverfügungen Seiner 
Föniglichen Hoheit des Kurfürften von Heflen gewaltthätigerweife 
aus biefem Befig veririeben, mit Weib ımb Kindern mehr ober 
weniger bem bärteften Schidfal bingegeben find, und alle Pforten 
ber Gnade und Gerechtigkeit in ihrem Vaterlande verriegelt 
fänben ? Nur die erhabene deutſche Bunbesverfammlung könne 
unter folgen Berhältnifien Rettung gewähren, unb bem unver 
fehuldeten Unglücke fo vieler Familten ein Biel fehen. Und 
daß dies geſchehe, fordere Deutfhland, fordere bes 
Baterlands Ehre und des Bundes Würbe, 

Zu der dentſchen Bundesverſammlung Sphäre gehöre biefer 
große Act der Gerechtigkeit. Möge in ibm den Bölkern aller 
dentſchen Bauen ein beruhigendes Beifpiel gegeben werben, baß 
es wirklicher Ernſt fei, einen unwandelbaren Rechtszuſtand zu 
begründen, nicht blos für den übermädhtigen Starken, fonbern 
auch Für ben geringen, ohnmächtigen Privaten und folchergeftalt 
ber erhabene Bundestag bie troſtreich verheißene Beflimmung 
verwirklichen, barhber zu wachen, daß überall und ohne Anſehen 
ber Berfon Gerechtigkeit geübt werbe im beutfchen Baterlanbe! 

Sn ber 13. Sißung 1817 babe bie Bunbeöverfammlung 
ſelbſt außgefprochen, daß fie, eingebenk ihres hohen Berufs, ihrem 
Wirkungskreiſe es angemefien halte, jelbft bebrängter Unterthanen 
Ach anzunehmen, und aud ihnen bie Ueberzeugung zu verfchaffen, 
dab Deutfhland nur darum vom fremden Joche befreiet und 
ben Ländern rechtmäßige Erben zurhdgegeben worden, damit 
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überall ein rechtlicher Zuſtand an bie Stelle der Willfür treten 
möge. 

Sept ſei der Augenblid gekommen, wo in Erfüllung gebradht 
werben könne und werbe, was zugefagt unb gelobt warb. Der 
Barifer Friebe, der Wiener Congreß, die Bundesacte, ber Acceſ⸗ 
fionsvertrag haben für Deuiſchlands Sonveraine gemeinfcyaftliche 
Rechte und Verbindlichkeiten feſtgeſezt. Hier fei eine Geſammt⸗ 
beit von Willen. Gin Ginzelner von Vielen koͤnne nidt 
vernidhten, was Allen beliebt Hätte Naturrechtlich fei bie 
Gefammtheit Hefugt, und wenn ein Dritter Rechte daraus ableite, 
verpflichtet, ihrem Gefammtwillen Nahbrud zu verſchaffen. Gin 
Gelammtwille und zwar hohen Rechtöfinnes und thätiger Huma⸗ 
nität ſprechen fich, im Ginflange mit F. 5i. Art. 4 bes weſtphaͤ⸗ 
liſchen Friedens und bes Art, 5 des öfterreihifchen bürgerlichen 
Gefepbuches beftimme im Art. 16 des Parifer Friedens vom 0. 
Mat 1814 aus. Denn da werde vorgefchrieben: 

„daß allen Staatöbürgern in ben abgetretenen und reflituir- 
ten Ländern, mithin auch in den Gebieten bes aufgelöften 
Königreih8 Weſtphalen und in dem wieber bergeftellten 
heſſiſchen Kurftaate der ungeflörte und ungekraͤnkte Beſiß 
ihres in der verfloſſenen Periode erworbenen Eigenthums 
zugefichert werben ſolle, dergeſtalt, daß unter keinem Vor⸗ 
wande, von welcher Art derſelbe auch ſein möge, Reactionen 
in dieſer Hinſicht geſtattet fein ſollen“. 

Wenn nun deſſen ungeachtet von Seiten ber wieder her⸗ 
geftellten Eurheifiichen Regierung diefer allgemeinen Verfügung 
einfeitig zuwider gehandelt werde; fo babe die Gejammtheit der 
in jenem Frieden eingefchloflenen Souverainen die Befngniß, ja 
felbft die Verpflichtung, ben Einzelnen zu binbern, daß er einen 
feierlichen Vertrag, ber feine und ihre Rechte auf gleiche Weiſe 
beffimme, eigenmächtig breche. Die Bundesverfammlung, durch 
bie fid der Gefammtwille der Berbünteten ausipreche, habe alfo 
die volllommenfte Befähigung darauf zu halten, daß bie auch 
auf Deutſchland fi) beziehende Vorſchrift des Pariſer Friedens 
nicht von dem Einzelnen willfüirlich verlegt werde. 


497 


Die Bundesverfammlung fei überbies berufen, ben. Mangel 
des Anorbnungen zum Scupe bed Beſitzes und Erwerbes zu 
erfeßen, und in ben ſich ergebenden Faͤllen zwilchen ben nicht 
mehr vorhandenen politifchden Einrichtungen unb den noch 
nicht wieber bergeftellten ober angeorbneten auf irgend eine Weiſe 
die Lüden auszufüllen, wie dies ein hochverehrliches Mitglieb 
ber Berfammlung ſelbſt in der 29. Sigung (1817) ausgeſprochen 
habe. 

Diefe Lücke ungefäumt auszufüllen werde vollends ba zur 
gebieterifchen Nothwendigkeit, wo felbft die innere. Sicherheit 
gefäbrbet fei. Und dies fet gewiß der Fall, wo bie Macht zu 
Eingriffen in das Privateigenthum mißbraucht und die Heiligkeit 
des Beſißſtandes angetaftet werde. Wo kein Recht zu finden, 
— da fei wilde Anardhie: wo bie Bande der Geſelligkeit zer 
tiffen würben, die an das Baterland fefleln, — da fet Fein 
Baterland mehr, und gleich wie die Noth Fein Geſetz kenne, fo 
noch minder der Berzweifeltel In ihr Brivateigentbum aber 
feien die erfauften Güter übergegangen, und rechtmäßig überges 
gangen. Denn bie weitphälifche Regierung fei als rechtmäßig 
anerkannt gewejen, und ber Untertban habe, nach monarchiſchen 
Principien, nicht zu grübeln über die Rechtmäßigkeit der Fürften- 
ſchaft. 

Wolle nun die Bundesverſammlung ſich nicht als oberrich⸗ 
terliche Behoͤrde ſelbſt darſtellen, ſo ſolle ſie doch wenigſtens 
dafür Sorge tragen, daß überall gerichtet und allgemeine Gerech⸗ 
tigleit gehandhabt werde. Dazu aber gehöre vor allen Dingen, 
daß das, was Gewalt und Willfür vollftredte, als nicht gefchehen 
erflärt und bis zu einer definitiven Entſcheidung Bin ein Beſitz⸗ 
fand regulirt werde. Könne die Bundesverſammlung dieſes 
nicht einmal bewirken; fo würde fie nur zu deutlich und fogar 
factiſch beurkunden, daß fie, ungeachtet der laut fund gethanen 
wohlthätigen Abſicht dennody und bei dem beiten Willen nicht 
vermöge, einen gefichesten Rechtszuſtand herbeizuführen. 

Wo in einem zum Bunde gehörigen Lande offenkundig 
wahrhafte Spolien begangen würben: ba gehöre es gewiß zur 
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von einem procefiualiichen Verfahren nicht die Rede fein fönne.“ 

Die Supplicanten erfaunten mit Danf bie Berwenbung ber 
Bunbedverfammlung, aber fie behaupteten, daß die darauf erfolgte 
Grflärung des Kurfürften fie überzeuge, baß weber auf bem 
Wege einer landesväterlicdhen Wilde noch auf dem ber Gerechtig⸗ 
keit in Kurheſſen fortan etwas für fie noch zu erwarten ober zu 
boffen ſtehe. 

Ahr gehabter Wefig fei fo unzweifelhaft als bie gegen fie 
verfügte Gutfegung Nah allen in Deutſchland gangbaren 
Gefepen werbe weiter nichts erfortert, um fofort reftitwirt pu 
werben. Geſchehe dies nicht, fo werbe jeber Rechtöfunbige 
betennen müfjen, daß ein Zuſtand ber Nechtlofigfeit eingetreten 
und feine Gerechtigkeit mehr zu finden ſei. 

Der deutſche Bundestag babe den weſtphaͤliſchen Domainen- 
fäufern verflattet, nöthigenfall® mit weiterer Vorftellung einzu: 
fommen. Die Bermittelung der Bundesverfammlung fei vergeblich 
gewefen, und babe nur noch weitere ſpoliative Maßregeln zur 
Folge gehabt. In der abgegebenen Erklärung ber Furhefftichen 
Geſandtſchaft fei ſelbſt die Verweigerung aller Juſtiz in biefer 
Angelegenheit Bei den Landesgerichten öffentlich und ohne Scheu 
proclamirt worben. Bei den kurheſſiſchen Zufliz-Tribunälen Eönne 
bet der entfchieden nnd beflimmt vor Augen liegenden Willens 
meinung des Regenten, ſchon nach der menfchlichen Natur und 
den individuellen Verhältnifien der Richter, fortan weber Hülfe 
noch Recht für die armen bebrängten Familien ber Domaiuen⸗ 
fäufer erwartet werben. 

Die notbgedrungene eifrige Betreibung ihrer fo gerechten 
Angelegenheit bei dem hoben beutfchen Bundestage habe fogar 
Seine koͤnigliche Hoheit den Kurfürften veranlaßt, während ber 
heiligen Pfingfifeiertage den 26. und 27. Mat diefes Jahres durch 
deu Fiscal zu Gaffel die einzelnen betheiligten Domainenfäufer 
zu Derbören beranzuzieben, und durch den Schreden fißcalifdher 
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Unterfuchungen bie perſoͤnliche Sicherheit derjelben zu bebroben, 
und vielleiht die Unglücklichen dur Ginflögung von Yurcht 
abzuhalten von ferneren Schritten bei dem hoben Buubestag. 

„Deutſcher Gerechtigkeit vertrauend, ſchloſſen endlich die 
Supplicanten, näbren die armen Unterdrüdten die zuverfichtliche 
Ueberzeugung, daß bei einer folchen Rage der Dinge Die erhabene 
deutſche Bundesverfammlung fih von dem würbevollen Beruf 
durchdrungen fühlen werbe, den Hülflojen, denen in ihrem Vater⸗ 
lande alles Recht verfagt ift, Schuß zu gewähren. Diefe hohe 
Berfammlung wird nun, ihrer Achten und wahren Beftimmung 
nad, einen Anftand mehr nehmen Tönnen, ſich nicht blos berech⸗ 
tigt, ſondern zugleich verpflichtet gu halten, zu aller edlen deutfchen 
Staatöbürger Beruhigung einer in einem Theile des gemeinfamen 
Baterlandes auffallend und offenkundig waltenden Rechtlofigfeit 
im nindeften durch Ausfprechung der Reftitution salva causae 
prineipall ein längft von Deutſchland erwartetes Biel zu jeßen. 
So wagen es denn die Domainenkäufer, aus ben vorgetragenen 
Bründen, unter den ſtatthabenden Umfländen vorläufig einzig 
und allein darum unterthänig zu bitten: restitutionem spolii 
gerechteſt zu erfennen, bemnähft aber nad Vollen- 
dDunng der organifhen Bundesgeſetze definitiv in 
Anfehung bes Rechts felbft einen Beſchluß zu 
faſſen“) 

Die Bundesverſammlung, eingeſchüchtert durch das Verfahren 
Metternichs (S. 161) ging ſehr vorſichtig zu Werke, wie dies 
das Gutachten des Berichterſtatters v. Berg beweiſt »e). Die 
Wandelung fing ſchon an ſich bemerklich zu machen. Zwar war 
in dem Gutachen noch Manches, was an die kraͤftige Sprache 
bes Jahres 1816 und bes Frühjahrs 1817 erinnerte, allein bie 
Unſicherheit das Schwankende gewinnen das Uebergewicht. Wir 


©) Die überaus ſtarke Sprache der Bittſteller zog ihnen, dies müſſen wir 
hier ausdrüdlih bemerken, von Seiten der Eurheifligen Staatsregierung 
keinerlei Art von Berfolgung oder Unannehmlichkeit zu. 
=) ©. Br. 1817 Kol. 732. 
32” 
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lafien ed im WBejentlichen folgen, ta aus dem loco dielaturse 
gebrudtenn Bericht wieberum bie entjchiebenen Stellen in dem 
Öffentlichen Protocol ausgelaflen wurden; v. Berg fagte: 


„Da der Kurfürft von Heflen, ohne Kriegderkiärung überfallen, 
nie in eine Abtretung feiner Staaten gewilligt und im Sabre 
1813 dieſelbe mit voller Soupverainetät wieder erhalten 
und im Belige berfelben die Verordnung vom 14. Januar 1814 
erlafien babe, wodurch er die verfauften Domainen x. zurüdges 
fordert; da ferner erfi am 30. Mai 1814 der parifer Friebe ben 
Grund zur Wiedervereinigung der deutſchen unabhängigen 
Staaten gelegt habe und dieje erft zwölf Monate nachher erfolgt 
fei: — fo könne die Bundesverfammlung nidyt Richter fein über 
eine Regentenhandlung, die der Kurfürft vor diefer Beit, unab⸗ 
hängig von jeder Verbindlichkeit und befchränkt durch Bundes⸗ 
verpflihtung vorgenommen babe. Nah privatrehtlidgen 
Begriffen könne wohl von einem Spolium die Rebe fein, aber 
die Behanptung der Bittfleller, daß auch nach voͤlkerrechtlichen 
Srundfägen ein Spolium vorliege, fei ungegründet“. v. Berg 
führte dies näher aus. Gr fagte: 


„Wenn aber bie die Befientfeßung ber beffifchen Domainen- 
kaͤufer durch ihren wiedergefehrten Landesherrn ald eine Kolge 
der gegen tiefen durch Webermacht und Waffengewalt verübten 
Belipentfegung zu betrachten, wenn fie nicht nach ber jegigen 
Bundesverfaſſung, jondern nach dem Zuſtande von 1814, nicht 
nach bürgerlihem Rechte, jondern nach voͤlkerrechtlichen Grund 
ſätzen (worüber fi jedoch auch in dieſer Verſammlung eine 
Verſchiedenheit der Meinungen gezeigt hat) zu beurtheilen iſt: 
wenn die kurheſſiſche Verordnung vom 14. Januar 1814 in un⸗ 
mittelbarer Verbindung mit dem Wiedereintritt Seiner koͤniglicher 
Hoheit in ihre Beſitzungen und Rechte ſteht; wenn in dieſer 
Hinſicht durchaus keine Verträge zum Vortheil der Supplicanten 
ſich auffinden laſſen, welche der Bundesverſammlung zum Leit⸗ 
faden dienen könnten und vielmehr in dem Vertrage ber alllirten 
Mächte mit Kurhefien vom 2. December 1813, durch welchen 
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ſelbſt für Hanau, wo die Domainenfäufer doch fonft Begünftiget 
worben, im 3. Artikel der Sa laut ausgeſprochen wird: 


Toutes les ventes de proprietes Hessoises faltes par le 
Gouvernement du Grand-Duc de Francfort sont declardes de 
nulle valeur et envisagees comme non avenues; 


wenn injonberbeit der 16. Artikel des Pariſer Friedens vom 
0. Mai 1814 nur eine gewöhnliche Amneftie enthält, und ent 
bielt ex mehr, auf die von der gegenwärtigen franzöfiichen 
Regierung durch den parijer Xractat gewiß nicht zurüdgegebenen 
Euchefftfchen Staaten jo wenig als auf die von den Supplicanten 
erfauften Domainen, bie als ihr unbeftrittenes Gigenthum nicht 
anzufehen find, anwendbar fein würde : wenn enblich dieſer hoben 
Berfammlung zwar obliegt Sorge zu tragen, daß Recht und 
Gerechtigkeit im ganzen Umfange des Bundes gehandhabt und 
folglich andy bei beftehenber Bundesverfaſſung, unter Feinerlei 
Borwand,, anders als im Wege Rechtens verfahren werbe, ders 
felben aber keineswegs bie Befugniß beigelegt iſt, Frühere völfkers 
rechtliche Anordnungen der Bundesglieber in deren Staaten ihrer 
Beurtdeilung zu unterziehen, oder ſelbſtrichterliche Verfügungen 
auf Beſchwerden der Unterthanen gegen ihre Regierungen zu 
treffen; fo Tann ich auf das erbetene Neftitutorium, welches alle 
zeit eine richterlihe Handlung wäre, wenn fie auch ohne vor- 
gängiges prozeſſualiſches Verfahren erfolgte, in feiner Hinſicht 
antragen. 

Auch glaube ich nicht, daß aus ber Verweigerung biefer 
Bitte auf einen rechtlofen Zuftand im deutjchen Bunde geichloffen 
werben könne, wie bie Supplicanten hoͤchſt ungeziemenb zu ber 
baupten wagen Was in Kurheſſen gefcheben ift, bezieht fich auf 
einen außerorbentlihen, gewaltiamen blos facifchen Zuſtand, 
den als rechtlich anzuerkennen, der Kurfürft aus Grüuben ſich 
weigert, deren Prüfung und Würdigung außerhalb der Compe⸗ 
tenz dieſer hoben Verfammlung liegt *. — 

v. Berg Eonnte fi) aber, wie die Mehrzahl feiner Gollegen, 
nicht verbergen, daß die Sache noch eine andere Seite hatte; er 
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wußte wobl, daß früher an das summum jus summa Injuria 
erinnert wurde; deshalb fagte er: 

„Demumgeadhtet bat die Lage ber weſtphaͤllſchen Domainen- 
käufer dem deutſchen Bunde nicht gleichgültig bleiben koͤnnen, 
und ganz bejondere Verhaͤltniſſe haben eine Theilnahme für Die 
felben erregen müſſen, deren fie fi vielleicht nur durch unziem> 
lien Trotz auf ein — wenigſtens immer zweifelhaftes Recht, 
durch die Heftigkeit ihrer Vorftellungen, Durch Unjchidlichkeit und 
Kühnheit in ihren Behauptungen und Andeutungen verluftig 
machen fönnen. 

Das Königreich Weſtphalen hat einmal beftanden. GE if 
fowie von beinah ganz Europa, alfo von den allermeiften Blieders 
Des deutſchen Bundes förmlich anerfannt, von den meiften als 
ein Bunbesflaat geehrt worden. Der König von Weſtphalen war 
in die Reihe der rechtmäßigen Souveraine aufgenommen. Das 
Köntgreich hatte eine georbnete Verfaflung und Verwaltung, mit 
Formen und Einrichtungen, welche eine ewige Dauer verfündigten. 
So wenig dies alles bie Fürften verpflichten mochte, aus deren 
utcht abgetretenen Ländern zum Theil das Königreich Weſtphalen 
beftand : fo einleuchtend ift body die Verſchiedenheit dieſer Berbältniffe 
von einer vorübergehenden friegerifcheu Befignahıne und von einer 
Regierungöverwaltung bes Grobererd. Wenigſtens läßt ſich nicht 
laͤugnen, daß bie Unterthanen jener Yürften, obgleich ihrer Pflichten 
gegen fie nicht entlafen, Entſchuldigung verdienen, wenn fie biefe 
Verhaͤltniſſe nicht firengsrechtlich zu beurtheilen verflanden, und — 
vielleicht mit biutendem Herzen — die Rüdkehr ihrer angeflammten 
Regenten nicht mehr zu hoffen wagten: wenn fie daher mit ber 
neuen Regierung Verträge fchlofien, deren Unverbindlichkeit in 
einer ungewiſſen Zukunft fie nicht ahndeten ober nicht fcheuten. 

Die lieder des deutihen Bundes, von welchen die wefl- 
phälifche Regierung anerfannt worden war, wenngleich beöbalb 
nicht verpflichtet, deren Handlungen aufrecht zu erhalten, Eonnten 
nicht anders, als auch in dieſer ihrer Unkenntniß einen Grund 
des öffentlichen Glaubens, deffen jene Regierung genoß, zu fin 
den und mußten, nad ihren großmüthigen Sefinnungen , fdhon 
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dadurch fidy bewogen ſehen, eine Billige und milde Behandlung 
derjenigen zu wünfchen, weldye nady ben glüdlidh eingetretenen 
Veränderungen in Gefahr geratben find, durch Verträge, welde 
fie mit der weſtphaͤliſchen Regierung geichloffen, einen bedeutenden 
Bermögensverluft zu erleiden. Auf ter andern Seite Eöunte die 
unbedingte Anwendung eined Grundſatßzes, den die wieberber- 
geftellten Regierungen behaupten zu müflen glauben, in manchen 
Dinfihten wirkliche Recdhtöverlegungen nach fich ziehen, und es 
ſchien, daß die Domainenfäufer in Kurheſſen deshalb wicht unge⸗ 
gründete Beſchwerden führten. 

Diefe Betrachtungen bieten ſich fo fehr von felbft dar, daß 
bei einiger reiferer Erwägung die kurheſſiſche Regierung fidy nicht 
in dem Kalle finden konnte, e8 dahin geftellt fein zu laſſen, was 
die Verfammlung veranlaßt habe, gleichſam kraft mildrichterlidyen 
Amtes den einzigen Geſichtspunct hervorzuſuchen, unter welchem 
ihre Verwendung für einige der Supplicanten als einer Recht» 
fertigung fähig betradytet wird. 

Der fo natürliche und gerechte Wunfch der meiften Bundes⸗ 
glieder und unter ihnen derjenigen, welche zu der Wieberberftellung 
Seiner Lönigl. Hoheit des Kurfürften vorzüglid) beigetragen 
haben, durch Hoͤchſtdefſen Gerechtigkeit und Großmuth Befchwerten 
ein Ende gemacht zu ſehen, welche bisweilen die Geſtalt von 
Klagen darüber anzunehmen ſchienen, daß nicht, wie bei Andern, 
Bedingungen zum Vortheil der Domainenkaͤufer gemacht worden 
waren — diefer ber Bunbesverfammlung bekannte Wunſch war 
eine hinreichende Veranlafjung zu einer Verwendung, die triftige 
Gründe für fih hat, und tie von Seiten fämntlicher Bunter: 
genoſſen gegen ein Bundesglied un jo weniger einer Rechtfertigung 
bebürfen möchte, als unter Verbündeten und Freunden Verwen⸗ 
dungen diefer Art allezeit mit Ocefälligkeit aufgenommen zu werten 
pflegen. 

Hat nun glei die Srflärung des kurheſſiſchen Geſandten 
vom 5. Mai d. %. den äußern Schein einer ſolchen Aufnahme 
nicht; fo hat tie Berfammlung doch gewiß Urſache zufrieden zu 
jein, wenn ihr bezeugt wird, daß fchen vor ter erfolgten Em—⸗ 
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pfehlung zu landesvaͤterlicher, milber Behandlung Seine koͤnigl. 
Hoheit in verſchiedenen Fällen Beweiſe berfelben gegeben haben, 
indem daraus um fo gewifier bie Hoffnung fernerer, gleichmäßiger 
Behandlung gefchöpft werden darf, je weniger zu zweifeln if, 
daß Seine Lönigliche Hoheit auf eine Empfehlung Höcfibrer 
Bundesgenofjen, welche Namens derfelben durch dieſe hohe Ber: 
fammlung vorgebradht ift, einen befonbern Werth ſetzen. 

Borzüglich angenehm aber muß es, meiner geringen Ginficht 
nad) der Bundesverfammlung fein, durch ihre Berwenbung eine 
Erklaͤrung veranlagt zu haben, welde fie in den Stand feßt, 
dem Supplicanten zu beweilen, daß Ihnen ihr gerechter Lanbeb- 
herr den Weg Rechtend zu verweigern Feineöweged gemeint iſt. 
Denn, wenn gleich die Verwendung und ber Bortrag ber Anficht 
diefer hoben Verſammlung von der kurheſſiſchen Regierung für 
überflüffig gehalten wird; fo Läßt ſich doch nicht verfennen, daß 
der in der kurheſſifchen Verordnung vom 14. Januar 1814 ben 
Domainenkäufern zugefiherte Erfag nüplicher Verwendungen durch 
die Erklaͤrung, daß ihnen ber Beweis nicht nur von Melioratio- 
nen, ſondern auch von der versio in rem b. 5. der mittelbaren 
oder unmittelbaren Verwendung der für die von der weitphäfifchen 
Regierung veräußerten Domainen erlegten Saufgelber in ben 
anderweiten Ruben des Regenten oder des Staats frei, und zu 
dem Ende der Weg Rechtens offen flehe, eine fehr große und 
nicht überflüffige Beſtimmtheit erhalten hat. 

Ich ſchlage Daher vor, die Supplicanten mit ihren Reflitus 
tionsgeſuch ab» und auf Diefe Erklärung Seiner königlichen Hoheit 
des Kurfürften zu verweilen, auch damit für diejenigen, auf 
welche diefelbe nicht anwendbar fein möchte, eine nochmalige 
Empfehlung zu gerechter und milder landesväterlicher Behandlung 
zu verbinden *, 

Nah dem Antrage des Referenten wurde der Beſchluß 
gezogen. Die meiften Regierungen traten dem Antrage einfach 
bei. Defterreih und Preußen erklärten fidy bei der Abftimmung 
noch näher und eingehender *). Erſteres wollte um fo lieber 

*) B. Br. 1817. Bol. 719 fi. 
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dem Antrag des Referenten beiftimmen, je übereinflimmenber 
berfelße im Grunde mit feiner Ueberzeugung fei, nach weldyer 
man zwar nicht umbin Tönne, Tebhaft zu bedauern, daß bie in 
der 23. Sigung 1817 befchloffene Empfehlung ber kurheſſiſchen 
Domainenfäufer zur milden väterlichen Behandlung Sr. koͤnial. 
Hoheit bisher allerdings keine filhtbare erwünfchte Wirkung gehabt 
babe. Man wolle aber darum gleichwohl um fo weniger aus 
nehmen , daß dieſe Beftgemeinte Empfehlung auch in ber Folge 
unberüdfichtiget bleiben follte, al& der kurheſſiſche Geſandte in 
der %6. Sikung erflärt habe, daß Seine koͤnigliche Hoheit, auch 
abgejeben von dieſer — keinem Bundesgliede gleichgültig fein 
Eönnenden Berwenbung der Gefammtheit aus eigener Bewegung 
bereitö mehreren dieſer Käufer eine billige Schonnng bewielen 
bätten; SDefterreih glaube daher mit gerechter Zuverficht voraus⸗ 
fegen zu koͤnnen, daß Seine koͤnigl. Hoheit Sich ſeitdem nur um 
fo geeigneter zu fernerer Bethätigung dieſes milden, von der 
YBundesverfammlung einzig und allein bezwedten Beiftes finden 
werde, und enthalte ſich in diefer Zuverſicht, Schon jetzt auf eine 
weitere Ginjchreitung anzutragen. Es begnüge fi) vor ber Hand 
durch die Darlegung Liefer feiner Anficht, fein Vertrauen dahin 
auszuſprechen, daß die kurheſſiſche Regierung, weit entfernt den 
nach der gefandbtichaftlidhen Verſicherung eingefchlagenen Weg 
Ianbesväterliher Behandlung und billiger Schonung zu verlaffen, 
vielmehr auf demjelben in der von andern nahahmungswürdigften 
Staaten bezeichneten Art fortjchreiten werde, daß die Buntes: 
verfammlung fi in Bälde von Seiten Seiner königlichen Hoheit 
einer gleichen Beachtung Ihres Fürwortes in der That zu er: 
freuen haben werde, welche dberjelben von andern Souverainen, 
unb flet8 in den gefälligften Ausdrüden, bezeugt worden jei. 

Während Defterreidh mit diplomatifcher Zurüdhaltung fid) 
äußerte, ſprach filh Preußen in entjchiedener nnd zugleich würbiger 
Weile dahin aus: 

„Die Lage der bei ber Bundesverſammlung auge: 
brachten Beichiwerben über Beeinträchtigung ber unter ber 
erloſchenen weftpbälifchen Regierung erworbenen Privatrechte 
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fei bis dahin unverändert. Preußen erfläre hiermit einfach nud 
beftimmt, was ald das Refultat äffentliger Greignifie und alter 
wie neuer Tractaten an und für fidh längft bekannt geweien und 
von nothwendiger Anwendung anf die vorbemerkten Ungelegen- 
beiten ſei. Preußen ertenne für fih ſelbſt dasjenige an, was 
in Weſtphalen, als in einem, burd den fiegreich vernichteten aber 
in feinem Zuſammenhange und Folgen doch einmal vorhanden 
gewefenen Frieden, anertanntem Königreiche, nad) befien Berfafiung 
geſchehen fei. 

So wie aber der König ſelbſt die an Preußen zurüdgefalle 
nen Beſtandtheile jenes erlofchenen Königreich nur unter jener 
Anerkennung zurüdgenommen habe, fo feße er au mit 
Recht voraus, daß die in Oemeinſchaft der hoben Mitverbündeten 
vollzogene Rüdgabe der übrigen Beſtandtheile, an bie übrigen 
wieder eingetretenen Regierungen, offenliegend nur als in gleichem 
Sinne erfolgt, betrachtet werden könne. 

Yufofern jedoch die neueren unenvarteten Srflärungen bes 
kurfürſtlich heſſiſchen Bundesgefandten noch Feine Ausficht eröff- 
neten, daß diefer mit der Nechtloäftellung einer bebeutenten 
Bahl deutjcher Linterthanen fletd dringender androhende Gegen⸗ 
fand fih bis dahin irgend einer milberen mehr eingehenden 
Berüdfichtigung zu erfreuen babe — jo gebe Breußen nody vor 
Eintritt der Ferien, hiermit eine Erklärung ab, aus welcher bie 
eben fo angelegentlidhe als vertrauensvolle Erwartung Seiner 
Majeftät ded Königs bervorgebe: 


„daß dasjenige, was in den zurüdgenommenen Beflandtbeilen 
des erloſchenen Königreichd noch in Hinficht folder Verfü⸗ 
gungen und Anordnungen ermangele, die im Geiſte neuerer 
Tractaten, wie ber Bundesacte, durch Wiederbefeſtigung 
erſchuͤtterter Privatrechte, auf enbliche Beruhigung eigener 
und fremder Untertbanen abzwedten, doch nunmehr in foldyer 
Art feine baldige Erledigung erhalten werde, daß die Bundes: 
verjammlung fi nicht ferner in den Kal gefeßt befinde, 
nochmals auf die zu befördernde Serftellung eines berubigenben 
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und geficherten Rechtsſtandes beutfcher Unterthanen bierunter 
verwiefen zu fein”, 

Hannover äußerte ſich über die preußiihe Erflärung em- 
pfindlich indem es bemerkte, „daß es niemals den tilfiter Frieden 
anerkannt babe” und Baden verweigerte eine Abftimmung fo 
Lange, bis nicht über die Haupt» und Grundfrage der Erlebigung 
diefer Reclamation entfchieden fein werde, naͤmlich: 

„Wie fern die im tilfiter Frieden 1807 formell anerfannte 
und nachher mit allen Mädıten Europa's in Verkehr getre 
tene weftphälifcehen Regierung, mit welcher namentlich mehrere 
Bunbesftaaten Staatöverträge fchloffen mit dem Prädicat 
einer uſurpatoriſchen und deſſen Folgen belegt werben 
fönne?* 


Die Angelegenheit rubte Länger als ein Jahr bei ber 
Bundesverfammlung Während diefer Zeit hatten aber Die 
Domainenfäufer ein Erkenntniß des Oberappellationsgerichts zu 
Gafjel vom 14. Januar 1818 vorgelegt, auf Grund deſſen fie 
bei den kurheſſiſchen Gerichten Fein Recht erhalten zu koͤnnen 
behaupteten. Es ſeien nämlich die in der Sache eined der 
Domainenkäufer gegen ben advocatum camerae wegen Exmiſſion 
gebotenen Appellationd-Proceffe aus den vom judiclo a quo ange: 
führten und vom Appellanten nicht widerlegten Gründen and) 
um beswillen abgeichlagen werben, „weil in Anfehung des 
rüödappellantifherSeits behaupteten Erwerb des 
befragtenKXammergutsdieaufdpie@ntfeheibungdiefer 
Sache anzuwendende Berordnung vom 14 Januar 
1814 einen Jolden, aus jener Zeit berrührenden 
Erwerbstitel für nichtig erkläre”. 

Die Supplicanten, auf die Nothwendigkeit eined geficherten 
Gigenthumäbefikeß, und auf die aljo ermwiefene Unmöglichkeit, 
von Den kurheſſiſchen Gerichten Necht zu erhalten, ſich berufent, 
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wenbeten fi) nuu abermals an die Bunbesverfammlung, um burd) 

diefelbe zu feinem Bwede, auf eine ober bie andere Art zu ge 

langen, indem fie bei ihr darauf antrugen: 
„entweder in Gemäßheit des von ben allüirten Mächten mit 
Seiner koͤniglichen Hoheit dem Kurfürften von Heflen am 
2. December 1813 abgejchlofienen Ceſſions⸗Vertrages zur 
Anfftellung von Brundjägen über die Regulirung ber Ange 
legenheiten de8 vormaligen, bisher nur factiſch aufgelöften 
Noͤnigreichs Weſtphalen zu fchreiten, 

„oder, im Falle fie ſich nicht dazu ermächtigt halten follte, 
bei dem allerböchften verbündeten Mächten, als europäifchen 
Kriebensftiftern und Geſetzgebern, bie zugleich durch ihre 
fiegreichen Waffen das weftphäliihe Gebiet erobert und 
einen Theil deſſelben an Seine königliche Hoheit den Kurs 
fürften von Hefjen wieder abgetreten haben, die Feftfeßung 
der Grundſaͤtze, nad) denen die auf den aufgelöften weft. 
phaͤliſchen Staat fid) beziehenden Gegenflände zu behaudeln 
und zu entſcheiden, zu veranlaflen *. 

Die Bundeöverfammlung bielt fih auf Vortrag des Ne 
ferenten (v. Berg) aber nicht fir competent, der Bitte ber 
Domainenfäufer nachzukommen, ohne darüber Inſtruction von 
den einzelnen betreffenden Höfen zuvor eingeholt zu haben *); 
die Bundesverfammlung babe fi in die Geſchaͤfte einer durch 
Berordnung von 1813 feſtgeſtellten Commiſſion nicht zu miſchen, 
auch beziehe fich der geltend gemachte 5. Separatartikel ber 
Verordnung vom 2. December 1813 nur auf bie Gegenſtaͤnde, 
welche die gemeinſchaftlichen Intereſſen der ehemaligen 
Provinzen des Koͤnigreichs Weſtphalen beiräfen **). 


2) 9. Pr. 1818 42, Gig. 13. Aug. Bol. 424. 

*0) Der Artikel lautete nämlich alfo: „La ville de Cassel ayant eit, 
sous le regime Westphalien, le dépot de toutes los Archives, il sera 
nomme uue commission charg6e de söparer les papiers, aetes et docu- 
mens sppartenans aux Provinces qui composaient le Royaume do Wostphalie. 
Les commisseires de S. A. S. Electorale recueilleront coux qui reviennent 
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Nachdem die Angelegenheit bis zu dieſem Stabium gebiehen, 
fonnte Kurheſſen mit einer Erklaͤrung nicht mehr zurückbleiben. 
Sie erfolgte in der Sipung vom 10. September 1818 und 
lautete *): 


Nachdem ich In der 26. Sikung des vorigen jahres meine 
Beſchwerde der Domainenfäufer abgegeben, und der Beichluß in 
der 44. vorjährigen Sipung diefelben auf jene verwiejen hatte; 
ftand in der That nicht zu erwarten, daß die Querulanten aber: 
mals eine Angelegenheit der Bundesverfammlung vortragen 
würden, weldye nad, der früheren Ausführnng nicht dahin ge- 
hoͤrig if. 

Ich enthalte mic Billig einer Wiederholung alles desjenigen, 
was ſchon vorhin über den Mangel der Competenz der Bunbess 
verſammlung, fowie über die Nichtigkeit der Veräußerung der 
kurheſſiſchen Domainen vorgefommen if. Jene Richtigkeit insbes 
fondere würbe, wenn fie nicht fchon in den allgemeinen Grund⸗ 
fäßen des Staats⸗ und Voͤlkerrechts ihre Rechtfertigung fände, 
für Kurheſſen nur durch den Buchflaben des ‘mit den alliirten 
Maͤchten geſchlofſenen Vertrags vom 2. December 1813 begrün: 
det fein; und es bedarf Daher nicht der Bezugnahme auf die 
weiteren besfalfigen Ausführungen des Fönigl. bannöverifchen 
und herzoglich braunſchweigiſchen Geſandten, welche biefenigen 
Principien beftimmt enthalten, deren Anwendbarkeit auf bie 
Domainenveräußerungen in Heflen feinen Zweifel leidet; es be 
darf eben jo wenig des Anfübrens einer hierher einſchlagenden 
Aeußerung der koͤniglich preußiichen Herrn Bevollmächtigten in 
dem Wiener Gonferenz-Protocolle vom 29. Detober 1814: 





aux pays qui rentrent sous sa domination el ou en nommera pour les 
provinces qui retournerent à d’autres Souverains, ou qui 86 trouvent sous 
administration provisoire, Le meme commission sera chargee de separer 
et de rögler tous les intorete qui ont &t6 communs jusqu’ici aux differentes 
provinces da Royaume de Westphalie “. 

*) B. ®r. 1818 $. 219 Fol. 460. 


ba ohuehin hieraus für den britten, nicht mit paciscirenden Staat 
feine Berbinblichleit zu folgern ſteht 

Man würde au, fo viel in der 42. diesjährigen Gigung 
vorgeiragenen Bitten der Domainenfäufer betrifft, bei ber von 
dem Herrn Referenten weiter audeinanbergefeßten Unſtatthaftigkeit 
derfelben, jeder ferneren Erörterung ſich enthalten Tönne; jedoch 
fol ich zu allem lieberfluß noch über die wahre Lage ber einzel» 
nen in dem Bortrage vom 27. März v. 3. verzeichneten Fälle 
Nachſtehendes anführen: 

Borerft feheint es, ald ob um bie Reihe biefer Bälle zu 
vergrößern, der Rame mehrerer Interefienten mißbraucht unb ein 
Auftrag von benfelben vorgefpiegelt werde, welchen fie nie er 
theilten. So verhält es ſich nämlid mit bem Domainenfäufern 
zu $riplar und dem geheimen Rath von ber Malsburg, welde 
jeden Auftrag zur VBeihwerbeführung in Abrede geftellt haben, 
Iegterer mit dem Zuſatz: daß er bie Angelegenheit der Domai: 
nenkäufer nur aus öffentlichen Blättern kenne. 

Eben fo hat der Qutöbefiter Wilhelm Otto von der Mal 
burg nach feiner Verficherung keine Vollmacht zu einer Borftelung 
bei der Bundesverfammlung ertheilt, wozu er auch um fo weniger 
Anlaß haben würbe, da zwar die ihm eingeräumt geweſene 
Domainial⸗Waldung von der Domainenbehörde wieder in Befig 
genommen, auf das Dagegen von ihm abgetretene Haus aber, 
Namens Seiner Königlichen Hoheit des Kurfürften fein Anſpruch 
gemacht, vielmehr ſolches dem Bernehmen nad) von dem darauf 
verſicherten Olaͤubiger zum Verkauf gebracht worden iſt. 
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Ob num der aufgetretene Bevollmädtigte für die übrigen 
Domainenkänfer. gehörig legitimirt jet? will man dahin geftellt 
fein Iaflen, muß fobann aber auch wegen biefer erwähnen, daß 
der Wachslichterfabrikant Steig die herrſchaftliche Wadyslichter 
fabrik bei Caſſel feit dem Jahre 1789 gegen einen mäßigen 
Pachtzins und mit einem baaren Vorjchuffe in Beſtand Batte. 
Nach dem Ablauf der Pachtzeit im Jahre 1810 will er das Ganze 
gekauft, und dieſen Kauf dermalen aufrecht erhalten haben, ſich 
and deshalb auf das Anerbieten über einen Zeitpacht⸗ ober 
Erbleihe⸗Contract mit ihm zu unterhandeln, gar nicht einlaflen. 
Indeſſen ift er bis jeht noch im Beſth, und nur bie Berweige 
rung jeder Erklaͤrung über eine gütliche Bereinigung bat bie 
Eurfürftlicde Oberrentkammer endlich veranlagt, ihn auf Räumung 
des Befiges gerichtlich zu Belangen. Es verſteht fich jedoch, daß 
man ihm den Grfap nüßlicher Verwendungen, nach geführten 
Beweiſe, nicht verweigern wirb, wie ſolches Die Verordnung vom 
14. Januar 1814 und meine Erklärung vom 5. Mai v. J. aus: 
drũcklich zufichern. 

Dem Salpeterfabritanten Habich ift der zu feiner Wohnung 
und Fabrik erforberlihe Raum in den Schloßgebäuben zu 
Bederhagen pachtweije überlafien unb zur Gonftatirung feiner 
Meliorationsforberung ein commiffariiche Verfahren eingeleitet 
worben, beffen Refultat noch zu erwarten flieht. Sollte er jedoch 
vorziehen, ſolche im gewöhnlichen Rechtswege einzuforbern, fo 
wird ihm dieſe nicht verfagt werben. 

So viel das von dem binlänglich bekannten B. W. Schreiber 
an fich gebrachte Vorwerk Freienhagen betrifft, fo gehörte baflelbe 
zu den von Rapoleon verfchenkten Domainen; von dem franzoͤ⸗ 
fiſchen Donatair ward es verkauft. 

Ob diefer Verkauf mehr Gültigkeit haben könne, als jene 
Schenkung, ob nicht mit diefer auch jener zerfallen müfje? Diefe 
Frage dürfte nicht ſchwer zu enticheiben fein. 

Hätte nun gleich hieruach ohne Rüdfiht auf dieſen Kauf 
verfahren werben koͤnnen, fo ließ man doch nicht nur anfänglich 
den P. W. Schreiber und deſſen Schwager Schneiber, ben bis⸗ 
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berigen Pachter des Guts, im Bells, fondern nahm auch bas 
von des erfteren Bruder, dem vormaligen Aubitenr 6. F. Schreiber 
gemachte Anerbieten, ihm, ber das was an Kaufgeld gezahlt fei 
aus eigenen Mitteln bergegeben habe, um feinen Schwager 
Schneiber im Gute zu erhalten, dieſes in Erbleihe zu überlafien, 
an und ſchloß deshalb mit ihn ab. Die zwifchen ihm unb feinen 
Verwandten enifianbenen Mißhelligleiten binberten jedoch nad: 
ber, daß bad Gut ihm auf bem Wege der Güte übergeben 
werben fonnte, und machten vielmehr bie gerichtliche Ausſegung 
des P. W. Schreiber und des Schneiber nothwenbig. Die von 
dem lehteren berechneten Meliorationen aber finb Gegenftand 
eines noch anhängigen Prozeſſes, von deſſen Entſcheidung beren 
Erſaß abhängt. 

Der von bem Hofrath Murhard bewirkte Ankauf mehrerer 
auf Häufern und Grunbflüden in und um Gaflel haftenden 
Grundzinfen feheint eine bloße Hanbelsfpeculation geweſen zu 
fein; da es befannt if, daß man unter dem wahren Werthe 
kaufen unb in weftphälifchen Papieren zahlen konnte, weldye bier 
im Rominalwerthe anzubringen, bingegen weit unter dieſen anzu⸗ 
taufen flanden. Die Behauptung, daß alte Landesſchulden dadurch 
getilgt worden, würte er zu beweiſen haben, dennoch aber nicht 
die Gültigkeit bed Kauf, ſondern nur einen Entſchaͤdigungs⸗ 
anfpruch gegen benjenigen zur Yolge haben, welcher Rupen 
daraus gezogen hat; jebocdy würde, wie fi von ſelbſt verſteht, 
die Tilgung altheſſiſcher Landesſchulden gezeigt werben müſſen. 

Das von dem Grafen Bocholz gekauft fein follende Haus 
ift zwar zu unbeftimmt angegeben, um barüber etwas fagen zu 
Zönnen; fo viel aber iſt gewiß, daß bie angebliche Verwendung 
des Kaufgeldes zur Reparatur bed Schloſſes in Gaflel für Seine 
Tönigliche Hoheit ben Kurfürften nicht ben mindeften Nußen 
gehabt Hat, da Allerhoͤchſt Sie, ftatt bed im Jahre 1806 im 
vollfommenften Stande verlaflenen Reſidenzſchloſſes bei Ihrer 
Rüdtehr nur ein halb niebergebranntes, in dem ſtehen gebliebenen 
Theile mehr einer Ruine, als einem Schlofle ähnliches Gebäude 
wieber fanden. 
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Dem Kaufmann Lefer zu Brotterode konnte das Amthaus 
bafelbft um fo weniger überlaffen werben, als ber Beamte mit 
feiner Dependenz nirgends anderswo im Orte unterzubringen 
fteht, und die Verlegung des Amtsſitzes ben größten Nachthell 
für die Unterthanen gehabt haben würde. 

Endlich ift zwar aud die Wittwe Reno, Pächterin ber berr- 
ſchaftlichen Meierei bei Gaffel, zu denen zu zählen, welche bem 
P. W. Schreiber keine Vollmacht gegeben zu haben verfihern, 
und man Fönnte fich daher jeber Aeußerung in Rüdfiht ihrer 
enthalten; inbefien muß ich doch anführen, daß fie beſonders 
ſchonend behandelt worden if. Sie Bat nit nur die Pachtung 
auf eine ungewöhnlich Iange Reihe von Jahren gegen einen fehr 
billigen Preis, fondern noch dazu einen fehr bedeutenden Capital⸗ 
Vorſchuß gegen geringe Berzinfung und andere Billige Bebingun- 
gen erhalten, 

Indem ih nur noch erwähne, daß das ebenfalld veräußerte 
Schloß in Amdneburg dem Käufer in Erbleihe gegeben worden 
ift; mag das überall Vorgetragene den Beweis liefern, daß. 
wenn auf der einen Seite von wohl begründeten Rechten nichts 
vergeben werben konnte, dennoch auf der andern dem Ginzelnen 
da, wo e8 mit dem Wohle des Ganzen zu vereinigen ftand, Billige 
Ruͤckſicht nicht verfagt worden if *. 
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Richtig war an dieſer Erklärung allerdings, Daß eine große 
Anzahl von Reclamanten als eigentlihe Domainenkänfer nicht 
anzufehen waren, baß, wie e8 gewöhnlich bei foldhen Ungelegens 
heiten gefchieht, die erften Erwerber, weil fie entweder aus Furcht 
Alles zu verlieren, ober aus Mangel an Mitteln bie Güter nicht 
hielten ober halten Fonnten, an Speculanten für Spottpreife 
bie Anfprüche verkauften. Sin dieſer Beziehung batten bie 
eigentlich Bebürftigen zu einem großen Theile von bem Gange 
der Dinge nichts mehr zu erwarten. Allein es exiſtirten doch noch 

Erſter Theil. 33 
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viele ber erfien ober durchaus reblichen Erwerber, welche nur ans 
Beforgniß bis dahin gejchwiegen, weil fie noch größere Nachtheile für 
fi) fürdhteten, oder welche fi wirflid in bitterfle Armuth ver 
fegt ſahen und ihren legten Rettungsanker in der Bunbesver: 
fammlung erblidten. Die Betheiligten wendeten fi) nochmals an 
die Bundesverfammlung und baten um Kürfprache bei Defterreich 
und Preußen. Dieſes Mal berichtete v. Wangenheim über Diele 
Angelegenheit. Wir geben aus dem weitläufigen Bericht, loco 
dictatarae gedrudt, welcher damals nur nach einzelnen Theilen in dem 
Protocolle vom 12. October 1818 veröffentlicht wurbe, nur das, 
was für den Zufammenhang nöthig, indem wir unferm Grunb- 
fage treu bleiben, hauptſaͤchlich die unbekannt gebliebenen weſent⸗ 
lich wichtigeren Actenflüde und Berhandlungen vorzuführen, um 
das Bud, nicht unnöthig zu einer zu großen Bogenzahl anfdywellen 
zu Taffen. 

v. Wangenheim, einer ter tüchtigften Arbeiter, ehrenwerth 
in feinen Anfichten uud Handlungen, wenn auch oft unnöthig 
weitläufig in feinen Arbeiten, war fchnell mit einem umfaſſenden 
Berichte fertig, fo daß ſchon in ber Sigung vom 12. October 
1818 über feine Borfchläge Beichloffen werden Eonnte. 

Die Beichwerde ber Reclamanten wiederholte das bereits 
Bekannte, und berief ſich dabei auf folgende Umftände: 

„Die Bundesverfammlung habe erklärt, daß fie es ganz 
vorzugsweiſe zu ihrem Berufe zähle, Borforge zu tragen, unb 
darüber zu wachen, daß fowelt das Bundesgebiet reiche, fein 
Buftant von Gefeplofigkeit obwalte, und es fei nicht zu beforgen, 
daß die hohe Bundesverſammlung fidy jemald von biefem Grund⸗ 
fage entfernen werde. Solle aber in keinem Falle ein Buftanb 
von Geſetze und Rechtlofigkeit eintreten Fönnen, fo fei offenbar 
erjorberlich, daß gefepliche Behörden vorhanden felen, welche nach 
jenen Beflimmungen entfchieden, weil, wo bie eine ober bie anbere 
diefee Bedingungen fehle, an bie Stelle des Rechts unb bes 
Geſetzes nur Willkür und Sonvenienz träten. Ein folder Zuſtand 
von Geſeß⸗ und Rechtloſigkeit walte nun offenkundigermaßen 
fiber afle Verbältnifie und Angelegenheiten in Bezug auf das 
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ehemalige Königreich Weftphalen 06; fo fet es gekommen, baf 
die Privatinterefien der vormals weſtphaͤliſchen Domainenfäufer, 
Cautionsbeſteller, Staatögläubiger, Civil- und Militairbeamten 
in Kurheſſen noch unberüdfichtigt und unerlebigt geblieben feien. 

Das einfachfte Mittel zu Erreichung eines gefeßlichen Bus 
ftandes liege darin, daß die Mächte, welchen es allein zufommen 
könne, bie mangelnden gaefeplichen Beflimmungen feftzuftellen, 
felbft Glieder des deutfchen Bundes feien, und daß einer biefer 
Mächte ihre Grundſaͤtze hierüber bereitö öffentlich ausgefprochen habe. 

Der Bundestag werbe baher blos diefe beiden höchften 
Blieder der Gonföberation erfuchen bürfen, die vorhandene Lücke 
in ber Geſetzgebung übereinflimmend zu ergänzen, um bem ſchwan⸗ 
enden Zuſtande der Dinge augenblidlih ein Ende zn machen. 
Wären durch jene Monarchen die erforberlichen gefeplichen Be⸗ 
flimmungen erfolgt, fo erjcheine ohne Zweifel der deutſche Bun⸗ 
destag al8 die geeignete Behörde über bie Anwendung und Boll: 
ziehung diefer Beflimmungen zu wachen”. — Hierauf gründete 
nun ber Bevollmädhtigtigte die Bitte: 

„baß eine hohe deutſche Bundesverfammlung dem Inhalte 
ded Promemoria an die allerhöchften verbündeten Monarchen 
ihre Aufmerkſamkeit widmete und fi hierdurch veranlaßt jehen 
wolle, den Erfolg diefes Schritteß ihrer Seits huldreichft zu er 
leihtern, auch ſich mittelft eines Bejchluffes dahin zu vereinigen, 
daß bei den erhabenen Monarchen Defterreih8 und Preußens 
eine Verwendung ftattfinde, welche eine biefen Mächten vorzugs⸗ 
weile zufommende Yeftftellung von beftimmten Grunbfägen als 
Richtſchnur zur demnaͤchſtigen Entſcheidung fämmtlicher auf das 
Königreich Weſtphalen Bezug habenber Gegenftänbe bezweden *. 

v. Wangenheim ftellte in feinem Gutachten die Angelegenheit 
fo dar, daß er fragte: 

I. in Beziehung auf bie gefehlichen Beftimmungen, wornach 
dieſe Angelegenheiten entjchieden werben müßten: 

1. 05 fie denn wirklich fehlten? 

2. ob, wenn fie fehlten, die verbündbeten Monarchen es 

feten, welche fie geben koͤnnten ? 
33 ”» 
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II. In Beziehung auf die Behörben, welche nach den gefeßlichen 

Beſtimmungen entſcheiden könnten, 

1. ob und wie fern zn folder Cutſcheidung die Landes 
gerichte tauglich feien? und 

2. ob und wie fern die Bundesverfammlung dazu mitwirken 
föune oder nicht? 

Die erfte Frage zu I. 1. verneinte er und erwähnte, bie 
Entſcheidung müfje, wenn fi in dem pofitiven Staatörechte des 
Landes und in den völferrechtlichen Nerträgen Feine befonberen 
Beſtimmungen fänden, aus den allgemeinen Principien bes 
Staats⸗ und Voͤlkerrechts gefchöpft werben *). 

Zu den bejondern Beflimmungen aber gehörten zunächſt der 
zwilchen bem Kaiſer von Defterreih und feinen Allirten einer: 
ſeits, dann dem Kurfürften von Heſſen andererjeitS am 2. Der. 
1813 zu Frankfurt in ber Abficht gefchloffene Vertrag, um zu 
der Wiebereinfegung des Kurfürften in feine Rechte und Befigun- 
gen mitzuwirken und bie Hülfsmittel zu beftimmen, welche Hoͤchſt⸗ 
derjelbe der gemeinen Sache in dem Augenblicke zu leiften haben 
würde, in welchem er zu ber großen Allianz zugelaſſen worden 
fein werde. 

Auf diefen Tractat, der in feinen ſechs Special⸗Artikeln kein 
Geheimniß mehr fei, beriefen fih die Reclamanten, nur wollten 
fie ihn mit dem Pariſer Frieden und ber in der Wiener Congreß⸗ 
acte über das Großherzogthum Frankfurt gegebenen Beftimmungen 
in Verbindung und Einklang gebracht wiſſen, waͤhrend Seine 
koͤnigliche Hoheit der Kurfürft ihn auf eine ganz andere Art ale 
die Reclamanten auslege. 

So wünfdyenswerth e8 aber auch fei, über die wahre Abſicht 
und den eigentlichen Sinn biefed Vertrags, eine authentiſche Er- 
klaͤrung zu erhalten, fo fei dieſes doch ſchlechthin unmöglich, 

Bu 2. meint v. Wangenheim: Die Reclamanten glaubten 
jwar, daß bie hohen verbündeten Mächte diefe authentifche Er 
klaͤrung geben könnten, vergäßen aber, Daß nach einmal gefchloffenem 


) Dies war eine jener ſtaaterechtlichen Theorien, die 1819 fo fdharf ver 
dammt wurden. ® 
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zweiſeitigen Vertrage Feiner der Paciscenten das Recht ber eins 
feitigen Erklärung in Anſpruch nehmen könne, und daß wenn über 
den Sinn eined Vertrags zwiſchen Mitgliedern des beutfchen 
Bundes eine Verſchiedenheit der Erflärung eintrete, biefe Ver⸗ 
mittelung abermald nur durch Vermittelung bed Buudes oder 
ſchiedsrichterliches Erkenntniß ausgeglichen werben könne. 

Dem ungeachtet werbe es berjenigen Behörde, weldye in ben 
Angelegenheiten der Reclamanten fünftig einmal zu entſcheiden 
hätte, zu großer Grleichterung und Beruhigung gereichen, 
wenn fi die hohen verbündeten Mächte, zugleich Blieber des 
deutichen Bundes über die Anfidhten, von welchen fle bei bem 
Abſchluß jenes Tractatd geleitet worden, amtlich ausgeſprochen 
haben würden, obgleich eine ſolche Erklärung nie die Ratur einer 
gejeglihen Beſtimmung annehmen könne, 

Diefe Erklärung jei von Ihren Majeftäten dem Kaifer von 
Defterreih und König von Preußen mit Zuverfiht in dem näms 
lihen Augenblide zu erwarten, in welchem Allerböchftbiejelben 
Ihre Geſandtſchaften zur Beantwortung der in der 42. Sikung 
aufgeworfenen Kragen infiruiren würden. 

So wenig ed demnach an gefeglichen Quellen fehle, aus 
welchen Die Entſcheidung geſchoͤpft werden koͤnne, fo wenig 
dürfte es 

zu I an den Behörden mangeln, welche die erforberliche 
Entſcheidung an bie Hand geben Lönnten. Die Behörden feien 
die Landesgerichte und die hohe Bundesverfammlung *). 

v. Wangenheim äußerte ad 1. die Landesgerichte. 

Die Reclamanten bätten zwar behauptet, daß dieſe Gerichte 
dazu ganz unbefähigt feien, 

a. weil diefe in ihren Grlenutniffen und Urtheilen durch 
Localverorbnungen, welche von der fouverainen Macht 
ausflöffen, gebunden werben koͤnnten; 

b. weil es fich bei den meiften ber vorgebradhten Klagen 
um Gegenflände handele, weldye über die Sphäre ber 


*) Die nun folgende Ausführung fehlt im Protocolle; wir geben fie 
nach dem loeo dictat. gedrudten Gutachten. 
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burgerlichen Geſetzgebung und der Civil⸗Tribunale weit 
hinaus reichten. 
Wenn man jedoch 

ad a. in Beziehung auf die erſte Behauptung auch zugeben 
müffe, daß der oberften Staatögewalt das Recht zuftehe, mittelft 
allgemeiner Geſetze die wejentliche Form beftehenber Rechte ab: 
zuändern oder wohl gar diefe Rechte felbft ganz aufzuheben; 
wenn man aud) zugeben müſſe, daß die oberfle Staatsgewalt in 
gewiffen außerordentlichen Fällen den Unterthanen wohlerworbene 
Rechte ſchmälern oder auch gänzlich entziehen dürfe, fobalb nach⸗ 
gewiefen werben koͤnne, daß die fortdauernde Ausübung ſolcher 
Rechte mit der Erhaltung oder Wohlfahrt des Staates oder eines 
betraͤchtlichen Theils feiner Bürger in Gollifion komme; wenn 
man auch zugeben müſſe, daß dieſes Außerfte Recht der oberften 
Staatsgewalt turd feine pofitiven Grenzen beſchraͤnkt werben 
tönne, ohne den Gonflict des Privatwohls mit dem Wohle des 
Ganzen zum Nachtheil des Allgemeinen zu vereinigen; wenn 
daher auch allgemein und namentli in der gewiß milden und 
liberalen öfterreichifhen Geſetzgebung der Grundſatz aufgeftellt 
fei, daß wenn es das allgemeine Befte erheiſche, jebed Mitglied 
des Staatd gegen eine angemefjene Schabloshaltung, felbft das 
volftändige Kigenthum einer Sache abtreten müfle; wenn dem⸗ 
nad) endlich zugegeben werten müfje, daß in folchen Fällen tie 
oberſte Staat@gewalt unmittelbar und mit Abweichung von den 
fonft anmenbbaren gewöhnlihen Gntjcheidungsquellen einen 
Rechtsſtreit per sententiam, vi juris enmiinentis latam entſcheiden 
Laffen könne, fo müffe doch auch auf der andern Seite zugegeben 
werden, daß dieſes jus eminens nur nad) vorhergegangener 
firenger Prüfung feiner Anwendbarkeit auf gegebene Fälle und 
zwar auf dem Verfaſſungswege des Landes, und auch dann nur 
mit änßerfter Schonung ausgeübt werben dürfe, daß baber ter 
leidende Theil vermöge des Grundſatzes der rechtlichen Gleich 
beit, fo weit es immer möglich fei, entichädigt werten müfle, 
taß fomit der Bunct der Gutfhädigung, namentlich 
in Hinſicht aufihre Angemeffenbeit in jcdem Falle 
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als ein Begenftand rechtlicher Beurtheilung ohne 
Einmiſchungder Regierungsgewalt, vor die Gerichte 
geböre, und daß dann, wenn die oberſte Staatsgewalt ben 
Gerichten nicht geftatte nach vorhandenen rechtlichen Principien 
au® eigener Ueberzeugung fiber die Gültigkeit gewifier Rechts: 
geichäfte zu erkeunen, denfelben vielmehr bei ber Ausübung des 
juris eminentis vorfchreibe, wie fie die bier erwachfenen Streitigs 
feiten entſcheiden follen, die Berichte, Die ſich Über dieſe Vor⸗ 
fhrift, wenn fie auf dem verfafjungsmäßigen Wege gegeben jei, 
zwar nicht hinausſetzen koͤnnten, dennoch fo befugt und verpflichtet 
feien, in dem Falle auf verhältnigmäßige Schadloäbaltung zu 
erkennen, in welchem fie fich überzeugt hätten, daß das Rechts⸗ 
geichäft, über welches geftritten werde, ohne Dazwiſchenkunft 
jener Vorfchrift als ein an fi gültiged betrachtet werden müſſe, 
und daß endlich, wenn die Gerichte durch Vorfchriften der oberftcn 
Staatsgewalt auch hieran gehindert werden wollten, der Fall 
der verweigerten Juſtiz und die Zuſtändigkeit ber 
Bundesverfammlung, fih diefer Angelegeit anzu: 
nehmen, eintrete. 


Was nun aber 

ad b. die zweite Behauptung betreffe, daß die Landesgerichte 
fhon um deswillen feine Hülfe gewähren koͤnnten, weil es fich 
bet den meiften der vorgebradhten Klagen um Gegenftände han⸗ 
dele, welche tiber die Sphäre der bürgerlichen Geſetzgebung und 
Tribunale weit hinausreichten, jo erfcheine biefelbe bei genauerer 
Prüfung eben fo unbegründet als die erfte. 


Das äfterreichifche Geſetzbuch enthalte hierüber im F. 20 des 
erften Theils eine Dispofition, welche, weil fle alle® kurz und 
bündig zufammenfaffe, was aus allgemeinen Prinzipien confequent 
hervorgehe, als eine allgemein anwenbbare betrachtet werden 
könne. 

„Auch ſolche Nechtögefchäfte — jo heiße die angeflihrte 
Stelle — die das Oberhaupt bes Staats betreffen, aber auf 
deffen Privateigenthum oder auf die in dem bürgerlichen Nechte 
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gegränbeten Grwerbungsarten fidh beziehen, finb von den Gerichts⸗ 
behörben nad) ben Geſeßen zu beurtbeilen”. 

Man unterfcheibe zwiſchen öffentlichen und Privat⸗Ange⸗ 
egenheiten. 

In jenen übe der Regent bie ihm, kraſt des Berfaffungs- 
vertrage zuſtehende Regierungſsrechte aus. Gr gebe auf bem 
verfaffungsmäßigen Wege Geſetze, führe bie oberſte Aufficht, übe 
das Beſtenerungsrecht u. ſ. w. Dieſe Regierungsrechte unb bie 
ans ihrem Gebrauche hervorgehenden Regierungshandlungen 
konnten allerdings ein Gegenſtand der Civilgeſeggebung nab 
der Civilgerichtsbarkeil werben. 

In Privatangelegenbeiten hingegen ober bei Rechtsgeſchaͤften, 
weldye der Regent zwar über öffentlihe Güter ober zum 
gemeinen VBeften, dennoch aber mittelft der im Privatrechte ent- 
baltenen GSrwerbungsarten, z. B. mittelft Kaufe, Pachts u. f. w. 
ſchließe, trete auch die Eivilgefeßgebung und Civilgerichtsbarkeit 
in Wirkung, well diejenigen, mit weldhen der Regent folde 
Geſchaͤfte machen ließe, die in ben Geſetzen über ſolche @efchäfte 
enthaltenen Beftimmungen- unb deren Anwenbbarkeit auf fie ale 
die Bebingung betrachteten, unter weldyer allein mit einer Regierung 
Sefchäfte gemacht werben koͤnnten. 

Wenn ber öfterreihhifche Geſetzgeber beflimme, daß alle 
foldye Rechrögefchäfte von den Gerichtsbehoͤrden nad den Geſetzen 
entfchieden werben follten, jo ſei hierdurch hinreichend außgebrüdt, 
Daß der Richter auch die befonbern, in einzelnen Geſchaͤften von ber 
allgemeinen Norm vielleicht abweichenden Bedingungen und Be: 
ftinmungen beridfihtigen und in Anwendung bringen müſſe, 
wenn dieſe befonderen Beftimmungen nur (zur Sicherheit berer, 
mit welchen bie Regierung die Geichäfte machen Tieß) vorher 
hinlaͤnglich Bekannt gemacht worden wären, ober aus allge 
meinen Principien flöffen, welche einem Jeden bekannt fein 
fönnten. 

An rechtlichen Normen, nach welchen die Gerichtsbehoͤrden 
zu entfcheiben Hätten, könne es daher heute jo wenig fehlen, als 
es während der ehemaligen Reichsverfaſſung Daran fehlte, da in 
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allen denjenigen Faͤllen, wo andere Rechtsquellen verfiegt waͤren, 
das Naturrecht die Entſcheidung an die Hand gebe. 

Es ſei gewiß irrig, wenn man ohne Unterſchei⸗ 
bung von den ſogenaunten völkerrechtlichen ragen 
behaupte: baß fie ihre Beantwortung nicht in deu 
Gerichtshöfen finden fönnten. 

Die eigentlichen völkerrehtlihen Fragen, welche bie Auges 
legenheiten unabhängiger Staaten, die feinen andern Richter über 
fih erfennten, als Bott und das Schwert, beträfen, gehörten 
freili nit vor die Givilgerihte, wenn man aber z. B. die 
Frage, ob bie Beräußerung ber Domainen in Weſt⸗ 
phalen für Seine königliche Hoheit den Kurfürften 
von Heſſen verbindlich fei? eine völkerrechtliche 
nenne und fie deswegen zur gerihtliden Entſchei— 
dung nicht für geeiguet halte, fo ſei man gewiß im 
Srrtbum”). 

Durch einen Friedensſchluß koͤnne allerdings befonders be 
ſtimmt werben, wer bie Wirkungen einer Eroberung tragen folle, 
und es fei feinem Yweifel unterworfen, daß ſolche befonbere 
Befimmungen auch zur Anwendung kommen müßten. Wenn 
aber foldye befondere Beftimmungen nicht gemacht worben felen, 
fo mäfje nach allgemeinen Principien entſchieden werben. Diefe 
würden zwar aus dem Natur» und Völferredhte abgeleitet, die 
Ableitung aus diefer Duelle aber fchließe die Gognition ber 
Civilgerichte über Streitigkeiten, die fi über folde Kragen 
zwifchen Privaten unter ſich oder zwiſchen Privaten unb dem 
Fiscus entfponnen hätten, ſicherlich nicht aus. 

Ganz gleiche Bewanbniß habe e& auch mit den ſtaatsrechtlichen 
ragen, fie felen audy entweder nur jo genannte oder wirkliche. 
Denn wenn gleidy der Inbegriff der wechjelfeitigen vollkommenen 
Rechte des regierenden und regierten Subjectd in dem Staate, 
ald Staatsrecht im eigentlichen Sinne, niemald Gegenfland einer 


*) Diefer ganze Theil der rechtlichen Ausführung fehlt ebenfalls im 
öffentlichen Protocolle. 
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gerichtlichen Discuffion und Entſcheidung werben Fönne, fo Eönne 
doch dieſelbe Sadye, iu verſchiedener Hinſicht, Staatd« und zugleidy 
Privatangelegenheit fein, weil auch Ginzelne bei demjenigen, 
was das gefammte Wolf ober defſen Repräfentanten betreffe, ein 
unmittelbare® privatrechtliches Sintereffe haben koͤnnten. Diee 
fei gerade bier der Kall, wo die Bültigkeit oder 
Ungültigkeit gewiſſer Rechtsgeſchäfte von der Be: 
antwortung der Frage abbänge, ob einzelne Unter; 
tbanendieBerpfliätungbätten,einevoneuropätfden 
Mächten anerlannte Regierung darum, weil folde 
kein Grbredht zum Throne gehabt habe, als eine 
unrehtmäßige anzuſehen? 

Wenn nun aber die Reclamanten auch 

ad II 2. die Wirkfamkeit der Bundesverfammlung zur Ent⸗ 
ſcheidung ihrer Angelegenbeiten bezweifelten, jo lange fie fi 
ohne Entſcheidungsnormen und ohne Auftrag in Anwendung zu 
bringen finde: fo fei zwar der erſte Grund ſchon in feiner 
Nichtigkeit nachgewieſen worden; dagegen aber müſſe der zweite 
in einiger Hinficht defto gültiger erfcheinen, Dennoch aber fei er 
nicht fo beichaffen, daß er eine Beruͤckſichtigung des Geſuchs der 
Reelamanten, wenigftend nicht in ber Form und Art, wie fie es 
gemeint hätten, zur Folge haben koͤnnte. 

Es könne und müfle nämlich im Allgemeinen zwar als aus⸗ 
gemacht angenommen werben, daß weder Die Bunbesacte noch 
die Songreßacte eine Competenz der Bundesverſammlung in ben 
weftphälifchen Angelegenheiten an und für ſich begründe. Weder 
jene noch diefe habe der Bundesverſammlung eine Befugniß eins 
geräumt, über Regulirung der Angelegenheiten des erlofchenen 
weſtphaͤliſchen Staat unter deſſen jeßigen :Cheihabern zu wachen, 
oder gar insbefondere in Beziehung auf die Domainenveräuße- 
rungen, wie ſolches bie Gongreßacte Art. 41 in Beziehung auf 
das ebenfalls erlofhene Großherzogthum Krankfurt the, Bor: 
ſehung zu treffen. 

Selbſt die Beſtimmung des von den boben Verbündeten 
mit Seiner föniglihen Hoheit dem Kurfürften von Heſſen 


geſchloſſenen Vertrags vom 2. December 1813, nach deſſen 5. 
Separatartifel die für Theilung ber Archive zufammentretende 
gemeinſchaftliche Gommilfion der Provinzen bes Königreichs 
Weftphalen alle gemeinſchaftlichen Intereſſen Diefer Lande regu- 
liren ſolle — könne hierzu nicht führen, fondern müſſe einzig unb 
allein von den vertragfchließenden oder jonft betheiligten Mächten 
und Fürften betrieben werden, und es ſei gewiß Außerft wohl: 
tätig, wenn tie betbeiligten Bundesglieder fo ſchleunig als 
immer möglich, zufammentreten wollten, um endlid und auf 
einmal alle jene Sinterefien, welche bis dahin den verjchiedenen 
Provinzen des Königreihe Weſtphalen gemeinichaftlid) waren, 
auf dem Wege der Güte oder des Rechts, auf eine würdige 
Weile zu reguliren*). 

Ueberdies ſeien die vorliegenden Streitigkeiten ſolche, weldye 
zwifchen Kürften und Unterthanen obwalteten, folglich von ber Art, 
daß fie, an und für fich betrachtet, ſich einzig zur Eutjcheidung 
vor den Landesgerichten eigneten, indem jelbft das als proviſo⸗ 
rifhe Norm betrachtete Commiſſionsgutachten über die Sompeten; 
$ 5 Nr. 3 jede Ginmifhung in die inneren abminiftrativen 
Verhaͤltniſſe ausſchließe. 

Demungeachtet ſei die Competenz der Bundesverſammlung, 
ſowohl in Beziehung auf die vorliegenden als auch auf alle 
aͤhnlichen Faͤlle, nicht ſo unbeſtimmt und unzulaͤnglich, als es auf 
den erſten Blick ſcheinen möge, und die Juſtructionen, welche fie 
vor ihren allerhoͤchſten Committenten zu erwarten habe, würden 
ſicher für die groͤßtmoͤgliche Beſtimmtheit forgen. 

Es werde ſicher dabei erwogen werden, ob es geſtattet werden 
Eönne, daß in irgend einer Zeit ein Mitglied des deutſchen 
Bundes bloße Verordnungen an die Stelle auf dem verfaſſungs⸗ 
mäßigen Wege gegebener Geſetze treten laſſe, und biejen zugleich 
eine rüchvirtende Kraft verleibe, dba, wenn dieſes geftattet 
würde, in jedemAlugenblide und in jedemeingelnen 
Kalle die Juftizpflege niht nur gehemmt, fondern 





— 


*) Der Abſchluß erfolgte erſt im Jahre 1843. 
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fogar gegen das offenbarfte Recht gekehrt werden 
fönnte. 

Denn fo gewiß es auch fei, daß der Bund nicht befugt fein 
tönne , einem einzefnen Mitgliede deſſelben vorzufchreiben, welche 
Verordnungen und Geſetze es geben ober nicht geben follte, fo 
ſei doch nicht zu verfennen, Daß mit dieſem unbeftrittenen 
Rechte der Verordnungen und der Geſezte ein folder 
Mißbrauch getrieben werden Fönne, ber fi ganz 
dazu eignen würde, von Bundeswegen abgeftellt zu 
werden, 

Sm G. 1. tes Commiſſions⸗Gutachtens über die proviforifche 
Feſtſezung der Gompetenz des Bundestags fei ausgeſprochen *): 

„Lie Feſtſetzung ter Gompetenz der deutfchen Bundesver⸗ 

fammlung iſt gleichbedentend mit der Feflfebung ibres 

Geſchaͤftsumfanges, und dieſe ift gleichbedeutend mit ben 

Angaben ihrer Beltimmung. Der Umfang ihrer Pflichten, 

entnommen aus ihrer Beſtimmung, bezeichnet den Begriff 

der Kompetenz“. 

Das heiße mit andern Worten: in allen 
Dingen, welde berzuftellen oder welden vorzu— 
beugen die Bundesverfammlung verpflidtet fei, 
müffe fie auch beredhtigt fein, die zur Erfüllung 
ihrer Pflicht nothwendigen Maasregeln zu er: 
greifen. 

Nun fei fie aber berufen, nicht nur im Allgemeinen für bie 
Erhaltung der Innern Sicherheit, fondern auch im Befondern 
für ungebinderte und unbefangene Rechtspflege zu forgen: alfo 
müſſe ihr au das Recht zufteben, die Abftellung 
folder Mißbräuche der geſetz- und verordnung:> 
gebenden Gewalt in den einzelnen Bundesſtaaten 
zu veranlaffen, wodurch die öffentlihe Sicherheit 


*) Die hier folgende wichtige Ausführung über die Competenz ber 
Yundesverfammiung wurde ebenfalls im öffentlichen Pretocoll nicht ab⸗ 
gedruckt. 
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geRört oder eine felbfifiändige Rechtspflege ge: 
bemmt werbe. 

Der 5.$. der proviforifchen Gompetenzbeftimmung fage zwar 
in feinem dritten Abfchnitte ſehr beftimmt: 

„Da der Begriff der vollen Souverainität einzelner Bundes» 

flaaten der Bundeßacte zum Grunde gelegt iſt, fo liegt 

unbezweifelt jene Ginmifchung der Bundesverſammlung in 
die inneren abminiftrativen Verhaͤltnifſe außerhalb der Grenzen 
ihrer Sompetenzen *. 

Allein es werde auch eben fo beftimmt Hinzugefügt: 
„Indeſſen gründen ſich jebocd auf den Sinn der Bundesacte 
die folgenden Ausnahmen :” 

unter welchen ſich namentlich auch bie befinde: 

„Wenn der Fall einer in Rechtsfachen intendirten Juſtiz⸗ 

verweigerung oder einer berfelben gleich zu achtende Ver: 

zögerung vorkommen follie”. 

Nun heine ed ganz unbezweifelt, daß, wenn 
durch einen Mißbrauch der gefehßgebenden Gewalt 
jebes in ven Weg bes Prozeffes gebradte fireitige 
Recht zum ungefegliden Unreht gemacht werben 
könne, einer Verweigerung der allerfhlimmften 
Art, Thor und Thür geöffnet und die Bundesacte 
in einem ihrer wejentlihfien Fundamente unter: 
graben werden würbe®). 

Segen ſolchen Mißbrauch ber gefeßgebenben Gewalt, wodurch, 
indem die formale Rechtspflege allerdings aufrecht erhalten, bie 
materielle aber deſto tiefer gebeugt werde, dürfte aber ber unbe: 
firittene Brundfaß der Bundesverfafjung fhühen, daß wenn ber 
Fall einer in Rechtsfadhen eintretenden Juſtizverweigerung oder 
einer berfelben gleich kommenden Verzögerung vorkommen follte, 
tie Bundesverſammlung fo befugt als verpflichtet fei, begründete 
Beſchwerden über wirklich gehemmte oder verweigerte Juſtiz an: 


©) Diefer und der folgende Abſat finden ih im öffentlichen Protocol; 
der dann wicder folgende Abſatz dagegen wieder nicht. 
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zumebmen, um baranf Die gerichtliche Hülfe in ben einzelnen 
Bundesſtaaten zu bewirken. Es koͤnne dabei weniger ein Zweifel 
obwalten, ob bie Gompetenz der Bunbesverfammlung dahin be 
Rimmt werden folle, als die Schwierigleit, die an fi wahren 
sınd unbeftreitbaren Säpe fo zu faflen, daß daraus eine Folge: 
zungen gezogen werben bürften, welche dem eigenthämlichen 
Leben der Bunbeöfiaaten zu enge ober zu weite Grenzen febten. 


Denn man dürfe es fid nit verbergen, daß ber 
Bund gefährbet werden fönne, wenn bie, weldhe das 
Steuer führten, ibn niht zwifhen ben beiden 
Extremen der Unmadt und der Uebermadt ber 
Bundesverfammlungmit fihererHand durchführten. 
Sei bie Berfammlung ohne genügende Macht, fo 
könne fie in jedem Augenblide zum Dedmantel der 
gefährlihften AIntriguen werben, werbe fie aber 
übermädtig, fo könne fie fih an bie Stelle der 
Regierungen fegen und ein vielköpfiges Ungeheuer 
werden. In jenem Falle werde fie verädhtlidh, in 
diefem fürchterlich, inbeidenaberverderblichwerden. 
Gegen dieſe Gefahr ſchützten nur riätig entwidelte 
und Mar und beſtimmt aufgeftellte Principien, und 
dafür werde die Weisheit ber deutſchen Regierungen 
forgen. 

Wenn nun aus diefem Bortrage wirklich bervorgehe, was 
daraus hervorgehen folle, daß es in den Angelegenheiten bes 
ehemaligen Königreichs Weſtphalen weber an geſetzlichen Beſtim⸗ 
mungen, nach welchen fie beurtheilt, noch an Behoͤrden fehle, 
von welcher fie beurtheilt und gerichtlich erlebigt und bie Rechts 
pflege und Vollſtreckung gejchüßt werben koͤnne, jo werde Bis 
bahin, wo bie bereitö ergebenen und über die hier entwidelten 
Grundfäße zu erwartenden Inſtructionen eingegangen fein werben, 
für jetzt auch der Antrag gerechtfertigt erſcheinen, 

daß der Bevollmädhtigte der Reclamanten in den weſtphaͤ⸗ 

liſchen Angelegenheiten mit feinem Geſuche um Berwenbung 
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bei Ihren Majeftäten tem Kaiſer von Defterreih und dem 
Könige von Preußen in ber Art, wie gebeten wurde, abge 
wiefen werden möge. 


Ale Stimmen mit Ausnahme Hannovers und Kurheſſens 
traten einfach dem Antrag bei, und fo wurbe ber Antrag bes 
Referenten zum Beichluß erhoben. Hannover und Kurheſſen 
flimmten zwar bei, aber erſteres berief ſich auf feine früheren 
Abſtimmungen und Iehtereö Außerte: 


„Dem Schlußantrage des Herm Referenten kann ich nicht 
anders al8 vollfommen beiftimmen. Wenn aber bie vorber- 
gegangene Ausführung dazu dienen foll, die Gompetenz der 
Bundesverfammlung in der weſtphaͤliſchen Angelegenheit 
überhaupt und in den Angelegenheiten ver Domainenfäufer 
insbeſondere, weiter zu gehen, als bisher gefcheben, zu recht 
festigen, fo muß ich mich in Bezug auf meine früheren Er⸗ 
klaͤrungen und unter Vorbehalt etwaiger wetierer Heußerungen 
biergegen ausdrücklich verwahren “. 


Wir fehen bisher nody immer den reblichften Willen ber 
Mehrheit der Regierungen, die Angelegenheit in würbiger Weiſe 
zu beenbigen. Die „bebeuflihen Theorien *, welche fpäterhin 
offen verworfen wurden, ſprach man noch ungeſcheut in ber 
Bunbesverfammlung aus, doch ließ man die entſchiedenſten Stellen 
der Öntachten auß dem Öffentlichen Protocolle weg. Died war 
ein Unrecht. Denn wenn auch barüber eine verfchiedene Meinung 
herrſchen Tonnte, ob überhaupt ein Gegenſtand zur Zeit veröffent- 
licht werden follte, fo durfte e8 doch nie einem Zweifel unterliegen, 
daß bei einem im öffentlichen Protocolle dem wefentlichen Inhalt 
nad) angegebenen Commiſſionsberichte die für die Beſchwerde⸗ 
führer fprechenden Erwaͤgungen willfürlih nicht weggelaffen 
werben durften. 
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Weil nun in fehr vielen Angelegenheiten nicht mit Aufrich⸗ 
tigfeit ber eben ausgeiprochene Grundfaß aufrecht erhalten wurde, 


fo ermangelten bie öffentlichen Protocolle derjenigen Buverläffig- 
feit und Vollſtaͤndigkeit, welche ihnen allein Werth geben konnte. 


Als bie MiniferialsGonferenzen in Carlsbad Statt fanben, 
reichten die weftphälifchen Reclamanten eine Denkjchrift bortbin 
ein. Dr. Schreiber, welcher überall als Bevollmächtigter derſelben 
anftrat, bemerkte in feiner Eingabe, daß die Angelegenheit feiner 
Sommittenten bei dem Gongrefle in Aachen eine willfährige Auf 
nahme gefunden hätte, daß bie Erledigung Diefer Sache zwar 
zunächft, fontel die Ausgleichung felbft betreffe, bie Beſiger ber 
vormals weſtphaͤliſchen Lande angebe, zugleich aber auch, infofern 
fie noch unerlebigt fei, theild die europaͤiſchen Mächte, welche ben 
weftpbälifchen Staat nur erft factiſch aufgelöft hätten, theil® alle 
deutjchen Regierungen, die in der Menge der Anſpruͤche noch 
eine Beeinträchtigung des allgemeinen Friedens erbliden müßten, 
und daß felbige ihrer Natur nach fo gut zu behandeln fei, wie 
in andern Staaten geſchehen, welche unter gleichen Verhältniſſen 
aufgelöft und umgewandelt worben. Sein Geſuch ging nun da⸗ 
Bin, die Grunbfäge der Behandlung und Ausgleichung ſelbſt aber 
einer Commiſſion der betheiligten Regierungen zu überlaffen und 
auf diefe Weiſe die flreitige Angelegenheit zu befeitigen. Dieſe 
Bitifchrift wurde aber auf den Carlsbader Gonferenzen nicht 
berädfichtiget. 


Darauf wenbeten fi) die Reclamanten von Neuem an bie 
Bundesverfammlung. 

Die befondere Veranlaffung dazu war eine kurfuͤrſtliche 
Berorbnung am 31. Zuli 1818, welde in Folge eines Spruch 
des Oberappellationsgerichts zu Gafjel unter dem 27. Zull 1818 
erſchien. | 
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Als nämlich in einer Klagefache, Haim, Klägers, ber von 
Stein, Bellagten, und des Anwalts des kurfürſtlichen Fiscus, 
Sintervenienten, wobei es hauptſächlich auf die Frage ankam: 
in wiefern die der weftphälifchen Regierung geleiftete Zahlung 
eines ber kurfürſtlichen Kriegscaffe gehörig geweienen Gapitals 
für letztere als gültig zu achten fei? von der Regierung in Gaffel 
und dem bafigen Oberappellationsgerichte nicht ganz überein⸗ 
flimmend, jebod, beiderſeits dahin erfannt worden war, daß eine 
folge Zahlung, wenn der Schulbner ein weftphälifcher Untertban - 
gewefen, für gültig betrachtet werden müfle; erließ der Kurfürft 
unterm 31. Juli 1818 nachſtehende fernere Verordnung: 


„Bon Gottes Gnaden, Wilhelm I Kurfürft ıc. fügen hiermit 
zu willen: &8 tft Uns von Unſerm Juſtizminiſterium die Anzeige 
geiheben, daß die zur gerichtlichen Grörterung gekommenen 
Fragen: 

in wie fern die während der feindlichen Unterziehung Unferer 

Staaten von Unfern Unterthanen an den Serome Bonaparte 

oder deſſen Bevollmächtigte geleifteten Zahlungen der aus 

Staatslaffen, vor tem 1. November 1806 vorgelichenen 

Sapitalien, deögleihen die an Dritte, von den vorgenannten 

Perjonen geſchehenen Geffionen folder Capitalien als gültig 

anzuieben jeien ? 


von den Berichten ſehr verfchteben benrtheilt uud baber gänzlich 
von einanber abweichende Erkenntniſſe gefällt worden find. 

„Auf diefe Anzeige, umb nachdem Wir in Erwägung gezogen 
haben, daß die Verfchiebenheit der Anſichten, welche über bie 
Rechtögültigleit der während ber frieblichen Beſetzung Unſerer 
Lande mit jenen Gapitalien vorgegangenen Veränderungen in 
den Gerichten herrſchen, und die, den ſich widerſprechenden 
Urtheilen beigefügten Entiheldungsgründe einen Mangel in ber 
Gefepgebung anerkennen Lafien, welchem abzubelfen für das Wohl 
des Ganzen um fo nothwenbiger erfcheint, als es nicht zu ber 
Sphäre des Richteramtes gehört, die Beweggründe zu feinen 
Erkenntniſſen in politiſchen Greignifien aufzufuchen, bie feinen 

Erſter Th eil. 34 
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Forſchimgen fremd bleiben müflen, — finden wir uns bewogen, 
wegen dieſes Gegenſtandes nähere Beſtimmungen feftzufegen. 

„In Rüdfigt nun, 

„daß die im Jahre 1806 gefchehene feindliche Ueberziehung 
Unferer Staaten durch franzoͤſiſche Truppen nicht in Folge eines 
Krieges, fondern im Zuſtande des Friedens ſich ereignete, mithin 
nur als ein Raubzug zu betrachten, keineswegs aber im Stande 
iſt, den hierdurch erlangten Beſitz unter die völferrechtlichen 
Bedingungen einer Eroberung zu flellen; 

„daß diefe Handlung der Gewalt nicht zum Rechte werben 
konnte durch die nachfolgende Ginzwingung der kurbeffiichen Lande 
unter bie Provinzen des Königreichs Weſtphalen, da lekteres 
weder von fämmilichen Eriegführenden Mächten anerfannt worben 
ift, noch Die Linfern Unterthanen befohlene, zur Berhütung größerer 
Uebel theilweife geleiftete Hulbigung und die gebotene Wahl ber 
Stände ald folde Handlungen anzufeben find, durch welche ein» 
feitig die Rechtmäßigkeit einer Regierung begründet werden Tann, 
Wir auch, was allein die Geftalt der Sade zu ändern vermochte, 
niemals eine Gntjagung auf die Thronrechte Unferer Dynaſtie 
abgegeben haben; 

„daß aber ohnehin Die von dem bamaligen Beherrſcher 
Frankreichs Durch den Berliner Verein vom 22. April 1808 an 
feinen Bruder, den Sjerome Bonaparte abgetretenen kurheſſiſchen 
Staatslapitalien auf diefen, nad allen Rechten, nit mit 
größeren Befugnifien übertragen werben konnten, als jener 
beſaß; 

„und wenn ſelbſt dieſſeits ein beſtandenes weſtphäliſches 
Staatsrecht angenommen werben koͤnnte, dennoch bie In Rede 
ſtehenden Gapitalien keineswegs als zum Öffentlihen Schape 
gehörige Beftanbtheile des Staatseigenthums betrachtet, vielmehr 
hiervon getrennt, von Sjerome Bonaparte als fein beſonderes 
Eigenthum verwaltet worden find, mithin die deffen Orts ober 
von feinen Berollmädhtigten dieferhalb genommenen Mafregeln 
fo wenig zu den Innerhalb ber Grenzen der Staatöverwaltung 
vorgenommenen Sanblungen gehören, als wenig von Rechten, 
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melde Schulbner durch geleitete Zahlungen gegen den Staat 
erworben hätten, die Rebe jein kann; dem zufolge auch bie im 
Deerete der weſtphaͤliſchen Stände vom 15. Februar 1810 
(welches, ohne die Frage über die Rechtmäßigkeit des Erwerbes 
und die hieraus allein fließende Dispofitionsbefugniß zu berühren, 
blos von der Zuläffigkeit der Bewetsmittel handelt) zugefiherte 
Gewährleiftung nit vom Staat, fondern vom Kronfcdyage, als 
dem Privatvermögen bes Jerome Bonaparte übernommen worden 
if, eben hierdurch aber, weil ein vechtmäßiger Släubiger, wegen 
der an ihn geleifteten Zahlung, eine Gaution nicht zu beftellen 
bat, auf den nicht unwahrfjcheinlichen Fall der von den recht⸗ 
mäßigen Regierungen zu erwarten flehenden Anſprüche hinge⸗ 
deutet wurde; 

„daß es überhaupt mit dem Rechte der Voͤlker und ber 
Staaten unvereinbar ift, der feindlichen Herrichaft während ihres 
Beflehens andere Gerechtfame über die kurheſſiſchen Staaten zu 
geftatten, als jolche, die in der Natur einer feindlihen Beſetzung 
fremder Länder liegen und lediglich in ber vorübergehenden 
Verwaltung ded Staats und feined Vermögens befteben; 

„daß jedoch da, wo der feindliche Machthaber die Grenzen, 
die feiner Gewalt von dem Voͤlkerrechte vorgezeichnet find, über- 
fchreitend das Staatögut verjchleudert, das Biel ift, hinter 
welchem er weder Rechte auf einzelne zu übertragen, noch ben 
Staat mit Berbindlichfeiten zu belaften vermag; 

„daß bie Grundfäpe, welche nicht weniger einer 
natürlichen, den Umſturz der Throne und aller bürgerlichen 
Ordnung verbütenden Bolitit, ald dem öffentlichen Rechte ange 
hören, nad) der Rückkehr in Unſere Staaten Uns ſtets geleitet 
und namentlich zu der Werorbnung vom 14. Januar 1814 ver 
anlaßt haben, durch weldhe alle während Unjerer Abweſenheit 
gefchehenen Benachtheiligungen des Staatseigenthums für nichtig 
erklärt worden, unb bie aus Öffentlichen Gaflen ausgeliehenen 
Gapitalien bierunter allerbing® zu rechnen find; 

„wollen Wir jene Verordnung vom 14. Januar 1814 dahin 
anthentiſch erflären: daß alle und jede Verfügungen über bie 

44 * 
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vorhin aus kurheffijchen Staatslafſen auögelichenen Gapitalien, 
unter weldgem Namen und Titel ſolche von der feindlichen Herr⸗ 
ſchaft auch geſchehen fein mögen, ungültig mb für Uns und 
Unfere Erben und Nachkommen an der Regierung unverbinblid 
find. — 

„Da wir jedoch zugleih auf Die Page, in welcher bie 
Schuldner zu der fremden Herrſchaft fi befanden, billige Rüd: 
ficht nehmen und daher nicht geſchehen laſſen wollen, daß dieſelben 
durch doppelte Zahlung Schaden leiden, dagegen aber nicht zu 
verflatten if, daß diefelben zum Nachtheile der öffentlichen Caffen 
einen unrechtmäßigen Vortheil ſich zueignen, fo verorbnen Wir 
weiter hiermit: 

„daß diejenigen Zahlungen, welde an ben Jerome Bona- 
parte, deſſen Bevollmaͤchtigte oder Geffionarien wirklich geleiftet, 
nachgewiefen werben koͤnnen, von ben öffentlichen Gaffen auf bie 
ſchuldigen Gapitalten, nebft rüdfländigen Zinfen, erflere mögen 
auf Kündigung geftanden haben oder nicht, in Zurechnung ange 
nommen werben follen, wonad ein Sjeber den es angeht fid 
ſchuldigſt zu achten bat”. 

Bufolge diefer Verordnung wurden nun die weftphälifchen 
Domainenkäufer, deren urfprünglidhe Zahl in Kurbeflen auf 600 
angegeben wurde, außer Befiß gejeßt und von den Landesgerichten 
abgewiefen. Died gab nun aber Beranlaffung zu unzähligen 
einzelnen Reclamationen bei der Bundesverſammlung. Zwar 
hatte fih nah und nad die kurheſſiſche Regierung mit einer 
Anzahl der Käufer auf Entihädigungsfummen oder Ueberlaffung 
ih vindicirten Domatnialeigentfums in Erb⸗ ober Leitpacht 

erglichen * allein es waren der Forderungen doch noch genug 
—* rig geblieben. 

Es wurde in der neuen Bittſchrift noch darauf aufmerkſam 
gemacht, daß der Verkauf der in Frage ſtehenden Domainen 
nicht blos in dem Willen des damaligen Regenten gelegen, ſon⸗ 
dern vielmehr von deutſchen Staatsmaͤnnern in Antrag gebracht 


rm u. 





*) ®. Br, 1817 Mol. 297. 1818 el. 461. 1833 Kol. 241. 
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und durchgeſetzt werden und daß der Ertrag der Veräußerungen 
dem Staate zugefallen und in deſſen Ruben verwendet worden 
fe. Die Bittfchrift berief fich auch auf das Beiſpiel Frankreichs, 
Italiens und Hollands, wo die Verkäufe biefer Art aufrecht er- 
halten worten ſeien. 

v. Bangenheim berichtete nochmals; die Bunbesverfammlung 
batte im Jahre 1818 um Anftructionen gebeten, weil Zweifel au 
ihrer Gompetenz in diefer Angelegenheit erhoben waren. Allein 
fie waren bis zum Auguſt 1819 noch nicht eingegangen. 
v. WBaugenheim meinte deshalb, es ſcheine raͤthlich, ber Grinnes 
rung daran eine nähere Bezeichnung des Standpunctes 
von welhem aus die ganze Angelegenheit zu be: 
traten fein möchte, vorauszuſchicken. 

Es fcheine ihm auf die Beantwortung folgender Fragen 
bauptfählich anzukommen: 

„I. In wiefern find Regierungséhandlungen eines Zwiſcheu⸗ 
herrſchers für den rechtmäßigen Regenten nad) feiner Rüds- 
kehr verbindlich 7 

Wenn diefe Fragen auch nit von allen Staats und 
Voͤlkerrechtslehrern auf ganz gleiche Weiſe beantwortet würben, 
fo fei die Theilung derſelben doch wieder eine hoͤchſt ungleiche. 
Es dürfte genügen, blos vie ſich Hinter einander entgegen. 
gefeßten Anfichten des kurfürftlich heſſiſchen Oberappellationsgerichts 
zu Gaffel und ber kurfürftlich heſſiſchen Adminiſtrativ-⸗Behoͤrde zu 
bezeichnen. 

1. Das Oberappellationdgeriht ſtelle in dieſer Beziehung 
folgende Säße auf: 

a. Nach Grundſaͤtzen des Voͤlkerrechts und bem daraus 
entlehnten Axiom: daß Fein Recht des Siegerd gedacht 
werben Eönne, wenn baffelbe nicht von Seiten der befleg- 
ten Staatögewalt durch einen förmlichen Friedensſchluß 
als ein ſolches anerfanut worden fei, iſt Heffene 
Ginverleibung in das Koͤnigreich Weſtphalen lediglich als 
ein Erzeugniß der Gewalt zu betrachten, und es konnte 
daher zwiſchen dem rechtmäßigen Landesfürſten und bem 
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bon dem Groberer eingefeßten Zwiſchenherrſcher, von 
wechjelfeitigen Rechten und Berbinblidgleiten gar nicht bie 
Rede fein; 
ba jeboch Brundjäpe des Voͤlkerrechts, weldyes bie Ber: 
bältnifje der Staaten und ihrer Regenten gegen andere 
Staaten und beren Regenten beftimmt, jyon nach biefem 
feinem Begriffe nit anwendbar find auf das rechilidge 
Verhaͤltniß, in welchem bie Staatöbärger zu ihrem Yürften 
fteben, fo können auch 
e. Grfenntniffe über die fortbauernde Wirkſamkeit ber von 
einzelnen Unterthanen, während der Zwiſcheuregierung 
gegen den Staat erworbenen Rechte nur aus Grunbjägen 
des allgemeinen Staatsrechts in ihrer Anwenbung auf 
vorliegende factiſche Verhältnifie geſchoͤpft werben. 
Nun bat aber 
d. ein Staatöverein zwifchen ben gejammten Bewohnern 
Heſſens, auch während der Abwefenheit ihres rechtmäßigen 
Regenten, fortgebauert und fortbauern müflen; 
e. diefer Staat ift inmittelft und nachdem die im jahre 1806 
eingejegte Militair-Regierung aufgehört hatte, von einem 
Zwiſchenherrſcher verwaltet worden, der, wenn gleich durch 
Gewalt dazu erhoben, fi doch in der wirklichen und un 
geftörten Ausübung der Staatöregierung, nad einer 
beftimmten Berfafjung, welcher ſich Die Staatsbürger durch 
Huldigung und frei gewählte Volld-Repräfentation unters 
worfen hatten, befand, weswegen es auch 
bei einer gerichtlichen Entſcheidung über die Wirffamkeit 
der von dem Biwilchenberricher vorgenommenen Hand⸗ 
lungen allein auf die Frage ankommen kann, ob foldhe 
Handlungen innerhalb der Grenzen der Staatöverwaltung 
und in dem verfafjungsmäßigen Wege angenommen 
wurden 9” 
v. Wangenheim führt dann aus der befaunten Pfeifferſchen 
Schrift „In wie fern find Regierungshandlungen für ben recht: 
mäßigen Regenten nad defien Ruͤckkehr verbindlich? x. 1819 


=. 
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diejenigen Gruͤnde an, die der Berühmte Juriſt damals als bie 
leitenden bei dem Oberappellations⸗Gericht darlegte. Bekanntlich 
reduciren fie ſich auf Folgendes: 


„Die Dauer ber Völker kennt keine andern Grenzen als 
die dem Beſtande ber Erde, welde fie trägt und erhält, 
vorgejchrieben find, während die Machthaber mit den 
Menfcyenaltern und WBeltereigniffen wechjeln, und einer des 
andern Stelle ihm nachfolgend einnimmt, ober, wie Klüber 
fi ausbrüdt, der ewige Staat fpricht durch jeden Regenten. 
Bloße Umwandlung in der phyſiſchen oder moralifdyen 
Perfon des regierenden Subject kann daher auf Verpflich⸗ 
tungen des Staats entkräftenden Einfluß nicht Haben *. 
„Daß ein Staat feinem Begriffe nad nicht gedacht 
werden kann ohne einen Oberberrn, einen Regenten, ift klar, 
daß aber diefer Regent, als weſentliches Glied des Staats, 
nur eine ideale Perſon fei, ift wohl eben fo wenig zu be 
zweifeln; von einem beflimmten Regenten, von einem beſtimm⸗ 
ten Individuum, welchem die Regierung zufteht, kann feine 
fo ungertrennlidde Verbindung mit dem Staate behauptet 
werben, daß ohne jenes dieſer felbit nicht mehr exiſtiren 
könne. Gin beflimmter Regent kann zwar allerdings für 
fi) ober auch für feine Familie ein Recht auf bie Regierung 
des Staats haben; dieſes Recht Taun ihm, auch getrennt 
vom Staate, weder einfeitig von den eigenen Unterthanen, 
noch dur Gewalt von Außen entzogen werden; er ift und 
bleibt immer rechtmaͤßiger Regent. Allein der Staat bedarf 
in jedem Augenblide feiner Dauer, die feine Unterbrechung 
leidet, nothwendig eines Zührers, eines Oberhaupt, weldyes 
den, wenigſtens präfumtiven, Geſammtwillen ausfpreche und 
vollftrede. Das Bolt — als der weſentlichſte, immer fort 
dauernde Beftandtheil bes Staats — kann fi alfo, während 
ed von dem rechtmäßigen Regenten unvermeidlich getrennt 
if, einem andern unterworfen, der die höchſte Gewalt im 
Staate ausübt, und fo lange dieſer die hoͤchſte Gewalt 
ausübt, ift zwiſchen ihm und dem Volle das rechtliche Ver 
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haͤltniß des Oberherrn zu feinen Unteribanen begründet, 
alle Rechte, welche dem Staate als ſolchem zufteben, find 
auf ihn übertragen, und alle Verbindlichkeiten, welche Dem 
Staate ale foldyem obliegen,, find von ihm zu erfüllen. Was er 
.at innerhalb der durdy Die Verfafjung beftimmten Grenzen der 
©taatsgewalt, das ift ald vom Staate ſelbſt geichehen zu 
betrachten, und muß von biefem und jedem, ber in Zukunft 
die Staatögewalt ausübt, als gültig anerkannt und vertreten 
werden: denn ber Staat if immer berfelbe, wie aud fein 
Oberherr wechfele, da diefer in den Rechten und Verbind⸗ 
lichkeiten nie feine eigenen, fondern ſtets nur die ihm fiber 
tragenen, im Namen des Staats auszuübenden erbliden 
faun ®, 
Darnach hatte denn au das Dberappellationsgericht zu 
Gaflel unter dem 27. Juni 1818 ein Urtheil zu Gunſten ver 
Domainenkäufer erlaflen. Das war freili gerabe das Gegen: 
theil von dem, was die Berordnung vom 31. Juli 1818 (ij. o. 
5. 529) ausgeſprochen. Unter damaligen Berbältniffen 
wardieje chrenwerthbe Selbſtſtändigkeitdes oberſten 
Berichtes doppelt hoch zu ſchätzen. v. Wangenheim verglich 
nun beide Anſichten und warf die Fragen auf: 

„U. wer bat die Grundſätze, nach welchen in Beziehung auf 
die weſtphaͤliſchen Angelegenheiten, die oben aufgeworfene 
Frage: in wie fern find Regierungehandlungen eines 
Zwiſchenherrſchers für den rechtmäßigen Regenten nad) 
feiner Ruͤckkehr verbindlich , beantwortet werden ſoll, feft: 
zuftellen? der Kurfürft von Hefien, die verbündeten Mächte, 
die Bundesverfammlung oder die kurheſfiſchen @erichte? 

Am erften Falle frage es fi, ob das heſſiſche Parti⸗ 
eularftaatsredht über deu vorliegenden Gegenſtaud bereits 
gefeßliche Normen an die Hand gebe? oder ob von einer 
neuen pofitiven Geſetzgebung für die Zukunft, ober ob 
von einer neuen pofitiven Gejeßgebung mit rückwirkender 
Kraft die Rede fei. 

Tas heififhe Particular : Staatöredht enthalte dergleichen 
geſetzliche Normen nicht, da weder tie Gerichtsbehörden in ihren 
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Erkenntniſſen, noch die Abminiftrativbehörben in den Verordnungen 
vom 14. Sanuar 1814 und vom 31. Zuli 1818 fih auf ältere 
Geſetze berufen hätten. Kehle es an folchen pofitiven Beſtim⸗ 
mungen, fo gebe diefe das allgemeine, das fo genannte natürs 
liche, oder vielmehr das Vernunft⸗Staatsrecht an die Hand. 

68 leide nun aber Feinen Zweifel, daß nicht der Landesherr 
das Recht haben follte, auf verfaffungsmäßigen Wege Die An- 
wenbung jenes allgemeinen Staatsrechts durch pofitivsgefepliche 
DBeftimmungen überflüffig zu machen, und es koͤnne bier unerörtert 
bleiben, in wiefern einer ſolchen pofttiven Geſetzgebung auch in 
dem Falle, daß irgend eine neue Regierung wieber conftituirt 
werden müßte, eine immerwährende und burdhgreifende Wirkſam⸗ 
keit mitgetheilt werben dürfe; eben jo gewiß aber jcheine es, daß 
ein neues pofitived Recht die Rechtsgeſchaͤfte, welche, fei es unter 
dem Schuze älterer pofitiver Geſetze, oder unter dem des natür- 
lihen Rechts, gültig gefchloffen wurden, auf Beine Weiſe wie uns 
gültig behandele, das heißt, Daß eine Geſetzgebung in dieſem 
Sinne eine rüdwirfende Kraft haben könne. 

Dies als richtig vorausgefegt, würde alfo bie oben aufge 
worfene Frage verneint, und Daher die Verordnung vom 14. 
Sannar 1814 und deren Erläuterung vom 31. Juli 1818 ale 
eine folche nicht betrachtet werben können, welche bie competenten 
Behörden abhalten dürften, die litigiöfen weftphäliichen Ange 
legenbeiten, nach den Grundjäßen des natürlichen Staatsrechts 
und der unter ihrem Schupe gültig entflandenen weftpbäliichen 
Sefepgebung zu entfcheiden. 

Was den zweiten Kal betreffe, fo EZönuten die verbiündeten 
Mächte nur dann entfcheiden, wenn fie die Wiebereinfeßung des 
Kurfürften in feinen Erbſtaaten an Bedingungen, welche ben, in 
den bier in Frage flehenden Verbältniffen Betheiligten zum 
Vortheile gereichten, gefnüpft hätten. 

Die Frage, ob dem Bunde oder in deſſen Namen der 
Bundesverfammlung das Recht der Grläuterung und der Ent: 
ſcheidung der aufgeworfenen Hauptfrage zuftehe, werde unbedingt 
nicht bejaht werden können, obwohl fie dafür zu forgen 
berchtigt und verpflidhtet fei, dab überhaupt 
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reätlih eutfhieden werde SEs laſſe fih zwar nicht 
verfennen, baß dem Bunde oder für ihn ber Bunbesverfanmlung 
ein Recht, welches ihr noch nicht ertheilt fei, ertheilt werben 
konne; allein bie Fönne doc wohl nidt ohne Zuſtimmung 
der dabei hauptſaͤchlich betheiligten Bundesglieder geſchehen, und 
ſelbſt dann würde die Verſammlung bei ber Anwendung bes 
Genndſatzes auf die einzeln Faͤlle den Beiftand richterlicder 
Behoͤrden nicht entbehren koͤnnen. 

Die Frage endlich, ob die Entſcheidung der aufgeworfenen 
Sauptfrage und die der Beantwortung gemäße Entfcheibung ber 
einzelnen fireitigen Faͤlle den competenten Landesgerichtsſtellen 
zuftebe, könne durchaus feinem Zweifel unterliegen, ſobald einmal 
ausgemacht fei, daß weder der Landesherr, noch bie verbündeten 
Mächte, nody der Bunb oder die Bunbesverfammlumg dieſe Ent⸗ 
ſcheidung mit Beftanden Rechtes geben könne, und doch eine foldhe 
gegeben werben müfle. “ 


v. Wangenheim kam nun zu deren Iehtem Punkt nämlid: 


„UL. Wenn einmal anerfannt und durch einen Bundesbeſchluß 
ausgefprochen fei, daß die Landesgerichte jene Entfcheibung 
zu geben und barnady die einzelnen Yälle zu erlebigen 
fo fet auch ausgemacht, daß nur bie Bunbesverfammlumg 
es fein könne, welche die Vollſtreckung der Entſcheidung 
zu fihern habe. Denn dann ſei die Wirkſamkeit derfelben 
unverfennbar dahin beftimmt, zu forgen, 

daß die Gerihtöverwaltung bes Landes 
weder unmittelbar durch Gabinetsbefehle, 
noch unmittelbar durch Verordnungen mit 
rüdwirtender Kraft, in der felbfifländigen 
Ausübungen ihrer rihterliden Functionen 
gehemmt werde, und daß ed an der Hülfs— 
vollfiredung ber von ihnen ertheilten 
Urtbhetle nicht fehle. 


Erſt dann, wenn dieſes bundesgefegmäßig anerfannt und 
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ausgefprochen worden fein würde, Eönne der Bund mit Zug und 
Recht bie reclamirenden Domainenkäufer an bie competenten 
Lanbesgerichtöftellen verweifen“. 


Bei der in der Sigung vom 12. Auguft 1819 einleitenden 
Abftimmung*) ging man auf bie nähere Erörterung der vom 
Berichtexftatter geftellten Fragen nicht ein, fonbern vereinigte fidh 
zu dem Beichluffe, Inftructionen einzuholen und die Regierungen 
um Beichleunigung derjelben zu Bitten. Nur Hannover brachte 
in längerer Ausführung bie Anficht vor, daß ber Kurfürft von 
Seflen fi im vollen Rechte befinde, und fügte zum Schlufie 
Binzu: 

„Ss ift undenkbar, daß die Mehrheit der Inſtructionen ſich 
in Aufftelung bes verderblichen Grundfages vereinigte, daß 
der feindliche VBefiger gültig Domainen verlaufen koͤnne 
und dafür Erſaß geleiftet werben müſſe; follte dieſes aber 
eintreten, jo würbe mein Hof zu einem folden Grunbfape 
nie ſtimmen koͤnnen“. 

Nur Luxemburg ſchloß fich dieſer Anficht Haunovers an, 
wie Graf Gruͤnne, der damalige luxemburgiſche Geſandte äußerte 
nach Inhalt ſeiner allgemeinen Inſtruction. 

Die erbetenen Inſtructionen trafen aber nicht ein. Die 
Angelegenheit, welche bei den Wiener Conferenzen in An⸗ 
regung kam (S. 461 ff.), wurde von dort aus wieder an den Bund 
gewieſen. Fürft Metternich hatte die Eingaben ber weftphälifchen 
Domainenfäufer in der 33. Sigung mit feinen gutachtlichen 
Bemerkungen ber Gonferenz mitgetheil. Er hatte bemerkt, 
daß bei der Lage, in welcher fi bie weſtphäliſchen 
Angelegenheiten befänden, ſie nur durch eine billige 
und gleihförmige Inſtructions⸗Ertheilung von 


0) 8. Br. 1819 Bol. 407. 
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von Geiten der Höfe an die Bundestagsgejandt: 
haften erledigt werden föunten und dieſe Inftruc- 
tionen, mit genauer unb billiger Berückſichtigung 
aller bier concurrirenden Berbältnifje, von der 
Art fein müßten, daß fie eiuenBundestags-Beihluß 
berbeiführten, won zwar die Bittſtellermit ihren 
mannigfachen Reclamationen an die betreffenden 
Landesgeridhte verwiefen würden, zugleih aberaud 
von Seiten der Bundesverfammlung das Gejud au 
Die betheiligten Regierungen erginge, die Entſchei—⸗ 
dung dieſer Landesgerichte wenigfiend über bie 
Frage: ob und in wie weit den einzelnen Reclas 
manten bona fides zur Seite lebe, und ob fie für 
das bis dahin Gezahlte oder Geleiftete ſchadlos 
zu halten feien, oder nicht? wirflid anzuerkennen 
und den desfallſigen Rechtsgang durch Feinerlei 
Vorſchriften zu befhränten“. 

Alſo ſelbſt Metternih war bis dahin noch nicht zu ber 
Anfiht gelangt, die fpäter bei der Mehrzahl der Kabinette 
durchdrang. 

In der vertraulichen Sizung vom 27. Juli 1820 kam in 
der Bundesverſammlung der Gegenſtand zur Sprache blieb aber 
liegen bis zum 12. April 1821, wo durch einhelligen Beſchluß 
an die rüdfländigen Inftructionen erinnert wurde *). Auch das 
nügle nichts, Endlich machte in der Sigung vom 30. Juli 1821 
v. Bangenheim den Antrag, daß der 22. November ald Termin 
feftgefeßt werden möge, in weldem in Beziehung auf das Reſti⸗ 
tutionsgeſuch der weſtphaͤliſchen Domainenkäufer in Kurheſſen 
unfehlbar abzuſtimmen fei, und daß bie Geſandten von Preußen, 
Hannover, Kurhefien und Braunfchweig dringend erſucht würben 
dafür zu forgen, daß in gleichem Termine auf die übrigen Buncte 
des Beſchluſſes vom 12. Auguſt 1819 (©. 539) eine genügenbe 
Erklärung zu Protocol komme. Der bannöverfche Geſandte 
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verfehlte wieberum nicht für fi und Brannfchweig bie feierliche 
Verwahrung berjenigen Grundſaͤtze einzulegen, die von Hannover 
unb Braunſchweig vom Anfange und beſonders noch bei dem 
Iekten Wiener Gongrefie (|. unten) dargelegt worben und an 
welchen feftzuhalten ber unveränberlicke Entſchluß jeines Hofes 
fei. Der Antrag v. Wangenheind wurbe zum Beſchluß er 
boben *). 

Nachdem ein Zeitraum von zwei Jahren verfirichen war, 
kam endlich auch eine nene Eingabe verſchiedener Reclamanten 
zu einem gewiffen Abſchluß, der freilich für die Betheiligten ſehr 
traurig war. v. Wangenheim berichtete im Namen ber betreffen 
den Gommiffion in ber Sigung vom 5. Juni 1823 in fehr aus 
führlider Darftelung *). Gr recapitulirte alle bis dahin 
gemachten Anträge, Verhandlungen und Beſchlüffe, nit nur 
über die Domainenkäufer, fondern überhaupt über die bei ber 
Regultrung ber weftphälifchen Angelegenheiten betheiligten Per⸗ 
fonen. Diefer Vortrag gab zu fehr ernften Zerwürfnifien in ber 
Bunbesverfammlung erneueten Anlaß, die endlich dahin führten, 
baß v. Wangenheim und v. Lepel aus ber Bunbesverfammlung 
ſcheiden mußten **). Der Bortrag ift damals öffentlich bekannt 
gemacht unb findet fih in ber Duartausgabe der Bundestags 
Protocolle; wir beſchraͤnken und daher darauf nım das zum Bu- 
ſammenhang Rothwenbigfte vorzuführen. v. Wangenheim ging 
von folgenden Vorderſaͤtzen aus: 

41. 68 giebt ein auch für Kurheſſen verbinbliches beutfches 
Staatsrecht; hierfür wirb ins Beſondere die Autorität 
Klüberd (Deffentliches Recht) angeführt. Daran Mnüpft 
v. Bangenbeim bie Bemerkung, daß bie pofltiven Be 
fimmungen eines etwa vorhandenen beſondern Staatsrechts 
die Grenzen, welche bie Iegitime Staatögewalt von ber 
blos willkuͤrlich gelibten ſcheide, nicht überfchreiten dürften; 





©) fiege welter unten. 
“.) B. Br. 1823 Kol. 243278, 
009) Hierũber das Nähere in einem fpäteren Kapitel. 


542 


abgejehen von ber Gefahr der Gefährbung ver hoben 
Würde der Iegitimen Staatögewalt auch beshalb, weil 
bie pofitiven Beflimmungen der Bımbesverfaffung forber- 
ten, daß in allen zur Gognition ber Bunbeöverfammlung 
gehörigen Fällen, durch fie die von allen Bunbesgliebern 
gewollte Herrſchaft des Rechts, gegen jebe Verlegung 
ficher geftellt werbe. Dies beweife der Art. 12 der 
Bunbesacte unb noch weit beftinmter der 29. Artikel der 
Schlußacte; erflerer richte drei Inſtanzen ein zur Sicher 
flellung gegen richt erl iche Mißbraͤnche, aljo gewiß noch 
weit mehr gegen Mißbraͤuche der geſetzgebenden und voll⸗ 
ziehenden Gewalt in Beziehung auf Juſtizſachen, und 
letzterer verpflichte die Bundesverſammlung, Beſchwerden 
über verweigerte Rechtspflege anzunehmen. Wenn nun 
aber in irgend einem Bundesſtaate Geſetze beflänben ober 
entftänden, weldye von der Art wären, daß im Kalle einer 
wirklichen Suftizpemmung, dem, ber fi barüber zu be 
ſchweren hätte, dennoch die Nachweiſung unmöglig wurde: 
die wirklich gehemmte ufliz fei auch nad den beſte hen⸗ 
den Gefepen des Landes gehemmt, — fo würbe ber 
Art. 29 der Schlußacte unfehlbar Anwendung finden 
müffen vermöge der analogiſchen Schlußfolge a contrario, 
wonach jener Artikel die Angemeffenheit der be 
ſtehenden Geſetze im Weſentlichen ſchon vorausgefept 
haben müſſe, weil er ſelber ſonſt, für alle Bundesglieder 
gleich wirkend, gar nicht zur Anwendung gebracht werden 
koͤnne ). Dieſe Interpretation dieſes Art. 29. ber 
Schlußacte werde durch die Geſchichte und ben Zweck 


*) Zum Beweis daß die Analogie nicht nur in der Theorie bes Staaterechts 
gelte, fonderm daß auch bie Bunbesverfaumlung bie Anwendung von ber 
Analogie in Beziehung auf den 12. Art. der Bundesacte, gemacht, weiſt v. 
Dangenhein auf B. Pr.1820 8.91. und 1822 $. 28. (die betreffenden Referate 
And aber nit gedruckt, müflen alfo in geſchriebenen Regiſtraturen fi 
finden.) 
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gerabe berjenigen Beftimmnngen in ihm, melde einer 
gerechten und bei allen Bundesſtaaten gleichen Anwentung 
defielben ein großes Hinberniß in den Weg zu legen 
fcheinen Tönnte, ſehr erleichtert. Als bei den Wiener 
Minifterialconferenzen der Art. 29 (damals Art.28) vor. 
gelegt wurde *) babe er die Beflimmung, „daß bie 
tiber verweigerte ober gehemmte Juſtiz angebrachten Be- 
ſchwerden nad der Berfaflung und den Gefepen jebes 
Landes beurtheilt werden müßten“ nochnicht enthalten; erſt auf 
die Bemerkung be großherzoglich heſſiſchen Bevollmaͤch⸗ 
tigten **), daß ohne diefen Zuſaß jener Artikel als eine 
Beſchraͤnkung der Autonomie der Bundesſtaaten erfcheinen 
dürfte, fei er aufgenommen. In dieſer Gonferenz- 
tung fei von einem Bevollmächtigten behauptet: 
„baß die Beflimmung, der Bund folle dafür 
forgen, daß in keinem Bundesſtaate Die Rechte: 
pflege verweigert oder gehemmt werde, nit 
in ber Bundesacte begründet fei*, aber auf 
Vortrag eined Mitgliedes des erften Ausſchuſſes ***) habe 
ſich die Conferenz nicht bewogen gefunden, von biefem Ein⸗ 
wanbe Rotiz zu nehmen. v. Wangenheim fagte deshalb ganz 
richtig, daß wenn auch die Beſchwerde über verweigerte 
ober gehemmte Juſtiz nit nah allgemeinen Normen, 
fonbern nah ben beſtehenden Geſetzen jebed Bundes⸗ 
ſtaates beurtheilt werben follte, doch nicht jebe belie⸗ 
bige Verordnung einem folden beſtehenden Geſete 


°) 16. Sitzung des Plenums der Conferenz. 

”. |. ©. 128 ff. ©. 248. Un letterer Stelle war bei dem Beſchluſſe 
über bie Gompeteng von MReverfalien einzelner Regierungen, auch der große 
bergogli, heſſiſchen die ede. (B. U. 1817. 5. 242. Fol. 492.) 

”. „80 ſei der Bund dermalen für die Aufrechterhaltung aller Fuüͤrſten⸗ 
rechte fo ſehr deſorgt, daß «6 nöthig und zeitgemäß fei, feine Gorgfalt aud 
für Wahrung eines ungefährbeten öffentlidhen Mechiszußandes in Deutichland 
an den Tag zu legen *. 
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gleich geachtet werben kͤnne. Denn in dem Art. 29 der 
Schlußacte ſei vorgefährieben, daß bie Beſchwerden nad 
der Berfaffung beurteilt werben follten, und deshalb 
fei andy unverlennbar beſtimmt, daß das befteheube Geſeß 
ein verfaffungsmäßig beftebendes fein müſſe. 
Hiermit ftehe felbft Die (in der Anmerkung oben mitge 
theilte) Erklärung Darmflabts nit im Widerſpruch. 
Dies weift er näher und ſcharfſichtig nad *). 

2. Das auch für Kurheſſen verbindliche, namentlich in Be 
ziehung auf die Selbfifländigfeit der Rechtspflege in den 
einzelnen Bundesſtaaten durch bie Bundesverfaſſung fanc- 
tionirte und jo zum pofitiven geworbenen allgemeinen 
Staatsredht verpflichtet Die kurheſſiſche Regierung die 
beiden Berorbnungen vom 14. Januar 1814 und 31. Juli 
1818 durch welche Eigenthumsrechte, bie, wie bie Recla- 
manten behaupteten, wohlerworben gewejen find, vernichtet 
werden jollen, in Beziehung auf die Nechtsverfolgung 
der von den Reclamanten wegen widerrechtlichen Gigens 
thums erhobenen Beſchwerden, außer Wirkung zu feßen, 
auf volllommene Weiſe. 

Diefen Sap begründete v. Wangenheim nad; brei Geſichts⸗ 
puneten, nämlich nad dem flaatsrechtlihen der Geſetzgebung 
überhaupt, nach bem bed Verbots ber rũckwirkenden Kraft neuer 
Geſetße, fowohl nach dem rein juriſtiſchen als auch nach dem 
legislatoriſchen und endlich nad dem Geſichtspuncte befien, was 
über die rüdwirkende Kraft der nad einer Unterbregung 
wieber hbergefellten alten Geſeße Rechten fe. Gr ging 
hierbei ſehr ins Einzelne *). Wir übergehen die Ausführungen 
rein juriftifcher Natur um fo mehr, da fie veröffentlicht find, 
heben aber diejenigen Puncte, welche in Deflerreih unb zum 


*) 8. Br. 1823. Kol. 257. 
©) Mir yerweiim auf 8. Pr. 1823 Bol. 258265. v. MBangenheim 
beruft Ad als Autoritäten auf Alüber, B. W. Pfeiffer, Bergmann, auf die 
oͤſterreichiſche und preußiſche Geſetzgebung · 
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Theil jelbR in Preußen in der Bureaukratie allgemeines Entſetzen 
erregten und zu Proteften und Berwahrungen ber großen Staaten 
im Bunbesprotocoll führten. Für die damaligen Gewalthaber, 
welche die Carlsbader Beichlüffe gefaßt, den Wiener Conferenzen 
von 1820 und 1823 beigewohnt, waren bie Principien v. Wangen: 
heims freili unerhört. Denn er hatte bie Kühnheit zu fagen: 
„Die Staatögewalt kann nur zur Erreichung und Beförberung 
des Staatszweckes außgehbt werben. Sie berechtigt das 
regierende Subject nur dazu, wozu fie daſſelbe 
verpflichtet. Nur gerechte Mittel find ber Wahl bes Regenten 
überlaffen und Maͤßigung berfelben iſt eine Hauptpflicht ber 
Staatsregierung. So weit ber Brund der pofitiven Privatgeſetze 
auf ben Regenten Anwenbung findet, iſt er auch zu deren Beobach⸗ 
tung verpflichtet *. Andere Säge finden ſich in jeder Gefehgebung 
3. B. die Domainenverwaltung wirb in ihren flreitigen Sachen 
in der Regel nad) dem gemeinen Privatrecht des Staats beurteilt, 
ber Fiscus kann in eigener Sache nicht Richter fein, ſondern 
muß in allen Privatrechtöftreitigteiten vor dem orbentlichen Richter 
Recht geben und nehmen. 

> Wangenheim erklärte, geftüht auf dieſe Principien, in 
Bezug auf die innere Gültigkeit der Verordnung von 1814 und 
1818, „daß ber Kurfürft fih zum Richter in eigener 
Sache gemaht babe*), daß er als NRepräfentant bes Fiscus 
die Domainenverwaltuug von dem gemeinen Rechte bed Staated 
eximirt, daß er den Weclamanten ben Weg zum orbentlidyen 
Richter zum Theil verfperrt und dem Richter eine ſelbſtſtaͤndige 
Beurtbeilung ber flreitigen Rechtsſache durch die beiden oben 
genannten Verordnungen unmöglih gemadt habe. In Bezug 
auf die rüdwirkende Kraft der Verordnungen fagte er, baß fie 
mit ber beftehenden Berfafiung und Gefepgebung des Kurſtaates 
nicht in Einklang gebracht werden könnten; in Kurhefſen ſei das 
gemeine Recht das geltende, und überdies hätten bie beiden 
Berorbnungen weder unmittelbar noch mittelbar gewagt, das 


*) B. Pr. 1823 Bol. 258. 
Grfer Theil. 35 
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Berbot ber rädwirkenben Kraft neuer Gefche 
aufzuheben. Rod härter tabelle er bie beiben Berorbuungen 
vom legislatorifgen und allgemeinen politiſchen Standpunkte *). 
Er war gerecht genug, um auch jebweben für die Legalität ber 
Berorbnung vom 14. Jannar 1814 angeführten Grunb zu be 
leuchten; er entwidelte babei Anſichten, welche Klüber *%) mit 
Recht denkwürdig nennt unb welde beshalb wohl eine 
Stelle in einer Befchichte der Bundeöverfammlung finden mäflen. 
Er fagte: 

„Was aber dasjenige, was zur Rechtfertigung ber Verord⸗ 
nung vom 14. Januar 1814, in Beziehung auf bie, unter wel 
phaliſcher Regierung veräuferten Turheffiichen Domainen angeführt 
wurbe, betrifft; fo wurbe barauf erwibert: 

Wenn die Domainen, obwohl vom Staate untrennbar, ber 
Subſtanz nach ein Privateigentbum der regierenden Dynaflie 
find, und nur die Verwendung der aus benjelben herrährenben 
Sinkünfte durch Gtaatszwede beſchraͤnkt iſt — was wohl in 
allen beutfchen Landen, in weldgen nicht etwa die befoubere 
Sanbesverfaflung eine Abänderung ber barüber gegolten babenben 
Grunbfäge herbei geführt haben follte, nicht bezweifelt werben 
wirb : fo fcheine gerabe, hieraus an folgen, daß in ſolchen Fällen, we 
mitdiefem Privateigenthum ber Dynaftie Verwendungen vorgingen, 
welche als gültige von dem Regenten nicht anerlannt werben wollen 
ober Tönnen, bei ber Bekämpfung jener Beränberungen, nicht 
via facli, ſei es auch unter ber Form eines Geſetzes, welches 
bereits begrundete Rechtöverhältniffe annullirt, ſondern nur via 
juris vorgeſchritten werben durfe. 

Die Beſorgniß, daß bie Gerichte dasjenige, was der Regent, 
in feiner Eigenſchaft als Privateigenihümer für unzweifelbur 
recht hält, dafür nicht halten möchten, kann bie unmittelbare 
Hemmung der Rechtöpflege nie redhifertigen: denn wenn bie 





hier 
*) a, a. D. $. 1086 
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Gigenthumsrechte, welde dem Regenten auf bas KRammergut 
zuftehen, altbegrünbet find, fo if auch ber Grundſaß altbegränbet, 
daß jedes eigeumädhtige factiſche Vorſchreilen bes Fiscns, um ſich 
ſelbſt au feinem Rechte zu verhelfen, ſelbſt dann, wenn ber wirk⸗ 
liche Beſiher gewaltthätig, heimlich oder Bittweife Befige, wiber 
rechtlich ſei ). 

Daher iſt die Rechtsverfolgung nur auf dem gerichtlichen 
Wege erlaubt und jedes Ginfchlagen eined andern Weges geſeß—⸗ 
wibrig. Auch der Fiscus macht fi eines Spoliums ſchuldig, 
wenn er mit Hintanfegung der legalen Ordnung eigenmädhtig 
Befiß ergreift. 

Eine Beſorgniß der geäußerten Art fcheint aber auch gegen 
die kurheſſiſchen Gerichte nicht einmal gefchöpft werden zu koͤnnen, 
wenn man die oben ©. 536 mitgetheilten richterlichen Erkenntniſſe 
derfelben zum Maßſtabe ihrer Anfichten nimmt. 

Das Regierungscollegium zu Gaffel fagte z. B. ausdrücklich 
nur, daß nach den Grundſaͤtzen des europaͤiſchen Voͤlkerrechts bie 
beweglichen Sachen, beren fidy die occupirende feindliche Regie 
rung im fberzogenen Staate bemädhtige und die fie veräußere, 
bei dem britten Befiger nicht vindicirt werben koͤnne; das Ober: 
appellationsgericht zu Gafjel aber fcheint bei feinem Erkenntnifie 
noch außerdem auf die beiden Umſtaͤnde ein beſonderes Gewicht 
zu legen, einmal daß der Kronanwalt anerfannt habe: die dort 
in Frage gefommenen Gapitalien der Kriegskaſſe felen nicht als 
Surfürftlicheß Privateigenthum, fondern als Xhell des Staats⸗ 
vermögen® zu betrachten (es würde aljo, wären jene Gapitalien 
kurfürſtliches Privateigenthum geweſen, bie Beurtheilung bes 
Falles anders ausgefallen fein); bann aber auch darauf, baf 
über Staatöfapitalien ber Staatögewalt um beswillen eine freie 
Verfügung zuftehe, weil fie zu ber unveräußerlichen Subſtauz 
des Staatsvermoͤgens nicht gerechnet werben koͤnnten. 





2) Bahlcapitui. Art. 21, 6 und 7. Donabruckiſches Friedens⸗JIuſtrument 
Art. 351. Urt. 4 $. 17. Urt. 5.5. 2 und 28. Art. 8, 5.1. rt. 17, 
$. 7. Imst. IV 15. Frag. 14. Dig. XL. 16, 

35 * 
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Davon aber ganz abgefehen, kann jene Verorbnung vom 
14. Januar 1814 durch die dafür angeführten beiben Gründe 
ſchwerlich gerechtfertigt werden: denn entweder hat 

ad 1. das altheſſiſche Geſetz auch nad) Ginführung der 
frangöfifchen Gefeße feine Gültigkeit behalten, oder es ift jenes 
durch dieſe aufgehoben worden. 

Im erften Kalle bedürfte es keiner Declaration, wenn biefe 
nicht etwa durch den Schein einer Declaration des alten Geſetzes, 
der legalen Auslegung befielben zu Gunften des Fiscus vor: 
greifen follte. 

Im zweiten Falle aber tritt Leine bloße Declaration oder 
autbentifche Interpretation ein, fondern es wirb ein exiſtirendes 
Geſetz, unter deſſen Schuge Rechtsgeſchäfte begründet worden 
waren, abgeichafft, und ein altes und zugleich interpretirtes 
Sefep bergeftellt, um jene Rechtsgeſchaͤfte zu vernichten. 

Denn 

ad 2. die jener Verordnung gegebene wohlwollendere Deutung 
fheint weder durch den Inhalt der Verordnung, nod 
durch den Erfolg, den die Verſuche gütlicher Abkunft gehabt 
haben, beflätigt zu werben. 

Nicht Durch den Inhalt der Verordnung, da dieje will, daß 
fi die Domainenerwerber, unter dem Borwanbe fchon bezahlter 
Kaufgelder und gemachter Verbefjerungen der getroffenen Anorb- 
uung nicht entziehen jollen und ihnen nur etwaige Anſprüche 
wegen nüßlicher Verwendungen, in Grmangelung gütliher Aus: 
gleihung vor Gericht ausführen zu bürfen, zugeſteht; nicht durch 
den Erfolg jener Berfuche, weil diefer — unter der Vorausfegung, 
daß die Kaufgelder und die Meliorationen hätten reftituirt 
werben follen — hoͤchſt wahrfcheinlich ein günftigerer geweſen 
fein würde. 

Geſetzt aber, daß diefe Verordnung dieſen wohlwollenteren 
Sinn wirfli gehabt habe, fo würde fie dennoch als eine folche 
ericheinen, welche den richterlichen Erkenntniſſe vorgriff und bie 
Selbfthülfe an Die Stelle ver Rechtshülfe treten ließ. Alles was zur 
Begründung ber durch die kurheſſiſche Regierung aufgeftellte Anfih, 
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gejagt wurbe und noch gejagt werben koͤnnte, {ft nichts mehr und nichts 
weniger als das, was ber Furheffiiche Fiscus, wenn er Kläger 
würde, zur Rechtfertigung feiner Klage, ober wenn er Beklagter 
wäürbe, exceptionis modo, vor Gericht ans und auszuführen hätte, 

Eine umfaflende Prüfung biefer entgegengefeßten Anfichten 
wärbe bier am unrechten Orte fein, theild weil bei jeber einzel» 
nen, von dem flaatsrechtlichen Verbote der rückwirkenden Kraft 
der Gejehe abweichenden Beitimmung beſonders erörtert werben 
müßte, ob fie durch Gründe des aͤußerſten Rechts gerechtfertigt 
oder ſonſt Durch die Sorge für das Gemeinwohl auf kathegoriſche 
Weiſe geboten worden ei? theils aber auch, weil wie oben 
©. 546 gezeiat wurde, bei Wiederherftellung ber einheimifchen 
Geſetze das ſtaats⸗ und gemeinrechtliche Princip, nach welchem 
die ruͤckwirkende Kraft ber Gefehe verboten ift, In Kurheſſen gar 
nicht aufgehoben wurde, theils aber und hauptſaͤchlich, weil bi. 
Rechtsverhaͤltniſſe im Innern der Bundesftaaten nur dann und 
nur in fo weit vor den Bund gehören, als fie durch verfaffungs- 
mäßige Beflimmungen befjelben gegründet ober gefichert werben 
follen *). 

Es genügt baher die ıllgemeine Bemerkung, daß die Auf- 
bebung jenes Verbots im Ganzen oder in einzelnen Fällen, wie 
überall, fo auch bei der Wieberberftellung alter Rechte, welche 
von einer neuen wenn auch vorübergehenden gefeßgebenden Macht 
verbrängt wurden, als eine Ausnahme betrachtet werben müfle, 
bie zu ibrer Rechtfertigung befonderer Gründe bedarf, daß aber 
in jenen beiden Verordnungen keine ſolche Bründe ſich vorfinden 
laſſen, welche die ihnen verliehene rüdwirkfende Kraft auf ſchon 
zwilchen dem Fiscus und Privatperfonen begründete Rechtöver- 
haͤltniſſe zu rechtfertigen vermödhten“. 

Hierauf kam Wangenheim nun zu dem Refultate, Daß wie ſchon aus 
einem früheren Bortrage bei ber Bunbesverfammlung hervorgehere), 
nur die kurheſſiſchen Sandesgerichte zu entſcheiden hätten 


*) Müser a. a. D. $. 156». 
0) B. Br. 1818 51. Eig. 6. 240. 3. 40. 
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und daß es in ber Gompetenz ber Bnudbesverfamm- 
Iung liege, dafür zn forgen, daß die in Betreff der 
Domainenveräußerungen nub der Staatskapitalien 
erlaffenen Berorbnungen vom 14. Januar 1814 und 
91. Zuli 1818 in Bezichnug auf die Rechteverfol⸗ 
gung jener Beſchwerden außer Wirkung gefept 
würden — 


Diefeb Wefultat wird folgendermaßen gerechtfertigt 


„I. &6 banbelt ſich hier um bie Frage: ob ein zwiſchen ber 
ehemaligen weſiphaliſchen Gtastäregierung (bem YiöcaS) 
wuh frivatperfonen, in Beziehung auf Domanialgkter 
und Gtaatslapitalien bereits begrünbetes Rechtöverhältuig 
auch nad) ber Berireibung bes Zwiſchenherrſchers durch 
ben angeflammten Regenten noch als ein gültiges zu 
betrachten fei? 

Die Eurfürftlicde Regierung verneint, was die Recla⸗ 
manten bejaben. 

2. Diefe Frage iſt eine Rechtöfrage, beren Entſcheidung nach 
allgemeinen faatörechtlihen Grunbfägen bem Nichter 


gebährt. 

8. Jene allgemeinen Raatörechtlichen Grumbfäge wurden vou 
ber turbeffiichen Regierung als folge anerfanut, welche 
auch in bem beſondern (heſſiſchen) Staatörechte begründet 
find, denn 

a. fie publicirte die WBiebereinführung ber einheimifchen 
Rechte unter der Beftimmung, daß fie erfi mit bem 
Tage ber Publication in Kraft treten follten; 

b. fie ließ e8 zu, daß ber procurator Asch in Rechts⸗ 
ſtreitigkeiten dieſer Art vor den Zanbesgerichten Recht 
gab und nahen. 

4. Wenn fiedies aber audy, abweichend von dem in Hannover 
und Braunfchweig gegebenen Beiſpiele, nicht gethan Hätte; 
fo konnte fie doch das, was fie in ihrer Gigenfchaft als 
Repräfentant bes Fiscus, befien Handlungen nach bem 
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Vrivatrechte und von dem ordentlichen Richtern zu beur⸗ 
theilen find, tm Nechtöwege ans nnd audzuführen Batte, 
in Ihrer Eigenſchaft als Bejepgeber, deſſen Handlungen 
ber Beurteilung des Richters entzogen finb, auf gültige 
Weife vorher nicht jelber entfcheiden, unb durch eine foldhe 
dem Urtheil vorgreifende Entſcheidung ein ſelbſtſtaͤndiges 
rechtliches Grlenutnig über ſchon begründete Rechtsver⸗ 
bältniffe für künftige Fälle unmöglich machen. 

Diefer Mißgriff geſchah aber nicht etwa blos in Folge 
allgemeiner Tegislatorticher Anfichten und Ueberzengungen, 
ſondern in ber beſtimmt ausgeſprochenen Abfſicht, dem 
Nichteramte bie ſelbſtſtaͤndige Verwaltung deſſelben unmöglich 
zu machen, indem ber Kurfürſt eine Berorbnung erließ, in 
welcher bie Entſcheldungsgründe der von den Gerichten 
gegen bie Doctrin bes Flscus ausgeſprochenen Rechtser⸗ 
Benntnifie anf dem Wege ber Geſeßgebung paralifirt 
wurben, fo daß die Gerichte Fünftig in ähnlichen Streitig- 
leiten über bereitö begründete NRedhtöverbältniffe der Art 
diefelben nicht mehr ſelbſtſtaͤndig beurtheilen Fönuen, ſon⸗ 
beru fih nad den ihnen für dieſe Bälle vorgefchriebenen 
Ramen richten mäffen. 

Der den Neclamanten von Seiten ber kurheſſtſchen Re 
gierung eröffnete Rechtsweg tft ihnen daher nur fcheinbar 
geöffnet, in der That aber if für fie bie Rechtspflege 
gehemmt. 


. &8 ift demnach ber im Artikel 29 der Schlußacte vor 


gefehene Fall, in welchem biefe hohe Verſammlung berufen 
iſt, Die gerichtliche Hülfe bei der betreffenden Bundesre⸗ 
gierung zu bewirken, wirklich eingetreten, ba 
a. die Reclamanten auf keinem der im Lande gefeplich 
exöffneten Wege ausreichende Hülfe erlangen Tonnten; 
da 


b. die Beſchwerde über gehemmte Rechtspflege, nach 
allgemeinen Rormen, als eine begründete nachge⸗ 
wiefen if; und da endlich 


— wenn biefelbe, wie nachzwweiſen verfucht wurbe, im vorliegen- 
den Falle, nur im Folge tes 29. Artifeld der Schlußacte, zu 
irgend einer Ginfcyreitung verpflichtet und berechtigt jein kann — 
nichts übrig, al6 fi für incompetent zu erklären und bie Recla: 
manten ganz und gar abzumeifen. 

Der Antrag der Gommilfion lautete nun folgendermaßen: 

„Weil die Gommiffion der Auficht fei, daß Die 

beiden genaunten Eurjürflliden Berordnungen Die 
durh die Bundesacte geforderte Selbſtſtaͤndigkeit 
der Rechtspflege zu einer blos illuforifhen mad en 
und die Borfchrift Des 29. Artikels der Schlußacte 
völlig eludiren würde; jo halte fie den Antrag für 
gere&tfertigt: 

1. Die Beſchwerden der weſtphaͤliſchen Domainenerwerber 
von bier ab» und an bie kurheſſiſchen Landesgerichte zur 
rechtlichen Erlebigung zu verweilen; 

2. der turfürftlichen Regierung, in ſpecieller Beziehung auf 
die beiden Verorbnungen vom 14, Januar 1814 und 31. 
Juli 1818, durch die kurheſſiſche Bundestagsgefandtfhaft 
zu erflären, daß unter ber ben Lanbesgerichten zugewie⸗ 
fenen rechtlichen Erledigung nur eine foldhe verftanden fei, 
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bei welcher jenen Gerichten die Beurtheilung ſowohl der 
Streitfrage ſelbſt, als auch der ihren Entſcheidungen zu 
unterlegenden Rechtsnormen auf eine von ben genannten 
beiden als bloße Apminiftrativ: Verfügungen zu betrachten⸗ 
den und in biefer Eigenſchaft ber richterlichen Cognition 
nach Form und Inhalt unterworfenen Verorbnungen völlig 
unabhängigen Weiſe Gberlaffen werbe; worüber zu Halten 
die Bunbeöverfammiung durch den 29. Artilel der Schluß» 
acte eben fo befugt als veryflichtet ſei; 

8. von biefen Beichlüffen aber den Dr. Schreiber, als 
Bevollmächtigten der weſtphaͤliſchen Domainenerwerber tn 
Kurhefien in Kenntniß zu ſetzen“. 


Su der Sipung vom 5. Juni 1823 %) kam ber Commiſſione⸗ 
bericht zur Grörterung, zugleih mit den fpäteren unb in ber 
Kürze zu betrachtenden übrigen Angelegenheiten, welche aus bem 
aufgelöften Koͤnigreich Weſtphalen herrührten. Aber nur bie 
betheiligten Staaten Preußen, Hannover und Kurheſſen ſprachen 
fi vorläufig aus. Erſteres wollte dem Antrag bed Referenten 
nicht beiftinnmen, weil es von ber in Ausſicht flehenden commiſſa⸗ 
rifchen Verhandlung über die Gentralangelegenheiten des weft 
phaͤliſchen Koͤnigreichs zwiſchen ben drei betheiligten Staaten 
einen wefentlihen Ginfluß auf bie Grlebigung ber Domainen⸗ 
Angelegenheit in Kurheſſen Hoffte Hannover wied auf feine 
Erklärung bei den Wiener MinifterialsGonferenzgen von 1820 bin, 

Diefe Erklärung lautete folgenbergeftalt **): 

„In Beziehung auf bie in der legten Sigung vorläufig 
angenommene zweite Rebaction, wegen Feſtſezung der Com⸗ 
petenz ber Bundesverfammlung, find die koͤniglich groß- 


*) ©. Br. 1823 $. 98 Fol. 235 F. 
*) B. Pr. 1823 Fol. 238. 


„Es konnte verſucht werben, biefen Artikel künftig auf bie 
Frage von Anerleunung ber Forberungen in Anwendung zu 
bringen, die aus dem währenb des Revolutionsfrieges ent: 
flandenen, und währenb befielben wieder untergegangenen 
Königreihe Weftphalen berrühren. 

„Seine koͤniglich großbrittaniſchhannoͤveriſche Majeſtaͤt 
haben Sich ſtets geweigert, rückſichtlich ber altern Staaten 
Ihres Hauſes die Errichtung und die ephemere Eziſtenz 
jenes Königreiches für etwas anderes als für eine auf einen 
feindlichen Einfall begründeten Gewaltftreih, mithin als 
Ufurpation anzufehen, bem Ihrer Seitd durch Gewalt der 
Waffen, ohne irgend eine Bedingung eingegangen zu fein, 
durch MWieberbefegung Ihrer Staaten ein Ende gemacht if. 

„Dieſes Verhältnig Seiner Föniglihen Majeftät ſowie bes 
Herzogs von Braunſchweig und Lüneburg in Beziehung 
auf das Königreih Weſtphalen, beftand vor Ihrem Beitritt 
zum beutfchen Bunde, und Allerhoͤchſtdieſelben haben bei 
jeder Gelegenheit — Indem Seine Majeftät auf ber einen 
Seite allen Gründen der Billigkeit für die Betbeiligten 
Gehör gegeben haben, in fo fern als felbige mit bem 
Staatswohl ſich vereinigen ließen — anf der andern Seite 
den Brundfag vertheibigt, daß jede Dispoſition über Staaten 
ohne rechtliche Wirkung bleibt, bevor fie durch Einwilligung 
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bes Lanbeöherrn ober durch einen Friedensſchluß beſtatigt 
worben If“. 

„Es ſcheint Er. Majeſtät für das Wohl aller Staaten 
zu wichtig, dieſen im europätfchen Volkerrecht unbeſtrittenen 
Grundfag aufrecht zu erhalten, als daß fie benfelben je 
auch nur per indirectum bem Ausſpruch einer richterlichen 
Entſcheldung unterwerfen follten *. 

„Die Unterzeichneten müffen deshalb ihnen, ſowie den durch 
fie mitvertretenen berzoglih Bbraunfchweigifchen Hof gegen 
eine foldde Anwendung biefe® 15. Artikels hierdurch ver 
wahren *. 


v. WBangenheim hatte aber in bem oben angeführten 
Bericht bei einer andern Gelegenheit (nämlich bei ben Forbes: 
rungen an ben Staatsichap bes anfgelöften Königreichs Weſt⸗ 
phalen, Gautionen x.) *) nachgewieſen, daß die hanndverſche 
Grilärung bei den Wiener MintfterialsGonferenzen von 1820 in 
anderem Sinne aufzufaflen ſei. Er ſtellte nämlich außer Zweifel, 
daß aus den lithographirten Protocollen ber Gonferenz bie bar 
malige Meinung ber bannöverifhen Regierung nicht beutlich 
hervorgehe, wohl aber fo viel, daß Hannover in Beziehung auf 
den 15. Artikel ber Gompetenzbeftimmung (jet Art. 30 ber 
Schlußacte) eine ſchriftliche Erklärung zu Protocoll gegeben, 
um fi) zu fichern, daß die Dispofition dieſes Artikels nicht etwa 
auf Privatforderungen, die aus ber militärticdhen Decupation bes 
hannöverifchen Gebiete und aus Verhältniffen des ehemaligen 
Königreichs Weſtphalen hergeleitet werben könnten und daß bie 
Berufung auf biefe Erklärung zum 90. Artikel ber Schlußacte 
mit rechtlichen Grfolg nicht gegen die Competenz ber Bundes⸗ 
verfammlung unb Art. 29 der Schlußacte, wonad fie ben Recla> 
manten ber Domainen in Bezng auf ihre mit ber vormaligen 
weſtphaͤliſchen Regierung abgeſchloſſenen privatrehtlihen 
Gontracte, richt er lich es Gehör vor ſel bſtſt äudig urtheilenden 





*%) B. Br. 1823. Fei 270. 371. 
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Richtern zu verſchaffen Yabe, beuugt werben könne, dba im 
diefen Verhaudlungen Teinedwegd ber Eiun liege, da ter 
Bunbesverfanmlung in den weſtphaͤliſchen Angelegenheiten jebes 
Borfigreiten unmöglich gemacht werben folle. 

In diefem Sinne wurde in der 17. Wiener Gonferenz- 
©tyung verlangt, daß der 30. Artikel ber Schlußactie auf bie 
weftphälifchen Ungelegenheiten unb zwar um beöwillen feine 
Anwendung finden folle, weil die rechtliche Eziſtenz der betreffen- 
ben Yorberungen von einigen der betheiligten Regierungen 
gerabezu beftritten wärbe; allein fo wenig war es bie Abſicht 
ber Gonferenz, jede Ginwirfung ter Bunbeöverfammlung abzu- 
ſchneiden, daß vielmehr noch in der 33. Sigung ein hierauf fidy 
beziehender richterlicher Entſcheidung ausdrücklich erwähnender 
Antrag erfolgte. — 

Unter dem 27. Juli 1820 wurben im Gemäßbeit deſſelben 
die Reclamationen in den weftphäliichen Angelegenheiteg, nament⸗ 
lich und mit Beziehung auf das 33. GonferenzProtocoll, in die 
Zuſammenſtellung der befonderen Gegenftände, weldye in Folge 
der legten wiener Minifterialconferenzen zur weiten Berathung 
an den Bundestag gebracht werden follten, von tem Praͤſidium 
ber Bundes-Verfammlung, zugleih mit Vezeiynung des bafür 
in den Gonferenzen von dem Kürften Metternich aufgeftellten 
Geſichtspunkte aufgenommen ®). 

Ganz verſchieden von ber Vorausſetzung des Artikels 30 ber 
Schlußacte ift aber die, welche den Beichlüffen der Bundesver⸗ 
fammlung in den SS. 177, 178, 179 und 180 bes Protocolls ber 
29. Ei. derBunbesverfammlung vom Sabre 1819 zum Grunde liegt. 

Die Borausfegung, in welcher jene Befchlüffe gefaßt wurden, 
beſtand aber darin 

a. baß es fi in den vorliegenden Fällen von Anſprüchen 

handle, welche an und für ſich als liquide noch nicht er 
achtet werben koͤnnten; 

b. daß fie aber, wenn kein Vergleich zu Stande komme, 


*) ®. Br. 18230 Bol. 216. 
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jedenfalls richterlich entſcheiden müßten, indem ſie, mögen 
fie auf Erfüllung der mit ber ehemaligen weftphälifchen 
Regierung abgeichlofienen Gontracte, oder auf Entſchaͤdi⸗ 
gung für Gontracte, welche die bermaligen Regierungen 
aufzuheben ſich veranlaßt fanden, gerichtet fein, fi un⸗ 
verfennbar als ſolche darftellen, die in Beziehung auf ein 
urſpruͤnglich privatrechtliches Nechtögeichäft gegen ben 
Fiscus erhoben werden; 

c. daß ſolche flreitig geworbenen Rechtsgeſchaͤfte ihren privat- 
rechtlichen Character auch dann nidyt verlieren koͤnnen, 
wenn die Entſcheidung über ihre Bültigleit aus andern als 
blos civilrechtlichen Rormen geihöpft werben müßte. 

Dieſe Vorausfegung aber berubte, abgefehen von dem, was 
ſchon oben in Bezug auf Art. 29 der SchIußacte gejagt wurbe, 
wieder auf dem fchon bei den Berathungen über die beutiche 
Bundesverfaffung ausgeſprochenen allgemeinen Willen aller ver: 
handelten Staaten die deutſchen Volker über ihren Rechtszuſtand 
durch möglihft vollkommene Sicherung defjelben zu beruhigen. 

Der Wille dafür zu forgen, daß (wie fih ein Bundesge⸗ 
fandter in der Sihung vom 21. Rovember 1816 ausbrüdte) bie 
Deutſchen in allen Bunbesftaaten gegen Willtühr gefihert und 
völlig gewiß feien, daß ihnen rechtliches Gehör nirgends verfagt 
werben dürfe, ſprach ſich überall jehr deutlich, auf das Unzwei⸗ 
deutigfte aber bei den Berathungen über Errihtung und Wirk 
ſamkeit eines Bundesgerichtes und über Beflimmung der Rechte 
der Unterthanen in den deutſchen Bunbesftaaten überhaupt au&®), 

Unter denjenigen Regierungen — und dazu gehörten mit 
fehr wenigen Ausnahmen alle — welche ſowohl für die Errich⸗ 
tung eined Bundesgerichts, ald auch für die ausdrückliche Be⸗ 
ſtimmung der Rechte der Uintertbanen in ben deutſchen Bundes 
ftaaten flimmten, zeichneten fi) — neben der öfterreihifhen — 
beſonders Die von Preußen und Hannover aus. 

°) Klübers Ueberfiht der diplomatiſchen Berhandlungen des Wiener 

Gongrefies überhaupt und injonberheit über wichtige Angelegenheiten des 
teutihen Bundes. Zweite Abtheilung Geite 173-193 und 244 ff. 





558 


So reclamirte Preußen für bie Unterthanen aller deutfchen 
Staaten unter Unberem auch „bie Freiheit, Beeinträchtigungen 
der perfönlicden Eigenthumsrechte gegen Sebermann nad) ben 
Sefepen vor dem ordentlichen Richter verfolgen, und wegen ver« 
weigerter,, verzögerter ober gefeßwibrig geübter Rechtspflege 
Beichwerben bei dem Bunde führen zu Tönnen®) ”. 

Preußen forderte bei einer anbern Gelegenheit nmoch 
beflimmter, „daß bie Richter in Klagen gegen den Sanbeöheren 
in demjenigen, was die (gefeßmäßige Srörterung und) Entſchei⸗ 
dung ber Sache beträfe, ihres als Unterthanen ober in irgenb 
einer andern Gigenfchaft geleifteten Eides entbunben fein ſollten; 
audh Fein Richter anders ale durch förmlich geſprochenes Urtheil 
feines Richteramtes entjept werben folle **) ”. 

Sanusver forderte in dieſer Beziehung ebenfalle, „daß bie 
Richter in Sachen, wo der Landesherr Partei wäre, von ihren 
Pflichten gegen biefen zu enibinden und anzuweijen feien, ledig 
Ih nad den Gejehen, mit Hintanfegung aller etwaigen Cabi⸗ 
net&refceripte, zu fprechen *. 

Nur durch ſolche liberale Grundſaͤße — fagten bie koͤniglich 
hannoͤveriſchen Congreßbevollmaͤchtigten, und bie Taiferlichen und 
töniglichen Bevollmächtigten von Deflerreih und Preußen ers 
Härten ihr völlige Einverſtaͤudniß mit dem Inhalte diefer han⸗ 
növerifähen Erklärung — nur durch ſolche liberale Grunbjäge 
koͤnne man bei dem jebigen Beitgeift und bei ben billigen Forde⸗ 
zungen ber deutſchen Nation hoffen, Ruhe und LBufriebenheit 
berzuftellen **®). 

Noch bei der Unterzeichnung ber Bundesacte befannte Han⸗ 
nover laut, daß dieſe Acte die Erwartungen ber deutichen Nation 
nur zum Theil erfüllen könne; inbefien fchließe ber Bund, wie 
er beliebt jei, feine Verbeſſerung aus, und biefe zu beförbern, 
würbe es ſich ſtets bemühen }). 

*) Klüber a. a. D. ©. 249. 

*s) Klüder a. a. D. ©. 200. 
0) Kühe a. a. D. ©. 255. 
+) Klüber « a. D. ©. 2372. 
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ber auch diejenigen Segierungen, welche gewiß nicht ohne 
teiftige Grhnbe gegen bie Errichtung eines Bundesgerichts und 
gegen eine nähere Beftimmung ber Rechte ber Unterthanen im 
den beutfchen Bundesſtaaten flimmen zu müflen glaubten, erBlär 
ten, zum Theil als Notiz ihrer Abſtimmungen, in Beziehung auf 
die Suftigpflege, daß biefe in ihren Staaten auch der Regierung 
gegenüber, völlig umabhängig el. 

So erflärte z. B. Baiern: „bie baieriſche Regierung er 
Senne auch in Klagſachen gegen fie ſelbſt bie Competenz ber von 
ihr niebergefepten Berichte an; fie unterwerfe fih, wie ſchon 
mehrere Faͤlle zeigten, dem Ausſpruche ihres oberften Gerichts 
hofes, wiber befien Urtheile keine Berufung mehr Statt finde)". 

So erflärte Großherzogthum Helfen: In feinen Staaten 
habe Helfen durch ganz unabhängige und krafwolle Rechtspflege, 
und da es das eigne Intereſſe feines Fisens, den Ausſprüchen 
der Gerichte unbedingt unterworfen babe, für Alle, die feiner 
Staatögewalt unterworfen wären, den Wunſch aller weitern 
Berufung Befeitigt. 

Aber diefe Srundjäge waren längft vergeflen. Hannover 
fagte jet: „nie werde es dazu flimmen, daß die 
Entſcheidung über die vor Gniftehung des beutfhen Bundes 
Rattgefundenen vollerrechtlichen Verhaͤltniſſe zwiſchen dem 
einzelnen, zu dem erſteren Königreich Weſtphalen gewaltſam 
gezogenen Provinzen der Bunbesverfammlung beigelegt ober von 
ihr einem zur Erkenntniß darüber gar nicht geeigneten Gerichte 
übergeben werde. 58 fei allein Sache der Bundes: 
Raaten ſelbſt, welde daran ein Intereſſe hätten 
fih darüber unter einander zu verſtehen, und fie, 
würden fih dazu feinen Termin von ber Bundes» 
ſeßen laſſen können“. Rod, entihiebener ſprach ſich Han⸗ 
nover gegen bie von v. Vangenheim in feinem Berichte aufge 
ſtellten allgemeinen ſtaatsrechtlichen Principien aus. 

Wären freilih die Anfihten der Sommitffion 
und ihres Referentenindieſer Augelegenbeitvon der 

*) Müber ⸗. a. D. ©. 200. 
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Bunbesverfammliung angenommenworben, fo würde 
das damalige Regiment zu Wien und Berlin, zum 
Münden, Dresden und Kaſſel nit haben beftehen 
Tönnen; bie Bundesverfafjung bätte trog ber 
CKarlsbader Befhlüffe, trog der Biener Minifte- 
rialconferenzen, troß ber GentralsUnterfuhungse 
Sommiffion zu Mainz eine nationale Ausbildung 
erhalten müffen. Uber Metternich und feine Anhänger und 
Bertzenge ſetzten Alles daran, biefe Anſichten und Anträge ber 
Gommiffion in der Bundesverfammlung nicht zur Geltung kommen 
zu lafien. 

Hannover ließ es ſich, wie gejagt, nicht nehmen, ben Ans 
fang zu maden. v. Sammerflein ſprach fi folgendermaßen 
aus: 

„Was die Lehre vom ewigen Staate betrifft, fo ſteht dies 
ſelbe, fowie fie von einem Mechtögelehrien aufgeftellt und 
in dem Gommiffionsvortrage aufgenommen iſt, mit ben 
Grundfäßen der Legitimität, mit dem monarchiſchen Princip 
und mit dem beflehenden Staatsrechte in einem dieſe ver- 
fafjungsmäßige Grundveſte zerflörenden Widerſpruche. Was 
in demſelben für die Gefühle Verführeriſches, und bie 
Urtheile Verleitendes liegt, berubt auf einer Verwirrung unb 
Verwechſelung der Grundbegriffe Daß bei einem feindlichen 
Meberfalle, bei Vertreibung des Regenten und bei Berftörung 
der rechtmäßigen Staatsgewalt, die Menfchen ald unter ben 
Bedingungen ihrer focialen Ratur, unter dem jure naturali et 
gentium, quod naturalis ratio inter omnes homines constituit, 
bleibend zu betrachten, begründet die Folgerung, daß was wäh 
rend biefer Gewaltzeit nothwendig ober gezwungen für bie Er⸗ 
haltung der Geſellſchaft geichehen, von dem Erhaltenen nady ben 
@rundfägen ber legis Rhodiae de jactu getragen wirb. Keine 
wegs folgt aber aus diefer bleibenden ſocialen Verbindung, daß 
jener Zuſtand der Gewalt als ein rechtlicher Staatszuſtand 
betrachtet, oder daß willfürlichen, unrechtlichen Handlungen von ber 
eingebrungenen Gewalt der Stempel ber Rechimäßigkeit aufgebrüdt 


561 


werden koͤnne. Daß ein ſtaatsrechtlicher Zuſtand mit allen ſeinen 
Verbindlichkeiten und Folgen beſtehen könne, eben ſowohl unter 
dem eingebrungenen als rechtmäßigen Regenten, iſt mit unſerer 
Verfaſſung überall nicht vereinbar, nach welcher die geſammte 
Staats zewalt in dem Oberhaupt des Staats vereinigt iſt, alſo 
ohne dafſelbe nicht rechtmaͤßig gedacht werben kann. Unermeßliche 
Folgen würden aus der Verirrung jener Lehre für das Reich 
der Gewalt hervorgehen, eine Bahn ihm eröffnet und erhalten 
ericheinen, in welde fih das Auge nur mit Gntjegen verlieren 
fann. Sich ſelbſt zerftörend erfcheint biefe Idee eines ewigen 
Staates, den jebed feindliche Corps unter Aufftellung eines 
Maire oder einer Scheinverfafjung verkaufen und verjchenfen 
fann. Anders dachten die Römer von der Unveräußerlichkeit des 
vaterländifchen Beſtandes, als fie jelbft den Grund verkauften, 
auf welchem das fiegreiche feindliche Heer fand. Jene Doctrin, 
von idealen Regenten andgehend, und in ihrem Refultate bie 
Rechtmaͤßigkeit feindlicher Veräußerung des Regentens und 
Staatögrundes zeigend, ſcheint mir in ihrem Gingange ebenfo 
unrichtig gedacht, als Unglüd dringend in ihrem Ende. Wber 
auch diejenige Doctrin, welche von den Rechten des regierenden 
und regierten Subjectd ausgehend (ſ. o.), dad Staatsrecht 
innerhalb feiner natürlichen GOrenzen fiber die pofitiven hinaus 
aufftellt, ift wenigftens in der Wahl ihrer Ausbrüde nit glück⸗ 
lich, und in ihrer Anwendung mißlich. Allerdings iſt eine goͤtt⸗ 
liche Rechtsordnung, über alle Verirrungen und Sapungen ber 
Menſchen hinaus, in die Herzen und die Gewiſſen gefchrieben. 
Aber bie beften und weifeften Männer haben noch nicht den Um⸗ 
fang ihrer Bebote mit voller Beſtimmtheit zu einem allgemeinen 
Geſetze der Zeiten und Völker zu erheben vermodht. In unferer 
Zeit, in welcher alle Erundfäße durch die größten Begebenheiten 
erjhüttert worden, die Meinung einiger Rechtslehrer nicht 
als die unabänberlihe Baſis von Eutjcheidungen angenommen 
werben, bie über Regenten und Unterthanen normiren follen. 
Die Vorgänger dieſer Rechtslehrer haben auf anderem Grunde 
gebant und bie Unrechtmähigkeit jeder Dispofition des Feindes 
Erfter Theil. 36 


zu . 

Der Beſchluß der Bunbeöverfammiung ging dahin, „daß 
über die Anträge ber Gommiffion und bie Erilä- 
rungen ber betheiligten Regierungen am 4. Dechr. 
1828 abgefimmmt werben folle*. 

Schon am 12. Juli 1823 gab ber preußiſche Gefanbte eine 
nachträgliche Erklaͤrung ab, in welcher ex ſich vorläufig gegen 
die ſtaatsrechtlichen Theorien, aus welchen v. Waugenheim feine 
Gründe geſchoͤpft Bei der großen Allgemeinheit, womit fie in dem 
Vortrage aufgeflellt würden und bei ber Bebenllichleit ihrer An⸗ 
wendung und ber daraus zu ziehenben Folgerungen, ausſprach, 
und daß er die Inſtructionen hierüber von feinem Hofe fich erſt 
erbitten wollte. Entſchiedener ſprach ſich aber ber öfterreichiiche 
Befandte in derſelben Sipung aus: 

„Die foeben vernommene Grflärung des koͤniglich preuß. 
Oefaubten, fo wie die Weußerungen einiger anderen geben dem 
präflbirenden Gefandten zu der Bemerkung Anlaß; es könne ſich 
berfelbe von der Nothwendigkeit nicht überzeugen, daß von ben 
verebrlichen Geſandtſchaften, welden bie Abftimmung über bie 
Anträge der Neclamationd:Gommifflon in ber weftpbältichen Ans 
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gelegenheit bis 24. December 1823 abgehalten .worben if 
gegen biefenigen Wotive, aus welchen biefe Anträge von Seiten 
der Eingabencommilfion hervorgegangen find, heute eine foͤrmliche 
Berwahrung in das Protocoll eingelegt werben müfle. Wenn 
der kaiſerlich oͤſterreichiſche praͤſidirende Gefandte mit jenen 
Theorien, weldye nady ber Ausarbeitung der Reclamationscoms 
miffton von mehreren Mechtölehrern aufgeftellt worben, ſich eben jo 
wenig vereinigen, als überhaupt mit ber biöherigen Uebung 
befreunden könne, daß in den Verhandlungen der Bundesver⸗ 
fammlung fidy fo vielfältig auf derlei Rechtslehrer berufen 
werbe, denen dadurch in den Augen bed Publicums eine Auto» 
rität gugeftanden zu werben fcheint, die vielleicht wicht immer 
und in allen Beziehungen vertheibigt werben könnte; fo glaubt 
daſſelbe Doch nur feinem allerhoͤchſten Hofe, ſowohl bierüber, 
als über den eigentlichen Gegenſtand der Frage, die Abftimmung 
um feſtgeſetzten Termine vorbehalten zu müffen, und beforgt 
keineswegs, daß durch die von der Berfammlung befchlofiene 
Feſtſezung des AbflimmungssTermins der Vermuthung Raum 
gegeben werben koͤnne, daß ob man dadurch auch ſchon im 
Voraus den Grundjägen huldige, aus welchen jener Antrag 
hervorgegangen if *. 

v. Wangenheim hatte mit feinem Berichte einen außeror⸗ 
dentliden Sturm in den Kabineiten gegen fich heraufbeſchworen 
und durch feinen Wiberftand gegen die Beichlüfie des Gongrefies 
zu Verona den Zom der Großmädte Oeſterreich, Prenßen und 
Außland im bödften Grabe erregt. Gr wurbe Befeitiget ®). 
Die Abflimmungen der Bunbesftsaten fanden am 4. December 
1823 Statt. Preußen hätte wohl Urſache gehabt, ber allge 
meinen GSrbitterung gegen v. Wangenheim nicht die Brüde 
bauen zu beifen, fo weit es die oben aufgeftellten 
Grundfäge deſſelben galt. Daß die Kabiuete ber kleineren 
nnd mittleren Staaten Feine Grundſaͤtze auflommen laſſen würden, 
welche vom ewigen Staate ohne eine beflimmte, gar 


e) Das Rähere in einem folgenden Bande. 
35° 
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nit zu befeitigenbe Dynaftie rebeten, war gewiß 
nicht zu verwundern; fie felbft Hatten zwar mit großer Befrie 
digung bie Befigungen der fleineren Herren vor 1803 und Ipäter 
ihren Staaten einverleiben laflen und würden bamals wie heute 
fehr wenig erbaut gewefen fein, wenn bie Rechtsverwahrungen 
der Mebiatifirten und ber Fatholifchen Kirche gegen fie hätten 
durcherei?en follen, wie etwa bie Erklärungen Hannovers x. 
in Bez, auf das Königreich Weftphalen. Eine Großmacht 
wie Preußen burfte aber in diefen Chor nicht einflimmen; fie 
mußte bei feinen am Wiener Congreſſe gegebenen früheren Erklaͤ— 
rungen gerade bei dieſer Gelegenheit bebarren. Auch vom 
Standpunkte einer durchaus verwerflihen Reaction, wie fie das 
mals in Preußen Statt fand, durfte fi ein Staat von Preußens 
Bedeutung die Hände für die Zukunft nicht binden. Nicht etwa, 
daß wir plumpen Mebiatifirungsgelüften hier das Wort reden 
wellen; allein die Sntwidelung der Völker beweift. daß man 
mit dem auf bie Spiße getriebenen Legitimitätöprincip felbft bei 
dem beften Willen nit durchdringen könne; und bie @efchichte 
der germanifchen Welt zeigt, daß es ein Gejeh der Entwicke⸗ 
lung der Voͤlker ift, langjam, fehr langſam, aber fiher wirkend, 
fid von den Fleinen faatliden Anfängen zu 
großen Reihen zu confolidiren. Bei der Stellung 
Preußens zu Deutſchland kann es niemald ein Erzeugniß einer 
gefunden Politik fein, fih für, doch möglicher Weile, ſchnell 
eintretende Eventualitäten auch ohne alle zwingende Nothwendig⸗ 
keit auszusprechen, und Durch in gewiſſer Weiſe bindende Principien 
einen Hemmſchuh ohne Sleihen anzulegen. Die Dauer eines 
Staates, die nothbwendigen Regierungsbandlungen 
deffelben, weldedie Exziſtenzderbürgerlichen Geſell— 
haft bedingen, von einer Dynaſtie allein abhängig 
machen wollen, ift in unferem Jahrhundert gera- 
dezu eine Thorheit. Die Hohe Bedeutung einer mit dem 
Volke verwachſenen Dynaftie fol von uns nicht im geringften 
verfannt werben. Allein wie im Privatleben e8 oft nur eines 
Schrittes bebarf, um vom Erhabenen zum Laͤcherlichen zu ge 
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angen, fo if auch im öffentlichen Leben von ber hoch zu achteuden 
Legitimität in ihrer Mactfüle oft nur ein Schritt bis zur 
Narrheit. Preußen hätte ſogar den Vortheil gehabt, auf einen 
Bundesbeſchluß weilen zu koͤnnen, welcher es ihm möglich gemacht, 
auf die v. Wangenheim aufgeftellten Principien nicht einzugehen. 
Es war jener Beſchluß über die Gompetenzbefliimmung des 
deutſchen Bundes), in welchem ed (Nr. 3 S. 5) heißt: „ba 
der Begriff ter vollen Souverainität der einzelnen Bundes- 
ſtaaten (nit Fürften) der Bundesacte zu Grunde gelegt 
iſt ꝛc.“ Aber da war freilich Carlsbad, Troppan, Laybach und Be: 
rona, eine ſchreckliche Reihe von politischen Fehlern Breußens gefolgt! 

Preußen ging aber von feinen früher ausgeſprochenen Prin: 
cipien ab; e8 bedachte nit, daß mit der Gingehung auf öfter: 
reihifhe Anfchauungen die Ungelegenheit der weſtphaͤliſchen 
Domainenkäufer in Kurhefien, die es doch in feinen früheren 
Erklärungen ſelbſt unterflügt Hatte (S. 506), rettungslos ver: 
Ioren war, baß es dieſe frühere Erklärung geradezu wieberriei. 
Dies zeigte ſich in trauriger Weiſe, als es zur definitiven Ab⸗ 
flimmung fam (4. Dechr. 1823). Metternich hatte die deutfchen 
Ungelegenbeiten in Verona nicht behandeln können, jondern fie 
nad dem Zeugniß des Ritter Gentz **) nach Wien verwielen. 
Sein Einfluß war in Süddeutſchland dahin gebiehen, daß von 
Baden und Baiern aus Anträge nach Wien gelangten auf Grund 
bes Art. 59 der Schlußacte von 1820 dur die Bundesver⸗ 
fammlung die Ständeverfamminng zu maaßregeln und eine 
Metternichſche Denkſchrift vom Yebruar 1823 faßte neben verfchie- 
denen andern Gegenftänden (Preſſe, Univerfitäten ıc.) dieſe 
Anträge zu einer Propofitton an ſaͤmmtliche deutfche Regierungen 
zufammen. Preußen wiberftrebte damals noch Immer. Ancillon 
erwiberte Metternih, daß Preußen niemals die Hand dazu 
bieten würde, den Bundesgrundgeſetzen durch willfürliche Suter 
pretation Gewalt anzuthun. Aber lange währte dieſer Widerftand 
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nicht. Württemberg Widerſtand gegen bie Beihläfie zu 
Verona, v. Wangenheims frühere Haltung in den MWilitair- 
Angelegenheiten und in ber Streitſache poiſchen Preußen und 
Köthen, machten es endlich Deſterreich möglich bie in bem 
denfwürbigen Gommiffionsbericht über bie weitphäliichen Ange 
legenheiten ansgeiprochenen politiichen Principien zum volllom- 
menen Siege der Reacion im Preußen zu gebrauchen. Mochte 
v. WBangenheim Unrecht in den Militai-Ungelegenheiten fowie 
in dem preußifch-töthifchen Streit gehabt haben, mochte er bei 
den Beronefer Beichlüffen unbequem geworben fein, — Preußen 
hätte nie vergeflen follen, daß der Hort Deutichlands andere 
Rückſichten nehmen mußte, als die anf Gnpfinblichkeiten, und 
wäre fie fonft aud noch fo ſehr gerechtfertigt *). 

Für die weftphäliichen Angelegenheiten war ed aber von 
hoͤchſter Bebeutung, daß ihre Entſcheidung während dieſes Kampfes 
der Sieg der Reaction eiutrat. Defterreidh hatte in früheren Jahren 
noch immer eine Art Reigung bewiefen, den Domainenkäufern 
geredit zu werben; jebt befannte es fih offen zu den Grund⸗ 
fäßen des Kurfürften von Heſſen. Für die Schaam ber umge 
wanbelten Meinung war in Metternichs Kabinet fein Raum. 
Die Kurfürften von Heflen waren confequent bei ihrer Meinung 
geblieben, ohne weitere Rebendarten zu machen, aber bie ſchoͤnen 
Rebensarten der Großmächte fchlugen in das Gegentbeil um, 
ein wahrhaft wiberwärtiges Schanfpiel für bie deutſche Nation. 

Betrachten wir nun die entſcheidenden Abftimmungen über 
den oben vorgeffihrten Sommiffionsantrag und die dabei vor: 
waltenden Motive. Sie bilden in der Reihe der Reactiond« 
Maßregeln gleihfam den Schlußflein Bis zum jahre 1824. 


Zuerſt begann Oeſterreich **): 


— —— — 


*) Wir müſſen uns die nähere Betrachtung dieſer Zuflände für ein 
jrätere® Kapitel auffparen. 

°°) Wir müflen bie Grklärungen der Großmaͤchte geben, fo traurig und 
reſchamend fle auch für die Nation fein mögen. 
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„58 kann nad ben feftfiehenden Gompetenzgrunbfägen 
einem Zweifel unterliegen, daß die Bundesverſammlung von ber 
im Jahre 1814 erfolgten Wiebereinziehung der auf kurheſfiſchem 
Gebiet belegenen, während der aufgelöften weſtphaͤliſchen Regie 
rung veränßerten Domainen uur in jo fern Keuntniß zu nehmen 
berechtigt ift, als bei ben durch dieſe Wiebereiugiehung veran- 
laßten Klagen ber Fall einer Rechtöverweigerung wirklich bars 
getban werben ann, indem bie Competenz des Bunbestaged in 
diefer Angelegenheit und bie Anwendbarkeit des 20. Artikels 
ber Wiener Schlußacte unter Feiner andern Borausfegung Plaß 
areifen könnte. Diele kurheffiſche Verordnung vom 14. Januar 
1814 if eine Art der Souverainetät, zu welchem ber Landesherr, 
vermöge der Ihm beimohnenben oberflen gefepgebenden Gewalt, 
unftreitig befugt war, und für weldyen auch, in Hinſicht auf 
den außerorbentlichen nnd gewaltfamen, worin ſich feine Länder 
während ber aufgebrungenen fremden Herrichaft Befunden hatten, 
erhebliche, in den Augen bes verftorbenen Kurfürften überwiegende 
Gründe ſprachen; ein Artilel, weldyen bie Lanbeögerichte in 
allen vorkommenden Fällen als Geſeß anzuerkennen und zu 
befolgen ſchnldig find, und über befien materiellen Werth der 
Bunbesverjammlung Feine Goguition zuftehen würbe, wenn er 


auch nicht in einen Zeitpunct fiele, wo ber beutjche Bund felbft 


noch nicht beftand. 

Bietet demnach die Sache ber weftphäliihen Domainen» 
fäufer, aus diefem Geſichtspuncte betrachtet, an ſich ſchon Feine 
Rechtöverweigerung und mithin auch Feine Begruͤndung der 
Gompetenz des Bundestages dar, fo gewährt zugleich bie Kur 
fürftlihe Verorbnung vom 14. Januar 1814. die beruhigende 
Ueberzeugung, daß Binfihtli) der Anwendung der darin ausge 
fprochenen Beſtimmungen in einzelnen Aällen bie zuläffigen 
privatrechtlicden Anfprüce der Betheiligten in fo fern gehörig 
berüdfichtigt worden find, als daſelbſt benjenigen Domainen- 
fäufern, welche wegen nüplicher Verwendungen Anfprüche haben, 
ausdrücklich vorbehalten wurbe, foldhe gegen die kurfuͤrſtliche 
Oberrentlammer im Wege Rechtens befonders auszuführen, wo» 
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durch daher Ickterer allen denen eröffnet iſt, welche versisnem im 
rem ober Meliorationen beweifen koͤnnen. Es iR freilih zu bes 
dauern, daß viele der in diefer Sache Betheiligten ihre eigne 
Etellung und ihr eignes Iuterefie verfannt, und auflatt Jeder 
für fi) gütliche Ausgleichung zu verfuchen ober den ihnen bezugs⸗ 
weife vorbehaltenen Rechtöweg zu betreten, in fo fern eine falfche 
Maaßregel ergriffen haben, als fie ihre Intereſſen gemeinſchaftlich 
zu befördern ſuchten. Indeſſen wirb jeber Ginzelne ber Bethei- 
ligten auch heute noch, nicht nur in ber ihm zugeflanbenen oben 
erwähnten Rechtöhülfe, in fo fern fie auf fein individuelles 
Verhaͤltniß anwendbar ift, fondern auch vorzugsweife in ben vor⸗ 
liegenden Thatſachen, welche beweifen, daß mehrere Domainen⸗ 
fäufer fih von Seiten Seiner Föniglichen Hoheit des Kurfürften 
einer fie weſentlich beruhigenden Behandlung zu erfreuen hatten, 
gewiß den erwünfchteften Anhaltspunkt finden, jeine Angelegen⸗ 
heit einer günftigen Grledigung zuführen zu Tönuen. ‘Der 
kalſerlich Tönigliche Praͤſidialgeſandte ift übrigens beauftragt, 
bei dieſer Belegeuheit Namens feines allerhöchften Hofes Liefer 
Abftimmung noch folgende Erklärung beizufügen, und baburdy 
die von ihm in ber 16. diesjährigen Bundestagsſitzung in Be 
ziehung auf ben raifonirenden Theil bed neueften Vortrages über 
die weftphälifchen Angelegenheiten zu Brotocoll gegebene, aller 
hoͤchſten Orts durchaus auf das VBeifälligfte anerkannte Der 
wahrung näher auszuführen. Seine Majeftät haben mit wahrem 
und Innigem Bedauern in jenen Actenftüden, welches, bei geböriger 
Berüdfichtigung der wahren Geſchaͤftslage und feiner eigentlichen 
Beſtimmung nad, nur auf den Antrag einer baldigen definitiven 
Griedigung des ſchon früher hinlänglich inftruirten Gegenflandes 
fit) zu beſchränken gehabt Hätte, eine Ausführung ſtaats⸗ und 
bunbesrechtliher Theorien wahrgenonımen, welde, wenn fie 
jemals bei irgend einer gemeinſchaftlichen Berathung der dem 
deutfhen Bunde vereinigten Fürften und freien Städte ale 
Baſis anerkannt würden, nicht nur jedem einzelnen Bunbesgliebe 
zum gefährlichften Praͤjudiz gereihen, ſondern auch für die Ge⸗ 
jammtbeit in fo fern nachtheilig werben koͤnnte, als ein Gang 
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folder Art bei allen befreundeten Staaten, welche mit ihr dem 
monarchiſchen Princip buldigen und für deſſen Aufrechthaltung 
zu wachen bemüht find, nur bie Iebhafteften Beſorgniſſe erwecken 
müßte. 

Diefe Anftcht bedarf wohl um fo weniger einer ausführs 
licheren Entwidelung, als ſchon ein Did auf einzelne Säße des 
Bertrages, ſowie ſie die FF. 10,13, 14, 154.22 (S.538 ff.) enthalten, 
gewiß hinreicht, untrügliche Belege dafür aufzufinden, und ale 
in der von der koͤniglich hannoͤveriſchen Bundestagsgejandtichaft 
zu Protocol gegebenen gehalwollen Grörterung dieſes Acten⸗ 
flüdes bereit3 in dieſer Beziehung bie wefentlihfien Momente 
bezeichnet find. 

Seine Majeflät der Kaiſer bielten e8 dennoch für ange- 
meſſen und nothwendig, hiermit ausbrüdli zu erflären, daß 
Alerhöchftdiefelben die &Bültigkeit und Anwendbarkeit der in 
dem mehr erwähnten Vortrage enthaltenen ftaatds und bundes⸗ 
vechtlichen Theorien, fowie auch die Autorität der dafür ange 
führten Schriftfteller, nicht nur allein anzuerkennen nicht vermögen, 
fondern daß Allerhöchftdiefelben vielmehr jene als hoͤchſt bedenk⸗ 
lid, ja in mancher Rüdficht als gefährlich betrachten, dieſe aber 
förmlich verwerfen müfjen. 

Seine Majeftät der Kaiſer ſehe ſich aber auch veranlaßt, 
im reinften förberativen Sinn den angelegentlihen Wunſch aus⸗ 
zujprechen, daß in dieſer ihrer hohen Beflimmung nad) jo ehr⸗ 
würdigen Verfammlung feine Grundſaͤtze ſolcher Art Gingang 
finden, vertheidigt werben mögen, deren Geift fo wenig dem im 
europäifchen Staatenvereine fo glüdlid zum Wohl der Ger 
fammtbeit und jedes Ginzelnen beftehenden erhaltenden Syſteme 
entſpricht, und welche taher bei jeder Gelegenheit entfernt zu 
halten die k. 2. Präfivialgefandtichaft auf das Beſtimmteſte anges 
wieſen tft“. 

Die Richtung Oeſterreichs, der Gang feiner Politik der 
legten Jahre ließ kein anderes Reſultat der Abſtimmung er 
warten. Ehe Metternich die Erundjäge Wangenheims anerfaınt, 
hätte er lieber Dentichland zu Grunde geben Iaflen, warum 
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nicht die armen Domainentänfer? Uber dab Preußen von feinen 
früheren Principien abgewidgen war, hatte man ſich in biefem 
Umfang do wohl nicht vorſtelen können. GEs ſprach ſich folgen 
dermaßen aus: 

„Es tommen nad) Tage der Sache bei den Gommilfions- 
anträgen auch die benfelben zum Grunde liegenden, im Bortrage 
ausführlich eniwidelten und größteutheild aus neueren flaate- 
rechtlichen Theorien geſchoͤpften Motive in Betrachtung. Nachdem 
fih die königliche Geſandtſchaft hierüber bereits in der 16. Sißung 
d. % dahin geäußert, daß und wie fie mit den gedachten flaats- 
rechtlichen Theorien keineswegs einverſtanden fein koͤnne, fo bleibt 
ihr jegt nur noch übrig, unter Bezugnahme darauf, und im 
Sinne der eben vernommenen kaiſerlich äfterreidhiichen Abſtim⸗ 
mung hinſichtlich befielben Gegenſtandes, nadyträglich zu erflären, 
daß nunmehr jene frühere Aeußerung aud von Seiten ihres 
allerhoͤchſten Hofe eine ausbrüdliche Beſtimmung nit minber 
erhalten bat, als die bamalige im Brotocolle der 16. Sißung 
ebenfalls befindliche allgemeine Bemerkung bes Ef. oͤſterreichiſchen 
Seren Bräfldialgefandten über übliy gewordene Allegationen 
aus ſtaatsrechtlichen Schrififiellern in Berbandblungen der Bun- 
besverfammlung. 

Abgefehen von ihren Motiven find die Gommiffionsanträge 
nicht für fi) allein, fondern mit den bereitd abgegebenen Erklaͤ⸗ 
rungen der betheiligten Regierungen beihlußmäßig zum Gegenftand 
der heutigen Abflimmung gemadt. Der Eönigl. preußifche Hof 
fand fih dadurch vorberfamft näher zu prüfen veranlaßt, ob 
und in wie weit etwa der Sinn dieſer vorliegenden Erklärungen 
erforbere oder verftatte, Die Anträge ſelbſt, ohne fpecielles Gin: 
gehen auf ihr Material, noch Iebiglih dahin geftellt bleiben zu 
Iaffen? Die Refultate waren in Beziehung auf die Verbältniffe 
der Domainenkäufer folgende: 

Rad ber in der 15. Sitzung d. J. zu Protocoll gegebenen 
Erklärung der kurheſſiſchen Bundestagsgeſandtſchaft würben 
Selten Seiner koͤniglichen Hohelt des Kurfürften, wie es früher 
ſchon geicheben, der YBundesverfammlung binfichtlich der Domai⸗ 
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nenkäufer eine Gognition — in fo fern leptere auf Verwendung 
und Empfehlung zu billiger Behandlung gebt — unter bem 
Bemerken eingeräumt, daß In Berüdfihtigung dieſer bereits im 
Jahre 1817 eingetretenen Empfehlung, feitbem und noch ganz 
neuerdingd mit mehreren folder Acquirenten von Domainen 
gütliche Abkommen getroffen worben, fo baß bei weitem ber 
größere Theil zufrieden geftellt ſei. 

Hierin bat der kurheſſiſche Hof mit feinem fortdauern⸗ 
den Willen, Empfehlungen der Bundesverſammlung überhaupt 
zu berüdfichtigen, zugleich feine Bereitwilligkeit ausgeſprochen, 
gegen die Domainenfäufer diejenige billige, milde und landes⸗ 
väterliche Behandlung, welche den Gegeuftand folder Empfeh⸗ 
ungen ausgemacht bat und ferner ausmachen koͤnnte, dergeſtalt 
zu beweifen, wie ſolches nad) ber binzugefügten Anzeige zur 
Bufriepenftellung des bei weitem größeren Theild der Domainen- 
acquirenten ſchon der all gegeben iſt. 

Diefer berubigenden Werficherung gemäd wäre mithin bie 
Sache, was jenen größeren Theil der Domainenacquirenten 
betrifft, als erledigt zu betrachten. Die gegebene Berfidherung 
kann aber auch die Baſis für jede hiefige Beurtheilung etwaiger 
neuer Reclamationen werden, mit welchen einzelne Domainen- 
kaͤufer, weil fie fi noch nicht für befriedigt halten, ferner bei 
der Bundesverfammlung anftreten möchten, wovon die neuefte 
zwar noch nicht zum Vortrag gelommene, aber doch ins Ein- 
reichungsprotocoll eingetragen und bei ſaͤmmtlichen Geſandtſchaften 
im Abdruck vertheilte Gingabe des Bevollmächtigten in weft: 
phälifchen Angelegenheiten vom 25. Juni d. 3. bereit ein Bel: 
fpiel darbietet. Ob dergleichen noch fortbauernde Reclamationen 
irgend eine Rüdficht verdienen, ob namentlich und in wie weit 
die Schuld, warum eine gütliche Bereinigung noch nidyt mit 
allen Domainenkäufern zu Stande gelommen if, etwa in zu 
hoch gefpannten Anforderungen zu fuchen fei ober nicht: Darüber 
wird die Bundesverfammlung nunmehr auf den Grund jener 
Buflderung zu urtheilen haben; fie würbe jedoch alsbann erft 
fiyer und erfchöpfend darlıber urtheilen können, wenn fie ſich 
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genauer davon unterrichtet befänbe, was in Beziehung auf jeben 
einzelnen Domainenfäufer der wirklidge Erfolg ihrer Berwentung 
geweien iſt; indem nur eine fpeciellere Keuntniß dieſes Grfolges 
ihr den Vortheil gewähren würde, die Billigfeit der einzelnen 
Beihwerten zum Maabflabe für deren Zulälfigfeit und für die 
Weife ihrer Intervention anzunehmen. 

Eine Geneigtheit des kurheſſiſchen Hofes, mittelft nachtraͤg⸗ 
licher Eitheilung der gedachten jo wünjchenswerthen fpecielleren 
Auskunft, diefer Hohen Verfammlung auch noch den bezeichneten 
Vortheil zu verſchaffen, läßt fi um fo weniger bezweifeln, je 
bereitwilliger terjelbe ihren Wunſchen turdy die bereits im All: 
gemeinen gegebene Auskunft über den Grfolg ter eingelegten 
Verwendung zuvorgelommen, und je ungzweibeutiger dadurch dem 
Ausdrucke aͤhnlicher Wunſche eine willfährige Aufnahme im 
Voraus zugefihert worden ift. 

Eben darum würde es ber königlich preußiiche Hof für bie 
angemefjenfte Behandlung der vorliegenden Reclamationsſache 
halten, wenn die hohe Bundeöverfammlung, mit einſtweiliger 
Uebergehung des Commiſſionsantrages, dem Eurbeffiichen Hofe 
durch Wermittelung feiner verehrlichen Bundestagögefandtichaft, in 
einem zu faffenden Beihhluffe den Wunſch und die vertrauen» 
volle Erwartung ausfpredye, Daß derjelbe die für Kurheſſen in 
der 15. Sipung d. 3. abgegebenen Erklärung bei feinen damals 
ausprüdiidd vorbehaltenen weiteren Weußerungen, durch eine 
namentlihe Angabe derjenigen Domainenkäufer, mit welchen ein 
guͤtliches Abloınmen bereit6 getroffen worden, noch zu vervoll⸗ 
ſtaͤndigen, und hinſichtlich der bisher nicht erledigten Yälle, die 
Gruͤnde, bie dem Abfchluffe einer gütlichen Uebereinkunft noch 
im Wege fliehen mögen, näher anzuführen keinen Anftand nehmen 
werde, damit bie Verſammlung fodann ein Weiteres, fowohl 
über eine etwaige fernere Intervention in biefer Sache überhaupt, 
als über die Art derſelben, beichließen koͤnne. 

Indem erhaltener Vorfchrift gemäß, die königliche Bundes; 
tagsgejandtichaft hierauf ihren Antrag richtet, verfehlt fie fich 
einerfeits nicht, welche Verſchiedenheit der Anfichten über tens 
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felben, nach Maßgabe der eingegangenen Juſtructionen, in biejer 
hohen Verſammlung ftattfinden bürfte, anbererfeits hält fie es 
nicht für unmöglich, daß vielleicht einer ober der andern verehr⸗ 
lichen Gefandtſchaſt baran gelegen wäre, vor ſchließlicher Ab- 
fiimmung auch nody über ten gedachten biefjeitigen Antrag zu 
etwaiger Yerüdfihtigung an ihre hohen Gommittenten zu be 
richten, * 

Als nun Preußen wenigftend für die Gentralangelegenheiten 
des aufgelöften Koͤnigreichs Weſtphalen den Art. 29 der Schluß» 
acte nad) Anfiht v. Wangenheimd angewendet willen wollte, 
drang e8 natürlich nicht durch, und mußte fich über das An- 
finnen, weldyes es an Kurheſſen geftellt hatte, peciellere Auskunft 
zu ertbeilen (f. S. 571. 572), noch in derſelben Sigung nicht nur von 
Kurheffen, fondern auch von dem Präfibium empfindlich zurecht: 
weifen Iaffen. Denn Kurheſſen erflärte, daß es einfach auf 
frühere Erklaͤrungen zurüdweije und Die Anfiht Hannovers in 
Bezug auf die Wiener Conferenzen adoptire, daß es aber hin» 
fihtli) des von Preußen gefchehenen Antrages wegen |peciellerer 
Aufführung ber von ihm erledigten Beſchwerden niemals bie 
Abficht des Kurfürften geweien wäre, die Ginzelnen von ben 
Reclamanten, welche zufrieden geftellt worden, noch künftig 
namentlich angeben zu laffen, fonbern nur die Bundesverfanms- 
lung von ber Berädfihtigung ihrer Empfehlung in der Wllge 
meinbeit in Kenntniß zu jeßen. Es müſſe ſich jebem dahin 
gerichteten Antrage widerfeßen. 

Was Preußen nad) abgegebenem Votum über bie von 
Wangenheim aufgeftellten allgemeinen Principien voraußfehen 
konnte, aber nicht vorausfah, geſchah nun in ber lehten Sikung 
noch. Defterreih hatte von Preußen erreicht was es wollte. 
Es warvorauszufehen, daß es ihm auch einen moraliſchen Vortheil 
im Ginzelnen zukommen laſſen wollte Das Praͤſidium ließ 
ohne weitere Rüdfiht über diefen Theil des preußiſchen Votums, 
welcher fpecielle Nachweiſungen vom Kurfürften verlangte, brevi 
manu abitimmen. 


der 
Gerichte angewentet 
ſtützt; aleın dieſe Anſichten blicken der Minsrität. 
ſchaͤrfſten faften Dledienburg mat bie 16. — Merbeg, 
Auhalt ud Schwarzbarg) Tab Hecht dei Lenbeöhern auf. 
Mecklenburg : 

„daß der Bundbesverfemmlung überhaupt keine 

Befugniß zur Ginmifhung in die Befepgebung 

der Bunbesregieruugen „uftehe, nnd chen fo 

wenig die fpecielle Beurtbeilnug landesherr- 
licher Berorbuungen competize”. 

Oldenburg war in feinen Aeußerungen noch derber unb 
bezeichnete den Standpunkt der abfolnten Reaction. Die Ub- 
fiimmung iſt fo bezeichnend, Daß wir fie bier folgen laſſen. 

„Weber die Frage: ob die von Napoleon ihrer Lande ge 
waltfam beraubten Regenten, die während der feindlichen Occus 
pation veräußerten Domainen zurũckzunehmen berechtigt geweien ? 
dürfte der Bundesverſammlung fein Urtheil zuſtehen, weil bier 
von Regentenhanblungen die Rebe ift, weldye vor ber Abſchließung 
des deutiden Bundes vorgenommen find, und in Anfehung beren 
feine beichräntende Uebereinkunft unter den Bunbesgliebern 
beſteht. 

Befept, man wollte aber auch dieſes annehmen, fo entſcheiben 
do die anerlannten Brundfäße des practifchen europälfchen 
Möllerrechts fo beftimmt für den Regenten, daß dagegen bie 
Vehauptungen einiger neueren Theoretiker nicht in Betracht 
fommen koͤnnen. 

Awar tritt der Groberer an tie Stelle bes vertriebenen 
Farſten, ſowohl in der Ausübung der Souverainetät als auch 
In der Benupimg bes Staatseigenthums. Allein er erwirbt da» 
durch weder jene noch diefes, und wenn gleich die Unterthanen 
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bemjenigen gehordhen mäflen, welcher Gewalt über fie hat; fo 
wird doch durch die bloße Thatſache ber Eroberung bes Landes 
und ber Bertreibung bed rechtmäßigen Fürften, das innige Banb 
nicht gelöfet, welches durch die Grunbgefeße bes Staates 
gefnüpft if. Zwar kann ein erobertes Land der Regierung uicht 
entbehren, aber dadurch, daß der Groberer die Regierungsredhte 
aushbt, wird er nicht rechtmäßiger Regent, und ber leibenbe 
Sehorfam, dem die Unterthanen ſich nicht entziehen können, barf 
nicht weiter gehen, al& die Nothwendigkeit heiſcht, darf inſouder⸗ 
heit durch freiwillige, vielleicht ſelbſt eigennügige Handlungen 
die Grenze nicht überfchreiten, bie die dem rechtmaͤßigen Yürften 
ſchuldige Treue vorzeichuet. Die Untertbanen bürfen baber, fo 
weit es von ihnen abhängt, zu Regierungshanblungen des Eroberers 
nicht mitwirken, welche den Beſtand des Staates und des 
Staatselgenthumd zu vermindern bezweden, und ber Ankauf vou 
Staatögütern, welche ber Groberer zu veräußern ſucht, ift in 
ber Regel von dem freien Willen bed Käufers abhängig, folglich 
auch, während bes feindlichen Befipes eines Landes, in ber Regel 
unerlaubt, 

Es iſt gewiß eine eben fo grundloſe als gefährliche Lehre, 
daß die Groberung eined Landes und die Vertreibung feines 
rechtmäßigen Fürften eine Regierungsveränberung nicht blos in 
der That, ſondern auch dem Rechte nach, zur Folge babe, und 
daß baber ſich Alles eben fo verhalte, als wenn eine 
fefte Regierung beflände. Die Anhänger dieſer Lehre —8*— 
die Ausübung mit der Erwerbung der Regierungsrechte, ben 
Eriegsſtand mit dem Friedensſtand, deu feindlichen Beſth mit 
ber rechtlichen Regierungsfolge, ba doch jener uur auf ber Ges 
walt ber Waffen, diefe allein auf der Kraft bes Rechts, welches 
man aus ber Analogie der Berträge erklärt, oder auf der Wirk 
lichkeit terfelben berußt. Denn wenn glei das practiſche 
Volkerrecht die Gültigkeit einer blos facttfchen Regierungsnachfolge 
auch in dem Falle anerkennt, wenn ein vertriebener Fürft im 
Laufe ber Zeit alle vernünftige Hoffnung der Wiederherſtellnug 
verloren; fo bleibt doch der ausbrüdiiche Verzicht dieſes 
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Fürſten das einzige Mittel *), welches dem neuen Regenten und 
feinen Nahlommen volle Sicherheit gewährt, inbem günflige 
Greigniffe verloren geglaubte Rechte immer aufs Neue beleben 
fönnen. 


Wenn nun ber Groberer buch das Glück feiner Waffen 
nur ein Benutzungsrecht an dem Grundeigenthum des eroberten 
Staates erlangt, jo Tann er auch barüber nicht willkürlich ver 
fügen, noch daſſelbe veräußern. Die Veräußerungen, welche er 
vornimmt, find nichtig, und der rechtmäßige Fürft, weldyer in den 
Befig bes Landes wieder eintritt, iſt dadurch nicht gebunden, 
wenn er nicht bei feiner Wiedereinfegung durch ausdrüdlicdhen 
Dertrag ſich dazu verpfliähtet Hat, ober wenn nicht gang beſondere 
Rechtsgründe ihn bazu verbinden, 


Seine königliche Hoheit der Kurfürft von Heflen haben num 
durch feinen Vertrag die Verbindlichkeit, die Regierungsbandblungen 
bes feindlichen Beſitzers und namentlich deſſen Beräußerungen 
der heſſiſchen Domainen anzuerkennen, übernommen. Seine 
Fönigliche Hoheit der Kurfürft von Heffen haben demnach auch 
nur gethan, wozu Diefelben berechtigt waren, als durch eine 
Verorbnung vom 14. Januar 1814 die während der feindlichen 
DOccupation vorgegangenen VBeräußerungen ⁊c. für nichtig erflärt, 
und der Rentlammer befohlen wurbe, fih wieder in ben Beſiß 
zu feßen. Der Befipnahme ber Rentlammer konnten bie Inhaber 
feine andern Titel entgegenfeßen, als die fie von ber weitphälifchen 
Regierung erhalten hatten, welcdye aber für Seine Eönigliche 
Hoheit den Kurfürften ohne verbindliche Kraft waren. Daß ein 
Königreich Weſtphalen gebildet worden war, daß dieſes fich in 
regelmäßigen Formen eines georbneten Staates bewegte, baß 
Reiheftände, auch aus kurheſſiſchen Untertanen gewählt, an der 





®) Und die Domainen der Stuaris, der Bourbons, der Orleans, bie 
Befigthämer der Batholifhen Kirche, der Erzbiihöfe, Biihöfe, Aebte und 
frommen Gtiftungen, der Mediatifirin ?? Haben die deutfchen Fürften deren 
Vroteſte geachtet? — | 
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Regierung dieſes Staated Theil nahmen; daß Greigniffe der 
Zeit dad Vertrauen in deu Beſtand dieſes Königreichs erwecken 
und befördern fonuten; Dies alle vermochte nicht, dem redht« 
mäßigen Fürften fein gutes Recht zu nehmen. Dieſer Batte auf 
fein Land nicht ‚verzichtet, und der ruhige Beobachter der Zeit 
mußte demfelben Recht geben, wenn Gr bie Hoffnung feiner 
Wieberherftellung ſtaudhaft unterhielt. 

Es iſt ſonach Fein rechtlicher Grund vorhanden, die Gültig. 
keit der Verorbnung vom 14. Januar 1814 anzufechten, worin 
die Zurücknahme der vom Feinde veräußerten unbeweglichen 
Güter auögeiprocden. * 


Der Beſchluß lautete nun folgendermaßen: 


1. Da die kurfürſtlich hefſiſche Verordnung vom 14. Januar 
1814 Heine Juſtizverweigerung begründet, welche bie 
Bunbeöverfammlung zu einer Einſchreitung nad dem 29. 
Artikel der Schlußaete verpflichten Tönnte, fo Hält fi 
biefelbe in der Angelegenheit der weitpbälifchen Domai⸗ 
nenläufer bundesgeſetzlich nicht für competent; bie Recla- 
marnten werben daher mit ihrem Geſuche von ber 
Bundesverfammlung abgewiefen, und ed glaubt biefelbe 
einer wieberbolten Anempfehlung des allerdings rückſichts⸗ 
würdigen Schidfald der Reclamanten an die Billigfeit 
Seiner Eöniglihen Hoheit des Kurfürften fi aus dem 
Grunde überhoben, weil nad) der von der kurfürſtlichen 
Gefanbtichaft in ver 15. diesjährigen Sipung gegebenen 
Erklaͤrung, mit mehreren Acqutrenten folder Domainen 
ein gütliche® Abkommen theild getroffen worben ift, 
theils noch ferner mit voller Beruhigung erwartet werben 
kann. 

2. Die Angelegenheit der Gläubiger des weftphälifchen 
Staatsſchaßes und der von der weſtphaͤliſchen Regierung 
contrahirten Staatsſchuld, ferner derjenigen, welche biefer 
Regierung Gautionen geleitet haben, unb derer, welche 
auf Verforgung ober Penfion Anfprud haben, iſt in ihrer 

Erfter The. 37 
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dermaligen Rage zu einer auf deu 28. Artikel der Schiuß- 
acte zu begrünbenben Ginwirfung ber Buubesverfammlung 
gleichfalls nicht geeignet; indeß unterläßt die Berfamms- 
lung nicht, durch die beireffenden Gefanbtickaften bie 
betheiligten Regierungen zur mögliäRen Beidleunigung 
der Verhandlungen jener für biefen Zweck in Berlin ver 
einigten Gommilfion vertrauensvoll einzulaben. 

Wie fo ganz anderd war ed gefommen nad Verlauf von 
faft zehn Jahren, ald man in Deutſchland gehofft, als ſelbſt bie 
Zürften ſich früher ausgeſprochen. 

Roh im April 1817 Hatte Fürſt Hardenberg in einem 
Schreiben an ben dbarmfläbtifchen Minifter Frh. von Lichtenberg 
gefagt: 

„Ich werbe Die Gefandten vom kurheffiſchen und großherz. 
heifiihen Hofe unterrichten von der Art, wie Se. koͤnigl. 
Majeſtaͤt die Sache betrachten, uud auch in Grwägung 
nehmen, ob und welche biplomatifhen Schritte, entweder 
allein von Preußen, ober gemeinfchaftlih von Preußen und 
Defterreich angemefien find, um den Kurfürften abzubringen 
von der wnerhörten Willlür, welche er fih in fo vieien 
wichtigen Gefchäftszweigen erlaubt, durch weldye Willkür 
fo viele Unteribanen bebeutend leiden, bed großen Unheils 
nicht zu gedenken, welche daraus entſteht, daß die kurfürſtl. 
heſſiſche Regierung die öffentliche Meinung fo ganz unbes 
achtet Täpt *. 

Aber wie bald waren er und die preußifche Regierung zu 
andern Principien gekommen! Stein hatte wohl Recht, wenn er 
mit ſtarken Worten ben alternden Staatökanzler in den Briefen 
an feine Bertrauten ſchildert. Eben fo wie in obigem Schreiben 
Hardenberg feinen Xabel übertrieb, verfiel er fpäter in den ent- 
gegengejeßten Fehler. — 

Was Freiherr von Stein urtheilte, iſt nicht binlänglich bisher 
bekannt, jelbft Werk fpricht fi in bem Leben des Frh. v. Stein 
nicht genügend aus; deßhalb Lönnen wir uns nicht verfagen, 
einen und Fürzlich zugelommenen Brief deſſelben an ben Kur- 
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fürflen aus dem Sahre 1814 bier abbruden zu laſſen, weil 
er in wahrhaft ſtaatsmaͤnniſchem Geiſte Iange vor jeder Ber: 
handlung diefe Angelegenheit behandelt und kurz und bündig 
die leitenden Gefldhtöpunde bezeichnet. Während der großen 
Verhandlungen zu Paris, die dem erften Frieden bajelbft 
voraußsgingen, fand Stein Zeit an bie weſtphaͤliſchen Domainen: 
Täufer zu denken. Der Brief Tautet: 


An Herm Kurfürften Wilhelm von Hefien. — 

Ew. Kurf. Durchlaucht find im Voraus überzeugt, daß 
id weit entfernt Bin, mid in Hoͤchſtdero Negterungsver- 
waltung ungeziement einmijchen zu wollen. Betrachten Ew. 
Durchlaucht gegenwärtigeg Schreiben ald das Refultat 
meine® Wunſches dazu beizutragen, alle® zu entfernen, 
welches noch als Folge der früheren Greigniffe dermalen 
die Anhaͤnglichkeit Hoͤchſtdero Unterthanen mindern ober 
Beſchwerden veranlaflen möchte. 

Ew. Durchlaucht gernhten unter dem 14. Januar d. 9. 
eine Verordnung zu erlafien, wodurch faͤmmtliche Inhaber 
verfaufter Rammergüter und Gefälle ohne alle Rüdfidst 
wieder aus den Beſiß gefeht, ſowie auch alle fonftige im 
Adminiſtrationswege bewirkte Vererbleihungen ober einge 
leitete Ablöfungen anfgeboben wurben. Es bedarf zu 
meiner gegemmwärtigen Abſicht nicht der Grörterung, wie eine 
ſolcherlei allgemeine Anwendung in rechtlicher Beziehung 
Beurtheilt werden möchte; fondern ich begnfige mich, ber 
malen von höheren Geſichtspuncten ausgehend, folgende 
Bemerkungen zu erwägen, Ew. Durchlancht mitzutheilen. 

1. Die mit jenen Bäthern von dem Beſiße ber Regie 
rımgegewalt unb den Stanbesbehörben getroffenen 
Berfägnngen unter Töniglih weſtphaͤliſcher Regterung 
find als adminiſtrative Anorbnungen zu betrachten, 
wobel man von bem Geſichtspunkte auöging, daß der⸗ 
gleichen Beräußerungen, Vererbleihungen und Abloͤſungen 
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in kameraliſtiſcher Hinficht ziwedinäßig ſeien. Unabſehbar 
find die Folgen und Verwidiungen, wenn Ew. Durch⸗ 
laucht alle während jener 7 Jahre veranlaßten abmini- 
firativen Anorbnumgen aufheben, ober boch wenigſtens 
das Beſorgniß erregen würben, daß felbige aufgeboben 
werben möchten. Gine foldge Maaßregel werben Ew. 
Durchlaucht nicht ergreifen und doch wäre es .ald eine 
Folge confequenter Anmwenbung jener Verordnung unb 
neuerer aufgeftellter Grundſaͤtze. Während daher einer 
ſeits Staatörhdfichten eine ſolche Verfügung abändern, 
wirb es fi) aber auf 

2, wohl zeigen, baß wenigiten® in einzelnen Faͤllen das 
KRameralinterefie Ew. Durchlaucht bei jenen Ber 
äußerungen, Vererbleihungen nicht verloren, fonbern 
vielleicht wohl gewonnen haben bürfte. 

3. Man kann ſodann doch auch nicht Bei allen einzelnen 
hierbei vortommenben Individuen Argliſt und Beträge: 
riſch gewinnfüchtige Abſicht voraudfegen. Es ſcheint 
mir daher, von dieſer Seite betrachtet, hart 
und rechtlich ungleich, diefelben zu unge. 
fäumter, unbebingter Rückſtellung der 
frübern VBerhältniffe anzuhalten und ihnen 
rüdfigtli deren rechtlicher Anſprüche nur 
den Rechtsweg offen laſſen zu wollen. 

Eine gleichzeitige gůtliche Auseinanberfegung über 
Aaufſchilling, Meliorationen und ſonſtiger gegenfeitiger 
Verhaͤltniſſe ift nach meiner Uebergeugung baßjenige, 
wozu Recht und Billigkeit ſtimmt. 

Bon bdiefen Vorausfegungen ausgegangen, geruhen jeht 
Ew. Durchlaucht, meine Aeußerung aufzunehmen, welche 
darin befteht, die Verkäufe, Vererbleihnngen uud 
Ablöfungen im Allgemeinen niht umzuſtoßen, 
fondern nur in Anfehung berjenigen, wobei 
Ew. Durchlaucht das. Höhfte Kammerintereife 
wejentlih gefährbet glauben, burd eine com: 
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miſſariſche Verhandlung die gegenfeitigen 
Verhältnifſe gleichzeitig zu berichtigen. 

Eine ſolche Behandlumgsweife würbe die allgemeine und 
angenehme Ueberzengung gewähren, daß Gw. Durchlaucht 
pflihtmäßig das Kameral⸗Intereſſe befoͤrdern, zuglei aber 
die Privatverhältnifie der Gingelnen möglihft dabei berüd» 
fihtigt wiſſen wollen. 


Diefe eben fo rechtliche als billige Ausgleihungsart 
könnte unfehlbar nur die alte Liebe, Eintracht und Vers 
ebrung Hoͤchſtdero Untertbanen befördern. 


Geruhen Hoͤchſtdieſelben biefen meinen Rath in Erwaͤ⸗ 
gung zu unterziehen, und vor allem von ber Ueberzeugung 
auszugehen, daß perjänliche Anhänglichkeit und Verehrung 
mid) bei Mittheilung dieſes meines Raths Binde. (Teite 7) 


Paris den 29. Mat 1814. 
3. v. Stein. 


I. 
Die zweite Claſſe der Beſchwerden aus den VBerbältniffen 


des aufgelöften Königreichs Weſtphalen können wir fürzer behan- 
dein, al8 die DomainensAngelegenheit. Wir faffen fie, obſchon 
an ſich verfchichen, doch hier in eine Rubrik zufammen, weil fie 
fpäter gleihmäßig mit einander entfchieben wurden. Die Ber 
fchwerben betrafen 


1. bie Forderungen der Gläubiger des weſtphaliſchen 
Staatsſchatzes. 


2. die Forderungen wegen der der weſtphaͤliſchen Regierung 
geſtellten Cautionen. 
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3. die Forderungen ber Gläubiger ber weftphälifchen 
Staatsſchuld. 

4. Die Reclamationen weſtphaͤliſcher Staatsdiener wegen 
Verſorgungs⸗ oder Penſionsanſprüche. 


Die Forderungen der Gläubiger des weſtphaͤliſchen Staats⸗ 
ſchatzes ſchrieben fih aus der Verlegenheit, in welcher ſich die 
Kafien des KönigreihE Weſtphalen ſtets befanden. Bei der Auf⸗ 
Iöfung deſſelben waren viele Forderungen von Privaten von bem 
Staatsſchaß unberichtigt geblieben. 

In der Schrift: „Ueber die Regulirung der Centralange⸗ 
legenheiten des aufgelöften Koönigreichs Weſtphalen“ iſt (S. 25) 
der Betrag dieſer Forderungen angegeben: 

3,000,000 Fr. unbezahlte Staatsausgaben, 

1,500,000 Fr. Forderungen von Lieferanten wegen des 
Approviſionnements von Magdeburg ſo weit 
fie den Staatsſchat betrafen. 

Der Bevollmächtigte weftphälifcher Reclamanten, Dr. Schreiber, 
brachte für die Unternehmer der Verpflegung der weftpbälifchen 
2. und 3. Militairdivifion und der Hofpitalverwaltung im ganzen 
Königreihe, Spir, Maz & Gomp., Bonte & Gomp. und 
Dalembert & Gomp., 1818 bei der Bundesverfammlung 
das nachher mehrmald wiederholte Geſuch an, die Bezahlung 
ihrer, fo wie aller ähnlichen aus der weſtphaͤliſchen Regierungse 
periode herrührenden Forderungen zu veranlafien. 

Zu Unterftüßung dieſes Geſuchs wurde angeführt: Die 
Forderungen obiger Neclamanten beruhten auf Gontracten und 
richtig befundenen Liquibationen. Bon welchem Gouvernement 
die Contracte gefchlofien worden feien, darauf koͤnne nichts an» 
fommen, da der Gegenftand nad privatrechtlichen Grundſätzen 
verhandelt worden und bie Leiftung an die Stelle der den Ein⸗ 
zelnen obliegenden Beiträge getreten fei. Wären vom Feinde 
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Lieferungen aus gefchrieben und Anorbnungen zur Truppenver⸗ 
pflegung geixoffen, oder andere Korberungen gemacht worben, fo 
würde doch der, welcher bie Leiflungen contractmäßig für bie 
Einzelnen übernahm, das Recht haben, von feinen Gommittenten 
die Erſtattung feiner Vorfchüfje zu fordern. 

Hier fei der Staat der Gommittent gewefen, man könne 
gegen ibn Flagen und werbe getwinnen. 

Zugleich wurbe bemerkt, daß in einer königlich preußifchen 
allerhoͤchſten Immediatreſolution, fo wie in Schreiben des Staates 
kanzlers Fürſten von Hardenberg und des Schapminifteriums 
der Gegenſtand jener Reclamationen für einen ſolchen erklaͤrt 
worden ſei, welcher zu den Centralangelegenheiten detz aufgeloͤſten 
Königreichs Weſtphalen und zu den Verhandlungen des Bundes⸗ 
tags gehöre. 

Was die zweite Reihe der Bejchwerden betraf, fo mußte 
erwogen werben, daß die aeſtphaͤliſche Regierung fehr ausge⸗ 
dehnte Verfügungen über das Cautionsweſen getroffen hatte. 
In Folge derjelben mußten nicht nur die Verwalter öffentlichen 
Guts und vielen andern Berfonen, mit denen fie in Contracts⸗ 
verbältniffen fand, ſondern auch die Rotarien, deren Yunction 
ganz nach den in Frankreich beftehenden Einrichtungen umgeftaltet 
worden war, beträchtliche Gautionen beftellen, welde in Baar⸗ 
fhaft, von der Negierung zu vertretenden Obligationen und 
Hypotheken auf Brundftüden beftanden. 

In dem auf fländifhe Bewilligung gegründeten Geſetze über 
die öffentlide Schuld vom 14. Juli 1808 wurde feftgefekt, daß 
die Cautionen, welde alle Verwalter öffentlichen Guts Baar zu 
leiften hatten, an bie Tilgungscaſſe überwiefen und aus felbiger 
verzinfet werben follten*). Gin Gleiches fcheint auch bei den 
übrigen baaren Gautionen flatt gefunden zu haben. 

Auf diefe Weife wurden gedachte Gautionen zu den weſt⸗ 
phälifchen Staatsausgaben mit verwendet. 

Rah den Rerlamationen, weldhe früher ter Graf von 


*) Weiphälifgee Beiepbäfletin, Br. U. ©. 67. 
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Malches und fpäter der Dr. Schreiber in Bezug auf bie Gau- 
tionsbefteller eingereicht hatten, ſcheint, als ob alle betheiligte 
Negierungen die Rüdgabe aller der weflphäliigen Regierung 
beftellten Gautioneu, nebft ben Binfen vom 1. Juli 1813 an, 
verweigert hätten. Indeß, bie Eingaben ber. einzelnen Reclamanten 
ſchraͤnkten fi nur auf bie eines weſtphaͤliſchen Gentralbienere 
ein, weldher die Rüdzahlung feiner baar beſtellten Gaution nebſt 
Zinfen vom 1. Juli 1813 an erwartete, auf die zweier weſt⸗ 
weſtphaͤliſcher Rotarien im hannöverifhen und kurheſſiſchen 
Gebiete, welche von ben dafigen Regierungen ihre baar beftellten 
unb liberirten Gautionen nebft Zinſen resp. vom 1. Januar und 
1. Juli 1818 an forderten, und endlich auf eined vormaligen 
Poſtdirectors in Nurbefien, welcher eine in einer preußiſchen 
Staatsobligation beflellte Caution von der kurheſſiſchen Regierung 
aurüd verlangte, 

Was nun inöbefondere die Gautionen der weftphälifchen 
Rotarien betrifft, fo fcheinen beide Regierungen vorhin bie Abſicht 
gehabt zu haben, felbige zu reſtituiren. 

Ramentlih wurden in bannöveriihen Berorbnungen vom 
1. Januar 1815 für die Altern Provinzen und vom 7. März 
1818 für das Fürſtenthum Hildesheim, diejenigen, welche aus 
der Geichäftsführung eines ehemaligen weftphällihen Notare 
no Anſprüche zu haben glauben, aufgeforbert, binnen kurzer 
Frift bei ihrer Regierungsbehörbe geltend zu machen, das bis⸗ 
berige Sicyerheitsreht an der Realcaution erloͤſche und den 
Notarien, wider welche Peine Forderungen angezeigt find, bie 
die Cautionsdocumente zurüdigegeben werben follen. 

Kerner wurde in Zurfürftlicden oͤffentlichen Blättern eine 
Aufforderung erlafien, daß alle bie, weldye bei weitphäliichen 
Notarien in kurheſſiſchen Gebietstheilen Belder hinterlegt bätten, 
Binnen 14 Tagen davon Anzeige machen, ober nad) beren Ablauf 
in Gemäsheit einer Verfügung ber kurheſſiſchen Regierung, bie 
Rüdgabe der Rotariatsciution erwarten follten. 


°) 3. B. Kaſſ. 3ty. 1819. 24. Novbr. 
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Die Schrift: „Ueber bie Regulirung ber Sentralangelegen- 
beiten bes aufgelöften Königreihs Weſtphalen“ giebt S. 25 ben 
Betrag der noch rüdftändigen baaren Gautionen auf wohl nicht 
über 


1,200,000 Franken 


Die urfprängliche Zahl ber VBetheiligten wurbe auf 2000 
angegeben 

Sin den Eingaben des Dr. Schreiber und einzelner Gautionärs 
wurde zur Unterflüßung des Geſuchs, zu vermitteln, daß bie der 
weftphälifchen Regierung beftellten Cautionen als eine Gentral« 
ſchuld betrachtet und fammt rüdftändigen Binfen zurüdgegeben 
werben moͤchten, angeführt: Gautionen feien nicht als ein Gigen- 
thum des Staats zu betrachten, dem fie beftellt wurben, ſondern 
nur ale Privatgut, ald ein Depofitum zur Sicherftellung des 
Staats oder des Einzelnen, welcher durch den Functionaͤr ober 
Gontrabenten gefährbet werden koͤnne. In allen Staaten 
finde man Gautionen, aber nirgends erwerbe; die Regierung 
ein mehrered Recht an diefelben, als dasjenige, was 
fie als Vertreterin ded Ganzen ausüben müfle. Die jebigen 
Regierungen der vormals weftphäliicden Landestheile könnten 
doch wohl nicht fid) etwas aneignen wollen, was nicht ihnen, 
fondern dem weftpbälifchen Staate, unter früher beftanbenen 
BVerhältnifien, ald Depofitum gegeben worben fet. 

Uebrigen® fei die Beſtellung ber Gautionen an die weſtphaͤ⸗ 
liſche Regierung eine nicht zu vermeidende Sanblung gewefen, 
denn diejenigen öffentlichen Diener ober Gontrabenten, von 
denen man eine erhöhte ober neue Gaution gefordert habe, hätten 
ſolche nicht ablehnen koͤnnen, ohne auf ihr Verhältntg und Gewerbe 
Verzicht zu Teiften. 

Eine Saution hat nur zum Zwed, demjenigen, welchem fie 
beftellt wird, Sicherheit zu gewähren, daß der, welcher fie beftellt, den 
übernommenen Berbinblichkeiten Benügeleiften werde, und eine Baar 
oder in Staatsobligationen beftellte Caution iſt ald ein Pfand zu 
betrachten. Daher ift auch in der Regel eine baare Baution für 
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ben Empfänger nicht dißponibel, unzindbar und, wenn ber Zwech 
ju welchem fie beftelt wurbe, aufgehört bat, wie jedes anbere 
Piand in endem spede zurüdsugeben. Indeß die ber weſtphaͤ⸗ 
liſchen Regierung Baar beftellten Gautionen wurben gejepli an 
bie Zilgungscafie der Zwangsanleihe gewiejen, verzinfet und 
fo mit Willen und ſtillſchweigender Zuſtimmung ber Befteller zu 
Staatspoeden in Gebrauch genommen. Hierdurch erlangten fie 
die Ratur einer Anleihe. — 

Aus dieſem Verhaͤltniſſe wollte man ben Grunb ableiten, 
die baaren Gautionen nicht eher zurüdzugeben, bis die bei bem 
Königreiche Weſtphalen bethelligten Regierungen fi über befien 
Gentralangelegenbeiten vereinigt hätten. Dagegen ließ fich, weun 
wirklich auch die Rüdgabe der liberirten in Staatsobligationen 
beſtellten Gautionen verweigert werben follte, ein rechtlicher Grund 
dafür ſchwer auffinden. 

Ueberhaupt aber möchte wohl feine Claſſe ber weſtphaͤliſchen 
Reclamanten Seiten ber betbeiligten Regierungen nach Recht und 
Billigkeit eine mehrere Berüdfihtigung verbient haben, als bie 
der Sautionsbefteller, welche fi von der weftphäliihen Regie 
zung getroffenen Ginrichtungen fügen mußten, bie Grfüllung ihrer 
durch die Gaution geficherten Obliegeuheiten nachgewieſen hatten, 
und nunmehr ihr Eigenthum, urſprünglich ein Pfand, nebſt ben 
rüdftändigen Binfen zurüderwarteten. 

Die dritte Klaſſe der Beſchwerden betraf Die Bläubiger ber 
weitphältichen Staatsihuld. Wenun ſchon das Königreich Wells 
phalen ſehr beträchtliche Staatsſchulden aus ganz verichiebenen 
Titeln und unter verjchiebenen Beneunungen hatte, jo wurben 
Doc nur wegen ber von ber wetphäliichen Regierung eröffneten 
Anleihe Reclamationen an die Bundesverſammlung gebracht. 
Mit diefer hatte es folgende Bewandniß: Napoleon hatte bie 
Lande, aus welchen er 1807 das Königreich Weſtphalen bildete, 
während feiner Occupation mit außerordenilichen Kriegsſteuern 
belegt und auf feine Rechnung verwalten laſſen. Hierbei waren, 
als die weſtphaͤliſche Regierung eintrat, bebeutende Rüdflänbe 
verblieben, welche dieſe Regierung nach einer zu Berlin am 


887 


22. April 1808 mit ihm getroffenen Liebereintunft zu vertreten 
übernabm unb deren Betrag nunmehr von ben franzöflichen 
Behörben dringend eingeforbert wurbe. Dieß veranlaßte ein auf 
die Bewilligung ber Stände gegründete Geſetz vom 17. Juli 
1808, worin beſtimmt wurde, daß zur Tilgung der der franzoͤ⸗ 
fiſchen Regierung noch ſchuldigen Rüdftände an außerorbentlidher 
Kriegöfteuer und ungewöhnlichen Ginkünften bes Koͤnigreichs, 
zufammen 21,924,369 $r. 69 Gt. betragend, eine Unleihe von 
20,000,000 $r. für Rechnung des Könige bewirkt werben folle, 
und die gefammten Einkünfte defielben, namentlich die der 
Tilgungstaffe und ber Korfte, zu Sicherheit ber Rüdzahlung bes 
Capitals und der Binfen verpfänbet werben *). 

Nachdem alle von fländifhen Gommiffarien gemachte Ber 
fuche, dieſe Anleihe durch Credit zu erhalten, vergeblich geweſen 
waren, ſchritt Die Regierung dazu, felbige in eine Bivangsanleihe 
zu verwandeln, 

Zu dem Ende wurbe durch ein Decret vom 19. October 
1808 verordnet, 

daß über bie 20,000,000 Fr. 100,000 auf ben Ramen bes 
Darleihers gerichtete, jedoch vom Inhaber zu inboffirenbe, 
zinsbare, auch mit Zinscoupons verſehene Obligationen, jebe zu 
200 Fr. ausgegeben, ſtatt baarer Caution angenommen und 
fünftig durch bie Amortiſationskaſſe mittelſt jaͤhrlicher Ziehung 
wieber getilgt werben, übrigens alle weſtphaͤliſche Unterthanen 
und Gorporationen, welde an Grunbftüden, Gapitalien ober 
anbern beweglichen Gütern, ein Vermögen von 5000 $r. unb 
darüber befigen, zu dieſer Anleihe beitragen follen. Die Beiträge 
waren nach fleigenben Verhältnifien Beflimmt, fo baß ber geringfte 
Beitrag von 5,000 bis 10,000 Fr. Vermögen 100 Fr., unb ber 
höchfte von 1,800,000 Fr. Vermögen und barüber 20,000 Fr. 
Betrug **). 

Durch ein fernere® Decret vom 19. December 1808 wurbe 


H Wenphaͤliſches Gefehbüͤlletin, Bd. II, S. 79. 
ee) Weſtphaͤliſches Geſehbuͤlletin, Br. I, ©. 637. 
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der Schluß ber Anleihe auf den 1. März 1809 und bie Ber 
sinfung der bis dahin eingezahlten Gapitalien auf 6 p. Ct. feſt 
gejeht ®). 

Diefe Anleihe ging fo ungünftig von Gtatten, daß brei 
Anlagen, und zwar 1808, 1810 und 1812 angeorbnet werben 
mußten, woburd zufammen 19,946,073 Fr. wieber getilgt, fo 
daß bei ber Wuflöfung bed Königreichs noch eine Schuld von 

13,692,873 Fr. 39 Gt. 
verblieb ). 

Die urfprüngliche Zahl ber Anterefienten wurde zu 30,000 
angegeben. 

Von obigem Rüdftande wurben feit dem 1. Juli 1813 eine 
Binfen mehr bezahlt. 

1818 ftanden die Obligationen zu 20 p. Ct. bes Rominals 


Kür die Sontribuenten zn ber Zwangsanleihe wurbe bei 
der Bundesverſammlung wiederholt bad Gefuch angebracht, ihnen 
zur Bezahlung zu verhelfen. Hierbei wurbe bemerkt: Die 
Berichtigung obiger Bwangsanleihe fei eine Gentralangelegenheit 
des aufgelöften Koͤnigreichs Weſtphalen und folglih, nad dem 
5. Separatartilel des Geffionsvertrage rom 2, December 1813, 
durch eine von den beiheiligten Regierungen zu beftellende Com⸗ 
miffton zu reguliren, Der Drang der Umſtaͤnde, weldye biefe 
Anleihe veranlaßten, fei groß und diefelbe eine Art Kriegscontri⸗ 
bution geweien; man habe feine Zeit gehabt, flatt ihrer eine 
Steueranlage auf alle Unterthanen zu machen unb ben Gingang 
bed Grtrags erft abzuwarten, daher hätten Ginige einen augen 
blicklichen Vorſchuß für Alle leiften müflen, und jeber Gontribuent 
babe nun einen Anſpruch auf die Gefammtheit, welche er babe 
vertreten muͤſſen. inter dieſen Gontribuenten feien nicht nur 
Gemeinden und andere Körperfchaften, fondern aud fremme 


*) Mephälfches Befepbülletin, Bd. I, ©. 877. 
©) cher die Seanlirung der Gentralangelegenhriten des Königreichs 
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Stiftungen und Wohlthätigkeitsanflalten. Sonach Bönne bie 
Anerkennung, Ausgleihung und Befriedigung diefer Schulb nad 
Recht und Billigkeit erwartet werben. 

Allerdings war jene Zwangsanleihe in Rüdficht bes Zweckt 
zu welchem fie erhoben, und bes Mobus, wie fie repartirt wurbe, 
eine Art Kriegscontribution, die, wie alle ſolche Gontributionen, 
nur bie Wohlhabenberen traf. Diefe Natur ber Präftation 
Tonnte daher wohl eher zweifelhaft machen, ob fie noch auf 
Koften ber Minderwohlbabenden durch Steueranlagen zu berich⸗ 
tigen jet, als eine ſolche Mafregel anrathen, befonbers, ba felt 
ber Erhebung ein fo langer Beitraum verfloffen unb daher 
ber Berluft von ben Gontrißuenten, wie bie übrigen Kriegs⸗ 
Iaften bamaliger Beit, nunmehr meiſt verſchmerzt war. 

Die legte Reihe der Beſchwerden entſtand aus den Recla⸗ 
mationen ber weſtphaͤliſchen Staatsbiener wegen Verſorgungs⸗ 
ober fonftiger Penſionsanſpruͤche. 

In der Tepten Zeit bes deutſchen Reichs war bie Praxis 
ber Neichögerichte mit ber Theorie ber Schriftfteller übereinftim- 
mend, daß Staatöbiener nicht willfürli ohne richterlichen 
ESpruch entfeßt werden könnten. Damit. fiimmte jedoch bie Gefch- 
gebung und Praxis in ben einzelnen Reichslanden nicht allent⸗ 
halben überein. 

Welche Grundfäpe hierüber in ben verſchiedenen Gebiets⸗ 
thellen beſtanden, die fpäterbin das Königreich Weſtphalen bil⸗ 
beten, iſt bei ber Eingabencommiſſion nicht vollſtaͤndig bekannt. 

Der Reichsdeputationsreceß vom 26. Februar 1808 war 
den Stantöbienern und Penſioniſten beſonders günflig. Gr be 
fimmte Art. 59, der fämmtlihen bisherigen Hof⸗ geiflichen, 
weltlichen und Militär-Dienerfchaft in benjenigen KXerritorien, 
welche nad dieſem Receſſe mit andern Staaten vereinigt wurben, 
folle Iebenslang ihr bisheriger Rang und Gehalt, fammt ben 
rechtmäßigen Emolumenten, ober, wo dieſe wegfallen, eine Ber 
gütung bafür, unter ber Bebingung gelafien werben, daß fie ſich 
dafür nad Gutbeſinden bes nenen Lanbesheren unb nad) Maaß⸗ 
gabe ihrer Talente und Kenntniffe auch anberwärts anftellen 
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Iaffen mäßten. Denen jedoch, welche in einer Provinz, angejeffen 
feien und in eine andere verfept werben follen, ſei frei zu fellen, 
ob fie in Penfion gefegt werben wollten. In biefem Falle fei 
einem fünfzehnjährigen Diener fein voller Gehalt mit Emolu- 
menten,, einem zehnjährigen zwei Drittel, und benen, bie noch 
nicht wolle zehn Jahre dienten, die Hälfte als Penſion zu Laffen. 

Den Penftoniften fei ihre Penfton fortzugablen. Sollte der 
Sanbesherr einen ober den andern Diener nicht in Dienften 
behalten wollen, jo verbleibe demſelben lebenslang feine genofiene 
Beſoldung. 

Nach der zur Zeit des Rheinbundes in manchen zu demſelben 
gehörigen Staaten, namentlich auch in der im Königreiche Weſtphalen, 
nachgeahmten franzoͤſiſchen Verſaſſung, waren nur biejenigen 
Diener, welche richterliche Functionen bekleideten, inamovibel, 
während die übrigen, auf Antrag einer Centralſtelle, bald mit, 
bold ohne Auffündigung und Penſion entlaffen werben konnten. 


Dei Huflöfung bes Großherzogthums Frankfurt beftimmte 
die Wiener Gongreßacte, Artikel 45, daß bafelbft die Cwilgeiſt⸗ 
lichen, Militär und diplomatiſchen Diener nach jener Dispofition 
des Reichöbeputationsrecefle behandelt, und bie Penſionen ver 
haͤltnißmaͤßig von ben Befigern ber Gebietstheile fortgezahlt 
werben follten. In Bezug auf die Staatsbiener bes aufgelöften 
Königreich6 Weſtphalen wurde uirgenbs eine allgemeine Beſtim⸗ 
mung getroffen. Gin Theil berfelben kehrte in das Auslanb 
juräd, die meiften übrigen wurben von ben Regierungen, welche 
die weſtphaͤliſchen Lande in Beflg nahmen, auf ihren 
Stelien gelafin ober anderweit angeflellt. Ramentlich Hatte 
bie preußiiche Regierung alle in den wieder an Preußen 
gekommenen Theilen bes Königreichs Weſtphalen vorgefunbenen 
Localbeamten verforgt. Mülein ein Theil der weftphäliichen 
Diener, beſonders der Gentralbiener,, verlor feine Stellen, obne 
eine anberweite Unftellung ober Penfion zu erhalten. Diele 
baten die Regierungen, ihnen eins ober bas andere zu gewähren, 
fanden aber fein Gehör, und reclamirten nun bei ber Bundes 
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verfammlung. Die Zahl ber Reclamanten fol 1821 mur noch 
ungefähr vierzig betragen haben. 

In Eingaben des Dr. Schreiber an bie Bunbesverfammlung 
wurde gebeten, Borfehung zu treffen, daß die nad Aufloͤſung 
des Königreichd Weſtphalen unangeftellt gebliebenen weſtphaͤliſchen 
Staatsdiener von ben Regierungen, welche deſſen @ebietstheile 
befigen, wieber angeftellt ober mit Penfion verforgt, und von 
1813 an entſchaͤdigt werben möchten. 

Um dieſes Geſuch zu begründen, wurde auseinandergefeht, 
wie wichtig ber Staatsdienſt für ben Staat fei, und wie zweifelhaft 
das Loos der Staatöbiener fein würde, wenn man bafielbe bei 
ben in neueren Leiten fo oͤftern Xerritorlalveränderungen von 
dem Wechſel der Regenten abhängig machen wollte. Es wurde 
bemerkt: Keine Claſſe ber Bewohner eines Staates fei fefter 
mit dem Staate verbunden, ald die bes Staatsdieners. Er jel 
ungertrennlid von ihm, da er der Vertreter der Verwaltung ſei 
und ohne Verwaltung kein Staat gedacht werben könne. ‘Daher 
folge ex jedem Wechſel, fo lange er nicht fein Verhaͤltniß als 
Diener aufgebe, ober ſich deſſen unwärbig made, und mit Recht 
feien feine Anfprühe an ben Staat eben fo unveränberli, als 
die Anſprüche des Staats an ihn. In der Regel müfle ber 
Staatsbiener feine und ber Seinigen Grhaltung auf das Ein⸗ 
fommen gründen, weldhes ihm bie Regierung bewillige. Der 
Bertrag, ben Lehtere mit ihm eingeben, fei gegenfeitig und auf 
Lebenszeit gefchloffen. Wenn in Guropa GStaatsveränderungen 
eingetreten feien, fo babe man immer auf die Angeftellten jeben 
Bedacht genommen ben das Recht erheifche und feien biefelben in 
Kolge folder Veränderungen uundtbig geworben, doch für beren 
Subfiftenz geforgt. Der Reichsdeputationsregreß fei dieſem 
Prineip gefolgt, die Wiener Congreßacte babe in Rüdfiht der 
Staatsdiener des aufgelöften Großherzogthums Krauffurt bafjelbe 
gethan, nur bei ben weſtphaͤliſchen Staatsdienern ſei ſolches noch 
nicht geichehen, und dieſe könnten body nicht allein unberkdfichtigt 
bleiben. Zwar feien viele berfelben in ihren Dienftverhältnifien 
geblieben, aber eben was. biefen echt fei, fei den übrigen Billig. 
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Der Umſtand, daß die Richtangeſtelten mei Gentralbsener 
geweien unb daß man noch feine Berjorge für die Gentralven- 
pältnifie des aufgelößen weſtphaliſchen Steats getroffen habe, 
koͤnne nicht rechtfertigen, daß für diefe Diener bisher noch nichts 
geſchehen ſei 

Obige Dispofitionen des Reichſdeputationsrezeſſes und der 
Wiener Congreßacte betrafen nur die Diener derjenigen Gebiete, 
auf welche fie ausdrücklich beichränft waren, und fanden auf die 
weſtphaͤliſchen Teine Anwendung, weil fie nirgends auf biefelben 
erſtrekt wurben. Daher kam es bei Beurtheilung bed An 
ſpruchs der Reclamanten zunächft auf die Frage an: ob fie, wenn 
die weſtphaͤliſche Regierung fie entlafien hätte, nad ben von 
derjelben getroffenen Einrichtungen, denen fie fi} unterworfen hatten, 
berechtigt geweſen fein würden, Wieberanflellung ober Penſton 
zu fordern? Banden fid) unter den Reclamanten foldye Diener, 
welche biefe Befugniß behaupten koönnten, fo war in NRädfict 
ihrer die fernere Frage zu Idfen: ob unb aus welchen 
Gründen ein Souverain, ber ein feinblicheß Land erobert, ver 
bunden fel, die Diener feines Gegners, welche er dort finde, in 
feinen Dienft zu nehmen, ober für bie ber feindlichen Regierung 
geleiteten Dienſte mit Penfion zu verforgen? Lich fih auch 
dieſe Frage für den Reclamanten günftig beantworten, bann 
würben zwar bie Localbiener Anſpruch an ben Lanbesheren bes 
Orts, wo fie dienten, haben machen, die Gentraibiener aber ihre 
Befriebigung bennody nicht eher Haben erwarten können, bis die 
Gentralangelegenheiten tes aufgelöften Staats, zn benen ihr 
Anſpruch ohne Zweifel gehörte, regulirt worben waren. 


Das Königreih Weſtphalen war, wie fchon oben bemerkt 
(©. 464) währenb der Zeit feiner Dauer ald ein Ganzes ver 
waltet worden, ohne Sonberung ber verſchiedenen Lanbeötheile, 
aus welchen baflelbe zufammengefeht war. Ueberall war man 
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hierbei nur von einem centralen Geſichtspunkte und von ber Ber: 
ausſetzung ausgegangen, baß jene Landestheile nie wieder getrenut 
werben Tönnten. 

Als daher bei Auflöfung des weſtphaͤliſchen Reichs deſſen 
Lande an die Regierungen von Preußen, Hannover, Kurbefien 
und Braunfchweig zurädgelangten ober fonft vertbeilt wurden, 
waren mannigfache Intereſſen zwijchen dieſen Regierungen außs 
zugleihen. Keine derjelben konnte die Nothwendigkeit einer Maaß⸗ 
regel verkennen, welche erforberlih war, um ihre eigenen, aus 
jener centralen Verwaltung herporgegangenen Verhaͤltniſſe in activer 
und paffiver Hinfiht, fo wie Die Verhaͤltniſſe vieler ihrer Unter⸗ 
tbanen in rechtliche Gewißheit zu feßen. Allein Die kurheſſiſche 
Regierung war auch noch beſonders verbindlich, zu Diefer 
Maaßregel mitzuwirken, denn ter zwilchen ben verbündeten 
Mächten, Defterreih, Rußland, England und Preußen einer Seits 
und dem Kurfürften von Heflen anderer Seits nejchlofiene Vertrag 
vom 2. December 1813, durch welchen Erftere Letzterm die von 
Napoleon ihm entrifienen unb durch ihre Waffen wiebereroberten 
Lande zurüdgaben, beftimmie im 5. Separatartitel: 

»La ville de Cassel ayant &t€, sous le regime Westphalien, 

le depöt de toutes les archives, il sera nomme€ une Com- 

mission, chargee de separer les papiers, actes et documens 
appartenans aux provinces, qui composalent le Royaume de 

Westphalle. Les Comnissaires de S. A. S. Electorale re- 

cueilleront ceux qui reviennent aux pays qui rentrent sous 

sa dominalion, et on en nommera pour les provinces, qui 
retournent & l’autres Souverains, ou qui se trouvent sous 
administration provisoire. La meme Commission sera chargee 
de separer et de regler tous les intereis, qui ont die 
communs jusqu’ icli aux differentes provinces du Royaume 
de Westphalie«. 
Demgemäß wurde, nad ben Gröffnungen der preußifchen Bundes⸗ 
tagsgeſandtſchaft an die Bundesverfammlung, von 30. Juli 1821 
und 4. December 1823, auf eine bereitd im jahre 1819 von 
dem königlichepreußifchen Hofe erlafiene Einladung, zwijchen den 
Erſter Theu. 38 
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vier betheiligten Regierungen eine Uebereinkunft getroffen, in 
Folge deren am 20. Juni 1821 eine Commiſſion diefer Regierungen 
in Berlin zufammentrat, um wegen beren, aus ber Auflöfung 
bed ehemaligen Koͤnigreichs Weſtphalen herrührenden gemeinfamen 
Intereſſen eine Auselnanberfeßung zu bewirken. 

Nach den Borfchlägen der preußifchen Regierung follte dieſer 

Zweck in dem Maaße erreicht werben, 

daß die Gommiffion zuvörverfi die Gegenftände ber Be- 
rathung beftimme, 

daß fie hierauf die Grundfäge der gemeinſchaftlichen Aus 
einanderjeßung über dieſe Gegenftänbe feftftelle, 

daß fie, nach erfolgter Einigung über bie anzuwendenden 
Grundfäge, Die Wege verabrede, wie ſolche in Beziehung 
auf die einzelnen Fälle in Ausführung zu bringen jeien, 

daß fie, ohne fih mit einzelnen Reclamationen zu be 
jchäftigen, eine Vereinigung darüber vermitteln, welche 

Gattungen von NReclamationen überhaupt zu berüdfichtigen 

und auf welche Weiſe felbige zu befriebigen feien, 

daß übrigens jeder Regierung überlaflen bliebe, welches 
Verfahren fie fobanı wegen Aufnahme, Prüfung und Gr 
lebigung der fie insbeſondere betreffenden einzelnen Recla 
mationen anwenden wolle *). 
Ueber den Bang des Gefchäfts der AusgleihungsGommiffion 
gab tie preußiſche Bundestagsgejellihaft am A. December 1823 
folgende Auskunft: 

Nachdem der Zufammentritt der Commiſſion am 20. Juni 1821 
erfolgt fei, habe man preußiſcher Seits eine die obigen Vorſchläge 
enthaltende allgemeine Propofition über die von ihr vorzunehmende 
Behandlung des Geſchaͤfts vorgelegt. 

Hierauf feien jedoch zur Zeit von den mitbetheiligten Staaten 
noch Feine beftimmten Erklärungen eingegangen. 

Während die Gommiffarien die Snftructionen ihrer Höfe 
erwarteten, habe man preußifcher Seits die in Berlin allmählig 


— 


*) B. Br. 1823. Fol. 647. 
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vereinigten Data über bie betreffenben Verhältnifie des aufgelöften 
Königreihe Weſtphalen einer fpeciellen Prüfung ımterworfen und 
deren Refultate ben mitbetbeiligten Staaten, theils in mehreren 
Denkſchriften über die einzelnen bei ter Commiſſton zur Sprache 
zu Bringenden Gegenſtaͤnde, theils in einem allgemeinen Plane 
oder Gutachten vorgelegt, welches Anfichten und Borfchläge Über 
die gefammte Behandlung derfelben und die Art der gemeinfamen 
Auseinanderfegung enthalte. Weber jene Denkichriften und dieſes 
Gutachten haben die Gommifjarien der mitbetheiligten Staaten 
fi mit Inſtruction zu verſehen verfprochen. 

Hannover babe zur Hülfe feines Commiſſarins noch einen 
zweiten Beamten nach Berlin gefenbet, welcher aus früheren Dienft- 
verbältnifien eine genaue Kennmiß der weftphäliichen Angelegen- 
heiten beſitze. Mit Vergnügen ertenne bierin der preußiſche Hof 
einen Beweis der Bereitwilligkeit Hannovers, die Auseinander⸗ 
fegung zu beichlcunigen. 

An Kurheſſen feien, forwohl durch den Töniglichpreußifchen 
Geſchaͤftstraͤger in Caſſel, als von Seiten des Töniglicy-hanndverifchen 
Hofs, dringende Erſuchen ergangen, um auch dort die Ertheilung 
ber nöthigen Suftructionen zu befchleunigen, und nad ben Ver⸗ 
beißungen des kurheffiſchen Staatsminiſteriums ſtehe Die baldige 
Erfüllung dieſes Wunſches zu hoffen. 

Sonach ſei nicht allein preußiſcher Seits alles geſchehen, war 
zur Foͤrderung des Geſchaͤfts nur möglich geweſen, fonderu man 
dürfe fih auch von deſſen ungeflörtem Fortgange bedeutende 
Refultate verjprechen®). 

Welchen Bang das Geſchaͤft feitvem ferner genommen habe, 
blieb der Bundesverfammlung unbekannt, Doch zeigten die neueſten 
angebrachten Reclamationen, daß es von feiner Endichaft noch 
weit entfernt jet. 

Es würde zu unnöthigen XWeitläuftigkeiten führen, wenn wir 
alle einzelnen Reclamationen bei der Bunbesverfammlung bier 
erörtern wollten. Manche Faͤlle waren ſchreiend. Allein nad 


*) ©. Pr. 1823. 1. 647. 
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dem von uns angenommenen Princip müſſen wir uns in biefem 
Werte allein auf das Verhaͤltniß der Bundesverfammlung zu ben 
Ratioral-nterefien befchränten , und darnach fallen die einzelnen 
Beſchwerden in biefen Augelegenheiten nicht in das Bereich unferer 
Betrachtung. Die Verzögerung der Orbuung biefer Berhältuifie 
wurde allein von Preußen erufthaft bekämpft, aber leiber ohne 
Erfolg. Preußen hatte feine beften Waffen ſich aus ben Händen 
ringen laſſen; es konnte nichts burchjegen. Selbſt Bitten, bie es 
an Metternich richtete”), halfen nichts; das Schidjal mander 
Familie wurde durch bie Zögerung ein ſehr trauriges, und eine 
große Zahl der urfprünglichen Befchwerbeführer erlebte bie Orbnung 
diefer Berhältniffe (1843) nicht mehr. Der Bunbestag wies bie 
nad 1823 nochmals erhobene Beſchwerde in ber Geſammtheit 
wiederum zurüd, indem er 1824 beſchloß: 

1. den Reclamanten zu eröffnen, daß wegen beSjenigen Theils 
ihrer Rüdftaubsforberung, welcher vor der Auflöfung bes 
KönigreichE Weſtphalen erwachſen if, für jegt das Refultat 
ber in Berlin gepflogenen commiſſariſchen Verhandlungen 
über die Regulirung der ben verſchiedenen Landestheilen 
dieſes aufgelöflen Staats gemeinfchaftlichen Jutereſſen ab» 
zuwarten fei; 

2. ben koͤniglich⸗hannoͤveriſchen Herrn Bundestagsgeſandten zu 
erſuchen, daß er feine allerhöchfte Regierung von ber Be 
wandniß der Ruͤckſtandsforderung ber Reclamanten für ben 
ven ihnen feit der Aufloͤſung bes Koͤnigreichs Weſtphalen 
bis zu Ende Jannar 1814 auf den Stationen Hameln und 
Alverbiffen geleifteten Poſtdienſt in Kenntniß fege und 
darüber Auskunft fid) erbitte und mittheile, welche Re 
gierungen in dieſer Beit die Vortheile des tiber Hameln 
und Wiverbiffen gegangenen Bielefelder Vofkcurfes genofien 
haben? und 

*) VBergl. a. Rote Gr. Bernfioffe an Hapfeld d. d. 19. April 1824 


b. Note Wetternie an Fürſt Hapfeld d. d. 18. Juli 1824, c. Rote Wetter 
nie an Brh. v. Spiegel in Caſſel. Febr. 1825. 
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3. von diefem Beichluffe dem Bevollmächtigten ber Recla⸗ 
manten, Profeſſor Dr. Herling zu Frankfurt, Nachricht 
zu geben ®). 

Damit enden dieſe Beſchwerden. Denn was nad) 1824 noch) 
beim Bunde ald Beſchwerde erhoben wurde, hatte zwar ben Erfolg 
einen ſehr weitläuftigen Gommiffionsbericht im Jahre 1826 her- 
vorzusufen, ber aber, nur wejentlih bie bis dahin gepflogenen 
Berbandlungen recapitulivend, zu einem weiteren abweilenben 
Deichluffe der Bunbesverfammlung führte. 


Schstes Kapitel. 


Die Militär- Angelegenheiten des dentſchen Yundes in ihrem Fortgang. 
(Ck. 3. 10r fe 3. 85262 *")). 





Nachdem das Commiſſions⸗Gutachten, (S. 262) den Bunde: 
regierungen mitgetheilt war, verflofien viele Monate, bis die 


*) B. Br. 1824. Fol. 48, 

*) Anmerf. Bir halten auch bei der Darfiellung der Militär Berhältnifie 
des Bundes den in der Vorrede unferes Werkes bezeichneten Geſichtepunkt 
feſt. (S. VII.): „Ueberhaupt wird der Berfailer die Urkunden in allen wichtigen 
Faͤllen Iprechen laſſen. Wo das Material allgemein zugänglich if, fann man 
fi deflen freilich überheben". Alle befannten Berhandlungen, — gerade bei 
der MilitärsAngelegenheit von großem Umfange — find hier auf wenigen Seiten 
farz angedeutet; wir können bier feine auch vom militäriihen Gtandpunfte 
aus genügende Geſchichte aller dahin einfchlagenden Verhandlungen geben; — 
es würde dazu ein umfangreiches Werk nöthig fein. Dagegen geben wir bie 
bisher ungedrudten, nur Wenigen zugänglichen Verhandlungen, welche ein 
NationalsInterefie bieten und ein neues Licht auf die damaligen Kabinete 
werfen, ausführlid. — Wir beginnen mit der Gontingeniöflellung und den 
Bundesfeſtungen, und werden bie Gtreitigleiten über die Gintheilung ber 
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Verhandlungen wieber aufgenommen werden fonnten. Oeſtereich 
bezeichnete aber in einer Präfidials:Propofition (13. Novbr. 1817) 
die Militair-Organijation des Bunbes wiederholt als einen ber 
Hauptgegenftände der Geſchaͤfte ver Bunbesverfammlung”), unb 
legte dann im vollen Ginverfländniffe mit Preußen in vertraulicher 
Sitzung am 15. Januar 1818 eine Propofition „über die Grunb- 
züge bes deutſchen Militär: und Vertheidigungsweſens“ vor, 
weldhe in der darauf folgenden Sikung vom 19. Januar 1818 
in das öffentliche Protocol aufgenommen wurde. Da fie überall 
abgebrudt ift, nehmen wir billig Anftand, fie bier zu wiederholen. 
Bekanntlich waren darin zwei Geſichtspunkte, welche als Teitende 
bei terfelben gedient hatten, hervorgehoben: 

1. die vollkommenſte Würdigung der Souverainetät ber 
Staaten, weldye den Vund bilden: 

2, die ausgedehntefte Rüdficht auf Anwentung eiues, feinem 
Zwed in rein militärifcher Beziehung volllommen ent: 
jprehenden in feinen Nefultaten gehörig wirkſamen Ber: 
theidigungsſyſtems der Geſammtheit der Bundesflaaten. — 

SHervorgehoben waren dann weiter beſonders folgende Punkte: 

1. die Evidenthaltung der Streitkräfte, ſelbſt in Kriebenszeiten; 

2. die Leichtigkeit und Wirkſamkeit der Vermehrung derjelben, 
nach dem jedesmaligen Bedarf; 

3, die billigfte Vertheilung der Laften über die Gefammtheit 
der Bundeöftanten, in dem Verhältniß ihrer relativen Stärke 
und mit beftändigem Vorbedacht auf die Möglichkeit ihrer 


Leiſtung; 


Bundes⸗Armee⸗Corps, — vielfach ſehr unerfreulich — in einem folgenden 
Bande bringen. 

Wir wollen übrigens bemerken, daß das im Manuſeript nur zum Gebrauch 
der Bundestagsgejandten beflimmte Werf des Hr. v. Leonhardi über die 
Kriegeverfafiung (Branffurt) nur Hinweifungen auf die einzelnen Verhandlungen 
enthält, die Berbandlungen ſelbſt bringt das Buch auch nit einmal im 
allerduͤrftigſten Auszuge. 

*) B. Br. 1817. Fol. 742. 


om — — — TE 


509 


4. die zwedmaͤßigſte Furſorge für Vertheidigung ber Bundes⸗ 
ſtaaten durch angemeſſene feſte Plaͤße; 

5, die in Friedenszeiten allein mögliche, forgfältige und 
beſonnene Borbereitung aller im Augenblid des Bebürfniffes 
erforderliden Mittel und Kräfte, 

Die auf die äfterreichifche Propofition nad und nad ein 
gehenden Abftimmungen, welche ſaͤmmtlich bekannt und zugaͤnglich 
in ber officiellen Quartausgabe ber Protocolle ber Bundes⸗ 
verſammlung ſind, und ſich ihrem weſentlichen Inhalt nach in 
dem v. Meyer'ſchen Repertorium*) finden, vereinigten fich einerfeits 
in bem betannten Beſchluſſe vom 20. Auguſt 1818**): 

1. Die von den Bundesgliedern angegebene Volkszahl ihrer 
Bunbesftanten wird auf bie naͤchſten fünf Jahre proviſoriſch 
als Bundesartikel angenommen, und zwar nach der 
proviſoriſch beſtehenden Stimmenordnung in Pleno, mit 
Vorbehalt weiterer Beſtimmungen für Heflen- Homburg. 
(Die Geſammtzabl der Bevölkerung Deutſchlands betrug 
demnach 30,163,148 Seelen mit jwei |pätern Berichtigungen 
(Luxemburg und Kurheſſen), wodurch ſich die Matrikel um 
69,438 Seelen erhoͤhte); 

2. biefe Matrifel gilt als Regel ſowohl für Manuſchafts⸗ 
ſtellungen als Geldleiſtungen mit alleiniger Ausnahme der 

anders vertheilten Bundes⸗Kanzlei⸗Koſten; 

3. die Grundſaͤtze, wonach die definitive, nach fünf Jahren 
einzuführende Matrikel bearbeitet werden ſoll, wird eine 
zunaͤchſt eigends zu waͤhlende Commiſſion begutachten; die 
Bundes-Berjanumlung wird ſolche nod vor Ablauf ber 
fünfjährigen Friſt erörtern, uud durch weitere Beſchluß⸗ 
nahme ſich über eine definitive Matrikel vereinigen. 

Andrerſeits zeigten ſich bei der Berathung über bie öfter: 
reichiſche Propofition fehr abweichende Wünfche und Anfichten 
ber Regierungen. v. Meyer giebt auch hiervon eine genügenbe 


®) Heft 4. ©. 472 fi. 478. 
*) B. Br. 1818 Fol. 434. 
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Ueberfiht nad den einzelnen Hamptabſchnitten ber proponirten 
Kriegsverfaflung aus den damals veröffentlichten Verbanblungen 
der Bundes⸗Verſammiung. Wir übergehen fie deßhalb ale bekannt 
ebenfall® unb machen nur barauf aufmerffam, dab faft alle 
Staaten, ben von Seflerreih und Preußen vorgeidhlagenen 
Procentfag von drei für den Kriegsftand, nämlich zwei Procent 
für Das active Heer und ein Brocent für die Reſerve, als zu 
hoch verwarfen, als nicht allein drüdend, fondern fogar uner⸗ 
ſchwinglich; ferner darauf, daß tie Befimmungen über ben 
Landſturm einftweilen gar nicht zur Discuffion kamen. 

Man gelangte zu einem Beſchluſſe über die Propofition, 
welcher die birecten Regeln für die politifjen fowohl ale auch 
die nun mehr nothwendig werdenden militärifch-techntichen Gr- 
örterungen aufſtellte. (Beſchluß vom 9. April 1818%). Eie 
finden fih in Auszug ebenfalld bei v. Weyer”). Um bie fid) 
daran Inüpfenten Unterhanblungen über bie Grundzüge ber 
Milttärverfaffung zu erleichtern, legte Defterreich zugleich einen 
Beſchluß vor, wodurd ein Bundestagsausſchuß von fieben Mit- 
gliedern zur Ausarbeitung bes Militärverfaffungsplanes beftimmt 
wurde, welchen zur Aushilfe ein Ausſchuß von Militärperjonen 
(nachher Militäre-Comite genannt) beigeorbnet war"). Diefer 
Bundestagsausſchuß Tegte anı 12. Detober 1818 fein Gutachten 
der Bunded:Verfammlung vert), und am 21. Januar 1819 
eröffnete der Präfidialgejanbte dad Protocol zu den Abftimmungen 
über die Grundzüge der Kriegsverfaſſung. Die ſämmtlichen Ge: 
fandtfchaften flimmten für die Annahme der Grundzäge im 
Allgemeinen als Grundlage ber zu faflenden definitiven Befchlüffe 
mit Borbebalt befonderer Bemerkungen zu den einzelnen FF, welche 
nach und nad von faf allen Staaten einliefen, und fi in be 

*) ©. Br. 1818. Bol, 218 ſi. 

*) 4.0. O. ©. IW. 

*00) Das Räbere bei y. Meyer a. a. D. ©. 494 fi. 

t) 80 befindet KG in der Duart-Ausgabe der Bundet-Protocelle; wir 
verzichten deßhalb auf Wiederhelung des längR Belaunten. 
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fondern (übrigens nicht paginirten) loco dietaturae gemachten Ab⸗ 
drüden finden (fiche Anhang). Wir müffen uns verfagen, hier auf bie 
Sperialitäten einzugeben, weil fie dieſes Werk zu umfangreich machen 
würden, bemerken aber, daß bie Verhandlungen ſchon damals einen 
ſehr bitteren Character annahmen, wozu ſchon bei ben weiter unten 
zu betrachtenden Verhandlungen über bie Bintheilung des Bundes» 
heers die beiden Heflen und Württemberg fehr viel Beranlaffung 
gegeben hatten ®). 
Man gelangte aber dech zu einer vorläufigen Vereinigung 
(11. Yebruar 1819), Der einftimmige Beſchluß Iautete dahin: 
„daß die über die Kriegsverfaffung bes deutſchen Bundes von 
dem dazu angeordneten Bundestagsausſchuſſe - bearbeiteten 
Grundzüge und vorläufigen Beftimmungen über die Bundes⸗ 
feftungen im Allgemeinen und Weſentlichen ale Vorarbeit und 
Grundlage zur endlichen Feſtſezung eines gemeinfamen Ver⸗ 
theidigungsſyſtems des deutſchen Bundes hiermit angenommen 
feien, und darüber unverzüglich ein befinitiver Beichluß gefaßt 
werben folle, nachdem nur bie bdebfalfigen Wunſche und 
befondern Bemerkungen zu einzelnen Punkten noch weiter 
auvor in vertraulicher Sigung vorgebracdht, darin erörtert, uub 
biernähft an den Bunbestagsausfchuß zur Zujammenftellung 
und allenfalls zu Ausgleichungs⸗Vorſchlaͤgen gewiejen worden“. 
Oeſterreich und Preußen fegten nun auch noch bie Einrichtung 
einer Militaͤr⸗Commiſſion am Bundestage durcy**), weldyer als 
Wirkungskreis bezeichnet war, die übertragenen technifchen Arbeiten 
zu liefern, den Stand aller Gontingente evident zu halten, bie 
rein militärifche Auffiht über die Bunbesfeflungen und ben 


*) Binfweilenif die Ueberſicht über diefen Gegenſtand bei v. Meyer a. a. D. 
©. 511 . zu vergleihen; die bittern gegenfeitigen Anfeindungen Preußens 
und Württemberge, zum Theil loco dicteturae gebrudt, fehlen bei ihm. Wir 
fommen fpäter auf dieſelben ausführlicder zurüd. eo iR aus den öffentlichen 
Brotocelien befannt, def nach langem Kampfe Württemberg die beiden Heſſen 
im Stiche ließ und daß endlich die Großmächte vollländig ſiegten und bie 
widerſtrebenden Helen zur Nachgiebigkeit zwangen. 

“) 3, Br. 1819 8. 4. 1b. 5 37. 8.38. Cl. v. Reyer. aD. 
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Wichtig wurden nun aber inöbefondere bie Berhanblungen 
über bie Revifion der vorläufig angenommenen Grundzüge ber 
Militärverfaflung. In vorderſte Linie treten bie Bunbesfelungen 
und die Gontingeutftellung, insbeſondere Die Grieichterung der 
fleineren Bunbesftaaten bei der Ichteren. 

Als Defterrei und Preußen am 19. Januar 1818 in der 
gemeinschaftlich, vorgelegten Milttär-Propofition (S. 598)*) die 
vorgefhlagenen Beftimmungen über die Bundestruppen abgegeben 
hatten, trugen bie meiften Staaten darauf an, eine befonbere 
nähere Erörterung und Berathung der in Frage kommenden theile 
politiſchen, theils techniſchemilitaͤriſchen Fragen durch eine befondere 
techniſche Commiſſion vernehmen zu laſſen, bevor fie ſich äußerten. 
Biele Bedenken wurben erhoben: man könne bie angefonnene Ber: 
pflichtung nicht überfehen — in Rüdficht der Verpflichtung, bie 
Bunbeöfeftungen zu unterhalten, konnten diejenigen Staaten, in 
weichen bie Feſtungen nicht lägen, nicht fo ſtark angezogen werben, 
als diejenigen, zu deren Schup fle vorzugsweife dienten — mit 
einem Worte: von einer allgemeinen durchaus gleichmäßigen 
beutfchen Verpflichtung fehienen viele Staaten nichts wiffen zu 
wollen; die beherzigenswerthen Worte v. Gagerns »e): „Sie (bie 
großen Mächte) zweifeln nicht, daß das franzöfifche Befeftigungs« 
ſyſtem von den Alpen, vom Jura Bid an die Nordſee im Kabinet 
dieſes maͤchtigen Monarchen Im Bufammenhang erwogen, geprüft 
und ſtets verbeffert wird. Wir find in felbftverfchulbetem Nach⸗ 
theil, wenn wir es nicht erfehen, nicht wahrnehmen, unfer Buntes 
und Allianz⸗Syſtem nicht fo geftalten, und fo in das Auge faflen, 
daß es derfelbigen Gombination empfänglich ſei; die Leute zn 
Bayonne und Marfeille fteuern, um Lille und Strasburg feft zu 
erhalten, und garnifoniren dort ohne Widerſpruch. Diefelbige 
Bereitwilligfeit muß unter uns fein, wenn die Nachtheile der ver» 


*) Berg. 8. Br. 1817. 3. 52. Beil, 12. 
°. B. Br. 1818 5. 9, Sol. 17 f. 
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gangenen Zeit von uns abgewendet bleiben follen! Es gehört 
wefentlich zum Begriff der beutfchen Ginheit, die ſonſt nur in einem 
Schall leerer Worte befteht“, — fchienen nicht befondern Anklang 
zu finden. Doch kamen noch in ber Iehten Gigung bes jahres 
1818 die vorläufigen Beflimmungen über die Bunbesfefluugen, in 
22 SS zufammengeftellt, als Ergebniß der Arbeiten bes B. T. 
Ausichuffes in Militärfacden, zur Borlage*), worauf die Bundes 
Verſammlung den Beſchluß in derſelben Sißung (12. Octbr.) 
faßte: 
„daß über dieſe vorläufigen Beſtimmungen bie definitive Be 
rathung am 7. Januar 1819 zu eröffnen fei, daß die Ab⸗ 
ſendung ber Officiere zu ber Lokal⸗Commiſſion zu befchleunigen 
ſei nnd zugleich Juſtructionen über die Bildung einer Gentrals 
Sommilfion zur Prüfung der Arbeiten der Local⸗Commiſſion 
zu erbitten, und endlich, daß biefe Inſtructionen auf 
bie bei den zunächft übergebenden Bunbesfeftungen zur Sprache 
tommenden Gegenſtaͤnde beſonders auszudehnen feien*, 
Darauf erfolgte am 11. Februar 1819 ein einſtimmiger 
Beſchluß der Bundesverſammlung: 
„daß die über die Kriegsverfaſſung bes deutſchen Bundes 
von dem dazu angeorbneten B. T. Ausſchuſſe bearbeiteten 
vorläufigen Beftimmungen über die Buubesfeflungen im Al- 
gemeinen und Wefentlichen ald Vorarbeit und Grundlage zur 
endlichen Fetftellung eines gemeinfamen Bertheibigungsiyftems 
des deutihen Bundes angenommen wären, unb barüber 
unverzügli ein befinitiver Beſchluß gefaßt werben folle, 
nachdem nun die beffalfigen Wünfche und bejonderen Be 
merkungen zu den weiteren Punkten noch weiter zu ber in 
vertraulicher Sigung vorgebracht, darin erörtert und hiernaͤchſt 
an den Bundestags⸗Ausſchuß zur Zufammenftellung und allen 
falls zu Ausgleihungsvorfchlägen gewiejen werben“. 


8. Br. 1818. 5. 234. Gommifl. Br. Beil. 35. Abth. B. Bundes 
feRungen u. Die Beſtimmungen ſelbſt. Beil. 37. CL v. Beyer. Repertorium 
©. 56 ff. 
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Am 22. März 1819 wurbe von bem Bundestags⸗Ausſchuß 
und der Militär-Gommilfion ein umfafiendes Gutachten verlangt, 
welches auch am 28. Juli 1819 erflattet wurde”); dieſes Dann 
ben Regierungen zur Einſendung ber Inſtructionen mitgetbeilt. — 
Diefe Inſtructionen blieben nun faft ein Jahr aus, während welcher 
Zeit die Sonferenzen zu Carlsbad und Wien Statt fanden. Wir 
verzichten darauf, diefe Verhandlungen, die wie alle anderen an 
jenen Orten gepflogenen von Rechtswegen am Bundestage gehalten 
werben mußten, bier vorzuführen, da, wie wir in fpäteren An 
fcyußberichten fehen werben**), biefelben in ſehr überfichtlicher 
Darftellung bei der Bundesverfammlung mit anderen Grgebniffen 
der Berathungen vorgeführt wurden. Wir würden fie, wollten 
wir fie bier aufnehmen, doppelt vorzuführen haben. 

In der vertraulihen Sikung vom 10. Auguſt 1820 äußerte 
der oͤſterreichiſche Geſandte Br. Buol-Schauenftein: er ſei ſchon 
feit längerer Zeit bereit, zur Abftimmung über die Militärange- 
legendeiten bed Bundes das Protokoll zu eröffnen; auch wäre er 
von feinem Hofe mit folgen Sinftructionen verjehen, die ihn in 
den Stand fepten, über alle nody unerlebigten Puncte befinitiv 
abzuftimmen ; wenn indefien ber vorgefeßte Zweck durch eine baldige 
Ausgleihung aller etwa noch beftehenten verfchiedenen Meinungen 
und Anfichten erreicht werden follte, jo könne nichts förberlicher 
fein, als ſich bie Inſtructionen vertraulich mitzutheilen, bie bier» 
über bereitd eingegangen wären. 

68 theilten fih die in Frage kommenden Gegenftände in 
zwei Theile; der L betreffe die Uebernahme der Bunbesfeftungen 
Mainz, Luxemburg und Landau, von Seiten des Bunbes; der 
U. die Gontingentöftellung und ihre möglidhfte Grleichterung. 

Zu 1. fei die Kaiſerlich öfterreichifche Geſandtſchaft auf un- 
bedingte Annahme der bei ben Wiener Konferenzen entworfenen 





*), 8. Pr. 1819. 5. 216 Bol. 687. Weil. 48 und 49. fiche Anhang- 
o) Siehe oben. 
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Grunbbeftimmungen, fomit auf bie Uebernahme der drei Feſtungen 
Mainz, Lugemburg und Landau infiruirt. 

Bu I. ſei die Kaiſerlich äfterreihiiche Inſtruction bereits 
ſaͤmmtlichen Geſandtſchaften bekannt, und könne auf Berlangen 
noch vorgelefen werben. Der Praͤſtdialgeſandte beziehe ſich 
lediglich auf den Inhalt derſelben und das Protocoll der 28. 
Wiener Gonferenz. 

Preußen erflärte, dem in der 34. Gikung ber Wiener 
Minifterial, Gonferengen aufgenommenem Separat-Brotocolle und 
den darin enthaltenen drei Haupibeflimmungen unbedingt bei 
zutreten, und wegen ber Erleichterung bei ber Gontingentöftellung 
mit Defterreich überein zuflimmen; fein Geſandter werbe daher 
dem öfterreichifchen Votum, mit Vorbehalt der Bemerkungen, zu 
denen die weitere Erörterung bes Gegenſtandes Gelegenheit geben 
fönnte, volllommen beipflichten 

Auch Baiern flimmte den in dem Separat⸗Protocolle ber 
94. Wiener Conferenz Sigung außgefprochenen drei Sägen, wegen 
Uebergabe und Uebernahme ber Bundesfeſtungen, uubebingt bei, 
und fügte hinzu, daß es biefen Gegenſtand mit unter diefenigen 
zähle, über welche man bereits in Wien definitiv übereingelommen 
und worüber am Bnudestag gar Feine Discuffion mehr flattfinben 
follte. Wegen der. Inſtructiouspunkte behielt es ſich bie nähere 
Ansflerung für eine Fünftige vertrauliche Sigung vor.. 

Rüdfihtlih der Contingentſtellung, worüber man fidh in 
Wien auf einen Schluß nicht einverfiehen konnte, obgleich von 
mebreren Seiten die Billigkeit des Verlangens der kleinen deutſchen 
Staaten, um Verminderung ihrer Xruppen-Gontingente anerkannt 
wurde, wollte Baiern den Anträgen Oeſterreichs, denen auch 
Preußen in der Hauptfache nicht entgegen und in ber Weiſe bei⸗ 
trete, wie dies in ber 28.. Wiener Gonferenz durch ben bairiſchen 
Bevollmächtigten ſchon geichehen fei, beitreten. 

Königr. Sachſen hatte den, von feinem Bevollmächtigten Bei ben 
MinifterialsGonferenzen zu Wien sub spe rati erfolgten Beitritt zu 
den, bem Wiener Protokolle vom 23. Mai 1820 einverleibten drei 


Orunbbefiimmungen wegen ber Bumubeöfeflungen genehmigt, und in 
defien Folge es feinen Gefaubten angewieien, bieß zu erflären un 
nur babei zu bemerken, daß bie in dem britten Gabe jener Grunb- 
beftimmungen in Ginfidt ber daſelbſt angezogenen Berträge aus 
geiprochene Anertennung, wie bieß ber Faſſung biefes kritten 
Punctes ohnehin gemäß fei, ſich lediglich auf dasjenige beichränfte, 
was biefe Verträge wegen ber Garnifonsrechie in ben benannten 
Bundesfeſtungen enthielten. Auch bemerkte der Töniglidh-fächfiiche 
Geſandte, daß er fi ad IL feine Aenſſerung vorbehalte. 

Hannover und Braunichweig ſprach fi dahin ans, Daß es 

ad 3. den drei Grunbbeftimmmngen über bie Bunbesfeftungen 
um fo mehr unbedingt beitrete, als felbige, als ſchon in Wien 
verabredet, betrachtet werben, ihre Annahme auch bie Discuffton 
über die aunoch zur Inſtructions⸗Einholung verftellten Puncte 
keinesweges ausſchließe, über welche es feiner Beit noch weiter 
zu erflären fi} vorbehalten habe. 

ad 11. ging die Anfidht Hannovers im Weſentlichen dahin, daß 
die Verbindlichkeit zur Gontingentftellung für alle Bundesflaaten 
glei fein müßte; daß man aber geftatten follte, daß in 
bemfelben Armeecorps dur willkürliche Verabredung 
die Stellung der Cavallerie und Artillerie von einem 
anderen, zum Armeecorps gehörenden Bundesflaate 
übernommen werben bürfe, vorbehaltlich, daß derſelbe 
im Stande bleibe, feinen eigenen Berpflidtungen ein 
Benüge zu leiften, ferner, 

daß, was die Zahl ber Truppen und ihre Verhältnife gegen 
einander betrifft, Diefe Materie ſchon nach techniſchen Gründen 
erörtert und beftimmt fei; indeflen wolle es bierunter gern dem 
oͤſterreichiſchen Antrage beitreten, die Zahl der Gavallerie von 
ein Sechftel auf ein Siebentel der Truppenmafje zu fegen. 

Wichtig und entfcheidend für den Fortgang der Verhandlungen 
war bie Erklaͤrung Württembergs; v. Wangenheim fagte: „Seine 
MWajeſtaͤt der König gebt bei Beurtheilung der Feſtungéfrage ganz 
von dem, von bem Präfibenten außgefprochenen Sape aus, daß 
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Mainz und Landbau unter ben in ben ber Bundesverſammlung 
mitgetheilten Verträgen, Luxemburg unter ben in ber Wiener 
Congreßaete enthaltenen Beftimmungen, gerwifien Staaten rechtlich 
angehören, und baß eine Abänderung biefer, Wainz und Landbau 
betreffenden Beflimmungen von Seiten des Bunbes rechtlich eben 
fo wenig gefordert, als derſelbe verpflichtet werben koͤnne, jene 
beiden Feſtungen unter foldden, Luremburg aber unter anderen, 
als den in ber Congreßacte enhaltenen, Beitimmungen, ale 
Bunbesfeflungen anzunehmen. 

Die Frage ift alſo diefe: ob die Vortheile, welche durch Die 
Unnabme der Yeltungen dem Bunde erworben werben würben, 
die Laſten anfwiegen bürften, welche, dem Begriffe eines gemein- 
famen Gigenthums gemäß, zu tragen, nach ber Annahme, ihm 
obliegen würde? 

So lange die Uebergabe der Feſtungen an Bedingungen ge- 
Inüpft wird, welche mit ber Gleichheit ber Rechte, mit dem Be- 
ariffe eines wahren Gefammts&igenthums des Bundes an den 
Bunbesfeftuimgen, und an der für die Erhaltung ihres Zwecks 
zu treffenben Fürforge, im Widerſpruche lebt; fo lange kann auch 
die Annahme derfelben fehlechterbings nicht für vortheilhaft an- 
gefehen werben. 

Dem ohngeachtet if Seine Königliche Majeftät geneigt, 
Seinerſeits in die Annahme der dargebotenen Feflungen einzus 
willigen, wenn bie Grwerbung berjelben unter Modiflcationen 
geſchehen kann, welde, obwohl fie das Gleichgewicht zwiſchen 
Necht und Pflicht nichts weniger als volltommen herftellen, 
dennoch geeignet fein dürften, dem Bunde einige weientliche Bor 
theile zu ſichern, ohne von ben anbietenben Gouvernements das 
Dpfer der Rechte zu verlangen, welche ihnen durch europäifche 
Verträge eingeräumt worben find. Diefe Wobificationen find in 
folgenden Säpen ausgebrüdt: 

4. die Ernennung des Gouverneurs unb des Commandanten 

bebarf der Beftätigung bed Bundes. Ghe diefe erfolgt, 
darf der Ernannte feine Dienfifuncionen nicht antreten; 
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wird fie verweigert, fo muß eine andere Ernennung 
erfolgen. 

Während des Kriegs iſt der Oberfelbherr ermächtigt, unter 
feiner Berantwortlichlelt in dringenden Fällen und aus bin 
reichenden Urſachen, die Feſtungsbefehlshaber proviforifch zu 
verändern, jedoch, in fo fern es möglich iſt, nur durch einen 
Militär des ernennenden Staates, und unter der Berbind- 
lichkeit, der Bunbesverfammlung fofort, mit Angabe ber 
Gründe, die Anzeige zu machen. 

„Es geht aus diefem Sape hervor, daß man ben an- 
bietenden Staaten dad Recht, den Gouvernenr unb ben 
Commandanten zu emennen, nidyt fireitig machen will, 
und nichts verlangt, als das ſehr natürliche Recht ihrer 
Beftätigung und Unterorbnung unter den Oberfelbberrn“. 
. Sun Landau muß die Kriegsbeſatzzung ſtets zu Jtel aus 
Babenjern oder anderen Bundestruppen beftehen. 

„Diefe Beflimmung wirb verlangt, weil es, bei einer 

anderen Belegenbeit, zweifelhaft gemacht wurde, ob Baiern 
nur dad Recht, nicht aber die Pflicht habe, jtel der Be 
fagung aus badifchen ober anderen Bunbestruppen beßehen 
zu laſſen“. 
. Der Oberbefehlshaber iſt befugt, in allen Bunbesfeflungen 
die Kriegsbeſatzung nach Umſtaͤnden auch durch andere 
Bundestruppen, als diejenigen, welche die gewoͤhnliche 
Beſatzung bilden, zu verſtaͤrken. 

„Dieſe Forderung iſt wohl in dem Intereſſe aller 

Staaten, ohne alle Ausnahme zegründet“. 
. Außer den Feſtungswerken ift auch die ganze Dotation 
der Feftungen Mainz, Luxemburg und Landau, mit Ein: 
Schluß des Geſchützes und aller Artileri» Materialien, wie 
fie von den Franzoſen übergeben worden ifl, Gigenthum des 
Bundes. Es wird bier über ein, im Archiv der Bundes⸗ 
verfanmlung niederzulegendes, Verzeichniß aufgenommen 
werben. 
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Die in der 50. Sigung bes Bunbesverfammiung von 
Defterreihh und Preußen verlangte Vergütung der Bor: 
ſchuͤſſe für das letzte Approvifionement der Zeitung Mainz, 
findet nur flatt, infofern daſſelbe noch in brauchbarem 
Stande fi vorräthig b:findet. 

„Die Billigkeit dieſer Forderung leuchtet zu ſehr ein, 

als dag fie einer weiteren Erläuterung und Begründung 
bebarf*. 
Das in der Garlöbader Konvention enthaltene Dienft- 
reglement ift nur proviforiich anwendbar, und wird Denis 
naͤchſt durch das von der Militärcommiflion für alle 
Bundesfeftungen zu eutwerfende erfeßt, inzwilchen ift 
Schon jebt der Orundſatz audzufprechen, Daß ber Gouverncur 
einer Bundesfeſtung, in allen, auf Denfelben Bezug 
babenden Angelegenheiten in Kriedengzeiten an die Bundes⸗ 
verfammlung, oder au die von ihr, zur Leitung derfelben, 
beftellte Behörde, in Kriegezeiten aber an den Oberfelb- 
berrn zu berichten und von daher Befchle und Weifungen 
zu erhalten habe. 

„Dieſe Yorderung bezwedt nichts, als das Verhältniß 
zu beflimmen, in welchem, wenn die Feſtung irgend nur 
den Gharafter einer Vundesfeſtung erhalten fol, der 
Gouverneur nothwendig zu Ten Organen des Bundes, 
der Bundesverfammlung und dem Oberfeldherrn ſtehen 
muß, zugleich aber das gleihe Maaß für alle übrigen 
Bundesfeftungen ſchon zum voraus zu beſtimmen“. 

Die Verpflegung nnd der Sold ber Beſatzung liegt in 
Friedens- und in Kriegszeiten den biejelben ſtellenden 
Bundesſtaaten ob; erſtere wird, im Falle einer Belagerung, 
zwar aus tem auf gemeinſchaftliche Koſten gebildeten 
Appropifionement entnommen, jedoch it ver betreffende 
Bundesſtaat gehalten, den Erſatz nah ten Grunbfäßen 
zu leiften, weldye für die Verpflegung der Truppen eines 
Bunbesftaats in den Gebiete eines andern angenomnten 


Grfter Theil. 39 


In beiden Fällen dürfte ber, zu deren Verpflegung errorber- 
lie Verbrauch einem Upprovifionement jener Bergütung, von 
Gelten der betreffenden einzelnen Bunbeöflaaten nicht mehr 
unterliegen. 

„Auch Diefe Bekimmung ſcheint Ihre Kechtfertigung im 
fi) felber zu tragen”. 

Seine Majeſtaͤt der König hat es für eine Pflidyt gehalten, 
dasjenige, was Gr erwartet, vor der Zuſtimmung zu bew Orunb- 
beflimmungen, rein und unumwunden auszuſprechen, unb glaubt 
damit das gute Vernehmen mehr geſichert, unb bie gute Sache 
mehr geförbert zu haben, ald wenn hoͤchſt derfelben jene Zu⸗ 
Almmung mit dem flillen Vorbehalte, dieſe Anfpräche bei einer 
anderen Gelegenheit geltenb zu machen ertheilt Hätten. 

Baden behielt fi nähere Weußerung vor; Kurheſſen unb 
Großherzogifum Heften befanden ſich noch ohne Inſtruckion. 

Daͤnnemark, wegen Holftein und Yauenburg ıc. nahm bie brei 
Grundbeflimmungen an, unb bebielte fi feine Aeußerung über 
Die Inſtructionspunkte und die Frage wegen ber Gontingent- 
ſtellung für die naͤchſte vertrauliche Sißung vor. 

Niederlande wegen bes Großherzogthums Suzemburg ſtimmt 
tm Allgemeinen den, mittel bes Separat⸗Protokolls Mt. A. in 
der 34. Sonferenz zu Bien bereits augenommenen, vorläufig 
gebilligten Brundzägen, Binfichtlich der Bundesfeſtungen, in befien 
Namen uch jeht Bei. 
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Was bie in ber Anlage 2 zur Beilage C. des 33. Conferenz⸗ 
Protokolls enthaltenen Inſtructionspunkte von 1 bis 6 anlangt; 
fo behielt es fi auf bie ihm demnad vom Kriegsdepartement 
darüber unterlegt werden follenden Bemerkungen , eine definitive 
Entſcheidung zu erlaffen, um fo mehr vor, als jene nicht eben 
von gleicher dinglicher Art ſeien, ja zum Theil fogar wünfchens- 
werth fchiene die betreffenden Verhandlungen in der Militär 
Commiſſion zuvor abzuwarten und babei in Betrachtung zu ziehen, 
ale z. B. der 6. Artikel, weldyer zugleich von der Wahl ber am 
Dberrhein am zwedmäßigften zu befefligenden Plaͤtze handele. 
Ueberhaupt aber blieb ber König dabei: vorzüglich das weientliche 
Sintereffe der zunähft dabei Betheiligten im Auge behalten zu 
wollen; eben fo e8 abzuwarten, was in Bezug auf bie bei ber 
Uebernahme der Feſtung Luxemburg zu beobachtenden Kormen in 
Antrag gebracht werben dürfte. 

Insbeſondere war jebocd der Geſandte angewieſen, ſich der 
in der 33, Wiener Minifterial-Sonferenz unter dem Buchſtaben 
D. zu Protokoll gegebenen Erklärung bes bairiſchen Bevollmächtigten 
anzufchließen, in fo fern fi nämlid, im Artifel 4 das dem ge 
meinfamen Bunde bei Uebergabe der Feſtungen zufallende, von 
dem ben refpectiven Landesfürſten zuftändigen unb zu verbleiben 
babenden Eigenthumsrecht, auseinandergefegt befinde. 

Die großherzogli und herzoglich ſaͤchſiſche Häufer erflärten, 
daß fie zu dem Wiener Separat⸗Protokolle vom 23 Mai Beilage 
1 zum Protofolle der 34. Sitzung ihre Zuftimmung gäben, jedoch 
bei dem Wunfche ftehen blieben, daß, zur Herftellung und Gr 
rihtung der Dunbesfeflungen, nur die von dem Betrage ber 
franzöftichen Gontribution dazu bereits beſtimmten Gelder ver- 
wendet und von den deutſchen Bundesftaaten keine weitere Bei⸗ 
träge bazu gefordert werben mödhten. 

Was aber die Sontingentftellung betreffe, fo wollten fie ben 
hundertſten und reſp. zweihunbdertiien Theil ihrer Bevölkerung, 
gleich den größeren Staaten, zur allgemeinen Vertheidigung, unter 
den Borausjegungen beftimmen, fo 
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I. das Berbältniß der ben Gontingenten ter minbermädhtigen 
Staaten beizugebenden Gavallerie zu der Gefammizahl 
bes Gontingents auf eins zu adıt befiimmt, hiernaͤchſt 

2. ter Grundſaß anerkannt werbe, daß jeber größere Bunbei- 
ftaat berechtigt fei, für jeden der mindern, auch für einen 
ſolchen, deſſen Gontingent nicht mit dem Gontingente bed 
größeren Staates in einem und demfelben Hauptcorpsé 
vereinigt fei, die Vertretung in Hinſicht der dem minber- 
mächtigen Staate zngetheilten Gavallerie- und Artillerie: 
Gontingente (unter Zutheilung an bie Divifion, zu welcher 
das Gontingent gehört) und unter folchen Bedingungen 
zu übernehmen, welche durch eine freie Uebereinkunft zwiſchen 
dem vertreteuben Staate unb bemjenigen, weldyen er 
vertrete, feftgefeßt werben würden; 

3. aud) den mindermädtigen Staaten freigelafien bleibe, die 
ihnen zugetheilte Gavallerie und Artillerie in ber Maſſe, 
bloß darauf rebucirt, in Infanterie zu flellen, daß für 
einen Gavalleriften zwei, für zwei Artilleriften aber brei 
Infanteriſten von ihnen geftellt würden. 

Sobald dieſe Tepteren Beſtimmungen angenommen fein würden, 
wollten fie unverweilterflären, weldye Kürften von ihnen die Gavallerie, 
vertreten durch eine größere Macht und durch welche, und weldye 
von ihnen ihr ganzes Gontingent au Jufantrie, Gavallerie und 
Artillerie bloß in Infantrie, nad dem gedachten Berhältniffe, 
ftellen würben. 

Raflan trat in Anfehung der beiden Feſtungen den Grund» 
beftimmungen Anlage lit. C. der 33. Wiener Gonferenz-Sigung 
bei; deögleidgen wegen Gontingentflelung, ben Anträgen bes 
Wiener Ausicguffes über diefe Materie. 

Der mecklenbur⸗ſchweriner und ftreliper Geſandte hatte ber 
Minifterial-Gonferenz zu Wien wegen der Bunbesfeftungen nicht 
mehr beigewohnt. Die beiden Höfe ſtimmten jedoch zu, daß die 
dort benannten drei Pläpe nad dem Wiener Separat-PBrotokolle 
als Bundesfeflungen nunmehr ohne Verzug zu übernehmen wären, 


613 


unter der allerdings gerechten Vorausſetzung, daß, in fo weit bie 
Hilfsmittel und Koften nicht bereit durch die völferrechtlichen 
Verträge gegeben und angewiejen worden, die Verbindlichkeit zur 
DSerftellung und Unterhaltung ſolcher Bundesfeſtungen noch weiter, 
nach der Verſchiedenheit unb den beſonderen Berhältniffen einer 
jeden derſelben, beftimmt und von Bunbeswegen vereinbart werbe. 

“Is Modalitäten und Formen, wie ſolches zu bewerfftelligen 
fein dürfte, fänden fich in bemjelben Gouferenz- Protokolle gewiſſe 
Anftructionspuntte bezeichuet, damit inzwiſchen und vor einer 
ſolchen Uebernahme der Bunbesfeftungen noch tie Militär-Som» 
million von ber Bundes⸗Verſammlung veranlaßt werben mödhte, 
ihr die deshalb ausgearbeiteten Entwürfe zur Berathung und 
Genehmigung zu unterlegen. Sin foldyes Gutachten würbe daher 
zunähft von der Militaͤr⸗Commiſſion zu begehren fein. 

Die Gontingentftellungen jeien bei den Wiener Gonferenzen 
nur in Hinſicht einer thunlichen allgemeinen Erleichterung zur 
Sprache gekommen. Den Anträgen des 8. ConferenzAusſchuſſes 
habe in tem Betreffe auch Medlenburg beigeftimmt, und es hege 
noch gegenwärtig den Wunſch, daß die hierin vorgefchlagenen 
Erleichterungen allgemeinen Eingang finden und Mobdificationen 
in den bereit8 am Bundestage verhandelten Grundzügen über 
die Organifation des Bundesheeres bewirken möchten. Wenn 
ed jedody wichtig und nötbig erfcheine, diefen weſentlichen Theil 
der organiſchen Einrichtungen des beutfchen Bundes nicht länger 
ungewiß und unbeftinmt zu laſſen; fo werde von Seiten Medienburgs 
aud denjenigen Beichlüffen zugeflimmt werben, woburd ben in 
der 4. Bundestags⸗Sitzung vom Jahr 1819 im Weſentlichen und 
Allgemeinen angenommenen Grundgügen 2c. hier im Verfolge nur 
noch die weitere Ausführung zu geben fein werde. — Holſteiu⸗ 
Didenburg, Anhalt und Schwarzburg erklärten in Betreff ber 
Bundeöfeftungen: daß fie den Grundbeſtimmungen in Anſehung 
der drei Bundesfeftungen Mainz, Landbau und Luxemburg im 
Allgemeinen beiftimmten, aber zuglrich vorausjepten, daß bie 
Abfiht nicht fei, unbeftimmte fortwährende Laſten dadurch den 
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Bunbesftaaten aufzubürben, und fie in biefer Hinſicht dafür hielten, 
daß die Beſchluſſe über bie Inſtructionspunkte das Nähere zu 
beflimmen haben würden, wie fie denn auch infonberheit Darauf 
antrugen, daß die vorhandenen bisponiblen Fonds allein und 
ohne weitere Beiträge ber Bundesglieber für bie Bumbeöfeftungen 
verwenbet werden mögen. Auch hielten fie dafür, daß, nad An- 
leitung der Inftructionspunfte, die Verhaͤltniſſe ber Bundesfeſtungen 
und ihrer Befagungen zum Bunde aufs Genauſte zu beftimmen, 
infonderheit die Beſatzungsrechte des Bundes in Kriegszeiten 
vollfommen ſicher zu ftellen feien. 

In Betreff der Eontingentftellung erklärten fie ſich für ben 
Vertrag bed Wiener Ausfchufjes über dieſen Gegenflanb für bie 
Vorftellungen uud Anträge bed großherzoglich⸗ und herzoglich 
ſaͤchſiſchen Bevollmächtigten zu Wien, jo wie für bie To eben 
mitgetheilten Inſtructionen des großherzoglich⸗ und herzoglich⸗ 
fächſiſchen Bundestagsgeſandten, hofften auch, daß eine 
gemaͤßigte Einrichtung des Friedensſtandes des Bundesheeres zu 
allgemeiner Zufriedenheit um ſo mehr noch werde erreicht werden, 
als den mindermäcdhtigen Staaten gewiß nicht wolle zugemuthet 
werben, im Frieben Laften zu übernehmen, weldye, nad) ihrer 
vollen Weberzeugung, den Rutn ihrer Lande nach fidh ziehen und 
die Unzufriedenheit der Unterthanen erregen, zugleich aber biefelben 
unfähig machen würben, im Kriege zu leiften, was alsdann bie 
Vertheidigung des Vaterlandes wirklich erfordern bürfte, 

Von der 16. Stimme genehmigte Lichtenſtein, Sigmaringen 
und Lippe bie drei Sätze ber die Grundbeſtimmung wegen 
Uebernabme der Feftungen. Schaumburgstippe ſchloß fidh ber 
Maforität mit dem Wunſche an, baß Feine zu bebeutenden Raften 
deßfalls zu uͤbernehmen fein möchten. 

Reuß, jüngere Linie, genehmigte die in Wien gefchehene 
vorläufige Annahme, unter folgenden Modificationen, daß kein 
Koftenaufwand übernommen werde, welcher nicht als unbedingt 
nothwendig anerfannt werde, und der Geſammtheit wirklich obliege, 
auch bei der Dotation und Herftellung nicht in Anfchlag gebracht 
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werbe, was im weiteften Sinne, zum Unterhalt ber Garniſon 
gehöre, und daß dieſer vielleicht allein von denjenigen getragen 
merbe, welchem das Garniſonsrecht zuſtehe. 

Reuß ältere Linie, Hechingen und Waldeck hatten noch nicht 
inftruirt. 

In Bezug auf das Gontingent inhärirte Lichtenftein den von 
gern von Marihal in Wien ausgebrüdten Wünfchen, und 
schloß fih den Boten der ſaͤchſiſchen und anhaltiniſchen Häufer an. 

Neuß ältere Linie meinte, daß jeder größere Staat berechtigt 
fein möge, für jeden Hleineren Staat, aud wenn berfelbe nicht 
mit ihm in einem Armeekorps vereinigt wäre, nad) einer zwifchen 
beiden abzufchließenden freien Uebereinkunft, bie Stellung von 
Gavaflerie. und Artillerie zu übernehmen und verlangte, bas 
Berbältniß der Gavallerie der mindermädtigen Staaten zu ihrer 
Infanterie möge wie 1 zu 8 feflgefept werben. Werbe das 
Erſtere nicht gebilligt, fo möge zugeftanden werben: 

a. daß jeder Heinere Staat feine Gavallerie in natura ftellen, 

ober 

b. für jeden Savalleriften zwei Snfanteriften ftellen, wie auch 

c. zwei Artilleriften mit drei Infanteriften ablöfen bürfe. 

Reuß jüngere Linie ſchloß fich Tedigli dem Vote der groß- 
herzoglich und herzoglich fächfifchen Haͤuſer, ſowohl in pleno, ale 
in der engeren Verſammlung an. 

Schaumburg-Lippe ſchloß fi den herzoglichlich fächfifchen, 
nafſauiſchen und anderen Votis an, welche eine Grleidhterung in 
der Gontingentflellung bewirken wollen. 

In specie wünfchte es, daß eine gänzliche Befreiung von 
Gavallerie und Artillerie, ohne dafür Gelbbeiträge zu leiften, 
oder mehr Infanterie zu ftellen, erreicht werbe, oder baß wenigftens 
ein möglicäft gelindes Verhältnig ftipulirt werben möge, und daß 
das Stilfchweigen in Betreff der Artillerie fo zu betrachten fei, 
daß die kleineren Staaten davon frei bleiben follen; endlich daß, 
da die Stellung der Gavallerie und Artillerie in natura den 
kleineren Staaten nicht wohl verwehrt werben könne, ber daraus 
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entfiehente militärifche Uebelſtand auf bie Feſtſtellung Billiger 
Orundfäße wirken möge. 

Hechingen, Sigmaringen, Waldeck und Lippe waren noch 
nicht inſtruirt. 

Die freien Stätte, Lübeck, Zranfiurt, Bremen und Hambr’ 3 
hatten ihren Geſandte angewiefen, was tie in Bien vorge 
ichlagenen drei Punkte in Hinſicht der Uebernahme der Bundes⸗ 
feftungen betrifft, denſelben vollfommen beizutreten, wobei fie 
jedoch binzufügten, daß es ſich von ſelbſt zu verſtehen fcheine, 
daß mandje, die Ausführung betreffende Punkte, welche noch eine 
nähere Beſtimmung erforberten, noch einer nähern Erörterung 
unterworfen würden, 

Schon am 17. Auguft 1820 wurden die Verhandlungen in 
vertraulicher Sigung forgeführt. Graf Buol-Schauenftein eröffnete 
diefelben mit einem Bortrage über deu Geift und Inhalt der 
Wiener Gonferenzen, ſomit fie auf die Militär-Angelegenbeiten 
Bezug hatten. Er fagte‘ 

Ju dem in der 33. Gonferenz von dem Herrn Fürften 
von Metternich, Namens des fiebenten Ausſchuſſes, gemachten 
Bortrag ber die Bundesfeftungen, wurden ausdrüdlid und ohne 
daß dawider in pleno Etwas erinnert worben wäre, die Gegen: 
ftände in zwei Glaffen getheilt, wovon die Erſte, die in Wien 
chen auszuſprechenden Eäße, die Zweite foldye Inſtructions⸗ 
punkte enthielt, weldye, als nähere Entwidelung und Anwendung 
jener Grundfäge, erft nah Frankfurt verwiejen werben follten. 

Zu ber cerften Glafle gehörten die drei Grundbeſtimmungen 
über die Feſtungen. Bei der Umfrage gab Preußen, Baiern, 
jei Zuſtimmung zu denſelben. Sachſen erflärte fi sub sperati 
zu der Annahme, unter der Vorausfehung, Daß unter den sub 
Nu. 3. berührten Verträgen, nur die dem königlichen Hofe bereits 
befannten zu verfichen feien; eben Diejes erklärte Kurbeflen, und 
wurde anf Tiefe Vemerkungen aller Zweifel durch ausdrüdlicdhe 
Bızeihnung, daß unter den Verträgen nur die in der 50. Bundes⸗ 
tagsſitzung vom Jahr 1818 vorgelegten zu verftchen feien, gehoben ; 
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der bäniihe Befandte trat den Grunbbeflimmungen bei; der 
hanöverifche und braunſchweigiſche, der niederländifche, der groß- 
berzoglidy badiſche, und der großherzoglich: und herzoglich⸗ſaͤchſiſche 
waren mit den Grundbeſtimmungen einverflanden; der großber: 
zoglich heififche, trat sub spe rati bei, der nafjanifche, trat unbes 
dingt aber für die fechgzehnte Curie sub spe rati bei; der Senator 
Hab, für Die freien Städte, sub spe ratl. — 


Der würtembergifche erklärte feine Zuſtimmung nicht nur 
blo8 sub spe rali, fontern auch mit WBorbehalt verfchichener, 
sub E. gemachten Bemerkungen, und wurbe hierauf in dem von 
allen Anwefenden unter: richneten Separat-Protofolle der 34. Con⸗ 
ferenz Pitt. A, erflärt, daß tie drei Grunbbeftimmungen von ben 
in Wien vereinigten Bevollmächtigten, theild definitiv, theils 
unter vorausgefeßter Genehmigung ihrer Gommittenten, als 
Grundbeſtimmungen angenommen worden find. Es iſt alfo Far, 
Daß jept die Geſandten der Hoͤfe, welche sub spe rati beigetreten 
find, Königreih Sachſen, Würtemberg, ſturheſſen, Großherzogthum 
Heſſen, die 16. Curie, die freien Städte, jo wie die, deren Be⸗ 
vollmädhtigte zu der Zeit nicht mehr in Wien anweſend waren, 
wie Medienburg und die 15. Gurie, befugt find, den Beitritt 
ihrer Staaten zu erflären, wie dieß der königlich=fächfifche, 
mecklenburgiſche und tie Geſandten der 15. und 16. Curie bereits 
gethan haben, oder ihn zu verweigern. Allein der Antrag daß 
Diefe drei Punkte kein Gegenſtand weiterer Discuffionen hier 
werden follen, ift ohne Widerrede von Allen in Wien anweſenden 
angenommen, und ſcheint mir daher als eine verbindliche Vorſchrift 
betrachtet werden zu müflen: es fcheint auch dieſer unbedingte 
Beitritt um fo mehr mit Recht erwartet werben zu koͤnnen, als 
in dem Bortrage felbft gleidy erklärt worten, daß die Juftructiong: 
punkte, welche die nähere Entwidelung und Anwendung ber 
Grundbeſtimmungen enthalten, nach Frankfurt verwieſen ſeien, 
mithin, ſobald ein Staat nur mit der Grundlage der drei Säße 
einverſtauden if, ıhm, diefer Annahme ungeachtet, die Discuſſion 


über die zur Gutwidelung uub Unwendung berjelben dienenden 
dennoch vorbehalten bleibt. 

Graf von Buol⸗Schauenſtein, fügte biefem Votum als yra 
fidirender Geſandte Yinzn: Nach diefer Darſtellung könne kein 
Zweifel mehr üben die Richtigkeit feined Antrags, bie köͤniglich⸗ 
würtembergifchen Bemerkungen über bie Grunbbeftinmungen, 
lediglich ad referendum zu uehmen, beſtehen. 

Dadurch habe jedoch die kaiſerlich-oͤſterreichiſche Geſandiſchaft 
keinesweges den Rechten ihres allerhöchften Hofes Etwas vorgeben 
koͤnnen, Rechte, welche zur Folge hätten, dab Sr. Majeflät ber 
Raifer ſich nur unter biefen Grundbeſtimmungen und 
unter feinen andern Bedingungen zur Uebergabe ber 
Bundesfeftungen verſtünden. Es hänge, nad Maaßgabe 
der Wiener Gonferenz Befimmungen, nicht mehr, von ber kaiſerlich 
Eöniglihen Praͤſidialgeſandtſchaft ab. die Sinftrnctionspunlte 
früher zur Erörterung vorzutragen, als die Krage, wegen Annahme 
den Grundbeflimmungen; auch unterliege es eigenen Anfländen, 
die Militaͤr⸗Commiſſion der hohen Bunbesverfammlung früher 
über die Modalitäten, weldye bei Uebernahme der Feflungen zu 
beobachten feien, zu befragen, als bie Uebernahme ſelbſt befchloffen 
ſei; Praͤſidium ſei daher allerdings berufen unb berechtigt, im 
der naͤchſten foͤrmlichen Sigung zur Abflimmmg und Beſchluß⸗ 
nahme über die Annahme der Grundbeflimmungen wegen ber 
Bunbesfeftungen zu fhreiten, und wenn noch eine ober bie andere 
Geſandſchaft ſich das Protocol offen behalten follte, woraus, 
nad) Maasgabe der Gefchäfte-Orbnung, folgte, daß erſt in ber 
naͤchſt folgenden Sigung der Beſchluß gezogen werben koͤnnte, 
bie heutige, bisher vertrauliche Sigung für die Eröffnung bes 
Protocol zu erklären. 

Preußen fand die Darftellung des Präfidiums den Wiener 
Gonferenzen vollkommen entſprechend. Ebenſo Baiern, weldes 
noch, daß bie Darftellung auch den von dem baierifchen Bevoll⸗ 
maͤchtigten hierüber erftatteten Berichten vollkommen angenſeſſen 
fei, glaube, daß dieſer Begenftanb um fo fehneller zu erledigen 
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ſei, als dadurch erfl die Miltär-Gommiffion der Bunbeswerfamm- 
lung in ben Stand gefeßt würbe, die zur Ginleitung der Lieber 
nahme der Bundesfeſtungen noͤthigen Vorſchlage zu entwerfen. Sachſen 
und Hannover ſtimmtenwie Preußen. Wuͤrtemberg (v. Wangenheim) 
außerte ſich aber wieder ablehnend und zwar folgenbermaßen 
„Stand der Sache: durch Verträge an welchen der Bund keinen 
Theil genommen, find gewiſſe Feſtungen zu Bundesfeſtungen bes 
fimmt worden. Das Recht des Bundes, die Anerbieten aus⸗ 
zuſchlagen, ik anerkannt. 

Da, quid jure suo utitur neminem offendit, fo entſteht bie 
Frage: 

Iſt e8 dem Bunde nüglidy, Die angebotenen Feſtungen unter 
ben Bedingungen, welche jene Berträge fefljegen, anzu⸗ 
nehmen, ober ift es räthlicher, das Anerbleten abzulehnen? 

Es bedarf nur eines flüchtigen Blickes in jene Tractaten, nm 
fich zu überzeugen, daß der Bund, bei der Annahme ber auge 
botenen Feſtungen nur Laften übernimmt, unb feine anberen 
Bortheile erlangt, als die, welche in bes Ratur gewiſſer imftände 
liegen, und bie verfchwinden, fo wie ſich diefe Umſtaͤnde änbern. 

Sindefien will Württemberg bennocd in die Annahme bes 
Anerbietend auch ſeinerſeits willigen, es will auch ſeinerſeits bie 
Laſten mittragen, wenn gewiſſe Bedingungen anerkannt werden, 
die es nicht für fein Privat-Intereſſe, ſondern für das Intereſſe 
des Bundes machen zu müſſen glaubt; werden dieſe Beſtimmungen 
nicht anerkannt, fo will es für feinen Theil au der Uebernahme 
jener Feſtungen nicht mitwirken. 

Nun wurde gefagt: Württemberg könne bie Grundbeſtimmungen 
über die Bundesfeftungen annehmen, und feine Beflimmungen zu 
feiner Zeit dennoch geltend machen. 

Es fommt alfo darauf an: 

1. 05, nachdem die Grunbbeflimmungen angenommen fein 
werden, dies rechtlich wirklich noch der Fall fein wirb? 
biefe Ueberzeugung babe ich nicht, und ich kann fie mir 
um verfchaffen, wenn man mid, fiber die rechtlichen Folgen 
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belehrt unt berubigt, weldde die Annahme ber Grunb- 
beftimmungen auf bie Bedingungen ber wirklichen Ueber⸗ 
nahme der Feflungen, und auf die daraus wieder hervor⸗ 
gehenten Rechte und Verbindlichkeiten nach fich zieht, oder 
nicht nach fich ziehen fol? — und 

. ob eö, wenn, bei fpätern Verhandlungen barüber, die von 
meinem Hofe gewünjchten Beſtimmungen nicht anerfannt 
werden, Diefem dann, wie jept freiftehben wird, an 
der Ueberuahme der Bundesfeſtungen Theil zu nehmen 
oder nicht ? 

Dis diefe beiden Kragen entweder bejaht oder verneint find, 
und die Antwort ald eine bindende anerkannt ift, kann ich eben 
jo wenig fagen, daß ich den Grundbeſtimmungen für meinen Hof 
beitrete, als ich fagen faun: Daß ich ihnen nicht Beitrete: 

Daher muß id im Namen meines Hofes darauf antragen, 
daß darüber die Regierungen berichtet werden”. — 

Die beiden heſſiſchen Gefandtichaften, und zum Theil auch 
jene zur Führung der ſechszehnten Stimme, hoffen die Inſtructionen 
bis zur naͤchſten Sigung zu erhalten. 

Alle übrigen Gefandtfchaften finden die Zufammenftellung 
Prafidii den Wiener Verhandlungen vollfommen entfprechend. 

Der königlich - württembergifche Geſandte äufferte bierauf 
weiter: 

So wie mein Hof gern jede Form einer Erläuterung genehm 

halten wird, welche die Sache nicht verlegt, jo muß ich mir 

vorbehalten, den umfländlichen Vertrag des hohen Praͤſidii 
ſchleunig zur Kenntniß meines allerhöchften Hofes zu bringen, 
und hoffe darauf Binnen acht Tagen, wo bie Abflimmung in der 

Blenarfipung vorgenommen werben fol, mit JInſtruction 

verjehen zu fein; follte dies aber nidyt der Fall fein, jo muß 

ich nach den Geifte der mir ertbeilten Auftruction, obige 

Erkläärung zu Protocol geben. 


IS 


— 
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In derſelben vertraulichen Sipung wurden die Verſamm⸗ 
lungen über die Contingentſtellung fortgeſetzt, welche in der 
Sigung vom 10. Anguſt 1820 begonnen hatten (S. 604). 

Oeſterreich gab in völligen vorher feftgeftellten Einvernehmen 
mit Preußen folgendes Botun ab: 

1. Das Verbältnig der Gavallerie bed Bundesheeres wird 
von ein Sechötel der Geſammtheit des Contingents auf 
den fiebenten Theil dieſes Gontingents feftgefept, und es 
bleibt dabei denjenigen Bundesflaaten, die noch Feine 
ſchwere Neiterei errichtet haben, oder nicht errichten wollen, 
überlaffen, blos leichte Reiterei zu ftellen. 

2. Bundesſtaaten, deren Gontingente überhaupt nur ein 
Regiment oder weniger betragen, ift außerdem noch über: 
laffen, nad) der deßhalb ein für allemal am Bundestage 
abzugebenden Grflärung, anftatt ber eigenen (Gavallerie 
bloß Infanterie zu flellen, wogegen fie alsdann ben 
größeren Mitgliedern der Divifion, welde für fie ben 
Antheil der Cavallerie übernehmen, die mehreren Koften 
für die Errichtung und den Unterhalt der Savallerie nad 
einem billigen Anſchlage zu vergüten haben. Kann unter 
ben Mitgliedern der Divifion feine Vereinbarung hierüber 
zu Stande fommen, fo barf ſolche Uebernahme der Gavallerie 
auch noch von einem anderen Bunbesftaate, je doch immer 
unter Zutheilung an bie Divifion, wozu das Gontingent 
gehört, geſchehen. 

3. Würden Bundesftasten es vorziehen um eine gehörige 
Milttär-Abtheilung von einerlei Waffengattung, wie ein 
Regiment ober ein Bataillon, von bloßer Infanterie bilden 
zu können, anftatt der gedachten Ablöfung viel mehr drei 
Anfanteriften für einen Gavalleriften zu ftellen; fo fol 
ihnen foldye8 auf ihre besfallfigen, ein für allemal ent: 
fchiedenen Grflärungen am Bundestage frei ftehen, in der 
Art, DaB alddann entweder ein anderes Mitglied der 
Divifion nad der mit biefem Bundesſtaat zu treffenden 
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Verabredung, in eben dem Verhaͤltniſſe die Cavallerie ſtellt, 
und fo viel Infanterie in Abzug bringt, oder fonft bei 
diefer Divifion überhaupt um eben fo viel mehr Jufanterie 
und weniger Eavallerie geftellt werden darf. — 

Die Militär⸗Commifſion der Bundesverfaumiung ift anzn- 
weifen, daß fie, amf der Baſis der hier vorgeſchlagenen 
Erleichterungen, die ihr aufgetragene Arbeit vollenden möge. 
Alle übrigen, ſowohl in den befannten Grundzügen über 
die Milltär» Derfaflung des Ddeutichen Bnudesheeres,, als 
and) in den Protocollen der gegenwärtigen Rilitär-Gommiffion 
enthaltenen Beftimmungen über das Bundeöheer, werden 
im Allgemeinen vollkommen angenommen, und die Militärs 
Gommiflion beauftragt, in diefem Sinne die nöthigen 
Reglements zu entwerfen. 


Darauf äußerte fih Baiern: Ueber einige Kragen in Hinſicht 


auf die Eontingentftellung befteht noch eine Verſchiedenheit der 
Anfichten, worüber, da in den Minifterial-Eonferenzen zu Bien 
eine Bereinbarung nicht getroffen wurde, die weitere Berbandlungen 
an den Bundestag gewielen, und zu ſolchem Ende das Protokoll 
eröffnet ifl. 


Bon Seiten der königlich-baierifhen Regierung it man der 


Meinung, daß die bereits gefaßten Befchlüfle in den Hauptſachen 
anfrecht zn erhalten wären, und man tritt Daher der öfterreichifchen 
Abftimmung, mit welcher auch die preußiſche ganz aufammentrifft, 
unter folgenden Bemerfuugen bei: 

1. Der eigentlihe Beſtand des Contingents wäre anf den 


bundertftien Theil der in dem Bundesmatrifel angegebenen 
Bevölkerung feſtzuſehen, und in Diefer Zahl alle Waffen 
gattungen zu begreifen. 


2. Die Referve wäre auf den zweihundertſten Theil der Be: 


völferung zu beſchraͤnken, diefelbe aber zur Ergänzung auf 
vorgängigem Bundesfchlufie, dergeflalt im Bereitſchaft zu 


vr. 2 7 wm 0. 
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halten, dab ſolche iu Zeit von ſechs Wochen wadh erfolgten 
Bundesbeichluffe ansrüden und unter deu Befehl des Ober 
feldherrn treten könne, fobald die Truppen das Land ver- 
laffen, oder in die eigentliche Activ⸗Armee einrücken. 


. Die weitere Ausdehnung der Reſerve wäre nicht ausıns 


fprechen, und hiernach die Paragraphen 5. 7. 36 u. 40 der 
Grundzüge 2. abzuändern. 
Das Berhältuiß der Reiterei wäre auf den ſiebenten Theil 
des Eontingents feflzufepen, und dabei denjenigen Staaten 
welche feine ſchwere Reiterei haben, zu :überlafien, blos 
leichte Reiterei zu fleflen. 


. Den Bleineren Staaten, wäre in Hinfiht des Verhältnifſes 


der Baffengattungen alle Erleichterung zu gewähren, welche 
ohne Nachtheil für den Zweck flattfiuden Tann. 


. Jedoch wäre der Erſaß der jür fie zu Relleuden Reiterei 


und Artillerie in keinem Falle von einem nicht in derfelben 
Divifton oder wenigftens in demfelben ArmeesGorps bes 
findlihen YBundesgliede zu übernehmen. 


. Benn fidh die zu einer Divifion vereinigten Bundesſtaaten 


über die Stellung der Reiterei und des Gefchüges nicht 
vergleichen fönnen, hätte die Bnudesverfammlung vermittelud 
einzuwirfen. 

Es wäre jedem Bundesftaate zu überlaffen, feinen Antheil 
zu dem Belagerungsparf in natura zu flellen, wie ih dann 
Baiern fhr das fiebente Armee⸗Corps hierzu bereit erffärt. 
Im Uebrigen wäre e8 bei den Orundzügen, und den hierauf 
Bezug babenden Beftimmungen zu belaflen, nnd nunmehr 
der Miltärommiflion auf dieſe Grundlage die weitere 
Ausarbeitung und Begutachtung aufzugeben. 


Königreih Sachſen fagte: Für das Koͤnigreich Sachſen wird 
in vertranliher Sigung über die Erleichternugen bei der Eontin- 
gentftellung, unter hauptſächlicher Sugrumdelegung der Anträge des 
achten Ansfanfies bei den Heutigen Rinifterial-Conferenzen zu 
Wien, ingleichen des in der 28, Sißung daſelbſt von dem Herrn 
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Fürften Metternich desfalls abgegebenen Beti, dahin vorläufig 
abgeflimmt: 

1. Das ordentlihe Gomtingent eine jeden Bnubesflaats, 
welches derfelbe auſtreübarer Mannfchaft zu ftellen hat, be: 
trägt überhaupt deu bunderiften Theil feiner in der Bundes- 
Matrifel bezeihneten Bevölkerung. 

2. Hierunter find alle Waffengattungen begriffen. 

3. Das Berhältmiß der Eavallerie wird als Regel bei dem ge 
miſchten Armee:Gorps auf deu adıten Theil des Contingents 
in Antrag gebracht; follte jedoch die Mehrheit den fichenten 
Theil vorziehen, fo würde man auch hiermit ſich einzuper: 
ftehen geneigt jein. 

Denjenigen Bundesftaaten, weldye noch feine ſchwere Weiterei 
errichtet haben, oder nicht errichten wollen, bleibt überlafien, 
bloß leichte Neiterei zu ftellen. 

4. Bundesſtaaten, deren Gontingente überhaupt nur eine 
Brigade oder weniger betragen, ift außerdem noch über- 
faffen, infoferu, wie weiter unten sub 7 näher erwähnt 
wird, fie hierunter eine Bereinigung mit einem andern 
Bundesſtaate treffen, nach der deßhalb ein für allemal am 
Bundestage abzugebenden Erklärung, anflatt der eigenen 
Gavallerie, bioß ihre Infanterie zu flellen ; wogegen fie 
alsdaun denjenigen Bundesgliedern, weldye, in folge der 
mit diefen getroffenen Webereinkunft, für fie den Antheil 
der Cavallerie üderuchmen, die mehrerern Koften für die 
Errichtung und den Unterhalt der Gavallerie nad einem 
billigen Anfchlage zu vergüten haben. 

5. Bürden Bundesflaaten, um eine gehörige Militär: Xbtheilung 
von einerlei Waffengattung, eine Brigade, cin Regiment, 
oder ein Bataillon, von bloßer Infanterie bilden zu können, 
c6 vorziehen, anftatt der in dem vorhergegangenen Bunlt 
bemerften Ablöfung mehrerer Infanteriften für einen Gas 
valleriften in verhältuigmäßiger Anzahl zu ftellen, und 
Darüber eine Bereinigung mit einem andern Buudesgliede 


625 


dahin treffen, daß lebteres in eben dem PVerhältniß dic 
Gavallerie ftellt, und bei feinem Eontingente die von dem 
kleinern Bundesgliede geftellte Mehrzahl au Infanterie in 
Abzug bringt, jo ſoll dieß auf diesfallfige, ein für allemal 
am Bundestage abgegebene Erklärungen frei ftehen. 

6. Zür die Artillerie ift das Verhältniß anzunehmen, daß zwei 
Stück Geſchuß für jedes tanfend Mann des ausrüdenden 
Heeres gerechnet werden. 

Zur Bedienung des Geſchützes ſind im Durchſchnitt 36 
Mann auf jede Piece zu reinen”). 
Etnaten, weldye feine ganze Batterie zu ftellen haben, ftcht 
frei, wegen der Mrtillerie-Stellung für fie, in dem Maaße, 
wie dieß in dem vorftchenden vierten und fünften Punkte wegen 
der Gavallerie enthalten , eine Uebereinkunft mit einem 
größeren Bundesftaat zu treffen. 


7. In Beziehung auf die, in dem vierten, fünften und fechsten 
Punkt nachgelaſſene Stellung der Gavallerie und Artillerie 
für kleinere Bundesſtaaten, iſt jedoch feſtzuſetzen: 

a. dieſe Stellung kann, (wie dieß auch bereits von der 
Militär⸗Commiſſion in ihrer 15. Sigung vom 9. Juni 
1819 als nothwendig anerkannt worden if) lediglid) von 
einem zu eben derſelben Divifion, oder wenn eine licher: 
einfunft in derſelben nicht jtattfindet, wenigftens nur von 
einen zu chen demfelben Armee: Corps gehörigen Bundes: 
ftaute übernommen werden; 


b. die Diesfalls getroffene Uebereinkunft ift von beiden 
Theilen der Bundesverfammlung anzuzeigen: 


c. letztere hat alsdann über die genaue Befolgung derfelben 
fortwährend zu wachen; 


*) In den Grundzügen waren $. 16. 31 Mann angenommen, bie 
Militaͤr⸗Commiſſion hat jedoch in der Folge 36 für nötbig erachtet. 
Erſter Theil. 40 
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d. da eine foldhe Stellung für einen anderen Bunbeöfiaat 
nur in Folge einer zwiſchen beiden flattfinbenben frei⸗ 
willigen Uebereinkunft eintreten kann, fo folgt hieraus 
von ſelbſt, daß, wenn biesfalld eine Bereinigung , ent⸗ 
weber überhaupt, oder wegen des Betrags ber im 
vierten Punct erwähnten Vergütung, ober wegen bed in 
Folge des fünften Punkts anzunehmenden Verhaͤltniſſes 
der Gavalleriften zu den Infauteriſten, wider Verhoffen 
nicht zu Stande kommen, und die wegen ber zuleßt 
erwähnten Punkte beftehende Differenz nicht etwa durch 
Vermittelung oder ſchiedsrichterliche Entſcheidung bei der 
Bundes: Berfanmlung zur Stledigung zu bringen fein 
follte, der Pleinere Staat fein Gontingent auch an 
Gavallerie und Artillerie in dem, vermittelf der annoch 
definitiv feftzuftelenden Grundzüge für die gefammte 
Bundesftaaten, im Allgemeinen zu beflimmenden Maaße 
zu fiellen haben würde. 


8. Die Stellung des Belagerungs⸗Parks werden biefenigen 


10. 


Bundesftaaten, welche eigene ArmeesGorps bilden, oder 
auch bereitö mit folchen Parks verfehen find, für ben 
Bund zu übernehmen ſich geneigt finden laſſen; jeboch in 
der Art, daß die noch näher zu beflimmenden Koften für 
den Gebraud folder Parks im Kriege au von bem 
ganzen Bunde nad der Matrifel getragen werben. 


. Außer dem beftimmten hundertſten Xheil zum eigentlichen 


GSontingent, wird auch noch der zweihundertſte Theil der 
Bevölkerung, ald Referve, nur zur Ergaͤnzung des all 
mähligen Abganges und zur fortwähreuden Inſtandhaltung 
im Kriege nah Bedarf audgehoben, und in die dazu 
erforderliche Bereitſchaft gehalten werben. 

Weitere außerorbentlide Anflrengungen und Xruppen: 
ftellungen werden nad Beſchaffenheit der Umſtaͤnde unb 
dem jedesmaligen VBedürfniffe, von der Bundes⸗Verſamm⸗ 
Iung zu beſchließen fein. 


m = mm m vn 
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11. Die Militaͤr⸗Commiſſion wirb angewiejen werben, auf 
diefer Bafis die bisher proviſoriſch aufgeftellten Grund⸗ 
fäge weiter auszuarbeiten, und bie in Folge berfelben zu 
revidirenden Grundzüge, jo wie bie nöthigen Reglements, 
zur definitiven Annahme ber Bunbeöverfammiung vorzus 
legen. — Der Gefandte für Hannover und Braunſchweig 
äußerte fi dahin: zur vollftändigen Abſtimmung über die 
Gontingentftellung fcheint e8, daß mit dem von bem Herrn 
Hürften von Metternidy (Protocol der 28. Sikung lit.D.) 
abgelegten Votum, zugleich die in ber zwanzigſten Sitzung 
lt. E. übergebenen Anträge bes achten Ausſchuſſes, die 
Erleichterung der matricularmäßigen Gontingentftellung 
betreffend, verbunden werden müflen. 


1. ad art. 1. der Anträge, trete ih dem Grunbfahe bei, 
daß das ordentliche Gontingent ein Procent der In der Bundes: 
matrifel bezeichneten Bevölkerung betrage, mit ben von bem 
Königlich -Jächfiichen Bevollmächtigten zu Wien gemachten Be 
merkungen, daß in der Redaction alle Ausbrüde zu vermeiden 
feien, welche vermuthen laſſen Eönnten, daß dieſe Truppenzahl 
nur bei erfolgten Kriege zufammen zu bringen fei, da fie viels 
mehr die Zahl, die ſchon im Friedensſtande bereit gehalten werben 
muß, umfaßt. 

2. ad art. 2 der Anträge einverflanben. 

8. ad 1. des Fürſtlich Metternihichen Votnms, und Art. 3 der 
Anträge, trete ich dem Fuͤrſtlich Metternichſchen, auf das Verhaͤltniß 
der Govallerie zur Infantrie zu einem Siebentheil des gefammten 
GöntingentS gerichteten Votum, in feiner ganzen Ausbehnung bei, 
nub.:benerle nur noch im facto, daß, wenn man alle bie zwei und 
zwanzig Bunbeöglieber zufammen nimmt, deren Bopulation unter 
200,000 Seelen iR, der ganze Unterſchied ob fie bie Gavallerie 
zu einem Gichentheil ober ein Achttheil ftellen, ſich nad einer 
leichten Berechnung im Ganzen auf 216 Mann befchräntt, 

40* 
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denn ihre Totalpopulation if 1,204873 Geelen 
mithin davon ein Prozent 12048 Köpfe 
davon tragt mit Weglaflung 


ber Brüche AR 1 Gavalleriften 
sie ’ 


mithin 216 die ganze Differenz. 

4. Was ſodann die, Artikel 4—6 der Anträge und 2, 3 bes 
Furſtlich⸗Metternichiſchen Votums, vorgeſchlagenen Erleichterungen 
für die mindermaͤchtigen Staaten, in Anſehung der Stellung der 
Gavallerie und Artillerie, betrifft; fo geht bie Anficht meines 
Hofes dahin: daß es zwar allemal als Regel feſtſtehen 
müffe, daß, fo wie Die Mindermädtigen gleihe Rechte 
in Hinfiht des Bundes in Anſpruch nehmen, fie au 
gleiche verhältnißmäßige Verbindlichkeiten, aud in Hin- 
fiht der matritularmäßigen Stellung und Unterhaltung 
der foftbarerenWBaffengattungen gu überneymenhbaben, 
und ein Unterfhied hierin um jo weniger flattfinden 
fönne, als es unmöglich fein würde, ſich über bie 
Volkszahl zu vereinigen bei welder man in Hin 
fiht eines Nachlaſſes daran ſtehen bleiben folle. 
MWollte man dieſe Zahl 3. B. zu 200000 Seelen beftimmen, 
fo würde über diefe willfürlihde Beſtimmung fi nicht nur 
Weimar, Braunfchweig, Oldenburg und andere Staaten, deren 
Population wenig größer ift, nit Recht befchweren, fondern wohl 
gar fie, und noch Andere begehren, daß von Ihrer Population 
ebenfall8 200000 Seelen und von der Stellung ber Toflbaren 
Waffengattungen befreit bleiben und fie nur von der Ueberzahl 
dazu beitragen müßten, woraus nothwendig bie größte Berrüttung 
des Syſtems entfiehen wuͤrde. Allein, felbft im Zalle, daß fie 
hierüber hinausgehen wollten, fo würbe die Befreiung aller Staaten 
unter 200000 Seelen von ter Stellung der Gavallerie, ohne 
Verglitung, einen zu großen und auf die einzelnen gemifchten 
Corps zu ungleich Taftenden Abgang bewirken, denn es ift leicht 
zu berechnen, daß in biefen alle der Totalabgang an Sapvallerie 
zu Itel berechnet 1,719 und zu Ztel 1,503 Gavalleriiten and: 
machte, und davon träfe der Abgang 
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das achte Corps mit 176 ober refp. 154 

das neunte „ „ 93 „ „ 805 

das zehnte „ „ 620 „ „ 54 

Jedoch ſcheint in der doppelten Rüdficht, daß denen, welche bie 
koſtbareren Waffengattungen und dazu erforderlichen Inſtitute 
nicht haben, Die Anfchaffung derfelben unverhältnifmäßig ſchwer 
fallen dürfte, andern Theil dem Bundesheere ſelbſt nicht vortheilhaft 
fein würde, wenn dieſe Waffengattungen in gar zu Kleinen Unter: 
abtheilungen In natura geflellt würden, ratbfam, daß ben minder: 
mächtigen Bundesgliebern, wenn fie auch mehr als 200000 Seelen, 
nachgelaffen werben, ſich mit einem größeren Staate berjelben 
Divifton, oder doch allenfalls defjelben Armee⸗Corps, gütlich dahin 
zu vergleichen, Daß entwerer 

1. diefer, gegen zu verabredende Geld⸗Summen, ihr Sontingent 
an dieſen koſtbareren Waffengattungen mit übernehme, 
und, in Anfehung deijelben, in alle Verbindlichkeit des 
Staats, den er vertritt, eintrete, ober 

2. flatt der GSeldvergütung, der Staat, der ſich vertreten 
laffen will, dafür eine größere Zahl an Anfanterie über: 
nehme, und folche diefem dagegen an feinem Contingent 
zu gut gerechnet werde; 

3. daß die Bedingungen dieſes Vergleichs, ſowohl was die 
Verechnung der Geldvergütung, als den Anjchlag der 
Gavallerie oder Artillerie gegen Infanterie betrifft, Der 
freien Willlür der beiden Gontrahenten in fo fern über: 
lafien werben können, fo fern nur 
a. durch dieſe Beringungen tie Stärke des in Frage 

ſtehenden Corps nicht geſchwächt und der übernehmende 
Staat nicht gehindert wird, fein eignes Gontingent voll: 
zaͤhlig zu erhalten; 

b. der die Laft der Vertretung des Bundesgliedes über: 
nehmente Staat Mitglied der Divifion ober doch 
minbeftend deſſelben Gorps if, wozu der zu Vertretende 
gehört, Daß hingegen 
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c. eine Vertretung durch Truppen eines Staats, welcher 
zu dem Corps nicht gehöre, überall nicht Fattfinde. 

4 Daß im Kalle die Unterhandlungen wegen Uebernahme 
ber in Frage fiehenben Laſt, es ſei gegen eine Gelbver: 
gütung, oder gegen Uebernehmung einer größeren Zahl 
an Snfanterie, zu einem Vergleiche führen, berjelbe unge 
fäumt zur Kenntniß ber Buubesverfammlung zu bringen 
und die Vollziehung befielben unter die Garantie bes 
Bundes zu flellen fei. 

5. Im Kalle aber dieſe Unterhandlungen, in einem zu ver 
abrebenden Termin, ohne Erfolg bleiben, die Bundesver⸗ 
fammlung, auf Anrufen des einen ober beider betreffenden 
Theile, ihre Verwendung zur gütlichen Vermittelung bes 
Vergleichs eintreten zu Iaffen babe; im Falle aber auch 
diefe ohne Erfolg bleiben follte, dieſelbe, mit Zuratheziehung 
der Militaͤr⸗Commiſſion, zu enticheiden habe, wie fern in 
dem vorliegenden alle, nach der befondern Befchaffenheit 
deſſelben, dem Staate, weldyer die Uebernahme ber koſt⸗ 
bareren Waffengattungen auf ein andere Mitglieb bes 
Corps, durch angebotene Bedingungen zu übertragen ſich 
vergebens bemüht bat, ohne Nachtheil des Ganzen, entweder 
ein Nachlaß au der zu flellenden Gavallerie oder Artillerie 
Duote ausnahmsweiſe, gegen Uebernahme eined Geldbei⸗ 
trags zu den Gorpöfoften zu bewilligen oder zu geftatten 
fei, auch, ohne Webertragung biefer Duote auf einen 
andern, fich felbft durch Stellung einer größeren Zahl 
von nfanterie zu befreien, deren Beſtimmung in dem 
Maaße der Bundesverfammlung zu überlaflen ift, daß 
dem in Frage ftehenden Staate, im Yalle er diefe Be 
flinmung nicht eingeben will, frei flehe, auf die matri- 
cularmäßig von ihm zu uͤbernehmende Ratural-Stellung 
zurück zu kommen, zu ber er bis dahin verbunden bleibt. 

6. Demjenigen was in Art. 7. der Anträge wegen Stellung 
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bes Belagerungs⸗Parks vorgefchlagen werbe, finde ich kein 
Bedenken beizutreten. 

7. Gbenmäßig bin ich mit dem einverflanden, was Art.8 u. 9. 
fowohl in Anſehung der Beſchraͤnkung ber Neferve auf 
4 Prozent, als in Anfehung der Art enthält, wie weiter 
gehende Anftrengungen, um verbindlich zu fein, befchloflen 
werden müflen. 

So wie ih auch autoriftxt Bin, 

8. dem sub Num. 4. bed Fürſtlich⸗Metternichſchen Voti, fo 
wie faft gleihmäßig sub Art. 10 der ßommiflions-Anträge 
enthaltenen Borfchlage, auf obige Grundlagen die weitere 
Ausarbeitung der Brundzüge und Sntwerfung der nöthigen 
Reglementd der Militär Commiſſion zu übertragen, völlig 
beizupflichten. 

Württemberg tratim Weſentlichen den vorhergeheuben Abs 
flimmungen bei, und machte ſich bie Abflimmung von Baiern ganz 
bejonderd eigen. Auf das öfterreidhiihe Votum Außerte ber 
württembergifche Gefanbte insbeſondere: 

ad 1. Württembergifcher Seit confirmirt man ſich mit 
denjenigen Voti, welche in Webereinftimmung mit dem Protokoll 
der 7. Sitzung der Militär-Sommiflion vom 25. April 1819, auf 
cine Verminderung der Meiterei bis auf ein Sechstheil ber 
Sinfanterie, oder wie der achte Ausihuß der Wiener Conferenz, 
auf ein Achttheil des Contingents; ober auch wenn die Mehrheit 
den geäußerten Anfichten Oeſterreichs beitritt, mit denen welche 
auf ein Siebentheil des Contingents antragen werben. 

Bei einer Herabſetzung des Verhaͤltniſſes zwiſchen Cavallerie 
und Infanterie unter ein Siebentheil des Contingents, wird 
jedoch vorausgeſetzt, daß die gemiſchten Armee-Corps von ber 
Detachirung zur großen Cavallerie Reſerve werben befreiet werben, 
weil diefelbe ſolche Armee-Corps um die nothwendige Selbft: 
ſtaͤndigkeit Bringen wuͤrde. 

ad 2. Württembergiſcher Seits tritt man dem erſten Theile 
diefe® Antrags ganz bei, flimmt aber gegen den zweiten Theil 
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teilelben, welcher eine Ausdehnung, ver im erften Theile ausge 
drückten Bergunftigungen aud) auf ſolche Staaten enthält, weldye 
au einen andern gemiſchten oder ungemijdhten Armee: Gorps 
gehören. 

Kur darauf, daß dergleichen Uebereinküufte über Die Savalleric- 
und ArtillerieStellung nicht bloß mit den Mitgliedern berfelben 
Tivifion, fondern auch mit Denen defjelben Armee-Corps geſchloſſen 
werden können, kann man dieſſeits eingeben. Um bei foldyen 
Uebereinfünften wegen Stellung Der GSavallerie in feiner Unges 
wißheit zu bleiben, möchte fejtzufegen ſein; 

a. Laß jeder Bundesſtaat zur Stellung feines matricular- 
mäßigen Contingents jo lauge verbunden bleibe, bis 
ſich derjenige Bundesſtaat, welcher Die Stellung der 
Savallerie für ihn übernommen bat, bei der Bundes: 
verfammilung als Vertreter erflärt babe, 

b. daß aber von dieſem Augenblide au der vertretenbe 
Staat zur Erfüllung dieſer Verbindlichkeit verpflichtet 
jei, nud 

c. gegen ihn Die Execution eben fo fehleunig müſſe erfannt 
werden fönnen, als dieß bei austrägalrichterlichen Er⸗ 
kenntniſſen geſetzlich beſtimmt ſei. — 

ad 3. Dieſem Antrage kann man württembergiſcher Seits, 
um ber Tüchtigkeit des Heeres willen, uur unter der Voraus: 
ſeßzung beitreten, daß dadurch Tas Geſammwerhältniß zwijchen 
Infanterie, Savallerie und Artillerie in keinem gemiſchten Armee⸗ 
Korps nicht leide, 

Ge niedriger der Beftand der Gavallerie überhaupt geſetzt 
wird, deſto dringender wird es, Darauf zu halten, Daß dieſes Ser 
jammtverbältniß bewahrt werde, jo daß, wenn in einer Divijion 
mehr Jufanterie als Guvallerie und Artillerie gejtellt wird, da: 
acaen in Der andern, in gleichem Berbältnig mehr Gavallerie 
nd Ariillerie ale Jufanterie geftellt werten muß, was nur durch 
Uebereinkunft zwijchen Ten Iheilbabern eines und deſſelben ges 
mjchten Armee-Corps bewirkt werten kann. 
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ad 4. Württembergerifcher Seits ift man mit dieſem Antrage 
vollkommen einverftanden. 

Die weiteren Bemerkungen ber Töniglidyewürttembergifchen 
Geſandſchaft über die Anträge des achten Ausjchuffes der Wiener 
Miniftertal-Sonferenzen wurde der Negiftratur angefügt. 

Baden flimmte im Allgemeinen den, nad Wnleitung ber 
Grundzüge zur dentſchen Kriegsverfafiung gefaßten Beſchlüſſen, 
bei. Im Ginzelnen fagte es 

ad 1. Was insbeſondere bie Kontingentftellung belangt, jo 
ift man Großherzoglich-Badiſcher Seits volllommen damit eins 
verftanden, dab dad Bundesheer aus ein Hunberttheil der Be⸗ 
völferung, die Reſerve, einjchließlih der Depots, aus 4J vom 
Hundert der Bevölkerung zu beſtehen haben foll. 

ad 2. Nicht minder einverftanden iſt man mit dem, was in 
den redigirten Grundzügen der Kriegd-Verfaffung, fiber das Ver: 
haͤltniß des Geſchützes und deſſen Bebienung der Pontoniers und 
Infanterie, ald Grundfaß aufgeftellt ift, mit Beziehung auf die 
in dem gweiten Abfchnitte der Grundzũge aufgeftellten Beftimmungen, 
zur Beleitigung jedes möglichen Mißverſtaͤndniſſes. 

ad 3. In Betreff der Reiterei, welche bie Grundzüge der 
KriegdsBerfaflung (Abfchnitt IL. S. 9.) auf ein Sechstheil der 
Geſammtzahl der Bundesmacht, ſowohl für dad ausrüdende Heer, 
als für Rejerve und Erſatz-Mannſchaft beftinmen, und welche, 
nad) dem Antrage des achten Ausſchuſſes, auf ein Achttheil zu 
feßen, vorgeſchlagen worden ift, fieht ſich die Geſandſchaft zur 
Erklaͤrnug beauftragt, daß das Verhaͤltniß der Neiterei, in Ueber- 
einftimmung hiermit, auf ein Adhttheil der Sefamnitflärfe feſtge⸗ 
ſetzt werben müge. 

Hinfichtlic der innern DOrganifation der Bundestruppen der 
verſchiedenen Bundesmitglieder, wird, bezüglih auf ©. 32 der 
retigirten Grundzüge und die dort aufgeftellten Grundſätze, Die 
Mebereinftimmung damit wiederholt erflärt, und nachträglich be 
merkt, Daß Er. Königliche Hoheit der Großherzog nicht abgeneigt 
find, ben weitern Vorſchlage beizuftimmen, daß es Fleineren 
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Bundesſtaaten geftattet werben Tönne, fait der ſchweren Reiterei 
nur leichte zu ſtellen. 

ad 4. Wegen Gtellung der Reiterei durch einen anbern 
Bunbesftaat, wird unter ber Borausfeßung, daß derjenige Bundes 
flaat, welcher die Stellung der Reiterei übernimmt, wenigftens 
zu demfelben gemifchten Armee⸗Gorps gehöre, nichts weiter zu 
erinnern befunden, da, im Kalle einer Ausdehnung diejer Befugniß 
auch auf, zu einem andern gemiſchten Armee⸗Corps gehörigen 
Staate, eine foldye Bergänftigung die Selbſtſtaͤndigkeit des Armee⸗ 
Corps leicht gefährden koͤnnte. 

Zur Vermeidung aller nadhtheiligen Unbeſtimmtheit, bei ber 
gleichen Uebereinkünften, hinſichtlich der Gavalleriefellung, bärfte 
insbefondere noch im Allgemeinen feftzujepen fein: 

a. daß jeder Bundesflaat in fo lange zur felbft eigenen 
Stellung feined matricularmäßigen Gontingents vers 
pflichtet Bleibe, biß derjenige Bundesſtaat, welcher mit 
der biefen Staat treffenden Cavallerie⸗Mannſchafts⸗Quote 
für ihn eintritt, fi bei der Bundesverſammlung als 
Vertreter deſſelben, erflärt haben werbe; 

b. daß, vom Augenblide der auf diefe Art erfolgten Er⸗ 
Härung, ber vertretende Staat auch, zur Grfüllung 
diefer Verpflichtung, die Verbindlichkeit übernommen 
babe; 

c. gegen den Säumigen bie erforberlihen weitern Be 
ſtimmungen zu treffen fein möchten. 

ad 5. Mit dem Antrage bes achten Ausſchuſſes it man im 
Allgemeinen hinſichtlich dieſes Betreffes allerdings einverftanden, 
befto beflimmter ſehe man ſich jebod zur Bezeichnung bed Vor⸗ 
behalts einer durchaus freien Uebereinkunft veranlaßt; jo wie 
bierbei unterftellt und barauf beftanden wird, daß nur ein anderer 
Bunbesftaat defielben Armeecorp8 die Stellung der Reiterei über: 
nehme. — Was übrigens bie als Norm zur Sprache gebradte 
Aufftelung und Unterhaltung von drei Infanteriſten für einen 
Gavalleriften belangt, fo beſchraͤnkt man fidy bier Iediglich auf 
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die Erklärung, daß dieſe Unterflellung als Bezeichnung eines 
Aequivalents, in keinem burchgreifend richtigen Verhaͤltniſſe ftebe, 
demnadh andy als Rormalbeflimmung nicht angenommen werben 
koͤnne. 

ad 6. Was von ber Reiterei, hinſichtlich der Erhaltung der 
Selbſtſtaͤndigkeit der gemiſchten Armeecorps, bemerkt wurde, gilt 
in demſelben Verhaͤltniſſe in Anſehung der Artillerie. Demnach 
kann und darf auch bier die Aushülfe und Vertretung nur bei 
den Theilhabern eines und deſſelben Armeecorps, nicht aber bei 
einem andern gemifchten ober ungemiſchten Corps, unb, durch 
die zugegebene Subflituirung ber einzelnen Waffengattungen, das 
Gefammtverhältni derſelben im Corps nicht gefkört werben. 

ad 7. Bezüglich auf ©. 7. der rebigirten Grundſaͤße, bas 
Belagerungs⸗Geſchuͤtz betreffend, fo unterliegen dieſe Beftimmungen 
im Allgemeinen Teinem Anftande. Dabei ift doch allgemein feft- 
zufeßen, daß, flatt der Theilnahme an bem in biefer Beziehung 
erwachſenden Koften, auch das Betreffniß felbft geftellt werben 
bürfe, weshalb denn auch Baben den betreffenden Antheil in 
natura ftellen zu wollen erflärt. 

Schließlich wird, In Beziehung auf bereits früher gegebene 
Abftimmungen über die Grundzüge der deutſchen Kriegkverfafſung, 
in den nachfolgenden, bierher einfhlägigen Bemerkungen, auf 
zwei in ben bisherigen Verhandlungen noch nicht umfafienb er 
örterte Punkte, die Aufmerkſamkeit hingelenkt, deren gemein- 
ſchaftliches und naheliegendes Intereſſe nicht zu verkennen ift. 

Wenn nämlich, nad) der betreffenden Stelle der Grundzüge, 
die Gefangenen ıc. als Abgang hinwieder erfeßt werben follen, 
fo muß deren Berpflegung, ober ſonſt eiwa vom Feinde in Auf: 
rechnung gebracht werbenbe Ausgaben, von dem Bunde gemein 
ſchaftlich und pro rata getragen, niemal® aber von bem (oft 
zufällig und nach den wanbelbaren Ergebniſſen des Kriegsgläds) 
allein betbeiligten Bundesſtaate ausſchließlich übernommen werben. 

Nicht minder wichtig iſt die zu erörternde Beftimmung, woher 
diejenigen Bunbe&-Gontingente, deren Staat im Laufe ber Kriegs⸗ 
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operationen etwa vom Feinde occupirt werben würbe, mit Solb 
und fonftigen Bebürfniffen verjehen werben follen ? Auch Hier erbeifcht 
Recht und Billigkeit, daß die allgemeine Bunde&-Operationsfafle 
zur Bezahlung und Verpflegung folder Gontingente einfchreite, 
damit hierdurch Feine einzelne Aufloͤſung herbeigeführt, und ein 
für dad Allgemeine nachtheiliges Beiſpiel gegeben werbe. 

Zur Gonfolitirung der deutfchen Bundes⸗ und Kriegsver⸗ 
faffung iſt es erforderlich hierüber zum voraus ſchon feſte Grund⸗ 
fäße aufzuftellen; — desgleichen hinſichtlich des F. 40. ber rebi- 
girten Grundjäße, das Reglement wegen ber Raturalverpflegung 
bed Bundesheeres betreffend, womit bie Berproviantirung der 
Zeftungen, jo wie die Anlegung von Magazinen in unzertrenn- 
licher Verbindung fchen. 

Kurheſſen bemerkte, daß es im Allgemeinen von dem Saße 
ausgehe, welchen ber Fürft von Metternich inber 28. WienersGonferenz 
fo bündig ald richtig audgejprochen babe, daß ba, wo gleiche 
Rechte vorhanden feien, auch gleiche Pflichten obwalten müfjen, 
folglich von einer wirklichen Berminderung ber Gontingentftellung 
für die kleineren Staaten nicht die Rede fein, eine Berechnung 
des Berhältniffes aber, in welchem ber Koftenaufwanb größere 
oder Kleinere Staaten belafte, unmöglich ftatt haben koͤnne. Wenn 
demnach denen von mehreren Seiten geäußerten Beſchwerden, 
über den zu hohen Friedensfuß, über dad zu body angeommene 
Verbältniß der Savallerie u. ſ. w. abgeholfen werben folle, fo 
erachte S. Königliche Hoheit, daß folches nur durch Beſchließung 
allgemeiner, alle Bundesſtaaten ohne Unterſchied treffender Er⸗ 
Ieichterungen geicheben Eönne. Ohne übrigens perjönlich von der 
binlänglieu Begründung vorgedachter Beſchwerden überzeugt 
zu fein, wollen Höchft Sie, zur Beruhigung Ihrer Bundesgenoſſen, 
Sid einige Verminderung in den allgemeinen Laften gefallen 
laſſen. Während alfo, um bei der Ordnung ber Anträge bes 
achten Ausſchuſſes zu bleiben, 

1. das ordentlihe Kontingent jeded Bundesſtaats aus dem 

bundertfien Theil der Bevölkerung beftehen, und darunter 
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2. alle Baffengattungen begriffen fein werben, wollen Höchft Sie 

3. zuflimmen, daß das Verhaͤltniß der Gavallerie zu einem 
Siebentheil bed ganzen Gontingent® angenommen, unb 
den mindbermädhtigen Staaten die Stellung leichter Gavallerie 
nachgelafjen werde. Sollte die Mehrheit darauf beſtehen, 
daß das Verhaͤltniß ſogar auf ein Achttheil des Contingents 
beftinmt werde, fo ift mit Gewißheit vorauszuſehen, daß 
die großen Staaten freiwillig mehr Gapallerie ftellen 
werben, als dieſes Verhaͤltniß erheiſcht, und für dieſen Fall 
möchten dann, zur Herſtellung einiger Gleichheit, bie ges 
mifchten Armee⸗Corps von ber Abgabe eines Theild ihrer 
Gavallerie zu ber großen Gavallerie Reſerve zu dispen⸗ 
firen jein, daß 

4. denjenigen Staaten, welche nur eine geringe Anzahl 
Cavallerie zu ftellen Haben, überlafien werbe, fich mit einem 
größeren Staate über die Vertretung abzufinden, erachten 
©. Königliche Hoheit, jo zwedimäßig, daß Sie Sich fogar 
ſchon lange erboten haben, die Gavallerieftellung für bie 
nicht mit Gavallerie verjehenen Mitglieder ber zweiten 
Divifion des neunten Armee» Gorp6, gegen angemefiene 
Vergütung zu übernehmen. So welt Sie aber nicht eins 
willigen können, daß ber Vertreter außer ber Divifion 
ober doc außer dem Corps gefucht werbe, eben fo wenig 
vermögen Sie 

6. zuzuſtimmen, daß es irgend einem Bunbesflaate überlafien 
bliebe, fatt ber Gavallerie nach einem anzunehmenben 
Typus mehr Infanterie zu ſtellen, ohne daß ein anderes 
der Gorpsmitglieber jene übernähme, indem ſich dadurch 
bie gemifchten Armee⸗Corps viel zu ſchwach an Cavallerie 
finden koͤnnten. Wenn binnen eines zu beflimmenden 
Termins Fein Ginverfländnig über die Vertretung zu 
Stande käme, jo würbe bie Bunbeöverfammlung ver 
mittelnt einzufchreiten haben. 

6. Die Vertretung ber Artillerie würbe gleichfalls auf freier 


7. Gegen ben Autrag, wegen bed Belogerungsgeichäges, 
ren Beine Königliche Hoheit nichtB einzumwenben, fo wie 


8. beiftimmen, daß überhaupt nur ber zweihunberifie Theil 
der Bevölkerung zur Referve gewibmet, unb für bie Dauer 
eines Yelbzugs in feinem alle ein Mehreres begehrt 
werde, und 

9. weitere außerordentliche Anſtrengungen befonbers vom 
Bunde zu beſchließen feien. 

Der großherzoglich heſſiſche Geſandte äußerte fi 

dahin: 

In Betreff der Gontingentftellung bin ich angerwiefen, ben An 
trägen des achten Ausſchuſſes Bei der Wiener Gonferenz, welde 
in deren 20 Sißung vorgelegt wurben, ganz in ber Art und 
unter den befehräntenden Beſtimmungen beizutreten, wie ſolches von 
Seiten des großherzoglichen Bevollmächtigten in ber 28, Siyung 
gebachter Conferenz mittelft fchriftliher Erklärung geſchehen if. 
Man glaubt indeffen insbeſondere nur dafür flimmen zu können, 
daß das Verhaͤltniß der Gavallerie, eben nad) dem Antrage bes 
Wiener Ausicyuffes, auf ein Achttheil des Contingents gemindert, 
daß eine Befreiung der minbermädtigen Bunbesflaaten von 
Stellung der Artillerie und Gavallerie nicht nachgegeben, und 
ebenfowenig verftattet werde, baß irgend ein Bunbeöflaat bieje 
Waffengattungen durch einen, nicht zur Divifion gehörigen Staat, 
ſtatt feiner ftellen laſſen dürfe. 

Hierbei behält man ſich jedoch alle weitere Bemerkungen 
vor, welche die Bearbeitung biefer Sache im Detail bei dem 
Bundestage noch erforderlich machen koͤnnte. 

Dänemark war im Allgemeinen mit ben Grundzägen ber 
Kriegsverfafiung des beutfchen Bundes, in fo weit dieſe in dem 
vergangenen Jahre neu rebigirt worden waren, volllommen einver: 
ftanten; und theilte auch bie außgefprocdhene Anficht des Militär 


Somit, daß ein richtiges Verhaͤltniß ben Gavallerie zu ber 
Infanterie des Bundesheeres verlange, daß erftere ein Sechstel des 
Contingents auſsmache, Sollte jedoch die Mehrheit fih dahin 
ausiprechen, daß nur ein Siebentel deſſelben als Kavallerie geftellt 
werbe, und nachgewielen werben koͤnnen, baß ein Mehreres zu 
geben ben mindermädhtigen Staaten brüdend werden müfle; fo 
wie e8 auch bereit, berStellung von ein Siebentel nicht entgegen 
zu fein, um feinen Mitflanten einen neuen Beweis feines Bes 
ſtrebens zu geben, zu jeder von ihnen gewünfchten Grleichterung 
mitzuwirken, die bem Zwecke des Oanzen nicht entgegen fei. In 
biefem Yalle aber glaubte er darauf antragen zu müflen, daß 
weun durch biefe Verminderung der Gavallerieftellung, und durch 
allenfalls noch zu bewilligende Reluition der Gavallerie durch 
eine flärkere Aufftellung der Sinfanterie (welches von mehreren 
Regierungen gewünſcht wirb) bie gemiſchten SDivifionen unb Corps 
Gefahr laufen follten, ihre Selbſtſtaͤndigkeit zu verlieren, welches 
gegen ben Zweck des Ganzen fein würde, von biefen gemifchten 
Divifionen und Corps Feine GavallerieDetachirung zur großen 
Cavallerie⸗Reſerve ftatt finden könne. Die Art und Weiſe wie 
die Gavallerie relnirt werben folle, koͤnne nur durch freiwillige 
Vereinbarung in den Divifionen ober in ben Gorps zu Stande 
gebracht werben; follte Diefe auf dem angegebenen Wege nicht 
erreicht werben koͤnnen, fo würbe bie Bunbeöverfammlung ſich zu 
bemühen Haben, die Differenz zu vermitteln; ſollte jeboch auch 
auf diefe Art bie gewänjchte Vereinigung nicht erreicht werben 
koͤnnen, jo koͤnne nur die für alle Bundesflanten gleich verbinbliche 
Norm, daß ein jeder Staat an ber Stellung von Sinfanterie, 
Cavallerie und Artillerie nad ben Matrikel verhältnißmäßig 
gleichen Antheil nehme, wieber in Kraft treten. 

Im Uebrigen trat Dänemark ben Baierifchen und fächftichen 
Aenßerungen bei. 

Niederlande, wegen bes Großherzogthums Lugemburg, ftimmte 
dahin: Während ich mich annoch über bie vom achten Ausfchufle 
zu Wien zu den matricularmädhtigen Gontingentftellung in Antrag 
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gebrachten Grleichterungsmittel eines ausführlicheren Gutachtens 
meines Hofes gewärtige, kann ich in deſſen Namen mich jenen 
im Allgemeinen mit um jo größerer Zuverficht vorläufig anfchließen, 
ald unter Andern Das in Nr. 3, angenommene Verhaͤltniß ber 
Gavallerie mit allerhoͤchſt deſſen vom erften Anfange ber geäußerten 
Anſicht offenbar übereinftimmenb if. 

Wuͤnſchenswerth bleibt es allerdings, daß den mindermädhtigen 
Staaten durch gemeinjames Zufammenwirken eine billige, und 
mit dem Hauptbundeszweck verträgliche Grleichterung zu Theil 
werten möge, und, fo wie ſich einerſeits durch Feſtſtellung be 
ſtimmter Grundfäge gegen jede Art von willfübrlicher, unfehlbar 
immer zum Nachtheil eines Dritten gereichender befonderer Lieber: 
einfunft zu verwahren ift, fo feheint dennoch die Fähigkeit, fidy 
unter einander deshalb zu vergleichen, durchaus nur mittelft eines 
freiwilligen Ginverftändniffes zwiſchen den betreffenden Etaaten 
ftattfinden zu dürfen, und bie definitive Beſtätigung derfelben der 
Bundesverfammlung vorbehalten bleiben zu müfjen. 

Die großherzoglih- und herzoglich-ſächſiſchen 
Häufer Bezogen fi) auf die in der vertraulichen Sigung vom 
10. Aug. gemachte Mittheilung (S. 611). 

Naffau bezog fih auf die Anträge des achten Ausſchuſſes 
der Wiener Conferenzen. 

In Anfehung der freizuftellenden Vertretung der Gavallerie 
und Artillerie, durch ſtärkere nfanterieftellung, bemerkte es, daß 
die Anträge des achten Ausſchuſſes in Hinficht auf Die Vertheidigung 
des Bundes in einem Bundesfriege um fo unbedenklicher erfchienen, 
da die gemiſchten Urmeecorps im alle eines Krieges immer alg 
Theile der ganzen Bundesarmee aufzutreten umd zu wirken beftimmt 
feien, mithin es nothwendig in Die Attributionen des Bundesfeld— 
bern gelegt werben würde, bei der Aumwendung der einzelnen 
Armeecorps ihre Stärke in Cavallerie und Infanterie, wie lie 
einmal angegeben und für immer feflgejeßt worden, zu be: 
rüdfihtigen, woraus von felbit folge, daß zum Zwecke ber 
Bundestriegsführung ein gleiches Verhaͤltniß zwiſchen Gavalleric, 
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Artillerie uud Infanterie In den einzelnen Armeecorps nicht er 
forderlich erichienen. 

Die mecklen burgiſche Anficht war folgende: Die Sontingent- 
ſtellungen kamen bei den Wiener Gonferenzen nur in Hinſicht einer 
thunlichen allgemeinen Erleichterung zur Sprache, Den Anträgen 
bes achten Conferenz⸗Ausſchuſſes bat in dem Betreffe au 
Medienburg beigeftimmt, umb Ihre Eöniglichen Hoheiten hegen 
noch gegenwärtig ben Wunſch, daß die hierin vorgefchlagene Er⸗ 
leihterungen allgemeinen Eingang finden, nnd Mobiflcationen an 
den bereit8 am Bunbestage verhandelten Grundzügen über bie 
Drgantfation des Bunbesheeres bewirken möchten. Wenn es jeboch 
wichtig und nötbig erfcheint, dieſen wefentlichen Theil der orga⸗ 
nifchen Cinrichtungen des deutſchen Bundes nicht länger ungewiß 
und unbeflimmt zu lafien, fo wirb von Seiten Mecklenburgs auch 
denjenigen Beſchluſſen zugefiimmt werben, wodurch ben in der 
vierten Bundestag&-Stgung vom Jahre 1819 im Wefentlidhen und 
Allgemeinen angenommenen Grundzügen ıc. bier in Verfolg nur 
noch bie weitere Ausführung zu geben fein wird. 

Was bie Befonderen Puncte betrifft, welche hiervon gegen- 
wärtig zur Sprache gebradht find, jo würde eine wefentlidhe Er⸗ 
leichterung und Milberung der bisherigen Grunbjäge erreicht, 
indem das ordentliche Kontingent aus dem hundertſten Theil ber 
Bevölkerung beftehen, der zweihunbertfte Theil davon, als Referve, 
aber zur bloßen Ergänzung besfelben bienen, und biefe 14 Prozent 
in einem Feldzuge nicht überfchritten werben bürften, fo lange 
nicht außerorbentlidhe Anftrengungen in ben Fällen dringender 
North von der Bunbesverfammlnng befchloffen würben. Eine ſolche 
Zeftfegung wirb noch um fo erforberlidder, wenn die Gavallerie, 
anftatt der in dem Gonferenz-Ausfchuffe vorgefchlagenen Ver⸗ 
minberung auf ein Achttheil noch auf ein Siebentheil des Con⸗ 
tingent® angenommen werben follte. 

Bon gleihmäßiger Erleichterung dürfte überhaupt wohl nur 
bie Rebe fein, und jede Ausnahme von der immer erft allgemein 
feftzufegenben Regel demnaͤchſt, auf angeftellter Undrſocheng der 

Erfer Theil. 
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einzelnen oft vorübergehenben Umſtaͤnde, weldye die Ausnahme gu 
begründen vermödhten, erfolgen koͤnnen. 

Die Uebertragung ber befonberen Waffengattungen wirb 
zwedmäßig nicht anders wie in berjelben Divifion ober doch zur 
in bemjelben Armee⸗Corps zuzulafien fein, wenn biefe Abteilungen 
in ihren inneren Einrichtungen einen gewifien Beſtand behalten, 
und bie übernommenen Verbindlichkeiten nicht barunter leiden follen. 
Die Bundesverfammlung Lönnte daher auch nur ben Mitgliedern 
eines Armee⸗Corps es überlafien, wegen ſolcher Vertretungen ſich 
unter einanber auf eine billige Weiſe fo zu vereinbaren, daß bie 
von dem Armeecorp& zu erwartende Leiflung dadurch nicht ge 
fehmälert werde. Jede früheren genauen Beflimmungen deshalb 
möchten nur die Einheit ber Divifionen und Armeecorps flören, 
und nur in dem Falle, wenn über das Maas und bie Billigkeit 
ber Bebingungen einer ſolchen freiwilligen Vertretung einige Ber 
ſchiedenheit obwaltete, hätte Die Bunbesverfammlung, fobalb fie 
von ben unterhaltenden Mitgliedern angegangen werde, zu ver 
fuchen, durch ihre Wermittelung, allenfalls nad; Vernehmung ber 
ſachkundigen Beurtheilung der Militaͤr⸗Commiſſion, jene Anftände 
noch zu befeitigen und auszugleichen. 

Die Fürftender 15. Stimme ließen erflären: die Aufftellung 
eines Bundesheeres im Frieden ift ein von allen Bunbesgliedern 
gejepmäßig anerfanntes Beduͤrfniß. Allein nicht alle find über 
die Größe des vorgefdhlagenen Friedensſtandes, beſonders in 
Rüdficht auf die verſchiedenen Waffenarten und auf die Beftimmung 
ber Referve, einig. Was Kinige für leicht, Manche nicht allzu 
läftig halten, erjcheint Webreren als drüdend: 

Wenn man nın, wie man es thun muß, für ben Krieg den 

Grundſatz annimmt: daß jederzeit das Maaß der Gefahr 

auch das Maaß der Anftrengungen fein muß, und daß bie 

Pflicht der Selbfterhaltung, folglih auch die Pflicht ber 

Bertheidigung bed gemeinfamen Baterlanbes, Feine @renze fennt; 
fo muß man eben deßhalb auch für ben Frieden den Grundſaß 
anertennen: 
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daß keine Anftrengungen geforbert werben dürfen, welche bie 

Kräfte der Staaten im Frieden erſchoͤpfen und fie unfähig 

machen würden, im Stiege zu leiften, was bann zu leiften 

nothwendig fein Tann. 
Kein Bunbesftaat Tann in cinen Friedensſtand willigen, ber für 
ihn überfpannt iſt, wenn er e8 auch für Andere nicht wäre, und 
ein an und für ſich noch fo empfehlenswertber Plan einer Buutes- 
Kriegöverfaffung wird fo wenig ein Recht geben, übermäßige 
Anftrengungen zu forbern, als das Beifpiel einzeiner Bundes 
Raaten, die ſich im Stande finden, einen beträchtlichen Kriege 
fand auch im Frieden zu haben, am allerwenigften das Beiſpiel 
der Mächte, die durch ihre Stellung in dem Syſtem ber europäifchen 
BVolttit, Gründe zur Unterhaltung zahlreicher Heere finden Pöunen, 
welche vou bem Friedensſyſtem des Bundes ganz unabhängig find. 

Der Maaßſtab des Friedensſtandes anderer Reiche fcheint 
eben fo wenig ein angemefjener Maaßſtab für den Bund zu fein; 
denn würde er firenggenommen und koͤnnte er vollfommen befolgt 
werden, fo müßte er einen ewigen Kriegsſtand, das heißt, das 
höchfte Maaß der Anftrengung zum unabwenbbaren Refultate 
haben. Unvollſtaͤndig angewanbt, wirb er doch nie dem Zwecke 
entfprechen, und vielleicht iſt e& dem beutichen Bunde vorbehalten, 
durch bie fo allgemein gewünfchte Verminderung der ftehenben 
Heere ein beiljames Beiſpiel zu geben. 

Der Friedensftand bes Bundes follte nur ein folder fetn, 
wie ihn jeder Bundesſtaat nady feinem beſonderen Zuſtande er⸗ 
tragen kann, bamit bie Untertbanen von ben kaum überflanbenen 
ſchweren Laften ſich erholen, damit fie neue Kräfte, neuen Muth 
fommeln Lönnen, damit fie haben und behalten was ber Ver⸗ 
theibigung werth ift, damit fie in treuer Anhaͤnglichkeit beſtaͤrkt 
und vor bem Geifte der Uinzufriebenheit bewahrt werben, ber fidh 
immer weiter verbreitet, und ber Alles zu vereiteln droht, was 
für des Vaterlandes äußere und innere Sicherheit vorgelehrt 
werben mag. 

Wenn der Grundſaß aufgeftellt wird, daß alle Bunbesglieber 
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zu gleid en Wnftrengungen verpflichtet ſeien, fo flieht dies von 
ſelbſt aus der Ratur eines auf Gleichheit der Rechte und ber 
Zwecke gegründeten Gtantenvereind. Allein es folgt daraus fein 
Recht, das Maaß ber Unftrengungen ohne Rückficht auf das 
Maaß der Kräfte dem Einzelnen zu beftimmen, fondern höchſtens 
nur, daß verbältnigmäßig kein Bunbesglieb mehr zu übernehmen 
habe, als was ein anbereö Bundesglieb zu leiten vermag. Daß 
aber das Berbältuig richtig erwogen und bie Gleichheit ber 
Leiftungen, auf den Grund ber Gleichheit der Rechte, nad) ber 
wahren Lage ber Dinge berechnet werbe, liegt in ber Ratur eines 
Bundesvereins, befien feftefte Stüße gegenfeitige Billigkeit unb 
gegenfeltiges Vertrauen if. 

Was nun 1. das Berhältmi betrifft, fo fpringt Die verjchiebene 
Lage großer und Heiner Staaten, nad ben jo verichiebenen 
Graben der Groͤße, von ſelbſt in die Augen; und welch ein 
Opfer bringt dem Bunde ber Staat, weldyer, wenn auch kein 
Bund wäre, fein Kriegsheer wie es iſt halten würbe? 

Penn man fobann 2. bie Gleichheit der Rechte, in befonberer 
Beziehung auf Krieg und Frieden, nad Object und Form bes 
trachtet, fo lehrt was erſteres betrifft, bie Erfahrung, welchen 
Einfluß das politifche Gewicht der Staaten hat und haben muß; 
was aber bie anbere betrifft, jo zeigt ein Blick in die Bunbesacte, 
daß hier die Rechte nicht glei find, und wenn verhältnismäßig 
der Staat ber vier Stimmen bat, viermal fo viel ftellt al& der 
Staat, welcher eine Stimme bat, fo bärfte das Bundesheer nad 
dem Maaßſtabe ber Gleichheit der Rechte faſt übergroß werben. 

Enbli 3. iſt in Anfehung ber Gleichheit der Laften Leicht 
zu erweilen, daß in einem Vereine großer unb Meiner Staaten 
eine numerijche @leichheit in ber Kriegsſrüſtung eine reelle Uns 
gleichheit der Laften nothwendig bewirken maß; beſonders in 
Beziehung auf bie verfchiedenen Waffenarten. — 

Dies Alles ift mehrmals und beionders in ben von bem 
Herm geheimen Rath von Leonharbi übergebenen Bemerkungen, 
ben Umfang ber nach dem Entwurf zur Kriegsverfaſſung bes 
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deutichen Bundes ben mindermaͤchtigen Staaten besfelben bevor 
ſtehenden Leiftungen, im Verhaͤltniß zu ihren Kräften unb im 
Vergleich mit der Concurrenz der größeren Bundesſtaaten, bes 
treffend, außgeführt worden. Mit Dank iſt zu erkennen, baß ber 
minbermächtigen Bundesftaaten Bebürfniß einer billigen Erleichterung 
von feinem der Bundesglieder in Abrede geftellt wird; allein die 
Mittel, über weldye dem jebigen Unfcheine nach eine allgemeine 
Bereinigung zu hoffen fein dürfte, möchten fchwerlich zum Zwecke 
führen. Was wegen der Referve vorgelommen, "gibt allerdings 
einige Grleidyterung, fo wie die Verminderung des Gavallerie 
Aufapes überhaupt. In der Hauptfache aber: der Gavallerie und 
Artillerie Stellung, zeigt fi für die mindermädtigen Bundes⸗ 
ſtaaten noch Feine günftige Ausſicht. Die Rebuction diefer Waffen⸗ 
arten fcheint in der That mehr im Intereſſe des Bundes, als 
der Heinern Bundesftaaten zu fein, und wenn die Entrichtung 
einer jährlichen Abfindungsfumme, alfo eigentlich eine fortwährende 
Tributpflichtigkeit davon die Folge fein follte, ſo möchte es gar 
fehr einer reifern Erwägung bebürfen, ob Naturafftellung nicht 
vorzuzichen wäre? Allein alddann würbe es ben mindermädtigen 
Staaten nicht möglich fein, den vorgefchlagenen Friedeusitand 
aufzubringen. Wenn es nun bedenklich gefunden wird, einen 
gemäßigteren Friedensſtand anzunehmen; fo wäre es doch wohl 
nicht unbillig, die Mindermädhtigen von der Stellung der Gavallerie 
und Artillerie frei zu fprechen und deren ohnehin nicht beträcht- 
lien Antheil von dem Anſatze ber Corps, wozu fie gehören, 
abzuziehen. Sollte hierdurch eine nachtheilig ſcheinende Vermin⸗ 
derung der Gavallerie ıc. in einzelnen Corps bejorgt werben, fo 
Tieße ſich vielleicht durch Uebernahme eines Theild des Train von 
Seiten der Mindermädtigen eine nicht unzwedmäßige Ausgleichung 
treffen, und e8 würde fich wahrſcheinlich noch manches Auskunfts⸗ 
mittel finden laſſen, wenn man nur nicht allzuftteng auf der Ver⸗ 
theilung aller Waffenarten unter alle Bundesglieder beftehen 
wollte. In der Ratur eines völterrechtlichen Vereins Tiegt dieſe 
Art einer ſtrengen Gleichſtellung um fo weniger, je mehr alles 


646 


auf gätlicher Uebereinfunft berußt und je weniger bie nur zu oft 
umvilfürli ſich aufbringende Analogie eines einfachen Staates 
bier anwendbar if, weil in biefem Prägravationen und ſelbſt 
Unglüdsfälle einzelner Provinzen ausgeglichen werben Tönnen, 
während im Staatenbunde Leiden und Verluſt unwieberbringlid 
den einzelnen verbünbeten Staat betrifft. 

Man hat eingewendet: Wer die Grenze ziehen follte, wo bie 
gewünfchte Grleichterung ihren Anfang zu nehmen hätte? Diele 
Örenze ift ſchon gefunden. 

Die Bundeöglieder, im eblen Gifer, für das Vaterland zu 
tbun was in ihren Kräften ift, haben fie felbft gezogen. SDiejenigen, 
die ohne Schwierigkeit für den vorliegenden Militairplan flimmten, 
müfjen überzeugt fein, daß ihre Unterthanen dabei beftehen können. 
Diejenigen, welche zuguftimmen Bedenken tragen, find überzeugt, 
baß ihre Unterthanen dabei nicht beftehen koͤnnen. Jeder thut 
feine Pfliht. Hier kann von keinem Plane die Rebe fein, um 
über Andere einen Vortheil davon zu tragen — auf Andere Laften 
zu wälzen. Was jeder zu leiften vermag, wirb er leiften. Und 
ift denn die Gontingentftellung die einzige Yorderung die ber 
Bund macht und machen wird? Se beichränkter die Mittel find, 
defto mehr müßten die Fleineren Bundesſtaaten dieſe Ausficht in 
Rechnung bringen. Sie koͤnnen daber, wenn ihnen auf andere 
Weiſe nit zu helfen fein follte, nur eine Verminderung bed 
Friedens-Etats wünſchen. Gewiß aber wünjchen fie nichts mehr, 
als daß dieſe höchftwichtige Angelegenheit in vertrauensvoller Ein⸗ 
helligfeit der Bundesglieder georbnet werde. Nur das Gine ver 
mögen fie nicht, wiffentlih den Ruin ihrer Unterthanen unters 
fchreiben. In dieſem Sinne Bin ich fiir meine hoͤchſten Gommittenten 
mich zu erflären angewieſen. 

Lichtenſtein Reuß und Shaumburg-tippe inhärirten der 
in der vertraulihen Sigung vom 10. Auguft gemachten Aeuſſerung 
und traten ber Abflimmung ber aroßherzoglidh = und herzoglich⸗ 
ſaͤchſiſchen Geſandtſchaft bei. Lippe ſchloß fich, wenn eine gänzliche 
Befreiung von Gavallerie und Artillerie — welches für Fleinere 
Staaten fo fehr wünfchenswerth fei — nicht zu erzielen fein follte, 
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ben Boten an, welde ben Wunſch äußerten, daß jeber Beine 
Staat feine Gavallerie unb Artillerie entweder In natura flellen 
ober für jeden Gavalleriften zwei Infanteriſten, brei für jeben 
Artilleriſten aufzubringen babe. 

Die freien Städte Lübel, Frankfurt, Bremen und 
Hamburg traten einfach bem Untrage des achten Ausſchuſſes 
ber Wiener Gonferenzen bei. 

Die ſaͤmmtlichen Abſtimmungen wurden durch einftimmigen 
Beihluß dem Bundestags⸗Ausſchufſe für Militär-Mugelegenbeiten 
überwiejen, damit derfelbe fein Gutachten ber Bundesverſammlung 
zur Genehmigung vorlegen folle. 

Ginige Tage fpäter ging die vorbehaltene würtembergifche 
Erklärung ein und gab die Beranlaffung zu einer vertraulichen 
Sigung (25. Auguſt 18%). Die Erflärung, welche v. Wangenheim 
abgab, Tautete: Ich habe fchon geftern morgen nicht nur das hohe 
Praͤſidium, ſondern auch Diejenigen Herren Gefanbten, welche ſich 
mit mir in ähnlicher Lage zu befinden fchienen, von der Refolution 
in vorläufige Kenntniß gefeßt, die mir, auf den über bie vers 
traulide Sigung vom 17. d. M. erflatteten Bericht, von meinem 
böchften Hofe zugefommen ift, und dieſelben zugleich dringend 
erfucht, dahin mitzuwirken, daß jeder Eclat moͤglichſt vermieden 
und doch auch dem Intereſſe des Bundes und dem echte feiner 
Glieder nichts vergeben werde. 

68 bleibt mir daher heute Nichts weiter übrig, ale ben 
Beweis zu führen, daß die Entſchließung, welche mein hoͤchſter 
Hof gefaßt hat, wirklich nur aus einer forgfältigen Prüfung der 
Berbanblungen über biefen Gegenſtand, fowie aller übrigen Ruͤck⸗ 
ſichten hervorgegangen ſei. 

Die neue Richtung welche der Verhandlung über die Annahme 
der Grundbeſtimmungen, abweichend von der, welche ihr in der 
Sitzung vom 10. Auguſt bereits gegeben worden war, in der 
Sitzung vom 17. d. M. gegeben werben ſollte, ſuchte das hohe 
Präfibium durch ſolgende Gründe zu rechtfertigen: 

1. In dem In der 38. Wiener Conferenz von dem Fürſten 
Metternich, Namens des 7. Ausſchuſſes, gemachten Vortrag über 


die Bundesfeſtungen, feien ausbrädlih unb ohne daß bawiber 

in pleno eiwas erinnert worben wäre, bie Begenfläude in zwei 

Glaffen getheilt worben, wovon bie erfte Die in Wien ſchon aus⸗ 

geiprochenen drei Grundbeſtimmungen, bie zweite ſolche Juftructiond- 

punfte enthalte, weldye als nähere Gntwidelung und Anwendung 

jener Grundfäße erſt nad Frankfurt verwielen werben follten”. 
Dabei it aber zu bemerken: 

„Die hier erwähnte Eintheilung der Gegenftänbe if allerdings 
von Selten des Ausſchufſes vorgeſchlagen worben, weil dieſer 
von der Anfiht ausging, baß ein Theil der Säge in Wien von 
den Bevollmächtigten fofort angenommen werben könne, ber anbere 
Theil dagegen ald inftructionspuntte nah Frankfurt an bie 
Bunbesverfammlung gebracht werden müſſe. — Das Plenum 
widerſprach diefem Antrag nicht beſonders, und ausdrücklich weil 
e8 feinen Grund dazu batte, denn wenn die Säge erfter Art in 
der vorgeſchlagenen Weile bei der Abftimmung angenommen wurben, 
fo fand dasfelbe audy hinfichtlich des Antrags von ſelbſt ſtatt, im 
andern Fall aber trat das Entgegengeſetzte em. Da diefeß nun 
wirklich flatt gefunden bat, fo warb eine befondere und aus 
drüdliche Verwerfung bes Antrages völlig überflüſſig. — 

2. Die Grundbeflimmungen ſeien von den Bevollmächtigten 
theil® unbedingt, theils sub spe rati angenommen worden; ber 
königlich würtembergifche Geſandte habe feine BZuftimmung nicht 
blos sub spe ratl, fondern auch mit Vorbehalt verjchiebener sub F. 
gemachten Bemerkungen ertbeilt”. 

Dabei iſt zu bemerken, daß der Koͤnigliche Bevollmächtigte 
nicht einmal feine perfönliche Zuftimmung zu den Grundbeftim- 
mungen sub spe rati ertheilt babe. 

Die betreffende Stelle im Protokoll der 33. Sihung iſt 
wörtlich folgende: 

„Der Eöniglich würtembergifche Herr Bevollmächtigte erklärte, 

daß er feine Zuſtimmung nur mit Vorhehalt der in ber Ans 

lage Litt. F. enthaltenen Bemerkungen, jo wie der Genehmigung 
feines Hofes geben fünne”. 
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Die Hierher gehörende Stelle aus der Beilage Litt. F. iſt 
folgenbe: 

„Der königlich) würtembergifche Bevollmädhtigte fieht ſich 

durch ſeine Inſtruction nicht ermächtigt, die in Antrag ge 

brachten BarutfonBeflimmungen für die Bunbesfeflungen 

anzunehmen. — Er muß baber feinem Hofe die Erklärung über 

diefen Punct, wie hiermit gefchieht, ausdrücklich vorbehalten“. 

Gr wiederholte die bei ber Unterzeichnung des Separat⸗ 
protocolls in der 34. Sigung, indem er beifügte: 

„unter Beziehung auf feine ad Nr. 3, (die Garniſonrechte) 

abgegebene Erklärung“. 

Hieraus folgt, daß ber würtembergijdhe Bevollmaͤchtigte 

s. den Grumbbeflimmungen feine Zuſtimmung nur unter 
Vorbehalt ber Genehmigung feines Hofes ertheilte; 

b. von dieſer perfönlicher Zufimmung jedoch die Garniſons⸗ 
Befimmungen ausnahm, weil deren Annahmen feinen us 
fiructionen zuwider ſei; 

ec. über dieſen Punct feinem Hofe die Erklaͤrung eusbrüdtii 
vorbebtielt. 

Ein Abnliher Punct hat fi in Wien bei ben Beratungen 
über die Beförderung bes Handels und Verkehrs ereignet. Auch 
bier wurben die Gegenflände in foldye abgetheilt, über welche 
fofort eine Bereinigung in Wien zu erzielen fein möchte, und in 
ſolche, welche ald Inſtructionspuncte an die Bunbesverfammlung 
zu bringen fein. 

Unter die erften wurden aufgenommen, ein Artifel über bie 
Flußſchifffahrt, und einer über den freien Verkehr mit Getreide 
und andern Tebensmitteln, wie fie, in ber Form von Separat» 
Protoeolien, bem 34. Sigung&Protocoll anliegen. 

Inzwiſchen trat Fürft Metternih bem zweiten nur unter 
Vorbehalt der Genehmigung des Kaiſers bei, nnd wenn biefe 
nicht erfolgte, ſollte an deſſen Selle der britte Sap, bes bemfelben 
Protocol anliegenden Separat:Protocolls, in Betreff des Handels 
und Verkehrs zwiſchen ven Bundesſtaaten, treten. 
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treten, und Warttenberg durch die Berhanblungen 


migung ihrer Sommittenten, ald Brunbbeflimmungen angenommen 
worden feien. 

Es wird dieſſeits zugegeben, daß tiefe Erklärung allerdings 
erfolgt ſei; allein einmal, hat der wärttembergifche Bevollmächtigte 
fie nur in Beziehung auf ben von ihm gemachten Vorbehalt 
unterzeichnet; und 

dann hat auch bie Erflärung in dem Protocolle den Bufag: 

„um bei ben weiteren Berathungen über die Bundesfeflungen 

am Bunbestage zur Norm zu bienen; womit bie Beſtimmung 

verbnnden warb, daß das Separat-Protocoll an bie Höfe 

und Begierungen mit dem Erſuchen, den Inhalt befjelben 

balbmöglihft an ihre Bunbestagsgefanbtichaften gelangen zu 
laffen, eingefenbet werben jolle”. 

Wenn nun bereitö in ber 83. Sikung verabrebet worben 

war, daß die Inſtructionspunkte an die Höfe und Regierungen 

mit der Bitte einzufenden feien, fpäteften® in zwei Monaten, von 
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jet an, ihre Bunbestagdgefanbten über die barin verbanbelten 
ragen mit binlängliden Inſtructionen zu verfehen; wenn bierauf 
in der 34. Gigung angenommen wurde, daß die fogenannten 
Grundbeftimmungen theils definitiv, theils sub spe rati angenommen 
worben feten, um bei den weiteren Berathungen über bie Bundes⸗ 
feungen am Bunbeötage zur Rorm zu bienen, während über 
dieſelben theils gar keine Grilärung erfolgt (Mecklenburg unb 
die 15 Curie), theils biefe ſchlechtweg vorbehalten, ober nur sub 
spe rau ertbeilt worden war, fo konnte jener Ausbrud weiter 
nichts bejagen, als daß bie weitere Berhandlung mit dieſen Sägen 
beginnen follte, well, was gar nicht ober nur bedingt angenommen 
worben iſt, nicht als g.meinfchaftli angenommene Wahrheit 
gelten Tann. Hiermit ftimmt aud der angegebene Zweck der 
Ginfendungen an bie Regierungen überein, nämlih: „um ben 
Inhalt derfelben bald möglihf an ihre Bunbestagsgefaubtichaften 
gelangen zu laffen, weldye alsdann bie Anſichten ihrer Committenten 
weiter zu erflären hätten”. 

4. „88 fet alfo Har, daß jegt die Geſandten ber Höfe, welche 
nur sub spe rati beigetreten, fo wie die, beren Bevollmädhtigte 
zu der Beit nicht mehr in Wien amwefend waren, befugt ſeien, 
den Beitritt ihrer Staaten zu erflären, ober ihn zu verweigern“. 
Wenn der hier aufgeftellte Sa bie Erklaͤrung lediglich auf Ans 
nahme ober Berwerfung befchränfen will, kann berjelbe dieſſeits 
ſchlechthin nicht als richtig anerfannt werben; denn wenn einige 
Bevollmaͤchtigte ſich gar nidht, andere nur sub spe rat! erflärten, 
einer aber ausdruͤcklich äußerte, daß feine Inſtruction ihm ben 
Beitritt verbiete, und er beshalb feinem Hofe die Grflärung vor- 
behalte, jo waren die Gommittenten aller Diefer Bevollmächtigten 
befugt, jede beliebige Erklärung noch nachträglich abzulegen, ba 
fie in diefer Befugniß nirgends beſchraͤnkt worben find. 

5. Dagegen ſei ber Autrag, daß dieſe drei Punkte kein 
Gegenftand weiterer Discuflion am Bundestage werben follten, 
ohne Widerrede von allen in Wien Anweſenden angenommen 


Rimmt heiten, erſucht würden, dahin zu wirken, daß ber befinitive 
Beitritt ihrer vefp. Höfe bald möglih in Sranffurt erfolge, 
nirgends wurbe aber beren Grllärung auf einen unbebingien 
Beitritt ober eine unbebingte Berwerfung befchränft, jenes Er⸗ 
fuchen war auch nidht einmal auf die Geſandten amwenbbar, bie 
gar nicht sub spe rali zugeflimmt hatten, namentlich nicht anf 
den von Württemberg binfichtlich der Garniſons⸗Beſtimmungen, 
und nicht auf die von Medienburg und ber 15. Gurie hinſichtlich 
fämmtlidyer drei Säge. 

6. „Diefer unbebingte Beitritt fcheine auch fo mehr mit 
Recht erwartet werben zu können, als in dem Bertrage (bed 7. 
Aueſchuſſes) ſelbſt glei erklärt worden, daß die Inſtructions⸗ 
punkte, welche die nähere Gntwidelurg und Anwendung ber 
Grundbeflimmungen enthalten, nad Yrankfurt vermwiefen feien, 
mithin, fobald ein Staat nur mit der Grundlage ber drei Gäße 
einverffanden fein, ihm, diefer Annahme ungeachtet, die Diecuffion 
über die zur Entwidelung und Anwendung berjelben dienenden 
Ynfteuetionspuncte dennoch vorbehalten bleibe”. 

Es fragt ſich Hier vor allen Dingen, wie biefer Gab ge 
meint fey ? 

Wäre damit ber Sinn verbunden, daß mit der offenftehenven 
Discuffion über die nähere Entwidelung und Anwendung der 
Grundbeſtimmungen zugleich die Wirkung zugeftanden werbe, daß 
man, wenn jene Discuffion kein Nefultat herbeiführen follte, 
welches den von bem einen ober andern Hofe bei dieſer Belegen: 
beit über die Bedeutung ber Orundbeſtimmungen aufgeftellten 
Anfichten entfpräche, an diefe Grundkeftimmungen ſelbſt nicht 
weiter gebunden fein folle: fo wäre auch, ba jeder die Grund⸗ 
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beftimmungen annehmende Staat fi in ſolchem Kalle von ber 
Annahme derfelben minder losſagen könnte, aller Streit geſchlichtet. 

Wenn man aber diefe Befugniß anerkennen könnte oder wollte, 
fo wäre audy tie Annahme feine unbebingte, ſondern nur eine 
bebingte, alfo grade eine foldye, welche mein hoͤchſter Hof bezweckt 
und welche man eben bis jeht nicht zulaſſen wollte Da man 
aber in Wien übereingefommen war, die Höfe und Regierungen 
zu erjuchen, ihre Bundestagsgefandten mit Inſtruction über bie 
in den Inſtructionspuncten verbanbelten Yragen zu verfehen unb 
man vorausfeßen darf, daß 26 mit dieſen ſechs Säßen redlich 
gemeint geweſen fei: fo wäre, wenn man nur will, nichts leichter, 
als ſich, felbft für den Fall daß man die Grundbeſtimmungen mit 
den Inſtructionspuncten nicht vermifchen wollte, volllommen zu 
verftändigen; man braucht nemlich uur bie Inſtructionspuncte vor 
den Grundbeſtimmungen In Beratung zu nehmen. Diefem Gange, 
welcher bie Möglichkeit darbietet, Die verfähiebenen Anficdyten mit 
Aube zu erörtern, ſteht doch gewiß Fein rechtliches Hinderniß im 
Wege! 

Aus diefen zu den von dem hoben Praͤſidio aufgeftellten 
Saͤtzen gemachten Bemerkungen ergiebt fi nun, daß ſich der 
Thatbeftand dieſer Angelegenheit auf folgende Momente zurüd: 
führen laſſe: 

1. 68 hat weder eine übereinflimmenbe Bereinigung unter 
ben Bevollmächtigten ber deutſchen Staaten in Wien, noch weniger 
aber eine definitive, durch erklärte Genehmigung der Bundesſtaaten 
ſelbſt, über die fogenannten Grundbeſtimmungen flatt gefunden. 

2. Denjenigen Staaten, deren Bevollmächtigte ihre Zuſtim⸗ 
mung entweder nur sub spe rati, oder, wie bie beiben abweſenden 
und ber wuͤrtembergiſche, gar nicht ertheilt Haben, fteht noch jede 
Art von Erklärung über die Grundbeſtimmungen offen. 

3. Da die jedem Bundestags⸗Beſchluß nothwendig vorher: 
gehende Berathung, insbeſondere bie, welche der Art. 7. der Bundes⸗ 
Acte für die in pleno zu faflenden Beſchlüfſe fordert, in Wien 
nur in Anfehung der Begenftände als geichlofien angefehen worben 


4 Jedes Bunbesglied iſt in biefem wie in jebem Zell be 
rechtigt, bei Gelegenheit ter Berathung Vorſchlage zu madhen, 
weiche ber Borfipenbe, wenn eb begehrt wird, verpfläditet iR, im 
Gemäßheit des Art. 5 der Bundesacte in einer zu beftunmenben 
Beitfeifk ber Beratfung zu übergeben. 

6. Wenn daher bie Abſicht dahin gehen felte, Die Bräfung 
des in ben vertranlidden Gigungen vom 10. und 27. Nuguft ge 
machten, mit dem Hauptgegeuſtand in ber weſentlichen Berbinbung 
fiehenden Antrags, dann, wenn ex in ber förmlidden Gigung bes 
engeren Raths wieberholt worben fein wirb, abzulehnen: jo würde 
darin eine eventuelle Verlegung bes 5. Artikels der Bundesacte liegen. 

6. Württemberg und jeber in gleicher Sage beſindliche Einst 
iſt mithin berechtigt in ber bevorfichenden PiennnSigung bem 
Grunbbeftimmungen die Zuſtimmung zu verfagen, unb zwar im 
formeller Hinfiht, wegen Nichtbeachtung des Artikel 5 ber 
Bunbesacte, in materieller Hinſicht, weil es bei einem Gegen- 
Rande der Einſtimmigkeit erfordert, eine abweichende Anſicht 
begt. — Mit diefer Berechtigung iſt Die weitere Befugniß, umd, 
nad) den vom Fürſten Metternich in der 28. Sißung über bie 
Beſchaffenheit des Widerſpruchs⸗Rechts der Bundesglieder aufs 
gefellten, und in bem Urt, 13 ber Schlußacte übergegangenen 
Grundfägen, fogar die Verpflichtung verbunden, die verfagte 
Buftimmung zum Protocofl mit Gründen auszuführen. 

Aus diefen Grimben if, daß Seine Majeflät der König, 
mein Herr, mic zu ber Gröfärung angewiefen bat, welche ich 
biermit in Die Regiſtratur dieſer vertraulichen Sigung nieberlege. 


Sanbau, unter andern als den bereits 
Dingungen, beren vom einer ober ber anbern Gelte gewänfdte 
Modalitäten übrigens Begenfland einer weiteren Ginverkänbigung 
allerbing® noch werben können, einzugeben. 

Da es aber meinem hochſten Hofe um den Zweck zu thus 
iM, fo if berfelbe Bereit, jebes vou ber Mehrheit gewänfdhte 
Verfahren, wenn es nur mit Sicherheit zum Zweck zu führen 
geeignet ift, zu aboptiren, und er wirb immer bemjenigen den 
Vorzug geben, welches ſelbſt ben Schein fehlender Bundeseintracht 
zu entfernen vermöchte. Das hohe Präfibium hat zwar ein folches 
Berfabren darin zu finben geglaubt, daß mein Hof die von ihm 
gemachten Bebingungen, nur etwas fpäter, Bei Gelegenheit ber 
Discuffion über bie Inſtructionspunkte, ausführe: allein bei dieſem 
Berfahren würbe ber Zwed nur dam mit Sicherheit erreicht 
werben können, wenn es jebem Bundesgliede, welches zu ben 
Grundbeſtimmungen feine Zuſtimmung ertheilt, freigeftellt würde, 
Diefe Zuftimmung in dem Falle, daß jene Discuſſion kein feinen 
Anſichten über die Brunbbeflimmungen entiprechendes, NRefultet 
herbeiführen follte, wieder zurüd zu nehmen, ohne an irgend eine 
natürliche Folge derfelben welter gebunden zu ſein. 

Konnte aber hierüber auf irgend eine Weiſe eine einverftanbene 
Bufiderung zu Protocoll genommen werben, fo tft mein Hof 
bereit, feine Buftimmung zu ben Grumbbeflimmungen für's erſte 
unbedingt zu erklären, unb das weitere auf den Grfolg der 
lanftigen Discuffion ankommen zu laſſen, obwohl damit im 
Grunde nichts gewonnen wird, ba eine ſolche Buftimmung wefentlich 
doch nur eine bedingte jeln würde. — 58 fcheint au in ber 
That ungleich einfacher, daß man, wenn man bie Grreidhung bes 
biesfeitigen Zwecks mit ber Discuffion ber Suftructionspuncte für 
vereinbar Hält, ben Aufang bamit made, fi) über dieſe Inſtruc⸗ 
tionspuncte wirklich einzuverfländigen, da alsdann wenn biefes 
Berfahren wirlii zum Biele geführt haben wirb, eine wahrhaft 


bedingen Uunahme der Gruskbchimumumgen ger vichas mehr 
im ZBege Beht. 

Pre Dagegen Die Abſcht die, mit Befeitigung jeber vor: 
oingigen Beratung wub Berfiänbigung über bie Grunbbe 
Rimmungen, unb bes in biefer Beziehung von Ex. Königlichen 
Majeſtaͤt gemachten Untragb, zu eines Pienanibiimmung zu 
Mpreiten, fo bin ich Sefimmt angewieien, Ulcchöh ihre Bu 


redhtfertigen. 

In derfelden Eigung fimmte Kurhefien dahin ab: Olme bis 
jept mit umfafienben Juſtructionen ſowohl über bie in Wien zu 
deren Einholung ausgeſegten als die von Wärttemberg in Un- 
zegung gebrachten Puncte verſehen zu fein, weiß ich bod fo viel 
mit Gewißheit, daß Seine Königliche Hoheit der Kurfürſt eine 
vorgängige Disauffion über die Bedingungen, unter welchen bie 
Uebernahme der Zeflungen Mainz, Luzemburg und Landau von 
Selten des Buntes geſchehen folle, wünfchen, und nicht gemeint 
find, Sich für die Uebergabe, jo wie fie angelragen worben, uns 
bedingt zu erflären, che und bevor man ſich nicht über bie rechtlichen 
Folgen der Uebernahme nud die daraus hervorgehenben Rechte 
unb Verbindlichkeiten vereinigt habe. Deswegen flimme ich dem 
württembergijchen Antrage auf vorläufige Discutirung der Moda⸗ 
fitäten der Uebernahme vollfommen und um fo zuwerſichtlicher 
bei, als dadurch nur bafjelbe begehrt wird, was kürzlich hinſichtlich 
des freien Verkehrs mit Getreide und Schlachtvieh, auf öfter. 
Antrag, fo allgemeinen Beifall gefunden bat. 

Eudlich ließ ſich das Großherzogthum Heflen dahin vernehmen: 
Der großherzoglihe Bevollmaͤchtigte bei der Wiener Conferenz 
ift den von dem 8. 8. Öfterreichifchen Hofe proponirten Grund» 
beflimmumgen wegen ter Bundesfeflungen, jedoch nur unter aus 
dructlichem Vorbehalte der Genehmigung Seiner Königlichen 
Hoheit des Großherzog, beigetreten, weil berfelbe wohl gewußt, 
und in der Gonferenz erklärt bat, daß ein unbebiugter Beitritt 
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hierzu dem Inhalte feiner Inſtruction entgegen geweſen fein 
würbe, dabei aber auch ben redlichen und feſten Willen feines 
Herrn, dad Möglichfte für die Erzielung einer Uebereinſtimmung 
über die Bundes⸗Angelegenheiten zu thun, vor Augen haben konnte. 

Mit diefen aufrichtigen Geftnnungen für die allgemeinen 
Intereſſen des Bundes, haben Seine Königliche Hoheit ber 
Großherzog diesſeitige Geſandiſchaft befehligt, nunmehr zu er 
Hären, dab Hoͤchſt Sie dem Beitritt Ihres Bevollmächtigten zu 
dem Wiener Separat:Protocolle, wegen Uebernahme der Bunbes- 
feftungen, die vorbehaltene Genehmigung ertheilt haben, jedoch 
Dabei voraußfegen, daß 

1. vor Grhebung jenes Protocolls zu einem Bundestags 
beſchlufſe, die Eöniglih württembergifcher Seit aufgeftellten, 
mit den Beſtimmungen des Wiener Protocolld nit im Wiber- 
ſpruch ftebenden, dieſelben vielmehr wefentlich erläuternden und 
unvollfländigen den Bedingungen ber Uebernahme, ebenfallß zur 
freien Discuffion, und vorerft vertraulid, zur Erledigung gebracht 
werben follen, und baß, 

2. durd die Annahme jene® Protocolls eben fo wenig Sr. 
Königlihen Hoheit, in Bezug auf Ihre Verbältniffe zu Mainz, 
namentlich in Bezug auf eine Goncurzenz zur dortigen Beſaßzung, 
etwas vergeben wird. 

Oroßherzogliche Geſandſchaft ift hiernach auch angewiefen, fich 
bei diefer Gelegenheit noch dahin vorläufig zu erklären, daß, was 

1. die vertrauliche koͤniglich württembergifhe Erklärung 
bed Wiener Separat:Protocoll wegen Uebernahme der Bundes: 
feflungen Betrifft, Se. Königliche Hoheit der Großherzog es für 
fachgemäß Halten, wenn 

1. das Befapungsrecht in den angebotenen Feſtungen ben 
anbietenden Gouvernements von dem Bunde beflätigenb übers 
laflen würbe, um von denfelben im Wuftrag und Namen des 
Bundes ausgeübt zu werben, wenn 

2. die Ernennung des Gouverneurs und Gommandanten 
auch von dem Bunde zu beftätigen fein würbe, was wohl um fo 
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weniger ciwaß gegen fi haben Tann, als birfelben in Plüchten bei 
Buntes Bchen, unb Deusfelben verautwerfiidy fein feliteu; wenn cheufe 

3. ber Uberbeichlöheber ermädhtig werde währeb bei 
Krieges, in den, wärttembergildger Geitö angegebenen Füllen, 
und unter den angegebenen Bebingungen, die Geltungäbeichlähaber 
yrevijorii zu verändern, jedoch in ſofern dieſes irgeub möglich 
iſt, nur dur Militäre der zu jenen Stelen gewöhelih, Ber 
trägen und VBunbesbeflimmungen gemäß, ernennenben Etasten; 
wie e6 denn auch 

4. gewiß theils ſchon vorliegende Berträge uud Befliummungen 
für fih haben, theild auf das allgemein gerechte Jutereſſe des 
Bundes ſich gründen würden, auf die koͤriglich wärttembergifdhen 
Vorſchlaͤge unter 2-—-7 einzugeben, und auf bie Puncde a wub b. 
unter 7. einer weitern Berathung vorzubehalten. 

1. In Beziehung auf bie befonberen Verhaͤltnifſe von Mainz 
habe ih zu erwähnen, daß zur Bervolifiänbigung des, ber 
Bundes: Berfammlung in der 50. Eigung vom jahr 1818 vor 
gelegten Staats⸗Vertrags vom 30. juni 1816, nnd in Gemäßheit 
bes Artikels 10 deflelben, unterm 17. December 1816 zu Mainz, 
zwiſchen großherzoglichen Gommiffarien und Gommiflarien bes 
Feſtungs⸗Gouvernements ein Liebereintommen abgefchlofien werben 
ft, deſſen baldigſter vollkändiger Ratification von Seiten bes 
kaiſerlich oͤſterreichiſchen und des koͤniglich preußiſchen Hofes Se. 
Königliche Hoheit der Großherzog mit ber gegründeften Hoffuung 
entgegen ſehen, wie baflelbe Lebereintommen denn auch in ben 


tft, und in fortwährende Anwendung kommt. Der Großherzog 
muß nun wänfdhen, daß dieſes Uebereinkommen bald möglihft 
aud) dem Bundestage vorgelegt, und unter biejenigen Vertraͤge 
geredynet werben möge, nach deren Beftimmungen die Garnifond 
und Hbrigen Feſtungs⸗æVerhaͤltniſſe von Mainz durch den Bund 
anerfannt werden follen. 

Was endlich insbefondere noch die GarniſonsRechte Sr. 
Königlichen Hoheit des Großherzogs in Mainz angeht, fo wünfchen 
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Allerhochſt biejelben fo wie biöher, auch ferner, nach Liebernahme 
der. Bunbeöfeflungen vom Bunde, in rubigen Beiten davon keinen 
Gebrauch :machen zu müflen, ba die Truppenzahl eines Bataillons 
ein Berhältnig zur hinreichenden Sfterreichiichepreußiichen Garniſon, 
rhdfiätlih der Sicherheit ber Feſtung gewiß nicht in Rechnung 
tommen Tan, und ein fo ungleiche Verhaͤliniß ber Truppen 
außerdem, namentlich bei den landesherrlichen Beziehungen bes 
Großberzogs in Mainz mehrfache Inconvenienzen mit fi ‚bringt. 
Ude dieſe vorläufigen Aeußerungen, babe ich fämmtliche ver 
ehrliche Geſandtſchaften zu bitten, ſchon jegt an ihre Höfe einzu 
berichten wollen, weil es in dem angelegentlihen Wunſche Sr. 
Königlichen Hoheit Liegt, durch ein ſpaͤteres Anbringen auch biefer 
gerechten Defiderien und Unftände, die wichtige Sache wegen ber 
Bundesfeſtungen nicht mehr ald durchaus nötbig zu verzögern. 
Der kaiſerlich öfterreichiihe praͤſidirende Geſandte erwiberte 
auf dieſe brei wichtigen Abftimmungen: Ohne in das Detail ber 
Weußerung des Föniglichwürttembergifchen Her Geſandten näher 
einzugeben, und die Unanwenbbarkeit bes Vergleich zwilchen dem, 
was zu Wien in Betreff der Srunbbeflimmungen Aber bie Bundes⸗ 
feftungen, und dem, was über bie alternative Fafſung eines Ge 
parabPBrotocolld über den Handel und freien Verkehr verhandelt 
worben, anders, als lediglich durch die einfache Berufung auf 
bie. GomferenzProtocolle jelbft, zu erheben, muß ih bei dem 
Reben: bleiben, was meine befondere Lage mir zur unabweichlichen 
Vflicht macht. Deſterreich Hat in der 88. Conferenz erflärt, daß ber 
baiſerlich⸗ koͤnigliche Hof tie Grundbeſtimmungen als unzertrenulich 
und. ſich, nur unter ber Bebinguug, daß die drei Säge im 
Ganzen angenommen werden, daran gebunden halte. Wenn nun 
bie Befugniß hierzu von Württemberg felbft nicht in Zweifel ges 
zogen: wirb, fo Tann id) wohl um fo weniger umhin, vor aller 
weiteren Grörterung auf bie unbedingte Abſtimmung über bie 
enge anzutragen, ob biefe Grundzüge von den Bunbeögliedern 
werben ober nicht, — eine Abſtimmung tie ich ſchon 
hente auf bie verfaffungsmäßigfie Weiſe in einer Pienarfigung 
42* 
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begehren könnte und auch um fo fierer erhalten würbe, als bie 
bereitö außgefprocdgene überwiegende Mehrheit des engern Naths 
zu Gunſten ber lebereinftimmung meines bießfälligen Antrags 
mit dem Geifte bes 33. Conferenz⸗Protocolls an feiner Entfcheibung 
für eine Plemar-Sigung nnbefdhabet des Rechts eines gegenfeitigen 
Untrags, keinen Zweifel übrig Iafien kann. 

Da die Erfüllung der Bebingntffe, unter welden 
der Löniglid-wärttembergifhe Hof beiſtimmen will, 
nit nur allein nit von mir, ſondern ſelbſt nit von 
der gefammten Bunbesverfammlung abhängt; fo muß 
i& jede Hoffnung zu einer vorläufigen Ausgleihung 
aufgeben. Es hängt eben fo wenig von mir ab, das 
fürden Bund verlangte Beſtätigungsrecht ber Feſtungs— 
Gouverneurs und Commandanten im Namen der Mächte 
ſchon vorläufig eingnräumen, als wenig durch die An- 
nahme der Srundbeflimmungen baranf Verzicht geleiftet 
wurde. &8 hängt nit von der hoben Bundesver 
fammlung ab, den wegen ber Barnifon in Landau be 
fiebenden europäifhen Verträgen für ſih allein eine 
entſcheidende Deutung zu geben. 

Unter diefen Umſtaͤnden erübrigt mir nur noch Folgendes zu 
erflären: da aus ben eben gehörten Abflimmungen auf eine. eben 
fo unerwartete al8 bebauerungswäürbige(!!) Weiſe erhellt, daß 
von denjenigen Staaten, deren Bevollmädhtigte zu Wien, die von 
den übrigen anweſenden Gonferen„ Mitgliedern ſchon unbebingt 
angenommenen drei Grundbeſtimmungen über bie Bunbesfeflungen 
nur sub spe rati angenommen haben, jept drei ihre Zuſtimmung 
nur unter Bedingungen eriheilen zu wollen erklären, bie nad 
dem ganzen Gange der Verhandlungen in Wien, bier in An- 
ſehung jener Brundbeflimmungen um fo weniger flatt finden 
Tönnen, als diefe einfache Grundbeſtimmungen nur als Grund⸗ 
lage zu betrachten find, über deren Entwidelung und Anwendung 
anno die weitere Discuffion nad Anleitung der vorgelegten 
Anfructionspunde, einem jeben vorbehalten Bleibt; fo trägt 
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Praͤſidium Bedenken, beute noch das Protoroll zur foͤrmlichen 
Abfkimmung zu eröffnen, und baburd offen zu Tage zu 
legen, bat man in einem fo dringenden Zeitpuncte 
nicht fi einmal Aber die erften einfahften Grund 
füge, auf welden das Vertheidigungsſyſtem bes 
Bundes beruben follte, babe vereinigen wollen, unb 
glaubt vielmehr, dab biefer Gegenftanb vorerfi ad referendum 
zu nehmen fei, wobei es jedoch zur Verhütung aller Mißdeutungen 
für feine Pflicht Hält, zuvörberft annoch zu vernehmen, ob bie 
jenigen Herzen Bundestagsgeſandten, weldye bisher Aber biefen 
Gegenſtand ihre Stimmen nur vertraulich abgegeben haben, bei 
ſelbigem in dem Maaße beharren, daß fie fie für eben fo ver 
bindlich erflären, als ob fe fie förmlich zu Protocol gegeben hätten, 

Saͤmmtliche Geſandten erklärten bierauf, daß fie in ihren Ab⸗ 
flimmungen bie Orunbbeftimmungenunbebingt annähmen; Würtem- 
berg, Rurbeffen und Großherzogthum Heffen bielten das 
gegen ihre Vorbehalte aufrecht. ‘Der präfibirende Befandte 
äußerte ih darauf in fehr entſchiedner und durchgreifender Reife: 

Wenn aus der Abflimmung bie Willfährigkeit der allermeiften 
Bundesglieder zur Ausführung der zu Wien bereits durch eine 
große Mehrheit ausgefprochenen Grundbeftimmungen über die 
Bunbesfeftungen mitzuwirken, hervorgeht, es daher in Anfehung 
ihrer der Wiederholung ber von dem Herrn Fürſten von Metternich 
in der 33. Sonferenz zu Wien abgegebenen Erklärung, daß ber 
taiſerlich⸗koͤnigliche Hof bie Grundbeſtimmungen als unzertrennlich, 
end ſich nur unter der Bedingung. daß die drei Säge im Ganzen 
angenommen werden, daran gebunben betradyte, nicht bedarf, fo 
Sehe ich mid) doch in der Eigenfchaft als Tatferlich-öfterreichifcher 
Geſandter, im Einverftändniß mit dem koͤniglich⸗preußiſchen Herrn 
Gefandten dies nochmals zu erklären veranlaßt, und wenn durch 
die dawider erhobenen Schwierigkeiten die Erreichung eines ber 
wefentlichften Grforbernifje des Bundeszwecks gehemmt werben 
jollte, fo würbe es allein denjenigen Bunbesgliebern beigemeffen 
werben Fönnen, bie ſich ber Vereinbarung über bie erfte und 
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einfachfte Grundlage durch Hinzufügung von Bedingungen entgegen- 
jepen, welche dieſe nicht zuläßt, zu deren weiteren Grörterung aber 
die zur Discufflon verfiellten Inſtructionspuncte obuchin die Ge 
legenheit barbieten. 

Auf den Vortrag bes präflbirenden Geſandten erwieberte der 
würtembergifche: 

Zuvoͤrderſt danke ich dem hohen Präfidio tafür, daß tat 
jelbe auf den in der vertraulichen Sigung vom 10. Auguſt ein 
gefchlagenen Weg fortgeben zu wollen erllärt hat, da ich bie 
innige Ueberzeugung bege, daß berjelbe zu einer volllommenen 
Einverftändigung führen wird; fobanı aber bemerfe ih, daß mir 
mehrere Abflimmungen, namentlih die des koͤniglich ſaͤchſiſchen 
Herrn Befanbten nicht weniger, als bie meines höchſten Hofes 
als blos bedingte erſchienen, indem darin bie Annahme der Grund⸗ 
beflimmungen nur unter gewifien Borausfeßungen erklärt wirb. 

Auf die wiederholte Erklärung des hohen Präfibii, in deſſen 
Eigenſchaft als kaiſerlich⸗koͤniglichen Bundestag&«@efandten, daß 
der kaiſerlich⸗königliche Hof die Grundbeſtimmungen ald ungers 
trennlich und fi nur unter der Bedingung, daß bie drei Säge 
im Ganzen angenommen worben, baran gebunden erachte, Tann 
auch ich nur wiederholen, was ich ſchon früher fowohl in den 
vorhergehenden Sipungen, als and in meiner Correspondenz 
mit dem Herrn Bräfidial-Gefandten, erklärt babe, daß nämlich 
mein böchfter Hof nie daran gedacht hat, gegen einen einzigen 
jener drei Säge, welche als ungertrenniich aufzuftellen ber kaiſerlich⸗ 
koͤnigliche Hof das volle und unbeftrittene Recht bat, Widerſpruch 
zu erheben, indem Er ja feine Zuflimmung nur fo lange verfagen 
will, als er nicht über bie rechtlichen Folgen ihrer Annahme be= 
lehrt und beruhigt ift. Daß dies Bedingungen find, deren Discufflon 
mit der über jene Säge getroffenen Vereinbarung gar wohl beftehen 
koͤnne, glaube ich umftändlich genug erwieſen und zugleich den 
Unterfchieb gezeigt zu haben, ben zwiſchen einer Discuffion vor 
und einer Diecuffion nah der Annahme der Bruntbeftimmungen 
obwaltet. Je zeiner und bundesgefepmäßiger die Abficht meines 


hochſten Hofes ift, um befto ruhiger Tann derſelbe ben Folgen, 
welche der kaiſerlich⸗koͤnigliche Herr Geſandte am Schlufle ber fo 
eben vernommenen Erklaͤrung anbeutet, entgegenfehen. Denn 
wenn and, mein hoͤchſter Hof noch Anftand finden muß, an ber 
gemeinfamen Erwerbung von Bunbesfeftungen Theil zu nehmen, 
fo if ja dadurch Fein anderes Bundesglied gehindert, bie Er⸗ 
werbung für fi) zu machen. 

Was daher denjenigen Bunbesglievern, weldhe von ihrem 
Rechte, den geichehenen Antrag, gewiſſe Pläge ald Bunbesfeflungen 
au den Bunb zu übergeben, abzulehnen, Leinen angenblidlicyen 
Gebrauch machen, fonbern blos bie Bedingungen und Voraus⸗ 
fegungen ber Annahme zur Discuffion bringen wollen, für eine 
Schuld beigemefien werden könne, iſt um fo weniger abzuſehen, 
als ihr einziged Beflreben babin gebt, ben Feflungen, deren 
Uebernahme von Seiten des Bundes mit mehr Laften ald Bor 
theilen verbunden ift, den Charalter von Bunbesfeflungen wenigftene 
einigermaßen zu verſchaffen. 

In Folge diefer bitteren Discuffionen fehte fi das öfter: 
reichiſche Kabinet mit Würtemberg, Kurheſſen und Darmſtadt in 
unmittelbare Sommunication über bie verhanbelten Fragen, welche 
aber erft am Ende Septemberd zu einem Refultate führte. In 
der am 5. October 1820 fattfinbenden vertraulichen Sißung er⸗ 
Härten nun zwar bie Befandten ber drei Staaten ihre Beiftimmung 
zu ben öfterreihifchpreußifchen Propofitionen, aber doch unter 
folgenden fehr bemerkenswerthen Meußerungen. 

Zuerſt ſprach fi von Wangenheim aus: 

„Seine Majeität der König, mein Herr, hat vom Anfange 
jener Verhandlungen ber immer erflärt, daß jede Ginleitung, 
welche dem Zwecke einer freien Vereinigung über die Bedingungen 
der Uebernahme derjenigen Feſtungen, die nach europäijcheu Vers 
trägen zu Bunbesfeftungen beftimmt wurben, entiprädhe, Hoͤchſtihre 
Zuftimmung erhalten, und daß davon aud eine vorläufige Ans 
nahme ber Bruubbeftimmungen nicht ausgeſchlofſen fein werbe, 
wenn dieſe blos als leitende Geſichtspunkte bei den künftigen 
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Berhandlungen über das Verhaͤltniß jener Keflungen zum Bunbe 
betrachtet wärben. 

Diefer frübern Erklärung gemäs wid ber König, mein Herr, 
die drei Grunbbeftimmungen, deren weitere Gntwidelung unb 
bunbesverfaflungsmäßige Anwendung in bem Outachten des fiebenten 
Ausſchuſſes der Wiener Gonferenz ohnehin vorausgeſetzt wurde, 
zur Baſis ber ferneren Berhandlungen fiber bie nähere Beſtimmung 
des Verhaͤltniſſes dieſer Feftungen zum Bunde gern und nm fo 
vertrauensvoller anerfennen, ba Hoͤchſtderſelbe im Namen Gr. 
Majeftät des Kaiſers die Berfiherung erhalten bat, daß der 
kaiſerlich⸗koͤnigliche Hof bei der Berathung über die Inſtructions⸗ 
puncte, wo obnehin noch ein weites Feld, bie Verhaͤltniſſe der 
Bunbesfeflungen zu regeln und zu orbnen, offen flehe, gewiß mit 
Vergnügen auf bie Beruͤdſichtigung jedes billigen Wunſches, hin 
wirken werbe”. 

Dann folgte der kurheſfiſche Geſandte v. Lepel: „Se. königliche 
Hoheit der Kurfürft haben eben fo wenig der Annahme und Ueber: 
nahme der von ben verbündeten Mächten zu Vundesfeſtungen 
beftimmten Pläge, Mainz, Rugemburg und Landau, im Allgemeinen 
fi) widerfegen, als die Anerkennung ber, verfchiebenen Staaten 
in befondern Verträgen zugeficherten Garniſons⸗Rechte an fi ver- 
weigern wollen. Hoͤchſt Sie konnten ſich nur uicht von ber Leber 
zeugung trennen, daß aus der unbebingten Annahme der zu Wien 
von dem fiebenten Ausfchufle vorgelegten Brundbefimmungen 
mancherlei Berbindlichkeiten für den deutſchen Vund unb bie 
einzelnen Vundesſtaaten hergeleitet werden koͤnnten, zu beren 
Uebernahme Sie Sich, ohne foldhe ihrem ganzen Umfange nad 
zu kennen, im Boraus bereit zu erflären, nicht entfehließen Eonnten. 
Deßwegen verlangten Sie eine vorgängige Vereinigung darüber. 

Nachdem aber nun von Seiten bed Faiferlicheöfterreichifchen 
Hofes die Aufflärung dahin ertbeilt worden ift, daß die In der 
33. Konferenz verabredeten drei Artikel nur zur Grundlage der 
weiteren Berhandlung und freien Bereinigung über die Verhältniffe 
der Bundesfeftungen genommen werben follten, fo ertheilen Se. 
Königliche Hoheit den genannten brei Artifeln in dieſer Beziehung 
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Ihre Zuftimmung um fo lieber, ald Sie, mit danfbarer Be 
rüdfidstigung der befondern Fürforge des kaiſerlich⸗oſterreichiſchen 
Hofes für den Schuß und die Sicherheit des deutſchen Bundes, 
in die von bemfelben zu dem Ende vorgefdhlagenen Maaßregeln 
einzwoilligen, immer geneigt find“. 

Der großherzoglich⸗heſſiſche Geſandte v. Harnier ſchloß: „Sr. 
Königlihen Hoheit haben mit Bedauern erſehen, zu welchen 
unerwarteten Mißverftänbnifien die erfte von Ihrer Geſandtſchaft 
abgegebene vertrauliche Erklärung beigetragen bat. — Es iſt bie 
Abſicht Sr. Königliden Hoheit nicht geweien, Die drei wegen 
Uebernabme der Buubesfeftungen zu Wien in ein Separabt⸗Protocoll 
gefaßten Grundbeſtimmungen und bie Bültigkelt der europälfchen 
Verträge, worauf biefelbe geftüt find, an fich in Zweifel zu ziehen 
ober jene einer weiteren Discuffion unterwerfen zu wollen. Davou 
iR vielmehr beftimmt das Gegentheil in ber biesfeitigen Erklaͤrung 
ausgebrüdt worben, weldye fi), neben der Beiſtimmung zu ben 
drei Grundbeſtimmungen, barauf beſchraͤnkt bat, die diefjeitigen 
Gerechtſame in Hinfiht auf Mainz zu verwahren und das Ber 
langen auszubrüuden, daß bie von Würtemberg einmal ausge 
fprocdyenen Puncte vor der förmliden Erklärung ber Uebernahme 
der Feſtungen einer Discuffton unterworfen würden. 

Diefer letzte Wunſch iſt Sr. Königligen Hoheit um fo mehr 
an feinem Drte erſchienen, da Sie die vertrauliche Beiſtimmung 
zu dem Wiener-Separat:Protocoll von Seiten derjenigen Bundes» 
glieder, welche diefelbe nicht gleich in Wien gegeben, einfiweilen 
für den Zweck jenes Protocol genügend betradhtet und babei 
angenomnien hatten, daß, weil bie Uebernahme der Bundesfeſtungen 
doch vor Erledigung der Wiener Inſtructions⸗Puncte nicht erfolgen 
könne, es augemeſſen erjcheinen werde, einen desfallſigen förmlichen 
Beichluß der Bundes:Berfammlung den ganzen wichtigen Gegen: 
ftand nad) Maasgabe des Eeparat:Protocolld und der Inſtructions⸗ 
Buncte mehr umfaflen zu laſſen. 

Da Se. Koͤnigliche Hobeit nun keinesweges in einer fo 
wichtigen Bundesſache zur Unterhaltung von entitandenen Miß 
verftändnifien und Theilung ber Anfichten Ihrer Mitverbündeten 


Die Bundeöverfammlung kam hierauf Aberein, wegen ber 
Grundbeſtimmungen ſich zu einer Blenar-Berfammlung zuconftituiren, 
und erhob in berfelben biefe einftimmiz zum Bundesbeſchluß. 


Während diefer Verhandlungen und Disenffionen hatte auf 
der Bundestags-Ausfchuß feinen Bericht Über die Contingents⸗ 
ſtellung erflattet. Da derjelbe die überfichtlichſte Anſchauung 
der Verhandlungen der Militärverhältnifie barbietet, überbem 
niemald abgebrudt ift, zugleich auch die Verhandlungen der 
Wiener-Minifterial-Sonferenzen über biefe Verhaͤltniſſe entyält, 
fo haben wir benfelben im Anhange dieſes Bandes vollftänbig 
abdruden laſſen. Wir werben in einem der folgenden Bänbe 
die bier abgebrocdhenen Verhandlungen wieder aufnehmen und 
nachdem wir die nothwendigen Actenftlide Hier voraußgehen ließen, 
in unferer Darftellung würdigen, wie e8 die Wichtigfeit bes 
Begenftandes erfordert. | 


Anhang I. 


Der preufiifche Entivurf der Bundeöverfaffung. 
(Borgelegt am 13. September 1814). 


1. 

Alle Staaten Deutſchlande vereinigen ſich durch einen feierlichen 
Bertrag, ben jeber Theilhaber auf ewige Seiten fchließt und beſchwoͤrt, 
in einen politifchen Föberativ:Körper, ber ben Namen Deutfcher Bunb 
führt und aus bem Niemand heraustreten darf. SBerlegungen des 
Bunbes:Bertrags werben mit ber Acht beftraft. 


Diefer Bunb foll in ſich begreifen folgende bem Haufe Deſterreich 
gehörende Länter: Galzburg, Tyrol, Berdhtolsgabden, Voralberg unb 
dasjenige was dieſes Erzhaus am Oberrhein erhalten wird; alles 
wad Preußen links ber Eibe befigt und erbält, ferner alle deutſchen 
Gtaaten, fo wie fle von ber Oſtſee, ber Cyder, der Nordſee, dem 
nieberländifchen, franzoͤſiſchen und fchmweizerifchen Gebiet begrenzt 
werben. 

Die bier nicht benannten fterreichifchen und preußiſchen Staaten 
bieiben beßer außerhalb des Bundes, damit es befto weniger Schwierig- 
keiten babe, diejenigen Theile jener beiden Monarchien, bie mit in 
ben Bund aufgenommen werben, allen Bunbeös@efegen mit zu unter: 
werfen und bad Band deſto fefter zu knüpfen. Defterreih und 
Breußen als Mächte fchließen aber mit der Föderation ein unaufs 
Lösliches Bündnig und garantiren befonders bie DBerfaflung und 
Integritaͤt berfelben. 


8. 

Leder jegt im Befig der Lanbesboheit ſich befindende Staat Abt 
in feinen Grenzen die landeshoheitlichen Rechte aus, welche bie Bunbess 
Acte nicht zum gemeinfähaftlichen Beſten ausnimmt oder beſchräukt. 

4 


Diejenigen vormals mit ber Reihsfendfäaft verfeben gewefenen 
Fürſten, Grafen und Herren, welche mebiatifirt wurden, nehmen 


inte am Banbı, wie weites näßer befimumt werben wir. 
©re Neben zwar ber Banbeöhehen muserweren; ihre Reiter mb 
Disdyıen fun aber femoht in Kbpie auf ifre Derfomen SIE auf üher 


und le find iaobeſondere gegen alle Berückungen völlig ſicher zu Rellen. 


5. 
Achaliche Behimmungen find wegen der übrigen fonft uumittelhar 
gewelenen Derfonen zu treffen. 


6. 
Jedem Bunbes:linterthanen werben burd bie Bunbeö-Acte näher 
zu beflimmente deutſche Bürger⸗NRechte geſichert, inſonderheit 

1. die Freiheit, ungehindert und ohne eine Abgabe zu entrichten, 
in einen andeın zum Bunde gehörenden Staat auszuwandbern 
ober in deſſen Dienfte zu treten; 

2. bie Sicherheit, nicht Über eine gewifle Zeit verhaftet werben zu 
tönnen, ohne einem richterlichen Ausſpruch nach ben Geſetzen 
unterworfen zu werben; 

8. bie Sicherheit des Bigentbums (auch gegen Nachdruckh); 

4. das Recht ber Beſchwerbe vor dem ordentlichen Richter und in 
ben bazu geeigneten Gällen bei bem Bunde; 

5. Preßfreiheilt nach zu beſtimmenden Normen; 

6, da6 Met, fi auf jeber deutſchen Lehr⸗Auſtalt zu bilden. 


7. 

In jebem zum Bunde gehörenden Staat foll eine ftändifche Ver⸗ 
taffung eingeführt ober aufrecht erhalten werben. Allgemeine Orund⸗ 
fäge find bieferhalb als Minimum ver Mechte ber Landflände feſtzu⸗ 
fegen. Sie follen beſtehen aus den Bamilien-Häuptern der meblatifirten 
vormalinen Meiheftände bed fonft unmittelbaren und übrigen Adels, 
als erblihen, und aus erwählten Ständen. Ihre Befugnifle follen 
vorgäglih fein: ein näher zu beſtimmender Antheil an der Geſeg⸗ 

edung; Werwilllgung ber Landes⸗-Abgaben; Wertretung ber Berfaflung 
el dem Landesherrn und bei bem Bunbde. 
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8. 

Dan fol fuchen, allgemein: uüglihe Einrichtungen uud An⸗ 
orbnungen zum Wohl bes Ganzen berzuftellen, als z. B. ein allges 
meines Gefegbuc, gleiches —* eine zwedimäßige Regulirung 
ber Zölle, des Poſtweſend, —*R und Erleichterung bes Sanbels 
unb wechſelſeitigen Verkehrs u. f. 


Die Bundesflaaten follen in fließen Kreife eingetbeilt werben, 
nämlih: Vorder⸗Oeſterreich, 

Baiern und Franken, 

Schwaben, 

Dber: Rhein, 

Nieder: Rhein und MBeftphalen, 


Nieder⸗Gachſen, 
Ober⸗Sachfen und Ahäringen. 


Der vorbersöfterreihifche Pr enthält Salzburg, Berchtolsgaden, 
Tyrol und Boralberg. 


11. 
Der bayeriſch⸗fraͤnkiſche Kreis alle Staaten bes Könige von Bayern. 
Der ſchwaͤbiſche Kreis alle Staaten des Koͤnige von Wuͤrtemberg. 


Der ober⸗rheiniſche Kreis das Land, welches Deſterreich am 
Ober Rhein erhalten wird, bie großhergoglig-babenfiäen Zänber und 
die hohenzolleriſchen Fürkenthümer 


Der nisber:cheinifchsweRpbälifähe Kreis alle Länder, welche ber 
König von Breufen an beiden Rheinuſern und bis an bie Weſer 
befigt ober erhalten wird; bie lippe⸗detmolbiſchen, naſſauiſchen, 
weilburgs unb ufingiichen, auch waldeckiſchen Ränder; bie beutfchen 
Beflgungen bes fonweränen Bürhen ber vereinigten Nieberlande. 


Der nieder⸗ſachſiſche Kreis ie Xänder, weldhe das bisherige 
Kurhaus Hannover in Niederſachſen und Weſtphalen beflgt oder befigen 
wird, die des Hauſes Braunfhweig-Bolfenbüttel, bie tes Haufes 
Holftein, Oluckſtadt und ꝛetze, —— — und bie brei 
Hanfeäbte Hamburg, Lühel und B 

Ginige ſtimmen dahin: bie drei Ganfehädte dem oberfähflfäh: 
thhringifchen Kreife enjufälichen, 


16. 
Der oberfähflichsthüringifche Kreis, das Königreih Sachſen, 
Die herzoslich een —— auhaltiſchen, ſchwarz⸗ 
burgiſchen, venfifchen Länder, die Gtaaten ber Hänfer Sehens el 
und Darmſtadt 8 freie Bundesftabt —— „mM 
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17. 

Seber Kreis fol einen ober zwei Krelö-Oberfien unb Diesstsren 
haben, beren Befugniſſe und Obliegenheiten zunähft die Aufrecht⸗ 
haltung und Befolgung bes Bundes⸗ Vertrags, ber Bunbes-Beicläffe 
unb ber bunbesrichterlichen Gyräde, bie RilitänBerfafung unb all- 
gemeine Orbnung und Sicherheit im Kreife betreſſen. Be zwei 
Kıei: Oberſten find, Gibt fie ber erfie aus mmb wirb babei vom 
jweiten ſublevirt. 

Der vorbersöfterreihifge — ven Kaiſer von Oeſterreich. 

Der bayerifh:fräntifhe — ben König von Bayern. 

Der ſchwaͤbiſche — den König von Würtemberg. 

Der ober⸗ rheiniſche — ben Kaifer von Deſterreich und ben 
Großherzog von Baben. 

Ser nieder⸗rheiniſch⸗ weſtpyhaͤliſche — ven König von Preußen. 

Der nieber⸗ſachſiſche — ben König von England als Befiger 
von Hannover. 

Der oberfähfii sthäringifhe — ben König Son Preußen und 
ben biöherigen Kurfürften von Heſſen. 

Man if hier von ber Worautſezung ausgegangen, baf, um fo 
viel als möglich Zufriedenheit zu bewirken, allen aulegt geweienen 
Kurfürften als KreissO©berfien Gig und Stimme in dem erfien Rah 
der BunbessBerfammlung gegeben werbe. Jeboch iR bie Zahl ber 
Kreife, um fe nicht zu fehr zu veroielfältigen, auf fieben beichränft 
und den Häufern Baden und Heflen zur eine zweite Kreis⸗Oberſten⸗ 
Stelle angemwiefen worden. 

Wollte man biefe beiden ausſchließen, fo würbe es nur 7 Kreis: 
Dberfien,Gtellen bebürfen, 2 für Deſterreich, 2 für Preußen, 1 für 
Bayern, 1 für Hannover, 1 für Bürtemberg. Ich halte es aber 
nicht für billig und rärhlih. — GE If im Vorſchlag gelommen, 
Belgien und wo möglid die ganzen Niederlanne in ben deutſchen 
Bund mitzugiehen. Die Idee ſcheint vortreffliih. Daun müßte man 
aus biefen Ländern den burgundifhen Kreis machen und bem Bürken 
der Niederlande eine ſelbſinandig Kreic-Oberſen . Stelle geben. 


@s fol eine Bundes: Werfammlung tn Frankfurt a. A. fein. Diele 
Stadt wird für eine freie Bundes:Gtadt erklärt. 
19 


Die BundeösBerfammlung ſoll befteben: 
1. and dem Directorio, 
2, dem Math der Krels⸗Oberſten, 
3. bem Math ber Bürften und Stände. 


20. 
Das Dirertorium führen ber Kalfer von Qeſterreich, welcher 
den Borfig bei allen BundeösBerfammlungen bat, und ber Adnig 
von Preußen gemeinſchaftlich. 
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21. 

Im Rath ber Kreis Oberſten haben: 
DOefterreih als Direrter . . .. 
" vom vorbersäfterreihlfchen "Rreife .. 
vom oberscheinifgen Kreiſe . . . 

Breußen als Dieter . . 0.0. 
Ä vom obersfädhfifhsthäringifchen Rreife . 
" vom nieverscheinifchsweftphälifchen Kreife 

Bayern, vom bayeriſch⸗fraäukiſchen Kreile . . 

Sannover,, vom niebersfächfifhden Kreife . . - . 
Bürtemberg ‚vom ſchwaͤbiſchen — 
Baden, vom ober⸗rheiniſchen Arie - -. . 
Seffen-Gaffel, vom —— Meiſe1 


Der Rath ber Kreit-Oberfen fol ſich, mit Ausfchiuß ver 
übrigen Bundes⸗Stande, mit allem beſchaäftigen, was die auswärtigen 
Berbältniffe des Bundes angeht und durch NRehrheit der Stimmen 
barüber entfcheiden, auch allein das Recht der Berträge mit Aus⸗ 
wärtigen, der Annahme und Abfenbung von Befandten unb Befäfts: 
trägern, von und bei auswärtigen Gtaaten, des Kriegs und Briedens, 
und ua ben unten folgenden Beſtimmungen bie mititärtiche Gewalt 
ausüben. Ueberdem hat ber Math der Kreis⸗Oberſten bie Leitung 
und bie ganze executive Gewalt * Bundes. 


in (ie Juin Juin 
i 


Der Rath ber Fürften und Eände fol ans ben übrigen Bundes⸗ 
Mitgliedern beſtehen. Diefe find: 

1. Alle diejenigen Fürſten, welche Läuber befigen, bie eine Bes 
völferung von 50,000 Gerien und barüber haben, diefe Länder 
mögen fi ſelbſtſtaͤnbig in ihrem Beſit befinden, ober — 
fein, mig einer Vitil⸗Stimme. Die Devölkerung wirb da, wo 
mehrere Zweige des Haufes vorhanden find, zuſammen gezählt; 
„s 3 SopenzollernsHechingen und Sigmaringen führen nur eine 


. Die vier Bundes⸗Staͤbte Hamburg, Lüberl, Bremen und Frank⸗ 
* Aura M. jede mit einer Viril⸗Stimme. 

3. Sechs GurlstsGtimmen, in welche fämmtlihe Fürften, Grafen 
unb Herren zu vereinigen find, bie vormals bie Reichsſtandſchaft 
Gatten, und deren Befahungen eine Bendllerung von 50,000 
Gerlen nicht erreichen. 

4 Deſterreich bat au in bem Math der Fürſten und Stände ben 
Borfig, > gemeinſchaftlich mit Preußen das Directorium, auch 
ht imme. Beides wird burdh beſondere zweite Botſchafter 
an t 


Der Rath der Furſten und — conſtituirt mit dem Rath 
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ber Kreis-Oberfien und mit dem Directorie bie gejegebende Gewalt 
bes Bundes. Diele befhäftigt ih mir Allen was tie 

befielben im Innern, unb eim allgemeines Iaterefie betrifft. * 
Berhältnif zur Territorial⸗Geſeggebung befkimmt id} dadurch, def 

fi bie —— Suter nur mit 7 befchäftigen kann, 
die ein allgemeines Intereſſe angehen. aber ck aber 
nie und in feinem Ball gegen ein Ya vor 


Der Rath der Farſten und — verſammeilt ſich alljahrlich 
an einem näher zu beſtimmenden Tage, unb bleibt nur zuſanmen, 
bis bie vorliegenden Gefchäfte abgemadı find. 


Gowohl ber Math der Rreit-Döerhen, als ber Rath der Fürſte⸗ 
und Stände beliberiren abgefondert für fi, und vie Gonciufe werben 
nach Mehrheit der Stimmen abgefaßt, das Dirertorium faßt das ges 
meinſchaftliche Concluſum, und fucht, wenn a Meinungen 
der beiben KRäthe vorhanden find, biefe zu vereinigen. IR foldhes 
nicht möglich, fo entſcheibet das Dirertorkum, 

2 

85 wird ein eigenes Bundes: Bericht in Frankfurt a. M. anges 
ordnet, beffen Mitglieder von den Bundesſtänden nad einer zu be 
ſtimmenden Norm zu präfentiren find, unb welches einen Senat jur 
Snftructlon, und einen zum Gprud in erfier Inflanz in Streitſachen 
der Fürften und Stände unter fi enthalten fol. Mebiatifirte Fonnen 
in perfönliden Sachen, oter in folden die aus BVBerlegung 
VBundesa⸗Vertrage entſtehen, von diefem Bunbes-@erichte —* 
nehmen. Uebrigens gehören ihre Wrozeſſe vor die Landes⸗Gerichte. 
Der Rechtögang iſt näher zu be lonmen. 


Kein Bunbeögliev barf bas — bekriegen, ober ſich durch 
Selbſthülfe Recht ſchaffen. Die Execution ber Urtheile liegt dem 
Kreie⸗Oberſten ob, wenn es ein zu feinem Kreiſe gehdrendes Bundes⸗ 
glied angeht. — Betrifft es einen Kreis-Oberfien fo find alle übrigen 
Kreis:Oberfien ſchuldig, bie Greculion zu übernehmen. 

2 


Mecurfe ber Unterthanen an bad Bundes⸗Gericht finden nur in 
folgen Fallen flatt, wo fie über Bedrückungen zu klagen haben, bie 
bem Bundes: Vertrag unb ber ihnen In bieſem verfiderten Rechten 
juwiber find, oder in Bällen verweigerter Juſtiz. Wppellatiouen an 
bas Bunbes:@ericht in Gtreitigkeiten derjenigen, bie ber Sanbeüheteit 
unterworfen finb unter fi, find nicht zuläffig, eben fo gr 
Rechtsſachen gegen bie Landeſherrn. Solche Wegenflänbe geb 
vor die hoͤchſten Gerichte ber Kreis:Oberften, benen aber durch den 
Bundes-Vertrag bie ſchon in ver Natur der Sache liegende Unab⸗ 
bängigkeit in ihren Urtheiloſprüchen zuzuſichern if. Nur in dem 
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Falle, daß diefe gefränft würden, findet ein KRecurs an die Bundes⸗ 
Verfammlung fatt. 


90. 

Die hoͤchſten Gerichte der Kreis⸗Oberſten entfcheiben im lehter 
Inſtanz in Sachen aller zum Kreife gehörenden Unterthanen, unb 
auch in Prozeſſen berfelben gegen ihren Lanbesherrn. Man könnte 
aber anorbuen, baf nach gewiffen Beflimmungen von bem hächſten 
Gerichte eines KreissOberfien an das eines benachbarten zu appeliren 
verflattet fei. — Griminal-Urtbelle ber Gerichte der Kreisffände über 
eine —* Strafe hinaus, find der Reviſton jener höchſten Berichte 
unterworfen. 


31. 

Die Mitttär-Verfaffung bes Bundes mung ſtark und Eräftig fein, 
unb ſchuelle Hülfe gewähren. Jeber Kreis⸗Oberſte, unb wo in 
einem Kreife Zwei find, ber erfie, iſt Oberbefehlehaber bes ganzen 
Kreis:Milttärs. 


82. 

Das Gontingent eines Jeben fowohl an Linlen-Truppen als an 
Zandivehr iR zu beſtimmen. Gtänve, bie ein ganzes Regiment mit 
allem Zubehör, oder mehr, flellen können, haben nur bie Befugnif 
eigene Truppen zu halten. Die übrigen fellen eine zu beftimmenbe 
Anzahl Recruten zu bem Heere bed Kreis:Oberfien, und leiſten 
einen verhältnigmäßigen, zu regulirenden Beitrag zu ber Kriegskaſſe 
deſſelben. Doch if ihnen verflattet, Ehren Wachen zu haben. “Die 
Gontingente mäflen ſtete vollzäplig mit allen Kriegsbebürfnifien 
verfeben und marfchfertig fein. Wegen ber Gonfcription unb der 
Berpflihtung zur Landwehr und zum Landfturm, beögleichen wegen 
der Befreiungen davon, find allgemeine rundfäge anzunehmen und 
geſetzlich feſtzuſtellen. Dem Kreid⸗Oberſten ſteht bie Aufſicht Über 
die ganze Kriege⸗Verfafſung zu, und das Recht barüber zu halten, 
mithin die Ober⸗Inſpection und Mufterung, auch wenn es nötbig 
if, die Befugniß bie unvermeiblihen Zmwangsmittel anzuwenden. 

33 


Die zu einem Kreife gehörenden Truppen, follen ein und bie- 
felbe Ginrichtung und Bezahlung haben, mie bie bes Kreis-Oberften. 
34 


In Sriebenszeiten bleiben fie zur Dispofltion bes Lanbeöherrn. 
Bei entfiebendem Kriege aber, ober ju Brecutionen gerichtlicher 
Gprüde, zu Erhaltung ber Muhe und Ordnung im Kreife, hat ter 
Kreis:Oberfie dad Mecht, fie iufammenqugiegen unb zu befebligen. 
3 


Daß die nöthigen Fonds zur Bezahlung ber Truppen und behufs 
der Kriegäbebhrfnifle, Feſtungen sc. gefichert find, if ber Aufſicht 
und Gontrofle bes Kreis:Oberfien zu wmtergieben. Es find eigene 
Gintünfte Hierzu auszufegen, und auf andere Gegenſtaͤnde unter 
Feinerlei Vorwand zu verwenden. 


Erſter Theil. 43 
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86. 
Es if feinem Bunbeögliebe erlaubt, Truppen in ben Gelb 
eines antern Staates zu geben. Diefes Tann nur durch einen Be: 
ſchluß des ganzen Bundes gefchehen. 


37. 

Gewiſſe näher zu benennende Bläge ſind zu Bundes⸗Feſtungen 
zu beſtimmen, wegen ihrer Grridtung oder Erhaltung, desgleichen 
wegen ihrer Befagung, iR das Nöthige feftzufegen und dazu ein ſicherer 
Fond anzumelfen. Sie fliehen nad ben getroffenen Befimmungen 
unter dem Befehl bes Kreis:OÖberften, in beffen Bezirk fie Liegen. 
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Wird ein Bnnbesflaat angegriffen, fo find alle Glieder des Bundes 
zu feiner Bertheidigung verpflichtet. Solche, bie zugleich Länder be- 
figen, bie nicht zum bentfchen Bunde gehören, haben in Abſicht auf 
diefe keinen unbebingten Anſpruch auf bie Hülfe bes Bundes, inſofern 
das zu errichtenbe beffändige Bündniß mit Defterreih und Breußen 
in Abſicht auf biefe nichts hierüber beſtimmt. Ebenſo wenig, wenn 
fie in Kriege verwidelt werben, wo fle ber angreifende Theil find. 
Der Rath bes Kreis:Oberften entſcheidet, ob biefes ber Ball und ob 
es rärblich fei ein befonberes Bündniß mit dem bedroheten ober im 
Kriege verwidelten Bunbeögenoffen abzuſchließen ober nicht. 

8 


Buubeöflaaten, bie nicht zugleich auswärtige Länder beſttzen, 
bürfen allein und ohne den ganzen Bund weber Kriege führen nodh 
baran Theil nehmen, eben fo wenig für fi) allein mit fremben 
Mächten nnterhanbeln. 


40. 
Die vereinigten Niederlande und wo möglich auch bie Schweiz find 
iu einem befländigen Bünbnig mit bem beutfhen Bunde einzuladen. 


Der eines Bertraged, die Gleich 
ftelung und eich ⁊c. am Bundeötage 
(1816*). 
Im Ramen ber allerhöchſten unb untbeilbaren Dreieinigkeit. 
Ihre Majefläten der König von Preußen und ber Kalfer von 
Defterreih Gaben erwogen, daß ber bei dem beutihen Bunde zum 


Grunbe gelegte Zwei der Erhaltung ber äußeren unb inneren 
Sicherheit Deutfchlands und der Unabhängigkeit und Unverlegbarfeit 


*) Obwohl dieſer Entwurf ſich bei Berg Leben des Frh. v. Stein V.94 |. 
findet, fo darf er doch in einer Geſchichte der Bundesverfammlung als ein 
ber wichtigſten Berfudde Preußens, eine angemefiene Stellung am Bundestage 
au erringen, nicht fehlen. 
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ber beutichen Staaten nur bann erreicht werben Lönne, wenn bei ber 
Abfaffung der Grundgeſetze bes Bundes und ber Beflfegung ber or⸗ 
ganifchen Bunbeseinrichtungen foldde Beflimmungen getroffen werben, 
weldhe zu einer ſchnellen Ginheit Eräftiger Maafregein führen, und 
bie rafche Vereinigung unb Leitung ber dem Bunde zu Gebote 
ſtehenden Mititärmadht auf bie nöthigen Punkte möglich machen. 

Da aber nad der deutfchen Bunbesacte ba, wo es auf Annahme 
ber Grundgejege und auf organifche Bunbeseinrichtungen aufommt, 
ein Beihiuß nicht buch Stimmenmehrheit, ſondern nur durch ein- 
mũthige Bereinigung aller und jeber einzelnen flimmberechtigten 
Bundesmitglieber gefaßt werben kann, fo haben Ihre Majefläten, 
wm mandherlei (ange und unnüge Erläuterungen zu vermeiden, es für 
rärhli gehalten ſich über einige allgemeine Grundgeſehe, welche nach 
ber Ratur ber Sache vorzüglich bierbei in Berathung kommen mäflen, 
vorläufig unter fi einzuverfiehen, und alsdann mehrere vertraute 
Höfe zum Beitritt einzuladen, und fo den Weg zu einer leichteren 
Bereinigung bes allgemeinen Willens zu bahnen. Ihre Majefläten 
hoben baber zu Ihren Bevollmächtigten ernannt, nemlich se. 

weiche nach reiflicher Lieberlegung dieſes Gegenſtandes Über folgende 
Buntte übereingefommen find: 

1. Tine der weientlihflen organifchen Buubeseinrichtungen be⸗ 
ruht auf ber Beſtimmung, wie eö mit der Zeitung ber Bundes.An- 
gelegenbeiten und mit ber Direction ber Befchäfte des Bundestages 
gehalten werben foll. 

Wenn glei alle Bunbesmitglieber als ſolche gleiche Mechie 
haben, fo würde body eine unter benfelben einzuführende Wechſelung 
und Alternative in ber Direstion ber Bunbeö:Angelegenheiten eine 
jun nachtheilige Verſchiedenheit ber Grundſätze Hierbei veranlaffen, 
und einen gleich raſchen und Eräftigen Befchäftsgang zu fehr Hintern, 
um barauf einzugehen. Es kann daher nur einigen ober wenigen 
Gliedern bie Leitung ber Direction ber Bundes-Angelegenheiten übers 
tragen werben, und es iſt billig umb natürlich, daß bieienigen welche 
am meiften zu ben Laften bes Bundestages beitragen, und dem Bunde 
durch ihre Kraft den mächtigſten Schup gemähren können, auch einen 
verhältnigmäßig vorzüglicheren Antheil an ver Geſchaͤfteleitung 
nehmen. Diefem nad hält man es für zwedmäßig, daß mit bem 
Defterreih bereits zugeſtandenen Borfig bei der Bundeſsverſammlung 
und dem Borzug ber entfcheibenden Stimme bei vorhandener Stimmen 
gleichhelt, noch mehrere. vorzägliche Dirertorialbefugniffe verbunden 
werben, 3. B. bas Recht, baf die Gigungen ber Bunbesverfammlung, 
infofern nicht von Seiten ber Stadt Frankfurt ein ſchickliches Lokal 
dazu verfchafft werben Lönnte, in dem kaiſerlich Öfterreichifchen 
—— gehalten werben, das Recht ber An- und Abſagung 

„das Recht die Reihenfolge ber vorzunehmenden 
an nach "gereiffen darüber feſtzuſegenden allgemeinen Orunbfäßen 
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zu beſtimmen, das Recht bie Legitimationen ber Geſandten zu prüfen 
um foldhe nad richtig befunbener Legitimation in bie Bunbesver: 
fanınlung einzufühten. Leber andere ebenfalls dem Worſitz noch 
anflebente Rechte behält man ſich bie weitere Bereinigung vor. 

2. Dagegen foll der Anıheil, weichen Preußen an bem Directorio 
zu nebmen bat, barin beſtehen, daß ihm bas Mecht ber Brotocoll: 
führung, ber Abiafjung und Ausfertigung ber Bnndesbefchläffe, kurz 
alles dasjenige zufomme, mad chemald mit bem Reichs⸗Grzkanzleramte 
verbunten war. Die Bunbesfanzlei wird daher in dem K. Br. Ge: 
ſandtſchaftshotel fein. Das Recht des Archivs foll ſowohl Oeſterreich 
ats Preußen zufleben, mithin ein doppeltes Bundesarchiv ſowohl bei 
ber öflerreihiichen als preußiſchen Befanbtfchaft exiſtiren, welches 
zur Grleichterung ber Gefchäfte, zur fihern Gontrolle, und bei mehr 
vorherzuſehenden Zufällen in jebem Ball größere Bortbelle und 
Sicherheit gewährt. Das was bier unter Nr. 1 und 2 flipnlirt if, 
ſoll fogleih bei Eröffnung bes Bundestages möglihf in Anwendung 
gebracht werben, mithin Breußen fogleich an ben Directorialbefugniffen 
Theil nehmen, ehe noch bie organiſche Verfaſſung des Bundes näher 
beftinmt wird. 

3. Um au bie mit einer verhältmigmäßig Rärkeren Bopulation 
bei dem Bunde fichenden und dur einen größeren Machtumfang 
auögezeichneten Höfe einen billigen Antheil an ben Directorial:Be: 
fugniften nehmen zu laflen, will man ſich mir benfelben über bie Be- 
zeichnung ber wichtigeren und bazu geeigneten Geſchäfte einverfichen, 
um zu beren Vorberathung und weiteren verfafiungömäßigen Wins 
leitung mit beren Zuziehung einen eigenen Directorialstath zu bilden. 
Auch follen vorzugsweife die allenfalls nöchigen Erecutionen ber Bunbess 
befhlüffe, und Lie vorfommenben ordentlichen und außerorbentlichen 
Gommiflionsaufträge in Bunbesangelegenheiten ben gedachten Höfen 
übertragen werden, fo wie es beren geographifche Lage und fonflige 
VBerbältniffe rätblich machen werben. 

4. Die Grfahrung der beiden legten Feldzüge gegen Frankreich 
in Bergleihung der Operationen ber ehemaligen beutfchen Reidhsarmee 
bat es zur Genüge dargethan, baf durch Truppen, welche aus fo 
vielerlei größeren und kleineren Gontingenten zuſammengeſetzt find, 
große und enticheidende Mefultate nur aldbann bewirkt werden fönnen, 
wenn ſolche Truppen nicht in zu kleine Corps vereinzelt, in ihrer 
ganzen Ginrichtung nicht zu verfchieben organifirt, in jebem Ball 
nur einem Öberfeltheren und wenigen Unterbeiehishabern unterge⸗ 
ordnet werden. Um biefe Brundfäpe, ohne welche ber Hauptzweck, 
bie Sicherheit Deutſchlands nicht erreicht werben kann, auf das dentſche 
Bundesheer in Anwendung zu bringen, ift es erforberlih, daß 
biejenigen Bunbeöglieber, beren Gontingente nidht ſtark genug finb 
um eigene Corps zu formiren und als foldhe agiren zu können, ſich 
vatriotiſch entfchließen ihre Truppen, wie es in den lebten Beltzügen 
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gefcheben,, zu den Breufifchen umb Deſterreichiſchen Heeren ſtoßen zu 
laffen, ſolche deren Oberbefehlen unterzuorbuen, und bie Drganifation 
berfelben auch in Briedenszeiten hiernach einzurichten. Welche einzelne 
Bundescontingente mit den öfterreihifchen oder preußiſchen Heeren 
vereinigt werben follen, barüber wird man ſich nach der geographifchen 
Lage und milltäriichen Lage ber Bundesflaaten befonbers einverftehen. 
Die natürliche GBintheilung von Deutichland in das nörblide und 
jüblihe und ber Borgang ber letzten Feldzüge können hierbei ale 
eine vorläufige Baſis genommen werben. 

5. Alle nähere Beftimmungen hierüber, weldge zur organiichen 
Einrichtuug ber militärischen Vechältniſſe des beutichen Buntes ge: 
hören, follen nad Art. 10 ber Buntesacte ald das erfle Befchäft ber 
Bundesverfammlung fogieih nad ver Gröffnung fefgefegt werben. 
Beide paciscirende Mächte wollen hierzu Offiziers aus ihren General⸗ 
Räben an bie Bunbesverfammlung abfenben, mit deren Zuziehung 
dieſe wichtige Angelegenheit berathen und befchlofien werben fol, 
au wollen Gie diejenigen erften Bunbesglieder welde eine dedeutende 
Mititäimacht unterhalten, zu gleicher Abordnung folder Militärbe: 
vollmäctigten einladen. 

6. Die nach Yen vorſtehenden Artikeln an Oeſterreich und 
Vreußen einzuräumenden Befugniffe in Abſicht der oberen Leitung 
der Bundesangelegenheiten und des deutſchen Militärweiens find zu 
fehr in der Billigkeit gegründet, unb zugleich für bie Criſtenz und 
das Beſtehen des beutihen Bundes und bie Erreihung ker Haupt⸗ 
zwecke deffelben zu no'hwendigen und weientlihen Bebingungen, ald 
daß man nicht das Ginverfländnig fänmtlicher Bundesglieder hierüber 
mit Recht Hoffen könnte. Diefer Bertrag foll zwiefach ausgefertigt, 
ratificirt unb ſonach den vertrauten Höfen mit ber freunbfchaftlichen 
Ginlabung zum Beitritt mitgeteilt werben. 

So geſchehen ıc. ıc. 


Anhang Il. 
Damit die Bogenzahl biefes Bandes nicht zu ſehr anfchivelle 
bleibt der auf ©. 127 eitirte erſte Vortrag des Bräflbiums der 


Bundesverfammlung aus; man fehe denfelben in der Quari⸗Ausgabe 
der Bundes: Brotofolle, 


Anhang IV. 
Bleibt aus bemfelben Grunde bier weg. Gr follte die Rechte 
ber Juben in ben deuiſchen Bundes daaten von ber Zeit der Bundes: 
arten an bis zum Jahr 1848 enthalten. 
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Anbang V. 

Die bauptfächlichften Vertranlichen Abſftimmungen 
zu der von den Großmächten vorgelegten Friegsver⸗ 
fafung des beutfchen Bundes (vergl. oben ©. 601°). 
Adeiglich ſachtſche Abkimmung über die Milltär-Verhättuiffe des dentſchen 
Bandes. (1819) 

Seine königliche Majehät von Sachſen haben, auf erhaltenen 
Bericht von dem in ber 51. vorjährigen Sihung ber Bundesverfamm:- 
lung in Betreff ber Milttär:Verbälmiffe des beutichen Bundes ges 
nonmenen WBefchluffe, nicht nur bas in der gedachten Gikung von 
Allerhoͤchſt dero Bunbesgefandten abgelegte Botum, und infonberheit 
bie darin ausgefprochene Dankfagung für bie biöherigen wirkfamen 
Arbeiten bes Bundestags: Ausichufles, zu genehmigen gerubt, fonbern 
anch benfelben in Anfehung ber Sache felbft zu folgender Abflimmung 
anmweifen laffen. 

J. So viel zusörberfi bie von tem Bundestage:-Autfchufle ents 
worfenen Grundzuͤge ber Kriegaverfaſſung bes beutichen Bundes 
anlangt, fo haben Seine Königlihe Majekät Folgendes zu bemerken 
gefunden: 


ad 6.8. 

Allerböhf diefelben können fi von ber Roth: 
wendigkeit, daß [don feh6 Wochen nah dem Ausrücken 
des Bunbesheeres eine aus dem festen Theil ber 
Referve beſtehende Abtheilung an Ergänzungsmann- 
ſchaft nahrüden folle, nicht überzeugen, fondern er: 
meffen für hinlanglich, wenn ber Brfap fo bereit ge: 
balten wird, daß er nah Gingang ber Aneise von dem 
in ben erfien ſeche Wochen nah bem Abmarſche ent 
fandenen Abgange ohne Aufenthalt nachrücken könne, 
und daß ber fpäter ſich ergebende wirkliche Abgang durch bie von 
zwei zu zwei Monaten nachzuſendende Grgänzungsmannfchaft erſeht 
werde. 


*) Die öſterreichiſche Punktation über die Beforgung der Militar⸗Auge⸗ 
Legenheiten bei dem deutſchen Bundestage, Anfangs loco dictaturse gedrudt, 
wurde fpäter in das öffentliche Protocol aufgenommen und befindet ri 8.82. 
1819 $. 4. fol 3. der Abdrud unterbleibt alſo. ben dert findet ſich au 
die eſterreichiſche Abſtiumung, ebenfalls früher loco dictaturae gedrudt. — 
Die hannoveriſchen, darmfädtiihen und luxemburgiſchen vertraulichen Ab⸗ 
Rimmungen lud dem Werfafler nicht zugänglich geweien; ihr Inhelt fann 
zum Theil aus den preußifchen Gegen» Ermertuugen (unter Re. 3. bb. u. 7.) 
erfehen werden. Sinn ragt iR als fehr bezeichnend für bie damaligen Ger 
danbiungen bie preuß ide Arung über die heſſen⸗ darmſtaͤdtiſche Abfkimmung 
in der Sihung von 28. Jauuar 1819. fol. 27 ff. 
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ad $. 18. 

Da in ben mittlernund kleinern Bunbesflaaten bie Haltung 
boppelter Gattung ber Reiterei mit Schwierigkeiten verbunden if; 
fo halten Geiue Königlige Majekät bafür, daß es ihrer Gonvenienz 
zu überlaffen fei, ob fle bie zu ihrem Gontingente gehörige Meiterei 
in ſchwerer ober leichter Gattung befehen laflen wollen. 

a 1 


Die Hier vorgeſchlagene Cintheilung des zu ſtellenden Befhäpes 
laßt ſich in Müdfiht des Calibers nicht füglich auf bie Verhältniſſe 
des Tönigli-Tächffhen Gontingents anwenden. Nach felbigen würben 
die 24 Gtüäd, welche das Koͤnigreich Sachſen zu ſtellen hat, mir Ins 
begriff der reitenben Artillerie, in drei Batterien zu 8 Stück beflchen, 
nAuli in zwei Fuß: Batterien, bie eiue von 6 zwölfpfünbigen Ganonen 
un 2 adtpfänbigen Gaubigen und in einer reitenden Batterie von 
6 Gtäd fcchepfündiger Kanonen unb 2 achtpfünbiger Daubigen. 
Seine Königlihe Mafekät werneinen , daß eine ſolche, ber fachſtſchen 
UrmeesBerfaflung angemeflene Ginthellung eine weſentliche Störung 
im Hauptplane wicht machen Pönne. 

ad $. 16. 

Zur Bebienung jeben Gräds Geſchütz, mit Inbegriff bes bazu 
gehörigen Fuhrweſens, wirb bie angenommene Zahl von 81 Mann, 
wenn das bei dem Mrtillerie-Meferve-Bark in Anfchlag zu bringende 
Berfonal hinzu gerechnet wird, nicht ganz hinreichen, und daher wohl 
* fein, fett bderſelben 36 Mann auf jedes Stück Geſchüt zu 
rechnen. 


ad $. 25. 

Geine Königlige Majekät find mit dem Vorſchlage, baf bad 
Bunbeöheer aus fieben ungemiſchten nub drei combinirten Armee 
Corps, welche, ohne weitere Benennung, nad Nummern zu bezeichnen 
wären, beftehen folle, volllommen einverftanden. Allerhöchſt dieſelben 
wollen auch bie in der Beilage 2 angegebene Ginthellung der coms 
Binirten Armee-Gorps, in fo forn fle von ber Mehrheit der Stimmen 
beliebt würbe, ſich gefallen laſſen, müſſen aber ſolchenfalls, fo viel 
bas achte Armee⸗Corps anlangt mit Beziehung auf die von ber Bundes⸗ 
verfammlung in der Gifung vom 9. April vorigen Jahre durch 
einen förmlihen Beſchluß angenommen und in dem Gommiflions: 
Derichte vom 10. Detober beffelben Jahres aufs neue außgefprochenen 
Grundfäge fi vorbehalten, daß die Gontingente ber herzoglich⸗ 
ſachſiſchen Häufer, gothaiſcher Linie, mit dem Ihrigen In einer 
Divifion vereinigt werben. Gollte jedoch befunden werben, taß ba: 
durch das achte Corpe zu fehr verärft und bas neunte In gleichem 
Berbältni gefhwächt werben würde, fo tragen Geine Königliche 
Majeftär auf die Annahme bed Gutwnrfs an, welden die Eöniglihe 
Gefandtfchaft ber Bumbesverfammlung vorzulegen angewiefen ifl, und 
ermeflen, daß derſelbe ben hierbei zu beobachtenben verwanbtfchaftlichen, 
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geographiſchen unb militärifchen Rückſichten und Verhältniſſen voll: 
tommen angemeflen fei. 680 


Da weiter unten $. 85 ber dienſtihuende Gtaub der Reiterei 
in Briebenszeiten auf zwei Drittbeile ber gemeinen Mannſchaft und 
Dienfipferde feflgefegt iR, fo feheint Seiner Königlihen Majekät 
den Vortheil bes Dienftes, ber bei ber Meiterei durchaus eine längere 
Ginübung erfordert, gemäßer zu fein, wenn zur Mobilmachnug bes 
britten Drittheils welches bei einer vom Bunde erfolgten Aufforderung 
noch nicht unter den Waffen iR, bis zum wirklichen Abmarſch eine 
Zeit von zwei Monaten gelaflen wird. 

ad $. 39. 

Bei Abſchließung eines allgemeinen Cartels wirb nicht allein 
auf bie Auslieferung der dienſtthuenden und bienfipflichtigen Individuen, 
fondern auch anf bie Gtipulationen, welche gewöähnlidg wegen ber in 
gewifien Bällen für die Aufgreifung eines Austreters zureichenden 
Belohnung, im gleichen wegen ber Bergütung ber Transports uub 
Berpflegungstoften getroffen werben, Kückſicht zu nehmen unb baber 
ein Vorſchlag bazu noch zu erwarten fein. 

ad $. 46. 

In Betreff bes nad ber Beilage 8 zur erſten — ım 
forberlichen beträchtlichen Munitions⸗Bedarfe, befürchten Seine Königs 
liche Majeftät, daß zu große Wagen⸗Colonnen den Bewegungen beö 
Heeres leicht Hinderlih fein Eönnten, und Sie halten baber für hiu⸗ 
länglich, wenn zwei Drittheile bes angegebenen Bebarfö mit eingener 
Beipannung bem Heere folgen, bas lebte Drittheil aber In Yen 
Depote zur Abführung bereit gehalten wird. 


ad 8. 51. 

Die Aufflellung der Grundfäpe bei jebem Armer-Corps in 
Hinfiht ber Waffen: ebungen und bes Dienft: Reglements, wird 
nach Geiner Königlichen Majeftät Meinung ber eigenen Gonvenienz 
ber combinirten Corps zu überlurfen fein. 

ad $. 98-101. 

Die Hier im allgemeinen angebeuteten Webereinkünfte unb Bor: 
träge find allerdings wünfhenswerth, bedürfen aber mehrerer Ents 
widelung und beflimmter ntwürfe, welche noch zu erwarten leben, 
bevor fich darüber erklärt werden fann. 

ad $. 114. 

Wenn mit bem Dienfte der bei bem Bunbeöheere zu errichtenden 
eigenen Gensbarmerie höhere Befoldungen und andere Vortheile wie 
billig verbunden fein folen, fo werben felbige fünftighin näher zu 
beſtimmen fein, wenn nicht vorgezogen werben wollte dazu ſchon jegt 
grwiffe Säße anzunehmen. 

Bei allen übrigen Punkten ber Grundzüge ber beutfchen Ariegss 
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Berfaffung finden Geine Königliche Majeſtät nichts zu bemerken, und 
treten ihnen baber bei. 

ll. In Anfehung der mit dem GommiffionssVericht vom 10. 
October vorigen Jahrs ber Bunbesverfammlung vorgelegten vorläufigen 
Beſtimmungen über bie Bunbdesfeflungen, find Geine Königliche 
Majekät zwar mit einverflanden; erkennen auch In ber Inhalts bes 
Protocolld der 50. Gigung von ber Faiferlich « öfterreihifben und 
den töniglih preußiſchen Höfen erklärten Bereitwilligkeit, bie 
Feſtung Mainz fogleih zu übergeben, einen neuen Beweis er 
auf das Befle des Bundes ſtets gerichteten Abflchten ber gebachten 
Höfe. Bevor jedoch Geiten bes Bundes zur Uebernahme von Mainz, 
Landau und Luremburg verfchritten werben kann, fo wird, nach ber 
Meinung Seiner Mujefät, über folgende Buntte fid zu vereinigen fein: 

a. nach welchen Brunbfägen bie vollfländig zu überſchlagenden 
Unterbaltungstoften, ferner bie Koften fo zur volllommenen 
SInflantefegung ber Werke, Gafernen und Magazine, zur 
Anſchaffung des über bad in ben Beflungen vorgefundenen 
Artillerie: Material annoch erforberlichen und bed Appro⸗ 
viſtonements noͤthig find, und ſoviel insbeſondere Mainz 
betrifft, die Wiedererſtattung der Inhalts vorerwähnten 
VProtocolls von ben Höfen zu Wien und Berlin für bas 
legte Approviflonement gemachten Borichüffe, von dem Bund 
aufzubringen fein. Wegen viefer Mitleibenheit iſt vie 
königliche Geſandtſchaft angewiefen, fi auf die beshalb in 
ker eilften Gihung vorigen Jahrs abgelegte Abflimmung 
zu beziehen, nah welder nämlich bei Beſtimmung 
dieſer Beld: Beiträge auf bie Brabe ber Gier 
heit Rückſicht zu nehmen ſei, welche die Feſtungen 
F verſchiebenen Bundesflasaten gewähren 
tönnen; 

b. mirb über bie Grunbfäge, wie bie Befagungen zu bilden, 
was wegen des Feſtungs⸗Commando's, über die Rechte und 
Pflichten ter Gouverneurs und Kommandanten feftzuftellen, 
eine Uebereinkunft zu treffen fein. 


Estwurf zur Eintheilung der drei grmifdten Armer-Usrps des activen 
Deutfhen Pundes. 
VIIL Corps. 


MWBörttemberg 13,000 
Baden . . 10,000 
Beide Hohenzollern 501 
Riechtenftein . . . . . . . 55 
Frankfurt . . . . . . . . 479 
Zuxemburg . . . . . ’ . . 23,141 
Naſſau . 3,028 


Summa 29,204 Mann. 


 Königrih Sahfen . . . . « «12,000 


rheſſen . 5,400 
Großperzogtbum Heſſen >. . 6,108 
Heſſen Homburg . . 


Großherzogtbum Sachſen. .2010 
Herzoge von Sachſen. . . . 3,493 
Herzoge von Anhalt . . . . . . 1,224 
Fürften von Schwarzburg .. * 


Fürſten Ruf . 
Gumma 32,167 Mann. 
X. Corps. 

Hannover . . . . . . 13,054 
Hoffen . . . . . . . . 3,600 
Braunfhweig . . . . . . . 2,096 
Beide Medinburg . . 0. 0. 4,298 
Oldbenbuggg27176 
Walbdeckk 519 
Beide Lippe 931 
Die drei Hanſe⸗Staͤdte 2,180 


Summa 28,856 Mann. 


Königlich-Paierifge Pemerkangen über die Grundzäge der Ariegsserfafung 
des dentſchen Pandıs. 

Von Selten Baierns if bereits bie allgemeine Inftimmung zu 
ven Grundzügen ber Kriegsverfafjung bes beutfchen Bundes unter 
Vorbehalt der allenfalls nachzutragenben einzelnen Bemerkungen erflärt 
worden. Dan würde auch feinen Anfanb nehmen, benfelben im 
Ganzen, mit Annahme aller einzelnen Beflimmungen beizutreten, wenn 
daffelbe von ben übrigen Bunbesgliebern eben to geſchähe. Da aber 
bereits mehrere Erinnerungen und Wuͤnſche vorgebradht wurden, fo 
entfleht man nicht, ebenfalls einige Bemerkungen zur näheren ver: 
traulihen Berathung vorzulegen. 

Ad 8. 5. u. B. 

Um zu beurtheilen, in wie weit die durch den Entwurf feſtge⸗ 
ſedten Anſtrengungen ben Kräften ber einzelnen Bundesſtaaten anges 
meſſen feien, ift vor allem nöthig, ben gegebenen Maakflab auf die 
wirklichen Berbhältniffe anzulegen. 

Das Bundesheer foll befichen aus einem Procent der Be 
völferung, bie Meferve aus einem halben Prozent, Itel ber Reſerve 
(oder Itel Brocent) ſollen fogleih in Bereinfchaft gefeht, und ber 
Ueberreft bei dem Ausrüden der Ziel Referve, anf ein halbes Procent 
ber Bevoͤlkerung ergänzt werben. 
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Diefes giebt alfo 1ätel Brocent ber Verdtterung als Maximum 
ordinarlum für einen Belbzug, fohin anf Balern angewendet, nach 
einer Bollszahl von ungefähr vierthalb Millionen, 65,267 Mann. 

Daß dieſes eine große Auſtrengung vorausfege, wirb man dann 
am leichteſten ermeflen, wenn man nad biefem Berbältniffe bie 
Mannfkaft bei andern einzelnen Bunbeöftaaten berechnet, und bie 
Bergleihung mit bem bisherigen Militärs@tat beifügt. Es wird 
wohl vielfältig gefühlt werden, daß man große Kraft auf- 
bieten mäffe, um biefen Forderungen zu genügen. 

Es koömmt auch zu erwägen, bdaß, fo fern Deſterreich umb 
Breußen, weiche in einem Bundeskriege ald bie natürlichen Alliixten 
des Bundes angefehen werben können, mit ihren übrigen Staaten 
auch gleiche Anftrengungen, wie bie Bunbesftaaten machen, auch ſchon 
nach 14 Prozent ber Beudiferung, beide Mädte mit einander beilänfig 
ein ſtehendes Heer von 250000 und eine Referve von 125000 Mann 
ſtellen würden, fo baß in viefem Balle die Sache des Bundes durch 
ein Heer von 550000 Mann mit einer Reſerve von 275000 Mann 
vertheibigt würde; eine Macht, bie für Vertheidigungskriege wohl 
binreichen bürfte. 

Man kann auch nicht unbeachtet Laflen, daß, wenn der Bunb 
größere Anftrenguugen als von 1} Brozemt leiſten follte, ſolche 
(ebiglich die mit Ihrem ganzen Länberumjange im Bunde befinvlichen 
Staaten treffen würde, während bie übrigen Bunbesglieber ihre 
Gontingente auf bie ganze Berdtferung ihrer Staaten vertheilen, unb 
ihren vdeutfchen Xändern alfo kaum die Hälfte ber von ven andern 
zu tragenden Leiftungen auferlegen würben, wie ſchon früher in einer 
banndverifgen Abflimmung bemerkt worden ifl. 

88 dürfte baher für angemeffen gefunden werben, bei dem zuerft 
angetragenen Berbältniffe eben zu bleiben, und bas Maximun. or- 
dinarlum auf 1 Prozent für das flehende Heer, und 4 Prozent für 
bie Reſerve feftzufegen. 

Wird aber von ben übrigen Bunbesgliedern für nöthig erkannt, 
daß das höhere Verhaliniß von fiel Prozent angenommen werde; 
fo it man von Geiten Baierns feineswegs der Meinung, ſich biefer 
größeren Anftrengung entziehen zu wollen, fonbern wirb jebergeit mit 
Kraft und G@ifer, die gemeinfame Sache zu unterflügen, ſich zur erfien 
Pflicht machen. 

Ad $. 12 und 16. 


Gegen bie Beftlimmung be& $. 12, baß nur bie zur Bedienung 
bes Geſchutzes gehörigen und nicht au bie Übrigen Fuhrweſens⸗ 
Soldaten, zur ſtreitbaren Mannfchaft gezählt werben follen, muß 
man erinnern, daß bie weit größere Anzabl biefer Soldaten bei ben 
Artillerie Munitions: Reſerve, den Infanterie⸗ und Gavallerie-Mus 
nitionswagen, den PBontons:, Tquipagen, ben Ambulance⸗- und Bros 
viantwagen, verwendet werben. 
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Jede diefer Abtheilungen bebarf ihrer eigenen MWebeduug, va fie 
nicht felten im Laufe eines Belbzugs dem Angriffe feinblicher e Barteirn 
außgelegt, und dann bie Fuhrweſens⸗Soldaten, eben wie bei bem 
Gefchäpe, als ftreitbare Manufchaft anzufehen ind, was aud ganz 
mit dem 6. 49 übereinftimmmt, nach welchen das Bäderei: Berfonai 
militärifh organiftrt und bewaffnet fein fol, um mörhigenfahe für 
Bertheibigung der Magazine verwendet werben zu 

Bei der baieriichen Armee if daher bas —& Fuhrweſen 
militäriſch organiſirt und bewaffnet, und bie —— — 
werden ohne Unterſchied bei ber einen wie bei ber andern Branche 
verwender, unb nad Umſtänden von jeter derſelben zum Geſchühe 
oder von diefem zu andern Abtbeilungen verfegt. 

Man wünfht aus bdiefem Grunde, baf das gefammte Fuhrweſen. 
infofern es förmlich militäriſch organifirt und bewaffnet if, unter Die 
ſtreitbare Mannſchaft gee mode möge. 

22—28. 

Was die Bilduug der combinirten Korps beiriffi, glaubt man, 
denjenigen Gtaaten, beren Gontingente fi In vereinte Brigabem, 
Divifionen und Armeecorps zu fammeln haben, Überlaffen zu müſſen, 
bamit ſich biefelben hierüber, mit Beobachtung ber von $. 22—28 
anfgeftellten Grunbfäge, unter ginanber einverfichen m 

Ad $. 2 


Da bie Bildung einer guten Gavallerie- und Artillerie⸗Reſerve 
bei jebem Armeecorps auf bie beliebende Formulation feinen Bezug 
hot, fondern biefe Reſerven erſt im Balle des Kriegs nach Bedürfniß 
unb limfländen von dem Gorps:Gommanbanten aus ven Beſtand⸗ 
theilen feines Armeecorps herausgezogen werben, fo Eönnte biefer $. 
fügli$ ganz wegbleiben. 

Da bei den Gtaaten, welche eine größere Militärmacht haben, 
bierin falls eigene Einrichtungen beſtehen, weldhe auf das Ganze bes 
rechnet find, fo bürfte Hier ausgebrüdt werben, daß biefe Beſtimmungen 
für diejenigen Bundesflaaten gegeben find, weldhe für ſich feine eigene 
Divifion bilden. Den übrigen, weldye eine ganze Diviflou ober ein 
eigeueö Armeecorps fellen, wäre e6 zu überlaflen, im Sriebensftande 
für bie Bereithaltung bes Kriegsftandes nad ihren eigenen Gins 
richtungen ſelbſt gu forgen. 


Ad $. 40. 
Diefer $. bürfte auf ben erfien Gay zu befchränten, unb bie 
weitere Beſtimmung von den Worten an: 

„bann ob die bereit zu haltenden zwei Dritibeile ber Reſerve ıc.“ 
als unndihig wegzulaflen fein, da obnehin bad Ganze ber Fünftigen 
Beſtiumung bes Bunde im eintretenden Balle überlaffen bleibt. 

a $. 69, 89, 94 und 104. 
In Rüdfict u Bildung und Gompetenz einer GeneralsIns 
tendenz, dann auf bie Befegungsart der bahin gehörigen Gtellen, 
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bürften vie in ber Beilage enthaltenen WBorfchläge eine nähere 
WBürbigung verbienen, und mit dazu beitragen, daß hierüber erſchdpfende 
Beſtimmungen getroffen werben. 

Diefes And die Bemerkungen, welche man über bie Grundzlige 
ber näheren licberlegung untergeben zu müflen geglanbı hat. Was 
die vorläufigen Beſtimmungen über bie Bunbesfefungen betrifft, Ges 
hält man fi noch bie weiteren Grinnerungen vor. Aretin 


Verſchlage über die Pildung und Uompelenz einer Generals Iutendans, 
dann über der dahin gehörigen Stellen. 

a. Die Abminiftration eines Armeecorpe theilt fih in bas 
Kriege: Gommiffariat, in bie Intenbanz. 

b. Das General⸗Kriegt⸗, Oberkriegs⸗ ober das Kriegse⸗Com⸗ 
mifjariar (je nach ber Stärke eines jeben Corps, ober eines jeben 
Zandeö:Gontingents) beforgt bie innere Oekonomie unb bas Kaſſen⸗ 
weien der Truppen, erhält bazu die Bonds unmittelbar von bem 
Aerar des betreffenden Randestheiles und fleht Darüber uur mit ber 
MiluärsOberbehörbe ſeines Landes in Rechnung und Gefhäftäbes 
rührung. Das Kriegs:Gommiffariat coramifirt alle Scheine ber be: 
treffenden Heeres⸗Abtheilung über Raturals@mpfänge im Bundeslanbe, 
ober über foiche, dann über Materlai:Empfänge, Geld ıc. in Feindes⸗ 
land, ober es erfennt fpäter bie Unterſchrift feiner untergeorbneten 
Beamten, fo wie auch bie MWergeichnifie ber In ben ArmeesGpitälern 
verpflegten Kranken u. ſ. w. an. 

c. Die Intendenz eines jeben Corpo forgt im Bundesland für 
die Verpflegung ber GeeressAbtheilung, und zwar im Lande bes be: 
treffenden Bundes: Eontingentd ſelbſt, durch Concurrenz ober Aecorbe 
auf Rechnung ber Regierung, in einem andern Bunbesftaat aber durch 
Reguirirung von Lanbes:Gommiffarien, weiche nach ber mit bem 
Bunbesftante etwa ſchon beſtehenden Gonvention die Milttär:}er: 
pflegung ıc. unter Gontrolle ber Intendenz abliefern laſſen, ober im 
gemeinfchaftlicden Benehmen mit ber Iegteren, nach Maas befonberer 
Bevollmäctigung ihrer Regierungen, auf andere Art bafür forgen. 
Das Liquibationd: und Abrehnungsgefikäft barüber bleibt Sache ber 
verſchiedenen Regierungen unter fich, welche es auf jebe ihnen ange: 
meflen ſcheinende Weiſe nad; Belichen vornehmen lafien Eönnen, 

Im Beindesland Legt die Intendenz eines jeden Armeecorpé 
glei mit bem Gin: und Vorrücken Beichlag auf bas Aerarialgut 
bes Feindes, alle zuläfligen Requifitionen eines Corpa leiter die Corpa⸗ 
Intendenz. Das Armeecorps nimmt in feinem Berichte an Gelb, 
Raturalien und Materialien alles was es fintet, oder zu erhalten 
Gelegenheit hat, bis von ber Beneral-Intendanz über die Adminifration 
des occupirten feinblichen Diſtriets geeignete Verfügungen getroffen 
lub, und der von ber General Intendanz dazn abgeorbnet werdende 
Gommiflfär empfängt alddann von dem abtretenden Corpa⸗Intenbanten 
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den tat befien, was ber Laubesdiſtriet unb an weldhe Heeres⸗Ab⸗ 
theilungen geleiftet bat. 

d. Die General: Intendbanz bei bem Überfeldberrn ſollte aus 
Bevollmächtigten aller Armeecorps beftehen, welche unter fih für die 
verfchievenen Berwaltungezmeige, bie Borflände auf eine gewifle Zeit 
und aus biefen ebenfalls einen temporären General: Intendanten wählten. 
Diefe Beneral:Intendantur ober bad General: Berwaltungs-Gomite 
hätte bie Adminiftration der eroberten feindlichen Ranbestheile zu leiten, 
bazu Beamte aus ben Intendantur-Beamten ber verfchiebenen Korps 
zu beflellen, von benfelben Rechnung zu empfangen und nach ber- 
ſelben bie Armeecorps auf die Geld⸗Ueberſchüſſe und Requiſitions⸗ 
Artikel, mit Berückſichtigung ihrer momentanen Bedürfnifle and ihner 
Dislocation anzuwelfen. Auf ben Grund diefer Rechnungen follte 
fih die Generai:Intendantur zugleid als Liquidations-Wehörde confti- 
twiren, für bie Barification ber aus feindlichen Landen gezogenen 
Bortheile unter bie Bunbeöflaaten. 

e. Die im 6. 96 und 97. erwähnten Gegenflänve, fowie bie 
Gtablirung gemeinfchaftlicher Spitäler dürften ber General⸗Intendantur 
zugetbeilt bleiben. 

f. Die $. 89. erwähnte Haupt:Operationscafie würbe fi dem: 
nach bios auf die Beſoldung bes Oberfelbherrn, deſſen Gulte, Bureauz, 
geheime Kriegs: Ausgaben ıc. befchränfen, wozu die General⸗Intendantur 
im Bundesland Matritular-Beiträge von ben Buubesflaaten zu gefinnen, 
in Beinbesland aber die Mittel aus ben Lanbescaflen anzuweiſen 


hätte. 
-wärtembergi im über die Milltär-V 
Abrielich ergiſche Ape rn —— e A erhältziffe des 


L Grundzüge und Beftimmungen ber Kriegsverfaffung beutfchen 
Bandes, in Verbindung mit dem biefelben erläuternden Berichte bes 
Bundestags: Ausichuflee. 


Ad I. Verhaͤltniß der Waffengattungen. 

Ad $. 13. Das Berbältniß der Keiterei IR zu einem Sechätbeil 
ber Gefammtzahl der Bundesmacht, fowohl für bad ausrückende Heer, 
als auch für bie Meferven, angenommen worben. 

Schon In den Sitzungen des Militär-Gomite's erfiärten ſich Der 
königlich: fächfifche und ber großberzoglich-befifche Abgeordnete gegen 
biefed DBerhältmiß, weil es allzu brüdend fei, und fchlugen, erflerer 
bas von Jtel, leßterer das von Itel der ganzen Heeresmacht vor. 

Dieflelts tritt man diefer Anficht bei und glaubt, daß das Vers 
Hältnig der Cavallerie zu Itel ver Infanterie, nicht, wie vorgefdhlagen 
wurde, zu Itel der ganzen Heeresmacht angenommen werben fönue, 
da baflelbe von mehreren enropäifchen Gtaaten, namentlich aud von 
Srantreih, angenommen worben if, unb ba ſich daſſelbe milttäriie 
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auch noch daburch rechtfertigen läßt, daß bie im bie Feſtungen, 

bie Gommunicationen unb zu aubern Beftimmungen detachirte —ã— 
womit in ber Regel nur eine geringe. Zahl Reiter verbunden wird, 
von bem auörädenden Stande bes Heeres abgeht, folglich ſelbſt dann, 
wenn man es ala ein milltärifches Axiom anfehen wollte, daß das 
Berhältniß der Reiteret auf dem Schlachtfelde Itel ber übrigen Waffen⸗ 
geitungen jnfammengenommen betragen mäfle, bie Beobachtung vieles 
Grunbfages doch nur eine geringere, als bie vou bem Ausfchufle 
vorgefchlagene Stärke ber BReiterei erfordere. 


Ad III. Ginthellung bes Bundetheers. 

Ad $. 25. Die Tintheilung des Bunbesheeres betreffend. 
darf bie Verhältniffe und Bebingungen, unter welchen Id —ã 
bes Bundestage⸗Ausſchuſſes über die Zufammenfegung ber brei 
eombinirten Armeecorps beitrat, als befannt vorausfehen. 

Die freie, nur durch das nachzuweiſende Wohl der Befammtheit 
zu befchränfende Bereinigung berjenigen Bundesglieber, weldhe bie 
zufanımiengefegten Corps zu bilden befimmt find, If von Geiner 
Majefät dem König von Würtemberg ſtets als ber einzig wahre 
Gtanbpunct diefer Angelegenheit unb als das ficherfie Mittel einer 
ſchnellen unb befriebigenden Berflänpigung betrachtet worben, befien 
A ugene Anwendung and wohl längft zum Ziele geführt Haben 

efte 


Der von Geiner Majekät dem König von Sachſen geänßerte 
Bunfd , fein Eontingent mit denen der herzoglich⸗ſachſiſchen Häufer 
gothaifcher Linie zu verbinden, entfpricht fo fehr ben allgemein ange- 
nommenen Orunbfähen, daß er allerdings geeignet it, eine Movification 
des Antrags bed Bundestags: Ausfchuffes zu rechtfertigen. 

Dagegen fann man ben damit, auf ben Ball, daß durch biefe 
Bereinigung das achte Corps im Verhältniß zum neunten zu flarf 
werben follte, in Verbindung geleßten, von dem Antrage bes Aus⸗ 
ſchuſſes völlig abweichenden Entwurf dieffeits, als jenen Grundſahen 
angemeflen, nicht anfehen, in foweit er das großherzoglich⸗heſſiſche 
Gontingent von dem Eöniglicäswürtembergifchen und bem großherzoglich⸗ 
badiſchen zu trennen und mit bem Eöniglich-fächfifchen zu vereinigen 
beabfichtigt. 

Gine zwedmäßige und ſchnelle Aufftellung bes Bunbesheeres IR, 
im Interefie der Geſammtheit, die vorzüglichſte Bedingung jeder zu 
treffenden Anordnung. Deßhalb wurbe bie Eintheilung in Armeecorys 
fon in Friedendzeiten ber auf die Diviflonen befchränften vorgezogen. 
da jene allein dahin führt, alle militärifchen Cinrichtungen, weiche 
bei zahlreichen Truppenmaſſen erforberlih find, zeitig vorzubereiten 
und ihnen folglich einen böhern Grab von Vollkommenheit zu geben 
und deshalb wurbe bie BVerädfihtigung nachbarlicher und vermandts 
ſchaftlicher Berhältniffe vorzüglich als Directiv⸗Rorm der Gorps- 
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Gintheilnng angenommen, ba fle der Sache ſelbſt förberlih IR unb 
die Bejeitigung der ohnehin nur zu zahlreichen Hinberniffe erleichtert. 

8 find dies nie Rüdficgten eines einfeitigen Interefle; es find 
vielmehr Bedingungen einer der Geſammtheit vorzüglich wohltbätigen 
Zweckmaͤßigkeit. 

Bon dieſen Anſichten ansgebend, kann man dieſſeits dem von 
ber großberzoglicdh-heffifgen Geſandtſchaft vorgelegten und vortrefflidh 
entwidelıen Entwurf un ben unbebingten Borzug vor bem koͤniglich⸗ 
ſachſiſchen geben; denn biefelben Gründe, welche für bie Bereinigung 
der herzoglich⸗ſaͤchſiſchen Gontingente mit dem föniglich-fächfifchen 
fprechen, erforbern auch die Berbindung bes großherzoglich-hefſiſchen 
Gontingents mit dem koͤniglich-⸗ würtembergiſchen und großherzoglich⸗ 
badiſchen. 

Dieffeitige Geſandtſchaft Hält es nicht überflüſſig, dleſe Erklärung 
mit einigen Vetrachtungen zu begleiten. 

Man iſt im allgemeinen einverfianden, über die Zahl, folglich 
auch über bie ungefähre Stärke ber zufanımengefegten Armeecorpé; 
man ift es über bie Bildung bes zehnten Korps und man iſt es über 
die Staaten, weldhe das achte und neunte Corps ausmachen werben. 

©ollte es denn bem ungeachtet noch fo fchwer fein, ſich über 
das zu verfländigen. was zu thun übrig bleibt, wenn mit einem 
unbefangenen nur auf ben Zwed gerichteten Willen alle Nebenrüdfichten 
entfernt werden? 

Die Gorpseintbeilung ift kein beſonderes politifches Band; ſie 
fol und kann ed nicht fein. Sie fol es nicht fein, weil bas erfe 
Gefen des Bundes feine @inheit, und eine Folge davon die bes 
Bunbesheeres if; fie kann es nicht fein, weil fle nur für die Krlegszeit 
in Birkfamfeit tritt und well fle an ſich weder ein Mittel für noch 
gegen eine politifche Trenunng if. 

Man barf mit Zuverfiht annehmen, baß es allgemein Ernſt mit 
einer unbefangenen Anwendung ber gemeinfam fefgefepten Directiv⸗ 
Normen der Eorps-Bintheilung fei; was dürfte einfacher, was mehr 
geeignet fein, zu einem befriedigenden Ziele zu führen, als den, bereits 
übereinftimmenb dem achten und neunten Corps zugetheilten Bunbes⸗ 
gliedern es zu überlaffen, fih über bie Zufammenfegung dieſer beiden 
Gorps unter ſich zu verfländigen und bas Ergebniß ala einen Antrag 
der Bundesverfammlung vorzulegen, welche benfelben feiner Zweck⸗ 
mäßigteit an fih nach und mit Ausſchluß jedes Grundes, ber Yer 
Sache felbft fremb wäre und auf WBorausfegungen berubte, weiche bie 
Grund⸗Idee des Bunbes verwirft, zu prüfen baben würbe? 

Die Dauer ber Berbandlungen Über biefen an fi fo einſach 
ericheinendben Gegenſtand erregt ernfihafte Betrachtungen. Wem bie 
Einheit und Kraft bed Bundes, bad gegenfeitige Vertrauen und ber 
warme Antheil feiner Glieder an ber Geſammtheit am Herzen liegt, 
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ber muß fehnlich eine baldige unb befriedigende Beendigung berfelben 


wänfchen. 
Ad IV. Bereithaltung im Frieden. 

Ad 6. 33. Die Nachweiſung des Borratbs an Material ber 
Rüfung möchte mit bem 6. 37. vorgefchlagenen Rangliſten ber ein- 
zeinen Gontingente zu verbinden fein. 

Ad V. Mobilmadung des Bunbesheeres. 

Ad $. 41. Es ſcheint zwedimäßiger, daß das bei dem Ausrüden 
des Heeres anzunehmende Erkennungszeichen zum voraus vom Bunde, 
auf Vorfchlag bes Ausfchufles, beſtimmt werbe, als bie Beſtimmung 
dem Oberfelbherrn zu überlaſſen. Dadurch wird auch die zeitige 
Anſcheſuns bes Zeichens in gehoͤriger Menge erleichtert. 

d $. 42. Es dürfte ein Termin feſtzuſehen fein, binnen welchem 
fi ii Bunbesflaaten, welche gemeinfchaftlih ein Armeecorıps aufs 
ftellen, über den gleichen Kriegsfolb zu vereinigen haben, bamit dieſer 
Gegen Band nicht bis zum Ausrüden ungeregelt bleibe. 

d 6. 51. Hinſichtlich der Vereinigung über die Waffenübungen 
unb ir Dienftreglement in gemifchten Armeecorps möchte gleichfalls 
ein Termin anzurechnen fein. 

Ad VL Oberfeldherr. 

Ad $. 55. Der Ausfhuß wird die Formel des von dem Ober: 
felbberrn zu leiſtenden Cides zu entwerfen haben. Das nämliche gilt 
auch non ben Bormeln des Cides, welchen bie nad $. 69. theils 
von bem Bunbe theils von bem Oberfeldherrn zu ernennenden Ober: 
offigiere abzulegen Haben. Auch bie Form der Cidesleiſtung iſt 
feftzufegen.. In dieſer Hinfiht bürfte anzunehmen jein, baß ber 
Bräfivent ber Bunbeöverfammlung in Gegenwart einiger gewählten 
Mitglieder berfelben bem Oberfelbherrn und ben vom Bunbe gemählten 
Dberoffizieren ben Gid abzunehmen Hätte und ber barüber aufzu⸗ 
nehmente Act im Bundesarchiv niebergelegt werde. Die von dem 
Oberfeldherrn gewählten Oberoffiziere, welche für die Zeit ihrer 
Dienfleiftung wohl ohne Zweifel dem Bunde zu verpflichten find, 
hätte der Oberfeldherr zu vereiden und das Protocol an bie Bundes: 
verfammlung einzufenben. 

Ueber den Gehalt bes Oberfelbherrn und der theild von bem 
Bunde, theild von erflerem gewählten Öberoffiziere, liegt den Aus: 
ſchuſſe gleichfalls ein Antrag ob. 

Der ganze Generalſtab bürfte gleichjalld in Gold des Bundes 
zu nehmen fein, ba, wenn ber Oberfelbherr denielben auch rüdjichtlich 
ber Offiziere aus den Gontingenten nehmen follte, viefe doch für bie 
Zeit diefer befonbern Dienftfunction dem Gontingentsbienft abgeben, 
auch ihr Gold im Gontingente jenen Bunctionen nit angemeflen 
fein koͤnnte. 

Ad $. 75. Die Formen des Kriegsgerichts, welchen der Ober: 
feſdherr vom Bunbe unterworfen werben fann, find näher zu beflimmen. 


Erſter Theil. 44 
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Ad VII. Gorps-Gommanbanten, 

Ad 6. 83. Es wirb ber Mebereinfunft der Staaten, welche 
gemeinfchaftlich ein Armeecorpo auffellen, zu überlafien fein, wie fie 
eö mit nem Gelbe des Generalftabs befielben Halten wollen; dagegen 
wirb es erforderlich fein, einen Termin zu fegen, binnen welchem fie 
ber Bunbeöverfammfung anzuzeigen haben, ba fie fi über vie 
eventuelle Bormation des Generalfiabs vereinigt haben, damit alles 
dahin, Gehärige bei Zeiten vorgeſehen fei. 

d $. 84. Die Bormen ber Unterſuchung, weiche ber Corpa⸗ 
—* fordern kann, ſind näher zu beſtimmen. 


Ad VIII. Bildung des Hauptquartiers. 

Ad $. 87. 88. 89 und 91. Yür den Generalquartiermeiſter, den 
Generaladjutanten, den Generalintenbanten, den Director des Genie 
und bes Artillerieweſens, fowie ben Chef ber Heereßs Polizei, find 
Dienſt⸗Inſtructionen zu entwerfen. 

Da bie Gintheilung bes Hauptquartiers, melde ber Ausſchuß 
ber Bunbesverfammiung in Borfchlag gebracht Kat, von ber bes 
Militir:Gomites ſehr weſentlich abweicht, indem erflerer den von 
legterem angetragenen Major: Beneral nicht angenommen hat, fo wurbe 
au das von dem Comité entworfene genaue Schema des Haupt⸗ 
quartiers mit allen Unterabtheilungen unanwendbar und der Ausfhuß 
dev Bundeöverfammlung hielt es fogar für angemeffen, bloß vie all⸗ 
gemeinen Beflimmungen zu treffen und bie übrige Bildung des Haupt⸗ 
quartiers lediglich bem Ermeſſen bes Feldherrn zu überlaffen. 

Zwertmäßiger ſcheint es bagegen unb ſtimmt in dem vorliegenden 
Falle aub mit dem Urtheile der Sachverſtändigen überein, durch 
Vorbeſtimmungen, infoweit file zufäffig find, ben Feldherrn zu erleichtern, 
da bie erſte Aufftellung eines fo vielfach zufamımengelegten Heeres 
obnehin zu den ſchwierigſten Aufgaben gehört. Die Uinterabtheilungen 
bes Hauptquartierd mären daher nach den von ber Bunbesverfammlung 
beliebt werdenden Hauptabrheilungen, ſowie auch jebem Grabe zu be⸗ 
willigenben Transportmitteln, Portionen und Rationen zu entiverfen; 
da aber die Stärke bes Heeres von dem, bei Ausbruch eines Kriege 
barüber von ber Bundesverſammlung zu fallenden Beſchluß abhängt, 
fo muß in Anfehbung ber Zahl bes Perfonald dem Felbherrn eine 
gewiffe Freiheit gelafien und könnte viefelbe allenfalls in feigenber 
Brogreffion von 50,000 Mann —— angenommen werden. 


Ad IX. Berpflegu 
Ad $. 97. Es bärfte als Grundfah "Angunchmen fein, daß in 
jeber Bundesfeſtung auch in Briebenszeit ein breimomatlicder Ber 
pflegungöbebarf der Kriegäbefagung verräthig fein müfle; ob in * 
ober in Naturalien, wird nach ber Localität zu beſtimmen fein, 
ohne Zweifel die Verpflegung ber Brievensbefahungen zur Laſt v 
Bunbeöflaats, der fie flellt, Reben werben, fo koͤnnte deren Verpflegung 
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aus dem Natural⸗Vorrathe da, wo biefer flattfinbet, gegen bie Ber: 
binblihkeit eined regelmäßigen Erſatzes Fattfinden, damit nicht vie 
Berpfiegungögegenftäube burch allzulanges Aufbewahren verderben. 

Ad $. 99. Hinfihtli ber Verpflegung ber Kriegögefangenen 
find allerdings Beſtimmungen erforberli, unb zwar 

a. über bie Berpflegungsfäge, 

b. über bie Art, wie bie La ihrer Verpflegung getragen werben 


fol. 

Erſteres wird von Sachverſtaͤndigen zu begutachten fein, binfichtlich 
des legiern bürften aus bem Begriffe eines Bunbesheeres folgenbe 
Grundfäge ſich ergeben, und in ihres Anwendung näher zu beflimmien fein. 

Die Kriegögefangenen, ſowohl bie, welche das Bunbesheer macht, 
als bie, welche demfelben vom Feinde gemacht werten, bilden bins 
ſichtlich der Auswechfelung und ber Berpflegung in ber Art eine 
Mafle, daß unter denen, dem Bunde gemachten Gefangenen der vers 
fehiedenen Gontingente ſowohl, als denen, dem Beinde abgenomnienen 
Gefangenen bie Zeit der Gefangennehmung über die Briorität der 
Auswechſelung entfcheivet; daß die Verpflegung ber von Bundesheer 
gemachten Gefangenen unb vie Vergütung der bem Feinde — für bie 
Berpflegung ber von ihm gemachten Gefangenen zu leiftenden Ent⸗ 
ſchäͤdigung eine gemeinfame matritularmäßig zu vertheilende Laſt, bie 
von bem Feinde zu gewährende Verpflegungs:Bergütung eine gemeinfame 
Forderung be Bundes ausmacht; baf bie Berwahrung und vorſchuß⸗ 
weile Berpflegung zwar, infofern bie Sicherheit es zuläßt, zunächſt 
dem Bundesſtaat, deſſen Gontingent bie Gefangenen gemadt hat, 
obliegt, jedoch bei bem Brievensichluffe hinſichtlich ber Koſten nad 
obigen Grundſaͤgen eine Bergleihung unter Leitung ber Bunbesver: 
fammlung eintritt; daß dem ungeachtet auch ſchon während des Kriegs 
in Fällen wo ed die Sicherheit fordert, große Maflen von Kriegs: 
gefangenen auf einzelne Buncte zu cencentriren, eine Berpflegung auf 
gemeinfane Koften des Bundes flattfinden könne, ein Gegenſtand, 
deſſen Leitung alsdann bem @eneral:Intenbanten oder nach Umſtaͤnden 
einen beſonders zu ernennenden Gommifjarius anheim geftellt mwürbe. 

Ad $. 100. und folg. Hinfichtli der Vergütung ber Durch⸗ 
marſch⸗ und Gantonirungsfoflen hat gewiß eine allgemeine Leber: 
einkunft ſammtlicher Bundesſtaaten wefentliche Vorzüge vor befonvern 
Gonventionen, ſchon deßhalb, weil bei dem letzten Berfahren ber 
Zweck nur dadurch volfländig erreicht werden könnte, daß jeder 
Bundeöfleat mit allen übrigen eine befonbere Uebereinkunft träfe. 
Die Sache ſelbſt dürfte mit Zugiehung erfahrener Verpflegs: unb 
Rechnungsbeanten auch fo fhwierig nicht fein. 

Beſonders zu berüdfiätigen wäre 

1. eine genaue Beſtimmung befien, was ber Duartierträger zu 
leiten Hätte, wenn er bie Verpflegung ber Soldaten ſelbſt ftellt, oder 
wenn dieſe aus einem Magazin erfolgt; 

44” 
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2. eine Vereinigung über ein Maaf und Gewicht, wonach bie 
Nationen nnd Portionen allgemein zu berechuen wären, deſſen Bke- 
ductionen in das landübliche Maaß und Gewicht die Landesbehörden 
bafannt zu machen Hätten; 


3. baß die Vergütung der geleifleten Verpflegung in Friedens⸗ 
jeiten von ter marjchirenden Mannfchaft fofert und vor dem Abzuge 
geleiftet werbe; 

4. daß die Buntesveriammlung jebed Jahr zu einer beffimmien 
Gpode, bie Vergütungspreife in ſammtlichen Bundesſtaaten für ein 
Jahr feftfene. Dies könnte auf den Grund ber Marktpreiſe von ben 
brei vorhergehenden Monaten In ber Art geſchehen, baß jeber Bundes 
ſtaat ben höchſten, mittlern und niedrigfien Marktpreis von ber be 
deutenften Statt an jeber Gtapenftraße amtlich eingäbe, woraus ein 
Durchſchnittspreis für den berreifenden Bundesſtaat gebildet wärbe. 
Sn ten Bundesſtaaten welche, wie Preußen, fehr entfernt von ein= 
anter liegende Provinzen befiken, könnten bie Preife nad großen 
Provinzial-Abtbeilungen angenommen werben, 

5. daß für Kriegözeiten, wo eine fofortige Bezahlung Geitens 
ber marfcirenden ober cantonirenden Truppen unmöglich fällt, bo 
für eine möglihft ſchnelle Befriedigung und ein einfaches Liquibations- 
Verfahren geforgt werde. Vielleicht bürfte der nachſtehende Borfchiag 
geeignet fein, viele Schwierigkeiten zu befeitigen. 

So wie ber Bund durch bie Bundesverfammlung die Aufftellung 
eines Bundesheeres in einer beflimmten Stärke beſchließt, verorbnet 
er auch eine derfelben angemefjene matrifular mäßig zu vertbeilende 
Verpflegungsfteuer. Diefe wird zur Verwendung bes General: In⸗ 
tendanten geftellt, welcher beftimmt, welche Staaten ihren Beitrag 
in Gelb und melde ihn in Naturalien und Traneportmitteln abzu- 
führen haben Die Gelbeinnahme wird zur Anlegung ber Magazine, 
Berproriantirung ber Beflungen u. f. w. verwendet, bie Natural⸗ 
Ginnahme aber burch Lieferungen in die Magazine pber durch Ber- 
pflegung und Transport der marfchirenden Truppen abgeführt, in 
der Art, daß die Bunbesflaaten welche ihren Beitrag auf bie let: 
gedachte Weiſe abzuführen haben, biefen mit Quittungen ber Magazins⸗ 
Beamten, oder der marfchirenden Truppen entrichten. 

Mittelſt dieſer Einrichtung werben fämmtlihe Bunbdestruppen, 
son bem Tage bed Ausrüdens an aus bem, bem Intendanten zur 
Dispofltion geftellten Geld: und Naturalien⸗-Fonds verpflegt, jede 
gegenfeitige Abrechnung unter ben Bundesſtaaten fällt weg, indem 
die Leiflungen in ber allgemeinen Verpflegungäfteuer verglichen werben, 
aus deren Bonds auch bie Weberzahlungen in Naturalien vergütet 
werden können. 

Ad X. Gerichtsbarkeit. 
Ad $. 108 und 110, Hinſichtlich ber im Hauptquartier burch den 
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General-Auditor abzuurtheilenden Bälle, wäre für diefen eine Inftruction 
Ju entwerfen. 

Ad $. 111 und 112. Die zur Erhaltung ver Ordnung unb 
©Suborbination im Heere feftzufegenden allgemeinen Kriegsartikel, fo 
wie bie gleihförmigen Strafbeſtimmungen gegen die Berbrecher des 
Meineives, des Verraths, der Feigheit und ber Infuborbination, find 
durch Gachverflännige zu entwerfen. 

Ad $. 114. Da ber Dienf der Gensb’armerie durch das ganze 
Heer gebet, fo muß auch ein allgemeines bie Ausübung ber Heeres: 
Polizei entwidelndes Dienk:Reglement entworfen werten, welches 
mit bem Ausrüden des Heeres hei allen Gontingenten in Wirk: 
famfeit tritt. 

Ueber ein allgemeines, die Gensb'armerie auszeichenbes Griennungss 
zeichen iR ſich zum voraus zu vereiniger 

Zu den vorläufigen Beftimmungen über bie Bunbesfeftungen. 

1. Dieffeitö nimmt man keinen Anfand, demjenigen beizutreten, 
was in Anfehung der Zufammenfegung ber Local-:Gommifflonen, deren 
Beſtimmung eb fein fol, das Terrain zu unterfuchen und die Bau: 
Entwürfe und Ueberfchläge zu verfaffen, fo wie in Anſehung einer 
Gentral-Gommiffton, welche die Arbeiten ber Local⸗Commiſſion prüfen 
fol, in Vorſchlag gebracht wurde. Ich zeige zugleih an, daß Ge. 
Maieflät der König den Dberfien von Bangold zu ber Local⸗Com⸗ 
miſſion nach Ulm, und den Artillerier-Gauptmann von Faber zu ber 
nad Donau⸗Eſchingen und Raftabt ernannt und bereits abgeordnet haben. 

Dagegen bin ich 

2. ausdrädlih angewiefen, wieterholt bie Nothwendigkeit zu 
zeigen, daß bie Befeſtigung eines Punctes ber fühmeftlichen Grenze 
in erſter Linie emtweder gleichzeitig mit ber Befeſtiguug von Ulm 
ur Ausführung gebracht werde ober daß, wenn bie gleichzeitige 

efeftigung beider Puncte nicht beliebt würde, bie Befefligung des 
Puncies in der erfien Linie derjenigen bes Puncies in der zweiten 
Linie vorangebe. 

Geſchaͤhe dies nicht, fo würden alle jene Lande welche vor dem 
befeftigten Puncte in zweiter Linie liegen, zum voraus zum Kriege: 
(hauplag beflimut werden. 

Wollte und könnte man ungeachtet die vorliegenden Buncte ber 
erſten Linie keiner fo außgebreiteten Befeftigung wie Ulm bebürfen, 
und für bie Beiefligung eines Lebergangdpunctes über ben Mhein 
ein befonderer Bond vorhanden if, zur Dedung des Oberrheins nur 
einen Bunct befefligen, und würde biefer Bunct in ber erflen Linie 
beftinmt, fo fällt, wenn glei nicht die Näthlichkeit, do bie un- 
bedingte Nothwendigkeit, Ulm zu einem großen, bie offene Grenze 
ihügenden Waffenplage zu machen, von ſelbſt weg, und bie Auf⸗ 
bewahrung eined Belageruugstrain müßte nur, wie bisher, in noch 
meiter zurücdgelegenen Orten bewerffielligt werben. 
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E8 kaun baber bie Abficht bes Bundes nicht fein, bie Befefligung 
ber zweiten Linie der ber erfien Linie vorgeben zu laſſen, wenn, 
wie dies bier augenſcheinlich der Fall iR, eine umgelehrte Orbaung 
ganz Schwaben und Branfen den Berheerungen bes Feindes ausfegen wäürbe. 

Wenn nun glei 

3. in bem $. 22 die Berhältniffe der Yundesfeflungen auf eine 
mit ben übrigen hierbei eintretenden politifchen Fragen im Zufammen- 
hang zu bringende Beratung ansgefegt worden if; fo iR doch zus 
gleich der Antrag darauf gerichtet worben, vorläufig im Allgemeinen 
ald Brinzip anzunehmen, daß biejenigen Buntesfeflungen, welche auf 
Koften des Bundes erbaut ober unterhalten werben, in Krieges und 
Brirbenkgeiten gemiichte Barnifonen erhalten follen. 


a 

A. in Kriegszeiten der Bunb das Recht ausübe, bie Bundes⸗ 
feſtungen bdurch bie Aufſtellung gemiſchter Befagungen und die Cr⸗ 
nennung und Beeidigung ber Feſtungs. Befehlshaber ſicher zu ſtellen, 
iR eben fo unverfenubar nothwendig, «ls daß auch in biefem Falle 
dem Landeöheren, in Bolge ver lanbeshoheitslidhen Gerechtſame, ein 
Mirbefagungsrecht eingeräumt werden müſſe. 

Indeffen wird es bald als unzuläfftg erfannt werden, bie Urt 
und Weiſe, wie bie Briedensbefagungen für bie Dauer des Krieges 
verflärft werben follen, im voraus beffimmen zu wollen, ba vie biefür 
zu ergreifenten Maaßregeln zum größten Theil von den Breigniffen 
bes Kriege abhängen. Es wäre daher lediglich bem Bundesfeldherrn 
zu überlaffen fein, das deßhalb erforverliche zu verfügen, und es 
wird die vorläufige Beſtimmung berjenigen Nachbarſtaaten genügen, 
weiche bie Pflicht haben follen, bie Friedensbeſazung für ben erfien 
Augenblid ber Gefahr durch ihre Kontingente zn verſtärken. 

@ine andere Anſicht aber erfcheint 

B. über die Beſtimmung ber Briebensbefagung flatthaben zu 
können, ba es bier allerbings möglih if, bie ſich gegenfeitig be⸗ 
fhränfenden echte des Bundes und bes Territorialheren auf eing, 
dem lehtern nicht allzunachtheilige Weife auszugleichen. 

Ich babe daher fhon früher in bem Bundestags: Ausfchufle 
folgende Hauptgefihtöpuncte berausgehoben: 

1. Die Givil-Adminifration in den Orten welche zu Bundes⸗ 
feſtungen erflärt werden. Diefe wird dem Bundesſtaat, in befien 
Gebiet eine Bundesfeftung belegen if, nicht fireitig gemacht werben. 
Dagegen IR es ald chen fo gewiß anzunshmen, baß ber Brunblag 
der Unterorbnung ber Civil-Adminiſtration unter daB Militär: Som 
mande, ſobald der Play in Belagerungsftanb ertlärt worben if, auch 
auf die Bunbdesfeflungen werde angewendet werben. 

I. Der milttärifhe Oberbefehl. Es iſt einteuchtend, daß ein 
fremder militärifcher Oberbefehl, auf irgend einem Buncte des Gebiets 
für jeden Staat zu dem ungngenehmflen unb ſtörendſten Berhältnifien 
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gehört. Deun eine Bunbeöfekung ſchon an ſich für ben Bunbes⸗ 
Raat, in deſſen Gebiet fie belegen IR, im Kriegäjelten nicht zu be⸗ 
rechnende Unannehmiichlelien und Aufopferungen nach fi ziehen muß, 
fo iR 08 gewiß ber Billigkeit und dem conflitutionellen Grunbfage 
ber Unabhängigfeit ber Bunbeögliever augemeflen, in Briebenszeiten 
alle Beſchrankungen ber Ranpeshoheitörechte zu vermeiden, weiche ber 
Zwed einer Bundesfeftung nicht burchaus forbert. 

Diefer Anſicht gemäß möchte feftzufegen fein, daß ber militärifche 
Dberbefehl in Briebenszeiten dem Bunbeöflsate zuſtehe, in deſſen 
Gebiet die Feſtung belegen IR, vorausgeſeht, daß berielbe den von 
Gachverſtaͤndigen auszumitteinden normalen Befagungsftenb allein 
ſtets vollſtaͤndig zu ftellen vermöge, wibrigenfalls der Oberbefchl 
unter deuen bie Befahung bildenden Staaten abwechſeln wäürbe. 

IN. Des Belagungsreht. Der Bereinigung ber Landethoheits⸗ 
echte ber einzelnen Bunveöflaaten mit ben echten bed Bundes er: 
ſcheint es gemäß, anzunehmen, daß daſſelbe im Friedentzeiten von 
bemjenigen Bundesſtaate ausgeübt werde, in deſſen Gebiet bie Feſtung 
belegen iR, in ſofern derſelbe bie Normalbefagung des Friedensſtaudes 
ers vollſtändig zu unterhalten im Stande ift, im entgegengefehten 
Balle wärben die zunächftliegenden Bundesflaaten nach einem feſtzu⸗ 
Rellenden Verhältniß, Befagungs:Gontingente ftellen, und das fo 
georpnete Befagungsreiht würde als im Auftrage des Bundes aus⸗ 
gehbt, anzufeben fein. 

Mach diefen Bruntfägen war das Befagungsredht In ben vors 
maligen Reichöfeflungen geordnet, deren Beſahungen fogar In Kriegs: 
zeiten oft lebiglih aus den Truppen ber Meichöfürften, in deren 
Gebiet die Reichsfeſtung lag, beftanden, welches man jedoch, wenn 
glei auch unter biefen Bedingungen Beifpiele rühmlicher Verteidigung 
J. B. der Iehten von Ehrenbreitenſtein nachzuweiſen flat, Feineswegs 
wedmäßig finden Tann. Gleiche Anfichten find bereit auf bie 

eſtang Landau, wenn gleich ohne Mitwirkung des Bundes, ange: 
wenbet worben. 

©ollte aber ber Grundſas gemifchter Barnifonen durchaus aud 
in Sriedenszeiten geltenb gemacht werden wollen, fo ſcheint eö dem 
Begriffe ber Mechiögleihhelt im Bunde unb ber lanbeshoheitlichen 
Rechte am angemeffenfien, daß bie Bejagungen in ben Bunbesfeftungen 
aus ben Truppen bed Landesherrn und aus ben Truppen fämmtlicher 
Bunbeöflaaten, in einer, zum voraus beftimmten, regelmaßig wechielnber 
Dronung zufanmengefegt werben, und baf Ginen der Befehlshaber 
ber Landesheer, vermöge bed fleten Befayungsrechts, den Anbern 
aber die, bad Mitbefagungsreht ausübenden, Bundesſtaaten beftellen. 

Wenn ber Bruntfag ber gemifchten Barnifonen au in Friedens⸗ 
zeiten angenommen wird, fo wirb aud, In Beziehung auf bie Bundes: 
feſtungen einerfeits, keinerlei Art von Ausnahmen verlangt und ge: 
ſtattet werden können, fo baß z. B. auch jeber Belbbeltrag, ben ber 


recht ambübe, fo wirb die audſchlleßliche Ausübung deſſelben vurd 
bie an ‚= vor,= ober jurädlisgenten Staaten, durch jenen Begriff 


entzogen werden, ba dieſes unftreitig in ben lanbesheheitlicken Reden 
sief begründet iR; neben ihm erſt if ter ganze Bund berufen, bad 
felbe auszuüben. 

Dieb dürfte, auf eine dem Princip ber Rechtagleichheit ent 
Ipregente Weiſe am füglichſten geſchehen können, wenn biejenigen 
Bunbeöfaaten, welche ein ober mehrere felbRRäubige Corps ſtellen, 
und biejeriigen, welche ein ſolches in Verbindung mit andern bilden 
aemeinfhaftlig als gleihberechtigte Theilhaber jener Vefugniß ange: 
ſehen und berufen werben, biefelbe gleichzeitig und in gewillen Zeit: 
räumen, nach ber Eeſtimmung tes Looſes, ober einer zum voramd 
genommenen Ordnung, regelmäßig abwechſelnd, in ben verſchiedenen 
Bunvesfeflungen suszuüben. 

Wenn man hierbei das Berhältniß der Bundeſsmacht und der Bundes 
laſt berüdfihtigt, und biefer Müdfiht zufolge das Verhältniß der 
Armeecorpd unterlegt, fo würben beiläufig Defterreih „3 tel, 
Preupen ‚tel, Baiern „utel unb bie übrigen, in drei Korps ges 
theilten Etanten Pa tel der gemiſchten Bejagungen ftellen, und bie 
legteren würben fi über Die Ordnung ihres agwechſelnden Be 
ſanungsrechts zu vereinbaren haben. 

ll. Gegenflänvde, welde von dem Bunbestags-Ausfhufle zur 
Inſtruetlons: Ertheilung hervorgehoben worben find, ohne daß berfelbe 
darüber eine Meinung geäußert bat. 

Der erſte dieier Begenflände betrifft bie Bildung einer Gentralr 
Gommiffion zur Prüfung ter Arbeiten, welche bie für ben Beflungds 
bau anzuorbnenden Local⸗Commiſſionen liefern werben, womit bie 
Gontrole der Ausführung und bie Verwendung ber Belbmittel im 
Verbindung ſteht. 

Der zweite biefer Gegenſtände betrifft ven Vorſchlag, ber Bundes⸗ 
verfammlung diejenige militärifhe Hülfe beigugeben, welche zur völligen 
Berichtigung ber auf die Militär: Verhältniffe Bezug babenden Aus 
gelcgenbeiten nöthig iſt und bisher von einem Militär:Gomitd ge⸗ 
leiſtet wurde. 
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Beide Gegenkände fin», in ber von ven kaiſerlich⸗königlich⸗ 
öfterreichtichen Hofe in Borfchlag gebrachten unb von dem königliche 
preufifchen Hofe angenommenen Bunctation über die Beforgung ber 
MüitärsAngelegenheiten, in umfichtige Erwägung gezogen worben. 

Einverkanben mit dem Zwecke und der vorgefchlagenen Benennung 
ber Militär:-Gommiffion glaubt jedoch der König, mein Herr, baf 
biefelbe für's erſte nnd bis bie Erfahrung entfchieben haben werbe, 
ob viefelbe auch für die Folge beizubehalten erforberlich fei, nur auf 
bie Dauer ber Beraibungen über die MilitärsÖrganifation umb bie 
Befeftigungsarbeiten gebildet werben dürfte. 

Ad L Zufammenich ber Militärs Sommifflon. 
Na ber Bunctation foll biefe Gommifflon aus ſechs Mitgliebern 


eben. 

So wenig in der Art der Zufammenfegung berfelben die reine 
Abſicht bes vorſchlagenden Laiferlich-töniglih:öfterreichifhen und bes 
demſelben beiftimmenven koͤniglich⸗preußiſchen Hofe, ber Grunbfeg 
der Mechtögleichheit in Anwenbung zu bringen verfannt werden kann, 
fo ſcheint doch für den, von bem königlich⸗ſachſiſchen Hofe geänßerten 
Wunſch, daß biefe Milttär:Gommiffton entweder nach dem Vorgange 
im nunmehr aufgelöften MilitärsGomite, oder doch In einer folchen 
Art yufammengefegt werden möchte, welche jeder Divifion einc# 
combinirten Corpe ohne ihr die Verbindlichkeit aufjnlegen, doch das 
Recht laſſe, ein Mitglieb zu ber Gommilflen abzuorbnen, manches 
zu ſprechen. 

Denn es fcheint allerdings nicht zu verkennen, 

1. baß bie vorgefehlagene Anzahl ber Mitglieder nit Hin: 

reichen werbe, um gleichzeitig 
a. bie Arbeiten ber Local:Gommifflonen zu prüfen; 
b. bie Ausführung ber Beflungsbauten und bie Berwenbuug ber 

Gelber, erfiere zum Theil durch Abfendung von Mitgliedern an 

Ort und Gtelle, zu controliren; unb überbieß noch 

c. dem Ausſchuſſe der Bundesverfammlung felbft die bei den laufenden 

Berchäften erforderliche Hülfe zu leiſten; 

2. daß ber Auftrag der Commiſſion nur um fo vollländiger 
erfült werbe, wenn jedes gewiffermaßen ſelbſtſtaͤndig gebildete Ber 
Hältnig, wie bad ber Diviflonen eines ift, worin alle Bebürfniffe 
der mintermäcdtigen Staaten begriffen ind, ein Organ in ber Gom: 
aiffton Hat, bem bie Perfonal:, Neal: und Rocalverhältnifie genau 
Gelannt find; und 

3. daß die Vereinigung vielfeitiger Kenntniffe und Gigenfchaften 
in einer Behörde, been Geſchäftothätigkeit ſo mannigfach iſt, dem 
Erfolge derſelben nur vortheilbaft fein könne. 

Da die Militär: Gommiffton überall feine enticheibenbe, ſondern 
eine lediglich begutachtende und nach gegebenen Normen entſcheibende 
Bebörbde fein foll, ſo dürfte jener koͤniglich-ſaͤchſiſche Antrag um fo 


gerechtfertigter erfcheinen, als das Gtinmenverhältnis in der Bundes- 
verfammlung ſelbſt, nngeadhter es ſich im biefer von wirklichen Gut- 
ſcheidungen, folgli von einer ungleich wichtigern Wefugniß hanbeit, 
eine yaflende Analogie barbietet unb vorausſichtlich nicht alle von dem 
ben, zufanımengefegte Dirifionen bildenten, Gtaaten einzuräumenben 
echte Gebrauch machen werben. 

Die Sache felbR aber IR für die vorliegenden Staaten, ſowohl 
in Beziehung auf bie bei jeber militärtfchen Bewegung zn treffenden 
Bertbeibigungs-Uinftalten, ala auch beſonders während des Waues ber 
Seflungen allerdings von großer Wichtigkeit 

Geiegt 3. B. es bliebe bei der vom Ausfhufle vorgeſchlagenen 
Gorps:Eintheiflung und Gacfen follte bas Mitglieb zur Sommilfien 
für das achte ArmeesGorps ſtellen. Wie Lönnte Hier, wenn es ſich 
davon handelt, daß in Würtemberg und Baben Feſtungen 
oder bei dem Ausbruche eines Kriege über die Vertheibigung des 
Schwargwaldes Notizen ertheilt werten ſollen, bie Vertretung burch 
einen fachſtfchen Offtzier, ſei er übrigens noch fo einfichtswoll, ben 
Staaten für bie ex Handelt und dem Wunde felber genügen. 


Ad Il. WBirkungsfreis der Militär⸗Commiſſion. 

Im 5. 4. dieſes Abfcynitts IR feRgefept, daß bie Entfäpliehungen 
der Militärs Gemmifflen in dem Balle, daß es habei auf rein techniſche 
Beſtimmungen anfomme, bem Bundestags: Husfhufle nicht vorgelegt 
zu werben braudten, 

Da aber auch die rein techniſchen Befimmungen, wenn fle nit 
mit Nothwendigkeit aus ben von ber Bunbeöverfaumlung im Grunbfeg 
angenommenen Gutwärfen nub Plänen gefolgert werben künnen, ber 
vorgängigen Genehmigung derſelben bedürfen, fo muß man bo 
dieſſeits darauf antragen, daß ber Gag fo gefaßt werke: 

in fo fern es jedoch nicht auf rein techuifchen Beſtimmungen, welche 
bereitö im Brunnfage durch bie yon der Bunbeöverfammlung ans 
genommenen Entwürfe und Bläne entfchieben find oder xc., werben 
biefe (Entfchliefungen) dem Bunbestags-Husfhuffe vorgelegt. 

Im $. 5. diefes Abſchnitts IM ſeſtgefehzt, daß bie Butienbung 
eines der Tommiſſions⸗Mitglieder dem Bräfltisenden bes Bunbeötags 
anzuzeigen fe. Da biefer aber bie Erlaubniß Dazu doch von ber 
Genehmigung bed Buubestags abhängig machen wird, fo bürfte 
jwedmäßiger zu fagen fein, vaß bie beabfichtigte Entfenbung eines 
Mitglieds der Commiſſion der Bundeöverfanmiung dur ven Pra⸗ 
Äbirenden anzuzeigen fei. 

Nach dem $. 9. deſſelben Abfcpuittes foll bie Militar⸗Commifſſion 
zwar in ihrer Gefammtheit als eine der Bundesverſammlung unters 
georbnete Behorde betrachtet werden , wohingegen bie einzelnen Mits 
glieder Derfeiben nur den fie bevollmächtigenden Regierungen ver: 
antwertlih fein follen. Da aber die einzetnen Mitglieder ber 
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Gommifflen im Auftrage des Bundes und für die Geſammthelt handeln, 
fo werben fle diefer anch verantwortlidg gemacht werben müſſen. 
Es ſcheint daher der Say fo gefaßt werden zu fünuen: 

Die Milttär:Gommiffton IR in ihrer Geſammtheit als eine ber 
Bunbeöverfammlung wumtergeorbnete Behörde zu betrachten, fo wie 
Dingegen die einzelnen Mitglieder berfelben nur den fie beuollmächtigenden 
Regierungen für die von biefen erhaltenen befondern Aufträge ver 
antwortlich find. 


Ad Ill. Gefkäftsgang der Milttär-Sommiffion. 

In $. 1. dieſes Abſchnits IM feigefeht, daß in ber Militär: 
Gommifflon der Beſchluß nach ber Stimmenmehrheit gefaßt und im 
Balle der Bleichheit bes Stimmen bie getheilte Meinung mit bem 
Gründen, worauf fie fich gegenfeitig Rüst, dem Bundestags: Ausfchufie 
vorgelegt werbe. 

Dies it allerdings nothwendig und Laun in allen Bällen ges 
fhehen, wo ihr eine oberfie Leitung und Gentrole aufgetragen iſt 
und ihre ins Auftrage. ber Bunbesverfammliung das ad IL 4. genauen 
bezeichnete Recht ber Berfügung überhaupt zufleht. 

Einerfeits fragt es fi aber, ob biefe Vorlage nicht auch dann 
Ratt haben müfle, wenn es bie Minorisät verlangt, und anberfeits 
verſteht es fi wohl von felbR, daß ein zu erflattendes Gutachten 
ber Commiſſion nicht blos per majora abgefaßt werben könne, fondern 
daß demfelben in jedem Falle die metivirten Anſichten der bavou etwa 
abweichenden BMinorität beizulegen feien. 

Jedes Gutachten ber Sachverflänbigen ſoll nämlich burch Gründe 
bie Meinung der Behörde beftimmen, as welche bafielbe abgegeben 
wird; vie vielfeitige Beleuchtung bed Gegenftandes Liegt daher 
weientlich in wem Zwecke; bie Anficht ber Mehrheit iſt aber als foldye 
gumal dann, wenn bie Begutachtenben nicht bloß ihrer freien Ueber⸗ 
zeugung folgen können, fondern den abgeorbneten Staaten beſonders 
verantwortlich gemacht, d. h. an Inftructionen gebunden werben follen, 
noch nicht bie beflere. 

Die an ih nothwendige Beflimmung bes 6. 2. in biefem Ab⸗ 
ſchnitte, nach welder wenigfiens vier Mitglieder verfammelt fein 
möflen, am einen Beſchluß zu faflen, fcheint ebenfalls für die Zweck⸗ 
mäßigleit bes oben ſchon berührten Lönigli-fächfifchen Antrags, auf 
eine Vermehrung ber Mitglieber, zu ſprechen, ba, wenn zwei bers 
felben entfendet wären und nnr eines durch Krankheit oder andere 
Umfände von ber Sitzung abgehalten würde, bie Commiſſion in 
Unthätigfeit verfegt würde, weil fle keinen: Beichluß faflen könnte. 

Die im 6. 6. feſtgeſetzten Beftimmmngen werben fi uad ber 
sum $. 1. gemachten Bemerkung mobificiten. 

Da nad dem $. 7. dieſes dritten Abſchnitts die genauere Be⸗ 
fimmung des Geikäftsgangs einer nähern Bereinigung überlaflen 
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wird, fo babe ich auf Befehl des Königs, meines Gern, im biefer 
Beziehung noch einige Anträge zu machen: 

1. Die Leitung ber Beratbungen und bie nächte Aufſicht über 
bie Führung bes Protocolls, fowie über bie Ausfertigungen, gebührt 
bem Bräfldirenden; allein zur Vollſtändigkelt und @ültigfeit ber 
Protocolle und ber Ausfertigungen wird geforbert werden mäffen, baf 
beide von ben anweſenden Mitglieberu ber Gemmiffien durch ihre 
Unterfrift anerkannt worven feien unb baß jebem berfelben unbes 
nommen bieibe, ſich gegen bie Anſicht ber Mehrheit zu Protokoll zu 
verwahren. 

2. Die Art ber Gefchäftsveriheilung unter bie einzelnen Mit- 
glieder ber Commiſſion bürfte durch Stimmenmehrheit in der Gommifflen 
felber beſtimmt werben. 

3. 88 werben gewifle Tage für die Sigungen ber Gommiffien 
beſtimmt werben; follte aber ein buch ein anderes unterlägted Bits 
glieb eine außerordentliche Gigung verlangen, fo dürfte die Abhaltung 
derfelben nicht verweigert werben. 

4. Die an bie Commiſſton eingehenden Anfragen und Berichte 
werben zuerft in ein Dierium verzeichnet, umb nachdem ber Bräftpicenbe 
Einfibt bavon genommen haben wirb, ohne Aufenthalt dem Referenten 
zugeflellt werben. 

5. Wenn ber zur MilitärsGommifflon Abgeordnete zugleih als 
Repräfentant feiner Regiernng betrachtet werben foll, fo wirb daraus 
folgen, baß ex bei einer Berfendung auch bie Genehmigung ber 
committirenden Begierung einholen muß. 

Der dritte dieſer Gegenftände betrifft bie Uebergabe ber bereits 
burch Staatöverträge zu Bundesfeſtungen vorläufig beflimmten Bläge. 

Ich bin befehligt, mich in Beziehung auf biefen Gegenflanb im 
Weſentlichen mit der Löniglich-fächftfchen barüber abgegebenen Aeußerung 
einverftanden zu erklaͤren, babei jedoch zu bemerken, daß ber bei biefer 
Gelegenheit aufgeftelltie Brunbfag, nad weihem vie Gelbbeiträge 
zum Bau und zur Unterhaltung ber Bundesfehungen nad Maatgabe 
bes Grabe der Sicherheit, welche fie ben verichiedenen Bundesſtaaten 
gewähren könnten, fchwerli ans dem Weſen bes Bundes möchte 
gerechtfertigt werben können. Ihm flieht aber fhon bie Betrachtung 
entgegen, daß fich ber Grad ber Sicherheit, welchen die Beftungen ben 
verſchiedenen Staaten gewähren, verhältnigmäßig gar nicht anfchlagen 
läßt, und daß, wenn davon überhaupt bie Mebe fein follte, gerade 
ben zurüdtiegenden Staaten durch bie Beftungen eine größere Sicher⸗ 
beit als den vorliegenden erwächſt, ba in feinem Kalle bie Feſtungen 
den Beind von bem Bundesgebiet abzuhalten, wohl aber ven Krieg 
in ben Borlanden aufzuhalten vermögen, während er fi ohne jene 
Feflungen burdy bie vorliegenden Staaten hindurch jchneller in bie 
zurüdliegenden Staaten verbreiten würbe. 

11. Gegenſtände, welche zwar von dem Bundestags:Ausfchuffe 
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nicht zur Syrache gebracht worben find, zu beren nothwendigen Brüfung 
jedoch bie vorliegenden Verhandlungen bie geeignete Beranlafjung 
darbieten. 

Hierher gehört vor allen bie Frage bed Kriegs und Friedens, 
wie bie fehon ber in ber Gigung vom 17. Februar 1817 Übergebene 
und genehmigte Gemmiffions: Bortrag über bie Reihefolge ber Ber 
fäfte ber Bunbeöverfammlung unb bie großherzoglich⸗badiſche Abſtim⸗ 
mung vom 16. Februar und 12. October vorigen Jahre bemerkt haben. 

Die Wichtigkeit ber Fragen: Wie kommt ber Bunb in den Ball, 
Krieg zu Führen? 

Worauf Tann eine von ihm ausgehende Kriegserklärung beruben ? 

Wie I es mit ber Abſchließung eines Friedens nad einem 

Kriege, woran ber gefammte Bund Theil genommen hat, zu 

Halten ? 

Wie if Berluft und Gewinn, die beide aus einem ſolchen Friebens⸗ 

ſchluſſe für den Bund Hervorgeben können, zu vertheilen ? 
und bie Schwierigkeit ihrer Loͤſung fordern zugleich mit den übrigen 
politifhen Fragen, zu beren Erörteruug bie Örganifation ber Militär- 
Berhältniffe des Bundes die Veranlaſſung giebt, eben fo gewiß eine 
vorbereitenbe Bearbeitung in ben Bunbestags-Ausfchufle, als biefe 
Fragen gewiß zu den bebeutendfien bes Bunbes-Staatöredhts gehören 
und einer beftimmten und erfchöpfenden Feſtſezung bebürfen, wenn 
in die auswärtigen Berhältnifie des Bundes bie fo nothwenbige 
Klarheit gebracht werben foll. Wangenheim 


id ·badiſche Pemerkungen über Die 3 iſch actation, 
Ne Bien der Ant bei — ana: 
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Die großherzogliche Geſandtſchaft ſiehet ſich nun, in Gemaͤßheit 
nachträglich erhaltener Inſtruction, in ben Stand geſeht, über bie, 
in der erften biesjährigen Gigung vom 21. Januar, von der kaiſerlich⸗ 
Königlich-öfterreichifchen vortrefflichen Praſidial⸗Geſandtſchaft vorgelegte 
Bunctation über die Beforgung ber Militär-Angelegenbeiten bei dem 
beutfchen Bundestage, mittelſt Errichtung einer Militär-Gommiffion, 
bie Anfichten ihres hoͤchſten Hofes vorzutragen. 

Indem hoͤchſt berfelbe In jener Borlage einen erneuerten Beweis 
der patriotiſchen Vorforge des Faiferlich-Föniglichsöfterreichifchen Hofes 
für die fehlere Begründung und Ausbildung ber beutfhen Krieges 
verfaflung zum lebhafteften Danke anerlaunt, fo iſt die Geſandiſchaft 
beauftragt, nur folgende wenige Bemerkungen zur beionberen Bes 
rhdfichtigung zu empfehlen. 

Ad Il. Wirkungsfreis der MilttärsGommiffion. 
Ad 5. if man ber Anſicht: 

1. baß bei denen Entfendungen eines ber Commiſſions⸗Glieber, 

abfeiten ber Militärs&ommifflon, jedesmal zuvor bie Anzeige davon, 
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unter Borlegung ber Gründe, welche biefelbe motiviren, durch den 
VPraſidirenden an bie Bunbesverfammlung zu machen fei, ferner 

2. baß der Brundfag aufgeftellt werbe, daß auf den Ball ber 
Entfendung eined der Commiſſions⸗Glieder während befien Abweſen⸗ 
beit alle bei ber Commiſſion vorkommenden Gegenkänbe, welche das 
BarticularsInterefle bedienigen Staates ober beyjenigen Gtaaten, von 
welchem oder von welden er zur Militär:Gommiflion beauftragt 
worden, beſonders berühren, entweber bis zu beffen Nüdfehr zurüds 
gelegt werben follen, ober baf zur Wahrung ihres Jnutereſſe die 
Einrichtung beliebt werde, daß berfelbe während bar Zeit feiner Ab- 
weienbeit durch einen anderen Abgeorhueten dieſes Staates ober bieler 
Staaten erjegt werden möge. 

Ad 6. if man bes Dafürbaltens, daß, wenn auch bie Militär: 
Commiſſion feine eigene Gafle, fie aber dennoch bie Berwendung der 
ihr zugewiefenen Summen zu beforgen hat, ihr auch nothwendiger⸗ 
weile eine woblorganifixte, mit ber nöthigen Controlle verichene 
Rechnungs-Behörde beigegeben werben müſſe, beren Berhältmiß zu 
berfelben ſowohl, ald zu der Bunveöverfammlung gehörig zu be» 
ffimmen wäre. 

Ad 9. Hält man dafür, daß bier eine gemeinfchaftliche Inſtruction 
für die, die Militär: Gommifflon bildenden Abgeorbneten plakgreifend 
fei, und da die eingeluen Mitglieder derſelben im Auftrage des Bunbes 
und für die Befammtheit handeln, fie auch diefem verantwortlich 
fein möffen. 

Ad Ill. Geichäftsgeng ber Militär-Sommifflon. 

Ad 19. Hinſichtlich bes Borfchlages, daß bie Militär: Gommiflion, 
im Balle der Gleichheit der Stimmen, das Mefultet ihrer Berathung 
dem Bundestags: Ausfchuffe vorzulegen babe, fo it man bes Erachtens, 
daß es in ber Natur ſelbſt einec vorbereitenden Gommifflon Liegen 
müfle, daß nicht nur die in Stimmen⸗Mehrheit Üüberwiegenve, fonben 
auch die abweichende ober entgegengelehte Anſicht In urjprünglicher 
Bollfändigfeit bem Bundes⸗Ausſchuſſe vorgelegt werbe, um auf biefe 
Weife bemfelben bie erforderliche WVielfeitigkeit ver Anflchten und 
dadurch zu bezwedende Gründlichkeit zu verſchaffen; daß alfo kein zn 
erflattended Gutachten ber Gommiffion nur allein, per majora abs. 
gefaßt, vorgelegt werden dürfe, ohne ebenfo bie verſchledenen einzelnen 
davon abweichenden Anfichten darin aufzunehmen, wie auch, daß es 
ber Minorität zuſtehen müfle, eine Vorlage berjelben verlangen zu 
£önnen. 

Hinſichtlich bes Bundestags: Ausfchuffes für die Bearbeitung und 
Beforgung ber Militär: Angelegenheiten glaubt man noch bie Be. 
merfung beifügen zu mäflen, baß, ba bie Wrbeiten ber befagten 
Militar.Commiſſion ihrer Natur nach von weit autſehender Dauer 
fein dürften, ed dem angenommenen Grundfag zufolge, daß feine 
Rändige Sommiffionen fein follen, biefleits als zwedigemäß erfcheine, 
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für die an eine —— über eine etwaige periodiſche, g 
oder theilwelfe Erneuerung des Bundestages Ausfchufles für Bearbeitung 
und res ber MilitärsAngelegenheiten feftzufehen. 

In Bezug ſchließlich auf bie Miebergabe ber bereits durch Gtaats- 
verträge je Ounbesfeungen vorläufig beſtlumten Platze if bie 
Gefandripaft beauftragt, fi deshalb der in ber dritten biesjährigen 
Sitzung abgelegten töniglij-wärtembergifchen Abſtimmung enthaltenen 
Anfäten anzuſchließen. Berkheinm. 


Pefondere groſherʒotliqh · badiſce Pemerhungen über Die Grundzüge der 
Brgsscfefng hr Vestfäen Pandes. 


d$. 8 
Berneinet man nicht, 8 es als unumfößfider Grunbfag ans 
zunehmen fei, daß gefammte Ergänzungen bei einem jeben Gontingente 
die auf ein halbes Pro — ergänzte Reſerve nicht Überfhreiten können, 
weil Höhere Zwecke größere Aufttengungen erfordern, und nah $. 6 
ſchon in —— — Fällen, vermöge beſonberer Bunbes⸗Be⸗ 
fehläffe, größere Srafoäinfrengungen veaingt find. 


Adi 

Siehet man einer nähern Eefiuimung hierüber entgegen, wie 
lange Bermißte und fchwer Berwuubete in deren Liſten mitgeführt 
werben können, ohne erfegt zu werben und iſt bes Dafürbaltent, baf 
Bierfür, hinfichtlich der Vermißten, eine Zeit von vier Wochen, hin⸗ 
ſtchtlich der ſchwer Berwundeten, ein Zeitraum von drei Monaten 
feſtgeſegt werden bürfte, 

Ad $. 15. 

Bermiffet man ganz vollkommen bie Beftimmumngen wegen eines 
Belageruugs-Barls und Bonton:Trains, bie beide doch fo weſentlich 
nörhig find, und erachtet, baß entweber für Das ganze Heer bie 
Bildung eine Belagerungs:Barld von einigen hundert Kanonen 
neb einem BontondsTrain angenommen und auf bie größere uub 
mittlere Staaten repartirt, oder daf, was (die längere Berzögerung 
abgerechnet) vorzuziehen wäre, bei künftiger Ausräflung ber Bundes: 
feRungen , welche ehnebem auf Gefanmtloflen geſchehen muß, auf 
einen —— — Bart und einen angemeſſenen Pontons⸗Train in 
jeder Feſtung, außer dem u Bertbeinigung derfelben gehörigen 
Gefüge, abgehoben werde, Mber ber welche Vorſchlage noch die Militär- 
Commiſſion zu vernehmen wäre, his ıe. 


Würde vie definitive Beflimmung megen bem Werbättuiß ber 
—* erſt nach der über ben Belsgerungs:Bark ein- 
treten nen 
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Ad $. 26. 

IR man der Anſicht, dag ein Armescorp6 wenigflene aus brei 
Divifionen beſtehen mäfle, ba, in Gemäßhelt der frühern Abſtimmungen 
fein Armeecorps unter 30,000 Mann ſtark fein folle. Die Beſtimmung 
einer Infanterie: Brigabe zu 3,200, verträgt ſich demnach nicht mit 
der Stärke einer Diviflon von 10,000 Dann. Mar. flägt bem 
zufolge vor, zu beflimmen, baß eine Divifion aus zwei Infanteries 
Brigaten, jebe aus 4000 Mann beftebe, iubem bie dafür erforderliche 
Artillerie und Gavallerie die zur MBervollländigung ber Diviflon 
fehlenden 2000 Mann betragen. 

Eben fo glaubt man auch, baß, ungeachtet von bem techniſchen 
Comité vorgefchlagen werben, bie fleinen Gontingente befondere 
Körper bilden zu lafien, wenn ſolche nämlich aus geübten Echügen 
beſtünden und bierbuch das numeriſche Verhältniß der Schügen in 
einer Diviflon nicht Überfchritten würbe, es zweckmäßiger fein bürfte, 
ſolche Eleinen Gontingente, welche die Stärke eines Bataillon nicht 
erreichen follten, miteinanber in einem ſolchen zu vereinigen. 

32 


Hält man bafür, daß bie Cabres ber Reſerve im Frieden, für 
bie Infanterie wenigſtens and dem brittn Theil der Offiziere, 
Unteroffigiere and Spielleute, für bie Artillerie und Gavallerie aber 
aus der Hälfte ber Dffiziere, Unteroffiziere und Gpielleute in ber 
Maaße befteben, daß babei, wo nicht bie ganze Reſerve, boch tel 
berfelben zum Grunde gelegt werben, indem ohne eine berartige Be⸗ 
ffimmung über das, was binlänglihes Stammperſonal gehalten 
werben muß, eine Willkür flattfinden Lönnte, welche ber Mobil⸗ 
machung ter Reſerve hinderlic wäre. 

Ad $. 35. 

Zu ber Dienfiflärke im Frieben müßten auch bie Reſerven der 
Gabres gefhlagen werden. Der Gtanb der reitenden Artillerie if 
jenem der Gavallerie, mit Berückſichtigung, ob die Batterie aus 6 
ober 8 Biecen beſtehe, gleich zu flellen. 

Bei der Beflimmung bes Dienſtſtandes der Artillerie: Manuſchaft 
im Frieden zu jtel ber ganzen Mannfcaft, hatte das Militär-Gomite 
barauf gerechnet, daß ſpäterhin zu bem augenommenen numerifdhen 
Berbältmiß ber Belbartillerie von ‚tel, noch bie, zur Veſehung ber 
Feflungen nnd ber Bebienung eines Belagerungss Barks nötbige 
Mannſchaft biefer Waffe gefchlagen und ſolche demnach auf „'stel 
ober wenigftens tel erhöht würde. Unter biefer Borausfegung 
wäre dann der Dienſtſtand eines Drittheils hinreichend geweien; wenn 
aber das numerifhe Verhaͤltniß ber Artillerie-Mannſchaft nur auf 
‚'stel bleiben follte, fo würde die Herabfegung auf } der Dienfflärke, 
der Bildung dieſer Waffengattung nachtbeilig fein, und es müßte in 
biefem Ball ber Dienſtſtand ber Mannſchaft im Brieben auf wenigſtens 
vie Hälfte erhöht werben. 
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Ad $. 87. 

Sälägt man vor, der fi bilden follenden Militär-Gommifflen 
vie Cvidenthalting ber Gontingente vor der Hand na Maaßgabe 
beflimmter Borfchriften zu übertragen, 

A 2. 


54 
Glaubet man hier bie DBemerfung, da von bem Golbe ber 
Truppen bie Rebe if, erreichen zu müſſen, baß ber Grundſat auf- 
geflellt werde, daß die Bundestruppen jener Staaten, welche etwa 
vom Feinde befeßt würden, während biefer Occupation aus ber 
GentralsBunbescaffe ohne Rädvergütung zu bezahlen fein mögen. 
A 3 


. 43. 
Wünſcht man, daß bie obenbenannte Militär-Gommiflion ſogleich 
beauftragt werben möge, ein BerpflegungssReglement zu entwerfen. 
Ad $. 45 


Erachtet man bie dringende Nothwenbigkeit, daß nah und nad 
eine gaͤnzliche Uebereinſtimmung in Betreff bes Calibers ber Gewehre 
und Gefüge bei dem Bundesheer erzielet werde, und daß bie mehr 
erwähnte Militär: Gommiflion beauftragt werbe, unter Berückſichtigung 
ber Schon beſtehenden, bie zweckmäßigen Galibers in Borfchlag zu 
bringen. 

Ad $. 46. 

Hält man dafür, daß die Ausrüftung ber Munition ganz nah 
denen Abtbellnngen, wie ſolche von dem Militär:Gomite vorgefchlagen 
worben, angenommen werbe, ba es nicht gleichgültig fein koͤnne, wie 
viel ber Armee folget, unb was Bei der Meierve und in den Depots 
verbleiben folle, Indem es fonfl ber Willtür anheimgeftellt wäre, ob man 
bas Heer mit Fuhrweſen überladen, ober ſolches an Munition Mangel 
leiden laſſen wolle. 

3% 1 Ad $. 51. 

Wäre zu wünfıgen, daß für das ganze Heer ein Feldbdienſt⸗ 

Reglement, wenigftens für bie Peutfagen entworfen wärbe. 
$. 69. 


Könnte man das Artillerie= und Genieweſen vor der Hand ber 
Dirertion ber bei dem Bundestage gebildet werben follenden Militär: 
Gommiflion Übertragen, bie Leitung beffelben beim Geer hingegen 
ben bem Oberfelbheren untergeordneten Artillerie und Genie Generalen 
im Sauptquartier überlaſſen. 

Uebrigene wäre biefem 6. Abſchnitt noch eine vollläntige 
Tabelle über bie Unter⸗Abtheilungen des Generalſtabes, nebft denen 
Functionen ber Individuen anzufügen und mit Entwerfung berfelben 
die Militär: Gommiffion zu fern 

Ad $. 77. 

Erachtet man, daß, wenn die zu einem Armeecorp6 concurrirenden 
Gtaaten erſt bei dem Ausbruche eines Krieges über ben bas Corpé 
befehligenden General ſich vereinigen follten, es zu manchen, für ben 

Erſter Theil. 45 
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Augenblick ſelbſt nachtheiligen MBeitläufigleiten führen könnte, und 
glaubt daher, bap es fachgemäß wäre, den Brunbfag ‚im 
rieden ſchon einen gewiffen Turnus unter ben verfchiebenen guiammen: 
irfenden Gontingenten feftzufegen, damit, im Ball bes Krieges, bie 
tage, welcher Staat ben commanbirendben General zu liefern babe, 
bereits entfchleben fei. hie 

Zur Erreichung einer Seiiteit bes Generalſtabes ber vers 
ſchiebenen Armeecorps würde ed, weil bier leicht eine übertriebene 
Vergrößerung deſſelben ſich denken läßt, zwedmäßig fein, eine genane 
Veflimaung deflelben entwerfen an fen 

2— 

SR man ber Anſicht, bag, im Fall eines Krieges, alle berartigen 
Lieferungen und Präſtationen, fie mögen nun auf Durchmärfchen, in 
militärifcben Stellungen, ober In Winter: Quartiren geleiftet worben 
fein, nach einem ſchnellen und einfachen Liquibations-Verfahren nach 
fünfjährigen Durchſchnitts⸗Marktpreiſen, wobei die dem Krieg voraus 
gegangenen legten fünf Jahre zum Grunde zu legen find, baar bezahlt 
werben. 


Ad $. 99. 

Da ber Fall ih ereignen Tann, baß ganze Gontingente eines 
Staats in Kriegsgefangenſchaft gerathen, in folder vom Beinbe 
verpflegt, und biefe !Berpflegung bei etwaiger Auswechfelung ober 
bei eintretendem Frieden von ihm liquibirt werbe; fo If man bes 
Dafürhaltens, daß ber dadurch entſtehende Koſten⸗Aufwand nicht bem 
einzelnen betreffenden Etaate allein zw tragen zugemuthet werben 
kann, da derſelbe daburch ſchon ein hartes Dpfer bringen muß, daß 
er feinen Abgang an Mannſchaft augenblidli erfegen, armiren und 
ausrüften muß, unb er fon burch Tragung ber.Xoften des Berluftes, 
bes Grfages und ber Berpfleguug feiner Gefatliienen, dreifach cons 
tribuirte, während feine Verpflichtung ſich nur auf das Binfacdhe ers 
firedt, es demnach zweckmäßig fei, daß berartige Koften von ber 
Gefammtheit des Bundes getragen wärben. 

Bas nun aber bie Berpflegung fein. der Kriegögefangenen 
beirifft, fo würbe diefelbe nach ähnlichen &r .ofäen zu berüdfichtigen, 
babei aber ber Betrag ber Naturalverpflegung zu befimmen fein, fo 
wie, daß die Aufrechnung berfelben nady ben laufenden Preiſen ber 
jevesmaligen Quartiere fixirt, als auch, baf der biefen Gefangenen 
verabreicht werdente Gold niemals mehr als bie Hälfte ihrer Bage 
oder Löhnung betrage. 


Ad $. 101. 

Iſt man bes Dafürhaltens, daß innerhalb der Bunbesftaaten 
von tem Grundſatze ausgegangen werben muß, baß ber Soldat im 
Allgemeinen von feinem Duartirträger nur bloß mit Dach und Fach, 
Holz, Licht und Lugerfläte zu verfeben fei, und fonft, wie in bem 
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Feldlager, fich felbft zu verföfligen Habe; falls aber ganz beſondere 
Bälle eintreten ſollten, vermöge welcher bie Einwohner aus vor: 
herrſchenden Gründen, bie Verpflegung bes Militärs übernehmen 
müßten, fo muß der Erfah berfelben, wie früher bereits erwähnt 
worden, nach fünfjährigen Burchfchnittepreifen und Baar geſchehen, 
indem es nothwenbig fein wird hierüber bei Zeiten eine beftimmte 
Uebereinkunft feftzufehen. 

Binſichtlich ber Etappenpläge hält man es für zwedmäßig, daß 
nur ein Kommandant für alle Bunbestruppen emannt, und berfelde 
wo möglich auß ben Truppen bedjenigen Gtaats , in welchem ber 
GEtappenort lieget, genommen werbe. 

Ad $. 109. 

Blaubet man, baß ber Ober-Bunbesfsibbert unter allen Um: 
Händen, ſowohl in Feindes⸗ als Freundetland, das Rartialgefeg müſſe 
pupliciten tönnen, weil dadurch Orbnung und Polizei gehanbhabt 
wird, was ber Anſicht feiner Regierung entgeben kann. 


® 
Schließlich füget man noch die Ueberſicht derjenigen Reglements 
bei, welche annoch zu entwerfen, unb ver Bearbeitung ber bei ber 
Bunbesverfammlung aufgeftelt werten ſollenden Militär⸗Commiſſion 
zu übertragen fein möchten, als nämlich: 

1) Borſchriften über die Organifation be6 Generalftabes und ber 
Gentralbehörde ber Armeeverwaltung, bann bie Bildung der 
Generalſtabs⸗ und ber Abminifirations Behörden bei ben 
Armescorps, 

2) Inftruction für ben General: und bie Ober:Intenbanten. 

3) Infiruction für ben Artillerie und Genies@eneral. 

4) Vorſchriften Über bie Mufterung des Armercorps. 

5) Earmerfung eines Belbbienk-Reglements für bie Sauptgegen- 

nde. 


6) Vorfchriften über bie Verrechnung ber Kriegskaſſe, beren Do- 
tirung und Gontrolle. 

7) Borfcriften für das Kriegs⸗Commiſſariat. 

8) Meglement Über die Vergütung ber Verpflegung uub der Kiqui- 
dation. 

9) Vorſchriften Über die Gleichheit ber Natural-Verpflegung im 
Selbe und über bie Kriegszulagen. 

10) Reglement über bie Anlegung und Verpflegung ber Gospitäler ıc. 

11) Reglement Über bie Anlegung ber Magazine. 

12) Reglement über bie Verpflegung ber Kriegögefangenen. 

13) Gtappen-Weglement. . 

14) Borfäpriften über Mequifitionen. 

15) Reglement über bie Gensbarmerie. 

9 Reglement für bie Feldpoſt. 

17) Beſoldungen ber Gentralverwaltung. 
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18) Vorſchrift über bie Berproniantirung ber Beflungen. 

19) Vorſchriften Über die Unterhaltung der Feſtungen. 

20) Vorſchriften über bie Abminiftration bei Erbauung ber Feſtungen. 
Berkheim. 


Bemerkungen und Wünſche von Seiten Helſtein-Oldenbargs, in Pezichung 
auf die Grundzüge der Ariegsuerfalfung des dentſchen Pundes. 
Seine berzoglihe Durchlaucht von Holſtein⸗Olbenburg erkennen 

vollfommen den hohen Werth einer Arbeit, bie zu ven ſchwierigſten 

gerechnet werden kann, und wünſchen auf das lebhafteſte, daß ber 

Bundestags: Ausfhuß in dem günftigften Grfolge feiner rühmlichen 

Anftrengungen ben fhönften Lohn finden möge, ben ein Baterlanbe: 

freund fi wünfden fann. 

Zu bem bei weitem kleinſten Theile der vorliegenden 114 $6. find 
bisher Bemerkungen gemacht worden, unb nur fo einige diefer Bes 
merkungen deuten eine wirkliche Verſchiedenheit der Meinungen an; 
mehrere beziehen fih auf @egenflänbe, deren ausführliche Bearbeitung 
der Ausſchuß felbft vorausgefegt bat, und bie in bem zu faflenden 
Beſchluſſe nur zu veranlaffen fein wird, andere endlich bezweden bie 
(Erweiterung ober nähere Beſtimmung ber gemachten. Borfchläge, 
melche an und für ſich gebilligt werben. 

Aus biefem Gefichtöpunfte mögen nun aud bie folgenden Be⸗ 
werfungen und Wünſche genommen werben 

Zum 6.1—8 mabt man fi bie Föniglich:baierifche Bemerkung 
um jo mehr zu eigen, al® die Beflimmung bes Bunbes-Gontingents 
auf ein Procent von ber Art if, daß auch die Bundesſtaaten, berem 
Umfang feinen großen Militär:Etat verflattet, auf bie Dauer werben 
leiften können, was fie hiernach zu übernehmen haben, wobei die 
Neferve allein als eine Vorkehrung zur Sicherſtellung der fleten 
Bollzähligkeit bes Contingents zu betrachten wäre, unb ſich übrigens 
von ſelbſt verflünde, auch noch beflimmter, ala in $. 6 gefchehen if, 
ausgeſprochen werben könnte, baß der Bund nad Beſchaffenheit ber 
Unftänte jebe weitere Anfttengung befchließen werbe, welche bie 
Gefahr bed Waterlandes und die Derfolgung des Bundeszweckes 
erheiichen bürfte Für bie allgemeine und regelmäßige Rüftung zur 
Bertheidigung ſcheint bie Beſtimmung bes $. 1. in Berbindbuug mit 
ber Borforge für die zwedmäßige Bereitfchaft und allenfalls nöthige 
Ergänzung der Gontingente zu genügen. Auch wirb eine Bergleichung 
ber Hüljsmittel aller Art, welche den großen Staaten zu Gebot ſtehen, 
mit denen ber kleinern Staaten fehr Seicht ben Beweis liefern, daß 
bei einer noch größern Anſtrengung, wenigftens in finanzieller Hinficht, 
zwiichen jenen und diefen eine bedeutende Ungleichheit entflehen muß, 
weide doch gewiß nicht bezweckt wird. @6 märe baher zu wünfchen, 
baß, den angenommenen Maaßſtab der Leiftungen nach der Bevölkerung 
unbefchaber, der Koſtenaufwand berüdfichtigt, und, wie bereits früher 
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in einer kaiſerlich⸗ oſterreichiſchen Abflimmung geäußert wurde, darnach 
bie Möglichkeit ber Leitung ermäßigt und biefer eine ber Erhaltung 
bes Wohlftandes der Bunbdesflaaten entiprechende Grenze gefeht werbe. 

Zum $. 12. iſt man mit der Eöniglichskaierifhen Bemerkung 
einverflanden, und hält überhaupt bafür, daß bie bei tem Heere zu 
verwendende Mannſchaft, welches auch ihre Beſtimmung fei, da fie, 
gleich dem Golbaten, auf ber Berdlkerung und ben Finanzen laftet, 
in bas Gontingent einzurechnen fei. 

Zum $. 26. wird eine Grläuterung berüber gewünſcht, ob bie 
Artillerie nur in Batterien von 6 und 8 Stück geblibet werben foll, 
ober ob flc auch ben Regimentern zugetheilt werben kann. 

Zum $. 35 glaubt man, baf ein beſtimmtes Mach ber Beur: 
laubung feſtzuſegen nicht nöthig fei, wenn nur auf bie Vorfchrift des 
$.30 und 37 gehalten wird. Beſondere Berbältniffe und Einrichtungen 
Eönnen verſchiledenen Staaten ein verfchiebenes, und koch im Haupt⸗ 
zwede zufammentreffenbes Beurlaubungs:Syftem nützlich ober noth⸗ 
wenbig machen. 

Zum $. 35 glaubt man, ba ein beflinnmtes Maaß der Beurlaubung 
fezufegen nicht nötbig fei, wenn nur auf die Borfchrift bes F. 30 
und 87 gehalten wird. Beſondere Verhältniſſe und GBinrichtungen 
können verſchiedenen Staaten ein verfhiebenes und boch im Haupt⸗ 
zwede zufammentreffiendes BeurlaubungssSyflen nützlich oder noth⸗ 
wendig machen. 

Zum 6. 40 ſcheint es, daß die Aufbietung eines Theile der 
Gontingente In beren Fleineren Beſtandtheilen Schwierigkeiten finben, 
unb biefe nähere Beflimmungen wünfchenswertb machen Lönnten. 
Man glaubt aber auf bie Billigkeit fämnıtlicher Bundesglieber gegen 
einander , und das gegenfeitige Vertrauen zum voraus rechnen zu 
tönnen, fo daß, im eintretenden alle, eine ungleihe Behandlung 
ber Bundesſtaaten nicht zu beforgen fein wird. 

Zum $. 41 fheint es zweckmaäßig, das Bundes⸗Erkennungs⸗ 
zeichen gleich zu beflimmen, ba es bei ber Bereinigung mehrerer 
Bundestruppen zu DMufterungen ober fonft zu einem gemeinfamen 
Bundeöswede von Nugen fein kann, auch ein Gommando über 
Bunbdestruppen wohl nur unter bieiem Zeichen geführt werben Fann. 

Zum $. 45 wird, in Rückſicht auf mögliche Koftenerfrarniß, 
bie Beſchleunigung eines beftinnmten Entfchluffes gewünicht, fo fern 
die bezweckte Uebereinftimmung für eben fo ausführbar gehalten wird, 
als fie nüglich fein würde. 

Zum $. 47 wird eine Ginrichtung gewünfcht, bie «8, fo viel 
die Umftände geftatten wollen, möglich macht, ben Kranken bie be⸗ 
jondere Borforge ihres Landesherrn zu fichern. 

Zum $. 52, in Verbindung mit $. 77, Hält man eine nähere 
Beſtimmung für angemefjen, um Golliflonen, in Anfehung des Ranges 
und Commando's vorzubeugen. Beſonders bei den zufammengeichten 
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Corps und Diviflonen könnte eine gegenfeitige Mittbeilung ber 
Anciennetés:Liſten zweckmaͤßig ſein. Das Gommando ber Truppen: 
Abıheilungen, als Bompagnien, Bataillons ıc. wäre nur Officieren 
zu übertragen, deren Dienfttang berfelben entfpricht. 

MBeitere allenfallfige Bemerkungen, infonberheit bie Bundes: 
feungen betreffend, werten vorbehalten. Berg. 


Einige Pemerhungen und Würfe der Fürklidgen SYänfer Hohenzollern, 
Sitenfein, Ueuf, Schaumburg-Fippe and Weldch über dic Milliär-Ver- 
faflung des dentſchen Pandes. 

Die Fürſtlichen Häufer Hohenzollern, Hechingen und Gigmari 
baben noch zur Zeit befondere Bemerkungen Über die Grundzüge 
der Kriegsverfaffung zu machen, nicht für nörhig erachtet, Indem fie 
ſich in biefer Hinfiht demjenigen vorbern Stimmen anfchlienen, weiche 
ben Wehrſtamm und vie Sicherſtellung des beutfchen Buntes auf bie 
ben Kräften und ber Lage deſſelben angemeflenfte Weiſe zu begründen 
bezweden und babel zugleich das Intereffe der einzelnen Bundeöflaaten 
möglihäf genau berückſichtigen. Diefelben auch wegen Zutheilung 
Ihrer Gontingente ben allgemeinen Binrihtungen und Örtlichen Ber: 
bältniffen nicht vorgreifen, obwohl es ihrem individnellen JIntereſſe 
vorzüglich zufagen würde, Ihre Gontingente zu ben großherzoglich 
Heſſiſchen Truppen, oder, je nachdem die Gorps:@intheilung ſich no 

normiren möchte, zu ben großherzoglich⸗badiſchen floßen zu laſſen. 

Beide hoben Häufer erkennen mit befonders lebhaften ‘Danke 
bie mwohlwollenbe Abficht ber höchſten alliirten Mächte, die Sicherheit 
ded Bundes durch Ueberweiſung von Bunbesfeflungen vermehren zu 
wollen, unb glauben, daß tie Beſazung unb Obforge für dieſelben 
ben größern Mächten bes Bundes vertrauensvoll zu überlaffen, fonf 
aber über dad Detail biefes wichtigen Begenflanbes weitere Brörterungen 
ju erwarten feien. 

Lichtenftein fließt ſich über fänımtlihe Militär-@egenflände 
bem Voto des kaiſerlich⸗oſterreichiſchen Hoſes mit dem Wunſche an, 
baf fein Contingent mit ten großherzoglich⸗hefſiſchen Truppen ver: 
einigt werben möge. 

Reuß ältere Linie hat noch nicht inflruirt. 

Reuß jüngere Linie: 

Ad 1. 8. 1 und 3 der Grundzüge, wird auf eine Milberung 
bes Bertheibigungsbeitrage® ber mindermädtigen Staaten im Ber: 
bältnig zu demjenigen ber mächtigeren angetragen. Die größer, 
finanziellen und natürlichen Reſſourcen ter mächtigern Staaten laflen 
eine Gerabfegung des Gontingents ber kleinern Gtaaten auf jtel 
Procent ihrer Bevölkerung als eine billige Ausnahme von der Regel 
erfheinen, ba bie leptere in ihren Mitteln faſt einzig und allein auf 
ben geringen Ertrag ihrer Grundſteuern und ihrer im Laufe ber 
verflofienen Rriegsjahre eingeführten Arlegsabgaben beichränft find, 
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und es ſtehen baher ihre Stevenüen mit dem Stanbe der Bevolkerung 
meiſt in auffallendſtem Mißverhältniß. Auch Haben ſchon mehrere 
Staaten in früheren Abſtimmungen billige und günſtige Geſinnungen 
in dieſer Sinſicht geäußert z. B. Hannover (31. Sig. 1817. 6. 203. 
p. 283) Oldenburg, Anhalt und Schwarzburg (32. Sitz. 1817. 
$. 208. p..418) Baiern (37. Sig. 1817. 6. 258. p. 522) und 
Deflerreih (45. Gig. 1817 sub 3 und 43 Eig. 1818. $. 200. 

433). 

Ad II. $. 13. 14 5q. Da bie Eleinern Staaten nicht wohl in 
ber Lage find, Gavallerie und Artillerie ſtellen zu können, fo wirb 
darauf angetragen, daß ihnen nachgelaffen werben möge, ihr Gontingent 
lediglich in Fußvolk zu flellen, für welchen Antrag ſich ſchon Baiern 
in der 37. Eigung 1817 $. 239. p. 253. unb in ber 9. Gig. 1818. 
$. 33. pag. 77. fehr wohlmollend geäußert hat. 

Ad 111. $. 25. wünicht man mit ben herzoglich⸗ſachſtſchen Häufern, 
gotha erneftinifhen Linie, ober auch mit Anhalt und Schwarzburg 
und einigen ſaͤchſiſchen Häufern eine Brigade zu formiren. 

Ad IV. $. 34 35 sq. muß in Beziehung auf bie Ginrichtung 
ber Beurlaubungen und der jährlichen Zufammenziehung ber Gontingente, 
vorbehalten bleiben, baß bie Gonvenienz unb Rechte der Einzelnen 
daburch nicht gefährdet werben. 

Bas ben Punet ber Bundesfeftungen betrifft, fo findet man 
einen weſentlichen Unterfchieb in bem Grabe ber Wichtigkeit, welchen 
Mainz für ben Bund hat und welchen Landau und Luremburg haben 
mödten, erwartet aber mit vollem Vertrauen, baß die weiteren 
Deliberationen zu einem gerechten unb billigen, dem Zwede bes 
Bundes und ben Berbältniffen und Intereſſen der einzelnen Glieder 
gleich entiprechenben Beſchluſſe führen werben, wo man alsdann 
geneigt fein wirb, den Anſichten ber Majorität ſich anzufchließen. 

Schaumburg-Lippe: 

Ad 1. $. 9. Wenn bie hier erwähnten Abgangsberichte beliebt 
werben, fo müßte bazu eine allgemeine Form angegeben werben. 

Ad V. $. 47 und 48. Das hier Befagte wirb wenigftend burch 
bie Berabrevung der einzelnen Corps nähere Beſtimmung erforbern. 

ad $. 49 ift nicht ausbrüdlich gefagt, ob das Bäderperfonale 
mit zum Militär gerechnet wird. Es fcheint aber bie Meinung nit 
zu fein und ift auch zwedmäßiger. 

Ueber die Berechnung ber allgemeinen Koften, vie bei jedem 
einzelnen Gorps vorfallen, it Nichts gefagt worden. Wahrfcheintich 
follen biefe Beftimmungen ben einzelnen Corps Überlaffen fein, wobei 
man Nicht zu erinnern findet. 

Ad VI. ſcheint e8 zwar in ber Theorie nöthig, den Bundesfelb⸗ 
herren auf bie angegebene Art einigermaßen zu befchränfen; allein 
erwägt man bie gefährlichen Folgen. welde durch Zögerungen der 
Operationen und Lähmungen ber leitenden Gewalt fat immer herbeis 
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geführt werben, fc erfcheint es bei einem ausgezeichneten Felbherrn, 
wie der Bunb ihn allein gebrauchen kann, doch gewiß unzwedmäßig, 
feiner Operation zw viel Beſchränkung zu geben, woburd man ihn 
nur lähmen wird, Wenn nun gleich ſolche Sachen ſich oft am 
Ende bei der Anwendung von felbft machen und ver Grfag dann am 
beten gegen etwa überfchrittene Inſtructionen rechtfertigt, fo ſcheint 
e6 doch angemefjener, jebt gleich den Grundſatz auszuſprechen: 

„baß bem Bunbesherrn Im Kriege die größte Macht und Freiheit 

„zu banbein anvertraut, aber auch bie gröfte Verantwortlichkeit 

„auferlegt werbe®, 

Nach diefem Grundſahe würden viele in ben Milttärplan auf: 
genommenen Befchränfungen des Oberfeldherrn wegfallen müſſen, 
insbefondere $ 57 bie Verpflihtung zur Vorlegung feines Operations: 
plans. Dagegen wirb der Oberfelbhert einer firengen Verantwort⸗ 
lichfeit zu unterwerfen fein, überhaupt aber feine Stelle nur fo lange 
verwalten können, ald er bad Vertrauen des Bundes befigt, und muß 
bie Bunbesverfanmlung, fobald dieſes verloren gehen follte, zur for 
fortigen Ernennung eines Oberfeldherrn bemächtigt fein, 

Snöbefontere zu $. 65 müßte dem Oberfeldherrn wohl noth⸗ 
wendig bie Macht eingeräumt werden, wenn fi folche Mängel an 
ber Ausrüſtung eines Gontingents vorfinden, die baffelbe am ſchlag⸗ 
fertigen Zuſtande Hinbern, biefe, wenigſtens wenn Gile vorbanben, 
fofort aus eigener Gewalt abzuflellen unb abändern zu laflen und 
foldes dann bem Gouvernement, das es betrifft, anzuzeigen. Eine 
vorher anzuflellende Communication möchte leicht zu viel Zeit koſten. 

Auch fcheint es wünfchenswerth, daß der Oberfelbherr fchon 
im Frieden gewählt würde. Bei ben feit neuerer Zeit oft fo plöͤtlich 
ausbrechenden Kriegen bat ein Felbherr, ber ein fo zufammengefehtes 
Heer zu befehligen erhält, bie gröflen Schwierigkeiten zu befämpfen, 
um es nur erft kennen zu lernen. Es if zu fürdten, daß er feine 
Kenntniß des Heeres erſt theuer und auf Koften bes Bundes ſeilbſt 
wirb erfaufen müflen, ehe er mit bemfelben erfolgreich wirken fenn. 

@8 könnte nöglicy fein und ſehr zur Aufmunterung gereichen, 
wenn auch ein dem ganzen Bunde gemeinfcaftliches Ehrenzeichen für 
Auszeihnung im Kriege beflimmt würte. 

Lippe behält ſich noch etwa nöthig werdenbe Bemerkungen vor 
und acceptirt eod. 6. 25 die Zutbeilung bes Fürſtlichen Gontingents 
zu bem zehnten Gorps, wohin geographiiche Lage und eigener Wunſch 
baffelbe weifen und wozu die Ginmilligung Geiner Königlichen 
Hoheit, bes Prinzen:Regenten, auch bereits erfolgt If. 

Bas den wichtigen Punkt der Feſtungen anlangt, fo will man 
deßfalls erſt fernere Erörterungen erwarten. 

Der edlen Binfachheit und Liberalität des kaiferlichsäfterreichifchen 
Votums in ber erflen kiesjährigen Sitzung, welches durch Wieder⸗ 
holung der fhägbaren Grundlagen bes Bundes jede billige Erwartung 
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befsiehigen muß, zollt man gebührenden Beifall unb finbet and bei 
ber mitgetheilten Bunctatlon über bie Beforgung ber Militär-Anges 
legenheiten bei dem Bunbestage nichts zu erinnern. Der Militärs 
Bevollmäcdhtigte des zehnten Armeecorps würbe darnach das Anterefle 
bes fürftlichslippifchen Gontingents mit zu vwerfehen haben. 

Walde Ad II. $. 13. 14 sq. trägt auf das bringendfle 
darauf an, daß bie Heinen Gtaaten von ber Verbindlichkeit zur 
Stell ung eines Sechstheils bes Gontingents in Meiterei des 
Geihüges u. f. w. loßgegeben, unb ihr Antheil Lediglich auf Fußvoll 
tebucirt werbe, wie ſolches in ber erflen öfterreichifch = preußifchen 
Militär: Bropofition (3. Sitz. 1818. 5. 9. ad II.) bereits feftgefeht 
worben war. Denn wenn auch ben kleinern Staaten freigegeben if, 
deßhalb mit größeren Uebereinkfünfte zu treffen, fo ift es doch fill: 
f&weigend ber erſteren Willfür überlafien, iche Waffengattung in 
ihrem Gontingente zu bilden, bas in feinem alle zu guten Sweden 
würbe führen können. 

Ad 111. $. 25 würbe man ed nur fehr ungern fehen, wenn burdh 
eine anbere ‚Eintheilung ber Gorps bie dem Fürſtlichen Gontingente 
bis jet zugebadhte Bereinigung mit Sannover u. f. w. eine Aenderung 
erlitte, wobei man ſich über bie Verbindung in ber Diviſton bie 
weitere Erklärung vorbehaͤlt. 

Ehenfo erwartet man in Betreff der Bundesfeſtungen vorerft 
den fernen Bang ber gemeinfchaftlichen Erörterungen. 

Den in dem Zaiferlichsöflerreigifchen Votum über das Militärs 
weien gemachten Borfchlag wegen einer ber Majorität ber Gtimmen 
bei Feſtſezung von Mobalitäten beizulegenben , entfcheibenben Kraft, 
findet man volllommen angemefien und glaubt, daß bie Discuflionen 
einzelner Punkte allerbings am beflen in vertraulichen Sihen zum 
Kiele führen werben. 

Bei der kaiferlichsöflerreigifchen Bunctation über bie Errichtung 
einer MilitärKommißllon hat man Nichts zu erinnern und will den 
größern Staaten, deren Truppen mit ven fürftlich-wasbediihen bas 
— Pie bilden, fo gern bie des Militär: Bevollmächtigten 

laſſen. 


Die Geſandtſchaft erwähnt bei Mittheilung dieſer Bemerkungen, 
baß ſie noch weitern Inſtructionen Über bie Militäͤr-Angelegenheiten 
entgegenſteht und ſich deßhalb etwaige fernere Aeußerungen vorbes 
halten muß. Leonharbi. 
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1] der Geſandt > Städle vorgelragenee Wänfdye 
* —— —— —— des deutfchen 


Pasdıs. 

Der Gefandtichaft ber freien Städte find von mebreren ihrer 
Gommittenten Bemerkungen und Wunſche ber Art mitgetheilt, welche 
indeß größten Theils bereits ſchon von mebrern andern Bunbesflaaten 
zur Gprade gebracht find. Da es bier nur auf folge Anregung 
anzufommen ſcheint, worüber bie weitere Discuffion baun das Nähere 
angeben wird, fo beſchraͤnkt ſich biefeibe, in Gemäßpeit erhaltenen 
Auftrags, für jegt auf bie Mittheilung einiger, in ben bisherigen 
Berhanblungen noch nicht vorgelommenen, ihr, theils von Lübeck, 
theils von Bremen, mitgetheilten Bemerkungen. 

Ad $. 38 und 39 wird gewänfcht, daß bie bereits im 18. Artikel 
ber Bundesacte empfohlene Berathung über bie Einführung moͤglichſt 
gleihförmiger Grundfäge über die Milttärpflichtigkeit in den bentfchen 
Buntesflaaten, bei den weiteren Verhandlungen über bas beutfche 
Militätwefen wieder aufgenommen werben möge. 

Auch hält man es zur Wefdrberung allgemeiner Waffenfertigkeit 
in Deutſchland wünſchendwerth, wenn in Briebenszeiten diejenigen 
dienftpflihtigen Individuen eines Bunbesfaates, weiche fih, mit dem 
gehörigen Urlaube verfehen, einen andern Bundesſtaat zum temporäen 
Aufenthalte gewählt Gaben, von ben allgemeinen Baffenäbungen, 
welche in dieſem Staate fattfinden, nicht ausgeichloffen werber. 

Ad $. 41. Das Bundeszeihen bürfte um fo mehr im Borans 
durch bie Bunbeöverfanmtung zu beftimmen fein, als deſſen Gebrauch 
auch in Briebenszeiten nützlich fein Zönnte. Wenigſtens follte es 
bei dem gemeinſchafilichen Dienfle ber Truppen verſchiedener Bundes: 
Raaten, fei es In Feſtungen over bei gemeinſchaftlichen Truppens 
übungen, desgleichen bei Durchmärfchen der Truppen eines Bunbedz 
ſtaates durch das Gebiet eines anderen, auch bei Verfügung etwaiger 
Grecutionsmaaßregeln, getragen werden. Sowohl als Sinnbild ber 
deutſchen Nationalität und ber Unterorbnung unter einem gemeinfamen 
Zwei, wie auch als Zeichen gegenfeitiger Achtung, bürfte der Be- 
braud befielden unter allen biefen Berhältniffen eine wohlthätige 
Wirkung bervorbringen. 

Ad $. 44. Wenn die Belleitung der Truppen auch bem Er⸗ 
meflen jeded Bunvesftaates im Allgemeinen überlaflen bleibt, fo bürfte 
doch bei zufammengefepten Truppenabtheilungen, zur DBerminberung 
der Buntſcheckigkeit, ein Minimum als Grenze biefer Willkühr an- 
junehnen fein. 

Ad $. 52 empfiehlt fih ter Zufag: „Unbeſchabet ter wegen 
„ber Gentraiftellen unter den concurrirenden Bundeöflanten getroffenen 
„Uebereinkunft“. 

Ad $. 53 Nah dem Gindrude, welchen bie Haltung biefes 
Paragraphen macht, zu urthellen dürfte die Ernennung eines Ober: 


— — — — on 


715 


feldherrn des Bunbes faſt ſchon mie eine Kriegberflärung angeſehen 
werben können. Es wäre daher vielleicht rathſam, das, was über 
bie bewaffnete Neutralität geſagt iſt, etwas mehr herausheben, und 
wenigſtens nad den Worten: 

„wo vie Berbältniffe des Friebent“ 
noch bie: 

„ober des Aufhörend bes Zuftandes einer bewaffneten Neutralität” 
einzurüden. 

Zum IX. Abſchniti. Ueberhaupt erfheint bie möglichft allgemeine 
Ausgleihung aller Laften unter allen Bunbesflaaten, namentlih auch 
die bes Hospitalweſens und ber Verforgung verfiümmelter Krieger. 
wänfchenewerth 


Aöniglich-preukifche Pemcrhungen über Die Abkimmungen and Pemerhungen 
der PBundesgefandifhaften von Paiern, KAönigrih Zachſen, Hannever, 
Württemberg, Baden, Großherzogthun Heſſen, Suremburg und den Sächffden- 
Hänfern die Militär-Verhältuife des dentſchen Bandes betreffend. 


1. Ueber bie Töniglich baieriſchen Bemerkungen. 

Ueber ad $. 5 und 8. Da bie angegebene Gtärfe bes Buntes- 
heeres gleihfam als das Minimum angefehen worben, fe läßt fi 
nicht abjehen, wie ſolches noch verringert werben koͤnne. 

Preußen erachtet in feinem Gtaat eine Anſtrengung von fünf 
Brozent der Bevoͤlkerung als nothwendig und koͤnne daher nit zus 
geben, daß andere deutſche Gtaaten einen fo Keinen Manfflab an- 
nehmen wollen. 

Ueber ad $. 12 und 16. Ginzelne Anorpnungen der Militär- 
Organifation in ben verichiebenen Bundesſtaaten ſcheinen nicht zum 
Geſeh für Alle dienen zu können, daher auch das Buhrweien: Berfonal 
allgemein nicht zu ber ſtreitbaren Mannſchaft gerechnet werben kann. 

Ueber ad $. 22—28. Iſt ſchon an einem andern Ort beant- 
wortet. 

Ueber ad $. 29. Allerbings Hat bie Bildung von Gavallerie 
und NArtillerieeteferven auf vie Formation Einfluß. Sie müflen 
nämlih fo organiflrt werben, bamit fie ohne Nachtheil detaſchirt 
werben können; der $. 29 fcheint daher überflüffig zu fein. 

Ueber ad $. 35—36. Da bie in biefen Paragraphen ange: 
gebenen Beflimmungen Minimum find, welches ben größeren Staaten 
nicht läftig fein kann, deſſen Befolgung aber von den Eleinern Staaten 
nothwendig geforbert werben kann, fo if nicht abzuſehen, warum 
erſtere fi von ben gegebenen Grundzügen ausſchließen wolle. 

Ueber ad 40. Scheint doch nüglich zu fein, wenn ber Baragraphı 
unverkürzt flehen bleibt. 

Ueber bie Beilage wärde bie Militär. Sommiflion ihr Gutachten 
zu geben haben. 
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2, Leber die Tiniglidh-tachfifde Ubftimmung. 

Ueber vie Bemerkung ad F. 8. Die Erfahrung ber neueften 
Kriege hat zur Benüge beſtätiget, daß ber Abgang bei bem Heere, 
befonderd Im Anfang des Feldzuges höchſt bebeutend, mb daß obme 
vorhergehende Borforge die Gontingente nie in completem Gtand zu 
erhalten fein würden. Beſonders iſt bied ber Ball auf langen 
Operationb:Linien, wo bie erſten Depots ber Armee entweder näber 
gerüdt werben müflen, ober veranflaltet wirb, daß die abgebende 
Manunſchaft zu rechter Zeit aus Ihrem Priedend: Quartier abmarichirt. 
Geſedt, das deutſehe Bundesheer Rebe bei Kaiferslautern, To braucht 
die Erſatzmanuſchaft aus Dresden ſechs Wochen zu ihrer Ausräftung, 
30 Marſch⸗ Incl. Rube-Tage, nnd kommt nad zehn Wochen bei ber 
Armee an, wodurch alfo in ber zehnten Woche, von Anfang ber 
Goncentrirung ber Armee an gerechnet, ber Abgang bes fächfifchen 
Gontingents, wenn er ein Drittel der Reſerve betrüge, erfegt fein 
wäürte, — ba hingegen, wenn erſt abgewartet werben foll, daß das 
königlich⸗ fächfifhe Bonvernement aufgefordert werde, bie Erſatz⸗ 
mannfhaft abgeben zu laſſen, fo wärben zu Ueberfenbung tiefer 
Aufforderung und Unsfertigumg ber Befehle wenigſtens 10 Tage nöthig 
fein, welde, mit 30 Tage unterwegs, bad Löniglih-fähfifhe 
Gontingent 5 bis 6 Wochen uncompler laffen wärten, und 
jwar zueiner Zeit, wo vermurblih bie wichtigſten Kriege 
operatiouen vorfallen. 

Der vollzählige Stand ber Bundes: Armee iſt aber um fo brin- 
gender nathwentig, ba fie überhaupt im VBerbältnig zu unfern Nachbarn 
ald zu gering angeſehen werben fann. 

Ueber ad $. 13. Bleihe Rechte fegen gleiche Berbind- 
lichkeiten voraus, da nnn die Schwere Gavallerie, bergräßeren 
Pferde wegen, fofkbarer als bie Leichte iR, fo iR es ein er- 
laubter billiger Wanſch, daß die mittleru Staaten feine 
Ausnahme barin verlangen mögen. 

Ueber ad $. 15. Go wünfcenswerth es fein möchte, daß 
wenigftens in ein und demielben Corps gleiche Formation unt gleiche 
Kaliber vorhanden wären, fo muß doch anerkannt werben, daß es 
ben einzelnen Gtaaten wenigftens für jet unmöglich fallen wird, 
ihre Artillerie umgugießen und ihre Bormation von Grund aus ju 
verändern, und ba der Föniglich-fächfliche Antrag eigentlich mehr 
leiſtet als gefordert wird, fo muß man ſolches vielmehr mit Dank 
annehmen. 

Ueber ad ©. 16. Es wird faum möglich fein, bei allgemeinen 
Befimmungen jebe DOrganifation der einzelnen Bundesſtaaten zu 
treffen. In ben meiſten Gontingenten 31 Mann pro Gefküg aus: 
reihend ; wenn alfo in Sachſen 36 Mann hierzu erforderlich find, fo 
wärbe folches 5 : 24 = 120 Mann zur Mrtillerie mehr flellen und 
baher von dem Infanterie-Gontingent abgehen, vorausgefegt, baß 
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viefe 120 Mann nicht eigentlih zum Troß gehörig gerechnet 
werben möüflen. 

Ueber ad F. 25. Der Iöniglichspreußifhe Geſaudte IR nicht 
ermächtigt, für einen andern Gorpss@inthellungsplan ala ben von 
dem Bunbestags-Ausfhuffe vorgefählagenen, zu flimmen. 

Ueber ad $. 30. Die Militär:Ginrichtungen anderer Bunbess 
ſtaaten beweifen, daß bie Friſt von zwei Monaten nidt in jeder 
Organiſation erforberlih, und da bie Erfahrung ehrt, ba Mobil: 
machungen gewöhnlich immer länger bauern, als bie vorgefchriebene 
Zeit bedingt, fo iſt es wohl rathſamer, eher auf ein Minimum vers 
felben anzutragen. 

Ueber ad $. 30. Verdlent bei fpeciellerer Ausarbeitung biefes 
Begenflandes aufgenommen zu werben. 

Ueber ad $. 46. Iſt auch fo verflanden, nur iſt ſehr zu 
wünfcden, baß bie Depots dem Kriegsſchauplatz möglichſt nahe ange: 
legt werden, wozu bie Bnnbeöfeflungen mit vollem Recht benupt 
werben fönnen. 

Ueber ad $. 51. IR nichts zu erinnern, nur wich bie Bundes⸗ 
verfammlung in Kenntniß von ber aufgeflellten Bereinigung gefegt 
werben müffen. 

Ueber €. 98—101. Nies. 

Ueber ad 5. 114. IM aufzunehmen, wenu über bie Einrichtung 
der Gensb’armerie bie fpecielle Bearbeitung erfolgt. 

Ueber ad II. a $. 6. Wird duch bie Arbeiten ber Militärs 
Commiſſion befeitigt werben. 

Nur ber Brundfag, daß bie entferntern Gtaaten weniger zu 
ben Bundesfeftungen beizutragen haben, kann nicht fügli angenommen 
werben ; denn wenn ber Kriegsſchauplag durch fie von Ihren Grenzen 
entfernt gehalten wird, fo wird ihre Sicherheit dadurch erhöht, — 
und baraus ſcheint zu folgen, daß, wenn eine Bunbesfeftung für das 
Land, worin fie liegt, immer eine Laſt Ik, weil fi ber Krieg ba 
fehfegt, es der Billigfelt angemeflen if, daß auch vie zurückliegenden, 
durch die gefhügten Länder gleichmäßig zu den allgemeinen Koften 
beitragen müflen. Zu ber Approviflonirung berfelben werben übrigens 
aus den umliegenden Gegenden Dinge genommen, bie faum vergütet 
werben können. Die feindliche Belagerung zerftört bie Stabt unb 
das umliegende Land ıc. 


8. eher bie Tinigli-haunönerifche Ubftimmung. 

Ueber ad $. 15. Mit ber Artillerie wird nachgegeben werten 
möflen. 
Ueber ad $. 17. IR fo verfkanden. 

Ueber ad $. 20. Als Regel ſtatt Grundſaßz. 

Ueber ad 5. 24. Der Gegenſat ſcheint nicht nothwendig, — 
als Stellvertreter werben bie mädtigen Staaten nicht erfcheinen. Da 
aber bie Eleinern Staaten ihr Gontingent nicht immer complett ex, 
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hatten wollen, fondern bei großem Verluſt nur höchſtens 15 Brocent 
zu ftellen exbötig find, fo wird ber Felbherr wohl genöthiget fein, 
bin und wieder Ausgleihungen von andern Gorps anznorbnen. 

Ueber ad $. 28. Wird beigeftimmt. 

Ueber ad $. 85 b. Gewiſſe Befchränkungen moͤchten boch noth⸗ 
wendig fein. 

Ueber ad $. 43. Beigeſtimmt. 

Ueber ad $. 46. Iſt ſchou bei den koͤniglich⸗ſachſiſchen Bes 
merkungen erörtert Torben. 

Ueber ad $. 105. Iſt näherer Brüfung werth. 


die konigliqh wurtem 
ee ng a ctrehend Die 


Ueber ad 11. $. 19. Der töniglih-würtembergifhe GBefandte 
ſcheint voraudzufegen, daß durch feinen Vorſchlag bie Meiterei auf 
dem Schlachtfelbe nicht vermindert wird; aber das iſt nicht der Ball, 
benn wenn es auch wahr if, daß in bie Feſtungen nur wenig 
Gavallerie gegeben wird, fo geht befto mehr anf den Gommunicationen 
und durch Detafchirungen verloren. Jeder, ber Feldzüge gemacht hat, 
wirb beipflidhten, daß am Tage ber Schlacht felten die Hälfte ber 
etatdmäßigen Reiterei verfammelt iR. Sa öfters iſt der größte Theil 
zerfireut auf Gommanbo’d, zu Beitreibung ber Lebensmittel, beim 
Fuhrweſen⸗Train, bei Gefangenen, Transporten, Detafdyirungen, 
Gtreifpartheien, auf Ordonanzen ı. Es iſt wirklih oft kaum zu 
glauben, wie ſehr fi die Meiterei zerfplittert, und bat befhalb bie 
ruffifche Armee einen großen Borzug, weil zu allen biefen fo zahl: 
reichen Berrichtungen überall Koſacken verwendet werben, woburch 
bie Linien-Gavallerie unangetaftet bleibt. Uebrigens ift der Abgang 
an Pferden fehr bebeutend, ſowohl wirklicher Abgang, als 
kranke, marode und gebrädte. Napoleon hatte in Moskau, 
alfo nod& vor der Retraite, von feiner über 60,000 Maun 
Rarten Reiterei kaum 4000 Pferde. 

Ueber ad III. $. 25. In diefen Vorſchlag kann Breußen nicht 
eingehen. Es erklärt fi für ben von bem engern Bundestags Aus: 
ſchuß vorgelegten Gorp6:@intheilungsplan. 

Ueber ad IV. 6 33. Concedo. 

Ueber ad V. $. 41, 42, 51. Concedo. 

Ueber ad VI. $.55, 75. Der näheren Beratung vorbehalten. Es 
Scheint mir, daß Preußen nichts gegen biefe Anträge einzuwenden hätte, 

Ueber ad VII. 6. 83 und 84. Dito. 

Ueber ad VI. $. 87, 88, 89, 91. Diteo. 

Ueber ad IX. 6. 97. Man kann biefen Brundfag nicht allgemein 
annehmen ; Zuremburg muß, wegen ber Schwierigkeit, ein fdhleuniges 
Approviftonement berbeizufhaften, auf ein Jahr verforgt fein. 
Saarlouis, Landau, Germeröbeim, als Grenzfeftungen auf ſechs 
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Monate. Bel Mainz und Ulm hinreichend, wenn Vorſorge für brei 
Monate vorhanden. 


Ueber ad $. 100. 

‚Ueber ad X. 106—1i4. Dito. 

Ueber die Beſtimmungen betreffend die Bunbesfeflungen. Wenn 
bie Geſdmittel vorhanden, fo iſt nichts dagegen einzuwenden, Raſtabt 
mit Ulm gleichzeitig anzufangen. Erſteres aber bem Lehteren vor⸗ 
zuziehen, unb bie 20 Millionen Franken für foldhes anzuwenden, 
würde, meines Bedünkens, ein großer Mißgriff fein, welches aus 
ver Beſtimmung beider Feſtungen hervorgeht. Ulm foll ein großer 
Baffenplag für Ober: Dentfchland fein. Raſtadt ein Gperrpuuet bes 
MhHeinthals und bei welchem bie Armee eine Flankenſtellung nehmen 
kann. Diefe Beftimmungen zeigen ſchon deutlich, daß bie Befeſtigung 
von Raftabt nur einen ſehr untergeorbneten Zwei erfüllt, und mit 
ver Wichtigkeit eines Hauptwaflenplages für ganz Ober⸗Deutſchland 
in gar keine Bergleihung kommen kann. 

Daß eine operirende Armee einen Hauptwaffenplatg haben muß, 
in welchen fie ihre Depots niederlegt, iſt wohl einleuchtend, eben fo 
wird Wärtemberg eines foldhen bebürfen, um fein Material geſichert 
zu wiffen. Gollte aber ſowohl jene ala dieſes ihre Borräthe an ber 
Grenze nieberlegen, von weicher fie bei geringfier ungänftiger ZBenbung 
abgefchnitten werben? Hoͤchſt wahrfcheinlich werben die Deutfchen wenn 
es die Franzoſen ernftlih meinen, kaum Zeit haben, ſich in gehöriger 
Anzahl in bem Lager vor Raftabt zu fammeln, und die Goncentrirung 
wird vermuthllich rüdwärts erfoigen müflen, ehe mas in angemeffener 
Stärke vorgehen kann. Wie aber kann man ih aus Raſtadt mit 
Gefhäg, Munition ıc. verforgen, wenn es von dem Feind umfchlofien 
und vor unferer Front liegt. Ueberhaupt hat bie Kriegs: 
geſchichte hinlänglich bewiefen, baf, wenn Befungen nur 
bienen follen, gewiffe Gegenden zu fperren, das Eindringen 
dem Feinde zu verhindern, foldhes felten erreicht wird, nunb 
daher nuglos find. Unbeftreitbar if aber ihr Nugen als 
Baffenpläge, welde die Operationen der Armeen unters 
fügen, und bann entweber defenſiv im Innern des Landes, 
ober offenfio an ben Grenzen liegen. 

Ein Blag erfier Art würde Ulm fein, welcher um fo wichtiger, 
da fein Dafein die Möglichkeit barbietet, daß Defterreich künftigen 
Antbeil an bem Kriege am Otheln nehmen kann, weldher ohne einen 
Waffenylag kaum möglih, da deſſen Operationslinie von Wien zu 
lang if, als daß es jeven Abgang ſchnell genug erfehen könnte, 

Die Hauptſache wird aber immer fein, Oeſterreich biefe Lage zu 
verfchaffen, indem biefe Macht denn doch wohl bie größte Kraft: An= 
Rrengung zu machen geeignet il. Daß Übrigens In einem Grenz⸗ 
ande der Kriegsfhauplag fein wirb, iſt begreiflih, bdaß aber durch 
eine Feſtung folder darin ſehr verlängert werben koͤnnte, iſt nicht 
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wahrfheinlih. Wine Feſtung wird leicht maslirt und die Arwmer 
bringt weiter vor. 

MRaſtadt aber als Offenfios@Baffenplag anzunehmen , ſcheint auch 
nit zwedmäßig, einmal, weil dann ber Play fehr geräumig fein 
müßte, unb bann weil ihm ber viel flärkere Play von Gtraßburg 
entgegen flieht, uͤberdies bas Elſaß noch viele andere Beflungen hat. 

Solches wird weit leiter von Homburg aus bei Nancy 
erobert, als dur einen Mheinübergang bei Raſtadt. 

Ad 8 B. I. Den militärifhen Oberbefehl in die Hände bes 
Lanbesherru ber Bundesfeflung zu legen, if nicht Bundes gemäß. 

Solcher if oft bei dem beften Willen nicht im Gtande, bie 
Feſtung dem Beinte zu verweigern, und if wohl erforderlich, 
jeber Ueberraſchung vorzubeugen, fowie auch ber Mann, welcher im 
Kriege einen Play vertheidigen fol, fi ſchon im Frieden mit Er⸗ 
lernung feiner Vor⸗ und Nachtbeile muß befaunt gemacht haben. 

&ben fo ad II. Beſatzungsrecht. 

Der immerwährende Werhfel der Barnifon In ben Bunbes; 
feungen, kann gewiß bem Dienft nicht zuträglich fein, eben fo wenig 
wie der flete Wechſel ver Gouverneur. Wo findet man fo vide 
taugliche Männer, hauptſaͤchlich in den Fleineren Staaten? und kaum 
hätte ein foldher Kenntniß von den Beflungswerken befommen, kaum 
dat er ſich mit den Berbältniffen einer Bundesfeftung befannı gemacht, 
kaum fennen ſich Officire und Soldaten, fo foll vieſes Band ſchon 
wieber zerrifien werden. Nicht zu gedenken der großen Koften, welche 
der flete Hin⸗ und Hermarſch oft fehr entfernter Eontingente verurfacht. 


Ad II. Gegenflände ıc. 

Ueber ad J. Der Vorſchlag, von jeder Diviflon ein Mitglied 
zu ber Militär-Gommifflon zu fenden, würde ihre Zahl auf zehn 
fefegen, und if fein Grund vorhanten, warum nicht jete Brigade 
ein gleiches verlangen koͤnne, wodurch ſechszehn Mitglieder erwachſen 
würben. 

Ad 1. Gleichzeitig iR wohl nicht nöthig, daß bie Beftungen 
unterfucht werben müflen. 

Da ferner die Militär-Commifflon zugleih bie ausübende Be: 
hörde der Bundesverſammlung fein fol, fo iſt ihre collegialifche 
Form aus fo vielen Mitgliedern nicht geeignet, einen raſchen Geſchaͤfte⸗ 
gang zu beförbern. Leberbied hat jebes Mitglied ber Militär-Goms 
miſſion einen Stellvertreter, ber in feiner Abweſenheit den Gipungen 
beimohnt, jebodh ohne Stimme zu haben. 

Ueber ad II. Gleichguͤltig. 

Ueber ad II. IR mißverfanden. Es iſt gefagt, daß, fo wie 
vier Mitglieder ber Militär⸗Commiſſion verfammelt find, fie ihre 
Berathungen anfagen kann. Diefes fließt aber für bie Folge ven 
alten Say nicht aus, ba brei Miiglieber ein Collegium bilden können: 
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wenn alſo auch zwei Miiglieber — und eines krank iR, fo 
fann bie Berathung boch fortgefeht wer 

Uebrigens Tann bie Mbwefenbeit 6 ber ee Wiitglicher nie von langer 
Dauer fein. 

Ad 5. JR weitläufig, erſt bie Erlaubniß von ber betreffenden 
Regierung einzuholen, und wenn ſolche verweigert wird ? 

Ueber ad Ill. Gegenflände x. 

Zu wünſchen, daß biefe Fragen balb erörtert werten. 


5. Weber bie — ———— Bemerkungen. 

Ueber ad F. 8. Conced 

Ueber ad $. 11. An ben Militäz:Ansfguß zu verweifen. 

Ueber ad $. 15 u. 16. Dito. 

Ueber ad $. 26. Es wurde in frühern Anträgen belicht, kein 
Armeecorps Toll unter 20,000 Bann fein, welches auch in gegen- 
wärtigen Paragraphen beſtätigt. Uebrigens werden ganz gleiche 
numerifche Bertheilungen in Divifionen und Brigaben unb beren Gtärte 
nicht wohl ausführbar fein, da bie Gontingente zu ungleicdhartig. 

Ueber ad $. 32. 35. 37. 42 und 43. Beiſtimmend. 

Ueber ad $. 45. Hat viele Schwierigkeiten, wo nit ganz 
unausführbar, wird ſich Preußen entfchließen können, 7000 Kanonen 
umzugießen ? 

Ueber ad $. 51. 69. 77. 83. Beiſtimmend. 

Ueber ad $. 92—95. Mirb näheren Berathungen vorbehalten 
werben möüflen. 

Ueber ad $. 99. Verdient Berückſichtigung. 

Ueber ad $. 101. Dex näheten Beratbung. 

Ueber ad $. 109. Beiſtimmenb. 

Die zu unterwerfenden Reglemente find Begenflände, welche von 
der Militär-Gommiffion bearbeitet werben müflen. 


6a, lieber bie gro li W in der 
[) rs 5 6 2 Te weiten 

Die Gründe, bie in biefer Abflimmung ber von bem Bunbes⸗ 
Ausſchuſſe vorgefchlagenen Gorps-Eintbeilung entgegengefeht werben, 
find bereits ſchon feit einem Sabre fo vielfältig biscutirt worden, baf 
es bie Milttär:Berfaflung Deutfchlands wenig förbern würbe, wieber 
auf benfelben Punct zurückzukommen. 

88 iR einlenchtend, daß Zufammenziehurgen von Truppen längs 
ber feinnlichen Grenze vom Feinde verhindert werben koͤnnen, und daß 
man bie erfien Sammelpläge ber einzelnen Gorps von ihrer nad: 
maligen Verwendung wohl unterfcheiden müſſe. 


— — — 


e) Der Blan der beiden Heſſen war im Verein mit Würtemberg befanntlich 
dahin gegangen, daß die Truppen biefer Lande in ein Armee⸗Corps vereinigt 
werden möchten. Preußen zeigte nun bie Gonfequenzen dieſes Vorſchlags. 
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Das achte Corps würde zu feinem natürlichen Sammelplag, wo⸗ 
fern die feindlichen Anſtalten ſolches erlauben, Kehl erhalten; Yeun 
bei Ausbruch des Krieges mäflen förderſamſt bie Grenzen unmittel- 
baren Schup Haben, weil vor Bereinigung der ganzen Armee biefes nicht 
durch allgemeine bauptfädhlich offenfive Operationen gefchehen Tann. 

Wie unnstürlich erfcheint aber, wenn Truppen von Gaffel unb 
Gieſſen nach Kehl ober Überhaupt nad) Schwaben (Heilbronn oder 
Ulm) marfchiren follen, während das Land zwiſchen der Baar 
und dem Rhein, als das anerlannte Schlüffel- Terrain bes 
Defenſions⸗Syſtems von Deutfhland offen bleibt. Wie foll 
ferner Mainz für ben erſten Anlauf geſichert werben, wenn 
umliegenden Truppen ſolches verlaffen? Sollen bie barmfläbtifchen 
und caffelfhen Reſerven vielleiht die Garniſonen ber 
Feſtungen in Schwaben bilden helfen und die In und neben 
ihrem Lanbe der Gefahr ausfenen, in Beindes Hände zu 
fallen? 

Sollen enblih, im Ball eines Rückzuges, biefe Contingente ſich 
an die Donau ober na Augsburg zurüdziehen und von ihrem 
Vaterlande und ihren Hülfsmitteln abgeichnitten werben? Es If alfo 
gewiß natürlicher, daß die Sacfen, flatt auf ter Kathete, bie nur 
um etwad weitere Diagonale vorziehen und nah Ober: Deutichlanb 
marſchiren, und mit ihren Depots die bortigen ZBaffenpläge beiegen 
helfen, wenn bie Gontingente vom Mittelrhein vie Borpoflen ter 
bebrobteften Grenze verlaffen und nach einer minder bedroheten, burch 
diefen Strom geficherten Defenflonslinie marſchiren. 

Wo wird ber Großherzog von Darmfladt fein ſchönes Material 
an Artillerie unb andern Kriegsbebürfnifien bei ausbrechendem Kriege 
in Sicherdeit bringen, nad Raſtabt, Ulm oder nah Mainz? 

Die Bereinigung ber heſſiſchen GHäufer mit Würtemberg unb 
Baden iſt alfo ter Sicherſtellung Deutſchlands durchaus entgegen, fie 
gründet ſich nicht auf verwandtſchaftliche Verhältniffe, welche überbies 
ben höheren militäriihen unb allgemeinen Rückſichten ftets unter: 
georbnet fein müflen. Sie iſt geographifch nicht zu erweifen, weil von 
Rinteln nad Kehl 62 und von Dresden nach Ulm nur 60 Meilen find. 

Sie iſt endlih dem Intereffe Deutfhlands auch no 
befonders baburh nachtheilig, bag bie vollſtändige Ent: 
widelung ber preußifchen Streitkräfte, die eine nothwenbige 
Bedingung der Sicherung Deutſchlands if, gehindert: wird; 
denn wie Eönnen diefe Kräfte fih enıwideln, wenn ber 
Boben, worauf ſolches gefhehen foll, verloren geht und 
die Feſtungen am Rhein Gefahr laufen, in Beindes Hände 
zu fallen, welches zu erwarten Rebt, wenn bie Linke Flanke 
ber Rheinlanbde offen gelaffen, wenn befien Nachbarn nad 
entfernten Brovingen, ben eigenen Heerb vernadläffigend, 
eilen. Die preußifhen Ränder jenfeits bes Rheins [ollen 
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alfo allein dem erfien EHoc Preis gegeben werben, fie follen 
ohne Unterfügung von Ihren beutfhen Brüdern gelaffen, 
bie hinter ben Oberrhein nah Schwaben fi zurüdzichen?t 
Man foll auf bie Hülfe bes entfernten Sachſen rechnen, 
währenb bie unmittelbar neben und rüdmwärts liegenden 
Hefien davon eilen. Wie if ſolches gegen bie faum erft 
wiebernereinigten beutfhen Länder zu verantworten, bie, 
ihrer vorliegenden Lage wegen, gewiß alle Berädfidhtigung 
verdienen und benen bie Ueberzgeugung gewährt werben 
muß, baß Deutfhland auf ihren Shug bedacht nimmt, das 
mit fie nicht gebrungen werden, fi nad ihren vormaligen 
Berbältniffen zurüdgufehnen. Gewiß wird naher Preußen 
feine Zufimmung nie zu einer Bereinigung geben, die dem 
deutfhen Baterlande im Allgemeinen fo nadtheilig und 
welche ben Mheinländern eine fo große Bleihgäftigkeit 
gegen ihre gegründeten Aufprüde beweifen würbe. 

Um diefen Binwürfen einigermaßen zu begegnen, if zwar ans 
gebeutet worben, den Gammelplay bes achten Gorps bei Mannheim 
zu beftimmen. Obwohl nun biefe Direction fehr zwedimäßig, befonbers 
wenn es fi von Aufammenziehung ber Armee handelt, fo hat doch 
Niemanb erlebt, baf, wenn ein Krieg mit Frankreich gebropt 
hat, bie Schwaben ihr Land verlaffen haben und nad ber 
Dfalz marfhirt find, und ſolches wirb Ihnen Immer be 
denklich vorkommen, fo lange nit mathematiſch erwieſen, 
baß der Schwelzerboben neutral bleiben wirde)y. Niemand 
wird aber wohl zu bebaupien verfuchen, daß bie Neutralität ber 
Schweiz in keinem Ball verlegt und den Franzoſen das Gindringen 
nad Dentſchland von biefer Seite unmöglich ſei. 


6b. Ueber bie befonbern großherzoglich heſſtſchen Bemerkungen. 
Ueber Bildung und Berwenbung ber Reſerven. 
Diefe Bemerkung if gegränbet. 
Ueber Berbälmig ber Waffengattungen. 

Benn and ben Heinen Staaten von ber Berbindlichkeit, Reiterei 
gegen Erſag an Infanterie zu bewilligen if, fo fann foldhes doch 
nicht ben mittlern Staaten zugeflanden werben. 

Den echten Theil von ber Infanterie, flatt von bem ganzen 


*, Der König von —— nahm dieſe Aeußerung ſehr übel; allein 
die Vertheidigung v. Wangenheims in der vertraulichen Sigung vom 4. März 
1819 war doch fehr ſchwach nnd konnte, abgefehen von dem Befreiungsfriege 
1813, wo wohl eine freie Parteinahme Würtembergs für die Sache Deutſch⸗ 
lands nicht vorhanden war, fo tapfer au der damalige Krenbrinz für bie 
deutſche Sache kämpfte, nur die Thatfache feſtſtellen, das die Schwaben bis 
an den bein (1799), aber nicht, daß fie über den Mhein in die Rheinpfalz 
gelemmen wären. 
46 * 
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Gontingente, als Gavallerie anzunehmen, if eine unſichere Rechnuug, 
weil die Stärke ber Infanterie nicht gegeben if. 
Munitionsbebarf. 

Es wird in allen Staaten angenommen, daß ber Munitiond- 
bedarf bei andbrechendem Kriege auf eine lebhafte Gampagne vorhanden 
fein muß, und ba if ber von bem Comité angegebene Bebarf nicht 
zu bo, beſonders da in ben heutigen Kriegen bie Operationslinien 
gewöhntich ſich ſchnell verlängern. 

Mißverſtanden iſt jedoch, daß folder glei ber Armee nachge⸗ 
führt werben foll, wozu freilich ungewöhnlid viel Transportmittel 
erforderlich fein würden. Es wirb baher andy noch näher anzugeben 
fein, wie viel den Bataillonen und Barterien ausgegeben, wie viel 
Referve nachgeführt, unb wie viel in ben Depots zurüd bleibt. 

Diviflond: und Armee-Gommanbo. 

Diejer Bemerkung kann preußifcher Geits im Allgemeinen beis 

geſtimmt werben, wenn bie Bethelligten darüber unter ſich einig find. 
® L 


[| 
Deren Wünſchen ber großherzoglich⸗ und herzoglich⸗ſachſtſchen 
Häufer, in Betreff der Nichtflellung von Gavallerie und Artillerie 
und bafür verhälinigmäßigen Mehrleiſtung von Infanterie, ſteht 
preußifcher Seits feine bedeutende Schwierigkeit entgegen, wenn biefer 
Antrag anterweitig angenommen wirb. 


T. Weber die großperzoglidden luxemburgiſchen Bemerkungen. 

Ad 1. Es wirb demnach die Gavallerie des Bunbeöheeres aus 
300,000 : 8 == 37,500 Mann beſtehen. Grhält nun jebes ber 
10 Eorps 3000 Mann Gapallerie, was bleibt dann noch für bie 
Reſerve⸗Cavallerie übrig? Ueberdies wenn Rußland 800,000, worunter 
100,000 Dann Gavallerie, und Branfreih 5 bis 600,000 Mann 
haben kann, worunter body gewiß 50,000 Mann Gavallerie fein 
werben, fo kann die beutfche Reiterei nicht ſchwächer auftreten, bes 
fonbers ba ihre Verſtärkung fchwer hält und nicht, wie bie Infanterie, 
in furzer Zeit gebildet werben fann. 

Ad 2. Das GErflaunen bezieht fi darauf, baß bie lippiſchen 
Häufer und Walde, beren Gontingente 1450 Dann betragen, von 
bem neunten Gorp& zum zehnten verfeßt worden if. Es fcheint 
angemefiener, daß folches nicht fattfindet, iſt aber gewiß nicht fo 
erheblih, um ben Bundes⸗Ausſchuß darüber fo empfindlich anzugreifen. 
Daß übrigens Luxemburg und Naſſau nicht zu WBürtemberg, alſo 
nicht von ihrem Heerd getrennt werben wollen, ift begreiflih und 
ganz an feinem Drt. 

Al 3. Preußiſcher Seits wirb man immer gerne fehen, je mehr 
zur zwednäßigen Ausbildung des Bundesheeres im Frieben gefchießt, 
und ift baber nichts zu entgegnen, wenn jtel flatt Jtel bei den 
Bahnen erhalten wird. Um den Mehrbebarf der Pferde im Kriege 
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zu erhalten, können mancherlei Einrichtungen getroffen werben, welche 
fih aber hauptſächlich auf die Localität des Landes beziehen. 

Ad 4. Nach $. 42. der Grundzüge wird ber gleiche Sold nur 
innerhalb eines und deſſelben Armercorps gewünfcht, nicht aber auf 
bie ganze Armee ausgebehnt. 

Ad 3. Daß bei ber Verſammlung im Kriege eine Militär: 
Behörbe fein müfle, iR bon jedermann anerkannt worben, nur muf 
beren DWirkungskreis fehr befchräntt werden und barf fi nicht auf 
Operationen ıc. einlaffen, weil man in ber Stube und entfernt vom 
Kriegöfchauplag nicht die Anfichten in Beldlager kennen und bes 
urtbeilen kann. 

Dem Beldherrn muß daher biefe Behoͤrde gleichfalls untergeorbnet 
fein und Tann nicht zu feiner Controle dienen. 

Ad 6. Diefer Bemerkung trete ich bei. 

Ad 7. Denen Bemerkungen über bie Bunbesfeftungen im All⸗ 
gemeinen trete ich Bei, was aber bie einfeltige Erklaͤrung wegen 
Zuremburg betrifft, fo fann ich ohne befondere Inflructionen mid 
berüber nicht äußern, nur fcheint es mir immer einleuchtend, daß, 
wenu ber Bund bie Koften der Inflandfegung von Luxemburg Iragen 
fol, der König ber Niederlande auch das GBigenthumsredht ber 
Seftungäwerke und ber Artillerie dem Bunbe übergeben muß. 

olg. 


Anbang VI. 

A. Politiſche Fragen ded Bundeötagd: Uusfchuffes 
in Bezug auf des deutfchen Bundes völkerrechtliche 
Berbältuiffe des Kriegs und Friedens ). 

Beilage zur 35. Sihung vom 20. September 1819. 


Nachdem das Butachten wegen ber Reihefolge durch Bundes⸗ 
beichluß angenommen worden und bie zweite Beilage befielben über 
bie auswärtigen Berbältnifie bes Bundes, in Anſehung ber diplo⸗ 
matiſchen Beziehungen, nah Num. 1. 2 und 3. daſelbſt feit dem 
weiter erörtert und feftgeleßt if, fo bürften nunmehr noch die voͤlker⸗ 
rechtlichen Verhältnifie bes Kriegs und Friedens nach ten Num. 4. 
5 und 6. eine nähere Beftimmung und Beichlußnahme erfordern, fo 
wie beßhalb bie Frage aufgeftellt worten. 

Folgende Säge bürften darnach als eine weitere Audeinanber- 


*) Ge if wichtig ſich zu vergegenwärtigen, daß Mitglieder diefes Aus⸗ 
jchufſes dgreig —** Baiern, Hannover und Mecklenburg waren — 
Gr. Buol, Gr. Bolg, Frh. v. Aretin, v. Martens u. Frh. v. Pleſſen. 
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fegung ber In ber Bunbdesacte enthaltenen Grunbzäge anzufehen und 
einer näheren Brüfung zu unterwerfen fein. 

1. Der deutſche Bund führt nur Krieg zu Grhaltnng 
der Unabhängigkeit uub Unverlegbarkeit der einzelnen 
beusfhen Bunbesftaaten unb ibrer ſämmtlichen unter bem 
Bunde begriffenen Befigungen®). 

2. In allen Bortommenheiten, weldge die Erhaltung der äußern 
Sicherheit Deutſchlands und bie Unabhängigkeit und Unverlegbarfeit 
ber einzelnen Bunbesftsaten betreffen, bat ter Bund ſich als ein 
Ganzes zu betrachten, um mit vereinigten Kräften zu bewirken, daß 
eines Theils von feinem feiner Mitglieber Verlezungen gegen Aus: 
wärtige geübt werben, ober, Balls foldyes gefcheben, biefelben abzu⸗ 
Rlellen; andern Theil bie von auswärtigen Mädten einem sber 
mebreren einzelnen Bunbesflaaten zugefügte Verlegung, als wie dem 
geſammten Bunde widerfahren, anzufehen und zu behandeln. 

3. Demnach würde der Bund auf Anrufen bed verlegten Theile 
zunächſt feine Vermittlung und Vertretung einzulegen haben, unb, 
wenn diefe innerhalb gewiſſer Zeit ohne Hinlängliche Wirkung bliebe, 
eine angemeflene Genugthuung und Gicerfiellung bur& Aufgebot 
gemielnfamer Kräfte und durch Gewalt fi zu verichaffen fuchen. 

4. Alle ſolche Maasregeln, welche zum Schut des 
Theils erforderlich werben, Fönnten durch Mehrheit ber Stimmen im 
engern Rathe befchloffen und in Bollziehung gefegt werben, wenn 
eine förmliche Kriegs: Erklärung nöthig erachtet wirb, fo wäre felbige 
nur im vollen Mathe und burd zwei Drittel ber Stimmen deſſelben 
ausjufprechen. 

5. In allen ben Fällen, wo der Bund von bem Briebensftande 
In den Kriegsſtand übergeht, ſteht es jenem einzelnen Mitgliebe frei, 
nice nur auf feine Koftlen eine größere Kriegsmadt als bie, welche 
fein Kontingent mit fi bringt, aufzuftellen, fonbern auch deßhalb 
Subflvien und Allianzen einzugehen ; jeboch kann bem Bunde hierans 
teine Verbindlichkeit zu Geld- ober NaturalsWeiträgen für felbige 
erwarben. 

5. Der Bund hat aber auch in feiner Geſammtheit das unftreitige 
echt, Gubfidien- Tractate und Defenfiv- Allianzen mit Auswärtigen 
zu fchließen ; es müßten biefe jeboch nur unter Zuflimmung von zwei 
Drittel des vollen Raths unterbandelt und nur für bie Dauer bes 
Kriegs abgeichlofien werten. 

7. In ben Bällen eines Kriegs, in welchem Mitglieder 
bes Bundes in ihrer Bigenfhaft als europäiſche Macht 


*) Hiermit vergleiche man die Orflärung des Kaifers von Deherreidh in 
der 15. Sig. v. 15. April 1818: „S. Maj. wünſchen dadurch (dur die 
MNichtaufnabme der Bombarbei in den deutſchen Bund) dem deutihen Bunde 
an bewäbren, wie wenig «6 in Ihrer Abſicht liege, defien Bertheidigungslinie 
uber die Alpen auszudehnen“. 
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zuerſt verwidelt wurben, beſchräukt ſich bie Verpflichtung 
bes Bundes hauptſächlich darauf, ihre zu dem Bunde ge 
hörigen Brovingen zu ſchüyen und zu beren Vertheidigung 
gegen äußere Angriffe mitzuwirken; jeboch Tann der Bu’.o 
anf Beine Weiſe gehalten fein, zur Verſtärkung diefer Macht 
feine Truppen außerhalb bes Gebiets bes Bundes marſchiren 
zu laffen, weun nicht befondere Berträge eine weitere Hülfe⸗ 
leitung hierüber aufihern und dem Bunde bie Verbindlich: 
Seit hiergn auflegen. 

8. Wenn ein Bunbesflaat von einer auswärtigen Macht fi 
mit Feindſeligkeiten bedrohet hält unb der Bunvesverfammlmg baven 
Anzeige macht, fo foll viefe fpäreflens binnen vier Wochen einen 
Beſchluß faflen, ob bie Gefahr eines Angriffs zu beforgen fei. Fällt 
der Beſchluß dahin aus, fo iR gleih damit zu beflimmen, welche 
für ben Ball eines Kriegs überhaupt zu verabrenende Vertheidigungs⸗ 
Manfregein alsbald In Wirkfamfeit zu jegen fein. Gebt aber der 
Beſchluß dahin, daß für jegt die Gefahr eines Angriffs nicht zu be 
forgen fei, fo wird 

9. der Bund gleichwohl, nad dem Bange bes Kriegs unb nach 
dem Grabe der Gefahr, welche daraus für bie Bundesländer enıfleben 
tönnte, bei Zeiten bedacht fein, diejenigen Maaßregeln zn ergreifen 
und gemeinfchaftli zu verabreden, welche den Umflänven nad ers 
forderlich werben, um entweber ben Feind von ber Verletzung des 
Bunbesgebiets abzuhalten, ober, im Fall eines geſchehenen Angriffs, 
ihn mit Gewalt aus felbigem zu vertreiben. 


10. Eine Neutralität des Bundes kann nur in Kriegen 
biefer Art, an welchen nämlich einzelne Bundesglieber als 
europäifhe Mächte einen birecten Antheil nehmen, flatt 
finden, wenn 

a. das in vem Krieg befangene Mitglied in biefe Neutra⸗ 
litäts:Ergreifung ausbrüädli williger; 

b. der Bund fiher geſtellt ift, daß die Neutralität feines 
im Kriege befangenen Mitgliedes für beffen Bundes 
Provinzen vom Feinde eingehalten unb beachtet wirb; 

c. wenn, nad Veurtbeilung ber Umflände und Verhält⸗ 
niffe durch die Majorität bes engern Mathe ber 
Bundesverfammlung, ben zum Bunde gehörigen Pro: 
vinzen bes im Krieg begriffenen Bunbesflaats Fein 
Angriff oder Betahr brobet. 

In Hinſicht ber Herftellung bes Friedens fcheinen noch folgende 
Eäte einer beſondern Prüfung mwürbig zu fein und auf biefe ober 
antere Weiſe in einem künftigen Beichluffe berührt werben zu müſſen. 


11. Wenn der Bund einen Krieg mitgeführt bat, fo kann Fein 
Bunbesglieb, es ſei allein oder auch als europäifche Macht, in einen 
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verwidelt werden, — einfeitig, ohne Theilnahme des Bundes, Waſſen⸗ 
ſtillſtand oder Frieben fließen. 

12. Wbtretungen eines Bunbeögeblets ober eines Theile befielben 
an Auswärtige burch einen Friedensſchluß können, ohne Zufimmung 
bes Bundesſtaats, welchen fie betreffen, nicht aubers, als gegen eine 
von dem Bunbe dafür zu leiftende Eutfhäbigung von biefem gältig 
verfügt werben. 

13. Abtretungen, welche in einem Sriebensfchluffe von Aus⸗ 
wärtigen an ben mit ihnen im Krieg befangenen beutfchen Bunb 
gemacht worden, find fo lange als Gemeingut bes Bundes zu be 
trachten oder zu verwalten, bis zwiſchen ben Bunbesgliebern eine 
Vereinbarung über ben verhältnifmäßigen Antheil an dieſe Eriverbung 
ober been Werth flatt gefunden hat, 


WB. Gutachten der Militär: Eommiffion über de 


(Ad $. 217. ber 85. Sitzung v. 3. 1819). 


Der Bundestags: Ausfhuß für bie Militär: Angelegenbeiten kat 
in der verebrlichen Note vom 5. April b. 3. von ber Militär:Gom: 
mifflon unter anderm vorzüglich ein umfaſſenderes Gutachten über bie 
YBunbesfeftungen gefordert und es nädftdem bem eigenen Ermeſſen 
derſelben überlaffen, in wiefern jolche ragen, beren baldige Erledigung 
vorzüglid wünſchenswerth fei und welche auch getrennt von dem 
Zufammenhange bes Ganzen füglich behandelt werben können, dem 
Bunbestags-Ausjchuffe befonbers zur Borlage gebracht werben möchten. 
An Folge dieſer Veranlaſſung hat es bie Militär-Kommifflon für 
ihre erfte Pflicht gehalten, ſich über diejenigen weſentlichen Gegen: 
Ränte zu berathen, über melde eine baldige Entfcheibung ber Hohen 
Bundesverſammlung dringend nothwendig wird. Sie bat fi über: 
jeugt, daß vor allem andern bie Beftimmungen über ben Bau ber 
neuen QBunbesfeflungen, wenigftens in wmilitärifcher Beziehung, einch 
ter dringendflen und widhtigften Gefchäfte der Bunbesverfammlung 
jein bürfte und fich baber zuerft mit ben Mitteln befdyäftigt, welche 
auf bem kürzeften unb gründlichſten Wege zu dieſem großen Zwede 
führen fönnıen. Die Meſultate ihrer biesfallfigen Bemühungen hat 
tie Mititär:Konmitjlon die Ehre, dem fehr verehrlidden Bunbestage: 
Ausſchuſſe in Folgendem ganz ergebenft zu unterlegen. 

Bei der gegenwärtigen Arbeit fonnten nur allein die früheren 
Veranlaffungen des Bunbesiags:Ausfchufles, das Butachten ber vorr 
jährigen Militär: Gommiffien und die DVerichte ber Local⸗Gommiſſion 
zur Brundlage dienen. Man überzeugte fit jedoch fehr bald, daß 
biele Baſis an fi eine Dienge Unvollfländigfeiten enthalte, bie das 
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Geſchaͤft ſelbſt bis ins Unendliche verzögern müßten, wenn man ſich 
nicht entfchließen wollte, jenen Mängeln ſoviel ats thunlich abzuhelfen. 
GE fehlten nämlich der Militär⸗Commiſſton vor allem biejenigen 
allgemeinen Grunbfäge über Die Bunbesfeungen, ohne welche es ihr 
rein unmöglich blieb, ein erfichäpfenbes Gutachten Über biefen Gegen: 
Rand zu bearbeiten. Selbſt bie ſtrategiſche Wahl ber zu befefligenden 
Puncte hing, zum Theil wenigſtens, von jenen Beflimmungen, von 
ber Uebernahme ber befiehenben Bundesfeungen und von ihrer 
Glaffification ab. Die von ben Lerallommiffionen geforderten Bes 
feRigungsentwürfe enblich hätten, ba frühere Vorarbeiten mehr ober 
weniger verabfäunt worben waren, einen ſehr bedeutenden Zeltaufs 
wand erfordert, ohne daß für das Weſentlichſte in ber Sache etwas 
gewonnen worben wäre. 

Unter biefen Umfländen entſchloß fih die Militär⸗Commiſſion, 
vor allem bie Local-Gommifflonen dahin zu inſtruiren, baf fie fi 
zuerft, unter Beſeitigung jenes ausführlichen Befefligungs:Eutwurfes, 
lebiglich mit ber Unterfuhaung der Hauptfragen befchäftigen möchten, 
welchen Schwierigteiten vie Befefligung der angetragenen Puncte 
überbaupt unterliege, und wie benjelben am zweckmäßigſten abgeholfen 
werben könne. Nur dadurch fonnte bie Milttär:Gommilllon in Stand 
gefept werben, über bie gegebenen Puncte felb und über ihr Ders 
— gegen einander ein begründetes militäriſches Gutachten zu 

rbeiten. 

Diefe Berichte find bei ihr eingegangen unb gewähren im allge 
meinen Auszug folgende Reſultate. 


Auszug aus ben Berichten ber Local⸗Commiſſtonen 
Germersheim. 

Die Mecognobcirung ber beiden Ufer des Rheins von Germers⸗ 
beim bis Mainz Hat die Ueberzengung verfchafft, daß zwiſchen biefen 
beiben gegebenen PBuncten am linken fer biefes Fluſſes durchaus 
kein andrer ſchicklicherer Punct gur Herkellung eines foliben Brüden- 
kopfes als bei Germersheim ſelbſt gefunden werben Tonnte Wei 
Befefigungsarbeiten auf dem rechten Rheinufer unterliegen längs der 
gegebenen Linie, fo wie bei Germertheim ſelbſt, ſehr beveutenben 
Schwierigkeiten, welche fi nur in bem Grade Überwinven laffen, in 
welchem man bedeutende Zufchüfle für biefen Zweck bewilligen wollte. 
Unter biefen Umftänben erfcheint bie gegebene Summe von 15,000,000 
France auf keine Weiſe Hinlängli zur Herſtellung eines boppelten 
Brüdenkopfes. 


Ulm. 

Der Bericht ber Loral:Gommiffion von Ulm gewährt nidht nur 
allein bie hoͤchſt beruhigende Ueberzeugung von ber vortheilhaften Lage 
bes PBunctes in fortificatorifcher Hinfiht, fondern ermweifl uns and 
bie Möglichfeit, Ulm in kurzer Zeit in vertheibigungsfähigen Zuſtand 
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zu ſetzen; denn mit ber Vollendung ber Wefefligung bes Michels⸗ 
berges tritt für Ulm ein erfier Zuſtand ber Vertheidigung ein, 
unter befien folibem Schutze, bie Beflung, nad; Maasgabe ber Zeit 
und ber Mittel, bie ber Bund barauf verwenben will, zu denjenigen 
Gigenfchaften eines Hauptwaffenplages erhoben wirb, zu welchen ihn 
feine firatogifche Wichtigkeit, die Urtbeile ber Sachverſtänudigen und 
bie bedeutenden Mittel beflimmen, die man zu feiner unverzüglichen 
Herftelung zu verwenden im Stande fein wird. Die taktifchen 

Schwierigkeiten, bie fidy bei bem Debouchiren ans Ulm, find zwar 
in dem Berichte mit Brünblichkeit erörtert, ſtehen aber in keinem 
Berhältnifie mit der ſtrategiſchen Wichtigkeit und mit ber vortbeils 
haften Lage dieſes Punktes für bie Befeſtigung felbf. 


Kaſtadt unb Donauefhingen. 

Die Berichte der Local⸗Commiſſionen von Raſtadt und Donau⸗ 
eſchingen beflätigen bie Meinung, bafi beide Bunfte zwar befeftigt 
werben koͤnnen; fie erforben jeboch in ihrer Anlage eine bedeutende 
Ausdehnung und daher einen beträchtlichen Aufıwand. 


Homburg. 

Die Befefligung bes Punktes von Homburg unterliegt, nad) 
dem Berichte ber Local-Commiſſion, durchaus einen bedeutenden 
Schwierigkeiten, und erfordert von allen angezeigten bie wenigfe 
Ausdehnung. 


Berbanblungen ber RilitärGommiffion. 

Gleich nachdem viefe Berichte eingezogen waren, bat es bie 
Militaͤr⸗Commiſſion für ihre Pflicht gehalten, mit möglichfter Be: 
rüdfihtigung ber oben angezeigten Schwierigkeiten bie Berhanbinngen 
über die Buntesfeflungen in fo weit ihre Erledigung jet möglich 
war, zu unternehmen, und ber Bunbesverfammiung diejenigen Punkte 
zu unterlegen, beren Entſcheidung theils an ſich als dringend noth⸗ 
wenbig erſcheint, theild aber auch al® Grundlage für bie ferneren 
Arbeiten ber Militär-Gommiffion unertäßlih if. 

Die Arbeit zerfiel hierdurch von ſelbſt in zwei Hauptabtbeilungen, 
namlich 

I. in fold» rein milttärifhe Beſtimmungen über die Bundes: 
feflungen mb ıber die Wahl ber zu befeftigenden Bunfte, über welche 
ber Militär:Gommiiflion ein entſchiedenes Gutachten zufteht: und 

1. in ſolche politifhsmilitärifhe Anfragen über denſelben Begen: 
ftand, über welche fih bie Militär: Gommiffion zwar durchaus nicht 
eiauben kann, eine beſtimmte Meinung auszufprechen, bie aber in 
jo vollfommenem Zuſammenhange mir bem Ganzen der Bundes: 
feftungen fteben, baß fie ſich nicht füglich getrennt behandeln ließen. 

Die rein militärifchen Beſtimmungen über die Bundeöfeflungen 
zerfallen in drei Hauptgegenftänbe: 

1. in bie firategifhe Wahl ber zu befeftigenten Puncte, 
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2, in bie Glaffification ber beſtehenden und ber neu zu erbauenden 

Bunbeöfeflungen, 

3. in bie Mittel, welche für die baldmöglichſte Beſtellung der alten 

—* für den Bau der neuen Bundesfeſtungen zu ergreifen ſein 

en. 

Die polttifchsmilitärifähen Anfragen in Beziehung auf bie Bundes⸗ 
feftungen enthalten als einen unmaßgeblichen Vorſchlag die Grund⸗ 
fäge, von welchen bie Mehrheit ber Milttär:Sommiffion glaubt, daß 
fie im Allgemeinen bei der Uebernahme unb bei der Behandlung 
der Bundesfeftungen zu unterflellen fein bürften. 

Nein militäriihe Gegenſtände. 
Ad 1. Ueber bie firategifche Wahl ber zu befeftigenden Puntte 
bat fih die Militär: Gommiffion, wie folgt, entfchieden. 
In Bezug auf Germersheim erflärte die Geſammtheit ber Mit: 
glieber einftimmig: 
a. baf der Punkt von Germersheim auf ber gegebenen Linie ber 
ſchicklichſte Uebergangspunft über den Rhein fei; 
b. daß ber Bau des Brüdenfopfes am linken Ufer und einiger 
fhügenben Werke am rechten fobalb als möglich zu br,innen 


a 7 

ce. daß unter ben bekannten Umfländen für bas ganze Werk kein 
höherer Brforbernifantrag gemacht werben bärfe, ats auf 15,000,000 
France, incelufive der Dotation, 

ORückſichtlich des Punktes Ulm hat ſich eine Berfähiebenheit ver 
Meinungen ergeben. 

Die Mehrheit, nämlich ber Öfterreichifhe, preußiſche unb ber 
DBevollmächtigte vom 9. und 10. Armeecorps, hat ſich beſtimmt dahin 
ausgefproden: 

a. daß ter Punkt von Ulm fi unter allen gegebenen am voll: 
tommenften zu einem Waffenplage für bie Gontingente bes 
Oberrheins und für bie zu ihrer Unterſtützung herbeieilenden 
Truppenmaflen der rüdwärts liegenden Bunbeöflaaten eigne, und 
jwar deshalb, weil er 

a. im Mittelpunfte bes am Öberrhein bedrohten Bogens, und in 
argemefjener Entfernung von demfelben Liegt, und baburd 
ſowohl, al® durch bie Engpäſſe des Schwarzwalbes gebedt, 
feinem erften Anlauf ausgeſetzt if; 

b. weil er die reinften Operationslinien in ſich vereinigt; 

weil er bem Oberrhein, um obige Zwecke zu erreichen, gunächfl 
liegt, und folglich ber urfprünglichen Winmung ber 20,000,000 
Francs am meiften analog, und zugleich ber wichtige Punkt 
in biefem Thelle der eigentlichen Operationsbaſis if, buch 
befien Befeftigung das Weſentlichſte gefchieht, was bie Kunſt 
für diefe Linie chun kann und muß; 

d. weil der Rückzug nach diefem Punkte und vie Möglichkeit ge⸗ 
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ſichert if, von einem Ufer ber Donau auf das andere überzu- 
ſeden; 

e. weil ex ſich am meiſten dazu eignet, um alle koſtbaren Bor: 
räthe ter benachbarten Grenzfiasten aufsunchmen, bie man 
gewiß niemald in erfier Linie wärbe nieberlegen wollen; 

b. ba der Ban von Ulm, ald ver wichtigſte und nothwendigſte. 
ungeräumt beginnen, nnd fürs erſte jene 20,000,000 Srancı, 
weiche für bie Errichtung eines wierten Haupiwallenpiages burch 
enropäiiche Verträge dazu beffimmt wurden, darauf verwendet 
werten möchten; 

e. u$ ver Antrag für bie Befeſtigung von Ulm auf nicht mehr 
als 20,000,000 Brance, obue Dotatiou gemadht werden bürfe. 

Dagegen bar ſich ber königlich baieriſche Bevollmächtigte bafin 

erflärt, bab ex zwar die Schicklichkeit des Vunktes von Ulm, ale 
eines rädwärts gelegenen, das ganze Befehigungs:Syfkem ſchließenden 
Hauptwailenplages, nicht verfenne, aber für die Befeſtigung beſſeiden 
nicht eher Rımmen werde, als bis bie Bunbeöverfammlung ſolche 
Summen bewilligt hätte, durch welche bie Möglichkeit für die Aus⸗ 
bilpung eines allgemeinen Befeligungs-Gyftems nach allen Bezichungen 
gegeben wäre. Im dieſen Falle würbe er, aufer ben beiden durch 
ben beſtehenden Tractat befimmten Bunkten ſich für einen dritten im 
Rheintbale und entlih auch neh für Ulm entſcheiden. Die vor 
bantenen 20,000,000 France aber au, feiner Ucberzeugung na 
uumittelbar am Überrhein verwendet werben. 

Der Abgrortnete bed 8. Urmeecorps dat fi zwar mit ber 
Mebrheit ter Militär: Commiſſion ſomohl für Die ſtrategiſche Wahl 
6 Bunlıes von lim, als auch für die Nothwendigkeit ber unge: 
jünmten Vefeſtigung deſſelben erklärt; er meint aber, baf jene 20,000,000 
Rranch für die Befeſtigung des Oberrheins befkimmt feien, und bie 
Beſeſtigung von Ulm mic eber flart finden könne, als bis hierzu 
von dem Bunde bie erforderlichen Summen ausgewieſen würden. Cr 
beruft ſich in Hinſicht der Motive auf feine in ter 20. Gigung ber 
Militär Gommifjion vorgetragene Abftımmang. 

G6 bet ſich baber die Militärs Gommiflion einftimmig für bie 
ſtretegiſche Wahl von Ulm als Hauptwalfenplag erflärt, der königlich: 
baieriiche Bevollmaͤchtigte jedoch unter ben ausgeiprechenen Boraus- 
fegangen, und, da bie Grörterung jebeö einzelnen PBunltes im bes 
tingenten Zujammienbange ſtehe, unter ber beflimmten Berufung auf 
den ganzen Inhalt jcıned in ber 20. Gigung vorgetragenen Botums. 
Nur über den Beqian des Banes und über bie Mittel, die dazu 
verwendet werden ſollen, ſind die Anſichien von einander darin ab: 
weicdhent, daß cıne Mebrbeit von 4. unbetingt, und der Berellmädtigte 
bes 8. Ardicecorps betingt gegen eine fidh für ungefäumte Befel'gung, 
und eine Mebrbeit von 4 gegen 2 für bie Beimmung ber 20,000,000 
Bruns für den Vunkt ven Ulm erklärte. 
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Den Bunft Raftabt betreffend, Hat fi bie Geſammtheit ver 
Mitglieder für bie Nüglichkeit einer Befefligung am Oberrhein, in 
fo weit man minbefiens bie eine der Operationslinien gegen ben 
Saupıwaffenplag beiden wollte, — und für bem gleichzeitigen Beginn 
des Baues, wenn von ber Bunbesverfammlung bie dazu nöthigen 
Mittel angezeigt werben follten, ausgefprochen, — naͤchſtdem aber bie 
Öfterreichifche , baieriſche und der Berollmädtigte bes 10. und 8, 
Armeecorps für bie fkxategifche Wahl des Punctes von Raſtadt, — 
ber Eöniglihspreußifhe Berollmädtigte vorzugsweife 
für die permanente Befeſtigung einiger Boflen bes 
Schwargwalbes, — ber bes 9. Armeecorpé enblih dafür, baf 
man bie Wahl biefes Punctes ben dabel näher intexeflirten füb- 
deutfchen Bundesfürften überlaffen möge. 

Der Abgeorbnete des 8. Armeecorps fügt bier die Bemerkung 
an, daß er zwar zugebe, die Befefligung von Raſtadt, wie fie jegt 
vorgefhlagen worben, werde fehr ausgedehnt und koſtſpielig fein; 
dieſes liege aber nicht an ber Localität, fondern mehr an einem zu 
groß gefaßten Projecte. 

Der öoſterreichiſche, preußiſche und ber Bevollmächtigte bes 9. 
und 10. Armeecorpsé haben fi ferner dahin erklaͤrt, daß man ben 
Bau von Raſtadt nicht eher anfangen koͤnne, als bis jene Entſcheidung 
von ber Bunbesverfammlung erlangt wäre. 

Dagegen wollte ber koͤniglich⸗baieriſche Bevollmädtigte, daß die 
angezeigten 20,000,000 Francs unter gewiflen Borausfegungen, — 
der des 8. Armeecorps aber, daß fie unbedingt auf den Punft von 
Raſtabt verwendet werben follten. Bür bie firategifhe Wahl bes 
Bunftes von Donauefchingen, im Fall man bort eine zweite Operations 
linie des obern Rheinthales beiden wollte, würbe ſich wahrſcheinlich 
bie Mehrheit erflärt haben, wenn ihr die Berichte ber Local:Gommiffion 
nicht bie Ueberzeugung verfchafft Hätten, daß eine Befefligung biefes 
Bunctes allzugroßen Schwierigkeiten unterläge. Selbſt die bagegen 
angeführten Brünve des königlich: baierifhen Commiſſions⸗Mitgliebes, 
welche von beur koͤniglich-daieriſchen Militär-Bevollmächtigten burch 
feine Abftimmung in ber 20. Sigung ber Militär: Gommiffion und 
neuerdings durch Hinzufügung ber Bemerkung; 

„baß, infofern von Ulm gleichfalls Feine Berechnungen vorliegen, 
bei Raftadı und Donauefingen burch ben Mangel berjelben keine 
geringere Befeſtigungsfähigkeit bewiefen werben fönnen, — daß 
vielmehr Ulm in Beziehung auf bebeutende Ausdehnung und Koſten⸗ 
aufwand, ba bie Befeftigung bes Micheldberges bo nur ale ver 
Anfang bed Banzen betrachtet werben kann, unter ben brei genannten 
Buncten offenbar mit ben meiften Anfprücden hervortreten, 
unterfügt wurten, hatten bie Mehrheit br Militär:Gommiffion 
eines andern nicht überzeugen können. Gegen bie Beftlimmung von 
Donauefhingen zu einem Hauptwaffenplatz an bie Stelle von Ulm 
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entfcheidet eine Mehrheit von ⸗ yegen die einzige Gtimme bes 
töniglid:baierifchen Bevollmächtigten, fomohl aus ben oben angezeigten 
fortificatorifchen, al8 auch aus firategifhen Gründen. 

Die Rrategiihe Wahl bes Punktes Homburg if, (jedoch mehr 
in offenfiver als bdefenfiver Rückſicht) nicht minder als zweckmäßig 
erfannt worben: Allein die Mehrheit bat fich in fo lange gegen bie 
Beiefligung beflelben erklärt, bis von der Bunbeöverfammlung bie 
nörhigen Eummen für Ulm, für Raftatt und für bie Gerflellung ber 
älteren Bundesfeſtungen ansgewieſen fein wärben®). 

Al 2. Lieber bie Claffification ber beſtehenden unb ber neu zu 
erbauenden Buntes = Beflungen hat fi bie Mehrheit ber Militär: 
Commiſſion dahin entſchieden, daß die Feſtungen Mainz, Ulm und 
Zuremburg tbeil® wegen ihrer geographifchen Lage, theils aber auch 
vermöge der militärifchen Mittel, deren Entwidelung fle fähig wären, 
ald Feſtungen erfien Ranges zu berrachten find. Der Bevollmädhtigte 
bes 9. Arneecorps glaubte jebocdh hierbei bie Bemerkung machen zu 
müflen, daß ihm Mainz und Ulm als GentralsGauptwaffenpläge bie 
böchfte Wichtigkeit für ben ganzen Bund zu haben fcheinen. 

Die Feſtung Landau und bie zur Befeſtigung angetragenen 
Vunkte von Rafladt, Germersheim und Homburg find Buntesfeflungen 
zweiten Ranges, deren militärifhe Wichtigkeit einerfeits eben fo m: 
verfennbar, als andecſeits bie Anſicht richtig iſt, baß fle für bie 
Staaten, in welchen fle liegen, entichieben noch wichtigere Rüdfichten 
haben, als für bad Allgemeine des beutfchen Buubes. Germersheim 
erfcheint unter ben vier angezeigten Objecten als das wichtigere, 
einmal wegen feiner firategifchen Lage, als einziger Uebergangẽ⸗ und 
Berbindungs: Bunft am Oberrhein, — dann aber aus ber beionbern 
Rückſicht, daß auch für diefen Vunkt hinlängliche Ananzielle Mittef 
vorhanden fint. 

Dagegen erklärte ber Löniglich-baierifche Bevollmächtigte, es 
feine ihm, in fo fern jede Glaffification gewiſſer Feſtungen fi nur 
auf ihre beftebenden Gigenfkaften und Selationen gründen fann, 
bie noch nicht beſtehenden, felbR im Catwurf noch nicht beftätigten 
nicht wohl einer gründlichen Gintheilung unterliegen köunen. 

Nückſichtlich ber beſtehenden, nämlih Mainz, Luremburg und 
Randau, ift feine Ueberzeugung, baß nad rein militäriſchem Blide, 
ter fih gegen jede etwa darauf zu grünbende politifhe Gonfequenz 
vermahrt, allein Mainz als erfler gemeinfchaftliher Waflenplag ge 
ſedt werden müfle, und daß Luremburg, obgleich mit allgemeiner 
taftifcher Stärke bewährt, bennocdh wegen Mangels weitgreifenber 
Rrategifcher Beziehungen mit Landau im bie zweite Glaffe zu ſtellen fei. 

Ad 3. Ueber die Mittel, welche für bie balbmöglichſte Her⸗ 
Rellung der alten unb für ben Ban der neuen Bunbesfeflungen zu 


*) Würde mun heute auch noch diefen preuß. Borſchlag wir damals yermerfen ? 
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ergreifen fein dürften, hat fi die Mehrheit der Militär-Gommiflion 
dahin entichieben: 

a. baf die Bunbesverfammlung erfucht werben möchte, ſich fo bald 
ale möglich 

a. Über bie Wacht des Punktes von Ulm, 

b. über die Beflimmung ber bereit liegenden 20,000,000 Branıs 
für biefen Punkt, unb über ihre Empfangnahme zu erklären, 
unb endlich 

e. bie Militärs Gommiflion zu ermädtigen, diejenigen Vorbe⸗ 
reitungsmaaßregeln zum Bau ber Feſtung Ulm noch in dieſem 
Jahre zu veranlaflen, welche den Vegian ber Arbeit ſelbſt mit 
Anfang ber nächſten moͤglich machen 

Wenn dieſe Beranlaffung erfolgen follte, würde die Militärs 
Gommiffion ungefäumt ber Bunbesverfanmlung einen approrimativen 
Grforbernigansweis für jene Borbereitungsmaaßregeln zu unterlegen 
die Ehre haben. 

Dagegen erfucht ber koͤniglich⸗baieriſche Bevollmädhtigte, welcher 
fh für bie Verwendung der 20,000,000 Brancd zunächſt am 
Oberrhein erklärt, die BunbessVerfammlung, fidh bei ber vorliegenden 
Alternaiive fobald als möglich gefällig auszufprechen. 

a ob jene 20,000,000 Franks, nach Beherzigung ber in ber 20. 
Gigung ber Rilitär:Gommiffion von ihm vorgetragenen Grü‘ '«, 
auf bie Wefefligung von Ulm mit echt verwendet werden 
bürfen; ober 

b. ob vielmehr biefe Summe von einem ber beiden vorgeſchlagenen 
Punkte Donauefhingen und Raſtabt in Anſpruch genommen 
werben ſoll; und daß 

ce. die Militär⸗Commiſſion ermächtigt werben wolle, biejenigen Bor: 
bereitungsmaaßregel zum Baue eined biefer lehteren noch in 
diefem Jahre zu veranlaflen, unb ben Beginn ber Arbeit ſelbſt 
mit Anfang des näcften möglich zu machen. 

Der Abgeordnete bes 8. Armercorps glaubt, in Abſicht auf die 
Mittel, welche für bie balbmöglihfte Herſtellung der alten und für 
ten Bau ber neuen Bundesfeſtungen zu ergreifen fein bürften, 
folgenden Antrag machen zu müflen, und zwar 

a. tritt berfelbe demjenigen bei, was bie Majorität der Militär: 
Gommiflion in Abſicht auf Uebernahme und Herſtellung der be⸗ 
Rebenden Bundesfeflungen und auf ben Bau von Germergheim 
begutachtet hat; 

b. möchte zu wünfden fein, daß von der hohen Bundesverſammlung 
entſchieben werbe: 

aa. ob ein volllommenes Dertbeibigungs:Syften auf ver füb- 

weſtlichen Grenze gegründet, und mithin Maflabt, Donau: 
efhingen, Homburg und Ulm befefligt werben wollen, oder 
bb. ob man fih mit ber Befefligung derjenigen Punfte begnügen 
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wolle, welche die Majorität der Militär-Gommiffion vorge: 
ſchlagen hat, nämlich mit derjenigen von Raftadt und Ulm; 

cc. ob von Geiten des Bundes gar feine Beiträge geleiflet 
worden, und man fi einzig nur auf bie Verwendung der 
für bie Befeſtigung bes Oberiheins beſtimmten Summe von 
20,000,000 $rants befääränten wolle. 

b. Daß die Bumbesverfammlung fi 

a. über bie Wahl des Punktes von GBermeräbeim, 

b. über ben Bau eines einfahen Brüdenkopfes auf bem linfen 
Rheinufer daſelbſt und vielleicht einiger ſchühender Werke auf 
dem rechten erklären, unb 

c. bie Mittel und Borbereitungsanflalten und die Mobalitäten, 
welche bei ber Befefligung biefes Punktes feſtgeſeht werben 
bärften, beſtimmen möchte; 

e. daß bie hohe Bunbesverfammlung bie Uebernahme ber durch 
europäifche Vertraͤge beflimmten Bundesfeſtungen veranlaffen, — 
bie Mobalitäten welche bei tiefer Uebernahme ftattfinden follen, 
ausfprechen, und dann bie Militärs Gommiffion beauftragen 
wollen, ihr bie Entwürfe zu vollflommener Gerftellung berfelben 
zu unterlegen. 

Die Militär:Gommiffion Hält eine baldige Entiſcheidung dieſes 
Gegenſtandes für um fo wichtiger, als ihr einerfeits bie North: 
wenbigfeit bebeutenter Herſtellungen in den Feſtungen Mainz und 
Zuremburg bekannt find, nächſtdem fie aber auch bie lebhafte Ueber: 
jeugung bar, wie unerläßli es fei, ih in einem Augenblide, in 
welchem man über den Bau neuer Beflungen entfcheiben foll, vor 
allem andern die Herflellung der beſtehenden ſicher zu ftellen. 

Die Bunbesverfammlung wäre ferner zu erfucdhen, fi 

d. über bie Wahl ber Buncte von Raſtadt, Donauefchingen und 
Homburg, fo wie andy über die erforberlidden Mittel zu er: 
Hären, mit welchen bie Befeſtigung berfelben vorgenommen 
werben bürfte. 

Politiſch-militäriſche Gegenſtände. 

In Rückſicht der Aufſtellung allgemeiner Grunbfäge für bie 
Behandlung ter Bunbesfeftungen if es durchaus nicht bie Abſicht ber 
Militaͤr⸗ Commiſſion, fich über dieſelben mit Beftimmtheit auszufpreden. 
Sie ift aber vollfommen von ber Nothwendigkeit Überzeugt, daß jene 
Grundfäge zuerfi von der Bunbesverfammlung beftimmt werden müffen, 
um bie Militär: Gommiffton in ben Stand zu feßen, das von ihr 
aeforberte erſchoͤpfendere Butachten zu bearbeiten. Indem jedoch die 
Mehrheit verfelben ſich dahin entſchied, daß bie Hauptgrundfäge, von 
welchen man bei ber Behandlung ber Bunbesfeflungen auszugehen 
hätte, zwar allerdings von ber politifden Behörbe beffimmt werben 
müflen, fo verfannte fle bemungeachtet nicht, baf auch unter allen 
Umfländen ber militärifhen Hierbei um fo mehr eine Begutachtung 
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zuſtehen möchte, als fie daburch wenigftens eine ſchickliche Weranlaffung 
zur balbmöglihflen Verhandlung biefer Fragen und zu deren Ents 
fheibung in ber Bunbesverfammlung giebt. 

Sie Hat ſich in dieſer Beziehung für folgende Vorſchläge zu 
allgemeinen Grunbfägen vereinigt: 

1. Diejenigen Bunbesfeftungen, welche auf ben Grund der euro: 
päifchen Verträge von bem Bunde übernommen, auf gemein- 
ſchaftliche Koſten hergeftellt oder erbauet werben, find ein reines 
Gigentbum des geſammten Bundes, mit gleichen Rechten und 
Dichten aller einzelnen Mitglieder beflelben. 

2. Die Rechte, welche die Bundesfeſtungen ben Mitgliedern bes 
Bundes gewähren, beſtehen 

a. im gemeinfchaftlichen Beſitze der Beflungswerfe und aller in 
ben Feſtungen enthaltenen Bertheibigungsmittel; 

b. in den gemeinfchaftlichen Aniprüchen aller auf den militärifchen 
Schud, den fie dem Banzen und in einzelnen Bällen feinen 
Theilen gewähren; 

c. fie dienen zugleih als Waffenplaäye, in welden fämmtliche 
Bundesſtaaten ihre Kriegsvorräthe nieberlegen können. 

3. Die Pflichten, welche der Beflg der Bundesfeſtungen bem Bunbe 
und feinen Mitgliebern auflegt, beftchen 

a. in Beftreitung des Aufwandes, ben ihre Inflandhaltung erforbert 

b. in Bewachung berfelßen, gemeinſchaftlich buch bie Truppen 
bes Bundes. 

4. Ze, Zendeeſekungen theilen ſich geſchichtlich in drei Claſſen; 
ſie ſind 

a. bereits beſtehende Feſtungen, welche vom Bunde zu übernehmen 
und hHerzuftellen fein möchten; 

b. Buncte, welche zur Befeftigung angetragen, und zu beren Ser: 
Relung nad europälichen MWerträgen bereits Summen von 
franzöfifchen Gontributionsgeldern angemwiefen wurden; . 

e. Buncte, welche von der Militär-Gommiflion zur Befefligung 
angetragen werben, unb für deren Erbauung vom Bunde erft 
Summen ausgemittelt werben müflen 

Die Minorität der Milttär»Commiffion, nämlich ber königlich: 
baierifche und der Bevollmächtigte bed 8. Armeecorps, erkannte zwar 
mit ber Mehrheit bie unerläßlige Nothwendigkeit ber Aufftellung 
folder Grundſätze; auch trat der bed 8. Armeecorps ben gemachten 
Borfchlägen mit der Bemerkung bei, wie es ihn ſcheine, daß jene 
Grundfäge durch befontere Verhältniſſe ber Territorial: und Hoheits⸗ 
rechte nothwendige Mobificationen erleiden müßten. 

Der Eöniglich:balerifche Bevollmächtigte wollte fi jeboch auf 
eine genauere Unterſuchung biefer Grundſätze deshalb nicht einlaffen, 
weil er von der Anſicht ausgehe, daß es wohl der Militär: Gommiflien 
zuftehe, bie Bundesverſammlung um Beflfegung berieben zu bitten, 
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nicht aber einen Berfuh ihrer Aufſtellung ſelbſt ihr zu wuter- 
legen. 

Es würbe der Militär-Gommiflion angenehm fein, wenn es ihr 
möglich geweien wäre, der gegenwärtigen Arbeit einen allgemeinen 
Ueberſchlag ber Koften beizufügen, welde bie Ausführung berfeiben 
erfordern dürfte. Sie hat ſich jeboch von ber Unmöglichkeit überzeugt, 
früher ſolche Grforbernipauffäge zu machen, bis fi bie Bumbesver- 
ſammlung über bie Uebernahme ber Beftungen, über ihre Herfiellung 
und über bie Grundfäge und Modalitäten erklärt haben wirb, welche 
bei ihrer Beſehung und ihrem Baue feftgefeht werben muüflen. 
Gründlich Fönnen endlich folche Arbeiten nur nach genauer unb koſt⸗ 
fpieliger Unterjuhung bes Terrains, und dann gemacht werben, 
wenn die Bunbesverfammlung bie verfchiedenen Befefligungsvorfchläge 
genehmigt haben wird. Beide Arbeiten find foftfpielig und es glaubt 
bie Militaͤr⸗Commiſſion fle nicht früher in Antrag nehmen zu können, 
als bis man fi über bie Wahl ber Bunfte eutſchieben haben wird. 

Die Militär⸗Commiſſion Hofft, daß es ihr geglüdt fein möge, 
durch gegenwärtige Note eine allgemeine Ueberſicht befien zu bewirken, 
worüber eine baldige Entfcheidung dringend nothwendig if. Sie 
glaubt, alles angewendet zu haben, was bei fo mangelhafter Grund⸗ 
lage für ihre Verhandlungen fi zur Grreihung jenes Zweckes 
möglih machen lieh, unb Hält es ſchlleßlich für ihre unerläßlicde 
Pflicht, einen fehr verebrlichken Bunbestags-Ansihuß darauf auf: 
merkſam zu machen, baß, wenn die Entſcheidungen, um welche fle 
hiermit wiederholt die Bundesverſammlung eriucht, nicht noch in 
biejem Jahre, und zwar fo halb als möglich an die Militär-Gommiffion 
gelangen follten, ber Beginn ber eigentlichen Arbeiten an ben zu bes 
feftigenden Bunften böchftens im Spätjahre 1820 erfolgen bürfte, — 
und daß ferner jede Arbeit an einem erfchöpfenderen Gutachten über 
bie Buntesteftungen bis zur &ntfcheibung jener Anfragen ihr un- 
möglich werde. 

Die Militär: Commiflion ergreift biefe Belegenheit, um ben fehr 
verehrlicken Bunvestags-Ausihuß ihrer vorzüglichen Hochachtung zu 
verjicbern. 

Sranffurt am Main ben 28. Julius 1819. 

Am Namen der Militär: Gommiffion ber beutfchen 
Bunbesverfammlung, der Bräfidirende und Referent 
Freiherr von Langenau, G. M. 
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Anbang VII. 


Note der Militär: Eommiffion an den zur Aus—⸗ 
arbeitung ded MilitänBerfaffungdpland des Deutfchen 
Bundes beftebeuden Bundestags HUusfchuß. 
Datirt Frankfurt den 4. October 1820 (Beilage zu 6. 166 ber 
30. Sigung vom 12. Detbr. 1820). 


Der zur Ausarbeitung bes Militärs-Berfafungsplans bes beutfchen 
Buntes gewählte verehrlihe Bundestags - Ausfhup übergab ber 
Militär:Gommiflion mittelfd Note vom 5. April 1819 im Auftrag 
der Bunbesverfammlung die von ben werfchiebenen Höfen und 
Regierungen zur Sprache gebrachten Zufäge, Aenderungen und 
Gegenbemerkungen zu ben früher ausgearbeiteten Grundzügen ber 
beutichen Militärverfaffung, damit biefelbe über viele GBegenflänbe 
bie gewünfchten Erläuterungen geben, die nöthigen techniſchen Bes 
Rimmungen feitfegen, die verfchiedenen Anſichten noch einmal einer 
genauen Prüfung unterziehen, und bann alle diejenigen Bemerkungen 
hinzufügen möchte, melde ihr zur Vervollkommnung des Ganzen 
militärijch nothwendig fchlenen. 

Mach genauer Erwägung des ihr übertragenen Geſchäftes vers 
einigte fi bie Militär-Commiflion dahin, die in jener Mote unb 
ben ihr beigefügten acht Beilagen enthaltenen Fragen und Bemerkungen 
Punkt für Punkt durchzugehen, fie mit den Grundzügen ber Militär- 
verfaflung zu vergleichen, unb nad Befchaffenheit entweder dort auf: 
zunehmen, ober bem verehrlichen Bunbestags-Ausichufle die Gründe 
auseinanberzufegen, welche bie Militär: Gommifjion veranlaßt haben, 
auf Beibehaltung ber früheren Mebuction jener Grundzüge anzutragen. 

Je tiefer bie Militär: Gonmiffion in das Weſentliche biefer 
Arbeit eindrang ie mehr überzeugte fie fich von den Schwierigkeiten, 
welche für das Geſchäft felbh und für ben verehrlichen Bundestages 
Ausſchup insbefondere fich ergeben würden, wenn file fi darauf bes 
fhränfen wollte, ihre Anſichten ſowohl über bie erhaltenen ragen, 
als über bie Zufäge, welche fle in Autrag bringen zu müflen für 
norhwendig erachten dürfte, in einzelnen, unverbundenen Bemerkungen 
aufzuftellen. Sie entihieb fi daher bald dahin: 

1) zwar bie Anſichten über bie von bem Bunbestags-Ausichuffe 
erbaltenen Fragpunkte in einer befonderen Arbeit zu erlebigen ; 
zur Grieidhterung des ganzen Geſchäfts aber unb zu beſſerem 
Berftändnifle biefer aufzuftellenden Anflchten dem verehrlichen 
Bundestags-Ausichufle 

2) ben Entwurf einer neuen Rebaction ber Grundzüge ber beutfchen 
Militärverfoflfung zu übergeben, in welchem zum Theil bie 
Bünfche und Bemerkungen mehrer Bunbesflaaten aufgenommen, 
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zum Theil aud bie früheren Grundzüge nah techniſchen Un: 
fihten georbnet wurden. 

Gin Theil der erhaltenen Sragpunfte wurbe gleich in den erften 
Sihungen erietiat; ben anderen aber, ba er ſich nicht wohl getrennt 
behandeln ließ, mußte fi die Militär-Commifliou bis dahin vorbes 
halten, wo fie fi über biejenigen Abſchnitte ver Grunbzäge, zu 
welchen jie gehören, im Ganzen beratben würbe. 

In joweit e6 die von der Bunbdesveriammlung weientlich empfohlenen 
Arbeiten für bie Bunbesfeftungen zuliehen, beihitigte Ah die Militär: 
Gommiffion zugleich mit ber Bearbeitung ber Grundzüge, bis dieſe 
theils durch die Garlöbader und Wiener Gonferenzen,, tbeils bu 
die Abberujung mehrerer Mitglieder unterbrochen wurde. Blei 
nach ihrer Wieberocreinigung beeilte fih die MilitärsGommiflien, 
dem verehrlichen Bundestags: Ausfchufle in einer Note vom 24. Suni 
d. 3. den Stand des Weichäfts anzuzeigen, und bei bemielben bahiu 
anzutragen, daß bie Verhandlungen über bie Grundzüge der dentſchen 
Militärverfafiung bei ber Bunbesueriammlung fobald alt thunlich im 
Sinne ber Protokolle ter Wiener Gonferengen zur enbliden \Wnts 
ſcheidung gebracht, und an die Militär-Gommiffion zur möglichen 
Berntigung der ihr übertragenen Arbeit mitgetheilt werben möchte. 
Der verehrlihe Bundestags: Ansfkuß unterlegte hierauf ber hohen 
Bundeöveriammlung in ihrer 23. bießjährigen Sitzung einen Vortrag 
über tie Gontingentftellung, welcher ben Stand berjenigen wefentlichen 
Fragen enthielt, über welche man ſich bis jegt noch nicht vereinigen 
fonnte. Die in dicjem Bortrage enthaltenen Anträge wurben von 
der Heben Bundesverſammlung zam Theil als Directionormen, zum 
Theil als Teliberstionsrunfte an die Wilitärsgommiffion zum Be 
buie weiterer Audarbeitung verwieien. unb ihr mittel Rote eines 
verebrlihen Buudestags: Ausſchuſſes vom. 4. September b. I. übers 
geben. Obſchon bie erhaltenen Directiviiormen, wie es die Militär: 
Gommiffion vorbergeiehen hatte, fehr bedeutende Weränderungen in 
dem weſentlichſten Iheile ber Grundzüge ber Militärs Berfaflung 
bermaßen norhmentig machten, daß fat alle früher bearbeiteten Abe 
ichnitte ter Bruntzüge neuerkings redigirt werden mußten; fo fab 
fi doch bie Mititäar-Gommuition mit Vergnügen enblih in ben 
Stand gelegt, bie Hauptgrundlagen der Organitation bed Bundes⸗ 
heeres mit eiwas mehr Beſtimmtheit entwerfen zu können. Sie 
beeilte fich, den erwähnten Vertrag in Berhanblung zu nehmen, und» 
unterlegt dem verehrlichen Bundestags-Ausſchuſſe in Bolgendem das 
Neiultat ihrer Arbeiten über diefen Gegenſtand. 

Ter Vortrag vom 31. Auguſt d. 3. enthält fünf Anträge: 
a) über bie Redaction ber FF. 1 und 2. ber Grundzüge ber 
Miitärverfaffung, 
b) über tie Stärke und das Verhältniß der feferve zum Bunbesheere, 
e) über das Verhältniß ter Reiterei zum Bunbeöheere, 


Tal 


d) über die Erleichterungen für die mindermädhtigen Bunvesflaaten, 
e) über ben Belagerungepark. 


Ada 

Ueber bie Redaction ber 56. 1 und 2 ter Grundzüge ber 
Milttärverfaflung. 

Die MilitärsGommiffion hat in ihrer 27. Sipung ſich eins 
fimmig bahin erklärt, daß nach ihrer technifchen Anſicht es unter 
allen Umfländen nothwendig fein würbe, ben Begriff über bie ftreitbare 
Mannfchaft fo beſtimmt als möglich feſtzuſegen. Schon der Bundes⸗ 
tage⸗Ausſchuß Hat fi bei der Ausarbeitung ber erfien Grundzüge 
ver Militärverfaffung von ber Nothwendigkeit vdiefer genauen Bes 
Kimmung überzeugt, unb bie Militär:Gommiffion hat in ihrem 
Entwurfe für bie neue Redaction ber Grundzüge in biefer Beziehung 
weientlih nichts gethan, als bie von dem Bunbestags:Ausichufle in 
den 65. 1 unb 12 aufgeflellten Grunbfäge zu mehrerer Deutlichkeit 
in einem Paragraphen vereinigt. Wenn die Ueberzeugung von ber 
Nothwendigkeit biefer Beſtimmung fon zu Anfang ber Militärver- 
handlungen ſowohl bei dem Bundestags: Ausfchufle, als aud: bei der 
Militär:Gommiflion beftand, fo mußten bie von einigen Bunbesflaaten 
gemachten Gegenbemerkungen hierüber nur dazu beitragen, bie 
Richtigkeit biefer Anſichten anf das Beſtimmteſte zu beweilen. Denn 
nur ſolche Bundesſtaaten, welche von dem Grundſate ausgehen, bie 
Stärke des Bundesheeres fo viel als möglich herabzuſezen, haben 
anf eine veränderte Redaction jener Paragraphen angetragen. Die 
Beftimmung felbft enthält durchaus nichts Läfliges für diejenigen 
Buubdesftaaten, beren Abficht es iſt, ihr Kontingent im wahren Sinne 
der Grundzüge zu flellen; fie hindert nur bie, melde den unvers 
meiblichen Troß, ber Leider jebem Heere folgen muß, zum Nachtheile 
ber Stärte befielben in bie wirkliche Zahl ihrer Streiter aufnehmen 
wollen. Die Militär: Commiffion hält es für Ihre unerläßliche Bflicht, 
tie bobe Bunbesverfammlung auf bie unvermeiblihen Mipbräude 
aufmerffam zu machen, weldye aus einer veränderten Redaction jener 
Baragrapben, d. h. aus einer nicht genauen Beſtimmung des Begriffes 
ter flreitbaren Mannfchaft, künftig hervorgehen dürften. Sie glaubt 
endlich, zur grünblichfien Rechtfertigung ihrer Anſichten, bem ver⸗ 
ehrlichen Buntestags:Ausichuffe einen Ausrüfungsentwurf für bas 
failerlich:Fönigliche-öfterreikifche Contingent zum Bundesheere (erſte 
Beilage) mittheilen zu müflen. Es ergiebt ſich aus dieſer Beilage, 
baf bloß zur erfien Ausrüflung bes Gontingents von einen Procent 
ber Bevölkerung, nah Abrehnung des geſammten Artillerie Fuhr⸗ 
wefens, auf ein Gontingent von 94,822 Mann zu den verſchiedenen 
Adminiftrationezweigen der Armee eine fernere LKeiflung von 7,702 
Mann nothiwentig wird. Mechnet man hierzu vie für die Meferve 
entſtehende Mehrzahl von 3,851 Mann, und nimmt man bas 
õſterreichiſche Kontingent als ben briten Theil des ganzen Bundess 
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heeres an, fo würde dieſem bloß burch bie Richtbeſtimmung bes 
Begriffs der ſtreitbaren Mannſchaft ein Berluf von 34,659 Mann 
erwachſen. 

Die Militar Commiſſion glaubt daher den Antrag, daß bie 
$$. 1 und 2 ber Grundzüge ber Militärverfaflung fo vebigirt 
werben möchten, wie #8 von ihr nach ben Beilagen vorgefchlagen 
wird, binlänglich motivirt zu haben. 

Ad b. 


Ueber bie Stärke und das Verhältniß ber Reſerve zum Bunbesheere. 

Mit innigem Bedauern pernahm bie Militärs Gommiflion die 
fehr bedeutende Berminberung der Reſerve und mit ihr bes Buntes 
heeres, wodurch nicht allein, nach WVerbältniß ter in ihrer 14. 
Sidung techniſch ausgeſprochenen Beflimmungen, J Brocent ber Be 
völferung bei ber Erfagmannfcaft abgeht, ſondern auch die Nachrückung 
der ganzen Reſerve unmöglich, unb jene ihrer Theile bei weitem 
schwieriger gemacht wird. Sie hat jedoch bie erhaltenen Directies 
normen al® für fie bindend betrachten müflen, und demnach bie be: 
treffenden Paragraphen ter Grundzüge, ganz den erbalteum Be 
Rinmungen gemäß, aufs neue revigirt. Ungeachtet biefer veränderten 
Beſtimmung ber Reſerve erklärte fi jedoch vie Milltär-Eommiffion 
einftinmig dahin, daß ſelbſt biefe Feſtſehzungen in der gegebenen 
Zeit nicht erfüllt werben könnten, wenn für bie Meierve nicht ſchon 
in Brievenszeiten ber größere Theil ber Gabred vorhanden wäre. 
Die Mehrheit der Militär-⸗Commiſſion ift fogar der Ueberzeugung, 
daß, um jene Zwecke vollfommen erfüllen zu fönnen, ſaͤmmtliche 
Gadres au ſchon im Frieden vollftindig beibehalten werten follten, 
Die Militärsbommiflion glaubt demnach, bem verebhrlidhen Bundes: 
tags Ausfchufle in der zweiten Beilage einen beiläufigen Nusweis 
über jene Gabres vorlegen zw dürfen, welde ſchon währenb bes 
Briedens vorbanten fein müflen, um die auf } Procent beſtimmte 
Heferve bereinft aufftellen und ausbilden zu koͤnnen. Gie muß 
jedoch zugleich bemerken, daß tiefer Ausmweid darum nur fummarii& 
für jedes Corps und nad einer fpeciellen Truppenformation ents 
morfen wurbe, weil ihr zur Zeit die in ben combinirten Armercorps 
getroffenen Ab⸗ und Gintheilungen ber Truppen, bann bie zu Stande 
gekommenen Verträge ber einzelnen Staaten, hinſichtlich der Ber: 
tretung ber verſchiedenen Baffengattungen uoch nicht bekannt find. 

A 


e. 
Ueber bad Verhaͤliniß der Meiterei zum Bunbeöbeere, 

Auch Hier erkannte die Militär:Gommiffion leider In ben ers 
baltenen Tirectionormen eine neue Derminderung des Bunbeöheeres 
un 7,182 Mann Gavallerie; ſie Eonnte jedoch ebenfalls nit unter: 
(affen, die auf das Verhältniß ber Waffengattungen ſich begiehenben 
Baragraphen nad den erhaltenen Beſtimmungen abzuändern. Nur 
für die Anträge in Mücdficht des Berböltniffes ber fchweren jur 
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leichten BReiterei ergaben ſich Schwierigkeiten. Die Militär: Commiffion 
hatte in ihren früheren Arbeiten ihr technifches Gutachten dabin ab: 
gegeben, daß ein Drittel ber Heiterei aus fehwerer, und zwei Drittel 
aus leichter Cavallerie beſtehen follten. Im Bertrage bes Buntes- 
tags: Ausichufles find zwar nad 6. 33 Bunft 2 biefe Beflinnmungen 
angenommen, im Punkt 8 aber biejenigen Bunbeöftanten, welche noch 
feine ſchwere Meiterel errichtet Haben ober Leine errichten wollen, von 
jenem Berbältniffe ausgefchloflen; im Buntt 4 endlich ben größeren 
Bunbeöflaaten, welche eigne Armeecorps bilden, das Verhältniß ber 
Reiterei nach ihren eigenen Einrichtungen überlaflen. unter biefen 
Umflänvden zog es bie Militär:Commillion vor, bie Beflimmungen 
über bie fchwere Meiterei, ba fie doch für Leinen Bunbesflaat vers 
bindlich fein würben, lieber ganz aus den Grunbzügen weggulaffen. 
Ad d. 


Ueber bie Erleichterungen ter minbermäcdhtigen Bundesſtaaten. 
In diefem Antrage konnte die Militär:-Gommiflion keine Direc⸗ 
tionormen fondern nur Deliberationspuncte finden. Sie unterzog 
baher in ihrer 29. Gigung biefe Gegenftände des Geſchäfts ihrer 
Bearbeitung, und legt bem verehrlichen Bumbestags-Ausihuffe hiermit 
bie Anfichten vor, welche fick ihr über benfelben entwidelten. 
Nah ben Anträgen bes mitgetheilten Vertrages ergaben fi im 
Weſentlichen zwei Hauptgattungen der Erleichierungen 
a. jene, welche ohne Nachtheil für das Ganze ſtattfinden können, und 
b. foiche, woburd bie aufgeftellten Grunbfäge der Militärverfaffung 
mehr ober weniger verleßt würden. 
Zu ben erflen gehören bie Erfagleiftungen an Meiterei und Artillerie 
buch andere Bundesſtaaten. Der verehrlihde Bundestags: Ausichuß 
Hat feine Anſichten Über dieſe Art ber Erleichterungen in feinem 
Bortrage $. 41 Punkt 3 bis 8 ausgeſprochen. Sie gewähren ben 
mindermädtigen Bundesſtaaten die einzige Art von Erleichterung, auf 
welche fie nad ben Anſichten ber Militär: Gommiffion darum ge 
gründete Anſprüche Haben, weil bei ihnen bie Errichtung und Gr- 
haltung diefer Waffengattungen gröfere Anſtrengungen erfordern, 
als in Staaten, in welchen davon bereits bebeutende Abtbeilungen 
vorhanden find. Diefe Erfagleiftungen follten unter allen Umfländen 
fo viel ala möglich begünſtigt werben; benn fie find in politifcher 
und beſonders in militärifcher Hinftcht ber Gefammtheit, wie ihren 
Theilen, weſentlich nüglich, politiſch, weil fle eine engere Berbindung 
ber verfchiedenen Bundesſtaaten befördern; militärifch, weil die Gavallerie: 
und Artillerie:Körper ber gemifchten Armeecorpo, wenn fie von 
folhen Staaten gefteflt werben, welche bereits bebeutende Abtheilungen 
biefer Waffengattungen beflgen, beſſer inſtruirt und organifirt im 
Belbe erfcheinen können. Auch geben bie früheren Grundzüge ber 
Mititärverfaffung hierüber im dritten Abfchnitte 6. 28 alle möglichen 
Anleitungen. Die Militär:Gommiflion glaubt daher ſich für biefe 
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Art ber Eriagleiftung in allen ihren Theilen unbedingt ausfprechen, 
dabei aber bemerken zu müffen, wie es ihr unerläßlich ſcheine, daß 
ein gewiſſer Zeitpunct beflimmt werde, binnen welchem bie Bundes⸗ 
glieder ihre zu Stante gekommenen Uebereinfünfte Hinfichtlich ber 
Bertretung ber verfchievenen Waffengattungen ber Bunbesverfanmlung 
anzuzeigen hätten. Auch bürfte ferner, nad dem Wunſche mehrerer 
Herren Mitglieder, am füglichflen die Bundesverfammlung bie Garantie 
folder gegenfeitig eingegangener Verbindlichfeiten übernehmen können. 

Die Erleichterungen zweiter Art Eönnen nur burch Verminderung 
ber Gontingente ober durch Störung bes befimmten Berbältniffes wer 
Waffengattungen erfolgen. Soweit ber Militär: Commiffion die Ber- 
bantlungen über biefe Brage bei der Bunbesverfammiung befannt 
wurben, überzeugte fie fi, Laß eigentlich noch von feinem ber minder 
mächtigen Bunbesftauten, welche auf Erleichterungen antrugen, bie 
Gründe ausführlich entwicelt wurden, weiche fie zu ſolchen Anfprüden 
berechtigen. In einem Bunbe, ber für jeden Bunbesflaat gleiche 
Rechte in Anfyrud nimmt, werben auch gleiche Pflichten gegen Das 
Allgemeine vorausgeleht, unb es kann alſo eigentlih nur berjenige 
Bundesſtaat im Verbältniffe zu allen Übrigen auf wefentlidhe Er⸗ 
leihterung Anſpruch maden, ber zu beweiſen im Stande if, daß 
die Anſprüche, welche durch die Grundzüge der Militärverfaffung an 
das Allgemeine gemacht wurten, ibm ſchwerer al& den übrigen Buntet- 
ſtaaten zu erfüllen werden. Geld und Menſchen find die Haupter: 
forterniffe zur Zuſammenſtellung eines Heeres. Die Leitungen an 
Menſchen find nah ter Matrikel ausgeworfen morben, welche ſich 
auf tie Bevölkerung grüntet, und mithin alle Bunbesflaaten im 
volltommener Gleichheit trifft. Die Erhaltung biefer Menichenmafle 
im Kriege und im Ürieden iſt alfo die Brage, welche bei ben Ber: 
handlungen über tie Erleichterungen am weſentlichſten berückſichtigt 
werden follte. Nur derjenige Yunbeöftant, welcher zu beweifen im 
Stande ift, daß die Stellung feiner Gontingentöpuncte feinen Unter: 
ihanen eine größere Laſt aufbürde, als jene feiner deutſchen Grenz: 
nahbarn, dürfte, nach ken unmaßgeblichen Anfichten der Milltair: 
Gommiiflon, gegrüntete Anfprüce auf eine weſentliche Erleichterung 
und auf Verminderung feiner Gontingentöpuncte machen. Die Unter: 
fuhung biefer Frage gehört nicht in ben Geſchäftékreis ber Militär: 
Gonmifften; fie hält es jedoch für ihre Pflicht, die hohe Bundes⸗ 
verfammlung darauf aufmerffan zu machen, daß boch ganz unmöglich 
ſolche Verminderungen auf alle mintermäcktigen Bunbesflaaten ohne 
alle Ausnahme ausgetehnt werben fönnten. Nur in einzelnen Fällen 
mo entweder fehr bedeutente Localurſachen ober wirklich verbälmiß: 
mäßig größere Kaflen ber Unterthanen bewielen werten dürften, find 
Erleichterungen biefer Art auf ausdrüdliche Beſchlüſſe ter Buntes: 
tung, obgleich militärifch inimer nachtbeilig, politifch vielleicht 
zuläſſig. 
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Der Bundestags: Ausfhug hat deren im 9. Buncte nes $. 41 
feines Vortrages eine angegeben, durch welche allerdings für bie 
Staaten, benen fie bewilligt wärbe, eine fehr bedentende Erleichterung 
Ratt finden würde; nämlich, flatt eines Artilleriften und Gavalleriften 
brei Infanteriften zu flellen. 

Das Verhälmiß des Aufwandes für einen Gavallerifien und 
Artilleriften gegen einem SInfanteriften aufzuſtellen, fand das vorige 
Militär-Gomitd wegen ber Schwierigkeit, ‚bei ber Munnigfaltigkeit 
der Breife in den verfähiebenen Bunbesſtaaten ein richtiges Verhältniß 
auszumitieln, nicht für thunlich; inzwiſchen gaben einige Herrn 
Bevollmädhrigte jenes Milttär-Gommites mehr ober weniger approris 
mative Berechnungen fowohl über die Aufflelungs= als Unterbaltungss 
Koften tiefer verjchiebenen Waffengattungen nachträglich zu Protocol. 
Schon aus biefen Berechnungen gebt hervor, dag, wenn man bie 
Aufftelungs= und Linterhaltungs-Koften zufammennimmt, ein bei 
weitem größeres Verhältniß ber Infanterie gegen (avallerie und 
Artillerie berausfommen bürfte Die allmählige Abnugung bes 
Materials, bie fortwährenden neuen Anfchaffungen beffelben und ber 
Pferte während des Friebens, der mögliche Verluf an beiden im 
Kriege und der Umftant, da von biefen beiden Waffengattungen im 
Brieten feine fo große Beurlaubungen als bei der Infanterie geflattet 
find, nebft andern bazu gehörigen Verwaltungs: und Gtabliffementss 
Koften, find fo bedeutend, daß die Militär: Gommilflon ber feften 
Ueberzeugung iſt, es laſſe fich das Verhältnig ber Koften von Gavallerie 
und Artillerie zu denen von Infanterie für Krieg und Brieben wenigſtens 
wie 4}, wo nicht wie 5 zu 1 annehmen. Dei der Umfrage über 
diefen Begenftanb ergab es fich fogar, daß dieſes Verhältniß in einigen 
Bunbeöftaaten, befonterß bei der Artiflerie, wie 1 zu 63 angenommen 
werden müfle. Die Erleichterung durch Stellung von drei Infanteriften 
für einen Gavalleriften oder Artilleriften würbe daher eine bebeutenbe 
Berminderung ber zulegt angegebenen Waffengattungen zur Bolge 
haben, in dem Grade, als fie mehreren ober wenigern zugeflanden 
würde. Uebrigens ift biefer Antrag eigentlich bis jegt nur von Cinem 
Bundeöftaate gemacht worden, welcher mit Recht für fich die Zufällig- 
Teit in Aniprudh nimmt, daß man bort @elegenheit hatte, einige fehr 
gute Infanterie-Regimenter vortrefflih auszubilden, und in biefer 
Beziehung würde ſich dort im Verhältniß ber Güte der Truppen 
fein wefentlicher Nachtbeil für das Bundekheer ergeben. Wenn jedoch 
biefer Bunteeftaat erklärte, daß er feine eigentlichen Erleichterungen 
begehre, fo bleibt ed dagegen bie Pflicht der Militär-Gommiffton, bie 
hohe Bunbdesverfammlung darauf aufmerkfan zu machen, daß ba, wo 
man feine Grleichterungen wolle, fondern nur ſtets Gavallerie und 
Artillerie, im richtigen Verhältniß zu den Koften, Infanterie zu ftellen 
wünſche, das Verhältniß nicht wie 1 zu 3, fondern wie 1 zu 44 
bis 5 angenonımen werben müßte. 
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Der Bundestags⸗Ausſchuß Hat ferner im Punct bes $. 41. 
darauf bingewiefen, ob fih nicht ein Grleidhterungsmittel entweber 
in Anfehung ber vermehrten Fuhrweſensſtellung ober in einem erhoͤheten 
Beittage zu ben Gorpstoften finden ließe. 

Nach ben Anſichten ber Militär: Commilflon erfcheint ihr jener 
erfie Vorſchlag durchaus unzulaͤſſig. Denn bat man fich babei das⸗ 
jenige Fuhrweſen gedacht, weiches bloß zur Apminifiration ber Armee 
hinter ihre Schladhtlinie gehört, fo ftreitet biefes einmal mit den von 
der Militar⸗Commiſſlon aufgefellten Begriffe ftreitbarer Mannſchañ, 
und bann würben es wohl die Bundesflaaten einander nicht zumutben 
wollen, daß ein Staat die Maunſchaft gegen ven Feind unb der andere 
bie Knechte zum Gepäde ſtelle. If aber mit dieſem Fuhrweſen bie 
Trainmannfcaft bei dem Beihüg gemeint, fo vereinigt fich wie Lieber: 
zeugung aller Gadverfländigen dahin, daß bie Ausbildung, welche 
man gegenwärtig von einem Artilleriefuhrweſens⸗Soldaten verlangt, 
mehr in Anſpruch nehme, als bie eines Gavalleriften fordern, und 
daß alfo ein Staat, der Zeine Artillerie zu flellen vermöge, wohl 
auch eben fo wenig im Stande jein koͤnne, Fuhrweſen für dieſe Waffe 
ju organifiren. 

Die Milinar⸗Commiſſion glaubt ferner in höheren Beiträgen zu 
ben Gorpsfoften, die unter allen Umſtänden, vorzüglich im Frieden, 
unbeteutenb fein werben, feine hinlänglich erheblichen @rleichterungen 
auffinden zu koͤnnen. 

Der Herr Bevollmächtigte bes 9. Armee-Corpse übergab ber 
Militär: Sommiiflon in ihrer 29. Sizung einen Auſſatz bes Herrn 
Generalmiajord von Zezſchwitz, worin berjelbe eine fernere Erleichte⸗ 
zunge-Modalirät für diejenigen Staaten angiebt, welche fich bereitwillig 
ertlären, ihre Kavallerie und Artillerie dur größere Mächte des: 
felben combinizten Corps ftellen zu laſſen. 

Diejer Vorſchlag gründer fich eigentlich auf eine abermalige Ver: 
minderung ber zu leitenden Gontingentsquote an Reiterei und Artillerie. 
In dieſer Beziehung gehört er allerdings zu denjenigen @rleichterungen, 
weiche dem Bunbeöheere durch Verminderung Rachtheil bringen und 
darum auf feine Weile als allgemein geltend für alle mindermächtigen 
Stanten betrachtet werten können. Bei ſolchen Staaten aber, mo die 
Bundeöverfammlung noch überdieg weſentliche Erleichterungen zulaflen 
wollte, ericheint ber Militär-Commiſſion bdiefer Vorſchlag in milis 
tärifcher Beziehung für das Ganze noch immer vortheilhafter, aid 
iener frühere, für einen Gavalleriften und Artilleriften drei Infan⸗ 
teriften zu flellen. Sie glaubt daher, daß unter jener Vorausſehung 
auch biefer Antrag anzunehmen fein mwürbe. 

Um endlich die Nacktheile zu beieitigen, welche für bie gemiichten 
Korps daraus entfpringen müjlen, daß jie durch Verminderung dieſer 
Arı zu ſchwach an Meiterei und Artillerie werden, glaubt die Militär: 
Commiſſion unmapgeblich dahin antragen zu müſſen, daß diejenigen 
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gemifchten Armeecorps, deren Berminberung der Reiterei und Artillerie 
ein Bünftel ter eigentlichen zu ſtellenden Gavallerie und Artillerie 
überfleige, von ber Stellung biefer Waffengattungen zur großen 
Bavallerie : und Artillerie-Referve befreit werben möchten. 


Nah Austaufhung ihrer Anfidhten und mit befonberer Berüd: 


ſichtigung ter von einem verehrlichen Buntestags-Ausfchuffe erhaltenen 
Deliberationspuncte, vereinigte fi daher die Militär: Commifflon, 
in Betreff ber angefprochenen Erleichterung auf folgende Beflimmungen 
anzutragen: 

1. Denjenigen mintermäcdtigen Buntesflauten, teren Gontingente 


dl. 


zum Wundesbeere nicht mehr als vie in ben Grundzügen ange⸗ 
nommene Minberzahl von einer Brigabe Infanterie (3,200 Mann) 
beträgt, bliebe es überlaffen, inſofern fie deßhalb eine Bers 
einigung mit andern Bunbesflaaten treifen könnten, ihr Gontingent 
allein an Infanterie zu ftellen, wogegen fle denjenigen Bundes⸗ 
gliedern, mweldye für fle den Antheil ber Artillerie nnd Gavallerie 
übernähmen, bie größeren Koften für die Errichtung und den 
Unterhalt dieſer Waffengattungen nad einem billigen Anfchlage 
zu vergüten hätten. Bei biefer Art von Erleichterung würden 
jedoch folgende Beflimmungen eintreten müflen: 


. Der Erfag ber für dieſelben zu Rellenben Artillerie und Reiterei 


£önnte in feinem alle von einem nicht in der Divifion ober 
wenigſtens in bemfelben Armee-Korps befinvlichen Bundesſtaaite 
übernommen werben. 


. Die Uebernabme der Stellung einer Waffengattung eines Bundes: 


ftaates für den anderen könnte nur @egenftand einer freien 
Bereinbarung unter den Bundesgliebern fein. 


. Wenn die zu einer Diviflon ober einem Gorp& vereinigten 


Bundesſtaaten ſich über bie Stellung bes Geſchützes und ver 
Meiterei nicht vergfeichen fünnten, fo hätte bie Bundesver⸗ 
jammlung vermittelnb einzuwirken. 

Sollie durch tie Bermittlung ber Bundesverſammlung eine 
Nereinbarung nicht erreicht werben, fo bliebe den betreffenden 
Bundesflaaten die Derbindlichkeit, ihr Gontingent mit allen 
Waffengattungen nad ber Matrifel und den für bie Allge: 
meinbeit beflehenden Befimmungen In natura zu flellen. 


. Vergleiche obiger Art, welche zwiſchen ben Bundesgliedern zu 


Stande fümen, wären von beiden Thellen ber Bundesverfanmlung 
drei Monate nad ber befchloffenen Annahme ber Grundzüge 
anzuzeigen. Mit biefer Anzeige hätte der vertretende Staat in 
Hinficht ber übernommenen Warfengattungen gegen ben Bunb 
ganz bielelbe Verbindlichkeit, welche bem vertretenen Staat vor 
dent Vergleiche oblag, ber Bunb aber bie Garantie ber ein⸗ 
gegangenen Berträge ſowohl für den einen, als den anderen 
Staat zu übernehmen. 
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2. Rur in ſolchen Bällen, wo einer ober ver andere ber minbers 
mädtigen Bunbesftaaten, durch Localumſtände bazu veraulaft, 
bei der Bundesverfommlung auf eine fernere Brleichterung feiner 
Gontingentftellung antrüge, könnten auf befonderen Bundes⸗ 
befhluß folgende fernere Bermiuberungen flatifinden: 

a. Stellung von brei Injanterifien für jeben Gavallerifien unb 
jeden Artilleriſten, mit Berückſichtigung der dadurch nöthigen 
Verſtärkung der Reſerve, fowohl bei ber Brgänzung, ale 
auch in dem Falle, wenn größere oder kleinere Abtheilungen 
berfelben auf Buntesbeich(uß dem Bundesheere nahrüden müflen. 
Die Abgeoıbneten des 8. und 9. Armee⸗Corps bemerften jedoch 
ausdrüdlih, daß fie dieſer angetragenen Erleihterungsart nicht 
beitimmen fönnten. 

b. Um bie Gteflung von Gavallerie und Nrtillerie durch Ber- 
tretung fo viel als möglich zu erleichtern, koͤnnte endlich im 
einzelnen Bällen angenommen werben, daß minbermächtigen 
Bunbesflaaten, bei denen die Bunbesverlammlung eine Er⸗ 
leichterung für nothwendig findet, unb bie ſich bar größere 
Staaten ihres Corpé eriegen laſſen wollen, bas Berhältniß 
ber Gapallerie von einem Giebentel auf ein Zehntel, und bei 
der Artillerie auf zwei Drittel bes Gontingents für biefe Waffen⸗ 
gattung erlaffen würde. 

3. Denjenigen gemifchten Armee:Gorp&, bei melden durch obige 
Erleichterung bie Verminderung ber Meiterei unb Artillerie ein 
Fünftel der eigentlich zu ſtellenden Quote biefer beiden Waffen⸗ 
gattungen überftiege, könnte bie Detachirung zur großen Cavallerie⸗ 
und Artillerie-Referoe nachgefehen werben. 

Darüber, ob diele Beſtimmungen für bie Grieichterung ver 
mindermächtigen Bunbesflaaten vielleicht In einem eigenen Abſchnitte 
der Grundzüge ber Militärverfaflung aufgenommen werten follten 
ober nicht, konnte fi die Militär: Gommifflon nicht vereinigen. Sie 
zog es daher vor, dem verehrlichen Bundestagd:Audsfchufle das Nefultat 
ihrer Anfikten über diefen Gegenſtand fomwohl, als ihre darauf ges 
grünbeten Anträge in ber gegenwärtigen Note vorzulegen unb über: 
läßt den ferneren Gebrauch ihrer Arbeit feinem weiteren Ermeſſen. 
Sie giaubt jedoch nochmals wieberhofen zu müflen, daß fämmtliche 
angetragenen Erleichterungen der zweiten Art bem Bundesheere 
wefentlich nachtheilig find; und fie kann, zum Beſten feiner ohnehin 
fo fehr berabgefeßten Stärfe, den Wunſch nit unterdrüden, baf 
bie hohe Bundesverſammlung von biefen @rleihterungen nur in feltenen 
Fällen Gebrauch machen möge. 

Die Militär. Gommiffton benugt viele Gelegenheit, bem ver: 
ehrlichen Vundesſtaga⸗Ausſchuſſe als dritte Beilage eine tabellarifcke 
Ueberfiht beizuichließen, aus weldyer ſich bie Billigkeit der in ben 
Grundzũgen enthaltenen Forderung, befonders während des Friedens, 
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auf das volllommenfte ergiebt. Allerdings hat man bei einer ſolchen 
Ueberfiht anf bie militärifchen Gebräuche und Mifbräude in ben 
verfchiedenen Bunvesflaaten nicht wohl Rückſicht nehmen können, 
fondern fid darauf befchränfen müflen, in biefer Ueberſicht ben Loco⸗ 
Raub ber verfchiebenen Gontingente für bas active Heer, weldher, nach 
Gintritt ber in ben Brunbzägen zugeflanbenen Beurlaubungen, in 
Briedendzeit noch präfent bei den Bahnen fein fol, nad einer fpeciellen, 
und zwar ebenfalld ber öflerreichifchen Truppenformation anzugeben. 
Es ergiebt ſich baraus, daß das Bundesheer im Frieden außer ber 
Grercierzeit, auf eine Bevolkerung von 30 Millionen Menſchen, nah 
Abzug ber Beurlaubung, einen Armerfland von 98,510 Mann beſitze, 
woruuter 7488 Gtabs: und Ober⸗Offiziere unb 23,272 Prima 
planiften und Unteroffiziere mit inbegriffen find. 
e. 


Ueber den Belagerungsparl. 

Die Aufgabe ber Müitär-Gommifflon in biefer Beziehung mwürbe 
ſich ohne große Schwierigkeiten bewerkftelligen laſſen, wenn ber er- 
forderlihe Belagerungspark entweber von ben beiden großen Mächten 
bes Bundes oder auf Unkoſten veflelben gemeinfchaftlich ſchon im 
Brieden auf einem gewiſſen beftimmten Bunct angefhafft und geftellt 
werben könnte. Nachdem fich jeboch bie Bundesverfammlung babin 
ausgeiprochen Hat, daß ein ſolcher Belagerungspark ebenfalld von ben 
einzelnen Bundesſtaaten im Balle des Kriegs zufanmengeflellt werben 
folle, fo hat die Militär: Gommiffion fi darauf befchräntt, im Ginne 
der erhaltenen Directive bie betreffenden Paragraphen ber Grundzüge 
zu redigiren. Sie glaubt jebody erklären zu müflen, daß vie Zur 
famnmenftellung eines foldhen Belagerungsparts aus allen Geſchütz⸗ 
gattungen ber verfchiebenen Bundesſtaaten nit ohne militärifche 
Nachtheile möglich fei, und trägt minbeftend dahin an, daß man bei 
Gintheilung des Belagerungspurts ſich in ben verfchiebenen Armer 
Corps zur Stellung einerlei Gefhüggattung, wo möglich immer nur 
von einem Bundesſtaate in jebem gemifchten Eorps, vereinigen möge. 
Aus gleichen Gründen können bie Koflen für einen Belagerungspart 
nur dann angegeben werben, wenn bie betreffenden Bunbesflaaten 
durch ihre Bevollmächtigten in ber Militär-Gommilfton biefer bie bei 
ihnen eingeführten Preiſe mitgetheilt haben werben. 

Nachdem bie Militär-Sommiffion burch die erhaltenen Directiv: 
normen in ben Stand geieht war, bie von ber hoben Bundesver⸗ 
fammlung ertheilten Aufıräge in Beziehung auf bie Grundzüge ber 
Militärverfaffung ihrerfeits fortzufegen, beeilte fie ſich, in die bereits 
beurbeiteten fünf erſten Abfchnitte der Grundzüge dadjenige aufzu⸗ 
nehmen, was durch jene Directionormen erforderlich warb. Uebrig 
iſt ihr noch die Bearbeitung der ferneren Abfchnitte jener Grundzüge 
fowie bie Bearbeitung einiger früheren Fragen bes verehrlichen Bundes: 
tags: Ausfchuffes und bie Entwerfung der Reglemente. Gie wollte 
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jedoch bie Verantwortlichkeit nicht auf fi nehmen, biefem erfien 
Theil ber Grundzüge aufzuhalten, auf welchem, nach ihrer technifchen 
Ueberzeugung, bie Organifation jedes Bunbes:Gontingents allein unb 
wefentlih beruht. Er iſt vollfommen In ben bereits reduzirten fünf 
Abfchnitten ber Grundzüge entwidelt. Jede Organifation ber Bundes: 
Gontingente ift fo lange aufgehalten, bis man ſich bei der hoben 
Bunbdesverfommlung über diefe Baſis definitiv entfchieben haben wirb, 
und mehrere Bundesſtaaten erwarten nach ber Anzeige einiger Mit⸗ 
glieder der Militär⸗Commiſſton biefe Beflimmungen dringend zur 
endlichen Organifation ihrer Gontingente. Die nachfolgenden Ab- 
ſchnitie der zweiten Abtheilung ber Grundzüge, bie mehr als noth⸗ 
wenbige Bolge ber frühern Gruntlage zu betrachten find, werten 
zwar von ber Militär: Gommifflon ungefäumt bearbeitet werben, ent= 
halten jedoch nichts, was die Organifation der Bunbded-Gontingente 
verhindern oter aufichieben könnte. 

Die Militär-Sommiffion giebt fi daher bie Ehre, in der Bei- 
lage 4. bie Beantwortung ber unterm 5. April v. 3. ihr mitgetheilten 
Fragen, fo weit fle bis jegt thunlich war, 

ferner in ver Beilage 5. einen unmaßgebliden Entwurf zur 
Nebuction der fünf erfien Abfchnitte der Grundzüge ber deutfchen 
Militärverfaffung, nebft ben dazu nöthigen tabellariichen Ueberfichten, 
und endlich 

in der Beilage 6. ten Entwurf zu einem allgemeinen Cartell 
gegenwärtiger Note anzuichließen. 

Indem fie hierbei wiederholt, baß ſie zu biefer neuen Rebuction 
der Grundzüge nur durch den Munich beflimmt wurde, ihre mili: 
tärifche Meinung in möglihft gebrängter Weberfiht zur Kenntniß ber 
hohen Bunbesveriammlung zu dringen und fih in Müdficht aller 
detaillirten Bemerkungen hierüber im Weſentlichen auf ihre bem ver: 
ehrlichen Bundestags: Ausfchuffe bekannten PBrotofolle bezieht: kann 
fie nicht umbin, nochmals bie Aufmerffamfeit berfelben darauf zu 
feiten, daß eine enbliche Entiheitung über die Baſts ber Drganifation 
des Bundesheeres wohl in jeber Beziehung wünſchenswerth und 
dringend erſcheine. 

Die Militär: Gommitflon ergreift mit Vergnügen bieje Gelegen⸗ 
heit, den verehrlichen Bunbestags-Ausfhufie die Verſicherung ibrer 
ausgezeichneten Hochachtung zu erneuern. 

Sranffart a. M. ben 4. October 1820. 

Im Namen ber Militär-Commiſſton der beutichen 
Bunbesverfammlung 
ber PBräfidirende 
Freiherr von Langenau, G.M. 
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Anbang VI. 


ertrag des Bundestags Hustchuffes . 
8 Angelegenheiten über die FT 


$. 1. Auftrag. 

Die Bundesverfommiung hatte in ber vertraulichen Sitzung 
vom 17. Auguſt 1820 befclofien, dem Bundestags-Ausfchufle in 
Militär-Angelegenheiten vie bisher vorgelegten vorläufigen Abftim- 
mungen über die wegen ber Gontingentöftellung noch zur Berathung 
ausgefeßten Gegenfände zu bem Ende mitzutheilen, damit berfelbe 
in Gtanb gefeht werbe, fein eventuelles Gutachten ber Bundesver⸗ 
fammlung zur Genehmigung vorzulegen. 

$. 2. Plan des Vortrags. 
Es wird daher dad Angemeffenfte fein, und die Veſchlußnahme 
erleichtern wenn man vor Allem 
I. die Gegenflände der Berathung näher bezeichnet, und in einzelnen 
Buncten aufftellt, fo dann 
IE auf die Grundzüge ber Kriegäverfaflung bes ‚beutfchen Bundes, 
und bie nach ihrer Entwerfung barüber flatt gefundenen Ber: 
bandlungen übergeht, hierauf 
III. dasjenige barflellt, was hierüber das Butachten bes achten Aus: 
ſchuſſes der Wiener Conferenz und das 28. Konferenz 
Protocoll enthält, unb endlich 
IV. bei jedem Gegeuftande bie neueften Abfimmungen aufammen- 
ſtellt aus welchen ſich 
V. das nähere Outachten über jeben Punct ableiten läßt, um bem- 
nachſt die Beichlüffe zu veranlaflen. 
6. 3. Berathungss@egenflänbe. 
Ad I. Die Gegenflände über welche dermal noch die nähere 
Berathung zu pflegen if, beſtehen hauptfächlich in folgenden: 
. das Verhältnig bes Bunded:Gontingents zur Bevoͤlkerung, 
. bie Beflimmung ber Referve, 
. die weitere Ergänzung ber Reſerve, 
. ba8 Berhältniß ber Waffengattungen 
a. ber Reiterei 
ß. der Artillerie, 
. bie Erleichterung der kleinern Staaten, 
. bie Grfagleiftung an Reiterei und Artillerie burd andere Staaten, 
. bie Ausmittelung eines billigen Maaßſtabes der Erſatzleiſtung, 
. bie Stellung des Belagerungss Parks, 
. die übrigen einzelnen Befimmnngen, worüber noch etwas er- 
innert worben if. 
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$. 4. Grundzüge. 
Ad U. Was die Grundzüge ıc. betrifft, fo muß, bevor beren 
Beflimmungen auf die einzelnen @egenflänbe angewentet werben, noch 
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ein Nüdblid auf den Gang ber Berhunblungen im Allgemeinen 
geſchehen. 

Die Grundzüge ıc. wurden in ber 51. Sitzung 1818 ber 
Bundes verſammlung vorgelegt, und hierauf lediglich die Inftructions: 
Ginholung beſchloſſen. 

In der 1. bis 4. Gigung 1819 wurden bie Abſtimmungen zu 
Vrotocol gegeben, unb fi vorbehalten, bie einzelnen Bemerkungen 
noch nachzutragen- 

In der 4. Gigung 1819 wurde der Beſchluß gefaßt: 

„Daß die über die KriegssBerfaflung des beutfchen Bundes von 
dem dazu angeorbneten Bundestags: Ausfchufle bearbeiteten Grundzüge 
im Allgemeinen und Weſentlichen, als Vorarbeit und Grundlage zur 
endlichen Beffeßung eines allgemeinen Vertheidigungs-Syſtens des 
deutfcben Bundes, hiermit angenommen wären, unb darüber unver: 
züglich ein befinitiver Beſchluß gefaßt werben follte, nachdem nur bie 
beffallfigen Wünfche und befondern Bemerkungen zu einzelnen Buncten 
noch weiter zuvor in vertrauficher Sitzung vorgebracht, darin erörtert, 
und biernähft an ben Bundestags: Ausfhup zur Zufammenftellung 
und allenfalls zu Ausgleihungd:Borichlägen gewiefen morben“. 

In der 2. bis 6. Eigung 1819 wurden vie einzelnen Bemer⸗ 
ungen und Gegenbemerkungen abgegeben und loco dictaturae gevrudi. 

Diefe wurden ſodann in 3 vertrauliden Gigungen, am 4. 8. 
und 22. März 1819 mit ben Grundzügen verglichen, und der Bes 
ſchluß gefaßt, die vorliegenden Bemerkungen und Berabredungen dem 
Bundestags: Ausfchufle zur weitern Geſchaäͤftsbehandlung zu übergeben. 

Der Bundestags: Ansfhuß verwies nun bie weiter zu erörternben 
6$. der Grundzüge unter dem 5. April 1819 an bie Militär:Gom- 
mifflen. (Militär:Gommiff Protocol ©. 61). 

Bei der Militär-Gommifflon wurden ſodann biefe Begenflände 
zum heil einer weiteren Bearbeitung unterworfen, ohne daß jedoch 
bie Refultate ber Bunbesverfommlung vorgelegt worten wären. 

Zum Theil trat in der Bolge, aus Veranlaſſung ver Wiener⸗ 
Gonferenzen, eine Stodung ein, ohne daß auch in ben letzteren bie 
Fragen befinitiv gelöfet worben wien. 


Nach biefer allgemeinen Darftellung bes Ganges der Verhandlungen 
wird man auf bie einzelnen Puncte übergeben, und jeben verfelben 
in ber oben vorgettagenen Drbneng von 1. bis V. behandeln können. 


Ad I. a. Verhaltniß bes Bundes⸗Contigents zur Bevölkerung. 
Grundzüge. 
In den Grundzügen iſt darüber Bolgenbes beftimmt: 
F. 1. „Das Bundesheer beſteht aus einem Procent der Bendlkerung 
aller Bundesſtaaten, fo wie Ddiefelbe in ber Bundes: Matrikel 
angegeben if". | 
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$ 7. Bemerkungen. 

Gegen Mefe Beflimmung wurde eigentlih von Feiner Seite eine 
Erinnerung gemacht. Was in den baierfchen Bemerkungen vorkommt, 
begleht fh nur barauf, baf Fein höherer Fuß angenommen werben 
follte. 

Oldenburg, welches ſich demſelben anſchloß, hat ſelbſt anerkannt, 
daß bie Beſtimmung bes Bundescontingents auf ein Procent von 
ber Art jei, daß auch die Bundesſtaaten, beven Umfang keinen großen 
Milttär-Btat geftatte, auf bie Dauer würden leiſten önnen, was ſie 
biernach zu übernehmen haben. 

Bas von einigen Stimmen ber ſechszehnten Curie, von einer 
Herabfegung auf J Procent angebracht wurde, war nicht für den 
allgemeinen Maaßſtaab, fondern auf eine Ausnahme für die kleinern 
Staaten berechnet. 

Nur Breußen feheint mit dem Maaßſtabe von ein Procent nicht 
ganz einverftanden getvefen zu fein, indem in ben preußifchen Gegen: 
bemerfungen angeführt wird, daß man in den dortigen Gtaaten ſelbſt 
eine Anftrengung von fünf Procent ber Bevölkerung als nothwendig 
erachte, und alſo nicht zugeben koͤnne, daß andere deutſche Staaten 
einen ſo kleinen Maaßſtab annehmen wollen. — 

F. 8. Vertrauliche Sitzung. 

In ber vertraulichen Sihzung vom 4. März 1819 wurde Hierauf 
feftgefeßt, daß es bei ber in ben Grundzügen $. 1 autgeſprochenen 
Stärke bes Bundesheeres fein unabänberliches Verbleiben habe. 


$. 9. Militär⸗Commiſſion. 

Die Militär-Commifflon nahm auch bei der neuen Redaction 
bes 1. $. Grundzüge in der 14. Gigung 1819 jene Beſtimmung 
wieber unveraͤndert auf, nur erweiterte fie dieſen Artikel mit folgenden 
Detail⸗Beſtimmungen, welche zum Theil an anderen Steilen ein- 
gefhaltet, zum Theil gang weggelaflen werben bürften: 

„Ju ber beffimmten Zahl ber Kontingente IR nur die freitbare 
Maunſchaft zu begreifen, nämlich, ohne Unterſchied ber Waffen- 
gattungen, bie Öffiziere, Unteroffiziere, Gemeine, Gpiel- und 
Zimmerfeute, unb für jedes im Durchſchnitt 36 Mann, worunter 
bie Artilleriften und diejenigen Artilleriefußweſens⸗Soldaten welche 
biefe Zahl nicht überfchreiten mit eingerechnet find“. 

„Jene Mannſchaften, welche für bas übrige Armeefuhrwefen, 
bie Bäderei und Ganitätsanftalten ber Armee folgen, müflen, als 
zum flreitbaren Stand nicht gehörig, über jenes Brocent von allen 
Dundesſtaaten geftellt werben“. 


$. 10. Wiener Gonferenz:Ausfchuß. 
Der achte Wiener Conferenz⸗Ausſchuß war in feinem Antrage 
ber Meinung, baf ein Procent der Bevölkerung bie active Armee 
bitden foll, nahm aber Umgang von ber burch bie Militär-Gommifflon 
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vorgefählagenen Erweiterungen, und glaubte, daß bie innere Organis 
fation des Militärs in ben einzelnen Bundesſtaaten nach ben inbivibuellen 
Verbältuiffen zu behandeln, und bem Butbelnden ber Reg 
zu überlaſſen wäre, wenn nur ben Anforderungen bes Bundes Ges 
nüge geſchehe. 
Die vorgefehlagene Baflung lautet fo: 
„Das ordentliche Kontingent eines jeden Bundesſtaates, welches 
derfelbe bei beſchloſſenem Aufgebot zum Bundesheer zu ſtellen hat, 
beträgt überhaupt den Hunbertften Theil feiner in ber Bunbess 
matrifel begriffenen DBenölferung“. 
„Es find unter biefer Zahl alle Waffengattungen begriffen“. 


$. 11. Acht und zwanzigfie WBiener-Gonferenz. 

In der 28. Wiener Gonferenz wurbe gegen biefen Antrag von 
Seiten Oefterreichs nichts erinnert. 

Preußen machte bagegen ebenfalls keine Bemerkung, 

Baiern war der Meinung, daß bie bereit beſtehenden Befchlüffe 
aufrecht zu erhalten und ter eigentliche Beſtand bes Gontingents 
auf ein Procent der Bendlkerung feſtzuſegen wäre. 

Sachen bemerkte: ba die Beſtimmung ber Gontingente nicht 
blos Krieg, fondern auch Aufrechthaltung ber Innern Ruhe und 
Ordnung fei, fo möchten die Worte: „bei befchloflenem Aufgebote" — 
ingleihen bie Worte: „zum Bunveöheer“ weggelaflen werben. 

Bon Selten Hannovers wurbe nichts erinnert. 

MWürtemberg bemerkte: bie angetragene Faſſung fönne leicht bie 
Mifbeutung veranlaffen, als 06 fich gegen ben Inhalt ber Grundzüge 
6. 40 von felbft verftände, baß bei jedem Aufgebote die Gontingente 
vollſtaͤndig ausrüdten, was doch jeberzeit von einem vorgängigen 
Bundesbeſchluſſe abhaͤngig bliebe. Dur Beibehaltung bes Wortes 
Inhalts der Grundzüge $. 1 könne biefer Anftand gehoben werben. 

Baden erinnerte nichts gegen ben Antrag. 

Kucheffen machte die Bemerkung: im erfln Gab wäre unter 
bem Ausdrud „Aufgebot an flreitbarer Mannfckaft“ bie in ben Grunb- 
zügen enthaltene Bezeichnung ber Waffengattungen als unverändert 
zu betrechten. 

Großherzogthum Heflen flimmte bem Antrage des achten Aus⸗ 
ſchuſſes bei. 

Holftein und Lauenburg war damit einverſtanden. 

Bon Luremburg wurde Nichts bemerkt. 

Die großherzoglich⸗ und herzoglich⸗ſachſiſchen Häufer machten 
gegen ben Antrag des achten Ausfchufles über biefen erſten Punct 
eben fo wenig eine Brinnerung, ald Naſſau und Braunfchweig, 

Medienburg, bie 15. und 16. Gurie und bie freien Städte. 

Hierüber wurte in Wien fein Befchluß gefaßt, ſondern feftgefeht, 
daß biefe Bemerkungen als Vota angefehen, hierüber die weiteren 
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Suftructionen eingeholt, und fonach hierüber das Protocol bahier 
eröffnet werben follte. 
$. 12. Neueſte vertraulihe Abflimmungen. 

In den neueften hierüber ftaıtgefundenen vertraulichen Sigungen 
find nun folgende eventuelle Abflimmungen gegeben worden: 

Defterreich bezog fi auf die in Wien abgelegte Abflimmung, 
worin über dieſen Punet Nichts erinnert wurde. 

Preußen trat im Allgemeinen bei, unter Borbehalt einzelner 
nachzutragender Bemerkungen. Gegen biefe Beflimmung wurde feine 
gemacht. 

Baiern trat ber öfterreichifchen Abflimmung bei, mit welcher 
auch die preußifche ganz zufammentreffe, und bemerkte über biefen 
Bunct, dan ber eigentliche Beftand bes Gontingents auf den hundertſten 
Thell ber in ber Bunbesmarrifel angegebenen Bevölkerung feftzufegen 
und in diefer Zahl alle Waffengattungen zu begreifen wären 

Sachſen fimmte bergeftalt bei, daß das orkbentlihe Kontingent 
eines jeden Bundesſtaates, welches berfelbe an ſtreitbarer Mannichaft 
zu ftellen habe, überhaupt den hundertfien Theil feiner In der Bundes: 
matrifel bezeichneten Bevölkerung betragen foll, worunter alle Waffens 
gattungen begriffen wären. 

Hannover trat bem GBrunbfage bei, daß das orbentliche Gontingent 
ein Procent ber in ber Bundesmatrikel bezeichneten Bevölferung bes 
trage, mit ben von Sadfen in Wien gemachten Bemerkungen, baß 
in der Redaction alle Ausbrüde zu vermeiden feien, welche vermuthen 
lafien fönnten, daß biefe Truppenzahl nur bei erfolgendem Kriege 
en zu bringen fei, ba fle vielmehr die Zahl, bie ſchon im 

tiebensftande bereit gehalten werden müfle, umfafle. Unter biefer 
Zahl feien übrigens alle Waffengattungen begriffen. 

Württemberg flimmte ben vorangegangenen Beſtimmungen und 
ber baierifchen insbeſondere b:' 

Baden war vollfommen bamit einverftanden, daß das Bundes: 
heer aus dem hundertſten Theile ber Bevölkerung zu beftehen habe. 

Kurbefien äußerte ſich dahin, daß das ordentliche Eontingent 
jeben Bunvesftaated aus dem Humbertflen Theile der Bevölkerung 
befteben und darunter alle Waffengattungen begriffen fein follen. 

Großherzogthum Heffen flimmte nach dem Antrage des achten 
Ausfchufles. 

Holftein und Lauenburg erklärten ſich im Allgemeinen mit 
ben Grundzügen, fo weit diefe im vergangenen Jahr neu rebigirt 
worben, vollfommen einverftanben. 

Luremburg ſchloß ſich bem Antrage des achten Ausfchufles an. 

Großherzoglich und herzoglich⸗ſaͤchſiſche Häufer bemerkten über 
diefen Punct nichıe. 

Naffau bezog ſich auf bie Anträge bes achten Ausſchuſſes. 

Braunſchweig flimmte wie Hannover. 
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Medienburg: Schwerin und Girelig erflärten ſich dahin, daß 
das ordentliche Gontingent aus dem hunbertfien Theile der Bevölkerung 
beftehen fol. 

Holflein- Oldenburg, Anhalt und Schwarzburg hatten durch 
ihren Gejandten zwar mündlich auf eine Gontingentflellung von 
Itel PBrocent ber Bevölkerung angetragen, in ben ſchriftlichen Ab— 
flimmungen aber bavon nichts mehr erwähnt, fondern es wurde nur 
im Allgemeinen auszuführen gefucht, baß Leine Anſtrengungeu geforbert 
werden bürfen, welche bie Kräfte einzelner Staaten im Frieden ers 
fhöpfen, und fle unfähig maden würden, im Kriege zu leiften, was 
dann zu leiften nothwendig fein könne. Der Sriebensfland des Bunbes 
follte nur ein folder fein, wie ibn jeder Bundesſtaat nad feinem 
befondern Zuſtande zu ertragen vermöge. Es müfle baber möglichfte 
Berminderung des Friedensſtandes gewünfcht werben. Da jeboch ein 
fpegiellee Antrag nicht gemacht, in den frühern Abſtimmungen biefer 
Gurie aber auf vie Gontingentftellung von einem Brocent ber Bes 
völferung eingewilligt wurbe, fo wird viefelbe auch bermal, waß den 
erſten Punct betrifft, als zuftimmend angefehen werben künuen. 

Bon Geite ber fechözehnten Curie wurbe über biefen PBunct 
nicht8 erinnert. 

Die freien Städte traten dem Antrage des achten Ausfchuffes bei. 

6. 13. Refultate. 

Aus bdiefer getreuen Zufammenftellung ergeben ſich bie in den 
Hauptſachen einflimmigen Refultate, daß 

1. das orbentlide Gontingent eines jeden Bunbesflaates, mit 
Inbegriff aller Warfengattungen, aus bem bunderifien Theile der in 
der Bundesmatrifel angegebenen Bevölkerung beſtehen ſoll, daß aber 

2. was die Baflung betrifft, weber bie zuerſt in ben Grundzügen 
entworfene, noch die des achten Wiener: Gonferenz:Ausfchuffes, noch 
die neue Mebaction ber Militär: Gommifflon ganz anzunehmen fe; 
daß man indefien 

3. barüber fich zu vereinigen feine, am meiften bie erfte Faſſung 
jum Grunde zu legen, ba aus der Mebaction bes achten Ausſchuſſes 
baßjenige weggelafien werten follte, mas ben Kriegezuftend allein zu 
bezeichnen ſcheint, und aus ber neuen Faſſung ber Militär-Gommifflon 
basjenige, was theils zu fehr in das Detail eingebet, theils auf eine 
nicht angenommene Erhöhung bes Gontingentfußes hinführen könnte, 
theild in bie innere Organifation bes Militärs in den einzelnen 
Bunbesflaaten eingreifen würde, welche nach ven indivinuellen Ver⸗ 
hältniffen zu behandeln und dem Butfinden ber Hegierungen zu überlaffen 
wäre, wenn nur den Anforberungen tes Bundes Benüge gefchieht. 

4. Die Rebaction des erſten 6. könnte baber allenfalls alfo lauten: 

„das Bundesheer befteht, mit Inbegriff aller WBaffengattungen, and 
einem PBrocent ber Bevölkerung aller Bunbeöflaaten, fo wie die: 
selbe in ber Bunbesmatrikel angegeben if“ 
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ober 
„das ordentliche Gontingent eines jeden Bundesſtaates zum Bundes. 
beere beträgt überhaupt ven hunbertſten Theil feiner in ber 
Bunbesmatrikel begriffenen Bevölkerung”. 
„Es find unter biefer Zahl alle Waffengattungen begriffen“ 

der 


0 
„das Bundesheer iſt aus ben Gontingenten aller Bundesſtaaten 
zufammengefegt". 
„Das Gontingent eines jeben Bunbeöflantes beträgt überhaupt dem 
bunbertien Thell feiner in ber Bunbesmatrifel bezeichneten Be⸗ 
völferung". 
„Unter diefer Zahl find alle Waffengattungen begriffen“. 

14. Antrag. 


Indefien glaubt ber Bundestags: Ausfhuß in Militärfachen, baß 
es gegenwärtig zu früh fein würde, in die Mebactiom ſelbſt einzugehen, 
fondern daß e6 zu bem gegenwärtigen Zwecke genügen bürfte, wenn 
man fi über bie Sache ſelbſt einverftanden hat, bie vorläufigen 
Beichläffe der Militär: Commiſſton zur Grundlage ihrer weitern Aus⸗ 
arbeitung zu eröffnen, und zugleich verfelben bie Directiv-Rormen 
mitzutheilen, nach welchen fie nicht blos bie unmittelbar in Frage 
ſtehenden Buncte, fondern auch alle übrigen hierauf Bezug habenten 
Artikel abzuändern unb neu zu bearbeiten hätte. Was ben ©. 1. 
betrifft, dürfte fie daher auf gegenwärtige Darftelung und die hieraus 
gezogenen Refultate zu verweilen fein. 

$. 15. Reſerve und Grgänzung. 
Adl.b.u.c. Die unmittelbar hierauf folgenden Puncte betreffen: 
b. die Beſtimmung ber Meferve, und 
e. beren weitere Ergänzung, 
welche hier, ihrer nahen Verbindung wegen, im Zufammenhange 
beleuchtet werben follen. 
$. 16. Grundzüge. 

In ben Grundzügen ift darin Folgendes beſtimmmt: 

„F. 3. Die Referve bed Bundesheeres beftcht aus einem halben 
Brocent ver Bevölkerung aller Bundesſtaaten“. 

„F. 4. So wie bie Gontingente bes Heeres ausrüden, müſſen 
in allen Bundesſtaaten die Reſerven aufgeftellt werben. Sie bleiben 
aber bis zur wirklichen Aufforderung in dem Bezirk eines jeden 
Bundesflaates, und treten erſt, wenn fie befien Grenze überfchritten 
haben, unter bie Befehle des Oberfelbherrn des Bundes". 

„$. 5. Zwei Dritiheile der Reſerve werben für außerorbentliche 
Bälle als Verſtärkung zum Audrücken bereit gehalten“. 

„Das legte Drittheil bleibt in jebem Bundesſtaate ald Stamm 
zurüd, und wird nad) bem Ausrüden der erften zwei Drittheile wieber 
euf die vorige Meferneflärke ergänzt, um das Grgänzungsbepot zu 
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„$. 6. Wenn in außerorventlihen Fällen noch größere Krafts 
Anftrengungen nothwendig werben follten, wird barüber durch beſondere 
Bunbesbefchlüffe das Nähere beſtimmt werben". 

‚$. 7. Die Gontingente müſſen immer vollzäßlig erhalten 
werben“. 

„Die Ergänzung berfelben geſchieht zunähft aus "ben bereit zu 
baltenben zwei Dritiheilen ber Reſerve ($. 5), und bann, wenn biele 
erihöpft oder gleih anfangs mit dem Bundesheer ausgerüdt find, 
aus bem auf ein halbes Prorent erhöhten Grgänzungsbepor" 

„$. 8. Die gefummten Ergänzungen können bei jedem Gontin- 
gente während eines Feldzuges bie auf ein balkes Procent ergänzte 
Reſerve nicht Üüberfchreiten". 

„Dieſe Reſerve iſt in ſechs gleiche Abtheilungen zu theilen, von 
welchen, zur allmähligen Ergänzung bes Bundesheeres, ſechs Wochen 
nah dem Ausrücken deſſelben, bie erſte Abtheilung nachrückt, und 
dann die Übrigen von zwei zu zwei Monaten folgen“ 

„$. 36. Für zwei Dritibeile ber Reſerve müſſen bie Gabres 
auch im Frieden beftchen". 

„$. 40. Ber Bund wird auch bei dem Ausbruche bes Krieges 
beſchließen, 06 von jedem Bundesſtaate nur ein Theil bes Contingentes 
oder das Ganze zu ſtellen fei, dann ob die bereit zu haltenden zwei 
Drittheile ber Meferve zugleich mit dem Heere ausrüden follen, oder 
ob dem Oberfeldherrn das Mecht einzuräumen fel, biefe Reſerve im 
Nugenblide der bringenden Gefahr an fich zu ziehen und die Anfs 
forderung hierzu an bie Bundesftaaten gelangen zu laffen”. 

6. 17. Bemerkungen. 

In dem im Anfange bes vorigen Jahres Über bie Grundzüge 
gemachten Bemerkungen und Begenbemertungen kommt über biefen 
Gegenftand Bolgendes vor. 

Bon Baiern wurde zu ben 66. 5 und 8. erinnert, daß, um zu 
beurtbeilen, in wie weit bie durch den Entwurf feftgefeßten An: 
Rrengungen ben Kräften der einzelnen Bundesſtaaten angemefien feien, 
vor allem nöthig wäre, den gegebenen Maapftab auf die wirklichen 
Berhältniffe anzulegen. Das Bundesheer foll befiehen aus einem 
Procent ber Bevölkerung, bie Referve aus einem halben Procent, 
itel ber Reſerve ober Itel Procent jollen ſogleich in Bereitſchaft 
gefegt und der Ueberreft bei bem Ausrüden der tel Meferve auf ein 
halbes Procent ber Bevölferung ergänzt werben. Diefes gebe alfo 
‚Stel Procent ber Bevölkerung als Maximum ordinariun für einen 
Beltzug, fobin auf Baiern angewendet, nach einer Volktzahl von 
ungefähr vierthalb Millionen 65,267 Mann. 

Daß dies eine große Anftrengung vorausiege, werde man bann 
am leichteflen ermeilen, wenn man nad biefem Berbältnifle bie 
Mannfchaft bei andern einzelnen Bundesſtaaten berechne, und mit dem 
bisherigen Militärftand vergleiche. Es werbe vielfältig gefühlt werden, 
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tb man große Kraft aufbieten müffe, un biefer Forderung zu 
enügen. 

8 Es komme auch zu erwägen, daß, fofern Oeſterreich und Preußen, 
welche in einem Bundeskriege als bie natürlichen Alliirten des Bundes 
angefeden werben könnten, mit ihren übrigen Gtaaten auch gleiche 
Anftrengungen wie die Bundesflaaten machen, fhon, nad 1} Brocent 
ber Bevoͤllerung, beibe Mächte niit einander beiläuflg ein flebendes 
Herr von 250,000, und eine Reſerve von 125,000 Mann ftellen 
würden, fo daß in biefem Balle die Sache des Bundes durch ein 
Heer von 550,000, mit einer Referve von 275,000 Mann vertheibiget 
wärbe — eine Macht, bie für Vertheidigungsfriege wohl hinreichen bürfte. 

Man Eönne ferner nicht unbeachtet laſſen, daß, wenn ber Bund 
größere Anftrengungen al von 1} Procent leiften follte, folde 
lediglich bie mit Ihrem ganzen Länder-Umfange im Bunde befindlichen 
Staaten treffen würde, während vie übrigen Bundesglieder ihre 
Gontingente auf die ganze Bevoölkerung ihrer Staaten vertheilen, und 
ihren beutfchen Ländern alfo kaum die Hälfte ber von den Andern 
zu tragenden Zeitungen auferlegen würben, wie ſchon früher tm einer 
banndverfchen Abflimmung erinnert worden. 

Es dürfte daher für angemeffen gefunten werben, bei bem zuerſt 
angetragenen Verhältniffe ftehen zu bleiben und ba6 Maximum ordi- 
narium auf ein Procent für das flehende Heer und 5 Procent für 
bie Reſerve feftzufehen. 

Werte aber von ben Übrigen Bundesgliedern für nöthig erfannt, 
baß das Höhere Verhältniß von 15 Procent angenommen werbe, fo 
wolle ſich Baiern keinesweges biefer größern Anftrengung entziehen, 
fondern werde jederzeit mit Kraft und Gifer die gemeinfame Gadhe 
zu unterflügen fi zur erflen Pflicht machen. 

Zu $. 35 und 36. erinnerte Baiern, baf den Staaten, welche 
eine ganze Dirifion ober ein eigenes Armeecorps ftellen, zu überlaffen 
wäre, im Friedensſtande für bie Bereithaltung bed Kriegsſtandes 
nach ihren eigenen Cinrichtungen ſelbſt zu ſorgen. 

Zu $. 40 wurde bemerkt, daß biefer $. auf den erſten Gap zu 
beſchraͤnken, und bie weitere Beſtimmung von den Worten an: 

„dann ob bie bereit zu haltende zmei Drittheile ber Reſerve ıc.“ 
als unnöthig wegzulaſſen fei, ta chnehin das Ganze ber fünftigen 
Beſtimmung des Bundes im eintretenten Balle überlaffen bleibe. 

Königlich-preußifcher Seitd wurde gegen biefe baierifchen Be⸗ 
merkungen erinnert: 

Ad F. 5 und 8. Da tie angegebene Stärke bed Bunbesheeres 
gleihfam als das Minimum angefehben worden, fo laffe ſich nicht 
abfchen, wie ſolches noch verringert werben koͤnne. Preußen machte 
in feinen Staaten eine Anftzengung von fünf Procent der Bevölkerung 
als nothwendig, und könne daher nicht zugeben, daß andere beutfche 
Staaten einen fo Kleinen Maaßſtab annehmen wollen. 
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Ad $. 35 unb 36 wurbe erwiebert: da bie im biefen ans 
gegebenen Beſtimmungen ein Minimum felen, welches ben 
Staaten nicht laͤſtig fein könne, befien Befolgung aber von ben kleinern 
Staaten nothwendig gefordert werben könne, fo fei nidht abzufchen, 
warum erflere ſich von ben gegebenen Grundſaͤgen ausichließen wollen. 

Ad $. 40 ſcheine es doch möglich zu fein, daß ber $. unser: 
kürzt ſtehen bleibe. 

In der koͤniglich⸗ſachſiſchen Abſtimmung wurde ad $. 8 bemerkt, 
man koͤnne ſich von ber Nothwendigkeit, daß ſchon ſecht Wochen 
nach dem Ausrücken bes Bundesheeres eine aus dem fechöten Theile 
ber Neferve beftehente Abtheilung an Erganzungs-Mannſchaft nach⸗ 
rüden folle, nicht überzeugen, fonbern ermefle für binlänglich, wenn 
ber Erſatz fo bereit gehalten werde, daß er, nach Eingang der Anzeige 
von dem in ben erften ſechs Wochen nah dem Abmarfche entfiantenen 
Abgange, ohne Aufenthalt nachrüden könne, und daß ber fpäter ſich 
ergebende wirkliche Abgang, durch bie von zwei zu zwei Monaten 
nachzufendende Ergänzungs: Mannfchaft erfegt werde. 

Königlich:preußiicher Seite wurbe dagegen erinnert: 

Die Erfahrung ber neueften Kriege haben zur Genüge betätigt, 
daß der Abgang bei dem Heere, befonders im Anfange bes Felbzugs 
Höhft bedeutend; und daß, ohne vorhergehende Vorforge, bie Con⸗ 
tingente nie in completten Stande zu erhalten fein würden. 

Befonders fei dies ber Ball auf langen Operationslinien, wo 
bie erflen Depots ber Armee entweder näher gerüdt werben müßten, 
oder zu veranftalten fei, baß die abgehende Mannſchaft zur rechten 
Zeit, aus ihrem Briebens Quartiere abmarfcieren. Dies wurbe 
burch practifche Beiſpiele näher erläutert. 

Nah der bavdifchen Bemerfung zu dem 8. $. vermeinte man 
nit, daß es als unumflößlicer Grundfag anzunehmen fei, daß 
gefammte Ergänzungen bei einem jeben Gontingente, vie auf ein halbes 
Procent ergänzte Reſerve nicht überfchreiten können, weil höhere 
Zwecke größere Anftrengung erfordern, und nah $. 6 ſchon im 
außerortentlichen Bällen, vermöge befonberer Bundesbeſchlüſſe, größere 
Kraft: Anftrengungen bedingt ferien. Königlich:preußifcher Seite wurbe 
biefe Bemerkung gern angenommen. 

Die großherzoglich:heffifchen Bemerkungen enthalten über biefe 
Begenftände folgendes: 

Die Referven follen nach dem $. 4 und 31 ber Grundzüge erſt 
nach dem Aufbruche bed Bunbeöheeres aufgefiellt werben, fo zwar, 
daß ſechs Wochen darauf zwei Drittheile derſelben marſch⸗ und ſchlag⸗ 
fertig fein — Es werde aber auch nach dem $. 7 und 40 gefordert, 
daß zwei Dritiheile der Meferve gleich Anfangs mit dem Bunbeöheere 
ausrüden Eönnen. Dies fiehe im Widerſpruch. Wenn bie Referven 
erft nach dem Aufbruche des Vundesheeres aufgeftellt werden jollen, 
Könnten fle unmöglich mit ihm ausrüden. — Gben fo fei ber 5. 96, 
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in fo weit er von ben Reſerven ſpricht, eine nur mangelhafte 
Wieberhelung bes 5. 32. Diefe Gäge bebärften daher einer bes 
Rimmteren Abfeffung. 

Köuiglig-preufifger Seits wurde biefe Bemerkung als gegrünbet 
anerlannt. 


Bou Volflein-Dibenburg wurde folgendes geäußert: 

Zum $. 1 bis 8 made mau ſich die baierifhe Bemerkung um 
fo mehr zu eigen, als die Vefimmmung des Bundes-Gontingente auf 
ein Procent von ber Art fei, daß auch bie Bunbeöflaaten, deren 
Umfang feinen großen Militär-Etar verfatte, auf bie Dauer würden 
leiſten können, was fle hiernach zu übernehmen haben, wobei bie 
Reſerve allein als eine Vorkehrung zur Gicherflellung ber ſteten 
Bollzaͤhligkeit des Contingenis zu betrachten wäre, und ſich übrigens 
von feibh verfünde, aud noch beflimmier, wie im $. 6 geſcheben, 
auögefproden werden könnte, daß der Bund, nach Beſchaffenheit der 
Umflände, jede weitere Anftrengung befchließen werde, melde bie 
Gefahr bed Baterlondes und die Verfolgung des Bundetzweckes er⸗ 
beifchen dürfte. 

Für die allgemeine und regelmäßige Rüfung zur Bertbeibigung 
ſcheiue die Vehimmung bes $. 1, in Verbindung mit ber Borforge 
für die zweckmäßige Bereitfchaft und allenfalls nötige Ergänzung 
der Gontingente, ju genügen. Auch werbe eine Bergleichung bet 
Hülfsmittel aller Urt, welde ben großen Mädten zu Gebote fichen, 
mit denen der Heinern Gtaaten ſehr leicht den Beweis liefern, daß 
bei einer noch größern Unftrengung, wenigſtens in finanzieller 
Hinſicht, zwiſchen jenen und biefen eine bedeutende Ungleiäheit ent» 
Behen müßte, melde body gewiß nicht beswedt werbe. @s wäre 
daber zu wänfchen, daß dem angenommenen Maaßſtabe ber Leiftungen 
nach, der Wendlferung unbefchadet, der Koſtenaufwand berüdfichtiget, 
und wie bereits früher in einer falferlich:öfterreichifhen Abfimmung 
geäußert worden, darnach die Möglichkeit ber Leitung ermäßigt, und 
biefer eine der Erhaltung des Wohiſtandes der Wundesftaaten ent⸗ 
fprechenbe Grenze gefegt werde. 

Zu $. 40 wurde bemerkt, es feheine baß bie Aufbietung eine® 
Theild der Gontingente in beren kleineren Beftandtheilen Schwierig⸗ 
teiten finden, und biefe näheren, Beſtimmungen wünſchenswerih machen 
ante. Dan glaube aber auf die Billigkeit fämmtliher Bundes⸗ 
glieder gegen einander, und das gegenfeitige Bertrauen zum Voraus 
zechnen zu können, fo daß, ir eintretenden Balle, eine ungleiche 
Behandlung der Yunbesftaaten nicht zu beforgen fein werbe. 

Königlijepreufiiher Seits wurde hierüber feine befonbere 
Begenbenierfung gemacht. 

Die von den Fürſten der ſechszehuten Gurie zur Dictatur ge 
tommene Bemerkungen enthalten Über dieſe @egenflände keine ſpeciellen 
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Anträge, fondern nur im Allgemeinen ben Wunſch möglichfter 
Erleichterung der Gontingentflellung und ber diesfallſigen Leitungen. 
$. 18. Vertrauliche Sitzungen. 

In der vertraulichen Sihung am 4. März 1819 wurden dieſe 
Bemerfungen unb G@egenbemerfungen mit einander verglidgen und 
näher erörtert, unb, indem man file an die Militär⸗Commiſſion abs 
zugeben befchloß, Fam man zugleich dahin überein, daß 

a zu S. 1 bis 8. nach Mehrheit der Stimmen, es bei ber im 
ben Grundzügen ausgeſprochenen Stärke des Bunbegheeres und ber 
Referve fein unabänberliches Verbleiben babe. 

b. Was bie anfcheinenden Widerſprüche in der Baflung ber 
65. 4. 7 und 40. ber Grundzüge betrifft, fo vereinigte man ſich 
dahin, bei bereinftiger befinitiver Mebaction ber Bundes: Militärs Ber: 
faffung und ber von bem Bunbestags:Ausfchuffe zu erwartenden 
Zuſammenſtellung, in bem $. 7. nach ben Worten: „wenn dieſe exrfchöpft, 
ober”, die Worte: „gleich Anfangs”, dann in dem $. 40 nach ben 
Morten: „zwei Dritiheile der Reſerve“ das Wort „zugleich” wegzulaflen. 

c. Auf bie Anflände Badens, daß bie $$. 6 und 8. Ah zu 
widerfprehen fchienen, und die Bemerkungen Königreih Sachſens 
gegen $. 8, wegen Nachrücken der Reſerve ıc., wurde nach näherer 
Erläuterung für gut gefunden, es bei ben Grundzügen zu belaſſen. 

In der meitern vertraulichen Gigung vom 8. März 1819 hatte 
man zu $. 32. auf die Erinnerung Babens feftgefcht, biefen Vara⸗ 
raphen dahin abzuäntern, daß in allen Bunbesflaaten fon im 
Frieden bie Cadres der Reſerven, wenigfiens für zwei Drittheile 
beſtehen müffen. 

Zu 6.36. wurde bie erſte Zeile: „für zwei Drittheile ber Reſerve 
müſſen die Gabres auch im Frieden beſtehen“ wegzuftreichen belicht, 
weil der Zufap zu $. 32. folches nunmehr Überfläfflg made. 

Zu $. 40. ſprach ſich bie Mehrheit für bie Beibehaltung bed 
Paragraphen aus, und nur über die Art, wie, im Balle bes Nach⸗ 
rüden®, bie Referven In das active Heer einzutheilen feien, wurde 
bie Militär: Commifflon zu vernehmen verabrebet. 

G. 19. Militar-Commiſſion. 

Die Militaͤr-Commiſſion ſtellte nun in ihrer neuen Rebaction 
bie hier einſchlägigen Paragraphen in folgender Weiſe auf: 

us. 3. Die Referve bes Bunbesheeres beſtehet aus einem Drittheil 
Prozent ber Bevölkerung, nach venfelben Beftimmungen, welche über 
die ſtreitbare Mannfchaft bes Bundesheeres im $. 1. feftgefegt worden. 
Sie muß von dem Augenblid an in Bereitichaft gehalten werben, 
in welchem das Heer aufgehoten wird; förmlich ausgerüftet und aufs 
geftellt wird fie jeboh nur durch einen beſondern Beſchluß ber 
Bunbesverfammlung. Bis zur wirflihen Aufforderung bleibt fie in 
ben Bezirk eines jeden Bundesſtaates, und tritt erfi, wenn fie fi 
auf ihrem Sammielplat befindet, unter die Befehle des Oberfelbbern“. 
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„$. 4. Das Marimum ber Erfagmannfchaft bed Bunbesheeres 
in einem Sabre beſteht aus einem halben Procent der Bevölkerung, 
und wird nach und nad in Depots aufgeftellt,; ein Drittbeil bavon 
muß unausgefegt präfent beifammen fein. Sechs Wochen nach dem 
Ausrüden des Bundesheeres wirb von biefen Depots ein Zwölftheil 
von einem Procent ber ganzen Bevölkerung, das heißt, bie Hälfte 
bes aufgeflelten Depots felbft, ala Ergänzung bem Heere nachgefenbet, 
mit ben übrigen Nadyfenbungen aber wird vou zwei zu zwei Monaten 
fortgefahren“. 

u$: 8. Wenn in außerordentlichen Fällen noch größere Kraft: 
anftrengungen nothwendig werden follten, wirb darüber durch befonbere 
Bundesbeichlüffe das Nähere beflimmt werben“. 

Die Redaction des $. 27, welcher mit dem $. 30 ber früheren 

Baflung correfpondirt, und bie Wereithaltung bes Gontingents im 

Fi betrifft, wurbe bei ber bamaligen Berathung noch vorbe: 
lten. 

„$. 28. Eben fo müflen bie Referven, nämlih ein Drittbeit 
Prozent ber Bevölkerung eines jeden Bunbesftaates, gleich nach dem 
Ausrüden des fichenden Heeres bergeftalt in Bereitſchaft gehalten 
werden, baß fle fpäteftens. zehn Wochen nach bem biesfallfigen Bes 
ſchluß der Bundesverfammlung auf ben Sammelpläßen jedes Gontingents 
zur Verfügung bes Bunbesfeldherrn geftellt werden können" — 

„Sie müflen übrigens in allen Ihren Theilen gleich bem Heere 
ſelbſt, organifixt, ausgerüftet,, eingetheilt und bebanbelt, und alfo bei 
arößeren Bunbesftaaten in Diviflonen und Brigaden, bei mittleren 
in Brigaden und Megimenter, und bei kleinern in Bataillons unb 
Divifionen aufgeftellt werden. Wenn jedoch die Reſerve eines 
Bundesftaates weniger als ein Bataillon ober eine Diviflon ausmachen 
follte, fo kann biefelbe dem Gontingente für bas active Heer einver- 
leibt werben, wenn es nicht mehrere Fleine Staaten vorziehen mödhten, 
ihre einzelnen Theile in ein Ganzes zufammenftoßen zu laflen“. 

us. 29. Bon dem für die Srfagmannichaften (Depots) bes 
ſtimmten halben Prozent der Bevölkerung, muß gleich nach dem Aus: 
rüden des ſtehenden Heeres ein ODrittheil, das Heißt ein Sechstheil 
son einem Prozent ber Bevölkerung eines jeden Bundesſtaates auf: 
geſtellt, und, mit voller Berückſichtigung der im erflen Abfchnitt 
$. 4 angeordneten Nachſendungen unausgeſetzt complet erhalten 
werden”. 


„Zu biefem Ende müflen bie Cadres ter Meferve ſogleich nad 
dem Ausrücken des Buntesheeres in eigene Körper gebildet, unb ein 
Sechstheil ber Mannfchaft von jeber Waffengattung berfelben einbes 
rufen werben”, 

„$. 37. Der Bund wich befchließen, ob von jchem MBunbess 
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Kante nur ein Theil bes Gontingents over bad Ganze zu flellen 
ſei — dann, 06 die KReſerve ganz oder zum Theil mohll geinadt 
werben folle*. 

Bei biefer Ueberſicht der von ber Militär⸗Commiſſion verab- 
rebeten, aber dem Bunbestags:-Ausfhufle noch nicht vorgelegten, eins 
fhlägigen Befimmungen, wirb von felbR in bie Augen fallen, baf, 
wenn auch von der einen Geite die Militär:Gommifflon bie vorge 
fehlagenen Abäncerungen weiter ausgebehnt bat, als eben bie Wer: 
anlaffung zunähf dazu gegeben war, auf ber andern Geite bur 
dieſen Entwurf in mander Hinſicht ter Weg einer näheren Ber: 
bindung zweckmäßig eröffnet worden fei. — 

$. 20. Wiener Conferenz⸗-Ausſchuß. 

Der bei ben Wiener Gonferenzen aufgefellie achte Ausſchuß 
erflattete in ber 20. Sizung am 29. März biefes Jahrs feinem 
Antrag, und, indem er den Grundfag ber möglihfen Grieichterung 
im Brieden vorausichidte, beſchränkte er feinen Antrag über bem 
vorliegenden Gegenſtand barauf, daß ein halbes Prozent ber Be: 
völferung die Reſerve bilden follte. Zu dieſem Ende ſchlug er 
folgente zwei Artikel vor: 

„$. 8. Außer dem beflimmten bunbertfien Theil zum eigentlichen 
Gontingente, wird auch noch der zweihundertſte Theil der Bevölkerung 
ald Reſerde, mur zur Ergänzung bes allmähligen Abgenges, und 
jur fortwährenten Inftanphaltung im Kriege, nach Bebarf ausgehoben, 
und in dazu erforberliche Vereitſchaft gehalten werden”. 

„$. 9. Weitere außerordentliche Anfrengungen und Truppen⸗ 
Rellungen zur Vertheidigung bed Bundes im Laufe eines Kriegeb, 
werben nach Belchaffenheit ver Umftände und ben jebeömaligen Me: 
bärfniffen von ber Bunbesverfammlung zu befchließen fein. 

$. 21. Achtundzwanzigſte !iener- Eonferenz. 

Bei der in der 28. Sihung am 11. Mai gehaltenen Plenar⸗ 
Berfammlung ter Gonferenz wurde von 

Defterreih feine Erinnerung gemacht; 

Gben baffelbe fommt von 

Preußen zn bemerken 

Balern ſtimmte dahin, daß ein halbes Prozent der Benölferung 
zur Ergänzung als Referve auf vorgängigem Bundesbeſchluſſe berges 
Halt in Bereitſchaft zu halten fei, daß ſolches ſechs Wochen nad 
erfolgtem Bundesbeſchluſſe ausrüden, und unter ven Befehl bes 
Oberfeld:Herin treten könne, fobald bie Truppen bas Land verließen, 
ober in die eigentliche active Armee einrädten. 

Königreih Sachſen erinnerte nun über ben 9. Artikel des 
YAusichupantrages, daß entweder nach ben Worten: „jur Vertheibigung 
des Bundes im Laufe eines Krieges" zugleich der Beſtimmung tes 
Bunbesheereö zur Erhaltung innerer Ruhe und Sicherheit ebenfalls 
erwähnt, oder, anſtatt jener Stelle, ein allgemeiner Austrud, etwa, 


765 


„Tür ben Bund“, gebraucht, ober aud jene Worte ganz weggelaflen 
werben möchten. 

Hannover ſtimmte den koͤniglich⸗ſaͤchſiſchen und fpäter folgenden 
kurheſſiſchen Bemerkungen bei. 

Bon Württemberg wurde hierüber nichts erinnert. 

Bon Baben eben fo wenig. - 

Kurbeffeu bemerkte, daß ber 8. Gap des Ausfchußantrages bie 
Beſtimmung bes 8. $. der Grundzüge: „bie geſammten Grgängungen 
können bei jebem Gontingente während eines Beldzuges bie auf ein 
halbes Prozent ergänzte Meferne nicht überfchreitn" — keineswegs 
abäntern bürfe. 

So wie der Gap ber Anträge gefaßt fei. Lönne er auch vers 
handen werben, als ob der zweihunderfle Theil ber MWendlkerung 
bie Ergänzung für die ganze Dauer bes Krieges ausmachen follte, 

Der Vertrag bes achten Ausichuffes enthalte Bemerkungen über 
bie Bereithaltung im Brieben, welde baranf gerichtet ſcheinen, bie 
Befimmungen des IV. Abichnittes ber Grundzüge überall zu befeitigen. 
Sn den Anträgen fei bieß allerdings nicht außgefprochen,, und es 
feine demnach zuvörberſt eine Erläuterung über die Anſicht des 
Ausichufles erforderlich zu fein. 

Man halte auch bafür, baf bie Befimmungen in Anfehung ber 
Bereithaltung und ber Ergänzung ber Reſerve mehr präcifirt, und 
babei bie Beſtimmungen ber Grundzüge fo wie auch vie Arbeiten 
der Mifitär:Gommiffion, zum Grunbe gelegt werben müßten. 

Dieb werde au dann erforberli fein, wenn bie Reſerve, mit 
Ginfhiuß ber Ergänzungss Depots, auf 4 Prozent befchräntt fein 
würte, welches von Geiten Kurhefſſens in Anfprud zu nehmen, ber 
Gefandte bermal nicht angewiefen fei, unb demnach feiner Geits von 
ber allgemeinen Anſicht Über die nothwendige Gtärke bes Bundes: 
Militaͤrs abhänge. 

Großherzogihum Heſſen Rimmte ben Anträgen bes achten Aus: 
ſchuſſes bei. 

Holſtein erinnerte über dieſen Gegenſtand nichts insbeſondere. 

Don Luxemburg wurde nichts bemerkt. 

Großherzoglich und herzoglich⸗ſaächſiſche Käufer nahmen bloß 
im Allgemeinen bie mögliche Erleichterung in Anſpruch, welchen auch 
bie fünfzehnte und ſechszehnte Curie beitraten. 

Braunfchweig Rimmte wie Hannover, und Naffau erflärte fi 
für die Anträge des achten Ausfchufies, auf welche ſich auch Medienburg 
be 


08- 
1 Bon ten freien Städten wurde hierüber nichts bemerft. 
$. 22. Neueſte vertrauliche Abſtimmungen. 
In ben neueften vertraulichen Sihungen ber Bundesverſammlung 
vom 10. unb 17. Auguſt wurden hierüber folgende eventuelle Ab- 
ſtimmungen gegeben: 
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Defterreich wieberholte das in Wien abgegebene Botum. 

Preußen machte feine fpeciele Bemerkung, hielt fi einzelne 
Erinnerungen bevos, und trat im Weſentlichen Defterrei bei. 

Baiern flimmte dafür, daß die Meferve auf den zweihunberifien 
Theil der Bevölkerung zu beichränfen, biefelbe aber zur Ergänzung 
auf vorgängigem Bundesbeſchluß bergeftalt in Bereitihaft zu halten 
wäre, daß foldhe in Zeit von ſechs Wochen nah erfolgtem Bundes⸗ 
beſchluſſe ausrüden, und unter den Befehl bes Oberfeldherrn treten 
tönne, fobald die Truppen das Land verlaffen, oder in bie eigentliche 
active Armee einrüden. 

Die weitere Ausdehnung ber Meferve wäre nicht auszufprechen, 
und hiernach bie 66. 5. 7. 36 und 40 ber Grundzũge abzuändern. 

Königreih Sachſen äußerte fich vahin, daß außer dem beftimmten 
huntertften Theil zum eigentlichen Gontingente, auch noch ber wei: 
huntertfte Theil ber Bevölferung als Meferve, nur jur Grgänzung 
des allmähligen Abganges und zur fortwährenden Juſtandhaltung 
im Kriege nach Bedarf audgehoben, und in bazu erforderliche Be: 
zeitfchaft gehalten werden ſolle. 

Weitere auferordentliche Anftrengungen und Truppenftellungen 
würden nach Beichaffenheit der Umſtände, und bem jedesmaligen 
Bebürfniffe, von der Bundesverfammlung zu beſchließen fein. 

Sannover trat ben Auträgen bes achten Ausfchuffes bei, ſowohl 
in Anjehung ber Befchränfung der Reſerve auf ein halbes Prozent, 
al® in Anfehung ber Art, wie weiter gehende Anſtrengungen, nz 
verbintlich zu fein, befchloffen werben müßten. . 

Württemberg trat der baierifgen Abſtimmung bei, bemerkte 
aber über diefen Punkt noch Yolgenbes: 

Da die in dem 8. 6. ber Wiener Ausfhuß:Anträge enthaltene 
Beſtimmung ber Reſerve bie Cigenſchaft bloßer Erſatmannſchaft in 
der Art geben würde, daß in Friebenszeiten nicht einmal bie Gabred 
ber Referve zu halten wäre, und da eine ſolche Abänderung dem 
von zwei Militär « Gommiflionen anerfannter Bedürfniſſe durch 
Schlagfertigkeit der Erfagmannfcaft die Sicherheit des Bundes zu 
wahren, nicht entfpricht, fo könne man in Uebereinflimmung mit ben 
Anfichten ber vorberen Abflimmungen, nicht umpin, bei ben besfalls 
bereitö in den Brundgügen aufgenommenen Befimmungen, nur unter 
Berüdfichtigung ter von her Lehten Militär⸗Commiſſion in ihrer 
17. Gigung vorgeſchlagenen Mobificationen ſtehen zu bleiben. 

Se. Majeflät legten um deswillen einen befonberen Werth auf 
bie Beibehaltung bed von der Militär: Gommiflion gemachten Ans 
trages, weil, ihrer Ueberzeugung gemäß, bavon hauptfädhlich ber 
geregelte Uebergang von bem Briebens» in ven Kriegöfland ab; 
hängig fei. 

Baben erklärte ſich dafür, daß vie Meferve, einſchließlich der 
Depots, aus einem halben Prozent ber Bevoͤlkerung beſtehen follten. 
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Kurheſſen fimmte ebenfalls bei, daß überhaupt nur ber zwei: 
Hunderte Theil ber Bevoͤlkerung zur Reſerve gewibmet, und für bie 
Dauer eines Belbzugs in Leinen Balle ein Mehreres begehrt werben 
follıe, weitere außerorbentliche Anftrengungen aber befonders von bem 
Bunde zu befchließen feien. 

Großherzogthum Heſſen trat ben Anträgen des Wiener Auss 
ſchuſſes bei. 

Holſtein vereinigte ſich mit ber baieriſchen Abſtimmung. 

Zuxemburg ſchloß ſich an das Gutachten des achten Ausſchuſſes an. 

Großherzoglich⸗ und herzoglich⸗ſaͤchſiſche Häufer waren damit 
einverſtanden, daß der zweihundertſte Theil der Bevölkerung zur 
Neſerve beſtimmt werbe. 

Naſſau bezog ſich auf die Anträge des achten Ausſchuſſes, und 

Braunſchweig ſtimmte wie Hanuover, Mecklenburg⸗ Schwerin 
und Strelitz wänfchten, daß bie von dem achten Ausſchuß in Antrag 
gebrachten Brieichterungen angenommen werben, wollten jeboch, wenn 
es * werden ſollte, auch einer groͤßeren Anſtrengung ſich nicht 
entziehen. 

Was insbeſondere den vorliegenden Gegenſtand betrifft, ſtimmten 
fie für den zweihundertſten Theil ber Beodlkerung als Reſerve, aber 
nur zur Grgänzung bes Contingents, fo daß bie Stellung von ein 
unb einhalb Prozent in einem Belbznge nicht überſchritien werben 
bürfte, fo lange nicht auferorbentlihe Anftrengungen in ben Bällen 
dringender Noth von ber Bundesverſammlung befihloflen wärben. 

Dibenburg, Anhalt und Schwarzburg fuchten im Allgemeinen 
darzuftellen, baß es einigen Staaten nach ihrer individuellen Lage 
unerfchwinglich fein würde, bie in Antrag gelommenen Leiftungen zu 
erfüllen, daß eine Grleichterung barin durchaus notbwenbig fel, und 
daß man vorzüglih auf möglichfte Schonung im Frieden bedacht fein 
müſſe, um die im Kriege nörhigen Anflrengungen möglich zu machen. 
Auf Leiftungen, welche bie Kräfte überſteigen, koͤnne nicht eingewilligt 
werben. Ueber den Maaßſtab ber Reſerven lusbeſondere wurbe nichts 
erinnert. Die fechsgehnte Curie wünfchte die moͤglichſte Brieichterung 
in ber Gontingentflellung und trat ber großherzoglichs und herzoglich⸗ 
ſaͤchſiſchen Abflimmung bei. 

Die freien Gtäbte Rinımten nah ben Anträgen bes achten 


Ausdſchuſſes. 
. 23. Reſultate. 


$ 

Aus diefer Zufammenftellung dürften fich, fo viel bie quantitatine 
Beflimmung der Meferve und beren Ergänzung betrifft, folgende 
Mefultate bes Geſammtwillens ergeben, welchen fi auch bieienigen 
Gtaaten, welche no einigermaagen davon abweichen, am leidhterten 
anfchließen bürften. 

1. Die Reſerven wäre auf den zweihunbertfien Theil ber Be: 
völferung zu befchränfen. 
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2. Aus ber Referve wären die Ergänzungen bes allmähligen 
Abgangs bei dem MBunbeöherre zu nehmen. 

3. Die Meferve wäre bergeflalt in Dereitſchaft zu Halten, Daß, 
innerhalb eined zu beſtimmenden Zeitraums nad erfolgtem Bundes: 
eslhLufle, größere ober kleinere Abtheilungen berfeiben ausrücken 

anen. 

4. Ueber biefen Zeitraum und über die Mobalitäten bes Nach⸗ 
ruckens, bätte die Militär-Gommifllon näheres Gutachten abzugeben. 

5. Gobalb bie Referven das Land verlaffen, ober in bie eigent: 
liche active Armee einrädıen, follten fie unter ben Befehl bes Ober: 
feldherru treten. 

6. @ine weitere Ausdehnung ber Referve über den zweihundertſten 
Theil der Bevdlkernng folle nit ſtatt Anden, unb daher bie SE. 5. 
71. 36 und 40 ber Grundzüge abgeänbert werben. 

T. Die gefammten Ergänzungen Tönnen bei jedem Gontingent 
während eines Belbzuge® das Maaf ber auf den zweibnnderifien 
Theil ber Bevoͤlkerung beffimmten Meferve nicht Äberfchreiten. 

8. Wenn In außerorbentlichen Fällen noch größere Anftrengungen 
notbwendig werben follten, wäre, nad Befchafenheit ber Umflände 
und dem jebeömaligen Bebürfniffe, von ber Bundesverfammlung ba8 
Naͤhere zu beſchließen. 

9. Die Beſtimmungen über bie Bereithaltung im Frieben wären, 
mit Rückſicht auf bie möglichfte Crleichterung ber Staaten, zu mobi: 
fijiren, fo weit es ohne Nachtheil der für ben Fall ber Aufforderung 
ficher zu ſtellenden Schlagfertigkeit gefchehen koͤnne. 

10. Im eintsetenden Balle hätte bie Bunbesverfammlung zu be: 
fäjließen, 06 von jedem Bundesſtaate nur ein Theil des Gontingents 
ober das Ganze zu ftellen fei. 

6. 24. Antrag. 

Diefe Säge von 1—i0 wären der Militär: Gommiflien zur 

weiteren Ausarbeitung als Directio-Rormen mitzutheiilen. 
25 


ad I. d. Das Verhältniß der MWBaffengattungen. Grundzüge. 
L-ierüber enthalten bie @rundzüge der Kriege: Berfaflung folgendes: 
a. Reiterei. 

„$. 13. Das numerifhe Berhältnig ber Reiterei des Bundes: 
beeres wirb auf ein Gecstheil ber Geſammtzahl der Bundesmacht, 
fowohl für das ausrüdende Heer, als für vie Reſerven angenommen. 
Hiervon fol hoͤchſtens ein Drittheil aus ſchwerer, bie Mehrzahl aber 
aus leichter Reiterei beſtehen“. 

b. Artillerie. 

„$. 14. Für die Artillerie wird das Verhältniß bergeflalt feſt⸗ 
gefeht, daß zwei Stücke Geſchühes für jedes Taufend Mann von 
dem ausrückenden Heere ſowohl, ald der Reſerve gerechnet werben". 

„F. 16. Die Bedienung des Geſchützes wird, mit GBinfchluß 


769 


bes dazu gehörigen Buhrweiens, iu Si Manu für jebes Stück an⸗ 
genommen“. 

Bas biefer Abſchnitt über das Verhältnig ber Waffengattungen 
noch weiter enthält, betrifft die Bereithaltung des Geſchühes in den 
Zeughäufern, um ben Abgang zu decken, techniſche Befimmungen in 
Bezug auf bad Kaliber des Gelhüpes, das Verhältniß ber Pionniers 
und Pontonniers, dann ber Jäger und Gcharfichügen zu ber Ge⸗ 
fammtzahl ber Bundesmacht, endlih in wie fern Landwehr und 
Zandflurm zur Stellung bes Gontingents zu verwenden wäre. 

$. 26. Bemerkungen. 

In ber 1. bis 4. Gigung vom Jahr 1819 vom 21. und 28. 
Januar und 4. u. 11. Februar wurde über bie Grundzüge zu Protocoll 
abgefimmt, und in ver 4. Sihung vom 11. Bebruar einhellig ver 
oben $. 4. angeführte Beſchluß gefaßt. 

Die von ben reſp. Staaten vorbehaltenen Bemerkungen, fo wie 
auch mehrere baburch veranlaßten Gegenbemerfungen, wurben in ber 
zweiten bis fehöten Gigung abgegeben unb loco dictaturae gebrudt. 
Was davon bad Verbältnig ber Waffengattungen betrifft, iſt folgenves: 

Königreich Sachſen war ber Meinung, daß es ber Convenienz 
ber mittleren und Sleineren Gtaaten. zu Üüberlaffen fei, ob fie leichte 
ober ſchwere Reiterei ſtellen wollten. 

Württemberg trug auf eine Verminderung ber Keiterei an, ber 
Art, daß das Verhältniß biefer Waffengattung zu ein Sechstheil der 
Infanterie, nicht, wie vorgefchlagen, zu ein Gechötheil der ganzen 
Heeresmacht angenommen werbe. 

Großherzogthum Heffen äußerte fich in gleihem Sinne, mit 
ben Beifügen, daß eine mindere Leiftung an Gavallerie, etwa burch 
eine zahlreichere Infanterie erfegt werben koͤnne. 

Großherzoglich⸗ und herzoalich⸗ſachſiſche Häufer trugen auf Er: 
leihterung für die Mindermächtigen in Gtellung ber Reiterei und 
bes Geſchühes an, und wünſchten wenigftens, wenn eine ſolche Er: 
feihterung nicht unbedingt eintrete, eine verhältnißmäßige größere 
Zahl au Fußvolk für jene Waffengattungen flellen zu dürfen. — 

Zuremburg flimmte für das Verhältniß von einem Achtel der 
Reiterei zur Geſammtmacht des Bundes. — 

Reuß jüngere Linie und Walde trugen barauf an, daß ben 
Heineren Staaten die Contingentſtellung lediglich in Infanterie be: 
willigt werde, 

Preußen übergab Gegenbemerfungen, welche insbefonbere die 
Bemerkungen vom Königreih Sachſen, von großherzoglich⸗ und 
herzoglich:fähflihen Häujern, Württemberg, Sroßherzogthum Heffen, 
Luremburg, Neuß und Wuldel zum Gegenfland hatten, und die 
Nothwendigkeit darzuthun bezwedten, daß bad Berhältnig ber Reiterei 
zu ein Sechstheil der Geſammtmacht belaffen werde; auch der Antrag 
wurde befiritten, bie mittleren und kleineren Staaten von ber Gtellung 
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ſchwerer Keiterei zu biöpenfiren, ber Mehrſtellung an Infanterie für 
Gavallerie ſtehe jedoch preufifcher Seits Feine bebeutende Schwierigkeit 


entgegen. 
$. 27. Bertraulide Sitzungen. 

In ber vertraulichen Gigung vom 8. März 1819 wurben biefe 
Bemerlungen beiprodyen, unb hierauf verabredet, ſolche der Militär 
Gommiffion zuanftellen, um Vorſchlage zu machen, ob, umb in wie 
fern bie militäriſch nothwendigen Nüdfichten in Betreff des Ber: 
haltniſſes der Meiterei zu dem Bundeöheere, dann der ſchweren zur 
leichten Meiterei, mit den von mehreren Gtaaten ausgeſprochenen 
Wünſchen zu vereinigen fe. Desgleihen ein Minimum zu begut- 
achten, unter weldem ein Bunbesflaat fein Gavalleries@ontingent 
obne Nachtheil bes Dienftes nit in natura flellen könne 

Diefer Beſchluß wurbe zum Theil auch auf die von den Minder⸗ 
mädhtigen gewünfchte Grleichterung, ſowohl wegen ber Gavallerie: 
als Artillerie-Stellung angewendet, was in bem folgennen Punften 
näher erläutert werben wird. 

$. 28. MilttärGommiflion. 

Unterm 5. April 1819 wurbe biefer Beſchluß in Vollzug gefekt, 
und diefe Punkte ber Militär-Gommiflion zur weitern Grörterung 
üßerwiefen. - 

In ihrer 7. Sitzung vom 26. April 1819 beichäftigte fle fi 
mit ben ihr mitgetheilten Sragen, und vereinigte ſich deshalb einhellig 
ju folgendem techniſchen Gutachten: 

1. eine Berminderung bed angenommenen Gavallerie-Berhältnifies 
in der Bundes-Armee im Allgemeinen fei nachtbeilig ; 

2. Bußvolt könne im Allgemeinen nicht als Erfah für bad auf 
mindermädtige Bundeöftaaten, fallende Gavallerie Gontingent ange 
fehen werben; 

9. es könne im Allgemeinen weber ber Gonvenienz ber Bundes: 
ſtaaten überlaffen werben, leichte ober ſchwere Gavallerie zu ſtellen, 
no von bem angetragenen Verbälmiffe diefer beiden Gattungen abs 
gegangen werben; 

4. das Minimum eines zu flellenten Gavalleries@ontingents ſei 
nicht unter einer Divifion von 300 Pferben anzunehmen. Diefem 
Gutachten waren jeboch die Bevollmächtigten bes achten und neunten 
Armee Corps nur info weit beigetreten, als es fi auf rein milis 
tärifche Gründe flüge, fprachen aber auf den Grund fpecieller Ber: 
Hältniffe ber dieſe ArmeesCorps bildende Staaten, eine Berminderung 
ber Gavallerie für biefe an. 

Was bie Artillerie betrifft, war die Militär: Gommifllon der 
Meinung, baß für bie Bedienung bed Gefchüges im Durchſchnitt 
36 Mann auf jede Piece gerechnet werben follen, worunter auch bie 
Artillerie-Suhrwefens:Solbaten mitbegriffen wären, infofern ſolche 
die feftgefeßte Zahl nicht Aberfchritten. 
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In diefer Lage blieb der Gegenſtanb vor ber Hand beruben, 
und in der 95. Bunbestags-Gigung vom 20. September 1819, 
$. 219 wurde . 

„Die matrieularmäßige GontingentKellung zur weitern Prüfung 
ber, wegen angeblich zu großer Anftrengung im Brieden, dagegen 
erhobenen Beſchwerden⸗ 
zur Inftructions:@inholung verftellt. 
29. Wiener Conferenz⸗Ausſchuß. 

Die Wiener Gonferenzen follten bie Gelegenheit bieten, auch 
biefe Angelegenheit einer ſchuelleren Erledigung zuzuführen, es wurbe 
daher bie Gontingentfellung überhaupt unter die bort zu beratbenden 
Bunte aufgenommen. 

Der achte Ausfhuß tem bie vorläufige Brörterung beflelben 
übertragen war, bejog ſich in feinem beöfalls erflatteten Wortrag auf 
bie frühern in Frankfurt gepflogenen Verhandlungen, und ben denfelben 
zum Grund gelegten, und in ben vorläufigen Beflimmungen ange 
wandten Grundſatz „der möglihften Erleichterung im Frieden“ 

Senen früheren Verhandlungen, refp. den daraus bervorgegangenen 
vorläufigen Befimmungen, pflichtete der Ausſchuß im Ganzen und 
Wefentlichen bei, und äußerte: es Lönne ſonach nicht ſowohl bie Dede 
bavon fein, für einzelne Bunbesflaaten Begünftigung ober Nachſicht 
zu erlangen, als vielmehr zu verhindern, daß bei ber großen Mer: 
ſchiedenheit unter benfelben, melde durch Berhältniffe, der GOröße des 
Reichthums, der beftehenden Militär: Ginrichtungen ıc. entflehe, in 
Anwendung des Srunbfages auf die Leiftungspflichtigkeit, nicht eine 
Ungleichheit, ein Misverſtaͤndniß oder ein Druck hinſichtlich ber 
Minbermächtigen rejultire. 

Der Ausſchuß war der Meinung, daß fih die Mittel bazu 
vorzüglih in dem Merhältniffe der Waflengattungen zu einander 
finden lafſe. 

Der besfallfige Antrag iſt folgenden Inhalte: 

Gavallerie: „Rum. 3. das Berbälmiß ber Cavallerie wirb 
in ber Megel bei den gemiſchten Armee:Corps auf den achten Theil 
des Gontingents feftgefegt, und es bleibt dabei denjenigen Bunbes- 
ſtaaten, bie noch keine ſchwere Meiterei eingerichtet haben, ober nicht 
einrichten wollen, überlaffen, bloß leichte Reiterei zu flellen. Die 
größeren Bundesſtaaten, welde eigene Armee:Corps bilden, werben 
das VBerhältnig ber Cavallerie jelbft, nach ihren beftehenden Ein: 
richtungen beſtimmen“. 

Artillerie: „Num. 6. Kür die Artillerie iſt das Verhältniß 
bergeftatt feftgefeßt, daß zwei Stück Geſchüte für jebed taufend 
Mann bed anrüdenten Heeres gerechnet werben. Zur Bebienung 
des Gefhüges werden im Durchſchnitt 36 Mann auf jede Piece 
gerechnet”, 

49* 
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$. 30. Achtunbzwanzigſte Wiener⸗ + 

In ber 28. Gonfereny Gigung zu Wien vom 11. Mai L 3. 
wurbe über bie Anträge des achten Ausichufles hinſichtlich der Gons 
tingentflellung abgeftimmt. 

Bas das Berhältnif ber Waffengattungen betrifft, immte 

Defterreih für ein Siebentheil Gavallerie bes Gontingents, auch 
folle es denjenigen Staaten, die noch keine ſchwere BReiterei errichtet 
haben, ober errichten wollen, Aberlaffen bleiben, blos leichte Reuerei 
zu Rellen. Prenßen erklärte ber Mebrbeit beizutreten, wenn füch 
diefe für bie öfterreichifchen Anträge ausfprechen follte. 

Baiern erklärte fi bereit, beizutreten, wenn beliebt werben 
follte, das Verhältniß ber Gavallerie auf deu fiebenten Theil herab⸗ 


ufepen. 

Königreih Sachſen machte, das Verhältniß ber Waſſengattungen 
betreffend, feine Bemerkungen zu ben Anträgen des Ausſchuſſes. 

Bürttenıberg war ber Meinung, baf, bei Herabſegung ber 
Cavallerie auf ein Gichentheil, ben Staaten mittlerer Größe auch 
die Detachirung zur großen Gavallerie-Referve wo nicht ganz, bo 
verhäftnigmäßig zu erlaffen fei; auch werde mit den Schlußworten 
dieſes Baragraphen bie Vorausſetung zu verbinben fein, daß bei ben 
nicht gemifchten Corps das Verhältniß der Gavallerie zur Infanterie 
das biäber angenommene bleibe, 

Kucheflen flimmte nur in vem Balle für bie Verminderung ber 
Gavallerie auf ein Giebentheil für bie gemifchten Corps, wenn fle 
feine Gavallerie zu ben Reſervemaſſen abzugeben Hätten, baf bie 
Staaten, welche eigene ArmeesGorps bildeten, das Verhaältniß ber 
Gavallerie ſelbſt feffehten, feine ber näheren Beſtimmung zu bes 
bürfen, daß biefes Verhältniß nicht geringer als baßienige, welches 
für die gemifchten Corps angenommen werbe, fein dürfte. — 

Sannover wie Kurheſſen. 

Großherzogthum Hefien fimmte im Allgemeinen beu Yuträgen 
des achten Ausichufles Hei. 

Holflein wünfchte, daß von ben Brunbbeflimmungen umr aus 
fehr dringenden Gründen abgegangen werbe, erklärte jedoch, einzu 
willigen, daß nad ben Anträgen des achten Ausfchuffes, reſpective 
unter Grundlage beren nähern Inhalts, die Militär:Gommiflien 
beauftragt werde, bie bisher proviforiih aufgeſtellten Grumbfäge, 
Behufs demnächft der Bundes: Berfammlung zur Annahme vorzulegender 
definitiver Beſtimmungen weiter außzuarbeiten. 

Großherzoglich⸗ und herzoglich⸗ſachſtſche Häufer behaupteten bie 
Unmöglichkeit derjenigen Staaten, welche fein Regiment BReiterel, 
oder feine Batterie flellen, etwas zu ben Reſerven abzugeben; ebenfo 
zweckmäßig als billig werde es fein, von bem neunten UrmesGorpb 
bad Unnüpe und Unmögliche nicht zu fordern, um ben Betrag biefer 
zur Referve zu ſtellenden WBaffengattungen, den minbermächtigen 
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Bunbeöflanten zu Gute zu rechnen, bei bem achten und zehnten 
Armee:Gorps aber eine Verminderung im Verhaältniß zu beſtimmen. 
Die fünfzehnte und die ſechszehnte Gurie traten biefer Anficht bei. 

Naſſau erklärte fi mit den Anträgen des Ausfchufles einver⸗ 
Randen. Hierauf wurbe beichloffen,, ſowohl die Anträge des achten 
Ausfaufiee, ala aud die dadurch veranlaßten Bemerkungen als Bota 
an — und in Frankfurt bad Protocol In ber Sache zu 
eröffnen. 

$. 31. Neueſte eventuelle Abſtimmungen. 

Als demnächſt bie Bundesverſammlung ihre Gigungen wieber 
begonnen hatte, bielt man es für zweckmäßig, bevor das Protocoll 
zur förmlihen Abflimmung eröffnet wurde, in den vertraulichen 
Gigungen vom 10. und 17. Auguf ſich die diesfalls erhaltenen 
Inſtructionen gegenfeitig mitzurheilen, und vorläufig aßzuflimmen. 

Oeſterreich bezog ſich auf das Botum bes Herrn Fürften 
Metternich, welches in der 28. Wiener Gonferenz abgelegt wurde. 

Hiernach fol das Verhältniß der Gavallerie bes Bunbdeöbeeres 
von ein Sechstheil der Geſammtheit bes Contingents auf ein Giebentheil 
befielben feftgefegt, und benjenigen Bunbesflaaten, die noch feine 
f&were eiterei errichtet haben, ober nicht errichten wollen, übers 
laſſen werben, bloß leichte Meiterei zu fielen. 

Preußen trat ber Defterreichifchen Abſtimmung im Befentlichen bei. 

Balern flimmte ebenfalls dahin, daß das Verhältniß ber Reiteret 
auf den fiebenten Theil bes Gontingents feflzufegen, und babei den⸗ 
jenigen Gtaaten, welche Feine ſchwere Reiterei haben, jun überlaffen 
jel, bloß leichte Reiterei zu flellen. 

Königreih Sachſen äußerte fi bahin: das Verhältniß der 
Gavallerie werde als Hegel bei den gemifchten Gorps, auf ben achten 
heil des Gontingents in Antrag gebracht. — Sollte jeboch bie 
Mehrheit ben fichenten Theil vorziehen, fo würde man auch hiermit 
fih einzuverfichen geneigt fein. 

Denjenigen Bunbeöflaaten, welche noch Feine ſchwere Reiterei 
errichtet haben, oder nicht errichten wollen, bleibe überlaffen, bloß 
leichte Meiterei zu ſtellen. 

Bär die Artillerie wäre bas Verhältniß anzunehmen, daß zwei 
Stück Geſchütze für jedes taufend Mann bes ausrüdenden Heeres 
gerechnet werden. 

Zur Bedienung bes Befhäges wären im Durchſchnitt 36 Dann 
auf jede Piece zu rechnen. . 

Hannover flimmte bei, baf das Verhaͤltniß ber Eavallerie auf ein 
Siebentheil feftgefept werde, und Rellte zugleich bie Berechnung auf, 
daß bei allen zweiundzwangig Bunbeögliebern, deren Bevdikerung 
unter zweimalhunderttauſend Seelen iſt, der ganze Unterfchieb, ob 
nA ein Achttheil oder ein Gichentheil ſtellen, in 216 Dann 

ehe. 
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WBürtemberg vereinigte fi mit benjenigen Stimmen, welde 
auf eine Verminderung ber Meiteret bis auf ein Gechätheil- der In⸗ 
fanterie, oder auf ein Achttheil des Gontingents,' ober au, wie 
Oeſterreich, auf ein Siebentheil antrugen. Bei einer Herabſehung 
unter ein Giebentheil des Gontingents werbe jedoch vorausgeſeht, daß 
bie gemifchten ArmeesGorps von ber Detachirung zur großen Gavallerie- 
Reſerne werbe befreit werben, weil biefelbe ſolche ArmeesGorps um 
bie nothwendige Selbſtſtändigkeit bringen würde 

Wenu Vergünſtigungen für einzelne Staaten baburch eintreten, 
baf dieſelben nur Infanterie ſtellen dürfen, fo ſoll dadurch das Ge 
ſammtverhältniß zwiſchen Infanterie, Cavallerie und Artillerie im 
feinem gemifchten. Arnıce Gorps leiten. 

Denjenigen Bundesflaaten, weiche noch Teine ſchwere Gavallerie 
haben, fei zu überlaſſen, blos leichte Meiterei zu flellen. 

Die größeren Staaten welche eigene Armee:Gorps bilden, wärben 
das Verhältniß ber Gavallerie ſelbſt, nach ihrer dabei beſteheuden 
Einrichtung beſtimmen. 

Baden fimmte rückſichtlich ber Heiterei auf ein Achttheil ter 
Gefanımiärke, erklärte fich auch nicht abgeneigt, dem weitern Bor: 
ſchlage beizuſtimmen, daß es kleinern Bunbeöftaaten geftettet werten 
könne, ſtatt ſchwere Reiterei nur leichte zu ſtellen. 

Ueber das Verhaältniß bes Geſchütes und deſſen Bedienung fei 
man mit ben neu rebigirten Grundzügen einverftanden. 

Durch feine einzelne Erleichterung dürfte bad Gefammtverhäftuif 
ber. Reiterei und Artillerie im Armee⸗Corps gefört werben. 

Kurheſſen äußerte fih, zuflimmen zu wollen, daß das SBers 
hältmiß der Cavallerie zu ein Giebentbeil des ganzen Gontingents 
angenommen, unb ben mindermächtigen Staaten bie Stellung leidyter 
Gavallerie geftattet werde. Eollte bie Mehrheit barauf befteben, daß 
das Berbältnig fogar auf ein Achttheil bed Gontingents beſtimmt 
werde, fo fei mit Gewißheit vorauszufehen, baß bie großen Staaten 
freiwillig mehr Gavallerie flellen würden, als dieſes Verhältnig er: 
heiſche, und für biefen Ball möchten dann, zur Herfiellung einiger 
Gleichheit, die gemifhten Armee:Gorpe von ber Abgabe eines 
Theile ihrer Cavallerie zu der großen Cavallerie-Reſerve zu bis: 
penfiren fein. 

Großherzogthum Heffen wollte das Verhältniß der Heiterei auf 
ein Achttheil fergefet wiffen. 

Holflein war ber Meinung daß bie Reiterel nach richtigem 
Berhältniffe ein Sechsſstheil des Gontingentse ausmachen ſollte. — 
Würde jebod bie Mehrheit auf ein Siebentheil flimmen, und nach⸗ 
gewiefen werben können, daß ein höheres Verhälmiß ben minder: 
mächtigen Staaten zu brürend wäre, fo fei mau auch nicht entgegen. 
Wenn aber durch biefe Terminberung bie gemifchten Diviflonen und 
Corps Befahr laufen follten, ihre Geiößftänbigkelt zu verlieren, fo 
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bürften von benfelben Leine Detadhirungen zur großen Cavallerie⸗ 
Referve fait finden. Im Uebrigen wie Baiern und Gachfen. 

Zuremburg trat bem Gutachten be3 achten Ausichufles bei. 

Sroßherzoglich⸗ unb Herzoglichsfächfifche Häufer ſtimmten für 
bas Verhältnih son einem Achtriheil. 

Braunſchweig wie Hannover; und Raffau uach bem Antrage bed 
den Autſchuſſes. 

Leyteres bemerkte hierbei, daß bie gemiſchten Armee⸗Corpa, im 
Balle eines Krieges, immer als Theile ber ganzen Bunbesarmee aufs 
jutreten und zu wirkten beſtimmt feien, mithin es norhwenbig in bie 
Attributionen des Bunbesfelbberrn gelegt werben würbe, bei ber 
Anwendung ber einzelnen Armee⸗Corps, ihre Stärke in Gavallerie 
und Infanterie, wie fle einmal angegeben und für immer feflzufegen 
wäre, zu berüdfiähtigen, woraus von felbft folge, baf zum Zwecke 
der Bunbeöfriegeführung ein gleiches Verhältniß zwifchen Gavallerie, 
Artillerie und Infanterie in ben: einzelnen Armee⸗Corpé nicht er⸗ 
forberlich ſcheine. 

Medienburg : Schwerin und Gtrelig flimmten, mit bem achten 
Ausſchuſſe, auf bad Berhältnig von einem Achttheil, wollten fi 
aber, wenn es nöthig gefunden werben follte, audh auf ein Sieben⸗ 
heil einlaffen. Im Uebrigen ſei man ber Meinung, baf bie 
thunlichſte allgemeine Erleichterung eintreten follte. 

Holſtein, Oldenburg, Anhalt und Schwarzburg drangen, iu 
weitläuflger Ausführung, im Allgemeinen auf möglichfie —— 
ohne jedoch in ſpecielle Anträge einzugeben. Es bürfie daher b 
Sukimmung zu dem Gutachten bed achten Ausfchuffes —— 
werben. 

Die Stimmen: ber fechözchten Gurie, welche ebenfalls anf 
möglichfte Grleichterung drangen, werben in gleicher Weiſe zu 


men fein. 
Die freien Städte traten bem Antrage bes achten Ausfchufles bei. 


$. 82. Reſultate. 

Aus biefer Darſtellung ergiebt ſich bas Reſultat, daß eigentlich 
nar noch wegen des Berhältniffes der Melterei einige Verſchiedenheit 
ber Anfihten obwalte, in 5 ber übrigen Gegenſtände aber 
im Grunde alles einverflanden fe 

Wegen der Reiterei ſtellen ? bie Stimmen folgender @efalt: 

Auf ein Gechstbeil gebt eine Stimme, welche aber auch dem 
Siebentheil beizutreten geneigt iſt. 

Auf ein Sechstheil, im Berbältniffe zur Infanterie, ober auch 
anf.ein Giebentheil ober Achttheil, im Berhältniffe zum Ganzen, 
fimmt eine Stimme. 

ie ein Siebentheil erfiären ſich unbedingt fünf Stimmen und 
eine 
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© Auf ein Achttheil und allenfall® auf ein Giebentbeil gehen zwei 
timmen. 
Auf ein Achttheil lauten fleben und eine halbe Stimme. 

Wenn man, nad einer richtigen Gomputation, die erfien Stimmen 
zufammen rechnet, als für das Verhältniß von einem Siebentheil 
flimmenbd, fo Reben neun eine Halbe Stimme gegen fleben eine halbe, 
welche fi für das Achttheil erflären; ober wenn man an Naſſau 
als Stimmenführer der ganzen Stimme zurednet, wie neun zu acht. 

Die Mebrbeit, welchem fi etwa auch die übrigen Grimmen 
anſchließen bürften, ba in ber königlich-honnöverſchen Abftimmung 
die Unbebeutenheit bes Unterfchiebes klar dargelegt iſt, gebet alfo 
auf das Verhältnig ber Meiterei zum Gontingent, wie eins zu fleben. 

$. 33. Antrag. 

Es bürften daher der Militär: Commiſſion folgende Directiv⸗ 
Normen vorzuziehen fein: 

1. das numerifhe Verhältniß ber Reiterei bes Bundesheeres 
fei auf ein Siebentheil des Gontingents bei ben gemifchten Armee 
Gorps feilzufehen. 

2. Ein Drittheil hiervon foll aus ſchwerer, und zwei Drittbeile 
aus leichter Reiterei befteben. 

3. Denjenigen Bundeöflaaten, welche noch Eine ſchwere Meiterei 
errichtet haben, ober keine errichten wollen, bleibe es überlaffen, blos 
leichte Reiterei zu ſtellen. 

4. Die größeren Bundesſtaaten, welche eigene Armee:Gorps 
bilden, Hätten das Verhältniß ber Meiterei ſelbſt, nach ihren eigenen 
Ginrichtungen zu beflimmen. 

5. Für bie Artillerie verbleibe es bei dem Verbäftniffe von zwei 
Stüden Geſchütes für jedes taufend Mann. 

6. Zur Berienung bed Geſchutzes follen mit Cinſchluß des dazu 
gehörigen Fuhrweſens 56 Mann für jedes Stück gerechnet werben. 

71. Wenn bie Theilnehmer an einem gemifchten Armee⸗Corps 
unter fick, über eine abweichende Beitragsleiftung an einer Waffen: 
gattung übereinfommen , foll doch das Geſammt-Verhältniß zwiſchen 
Infanterie, Reiterei und Artillerie in Bezug auf das ganze Armee: 
Korps, ungeflört nach dem obigen Maafftabe bleiben. — 

$. 934 


Ad 1. e. f. und g. Erleichterung ber kleinen Staaten; Erſat⸗ 
teiftung an Reiterei und Artillerie durdy andere Gtaaten, und Aus 
mittelung eine® billigen Maahes ber Erfayleiftung. 

Orundzüge. 

Ueber den erſten Punct, der übrigens mit dem vorhergehenden 
in ber nächften Beziehung fleht, da er mit jenem zum Theil feine 
Erledigung erhalten foll, enthalten bie Grundzüge nichts, was ſich 
direct darauf beziehen ließe. In den allgemeinen Brundzügen ber 
Kriegöverfaffung für einen Bund, wo bie Glieder, bei gleichen Rechten, 
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gleiche Verbinnlichkeiten tragen, konnte keine Veſtimmung über vie 
Erleichterung Binzelner aufgenommen werben, welche durch befondere 
Berbältnifie begründet werben mag. 

$. 35. Bemerkungen und vertraulide Giyungen. 

Indeſſen fon in den Citungen vom 21. und 28. Sanuar, 
4. und 11. Bebruar, in welchen über bie Grundzüge zu Protocol 
abgefimmt, und in beren leteren ſolche durch Beſchluß im Allge- 
meinen und Weſentlichen angenommen wurden, erboben fich einzelne 
Stimmen, welde auf eine zu boffende Erleichterung hindeuten. 

In ben theils gleichzeitig, theil® kurz nachher übergebenen bes 
fonbern Bemerkungen, wurben von webreren Geiten bie besfallfigen 
Wünſche ausgeſprochen, und ihnen zugleich eine beſtimmte Richtung 
gegeben. Theils gingen fle auf Verminderung der Stärke bes Bundes⸗ 
beeres, und auf bad Verhältniß der Waffengattungen im Allgemeinen, 
und bezmwedten durch Abänderung ber Grundzüge bie Erleichterung 
der Einzelnen in der Erleichterung des Ganzen, theils bezwedten fie 
Ausnahmen von ben Brundzügen für Einzelne. 

Was über die Stärke bes Bunbesheeres erinnert murbe, betraf 
größtentheild die Allgemeinheit; nur von Kolflein und Olbenburg 
wurde eine fpecielle Erleichterung angeſprochen, und ber Antrag ges 
ſtellt, die Eontingente ber kleinern Staaten zu mäßigen. Was fonfl 
ganz oder zum Theil, einer Grleichterung ber Bundesglieder zugezählt 
werten fann, betrifft vorzüglich das Verhältnis ber Waffengattungen 
ober bie Befreiung von Stellung einer derſelben. Großherzoglich⸗ 
und berzoglidh:jächfifche Häufer wünſchten eine gänzlihe Befreiung 
von Gavallerie und Geſchütz. und wenn biefe nicht eintreten follte, 
wenigftens, daß bafür eine verhältnigmäßig größere Anzahl an 
Fußvolk beffimmt werbe. 

Reuß jüngere Linie umb Walbeck trugen barauf an, daß ben 
gel Staaten bewilligt werbe, ihr Kontingent lediglich in Fußvolk 
zu ſtellen. 

Die Gründe welche biefe Staaten für ihre Anträge anführten, 
find im Wefentlichen: 

Daß die Stellung ber Gavallerie unb Artillerie den kleinern 
Staaten, wegen ihrer individuellen Berbältnifie, weit mehr Koften 
verurfachen als größern Staaten; und daß bie erfleren, auch bei aller 
Anftrengung, dieſe Waffengattungen nur in minberer Vollkommenheit 
würden ftellen koͤnnen. 

F. 36. Militaär⸗-Commiſſion. 

In dem vorhergehenden Punct ad d, das Verhältniß ber 
Waffengattungen betreffend, ift bereit# des von ber Militär: Commiſſton 
verunlaßten Gutachtens Erwähnung gefchehen, über die Brage, in wie 
fern ohne Nachtheil des Banzen in gewiffen Mobificationen hinſichtlich 
des Verhältnifſes der Waffengattung ein Mittel gefunden werben 
fönne, den Wünſchen biefer Staaten zu entfprechen, daß aber den 
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Iehtern bie techniſchen Befchlüffe ber Militär:Gommilflon nicht günftig 
waren. 


CEbenfalls iR bei dem Punct ad e. bemerkt, baf tiefer Gegen: 
fand demnäachſt unter bie in Wien zu berathenten Buncte aufges 
nommen würbe. 

$. 37. Wiener Gonferenz: Ausſchuß. 

Der achte Ausſchuß, welchem biefer Gegenſtand zur Beratbung 
übertragen war, flellte vor allem ten Grundſatz auf, daß nicht bie 
Rede davon fein könue, für einzelne Bunbeöflanten Begänftigung 
oder Nachſicht zu erlangen, fonbern zu verhindern, daß nicht eine 
Ungleichheit, ein Mifverhältnif oder Drud hinſichtlich ber Minder⸗ 
mächtigen refuliire. 

88 iR im vorhergehenden Puncte ad d. augegeben worden, daß 
ber Ausſchuß glaubte, bie Mittel dazu vorzüglich in dem Berhältniß 
der Waffengattungen zu finden. 

Es iR hierbei zu bemerken, daß Beftimmungen über bas Bers 
Hältniß der Waffengattungen, infofern fie bie Allgemeinheit betreffen, 
wenn glei vie Größeren dabei wenig intereffirt fchernen, ba ihr 
Gontingent nach je dem beliebig anzunehmenden Verhaͤlmiß gebedt 
wäre, doch eigentlich nicht eiue Erleichterung ber Mindermäctigen 
genannt werben kann. Für Grleichternng fann nur gelten, was ſich, 
ber Geſammtheit gegenüber, auf befondere Befugniffe oder Zugeſtänb⸗ 
niffe gründet. 

Nach dieſer Scheidung mwurbe die Zufammenflellung der erſteren 
unter dem Punct ad d, der zweiten aber unter biefem Puncte ad e 
vorgenommen. 

Die Staaten, weldhe zur Zeit der Wiener Gonferenzen Recla⸗ 
mationen machten, find namentlih: Naffau, welches von ber Naturals 
leitung ber Gavallerie verfhont zu bleiben begehrt; großherzoglich⸗ 
und herzoglich⸗ſachſiſche Häufer; Oldenburg, Anhalt; Neuß; Schwarzs 
burg; Walde und bie beiden Häujer von Lippe, welche verlangten, 
von Stellung ber Gavallerie und Artillerie ohne weitere Leiflung 
verſchont zu bleiben. 

Die hierauf erfolgten Anträge des achten Ausſchuſſes enthalten 
darüber Folgendes: 

Art. 4. Bundesflaaten, deren Gontingente überhaupt nur eine 
Brigade over weniger betragen, iſt außerbem noch überlaflen, nach 
ber deshalb ein für allemal am Bunbestage abzugebenden Grklärnng, 
anftatt ber eigenen Gavallerie bloß Infanterie zu flellen, wogegen 
fie alödann den größeren Mitgliedern der Divifion, welche für fie den 
Antheil an Gavallerie übernehmen, die mehreren Koften für bie Er⸗ 
richtung und ben Unterhalt ber Gavallerie nach einem billigen Ans 
ſchlage zu vergüten haben. Kann unter ben Mitgliedern ber Diviflon 
Feine Bereinbarung hierüber zu Stande fommen, fo darf ſolche Uebers 
uahme ber Gavallerie auch noch von einem andern Bunvesftaate, jedoch 
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75 unter Zutheilung an die Diviflon, wozu bas Contingent gehört, 
geſchehen. 

Art. 5. Burden Bundesſtaaten es vorziehen, um eine gehörige 
Militär: Abtheilung von einerlei WBaffengattung, wie eine Brigade, 
ein Regiment ober ein Bataillon von bloßer Infanterie bilden zum 
tönnen, anflatt ber gedachten Ablöfung vielmehr drei Jufanteriſten 
tür einen Gavalleriften zu fellen, fo foll ihnen foldhes auf ihre 
besfallfige ein für a’'emal entichiebene Erklärung am Bunbestage frei 
fliehen, in der Art, daß alsdann entweder ein anderes Mitglied ber 
Disifion, nad der mit dieſem Bumbesftaate zu treffenden Berabrebung, 
in eben den Verhältnifſe Die Gavallerie ſtellt, und fo viel Infanterie 
in Abzug bringt, ober fonft bei biefer Divifion überhaupt um eben 
fo viel mehr Infanterie und weniger Gavallerie geftellt werben varf. 

Art. 6. — — Gtaaten, welche feine ganze Batterie zu flellen 
haben, werden vorzugsweiſe in der Divifion tie Brleichterung finden, 
um burdy eine billige Abfindung dafür ihr Gontingent ganz in 
Infanterie zu Alellen, und fur vasjenige, was die Artillerie mehr 
foftet, ben Grfag zu leihen, wogegen ber größere Bundesſtaat In ber 
Diviflon ober font unter ZJuthellungen biefe, von einem andern 
Armee:Corps bie Artillerieftellung übernehmen und um fo viel weniger 
Infanterie zu flellen haben würbe. 

In Hinficht diefer Anträge, welche bahin gingen, den Minder⸗ 
mächtigen ein erleichterndes Gurrogat für bie Stellung her koſt⸗ 
fpieligeren Waffengaitung zu bieten, ohne fie jedoch, fo wie fie es 
begehrten, ohne weitere Leiſtung von deren Gtellung zu bispenfiren, 
heißt es im Bericht bes achten Ausfichufles: 

„Derfeibe erkenne bie Wichtigkeit der für das Begehren biefer 
Staaten vorgebradhten Brlinde, Halte fi aber feiner Mehrzahl 
nach nicht befugt, von ber allgemeinen Bafls noch weitere einzelne 
Ausnabmen in Borfchlag zu bringen, empfehle jedoch bem Plenum 
jene Wünſche unb Zorberungen zur möglihfien Berückſichtigung“. 


$. 38. Acht und zwanzigſte Wiener Gonferenz. 

In ter 28. Gigung vom 11. Mai 1820 wurden bie Bemer« 
tungen vernommen, welche die Gonferenz: Mitglieber zu machen hatten. 

&ür Defterreih erflärte Fürſt von Metternich müntlid, wo 
gleiche Rechte wären, müßten auch gleiche Bflichten fein, von einer 
wictlichen Verminderung ber Gontingentftellung ber kleineren Staaten 
konne alſo nicht bie Rede fein. ine Erleichterung in Hinſicht tes 
Berbätiniffes der Waffengattungen, da bie Stellung einiger berfelben 
die Kleineren allerdings mehr als die Größeren beläfige, fel zu 
wünfcdhen, wenn es ohne Nachtheil für ben Zweck bewirkt werben 
fönne. Berner übergab der Herr Fürſt mehrere Buncte, wovon 

bie pos. 2 unb 3 wörtlich mit jenen unter 4 und 5 ber An 
träge bed achten Ausſchuſſes übereinfkimmen, nur mit bem Unter: 
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ſchiebe, daß ad 5. eine foldhe Begünſtigung für biejenigen, welche 
eine Brigade flellen können, nit ausgedehnt wird. 

Preußen räumte zwar nicht ein, daß das VBerhältniß der Minder⸗ 
mächtigen in Bezug anf bie Gontingentfiellumg läftiger fei, als bas 
Ser Größeren, erklärte ſich jedoch ber Mehrheit beizutreten, wenn 
dieſe ſich für bie Öfterreichifhen Anträge ausfprecdhen follte, nur im 
Berreff des zweiten Punctes, nach weldyem die GavalleriesBertretung 
auch von einem nicht zur nämlicken Divifion gehörigen Bundesflaate 
würbe übernommen werben können, behielt fi der Herr Bevoll⸗ 
mädhtigte, nach bem, was befhalb in Frankfurt verhandelt worden, 
bevor die Sache ad referendum zu nehmen. . 

Baiern äußerte: Zur Erleichterung berjenigen Staaten, bie nicht 
zwei Schwabronen Gavallerie und eine Batterie Artillerie auf ihr 
Gontingent zu flellen hätten, könne unbedenklich zugelaflen werben, 
ba bie fehlende Gattung durch Ausgleichung mit den andern Gtaaten, 
bie zu bemfelben Armee⸗Corpe ihre Gontingente flellten, übertragen 
werbe. 

Sachſen (Königreib) erktärte fi gegen bie Lebertragung ber 
Gavallerie auf andere nicht zur Diviflon gehörige Bundesflaaten. Gs 
wänfdte auch eine nähere Beftimmung über bie Duantiıät ber Ber: 
gätung für eine Uebertragung der Gavallerie für ben Ball, wenn 
beide Theile deswegen unter fi nicht einig werben könnten, in welchem 
alle ed auch bei dem Borfchlage der Militärs Gommiffton bleiben 
möchte, daß Die Bundesverfammlung zu entfcheiben habe. 

Sachſen erklärte ſich übrigens gegen den Theil bes Antrages bes 
achten Ausichuffes, daß ſtatt Cavallerie oder Artillerie eine Mehr⸗ 
Rellung von Injanterie Ratt finden koͤpne. 

Bei Gelegenheit dieſer koͤniglich: ſaͤchſiſchen Erklärung wurbe In 
Anſehung ber Gavallerie-Bertretung von mehreren Gonferenz; Mits 
gliedern bemerft, daß eine ſolche Bertretung burchaus nur als ein 
Gegenſtand freier Bereinigung zwifchen zwei Bundesflauten zu be⸗ 
trachıen fei und feine Art von Zwang babei flatt finden könne. 

Kurheſſen äußerte: Den in 4 und 5 (ber Anträge des achten 
Ausſchuſſes) in Vorſchlag gebrachten Grunpfägen koͤnne man nidt 
beiſtimmen. Wenn glei dieſe Gäge nur dahin verfkanden würden, 
ba nicht von einer Norm, noch auch von einer Berpflichtung ber 
größeren @lieber ver gemiichten Gorys die Mebde fein fönne, die 
Gavallerie für bie übrigen zu übernehmen, ſondern daß dieſes auf 
gegenfeltig freiftehender Webereinfunft berube, fo folge daraus bodh, 
daß ein gemifchtes Corps, im Balle nun eine ſolche Uebereinfunft 
nicht ſtatt fände, bie verhältnifmäßige Gavallerie nicht haben würde. 
G6 würde ein ſolches Corpé ober eine ſolche Diviflon eben dadurch 
theils an Brauchbarkeit verlieren, theils in manchen Bällen dennoch 
größeren Berluften vor tem Feinde ausgeſetzt fein — beides Nach⸗ 
theile, die ſowohl ben gefammten Bund, als zunähft und insbefonbere 
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die übrigen Theilnehmer bes gemifdhten Gorps, alſo auch Sefonders 
das kurheſſiſche Gontingent treffen würben. Ueberdem wärbe bie Be 
ſchwerlichkeit bes Dienſtes in verärkten Grabe auf der wirklich vors 
handenen Gavallerie laſten. In bem neunten Corpo wärbe dies nad 
der bermaligen Gintheilung am fühlbarften eintzeten, weil tel der 
basfelbe bildenden Bevolkernng, nämlich alle Staaten, außer Kurheffen 
uud Königreih Gachfen, ihre Contingente auf Infanterie wärben 
befchränten können. Gbenfowenig könne man beflimmen, daß, wenn 
bie Mitglieder der Divifion fi wegen Webernahme der Ganallerie 
nit vereinigten, biefe auch von einem audern Buntesflaate geichehen 
tönnte; theild Rebe dieſer Beflimmung der Beſchluß der Bundes⸗ 
verfammlung vom 9. April 1818 entgegen; thelle werbe er durch 
die bei der Aufficllung ber Eorpselntheilung vorgefchriebenen Beachtung 
der geographiſchen Berhältniffe ausgeſchloſſen. @S könne baber nur 
eine gegenfeitige freiftebenbe Uebereinkunft ber Theilnehmer der Diviſton 
ober andy des Corpo, zur wechſelſeitigen Uebernahme einzelner Waffen⸗ 
guttungen für zuläffig gehalten werben, in deren Ermangelung aber 
bie Verbindlichkeit zur verbältnigmäßigen Leitung beftehen. 

Diefelben Erinnerungen fänden auch gegen den Antrag im ſechſten 
Gage, rückſichtlich der von einigen Staaten verlangten Gtellung von 
Infanterie fast Artillerie, ober deren Uebertragung gegen Bergütung 
an antere Bunbesgiieber ſtatt. 

Hannover vereinigte ſich mit den Löniglichsfächflihen und kur⸗ 
fürſtlich⸗ heſſiſchen Bemerkungen. 

Wuͤrtemberg erklaͤrte, bei Herabfegung des Verhäaltniſſes ber 
Cavallerie werde den Staaten mittlerer Groͤße auch die Detachirung 
zur großen Cavallerie⸗Reſerve, wo nicht ganz, doch verhaͤlnißmäßig 
nachzulaflen fein. 

Zum Schluſſe bes $. (die Uebertragung der Gavallerie betreffend) 
werbe beizufegen fein, baß der Bundesftaat, welcher für einen andern 
ble Gavallerie fielle, wenn er nicht zur nämlichen Diviflon gehöre, 
doch zu bemfelben gemifdhten Armee⸗Corps gehören müfle Und ba 
bei einer ſolchen Uebereinkunfi der Bund Leinen Augenblick barüber 
in Ungewißheit bleiben bürfe, bei welchem Bunbesflaat er bie Ver⸗ 
bindlichkeit zur Gavallerieftellung geltend zu machen habe; fo möchte 
feſtzuſeden fein, daß 

a. jeber Bundesſtaat gegen ben Bund zur Stellung feines 
matrifularmäßigen Sontingents nach allen WBaffengattungen in beren 
fefhgefegtem Berhältniß verbindlich bleibe, bis derienige Bundesſtaat, 
mit welchem ex eine Uebereinkunft wegen feiner Vertretung in Giellung 
ber Gavallerie getroffen, folde ber Bunbeöverfammlung angezeigt, 
und fi in foweit als Vertreter des erfleren gezeigt habe; 

b. daß von biefem Augenblide an einzig und allein ber ſich als 
Bertreter erliärende Bundesſtaat zur Erfüllung biefer Verbindlichkeit 
negen den Bund, als für eine eigene verpflichtet fei; 
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c. daß bagegen aber auch auf Erfüllung aller zwiſchen Bundes⸗ 
ſtaaten durch dergleichen Uebereinkuünfte entſltandene Verbindlichkeiten 
des vertretenen Bundesflaates gegen den vertretenden auf Anſuchen 
die Grecntion eben fo fehlennig als bei austrägairichterlichen Erkennt⸗ 
niffen erfannt werben folle, fobalb unb ſoweit die Uebereinkunit ſelbſt, 
entweder vorgängig fhon von beiden contrabirenden Theilen zur 
Kenntniß der Bunbeöverjammlung gebracht wäre, oder bei Nachſuchuug 
der Grecution durch eine öffentlihe, volle Glaubwürdigkeit habende 
Urkunde fofort nachgewielen werbe. 

Gben biefe sub a. b. c. gemachten Bemerkungen fänden auch im 
Belentlihen auf die im $. 5 und 6. (ter Ausichuß- Anträge) ange 
tragenen ähnlichen Vertretungen ihre Anwendung, jedoch ad 5. unter 
ber Beſtimmung: 

a. daß die Vergünftigung, brei Injanteriften für einen Caval⸗ 
leriſten zu flellen, nur benjenigen Bundesſtaaten einzuräumen fein 
bürfte, welchen bie Befugniß abzuldfen (bie eine Brigade oder darunter 
ſtellen) zuſtehe; 

b. daß das Geſammt-Verhältniß ber Cavallerie zur Infanterie 
im Gorps barunter nicht leide, unb baber in einer andern Divifion 
desfelben Korps um fo viel Cavallerie mehr und Infanterie weniger, 
mittelſt Uebereinkunft, durch einen andern Bunvesftaat geftelli werde. 

In Hinfiht bes Wunſches einiger Staaten von der Gtellung 
der Gavallerie und Artillerie ganz befreit zu werben, könne mau nicht 
mißfennen, daß es fehr billig fcheine, biefen Staaten eine @rieichterung 
in Anſehung folder Waffen, welche fle ſelbſt nicht befäßen, zu be: 
willigen, ba die Mittel eines Landes mit feinem Umfange in einem 
andern al8 dem rein arithmetifchen Verbältmiffe wüchſen. Doc würben 
die Staaten von 200,000 Geelen noch zur Gtellung ber Artillerie 
zu verbinden fein. ba auf fle vier Gtüde, mithin eine halbe Batterie 
falle; benjenigen aber, welche zufammen eine BReiterabtbeilung von 
300 Bferben ftellen könnten, werbe es zu überlaſſen fein, ob fie 
biefelben wirklich flellen ober bie Stellung einem andern Gtaate, jedoch 
nur in berjelben Diviflon, wenigfiens in bemfelben ArmeesGorps, 
überlaffen wollten. 

Großherzogthum Heffen flimmte im Allgemeinen ben Anträgen 
des achten Ausfchufles bei, ſprach ſich jedoch gegen jede Ungleichheit 
in ben Berbinvlichfeiten ber Bundesſtaaten aus, und flimmte ins 
beiondere gegen ben Antrag, daß irgend ein Bunbesflaat bie Gavallerie 
ober Artillerie durch einen wicht zu ber Divifion gehörigen Gtaat 
fatt feiner ſtellen laſſen bürfe. 

Holſtein äußerte: es wäre von ben in ben Grundzügen enthaltenen 
Beftimmungen über bie Gontingentfiellung, Behufs von einzelnen 
Bundedftaaten gewünſchten Erleichterungen, nur aus fehr dringenden 
Grünten abjugehen, ba hierin immer bie Erleichterung ber einen, 
wenigftens mittelbar zur größeren Beläfigung ber anderen führe, 
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ober doch führen könne. Man werde inzwilchen keinen Anſtand 
nehmen, barein zu willigen, daß, nad ben gegenwärtigen Anträgen 
bes achten Ansichuffes, die Militär⸗Commiſſton beauftragt werde, 
die bisher proviſoriſch aufgeſtellien Grundſaͤde, Behuft bemnähft ber 
Bundesverfammiung zur Annahme vorzuiegender beflnitiver Be⸗ 
Rimmungen weiter audjuarbeiten, und dabei ben näheren Inhalt 
jener Anträge im Allgemeinen zur Grundlage zu nehmen. 

Ad 5 und 6 mühe man jedoch darauf antragen, daß in Hinficht 
ber Webertragung an Kavallerie und Artillerie, zur Berminderung 
jedes Mißverfländuiffes und daraus abzuleitenter möglicher Folgen, 
beftimmter und beutlicher audgedrüdt werde, daß eine ſolche Ueber: 
nahme für einen Andern nur bie Bolge einer freien Uebereinfunft 
fein Eönue, felbige aber in keinem Balle einem Bunbeöflaate gegen 
feinen Willen zugemuthet werben bürfe. 

Mur unter biefer Vorausiegung Fünne man zugeben, daß bie 
pusliegenden Anträge zur Baſis ber weiter auszuarbeitenden Gon: 
tingentöfeflungd:Beflimmungen angenommen werben. 

Der Bevollmächtigte ber großherzoglich⸗ und herzoglich-fächfifchen 
Häufer übergab einen Anffag, worin er weitläuflger auf Die Schwierig⸗ 
feinen jurüd kam, melde fi Meinen Staaten in Gtellung von 
Waffengattungen entgegen flellten, zu beren Bildung Ihnen bie er⸗ 
forderlihen Anfalten fehlten. Es wird barin jowohl bad Ausfunfts- 
mittel durch Mehrfielung an Infanterie, als auch die Uebertragung 
einer Waffengattung an einen andern Bunbeöflaat, welche biefem im 
hanrem Gelde vergütet werben müſſe, als brüdenb gefchilbert. 

Schließlich wird bemerkt: 

Su den Mefervemaffen ($. 62 und 63 ber Grundzüge) könnten 
diejenigen Armee-Gorpb', welche, wie das neunte, zum größten Theil 
aus Bundesftanten zufammengefegt felen, bie fein Regiment Gavallerie 
und feine Batterie flellten, unmöglich beitragen, weil entweber das 
Gorps auf ſchwache Abtheilungen Reiterei vebucirt, ober biefe minder 
brauchbaren Abiheilungen zur Reſerve gezogen werben müßten. Chen 
fo zwedtmäßig als billig würbe es fein, von bem neunten Armee⸗ 
Gorps das linnüge oder Unmoͤgliche nicht zu fordern, und den Mes 
trag biefer zur Reſerve gu ftellenden Baffengattungen ber minder: 
mächtigen Bundesſtaaten zu gut Zu rechnen, bei dem achten und 
zehnten Armee⸗Corps aber eine DBerminderung im Berhältniffe zu 
beſtimmen. 

Diefen Anträgen traten die fünfzehnte und ſechszehnte Curie bei. 

Raffau insbefondere erklärte ſich jeboch mir ben Anträgen bes 
achten Ausichufles einverſtanden. 

@8 if bereits bei bem vorhergehenden Punct ad d. bemerkt, 
daß bemnähft in der 28. Gigung vom 11. Mai 1820, in Ginſicht 
ber Gontingentftellung überhaupt, alfo auch in Hinficht ber Erleichterung 
der Mindermächtigen, beſchloſſen wurde, bie Anträge und Bemerkungen 
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als Vota zu betrachten, und in der Sache bahier bas Protocol zu 
erbffnen. 


$. 39. Neneſte eventuelle Abſtimmungen. 

In ben vertraulichen Sigungen vom 10. und 17. Auguft I. J. 
wonrbe über ben Gegenſtand vorläuflg abgeftimmt: 

Defterreih bezog fi auf bie von bem Herrn Fürſten von 
Metternich in ber 28. Wiener Gonferenz gegebene Abſtimmung. 

Breußen flimmte dem Öfterreichiichen Voto volllommen bei, und 
behielt fih nur über einzelne Buncte noch bevor, einige Bemerkungen 
nachzutragen. 

Baiern Äußerte ſich dahin: den Heineru Staaten wäre in Hin⸗ 
ſicht des Verhältniſſes der Waffengattungen alle Erleichterung zu 
gewähren, welche ohne Nachtheil für den Zweck flattfinden könne. 

Jedoch wäre ter Erſatz ber für fle zu flellenden Reiterei und 
Artillerie in keinem Balle vou einem nicht in berfeiben Diviflon ober 
wenigſtens in bemijelben Armee:Gorps befindlichen Bunbesgliede zu 
übernehmen. 

Wenn ſich bie zn einer Diviflon vereinigten Bunbesflaaten über 
die Stellung der Reiterei unb des Geſchützes nicht vergleichen könnten, 
hätte die Bundesverfammlung vermittelnd einzumirken. 

Sachſen (Königreih) gab feine Erklärung, unter Hauptfächlicher 
Zugrunblegung der Anträge bes achten Ausfchufles bei den Minifterial- 
Gonferenzen zu Wien, ingleichen des von bem Herrn Fürſten von 
Metternich biesfalls in ber 28. Sitzung abgegebenen Boti, dahin: 

„4. BDundesſtaaten, beren Gontingente überhaupt nur eine 
Brigade oder meniger berrügen, fei außerdem noch zu überlaflen, in 
fo fern, wie weiter unter sub 7 erwähnt werde, fie bierunter eine 
Bereinigung mit andern Bunbdeöflaaten träfen, nad ber deßhalb ein 
für allemal am Bundestage abzugebenden Grflärung, anflatt ber 
eigenen Gavallerie, blos ihre Infanterie zu fellen, wogegen fie alsdann 
denjenigen Bundesgliedern, welche in Folge ber mit vieler getroffenen 
Uebereintunft, für fie ben Antheil ber Cavallerie übernehmen, die 
mehreren Koften für die Errichtung und den Unterhalt ber Cavallerie 
nach einem billigen Anſchlag zu vergüten hätten“. 

5. Würden Bunbesflaaten, um eine gebörige Militär: Abtheilung 
von einerlei Waffengattung, eine Brigade, ein Regiment, oder ein 
Bataillon von bloßer Infanterie bilden zu Lönnen es vorziehen, 
anftatt der in bem vorbergebenten Bunct bemerfien Abldjung mehrere 
Infanteriften für einen Gavalleriften in verhältnifmäßiger Anzahl zu 
fielen, und darüber eine Bereinigung mit einem andern Bunbesgliede 
dahin treffen, daß Lepteres in eben dem Verhältniß bie Cavallerie 
flelle, und bei feinem Gontingente die von dem Fleinern Bundesgliede 
geſtellte Mehrzahl an Infanterie in Abzug bringe; fo folle bies anf 
u ohnüfen, ein für allemal amBunbestage abgegebene Erklärung 
freiftehen". | 
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‚ „6. Staaten, welche keine ganze Batterie zu ſtellen hätten, ſtehe 
frei, wegen ber Artilleriefellung für fie, in dem Maaße, wie bies 
In dem bevorſtehenden vierten und fünften Buncte wegen ber Kavallerie 
et, eine Uebereintunft mit einem größeren Bunbeöflnate zu 
„7 In Beziehung auf die in bem vierten, fünften und fechöten 
Buncte nachgelaffene Stellung der Gavallerie imb Artillerie für 
Heinere Bunbesflaaten, wäre jevoch feſtzuſehen: 

a. biefe Stellung könne (wie bied auch bereits von der Militär: 
Commiſſton, in ihrer fünfzehnien Eigung vom 9. Juni 1819 als 
nothwendig anerkannt worden) lediglich von einem zu eben berjelben 
Divifion, oder, wenn eine Uebereinkunft in berfelben nicht ftatt finte, 
wenigſtens nur von einem zu eben bemfelben Armee: Gorps gehörigen 
Bundeöftaate übernommen werden; 

b. bie desfalls getroffene Uebereinfunft wäre von beiden heilen 
der Bundeßverfammfung anzuzeigen; 

c. legtere Habe alsdann über bie genaue Befolgung berfelben 
fortwährend zu wachen, 

d. ba eine ſolche Stellung für einen andern Bunbesfluat, nur 
in Folge einer, zwifchen beiden fattfindenden, freiwilligen Ueberein⸗ 
Zunft eintreten tönne, fo folge hieraus von felbft, dag, wenn biesfalls 
eine Vereinigung, entweber überhaupt, ober wegen des Betrags ber 
im vierten Punct erwähnten Vergütung, ober wegen des, in’ Folge 
des fünften Punctes anzunehmenten Berhältnifies ver Gavalleriften 
zu den SInfanteriften, wider Verhoffen nicht zu Stande kommen, und 
die wegen ber zuletzt erwähnten Buncte beftehende Differenz nicht 
etwa durch Vermittelung ober fchiebörichterliche Entfcheibung bei ber 
Bunbesverfammlung zur Erledigung zu bringen fein follte, ber kleinere 
Staat fein Contingent auch an Gavallerie und Artillerie in bem, 
vermittelt ber annoch definitiv feftzuftellenden Grundzüge, für vie 
gefammten Bunbesflaaten im Allgemeinen zu beftinnmenden Maaße 
zu flellen haben würde. 

Hannover für Hannover und Braunſchweig tritt dem fürftt. 
Metiernic’ichen, auf das Berbäftniß ver Gavallerie zur Infanterie 
zu einem Gicbentheil bes Gontingents gerichteten Votum in feiner 
ganzen Ausdehnung bei. 

Bas die Artikel 4—9 ber Anträge, und 2 und 3 des fürfll. 
Metternich'ſchen Voti vorgefchlagene Erleichterungen für die minder: 
mädtigen Staaten, in Anfehung ber Stellung ber Cavallerie unb 
Artillerie, betreffe, fo gehe bie Anficht dahin: 

Daß es zwar allemal als Regel fetfichen müfle, daß, fo wie 
die Mindermächtigen gleiche Rechte in Hinficht bes Bundes in Ans 
ſpruch nähmen, fie auch gleiche verhältnigmäßige Berbinblichkeiten, 
auch in Hinſicht ver matritularmäßigen Stellung und Unterhaltung 
ber koſtbareren Waffengattungen zu übernehmen hätten, und ein 
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Unterfehleb hierin um fo weniger ſtatt ſiaben könne, als es unmöglich 
fein würde, fi über die Voltszahl zu vereinigen, bei weldder man 
in Hinfiht eines Nachlaſſes daran ſtehen bleiben folle. 

Zedoch ſcheine in ber doppelten Rückſicht, daß denen, welche Die 
koſtbareren Waffengattungen und bazu erforberlichen Iuflitwie nicht 
Haben, bie Anſchaffung derfeiben unverhältnißmäßig ſchwer fallen 
bürfte, andern Theils dem Bundesheere felb nicht vortheilhaft fein 
würde, wenn biefe Baffengattungen in gar zu kleinen Unterabtheilungen 
in natura geftellt würden, rathfam, daß den minbermädtigen Bunbes- 
gliedern, wenn fle auch mehr ald 200,000 Geelen zählten, nachge⸗ 
lafien werde, fi mit einem größern Staat berfelben Divifion, oder 
doch allenfalls deſſelben ArmeesGorps gütlih babin zu vergleichen, 
baß entweder 

1. bieier, gegen zu verabrebenbe Belbfummen, ihr Contingent 
an biefen Eoftbareren Baffengattungen mit übernehmen, und, in Ans 
fehung de ſſelben, in alle Berbinblichkeiten bes Staates, ben er vertritt, 
eintreie, ober 

2. flatt ber Geldvergütung, ber Staat, ber fi vertreten laffen 
will, dafür eine größere Zahl an Infanterie Übernehmen , unb ſolche 
diefem bagegen an feinem Gontingent zu gut gerechnet werde; 

3. daß bie Beringungen biefes Vergleichts, fo wohl was bie 
BSerechnung ber Gelbvergütung, als ben Anfchlag der Gavallerie 
oder Artillerie gegen Infanterie betrifft, ber freien Willkühr ber 
beiden Contrahenten überlaflen werben könnten, in fo fern wur 

a. durch dieſe Bedingungen die Stärke bes in Frage ſtehenben 
Corps nicht geſchwaächt und ber zu übernehmende Staat nicht 
verhindert werde, fein eigenes Gontingent vollzählig zu erhalten; 

b. ber die LaR der Vertretung bes Bunbesgliedes übernehmenbe 
Staat; Mitglied ber Divifion ober voch mindeſtens besfelben 
Gorps ſei, wozu ber zu vertretende gehöre; daß bingegen 

c. eine Vertretung burch Truppen eined Staates, welcher zu bem 

Gorps nicht gehöre, überall nicht ſtatt finde. 

4. Daß, im alle die Unterhanblungen, wegen Uebernahme ber 
in Frage lebenden Laſt, es fei gegen eine Belbvergätung, ober gegen 
Uebernahme einer größeren Zahl an Infanterie zu einem Bergleidhe 
führen, berfelbe ungefäumt zur Kenntniß ber Bunbesverfammlung 
zu bringen und bie Vollzichung besfelben unter bie Garantie bes 
Bundes zu ftellen fet. 

5. Im Balle aber diefe Unterhandlungen in einem zu verab- 
rebenden Termin, ohne Erfolg blieben, die Bunbesverfammlung auf 
Anrufen des einen ober ber beiden betreffenden Theile, ihre Ver⸗ 
wendung zur gütlidhen Vermittelung des Vergleicht eintreten zu 
laſſen Habe, im alle aber auch biefe ohne Grfolg bleiben follte, 
diefelbe, mit Zurathziehung ber Militär⸗Commiſſton, zu entfcheiben 
babe, wie fern in bem vorliegenden Balle, nach ber befonberen 
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Beſchaffenheit vesfelben, dem Gtaate, welcher bie Lebernahme ber 
koftbareren Waffengattungen auf ein anderes Mitglieb bes Gorps, 
durch angebotene Bedingungen zu übertragen ſich vergebens bemüht 
bat, ohne Rachtheil bes Ganzen entweder im Nachlaß an der zu 
ſtellenden Gavalleries oder ArtilleriesQOnote ausnahmsweiſe, gegen 
Uebernahme eines Gelbbeitrags zu den Corpekoſten, zu bewilligen 
ober zu geflatten ſei, auch ohne liebertragung dieſer Quote auf einen 
anbern, ſich ſelbſt durch Stellung einer größeren Zahl von Infanterie 
zu befreien, beren Beflimmung in dem Maaße der Bunbesverfammlung 
zu überlaffen fei, baß dem in Brage flebenden Gtaat, im Kalle er 
biefe Beſtimmung nicht eingehen will, frei ſtehe, auf bie matrifufar: 
mäßig von ihm zu übernehmende Naturalfteflung zurüd zu kommen, 
zu ber er bis bahin verbunden bleibe, 

Würtemberg trat im Weſentlichen ben vorbern Abflimmungen, 
in&befonbere der baierifchen bei. 

Auf das oͤſterreichiſche Votum wurbe geäußert: 

Ad 2. Würtembergifcher Seits trete man bem erften Theil diefes 
Antrags (llebertragung ber Gavallerie durch ein Mitglied der Divifion) 
ganz bei, fimme aber gegen dem zweiten Theil beffelben (Mebertragung 
der Gavallerie durch einen andern Bunbesflaat), welcher eine Aus: 
behnung ber im erflen Theil ausgebrüdten Bergünfligungen, auch auf 
ſolche Gtaaten enthalte, weldye zu einem andern gemiſchten ober 
ungemifchten Armee:Gorp8 gehoͤrte. 

Nur darauf, baß dergleichen Uebereinkünfte über Gavalleries und 
Artillerie Stellung nit blos mit ben Mitgliedern. berfelben Diviſion, 
fondern auch mit denen besfelben Armee⸗Corps geſchloſſen werden 
fönnten, koͤnne man eingeben. , 

Um bei ſolchen Webereinkünften wegen Stellung ber Gavallerie 
in keiner Ungewißheit zu bleiben, möchte ſeſtzuſegen fein: 

a. baf jeder Bunbdesflaat zur Stellung feines matrifularmäßigen 
Gontingents fo lange verbunden bleibe, bis ſich derjenige Bunbesftaat, 
welcher die Stellung ber Cavallerie für ihn übernommen bat, bei 
der Bunbeöverfammliung ald Bertreter erklärt babe, 

b. daß aber, von dieſem Augenblid an, der vertretende Staat 
zur Grfällung biefes Verbindlichkeit verpflichtet fei, und 

ec. gegen ihn bie Execution eben fo ſchleunig müſſe erkannt 
werten können, als biefes bei amsträgalsrichterlihen Erkenntniſſen 
gefeglih beſtimmt fei. 

Ad 3. (Ablöfung dur Mehrzahl an JZufanterie). Diefem 
Antrage könne man würtembergifcher Geits um ber Tüchtigkeit bes 
Heeres willen, nur unter ber Borausiegung beitreten, daß baburd 
bas Gefammtoerhältnig zwifchen Infanterie, Gavallerie und Artillerie 
in einem gemifchten Armee:Gorps leide. 

Je niedriger ber Beſtand der Cavallerie überhaupt gefeht werbe, 
befto bringenver werde es, baranf zu Halten, daß biefes Befamnit- 
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Berhältnif bewahrt werde, fo daß, wenn in einer Diviſion mehr 
Infanterie ald Gavallerie und Artillerie gefiellt werde, dagegen im 
der andern in gleihem Berbältnig mehr Gavallerie und Artillerie 
als Infanterie geflellt werben müfle, was nur durch Uebereinkunft 
zwifchen ben Theilhabern eines unb besfelben gemifchten Armescorps 
bewirft werben könne. Außer biefem übergab ber Eöniglid-würtem- 
bergiſche Herr GBefandte noch Bemerkungen über vie Anträge bes 
achten Ausichuffes der Wiener:-Minifterial-Gonferenzen, die, was ben 
bier vorliegenden Bunct betrifft, mit ben eben angegebenen Bemerkungen 
zu dem öfterreichifhen Votum im Weſentlichen übereinſtimmen. Was 
darin noch weiter enthalten if, beflebt in biefem: 

Dap die über Ablöfung ber Gavallerie gemachten Bemerkungen 
auch auf die Artillerie auszubehnen, und überhaupt bie Befugniß 
der Ablöfung nur denjenigen Staaten eingeräumt werbe, welche eine 
Brigade oder darunter ftellen. 

Baten erkiärte ſich ad 4 gleihbebeutend mit dem, was Würtem⸗ 
berg zu 2 ber öflerreihiichen Abflimmung bemerkte; ad 5 und 6 
wird der Borbehalt einer durchaus freien Uebereinkunft gemacht; ferner 
wird darauf beflanden, daß die Mebertragung an Gavallerie und 
Artillerie nur durch einen Staar beöfelben Armee-Corps geichebe. 

Kurheſſen erachtet, nach bem Grundſatz, daß, mo gleiche Rechte 
vorhanden find, auch gleihe Pflichten obwalten müſſen, eine Er⸗ 
leichterung Ginzelner, nur Durch eine @rleichterung Aller erlangt 
werten Eönne. Jedoch fönne den mindermäcdtigen Staaten, wenn 
fie nur einen Kleinen Theil von Gavallerie und Artillerie zu flellen 
bätten, überlafien werden, fich wegen der Bertretung mit einem 
größern Staate abzufinden. Man könne aber nicht einwilligen, baf 
der DBertreter außer ber Divifion oder doch außer bem Corps gefucht 
werbe. Eben fo wenig könne man einer Mehrflellung an Infanterie 
für Gavallerie beiftimmen, wenn nicht bie legtern von einem andern 
Gorpsmitglieb übernommen werten. 

Wenn binnen eined zu beftimmenben Termins kein Binverftändniß 
über die Vertretung zu Stande kommt, fo würbe bie Bunbeöver- 
fammlung vermittelnd einzufchreiten haben. 

Großherzogthum Heflen ſtimmte den Anträgen bes achten Aus 
ſchuſſes wieterholt bei, und fügte noch Hinzu, daß eine Befreiung ber 
mindermädtigen Bunbesflaaten von Stellung ber Artillerie und Gas 
vallerie nicht nackgegeben, und eben fo wenig verflattet werbe, baß 
irgend ein Bundesſtaat biefe Waffengattungen durch einen nicht zur 
Divifion gehörigen Staat flatt feiner ſtellen Laffen dürfe. 

Dänemark wegen Holftein trägt Darauf an, baf, wenn durch 
die Verminderung ber Cavallerieſtellung und durch etwaige noch zu 
beivilligente Reluition der Gavallerie durch eine flärfere Aufftellung 
ber Infanterie bie gemifchten Divifionen und Corps Gefahr laufen 
follten, ihre Selbſtſtändigkeit zu verlieren, von biefen gemifchten 
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Diviſionen ober Corys feine Cavallerie⸗Detachirung zur großen Cavallerie 
Reſerve ſtatt finden koͤnne. 

Die Art und Weiſe, wie die Cavallerie reluirt werben ſolle, 
nur durch freiwillige Vereinbarung in den Diviſtonen ober Corpé zu 
Gtanbe gebracht werben; follte biefe auf dem angegebnen Wege nicht 
erreicht werben können, fo werde bie Bunbesverfammiung fi zu 
bemühen haben, die Differenz zu vermitteln; follte jedoch auch auf 
biefe Art bie gewünſchte Vereinigung nicht erreicht werben Tönnen, 
fo !önne nur bie für alle Bunbesflaaten gleichverbindlihe Norm, daß 
ein jeber Staat an ber Gtellung von Infanterie, Gavallerie unb 
Artillerie nach der Matrikel verhältuipmäßig gleichen Antheil nehme, 
wieder in Kraft treten, 

Bon Luremburg war der Herr Geſandie noch nicht inſtruirt, 
erflärte fich aber für den Antrag des achten Ausfchufles, fo viel die 
Grieihterung an Gavallerie betriff:. 

Großherzoglich⸗ und berzoglichzfächfifche Häufer verlangten: 

1. daß der Grundſatz anerkannt werde, daß jeber größere 
Bundesſtaat berechtigt fei, für jeden ber mindern, auch für einen 
ſolchen, beflen Gontingent nicht mit dem Gontingent des größeren 
Staates in einem und bemfelben Gorpd vereinigt fei, bie Bertretung 
in Hinficht der, dem mindermädtigen Staate zugerheilten Gavallerie 
und Artillerie (unter Zutbeilung an bie Diviflon zu welder das 
Gontingent gehört) und unter ſolchen Bedingungen zu übernehmen, 
welche burch eine freie Uebereinkunft zwifchen dem vertretenden Staate 
und bemjenigen, welchen ex vertritt, feflgefegt werben würben. 

2. Daß auch ten mindermächtigen Staaten freigelaffen bleibe, 
bie ihnen zugetheilte Cavallerie und Artillerie in dem Maaße, blos 
barauf rebucirt, in Infanterie zu flellen, daß für einen Gavalleriften 
awei, für zwei Artillerifien aber, drei Infanteriften von ihnen geftellt 
würden. 

Naſſau bezieht ſich auf bie Anträge bes achten Ausfchufles, und 
bemerft noch, wie bereits bei bem vorigen Punct angeführt worben, 
in QUnfehung ber freizuftellenden Bertretung der Gavallerie und 
Artillerie durch ſtärkere Infanterieftellung: daß die Anträge des achten 
Ausfchufies in Hinſicht auf bie Bertheidigung bes Bundes in einem 
Bunbeöfriege um fo unbebenkliher erfchienen, ba bie gemifchten 
Armee⸗Corps, im Ball eines Krieges immer ald Theile der ganzen 
Bunbedarmee aufzutreten und zu wirken beflimmt feien, mithin es 
nothwenbdig in die Attributionen des Bundedfeldherrn werte gelegt 
werben, bei ber Anmenbung ber einzelnen Armee-Corps ihre Stärte 
in Gavallerie und Infanterie, wie fie einmal angegeben und für 
immer feftgejeßt fein werde, zu berüdfichtigen, woraus von felbft 
folge, baß zum Zwecke der Bundeskriegtführung ein gleiches Ber: 
hältniß, zwifchen Gavallerie, Artillerie und Infanterie in ben einzelnen 
Armee:Gorps nicht erforderlich erfcheine. 
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Mecklenburg⸗Schwerin und Gtrelig bezieht ſich anf feine gegebene 
Zukisimung zu ben Anträgen bes achten Ausichufles in Betreff all: 
gemeiner @rleichterung. 

Bon gleihmäßiger Grleihterung dürfte überhaupt wohl nur 
bie Rede fein, und iste Ausnahme von ber immer erfi allgemein 
iefzufegenden Regel bemnähft, auf angeflellter Unterſuchung ber 
einzelnen, oft vorübergehenden Umflänbe, welde die Ausnahme zu 
begründen vermoͤchten, erfolgen koͤnnen. 

Die Uebertragung der befondern Waffengattungen, twerbe zweck⸗ 
mäßig nicht anders, wie in berfelben Divifion, ober doch nur in 
benifelben Armee:Gorps zugulaflen fein, wenn dieſe Abtheilungen in 
ihren innern Ginrichtungen einen gewiſſen Beſtand behalten, und bie 
übernommenen Verbindlichkeiten nicht darunter Leiden follten. Die 
Bundesverfammlung fönnte daher auch nur den Mitgliedern eines 
Armee⸗Corpo es überlaflen, wegen folder Vertretungen fi uuter 
einander auf eine billige EBeife fo zu vereinbaren, baß die von bem 
Armee:Gorp6 zu erwartende Leitung dadurch nicht gefchmälert werde. 
Sebe früheren genauen Beſtimmungen bieferhalb, möchten nur bie 
Einheit ber Divifionen und Armee⸗GCorps Rören, und nur in bem 
Bulle, wenn über das Maaß und bie Billigkeit der Bebingungen 
einer ſolchen freiwilligen Bertretung einige Verſchiebenheit abmaltete, 
hätte bie Bundesverfammlung, ſobald fie von ben unterhandelnben 
Mitgliebern angegangen worden, zu verfudhen, durch ihre Vermiticlung 
allenfalls nach ber Vernehmung ber jachkundigen Beurtheilung ber 
Mititär-Gommifflon, jene Anftändenoch zu befeitigen und auszugleichen. 

Holflein, Oldenburg, Anhalt und Schwarzburg ſtimmten im 
Allgemeinen den Anträgen der großbergoglich= und herzoglich⸗ſaͤchſiſchen 
Häufer bei, und drangen auf mögliche Brieichterung. 

Die Bora biefer Staaten enthalten Betrachtungen, welche bes 
zweden, bie dringend wiederholte Anforverung um Grleichterung bei 
ber Gontingentflellung vorzüglich in Hinſicht auf ben Briedensfland, 
iu begründen; es wird barin behauptet, daß ein Ausichlag des 
Gontingents nah dem numerifhen Verhaͤltniß mit ber Gleichheit 
der Nechte, in Bezug auf die Mindermächtigen nicht correspondire, 
und daß es fcheine, als babe ber Bund an der Reluition ber koſtbareren 
MWaffengattungen, (welche als Brieichterungsmittel dienen folle) mehr 
Interefle, als die mindermächtigen Staaten felbfl. Die Befreiung 
von Stellung ber Gavaflerie und Artillerie wird wiederholt anges 
Iprochen, mit bem Bemerken, daß fi wohl noch manches Auskunfts: 
mittel werde finden laflen, wenn man nur nicht allzuftreng auf bie 
Vertheilung aller Waffengattungen unter alle Buntesglieber beſtehen 
mwolle, fo laſſe fit vielleicht durch Uebernahme eines Theile beö 
Trains von Seiten ber Mindermächtigen eine nit unzmedmäßige 
Ausgleikung treffen. Sie wünfhten nichts mehr als daß biefe 
bödftwichtige Angelegenheit in vertrauensvoller Einhelligkeit ber 
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Bundesglieder georbnet werde. Nur bas eine vermödten fie nicht: 
wiſſentlich den Ruin ihrer Unterthanen zu unterfchreiben. 

Lichtenfleiu, Reuß unb Schaumburg⸗Lippe Inhäriren ber großs 
herzoglich⸗ und herzoglichſaͤchſiſchen Abflimmung, unb dringen auf 
thunlichfte Erleichterung ber kleinern Staaten, wo möglich auf gänzliche 
Befreiung an Gıellung ber Gavallerie und Artillerie. 

Lippe ſchließt fi, wenn eine gänzliche Befreiung von Gavallerie 
and Artillerie nicht zu erzielen fein follte, ben Votis an, welche den 
Wunſch äußern, daß jeder Pleine Staat feine Eavallerie und Artillerie 
eatweber in natura flellen, ober für jeden Gavalleriften zwei Infanteriften, 
brei für jeben Artillerifien, aufzubringen habe. 

Die freien Städte traten den Anträgen bed achten Ausfchuffes 
bei, und bezeugten den Wunſch, daß alle Erleichterungen, welche 
mit bem Zwecke vereinbar find, gewährt werden möchten. 

Nachdem man auf diefe Art fih die Vota vertraulich mitgetheilt 
hatte, ſtellte das Präfibium der Erwägung ber Bunbesverfammlung 
anheim, biefe verfchiebenen Vota an ben BunbestagssAusfhuß in 
Militär: Angelegenheiten gelangen zu laſſen, damit biefer in Stand 
gelegt werde, fein eventuelles Gutachten hierüber ber hohen Bundes: 
verfammlung vorzulegen. 

S. 40. Ad e. Grieihterung ber kleineren Staaten. Reſultate. 

Benn man ſaͤmmtliche Abflimmungen im Allgemeinen überfiebt, 
fo ergiebt ſich, daß auf die Anträge der Mindermächtigen, wenn man 
fhon vorausfegte, daß Gleichheit ber Btecdhte auch @leichheit der 
VPflichten mit fi bringe, doch bie meiſten Bunbesglieder mit mehr 
ober winderer Beftimmtheit fi dahin ausgeſprochen haben, baß es 
billig und wünfdyenswerth fet, den kleinern Staaten alle Erleichterungen 
gebeihen zu laſſen, welche nur immer mit ter Erreichung bes Zwecks 
ſich vereinbaren laſſe. 

Der achte Ausſchuß der Wiener⸗Miniſterial-Couferenzen erkannte 
die Wichtigkeit der von ben Mindermächtigen vorgelegten Gründe, 
und empfahl deren Wünſche und Forberungen über die von ihm 
gemachten Anträge hinaus, dem Plenum zur moͤglichſten Berückſichtigung. 

Würtemberg räumte bei der Abſtimmung in der 28. Sitzung 
ein, daß die Mittel eines Lanbed mit feinem Umfange in einem 
andern als reinsarithmetiichen Verhältniſſe wüchſen. 

Ad f. Die Erfagleiftung an Meiterei und Artillerie durch andere 
Staaten. 

Ueber bad Wie einer auszufprechenden Grleichterung zeigten ſich 
jedoch Hin unb wieder einige abweichende Anfickten, und zwar in 
Berfolgung des bereitß früher angeregten und von bem achten Ausichuß 
aufs Neue in Anızag gebrachten Grundfages, daß bie gewünſchte 
Grieichterung vorzüglich in Beſtimmung ber MWaffengattungen, unb 
in Reluirung einiger derfelben gefunben werben mögen. 

Gämmtlihe Staaten waren damit einverftanden, daß bei ben 
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fleineren Gontingenten bie Vertretung der Artillerie und Gavallerie 
burch größere Bundesgliever, als billig und zweckmäßig zu geftatten ſei. 

Das Gutachten bes achten Ausfchufles, und Deflerreih wollten 
nachlaflen, daß bie Vertretung ber Artillerie unb Gavallerie wenn 
fie nicht zwiſchen den Gliedern berfelben Divifion oder deſſelben 
Armee-Corps zu Stande kommen, auch durch andere Bunbesglieber 
nefcheben könne. Preußen erflärte ſich nicht dagegen. Die groß: 
herzoglich⸗ und berzoglich:fächfifchen Käufer forderten ausbrüdiich 
eine ſolche Ausdehnung ber Reluitiond:Befugnifle. Andere besgleichen, 
indem fie fih ben Abfimmungen biefer Häufer anfchloflen; als: 
Holftein: Oldenburg, Anhalt, Schwarzburg, LKichtenftein, Neuß, Lippe. 
Anbere feinen eine ſolche Befugniß dadurch zugulaflen, daß fie ben 
Anträgen des achten Audfchufles beiflimmten, als: Naſſau und freie 
Städte. Dagegen wiberfprachen dem, daß bie Vertretung außer ber 
Divifion oder bein Armee:Corps flatt finden könne, zum Theil mit 
Nahbrud, als: Baiern, Sachſen (Königreich), Hannover, Würtemberg, 
Kurheſſen, Großherzogthum Hefien, beide Medlenburg. 

Ad g. Die Nusmittelung eines billigen Maaßſtabes ver 
Grfagleiftung. 

Schon in ben Bemerkungen zu ben Grunbzügen verlangten 
einige Staaten von Stellung der Artillerie und Cavallerie befreit zw 
werben. Die großberzoglih = und herzoglid-jächflfhen Häufer beten 
dafür im Allgemeinen eine Erſatzleiſtung durch Mebrfielung an 
Infanterie; Reuß jüngere Linie und Walde verlangten ebenfalls ihr 
Gontingent lediglich in Infanterie zu ſtellen. 

An biefe fchloflen ſich nach und nad, vor und während ber 
Wiener Gonferenzen, fämmtlide mindermädtige Staaten an, indem 
fie theils eine unbebingte Befreiung von Artillerie und Gavallerie 
anjpradden, oder verlangten, bafür mehr Infanterie ftellen oder fi 
hinſichtlich ber Artillerie und Gavallerie von andern vertreten Laflen 
zu koͤnnen. 

Die Vertretung wurbe, wie bereitö bemerft, von allen Staaten, 
wenn auch mit Beichränkungen, zugeflanden, nicht fo bie Reluirung 
durch Mehrſtellung an Infanterie ober eine andere Art, melde bas 
angenommene Verhältniß der Waflengattungen verrüden Eönnte. 

Der achte Ausfchuß hatte, in Betrachtung ber Wünſche der kleinern 
Staaten, pos. 5. feiner Anträge, ben Satz aufgenommen, daß von 
diefen Staaten für einen Bavalleriften drei Infanteriften geftellt werben, 
und dann in ber Divifton um fo viel Infanterie mehr und Gavallerie 
meniger fein fönnte. Dafür flimmten Deflerreih, Preußen, Baiern; 
bagegen Hannover und Kurheffen unbedingt, Sachen und Würtemberg 
äußerten ſich nur in fofern dagegen, als dadurch bezwedt merben 
wolle, das Verhältniß der Gavallerie zu vermintern. Gie waren 
tamit einverftanden, wenn ein anberer Staat im Armeecorpd um ſo 
viel Bavallerie mehr und Infanterie weniger flellen werde. Hierüber 
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tom auch zur Sprache, in wiefern eine Ginwirfung der Bundes: 
verfammlung flatt finden koͤnne. 

In der 28. Wiener Gonferenz hatte Sachſen (Königreih) dahin 
geflimmt, daß wenn unter den betreffenden Staaten eine Uebereinkunft 
nicht zu Stande komme, nach dem früheren Antrage ber Militär: 
Commiſſion' die Bundesverfammlung zu entfcheiden habe. Bei Ge⸗ 
legenheit biefer Löniglich :fähfifgen Abflimmung bemerkten jeboch 
mehrere Gonferengs Mitglieder, daß nur eine freie Vereinbarung und 
feine Art von Zwang flatt finden bürfe. 

Sannover und Kurheſſen Außerten: im Balle eine freie Ueber: 
eintunft nicht flatt finde, bleibe für einen jeben Staat die Verbindlich: 
feit der matritularmäßigenGontingentftellung nach allen Waffengattungen. 

Mürtemberg Außerte fih im ähnlichen Sinne, jedoch in ber Art, 
baf ein jeber Staat für fich verbindlich bleibe, bis er die Vertretung 
durch einen andern angezeigt, dann fei lehterer dafür tem Vunde 
vollflommen verbindlich. 

Dänemark für Holftein, und Baben wollen nur eine freie Ver: 
einbarung zulaflen. 

Baiern war in ber vertraulichen Gigung vom 17. Auguft der 
Meinung, daß, wenn zwei Bunbesflaaten über die Vertretung der 
Waffengattungen fidy nicht vereinigen fönnten, gleichwohl die Bunbes- 
verfammlung vermittelnb einzufchreiten babe. Welche Anflcht auch 
Kurbeflen hatte. 

Nach diefer Zufammenftellung wäre die Tendenz ber Geſammtheit 
allenfalls in folgende Deliberationspuncte zufammen zu faflen. 

$. 41. Antrag. 
Ad e. Ürleichterung ber fleineren Staaten. 

1. Den mindermädtigen Staaten wäre in Hinficht bes Ber: 
hältniffes der Waffengattungen alle Erleichterung zu gewähren, welche 
ohne Nachtheil für ben Zweck flatt finden Tann. 

2. In biefe Cathegorie gehören alle Bunbesflaaten, beren Con⸗ 
tingent zum Bunbesbeere nicht über eine Brigade ausmacht, 

Au f. Grfagleiftungen an Reiterei und Artillerie durch antere 
Gtaaten. 

3. Diefen Staaten ift überlaffen, in fofern fle desfalle eine 
Bereinigung mit antern Bunbesftauten treffen können, ihr Kontingent 
allein an Infanterie zu ſtellen, wogegen fie aldbann denjenigen 
Bumdeöglietern, welche für fie den Antheil der Artillerie und Gavallerie 
übernehmen, die mehreren Koften für bie Errichtung und ben Unter: 
balt diefer Walfengattungen nad einem billigen Anfchlage zu ver: 
güten baben 

4. Der Erſatz ber für biefelben zu flellenden Artillerie und 
Neiterei kann in keinem Falle von einem nicht In derfelben Divifton 
oder wenigſtens in temfelben Armee:Gorps befindlichen Bundesgliede 
übernommen werden. 
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3. Die liebernahme ber Stellung einer MBaffengattung eines 
Bundesſtaates für ben andern, kann nur Gegenfland einer freien Ver⸗ 
einbarung unter den Bunbeögliebern fein. 

6. Bemn die zu einer Divifien vereinigten Bunbesflaaten ih 
über die Gtellang des Gefchüges und ber Reiterei nicht vergleichen 
tünnen, fo hat bie Bnnbeöverfaumiung vermittelud einzuwirken. 

7 Sollte dur die Bermittelung der Bunbesverfaumlang eine 
Bereinbarung nicht erreicht werben, fo bleibt ben betreffenden Graaten 
die Verbindlichkeit, ihr Kontingent mit allen MWaffengattungen nad 
den für bie Allgemeinheit befichenden Beſtimmungen, nadı ber Matritel 
in natura gu ſtellen. 

8. Bergleiche, weldhe nad $. 3. zwiſchen Bundesgliebern zu 
Stande kommen, find von beiden hellen der Bunbeöverfammlung 
anzuzeigen. Mit biefer Anzeige übernimmt der vertreteube Gtaat, in 
Hinſicht der übernommenen Waffengatiungen gegen ben Bund ganj 
biefeibe Verbindlichkeit, weiche dem vertretenen Gtaste wor bem Ber: 
gleihe oblag. 


Ad g. Die Uusmittelung eines billigen Maaßſtabes ber 
Grfagleiftung. 

9. Gellten die in $. 2. bezeichneten Bandesſtaaten es vorgichen 
(anftatt nah F. 3. mit einem andern Bunbesflaate wegen gängliger 
Uebernahme ber Artillerie und Gavallerie gegen Bergätung ein Ueber⸗ 
einfonmen zu treffen), für die Kavallerie and Artillerie mehr Infanterie 
zu flellen, fo iR Ihnen ſolches nach einem Berbälmiffe (weiches bie 
MiittärsGommifflen näher beſtimmen wird), etwa brei Jufanteriſten 
für einen Gavalleriften, geflatiet, in ber Art jebech, ba nach einem 
besfalld vorbergegangenen Lebereinfommen ein anbered Bunbesglieb 
der Divifion oder des Armee:Gorps ſich anheiſchig macht, nach dem⸗ 
felben Berhältnig um fo viel Artillerie nud Gavallerie mehr, und 
um fo viel Infanterie weniger gm flellen. 

10. Wäre die Militär: Gommifflon zum Gutachten aufzuferbern, 
ob ſich nit noch andere billige Erfagmittel finden lichen, insbeſondere 
ob nicht ein ſolches Mittel in einem erhöhten Berbälmiß für bie 
Mindermädtigen in Anfehnng ber Fuhrweſend⸗Stellung oder in einem 
Beitrage zu ben Gorpöfoflen gefunden werben könnte. Dann, in 
wiefern nicht in einzelnen Fällen, mo eine Bertretung an BReiterei 
und Artillerie durch Uebereinkunft im ArmeesGorps nicht zu erreichen 
wäre, dennoch bie Mebrfiellung von Infanterie für jene Waſfen⸗ 
gattungen flatt finden koͤnnte. 

Borfiehenbe Buncte könnten ber Militär:Gommifflon zur Orund⸗ 
(age dienen, nm barauf ihr, der Bunbes:DVerfammlung zur Benchmigung 
vorzulegente® Gutachten zu gründen. 
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$. 42. 
Ad I. h. Die Gtellung bes Belagerungs: Parks. 
Grundzüge und Bemerkungen. 

Zu dem $. 15. der Grundzüge der Kriegöverfaffung bes deutſchen 
Bundes, welder von bem Kaliber des Geſchütes handelt, machte 
Baden die Bemerkung, daB man bie Beſtimmung wegen eines Be- 
fagerungsparfs und Bonton:Traind vermiffe, und erachtete, daß entweder 
für das ganze Heer die Bildung eines Belagerungsparks von einigen 
Bunbert Kanonen nebft einem PBonton: Train angenommen und auf 
die größeren und mittleren Gtaaten repartiret, ober daß, was (die 
längere Berzögerung abgerechnet) vorzuziehen wäre, bei Fünftiger 
Ausrüftung der Bunbeöfeflungen, welche obnehin auf Geſammtkoſten 
gefcheben müffe, auf einen Belagerungsparf und einen angemeffenen 
Bonton.Train in jeber Feſtung, aufer dem zur Vertheidigung der⸗ 
felben gehörigen Geſchüze, Müdfiht genommen werde, über welde 
Vorſchläge noch bie Militär-Commiſſion zu vernehmen wäre. 

$. 43. Vertrauliche Sigungen und Militär⸗Commiſſion. 

In der vertraulichen Gigung vom 8. März 1819 äußerte auch 
Würtemberg bie Meinung, daß bie Militär⸗Commiſſion zum Gut⸗ 
achten über die Bildung des Belsgerungsparts und Ponton-Trains 
aufzuforbern ſe. Womit vor der Hand fämmtlihe Gtinmen ein 
verflanden waren. 

Als demnächſt die Militär-Gommifflon vermöge ber an fle ere 
gangenen Aufforderung bie Grundzüge durchging, kam in ihrer 
funfzehnten Sigung am 9. Juni 1819 bei bem $. 14, weldher von 
dem Berbältnig ber Artillerie zum ansrüdenden Heere banbelt, in 
Antrag, auch den Belagerungsparf zu berühren, zu dem Ende fid 
über die Zufammenfegung und Ausräftung besfelben zu verfländigen, 
nach vorbergegangener Uebereinkunft eine Tabelle barüber zu fertigen 
und ben biesfallfigen Entwurf den Brundzügen bei biefem $. mit tem 
Zufag beizulegen: 

„Ueber bieien Stand der Beldgefhüge muß ein Nelagerungsparf 

von ſämmtlichen Bundesftaaten in natura nach ber Matrifel geftellt 
und beim Beginnen bed Feldzuges vereinigt werten, wozu ber bei- 
liegende Ausweis bas Erforderniß und bie Gincheilung angiebt“. 

Sämmtliche Berollmädtigten waren ber Meinung, daB die Be: 
merkung wegen bes Belugerungspark& zu biefem Paragraphen gehöre 
und die vorgeihlagene Tabelle bemfelben beizufegen wäre, wenn man 
ſich über die Detaild vereinigt haben werde. 

$. 44. Wiener Conferenzen. 

Auch biefer Bunct beruhte von da an bis zu ben Wiener Con⸗ 
ierenzen, wo er In den Anträgen bes adıten Ausfchufles eine Stelle 
fand. Sie if folgende (pos. 7). 

Die Stellung ber Belagerungsparks bürften diejenigen Bunbes⸗ 
ſtaaten, welche eigene Armee:Gorps bilden, ober auch bereits mit 
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ſolchen Bars verfehen ind, für den Bund zu übernehmen ſich geneigt 
finden laſſen, jedoch in ber Art, baf bie noch näher zu beflimmenden 
Koften für den Gebrauch foldher PVarks im Kriege auch vom ganzen 
Bunde nad der Matrifel getragen werben. 

Dei ber Abftimmung in ber acht und zwanzigfien Wiener Con⸗ 
ferenz über die Anträge bes achten Ausichufles wurde biefes Punktes 
namentlih nur von Baiern erwähnt, weldıs erflärte, feinen Antheil 
zum Belagerungsparf in natura flellen zu können. 

Drfterreih nahm im Allgemeinen bie in ben PBrotocollen ber 
Miiitär:Gommiffion enthaltenen Beſtimmungen au, wohin alfe aud 
jene oben erwähnte über ben Belagerungspark gezählt werden faun 

Breußen erklärte fi für bie öfterreichifchen Anträge, wenn die 
Mehrheit fih bafür ausſprechen ſollte. 

Großherzogthum Heſſen und Naſſau erflärten ſich mit ben An⸗ 
trägen des achten Ausſchuſſes einverſtanden. 

Dänemark für Holſtein willigte ein, daß bie Anträge des achten 
Ausſchuſſes der MilitärsGommiffion zur Grundlage weiterer Aus: 
arbeitung dienen. 

In ben Abfimmungen, reſp. Bemerkungen, ber übrigen Staaten 
läßt ſich auch keine indirecte Beziehung auf den Belagerungsparf finden. 


6. 45. NReuefle eventuelle Abfimmungen. 

Sn ber vertraufihen Gigung vom 17. Ang. kam diefer Gegen: 
Rand ebenfalls nur beiläufig bei Gelegenheit der Gontingentfiellung 
jur Gprade. 

Deſterreich. In der von dem Herrn Gefandten vertranlich mits 
getheilten Infiruction wird zwar im Befondern ber Belagerungspark 
nicht erwähnt, jedoch im Allgemeinen tie Grundzüge über die Militärs 
Berfafiung ſowohl, als auch die in ben Protocollen ber Militärs 
Gommifflon enthaltenen Beflimmungen über bas Bundetheer ange 
nommen; es gilt alfo auch bier die bereit zu ber Öfterreichifchen 
Abſtimmung in ben Wiener Gonferenzen gemachte Bemerkung. 

Preußen erflärte wiederholt, den öſterreichiſchen Anträgen im 
Weſentlichen beizutreten. 

Baiern äußerte: es wäre jenem Bunbesflaat zu überlaſſen, feinen 
Antheil am Belagerungsparf In natura zu fielen, wie fih bann 
Baieın für das fiebente Armee⸗Corpé bereit erklärte. 

Sachſen (Koͤnigreich): die Stellung der Belagerungsparts würben 
biejenigen Bunbeöflaaten, welche vigene Armee⸗Corpé bildeten, ober 
auch bereits mit foldhen Parks verfehen wären, für ben Bund zu 
übernehmen fich geneigt finden laſſen; jebo& in ber Art, baß die 
noch näher zu beflimmenden Koften für den Gebrauch foldher Bars 
im Kriege auch von bem ganzen Bunde nad ber Matrifel getragen 
würben. 

Sannover und Braunfchweig nahmen feinen Aufland, bemjenigen 
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beizutreten, was in ben Anträgen bes achten Ausfchuflee wegen 
Stellung bes Belagerungsparks vorgeſchlagen wurbe. 

MWürtemberg wie Baiern. 

Baden unterwirft die besiulifigen Anträge bes achten Ausſchuſſes 
im Allgemeinen Teinem Anſtand. Dabei erachtet es, es wäre doch 
allgemein feftzufegen, baß, flatt ber Theilnahme an ben in biefer 
Beziehung erwachfennen Koften. auch bas Betreffniß ſelbſt geſtellt 
werben bürfte; weshalb denn auch Baben den betreffenden Anthell in 
natura flellen zu wollen erklärte. 

Kurheflen finde gegen ben Antrag nichts einzuwenden. 

Großherzogthum Heffen flimmt, fo wie in ber 28. Gitung ber 
Biener Minifterial-Eonferenzen, im Allgemeinen ben Anträgen des 
achten Ausichufles bei. 

Dänemark wegen Holſtein unb Lauenburg, tritt ben baleriſchen 
und Föniglich:fächflichen Aeußerungen bei. 

Naſſau flimmt nach den Anträgen bed achten Ausfchufies. 

Mecklenburg-Schwerin und Strelig beögleichen. 

Die übrigen Stimmen haben deshalb feine Erklärungen abgegeben. 

Bon der Militär-Gommifflon ift biefer Punct bes Belagerungs- 
park noch nicht bearbeitet, nur in ihrer 26. Sitzung vom 27. Zuli 
laufenden Jahrs brachte der Vorſitgende mehrere noch zu fertigende 
Audarbeitungen zur Sprache, unter welchen aud ber Entwurf zur 
Aufftelung eined Belagerungsparks für bas Bundesheer benannt If. 
Die Bertigung desſelben fchien ihm Feiner Schwierigkeit zu unters 
liegen, wenn barin bloß 

1. die Anzahl und Gattung des nothiwendigen Geſchüges und 
ber dazu gehörigen fonftigen Geräthſchaften und Bedürfniſſe, 

Se 2. der für felbigen anzunehmende verhältnifmäßige Munitions⸗ 
darf, 

3. bie Stärke beö zu feiner Transportiruug unb Bebienung 
unentbehrlihen Fuhrweſens⸗ und Artillerie: Perfonals, 

4. bad erforderliche Berfonal an Mineurs und Sappeurs, nebſt 
allen Übrigen Ingenieur-Bebürfnifien, die zu einer Belagerung im 
Berhältnig der angenommenen Trainflärke notwendig fein — be 
rüdficgtiget wuͤrden. 


. 46. Antrag. 

Diefer Gegenftand möchte gauz nad biefer von ber Militärs 
Commiſſion fi ſelbſt gefehten Aufgabe vor allem auszuarbeiten fein, 
indem erſt dadurch ben einzelnen Bundesflaaten ein Anhaltspunct 
gegeben wird, ſich über die Mobaliäten, ber Aufflellung und Aus: 
rüftung und die zwedmäßigfte Art feiner —— GSicherheit 
äußern zu können. Allenfalls möchte die Militaͤr⸗Commifſton noch 
aufzufordern fein, einer ſolchen Ausarbeitung auch einen beiläufigen 
Koftenanfchlag beizufügen, um darin einen Maaßſtab zu finden, nad 


